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2.—8. Jan. [OeflerreigeIingarn.] Conferenzen des öſterreichiſchen und des 
ungarischen Gabinets in Peith über die Ausgleichäfrage. Die Ungarn 
ftellen die weiteftgehenden Forderungen. Die Eonferenzen bleiben ba= 
ber vorerft refultatlo8 und werben abgebrochen. 

» [Grieenland.] Kammer: bejchliegt mit 74 gegen 14 Stimmen, 
das frühere Minifterium Bulgaris wegen Verletzung der Berfafjung 
zur Verantwortung zu ziehen. 

8 „ [Dentihland: Preußen] Fürft Bismarck fchlägt dem preuß. Mini- 

fterium die Abtretung ber preuß. Eifenbahnen an das Reich vor. 

»„ « [Deutihland: Preußen] Das Obertribunal verfügt die Schließ— 

ung be3 rl Vereins deutjcher Katholiken. 


> 


10. „ [Pforte] verſucht Einipradde gegen die Annahme der jog. Rote 
Andrafiy v. 30. Dec. 1875 wie gegen jede Mittheilung einer Gollectiv: 
oder — Note Seitens der Mächte, muß jedoch ſchließlich darauf 
verzichten. 

11. „ [Stalien.] Die Regierung verlangt von den Präfecten genaue Auf: 


ſchlüſſe über den Beftand x. der milden Stiftungen jeder Provinz, 
wohl in der Abficht, diefelben, die meift jehr nachläſſig oder zweck⸗ 
widrig verwaltet werden, der ftaatlichen Verwaltung zu unterziehen. 

12. „ L[Oeflerreidslingarn: Defterreih.] Die Fractionen de3 Reichsraths, 
durch die Forderungen Ungarns bez. des Ausgleichs in große Auf: 
regung ich. find darüber von vornherein einig, daß Deflerreidh ſich 
eine weſentlich noch größere am egenüber Ungarn nicht ge: 
fallen lafjen könne und nicht gefallen at werde. 

13. „ Oeſtexreich-Ungarn: Oeſterreich.]) In Tirol haben ſich in Inns⸗ 
bruck und Meran proteſtantiſche Gemeinden trotz aller Agitation der 
Ultramontanen conſtituirt. 

v„ „Frankreich.] Der Marſchall-Präſident erläßt für die bevorftehen: 
ben allg. Kammerwahlen eine Art Wahlmanifeft, in dem er den Aus: 
druck Republik gefliffentlich vermeidet, aber hinwiederum doch die ehr: 
liche Ausführung der neuen Verſafſungsgeſehze betont. 

Mitte „ [Dänemark] Die Partei der Linken gewinnt immer mehr Boben, 
jet wieder bei Gelegenheit ber Neuwahl der Stabträthe in einer 

eihe von Städten. 

16. „ (Frankreich. Wahl der Wahlmänner für die Senatöwahlen in 
ganz Frankreich. Der Minifterpräfident Buffet jet dabei den ganzen 
ihm zur Verfügung ftehenden Apparat in Thätigkeit, um antirepubli: 
canifche Wahlen zu erzwingen. 

17. „ [Deutihland.] Der Führer des ultramontanen Gentrumd des 
Reichsſstags, Windthorſt, ſpricht Fich ſehr entichieden gegen alle und 
jede Eompromißgedanten im Culturkampf aus. 
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17. San. (Oeſterreich-Ungarn: Defterreih.] Herrenhaus: genehmigt 
das een gegen die Regierung nach den Beichlüffen des Abg. 
Haufes, lehnt dagegen das Altkatholitengejch desſelben ab. 

» « [Pforte] Die türkifchen Reformen erleiden dad Echidjal, welches 

borauszufehen war. Der Bali (Statthalter) von Bosnien fieht fich 

gezwungen, wegen offenen Wibderftandes der muhamedaniichen Begs 
die Ausführung der Reform-Irade des Sultans v. 14. Der. dv. Is. 
au fiftiren. Der Zehnt wird wieder verfteigert und die Pächter treis 
en bdenfelben nad Gutdünfen ein. Don einer Verfländigung mit 

ben Inſurgenten fann unter dieſen Umftänden feine Rede jein. Im 

.. bie Unzufriedenheit ift wieder im Steigen. 

v„. [Deutihland: Preußen.] Abg.eHaus: Die Regierun leg dem⸗ 
ſelben einen Geſetzentwurf vor, nach welchem bie beutiche prache 
die außfchließliche Gejchäftsiprache der Behörden, aljo 3. B. aud in 
Poſen, fein ſoll. 
v» „eſterreich-Ungarn: Ungarn] Wbg.-Haus: nimmt die Gomi« 

tatsreform nach den Vorſchlägen Tisza's mit 217 gegen 60 Stim- 
men an. 

„ » ‚[Italien.] Der Unterrichtäminifter Bonghi macht endlich Ernſt, die 
Gejeke auch gegenüber den geiftlichen Seminarien a Die 
Biſchöfe verfuchen zuerft Miderftand, fügen fich aber jchlieklich doch. 

u . [Schweden] Eröffnung des Reichstags. Im der Thronrede er: 
flärt der König, daß er, nachdem die Vorlage betr. Reorganijation 
ber Armee in der lepten Seifion wiederum verworfen worden, dieß- 
mal dem Reichdtag nur Maßregeln für den Mebergang zu einer neuen 
Organifation werde vorlegen laſſen, jo wie. Mahregeln für Entwid: 
lung der Flotte. 

20. „ [Deutihland: Preußen.) Ein Erlaß be3 Königs verkündet die von 
ber Gen.“Synode beichlofjene Generaliynodalordnung mit geringen 
Aenderungen al3 kirchliche Ordnung, bevor fi) der Landtag darüber 
Br Fon de bat. 

» [Spanien] Allg. Eorteswahlen. Diejelben ergeben anf 406 
Abgeordnete nur 30 Gageftiner, 10 ausgeſprochene Ulttamontanen 
und 3 Republicaner, worunter Gaftelar; alle übrigen find mehr oder 
weniger minifteriell. 

21. „ [Italien] Die Regierung kauft nach längeren Unterhandlungen 
auch die füdlichen Eifenbahnen für den Staat an. Sämmtliche Eijen: 
er de3 Landes werden aljo in das Eigentum bes Staates über: 
gehen. 

22. „ [Deutihland.] Die Fortſchrittspartei des Neichdtags und bes 
gt. erklärt fich gegen den Anlauf der Eijenbahnen durch 

3 Reid). 

25. „ [Spanien] Beginn der umfafjendften Operationen gegen die Gar: 
liften, um dem Bürgerkrieg endlich ein Ziel zu feken. 

26. „ [Schweben.]) II. Kammer: Die Wahl der Ausſchüſſe beweist, daß 
bie ſog. Landmannspartei nody immer die Majorität der Hammer 
ausmacht mit ca. 120 Stimmen gegen ca. 75. In ber I. Kammer 
dagegen ift fie mit ca. 30 Stimmen in der Minderheit. 

27. „ [Deutjches Reich] Reichstag: lehnt ben ſog. Sorialiften:$ in 
der ihm von der Regierung vorgelegten Strafrechtänovelle faft ein- 
flimmig ab. 

v„ [Deutjches Reich.] Reichstag: lehnt auch den verfchärften Kane 
zel:$ an trafrechtänovelle, doc) nur mit 136 gegen 132 Gtim- 
men, ab, 


19. 


nn 


28. 
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29. Jan. Deutſches Reich.) Reichsſstag: nimmt den ſog. Arnim:$ ber 
Strafrechtsnovelle etwas verändert mit 179 gegen 120 Etimmen an. 
2 en Ungarn.] Franz Deal}. = 
v„ » [Rupland.] Die Regierung veröffentlicht das Budget für 1877. 
Derjelbe zeigt einen kleinen Ueberſchuß von 86,000 Rubeln. 

30. „ [Brantreig.] Wahl der Senatoren in ganz frankreich. Diejelbe 
fällt für die confervativen und antirepublicaniichen Parteien in fo 
fern günftig aus, baß fie wo nicht auf eine fleine Majorität doch 
auf eine der Majorität ſehr nahe Minorität im fünftigen Senat 
zählen können. Buffet jelbit fällt jedoch durch, läßt fich aber, ba= 
durch erbittert, jofort in 2 oder 3 MWaplcollegien ala Gandidat für 
die Dep.⸗Kammer aufftellen und verdoppelt feinen Drud auf die Be 
amten, um conjervative Wahlen zu erzwingen. 

31. „ [Pforte] Die fog. Note Andraffy wird der Pforte von den Ber: 
tretern der Mächte überreicht. 

— „ [Pforte] Auch in Bulgarien jollen 2 der Reform: jrabe des 
Sultans nad einem Befehl aus Konftantinopel die rüdftändigen 
Steuern binnen 4 Wochen eingeliefert twerdben und werden ba 
auf's rücdfichtälofefte und willfürlichite eingetrieben. Die anfängliche 
Freude über jene Reformirade jchlägt daher raſch in's Gegentheil 
um und macht einer allgemeinen Sährung Plap. 


Anf. Febr. [Dänemark] Die Partei der Linken conftatirt gelegentlich 
der Sandidatur eines Socialdemocraten für einen Eik im Reichstage 
fo jcharf wie möglich, daß ihre Oppofition im Folfething gegen die 
Regierung mit den Zielen der Socialdemocratie ganz und gar nichts 
gemein habe. 

2. „ [Deutichlanb: Preußen] Die Regierung beantragt endlich beim 
Zauenburgifchen Landtage die Einverleibung des Landes in Preußen. 

» » [Spanien] Sie Regierungstruppen find bis Eſtella, den feiten 
Gentralpunct der Garlijten, vorgerüdt. 

v» . [Bforte: Serbien] Die Scupichtina wird von Milan auf un: 

immte Zeit vertagt. In ber öffentlichen Meinung hat inzwiſchen 
die Actionspartei entjchieden die Oberhand gewonnen und der junge 
Fürſt ift machgerate ziemlich rathlos. 

3 , [BDeutigland: Preußen.) Der abgejehte Erzb. v. Poſen, Lebochomsti, 
wird aus feiner zweijährigen Gefängnißhaft nach Verbüßung der: 
jelben entlafien und geht nad) Rom. 

6. „ [Rupland.) Ein Ukas des Kaiſers befiehlt die Aufhebung der 
bisherigen Stelle eined Generalgouverneurs von Livland, Efthland 
und Kurland. Die Mahregel ruft in den Oftfeeprovinzen große Be: 
fürchtungen hervor. 

„ » [Rußland] Die griehifchunirte Gemeinde in Warſchau tritt feier: 
lich zur ortyodoren Kirche über. Die Union Hört in Gongreßpolen 
damit formell auf zu eriftixen. 

7.—10. „ [Deutides on Reichatag: Ste Leſung der Strafrechtänovelle: 
der verjchärfte Kanzel:$ wird num doch mit 173 gegen 162 Stimmen 
angenommen, dagegen werben die übrigen in 2ter Leſung veriworfenen 
88 neuerdingd fat einftimmig abgelehnt. Rebe Bismarks. 

13. „ [Pforte] nimmt durch eine Note des Minifterd des Ausw. an ben 
öfterr. Botichafter in Konftantinopel und durch eine Circulardepeſche 
an ihre Vertreter im Auslande die Forderungen ber Andrafiy’ichen 
Note bis auf eine förmlich an. 

14. „ [Deutihland: Preußen.) Abg.Haus: Die Regierung legt dem: 

1* 
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jelben einen Geſetzentwurf betr. die evang. Kirchenverfaſſung in ben 
8 älteren Provinzen vor. 
15. Ger [Spanien.] Eröffnung ber Cortes. Thronrede des Königs 
on? 


„ » [ESpanien.] Der Biichof von Menorca eröffnet eine fürmliche Ver: 
Ir ung gegen die Proteftanten, um die Schulen und Kirchen ber: 
elben wo möglich) wieder auszurotten. Tie Regierung ift damit 
offenbar einverjtanden, joweit fie nicht die Rüdficht a die öffent: 
liche Meinung des Auslandes etwas zurüdhält. 

Mitte „ — Das große Unternehmen der Gotthardbahn geräth in 
eine ſchwere Kriſis, da ſich herausſtellt, daß die Vollendung desſelben 
"r weniger ala 102 Mill. über den Voranſchlag hinaus erfordert. 

15. „ |S2änemarf.) Folkething: nimmt einen von der Linken einge: 
brachten Geſehentwurf betr. Miniftetverantiwortlichfeit mit 54 gegen 
32 Stimmen an. 

16. „ [Deutihland: Eljah: Lothringen] Die Regierung belegt ben 
I be3 Biſchofs von Straßburg mit Beichlag. 

» Rußland.) Die Adelsmarſchälle der Oſtſeeprovinzen, welche beim 
Kaifer jelbft gegen die Aufhebung der Etelle eines Generalgouver: 
neurs remonftriren, werden bon demſelben beruhigt. 

» ». [Pforte: Herzegowina.) Die in der Suttorina verjammelten In: 
furgentenchef3 Ichnen die für fie in der Andraffy’ichen Note geforder: 
ten unb von ber Pforte zugeftandenen Reformen ab, da ihnen feinerlei 
Garantie geboten fei, daß diejelben auch wirklich zur Ausführung 
gelangen würden, wenn fie fich unterwürfen. 

17. „ [Deutjches Reich.] Der preuß. Staatögerichtshof leitet gegen 
den ehem. Botichafter Grafen Harry Arnim eine Unterfuchung wegen 
Zanbdesverrath ein. 

v u. [Deutjches Reich: Preußen] Abg.-Haus: Die Regierung legt 
bemfelben einen Gejegentwurf über die Auffichtärechte des Staat? bei 
der Verwaltung ber fath. Diöcefen vor. 

„ „ England.) Unterhaus: Disraeli macht demjelben eine Vorlage 
betr. einen neuen Titel der Königin ala Beherricherin von Indien, 
ohne ihn indeß noch zu nennen. 

» » [Dänemark] Foltething: nimmt den von ihm gründlich mobi: 
ficirten Gejegentwurf betr. neue Befeftigungen namentlich Kopen—⸗ 
hagens mit 70 gegen 10 (die eigentlich minifteriellen) Stimmen an. 

18. „ [Deutjches Reich: Preußen] Der Landtag don Lauenburg er« 
— * Zuſtimmung zur Einverleibung des Herzogthums in die 

onarchie. 

« » [Italien] In Bologna organiſirt ſich eine „O' Connell⸗Liga für 
die Freiheit des fath. Unterricht? in Ilalien.“ Die italienifchen Ele: 
— wollen nicht Hinter den franzöſiſchen Ultramontanen zurück⸗ 
eben. 

» » Pforte: Herzegowina.) Die Gonfulardelegation in Moftar be: 
mübt ſich umfonft, eine Notabelnverfammlung der Herzegowina be: 
hufs Pacification des Landes zu Stande zu bringen. Der Glaube 
an die Verſprechungen der Pforte fehlt gänzlich. 

19. „ [Spanien.] Eſtella, die Feſtung der carliftiichen Streitkräfte, er 
gibt fich den Negierungstruppen auf Gnade und Ungnabe. 

» » [BPforte: Boänien.] Auch die bosniichen Infurgentenführer lehnen 
es ab, ſich auf die Veriprechungen ber a. hin, die Forderungen 
ne ae Note zur Ausführung ringen zu wollen, zu unters 
ve en. 
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20. u. 23. Febr. [Deutichland: Preußen.) » Abg.-Haus: beſchließt faft 


20.. 


21. 


22. 


22.— 
22. 


25. 


27. 


28. 


— 


J 


2. 


einftimmig, den jeinerzeitigen Bericht ber (Lasler'ſchen) Eifenbahn: 
Unterfuhungscommiffion betr. Gründer und Gründungsſchwindel in 
öffentliche Berathung zu nehmen. 

„ [dranfreid.) Wahl der Deputirten in ganz Frankreich. Die Re: 
publicaner erringen damit das eng in ganz Frankreich. 
Buffet fällt ala Candidat wiederum überall dur. Die ausgeſpro— 
chenen Ultramontanen fiegen nur in wenigen Departements. In 
Gorfica ftehen fi Rouher und Prinz Napoleon gegenüber, jo daß 
eine Stichwahl flatifinden muß. 

»„ [Defterreid:Ungarn: Deflerreih.] Die Regierung zwingt ben 
abgejegten preußifchen Erzb. von Pofen, Lebochomwsti, feiner Agita: 
tionsreife in Galizien ein Ende zu machen und nach Rom abzureiien. 

„ . [Franfreig.] Der Herzog Audriffet:Pasquier und Dufaure —* 
dem Marichall:Präfidenten begreiflich, daß Buffet abſolut unmöglich 
geworben fei. Buffet gibt feine Entlaffung ein. 

5 "Ada Dufaure wird don Mac Mahon zum Minifler: 
präfidenten ernannt. Dufaure verlangt von den Beamten bez. ber 
Nahwahlen vollftändige Enthaltung jeder Einmiichung. 

24. Febr. [Englanbd.] Unterhaus: genehmigt ben Ankauf der Suez: 
canalactien. 

» .[Pforte: Bosnien und die Herzegowina.) Die Pforte erläßt eine 
Amneftie für alle Infurgenten, welche fich binnen 4 Wochen unter: 
werfen, und für alle Flüchlinge, welche zurüdtehren. Die Maßregel 
bleibt jedoch gänzlich unfruchtbar: weder legen die Infurgenten die 
Waffen nieder noch fehren die Flüchtlinge aus Defterreich und Mon: 
tenegro zurüd. 

„ [Beutidland: — II. Kammer: die ultramontane Partei 
madt von ihrer Zweiſtimmenmehrheit Gebrauch und beftellt das 
Bureau der Kammer ausfchlieglich in ihrem Sinne. — Der Minifter 
v. Pfretzſchner erklärt fich in folge einer Interpellation entſchieden 
gegen eine Mebertragung der Eiſenbahnen an das Reid). 

; beat Der MWiderftand der verichiedenen Prätendenten in 
Chanate Kofand ift von ben ruffiichen Waffen vollftändig gebrochen. 
Gen. Kolpakowsky hält feinen Einzug in die Stabt Kokand und ber: 
fündet der Bevölkerung die bevorftehende Ginverleibung des Chanats 
in Rußland. 

» [Spanien.] Don Garlos tritt nach Frankreich über. Ende bes car: 
liſtiſchen Aufftandes. 

„». [Rom] Die römiſche Curie dementirt alle Gerüchte über einges 
leitete oder beabfichtigte Unterhandlungen mit Deutfchland behufs 
Beilegung des Gulturfampfes. 

R Inierte ) Traurige Finanzlage: die Truppen haben 10 Monate 
Sold zu fordern und den Givilbeamteten ift feit einem Jahre fein 

Gehalt ausbezahlt worden. Was noch eingeht, wird vielfach jofort 

vom Sultan für die Bedürfniffe des Palaftes reclamirt. Daneben 

gehen aber die Beftellungen auf neue Panzerjchiffe, neue Gewehre 
und Krupp’iche Kanonen ungeftört fort. 


u. 2. März. [Deutſchland: Preußen] Abg.:Haus: Ein Sturmlauf 


ber Gonfervativen gegen ben Finanzminiſter Gamphaufen bez. ber 
Provinzialfondagelber fcheitert rege 

„ [Rußland] Der Kaiſer befichlt die Einverleibung de3 ganzen Cha: 
nat3 Koland in das ruffifche Reich unter bem Namen bes Ferghana⸗— 
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Gebieted. Die Einderleibung auch von Chiwa und Bochara ift offen 
bar nur noch eine Frage der Zeit. 

2. März. [Dänemark] Landöthing: verwirft den vom ?yolfething ges 
nehmigten Gejeßesentwurf betr. Minifterverantwortlichleit ſeinerſeits 
mit 32 gegen 9 Stimmen. 

3. „ [Beutihland: Bayern.) II. Kammer: Die ultramontane Partei 
erneuert ihr vorjährige® Mihtrauensvotum gegen dad DMinifterium, 
ohne jedoch daran practifche Anträge zu fnüpfen. 

v» » [Beutidland: Sachſen.) II. Kammer: ertlärt fi) mit 66 gegen 7 
en ſehr entichieden gegen eine Mebertragung ber Eijenbahnen 
an das Reich. 

» » [Branfreid.] Mehr ald 50 Mitglieder des ehemaligen linken Gene 
trums der Nat.:Verfammlung und jet des Senats und der Depu: 
tirtenfammer treten zufammen und einigen ſich raſch über ein Pro« 
gramm befjen, was jetzt zunächit noth thue: Einjchneidende Verände— 
rungen im höheren (meift antirepublicanifchen) Beamtenthum und 
two nicht Abſchaffung, doc jedenfalls ftarte Beſchneidung des jog. 
fath. Univerfitätsgefeßes, jowie die Bildung eines homogenen republi= 
caniichen Cabinets. 

4. „ [Deutihland: Baben.] II. Kammer: die Regierung lehnt es 
vorerjt ab, zu der Reichseiſenbahnfrage Stellung zu nehmen. 

»„ [Beutihland: Heffen.]| I. Kammer: Die Regierung erflärt, 
vorerft noch feine Veranlafjung zu haben, zu ber Reichseijenbahn: 
frage Stellung zu nehmen. 

» _[Brantreid.] Die Nach: oder Stihwahlen zu den Wahlen vom 
20. v. M. ın ganz Frankreich beftätigen nur das damalige entjchies 
ben ns Wahlreſultat. 

»„ » [England — Aegypten.] Der Generalzahlmeiſter Cave kehrt 
bon feiner Miffion nad Wegypten zur Unterfuchung ber dortigen 
Finanzlage zurüd. Sein Bericht wird auf das Begehren des Khe— 
dive nur theilweiſe veröffentlicht. 

5. März—5. April. [Pforte: Bosnien u. Herzegowina.) Der öfterr. Statt: 
halter in Dalmatien, F.ML. Rodich, gibt fich in wiederholten Zus 
jammentünften mit den Infurgentenführern umfonft alle Mühe, dies 
jelben zu Niederlegung der Waffen zu beftimmen. Sie verweigern 
ed entichieden, wenn ihnen feine Garantie gegeben werde. 

» [Btalien.] Eröffnung des Parlaments. Die Thronrede bed Königs 
—— das bevorſtehende Gleichgewicht ber Einnahmen und Auss 
gaben. 

„» „ [Dänemark] Follkething: lehnt den minifteriellen Heergeſetzent⸗ 
wurf ab und nimmt dagegen einen anderen au, bon dem hinwieder 
das Minifterium erklärt, daß es auf denfelben nicht eingehen lönne. 

7. „ L[Oeflerreidslingarn: — Am Landtag von Tyrol ſetzt die 
clericale Majorität eine große Glaubenseinheitödemonftration gegen 
die von der Regierung zugeftandene Bildung proteftantijcher Gemein: 
den in Scene: fie proteftirt dagegen in einer energiihen Grllärung 
und verläßt den Eaal. Der Landtag ift dadurch beichlußunfähig 
geworden und die Regierung jchließt ihn „wegen pflichtwidrigen Bes 
nehmens ber Mehrzahl feiner Mitglieder.” 

u rankreich.]) Eine Generalverfammlung ber neuen republica» 
niſchen Deputirten und Senatoren jpricht fich neuerdings für bie 
Forderung eined homogenen entichiedben republ. Minifteriums aus. 

„ . [dtalien.)] II. Kammer: wählt ben Gandidaten de3 Minifteriums 
mit 172 Stimmen zu feinem Präfidenten. De Pretis, der Candidat 


gl 
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der Oppofition, bleibt mit 108 Stimmen in ber Minderheit. Bei ber 
Wahl der Vicepräfidenten zc. erringt dagegen bie Linke, indem fie fich 
mit bem unzufriedenen Toscanern verbindet, einen entichiedenen Sieg. 

8. März. [Deutihland: ee Der kgl. Gerichtähof für kirchliche An: 
gelegenheiten ſpricht die Abſehzung des Biſchofs don Münfter aus. 
Dad Domcapitel verweigert die Wahl eines Bisthumsverweſers. Die 
a nimmt daher das Bisthumsvermögen in ſtaatliche Ber: 
waltung. 

u. % Mängel Die neuen Kammern ireten zufammen. Mac Mahon 

ellt da3 neue Minifterium ausfchliehliche aus dem linlen Centrum: 
Dufaure Präfident, Ricard Inneres, Waddington Unterriht. Bon 
ber Linken hat kein Mitglied darin Plaß gefunden, obgleich fie in 
der neuen Deputirtenfammer entichieden die ftärkfte Partei bildet. 
Im Senat ftehen fich bie beiden Parteien an Zahl faft gleich. 

„ . [Italien] Das geiftliche Seminar be Bilhof3 von Mantua 
wird wegen geſetzwidriger Vorlommniſſe d. 9. wegen Aufnahme von 
Laienſchülern von der Regierung aufgelöst. 

» " [Berein. Staaten] Senat: lehnt die Zulafjung eines Negers 
als Senator mit 32 gegen 29 Stimmen ab. 

9. „ [England.] Unterhaus: Pisraeli rücdt endlich damit heraus, daß 
* m Titel der Königin derjenige einer Kaiſerin don Indien 
ein ſoll. 

» » [BDeutihland: Preußen] Die Regierung ſchließt das Priefter: 

feminar in Limburg wegen Verweigerung der ftaatliden Aufficht. 

» _[Säweden.] Il, Kammer: lehnt einen Antrag auf Einführung ber 

Civilehe mit großer Mehrheit ab. 

10. „ [Dentfhland: Preußen.) Abg.:Haus: Die Regierung legt bem> 
felben den Entwurf einer neuen Städteordnung vor. 

11. „ [Deutihland: Preußen] Abg.:Haus: Der Gultminifter Fall er: 
flärt gelegentlich de Eultbudget3 neuerdings kurz aber ſcharf, daß 
ohne die vollftändige Unterwerfung unter bie Staalsgeſetze der Friede 
mit der kath. Kirche unmöglid) jeı. 

- «, [dtalien.] I. Kammer: Die Linke erringt einen neuen Gieg, in 
bein fie es gegen die Regierung durchgejekt, da die Budgetcommiifion 
zum voraus und ſchon jeßt ernannt werden foll und daß bielelbe 
überwiegend aus Mitgliedern ber Linfen bejegt wird, Das Mini: 
fterium Minghetti kann fichtlich auf eine Majorität in der Kammer 
nicht mehr zählen. 

[Berein. Staaten] Beide Häufer des Congreſſes nehmen ben 
Diftrict Neu:Merico ala Staat in die Union auf. 

12. „ EScqhweiz: Solothurn] Die allg. Erneuerungswahl des Gr. Rathes 
fällt weit überwiegend zu Gunften der Liberalen aus. Diefer faft 
ganz katholische Ganton ift dem Ultramontanismus definitiv verloren. 

13. „ [Frankreich] Die republ. Deputirten und Senatoren etwa 250 
an der Zahl, treten neuerdings zujammen und beichließen eine jcharfe 
Refolution, in ber fie namentlich auf einer gründlichen Purification 
bes höhern Beamtenperfonald beharren. 

14. „ [Frantreid.]) Dep.ſtammer und Senat: Das neue Minifterium 
Dufaure legt fein Programm vor. Dasfelbe befriedigt die republis 
canifche Partei nur theilmeife. 

15. „ [Italien.] Ber Unterrichtsminifter Bonghi verordnet bie Schlieh: 
ung ber noch beftehenden vaticanifchen oder päpftlichen Iniverfität 
ber Sapienza. 
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16. März. —— II. Kammer: verweigert auch dem neuen bürger: 
lichen Kriegsminiſter gegenüber ihre Zuftimmung zu einer Novelle 
zum Milizgefeß, das die jährliche Necrutenaushebung don 11,500 
auf 14,000 Mann erhöhen ſollte. Der bürgerliche Kriegaminifter 
nimmt feine Entlaffung und wird wieder durch einen Militär erjept. 

» » [Pforte: Rumänien] II. Kammer: genehmigt eine Vorlage der 
Regierung betr. Prägung von Münzen mit dem Bildnif des Lanbes: 
fürften troß des bisherigen Einſpruchs dev Pforte. 

17. „ [Schhweiz: Zeifin.] Beide Räthe der Bunbesverfammlung bes 
ſchließen übereinftimmend, dat die Beitimmungen ber Teffiner Ver: 
fafjung über die Wahl be3 Gr. Rathes mit ben Beitimmungen ber 
Bunbdesverfafjung in Uebereinftimmung gebracht werden müflen. 

18. „ [Deutigland — Holland.) Der abgefegte Biſchof von Paber: 
born wird von Holland ausgewieſen und geht nad England. 

» » [Italien] II. Kammer: Minghetti erleidet in der fyrage der Mahl: 
fteuer eine Schlappe und das ganze Minifterium gibt fofort feine 
Demilfion ein. Der König nimmt fie an und beauftragt Depretis, 
das Haupt der Linken, mit der Neubildung der Regierung. 

» [Pforte: Serbien] fchreibt eine Zwangsanleibe von 12 Mill. Fr. 
zu 8 %0 Zinſen aus. 

20. „ [Pforte: Boanien.] Aus Bosnien treten neuerdings 700 Flücht⸗ 
linge nach Eroatien über. 

21.—23. „ [England.) Unterhaus: nimmt die indifche Titelbill in 
dritter Leſung mit 209 gegen 134 Stimmen an. Die Maßregel ift 
indeß im Lande entichieden unpopulär. 

21. „ [Schweis: Wallid.] Die Bundesverfammiung genehmigt bie neu 
revidirte aſſung des Cantons Wallis nur unter dem ausdrück⸗ 
gr Vorbehalt ber von der Bunbdesverfaffung garantirten Glaubens» 
und Gewiſſensfreiheit. 

„ [Branfreig.] Die Regierung ſetzt eine Anzahl der am meiften coms 
promittirten antirepublicanifchen Präfecten zc. ab. 

„» » [Bforte: ag ie und Bosnien.] Die an biefem Tage erfol- 
gende feierliche Verlefung des Fermans, welcher im Namen des Sul: 
tan alle früher zu Gunften der Vevölferung beider Provinzen er: 
lafjenen Verfügungen beftätigt und bie neuen Reformen, in Folge 
ber Note Andrafiy, auseinanderfegt, erregt bei den türkijchen Ein= 
wohnern Mikvergnügen und läßt bie chriftlichen völlig gleichgültig. 

23. „ [Branfreih.] Dep Kammer: Der neue Unterrichtäminifter legt ihr 
einen Geſ.Enlwurf betr. Abänderung bed fog. kath. Univerfitätäge: 
ſetzes und MWiederherftellung de3 alleinigen Rechtes des Staats auf 
Derleihung der academifchen Grade vor. 

» » [Dänemarf.] Landathing: nimmt bie vom Follething verworfene 
Teftungsvorlage ber Regierung feinerfeit3 mit 39 gegen 11 Stim— 
men an. 

24. „ [Defterreihh:lingarn: Ungarn] Abg.:Hans: genehmigt eine neue 
Regulirung bes fiebenbürgiichen Königsbodens ſehr zum Nachtheil der 
deutfchen Sachſen. 

25. „ DDeutſchland: Preuhen.] AbgeHaus: Die Regierung legt demfelben 
nunmehr den fürmlichen Antrag betr. die Uebertragung der preuß. 
Eifenbahnen an das Reich vor. 

« ‚[Btalien.] Die zuerft verſuchte Bildung eines Coalitionsminifte: 
riums fcheitert. Das neue Minifterium wird daher ausſchließlich aus 
ber Linken gebildet: Depretis Minifterpräfident und Finanzminifter, 
Baron Nicotera Innere, Melegari Aeußeres, Mancini Juſtiz, Cop: 
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pino Unterricht, Mezzacopo Krieg, Brin Marine, Zanarbelli öffent: 
liche Arbeiten. 

26. März. [Schweiz.] Der Bundesrath ladet die Regierungen von Deutſch⸗ 
land und Italien ein, die ſchwierig gewordene Lage der Gotthard: 
bahn gemeinjam mit ihm zu berathen. 

27. „ [2änemarf.) Follething: lehnt die vom Landathing im Budget 
beichlofjenen Aenderungen jeinerfeit3 ab. 

28. „ [Deutichland: Preußen] Die —— ſchließt das Knaben⸗ 
ſeminar in Paderborn wegen Verweigerung ber ſtaatlichen Aufſicht. 

» » [Spanien] Cortes: Die Regierung legt denſelben ben Entwurf 
einer neuen DVerfafjung vor. Um ben Anjchauungen nachgerade ganz 
Europa’3 gerecht zu werben, beharrt ber Entwurf darauf, die ehe: 
malige jog. kath. Glaubenseinheit nicht wieder einzuführen, ſondern 
fihert in Art. 11 den Anderögläubigen wenigſtens eine gewiſſe To« 
leranz zu. Ber Papft verlangt dagegen in einem Breve an ben 
Gardinal:Erzb. dv. Toledo die volle Wiedereinführung ber Glaubens» 
einheit und proteftirt gegen ben projectirten Art. 11. 

er ——— Das Follkething wird durch fgl. Decret ungnädig 
aufgelösſt und werden Neuwahlen angeordnet. 

29. „ [Deutihland: Preußen] Abg.-Haus: Debatte über den Bericht 
der Eifenbahnunterfuchungscommiffion von 1873. Diefelbe entfpricht 
den gehegten Erwartungen keineswegs. 

v» » [Deutihland: Bayern.) II. Kammer: Generalbebatte über das 
Budget des Minifteriums des Innern. Das Minifterium wird von 
der ultramontanen Partei auf's heftigfte angegriffen. 

„» » [Pforte] erklärt durch einen Erlaß, daß die Auszahlung der am 
1. April fälligen Gonpond der Staatäfhuld auf ben 1. —* ver⸗ 
ſchoben werben müſſe, daß indeß den Staatsgläubigern 6 Procent 
Verzugszinſen vergütet werden würden. 

3. „ _[Deutihland: Bayern) II. Kammer: Berathung des Budgets: 
Die ultramontane Zweiſtimmenmehrheit hat darauf verzichtet, ba 
Budget dem Minifterium geradezu zu verweigern oder wenigſtens 
foftematifch zu befchneiden, rächt ſich aber bafür durch einzelne ber 
Regierung empfindliche Streihungen. 

„ . [Beutidland: gr: 8 II. Kammer: jpricht ſich mit 80 
—X 6 Stimmen gegen jede Uebertragung der Eiſenbahnen an das 

eich aus. 

» » [Brantreih] Senat: Die Ausloſung des Drittheils der Sena- 
toren, welcher nad) 3 Jahren einer Neuwahl zuerft unterliegt, ift der 
republicanifchen Partei überaus günftig, indem nur 21 Republicaner, 
bagegen 53 Monarchiſten und Bonapartiften der Neuwahl unterliegen 
werben. 

1. April. [Pforte] Die Finanznoth der Pforte ift fo groß, daß augen: 
blidlih nicht einmal mehr den Botichaftern ihr Gehalt ausbezahlt 
werden fann. 

Bi 5373 Beide Kammern beſchließen die Aufhebung des 
noch in 4 Departements beſtehenden Belagerungszuſtandes. Die Re: 
gierung iſt damit einverſtanden. 

4. „ Oeſierreich-Ungarn: Defterreih.] Der Landtag von Vorarlberg 
will dad Volksſchulweſen wieder ganz dem Einfluffe und ber Leitung 
des Gleru3 unterftellen. Die Regierung geht jedoch nicht darauf ein. 

5, Ren Die Regierung Geichliekt bie Abhaltung einer Welt: 
induftrieausftellung in Paris auf das Jahr 1878. 

„ « [Pforte: Herzegowina und Bosnien.) Alle Verſuche des dflerr 
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Statthalter? von Dalmatien, F. M.L. Rodich, die Infurgenten zu 
Niederlegung der Waffen zu beivegen, find definitiv gejcheitert. Die 
Infurgenten übergeben ihm ihre Forderungen ſchriftlich. Er erklärt 
diefelben aber für einfach unmöglich und unausführbar. 

7. April. [Pforte: Ka Der Khedive beichlieht, die Ausbezahlung 
ber im April und Mai fälligen Coupons ber Staatsſchuld zu ſuſpen⸗ 
diren. In Alerandrien brechen darüber Unruhen aus und die Res 
gierung muß fi dazu herbeilaffen, wenigften® bie Coupons ber 
Daira (Privatichuld des Khedive) zu bezahlen. 

[England.] Oberhaus: nimmt die indifche Titelbill der Königin 
auch jeinerjeit3 in 3. Leſung an, aber gleichfalls nicht ohne lebhaften 
Widerſtand. 

ar. ee befiehlt, alle Muhamedaner in Bosnien zu bewaffnen. 

Deutihland: Sachſen.) Die Regierung beginnt, gegenüber dem 

rang mg ven die auf Jächfiichem Gebiet gelegenen Privat: 

bahnen für den Staat anzufaufen, 

12. „ L[Pforte: Herzegowina und Bosnien] Die während ber Inter: 
handlungen wenigitend thatfäcdhlich eingetretene Waffenruhe Hört auf. 
Die Inſurgenten haben überall wieder zu den Waffen gegriffen. Die 
auf Grund ber Note Andrafiy und ber von ihr geforderten unb von 
der Pforte zugeftandenen Be betriebene Pacification ift end» 
gültig geicheitert. Die Dinge ftehen wieder gerade da, wo fie vor 
der Note Andrafiy ftanden. Inzwiſchen ift die von den Inſurgenten 
blofirte Feſtung Nikſich nicht verproviantirt worden und erjcheint im 
höchften Grade gefährdet. 

„» » [öriedenland.] Zwei Mitglieder des früheren Minifteriums 
Bulgaria und drei Bilchöfe werden wegen Simonie gerichtlich zu 
ſchweren Strafen verurtheilt. 

13. „ [Pforte: Bosnien und Herzegowina.] Defterreich fordert die Flücht: 
linge auf feinem Gebiete auf, in ihre Heimath zurüdzutehren, indem 
es erklärt, daß e3 die ihnen biäher gewährte Unterſtühung nicht 
weiter gewähren werde. Die Flüchtlinge weigern fich trotzdem ent« 
Ichieden, zurüdzufchren. Die Unterftügung wird ihnen daher einen 
Augenblid entzogen, dann aber doch wieder bewilligt. 

14. „ (Frankreich.] Der Minifter des Innern Ricard ſetzt wieder eine 
Anzahl antirepublicanifcher Präfecten x. ab. 

„—1R. „ [Pforte: Herzegowina.) Muthtar Paſcha macht einen erften 
Verſuch, die bedrängte Feſtung Nitfich zu verproviantiren. E3 ge: 
lingt ihm jedoch nicht, den von den Inſurgenten beießten Duga-Paß 
zu forciren und er muß fi) damit begnügen, Proviant für höchſtens 
einige Wochen in die Feſtung zu bringen. 

Mitte „ [Pforte] Die Finanznoth fängt an, umerträglich zu werden. 
Zuerft die nichtbezahlten Arjenalarbeiter, dann bie —— zu⸗ 
legt die Softas (Studenten) fangen in Konſtantinopel an, drohend 
u dbemonftriren. Die Verfchwendung am Hofe bleibt dagegen die: 
be wie bisher. Zum erſien Mal taucht daher dad Gerücht auf, 
daß eine gewaltfame Abſetzung des Sultans unter jolden Umftänden 
nicht zu den Unmöglichkeiten gehören dürfte. 

19. „ L[Oeflerrei-lingarn.] Neue Gonferenzen ber beiden Regierungen 
über den Ausgleich führen nur zu einem theilweifen Refultate. Die 
Ungarn müffen ihre Forderungen ſtark herabftimmen. 

„ [Italien] Das neue Minifterium ber Linken trifft ſehr eins 
greifende Veränderungen in ber Be ber Präfectenftellen. 

22. „ IYrantreig.] Der Unterrichtsminifter Wabdington entwidelt ber 
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Jahresverjammlung ber —— Geſellſchaften Frankreichs fein Pro⸗ 
gramm für die Hebung geſammten Unlterrichtsweſens namentlich 
des Vollsſchulweſens mit dem Endziel der obligatoriſchen Schulpflicht. 
Die Verſammlung antwortet mit lautem, lang anhaltendem Beifall. 

22. April. [Pforte: Bosnien und Herzegowina.) Die Inſurgenten der 
Herzegowina. erhalten von Montenegro, diejenigen Bosniens von Ser: 
bien aud Zuzug und Unterftüpung allee Art. Der Sultan befiehlt 
daher die Zujammenziehung von Truppen in Albanien zur Bedros 
hung Montenegros und die Berftärfung der Truppen bei Niſch zur 
Bedrohung Serbiens. 

„ [Spanien.] Gortes: Der Finanzminifter gibt denſelben eine Dar- 
legung der Finanzlage und unterbreitet denfelben Vorſchläge bey. ber 
— welche in Wahrheit geradezu den Staatöbanferott con: 

atiren. 

.» [Edweiz] Das im vorigen Jahr von der Bunbesverfammlung 
beichlofiene eidg. Bantuotenorch wird vom Bolfe in allg. Abftim: 
mung mit 120,000 gegen 70,000 Stimmen verworfen. 

24. „ Echweden. Reihätag lehnt den FFlottengründungsplan der Re: 
gierung ab. In ber Il. Kammer wird derjelbe mit ftarker Mehrheit 
vertoorfen, in der I. Kammer mit nur ſehr fleiner Majorität ange: 
nommen, bei der gemeinjamen Abftimmung beider Kammern aber 
mit einer Mehrheit von 70 Stimmen re jo daß derſelbe vor: 
erft faum twicder eingebracht werben wird. 

25. „ L[Deutihes Reid.) Der Präfident des Reichslanzleramtes v. Del: 
brüd nimmt feine Entlaffung. 

» » [Dänemark] Allg. Neuwahlen zum Folkething. Sieg ber Linken. 
Das Reiultat ift, dab Ddiefelbe 14 neue Kreiſe gewonnen hat und 
nunmehr 71 Stimmen zählt: die gemäßigte und die eigentliche mis 
nifterielle Partei find auf 28 Stimmen vermindert. 

-» » [Säweden.] Reichstag: Die Regierung unterliegt in der II. Kam: 
mer und im ber gemeinjamen Abftimmung beider Kammern faft 
mit allen ihren forderungen auf außerordentliche Bewilligungen für 
Heer und Marine. 

27. „ [Deutihland: Preußen] Der ehem. Generalvicar des abgejehten 
Biſchofs von Münfter und mehrere Beamte desſelben werden wegen 
Verheimlichung reip. Entfremdung von Bermögensobjecten des Bis: 
thums in Unterfuchung gezogen. 

23. „ [Italien] Der langjährige Geſandte Italiens in Paris, Nigra, 
ber intime Freund der ehem. faiferl. Familie, wird abberufen und 
nad St. Petersburg verjegt. General Gialdini wird an feine Stelle 
na aris ernannt. 

„. [Scgweiz.] Der Bundesrath genehmigt die von ber altfatholis 
ichen Synode beichlofjene Errichtung eines altkatholifchen Bisthums. 

28.-—-29. „ [Pforte: Herzegowina] Mufhtar Paſcha unternimmt von 

Ghako aus einen zweiten Zug zur Berproviantirung von Nitfih und 
gelangt, obwohl nicht ohne Kämpfe mit deu Inſurgenten, glüdlich 
duch den Duga:Paß, vermag die Feſtung aber doch wieder nur für 
einige Wochen zu verproviantiren. 

Ende „ [Pforte: Bulgarien] In Bulgarien circulirt eine Petition an 
ben Sultan, welche conftitutionefle Inftitutionen und bie Umwand— 
lung der Provinz in ein Königreich als integrivenden Theil ber 
Zürfei verlangt. 

v» = [Brantreid.)] Ber Episcopat —— eine allgemeine Agitation 
gegen die Pläne des Miniſters Waddington im Schulweſen. 
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1. Mai. abe nien.] Die Regierung unterhandelt mit Delegirten ber 
basciſchen Provinzen über Aufhebung reſp. Beichränfung der Fueros. 

2. „ [Beutihland: Preußen] Abg.-Haus: genehmigt die Uebertragung 
ber preuß. Staatdeifenbahnen an das Reich in dritter Leſung mit 
216 gegen 160 Stimmen. 

2.—6. Mai. [Deutſchland: Baden.] II. Kammer: genehmigt einen Geſetzes⸗ 
entwurf betr. Einführung paritätiicher Vollksſchulen. 

u a ee In einer Eonferenz beider Regierungen unter 
dem Vorſitze des Kaiſers felbft zu Wien kommt e3 wenigſtens zu 
einem vorläufigen Ginverftändniß über den fünftigen Ausgleich. 
Mehrere wichtige fragen bleiben indeß noch weiteren Berhandlungen 
vorbehalten. 

3.—4. Mai. Deutſchland: Bayern.] I. Kammer: Die ultramontane 
Ziweiftimmenmehrheit beginnt, die liberalen Landtagswahlen in einer 
Reihe von Städten mit übertviegend —— Bevölkerung aus 
ziemlich willkürlichen Gründen zu caſſiren und macht den Anfang 
mit München J. 

„—12., Epanien.] Cortes: Verhandlungen über ben Art. 11 bes 
Derfaffungsentwurfs. Für die jog. Glaubenseinheit Sprechen fich nur 
39, für volle Glaubenäfreiheit nur 12 Stimmen aus: Art. 11 (bes 
ſchränkte Toleranz) wird dagegen mit 220 gegen 84 Stimmen ans 
genommen. 

4 „ [Italien] Das neue Minifterium unterhandelt bis jet umfonft 
mit Rothſchild über eine Herabminderung des Kaufpreijes für die 
oberitalienifchen Bahnen und doch kann es ohne eine jolche nach 
feiner früheren Haltung zu der Frage nicht wohl mit dem Antrage 
auf unveränderte Genehmigung des Basler Vertrags vor die Kam— 
mer treten. Es ſoll daher jet ein Druck von Eeite des Parlaments 
auf Rothſchild ausgeübt werden. 

» » [Pforte: Bulgarien] Ausbruch eines Aufftande® und Bildung 
einer geheimen Nationalregierung, die überall ein „Manifeft an bie 
bulgariiche Nation* verbreitet. Der Aufftand breitet fich ſchnell aus 
und nimmt eine ernftere Geftalt an. Die Pforte fendet in Eile alle 
verfügbaren Truppen mittelft der Eifenbahn nach Adrianopel. 

5. „ [Hrankreid.) Der Minifter des Innern Ricard erklärt feinen Ent» 
ſchluß, alle von den früheren Kampfesregierungen, Broglie, Buffet ıc., 
außerhalb ber Gemeinderäthe ernannten Maires zu entlaflen. Die 
Republik foll eine Wahrheit werben. 

» »  [Pforte: Serbien.) Fürft Milan bildet ein Minifterium aus den 
Häuptern der Actionapartei. Stevca, Gruic, Riftic. 

6. „ (Schweiz: Zeifin.] Die (ultramontane) Mehrheit des Gr. Raths 
lehnt es ab, ſich dem Beſchluſſe beider Räthe der Bunbdesverfammlung 
einfach zu unterwerfen und will die Frage durch ein Berfafjungss 
gefe erledigen, um jo den Enticheid über die näheren Beftimmungen 
und die Wahrung ihrer Intereſſen nicht aus der Hand zu geben. 

» » [Pforte] Unruhen in Salonidi. Der deutiche und der franzöfiiche 
Conſul werden von dem türkifchen Pöbel ermordet. Die Chriften 
werden dadurch von einer wahren Panique ergriffen, die fi) bis nach 
Konftantinopel verbreitet. 

„ |3talien.] II. Kammer: Die Oppofition wählt, 140 Mitglieder 
ftarf, Sella zu ihrem Führer; die nunmehrige Regierungspartei (Linke), 
ohne bie Minifter ebenfall® 140 Mitglieder zählend, überläßt die Des 
zeichnung ihres Führers dem Miniferpräftdenten, befien Wahl auf 
Crispi fällt. 
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7. Mai. [Schweiz] Die alttath. Synode ber Schweiz hebt ben Eölibats- 
zwang mit großer Mehrheit auf und wählt den Profefjor Herzog 
zum alttath. Bijchof. 

ER | : St. Gallen.] Bei den allg. Erneuerungswahlen bes Gr. 
Rathes fiegen die Liberalen: das Refultat ergibt 98 Liberale gegen 
63 Ultramontane. 

„ » [Piorte: Aegypten.] Ein Decret des Khedive verjchmelzt die Staats⸗ 
ſchuld, feine —88 und die ſchwebende Schuld in eine einzige 
Schuldenmaſſe, bie fortan (ſtatt 12 -250, die er bezahlen mußte, 
nur) 79 Zinfen ertragen und in 65 Jahren amortifirt werden joll. 

8 „ [Pforte] Deutſchland und Frankreich verlangen für den Conſul⸗ 
mord in Ealonidhi eine firenge Unterfudung und eclatante Genug: 


thuung. 

9. „ [Deutihland: Preußen] Abg.-Haus: genehmigt den ihm vor: 
gelegten Geſ.«Entw. zur Synobalordnung für die 8 alten Provinzen 
mit 211 gegen 141 (fyortichrittäpartei und Ultramontane) Stimmen. 

.„ +» [Sdmei;: —— Conflict zwiſchen dem (liberalen) Staatsrath und 
dem (ultram.) Gr. Rathe: der erſtere weigert ſich, die Beſchlüſſe des 
letzteren v. 6. ds. Mts. auszuführen und recurrirt dagegen an bie 
Bundesverfammlung. 

„» » [Piorte: Rumänien] Der Fürft entläßt in Folge der Oppofition 
des Eenates fein bisheriges conſervatives Minifterium und bildet ein 
gemijchtes, in dem auch der Führer der radicalen Partei, Joan Bra- 
tianu, al3 Finanzminifter wieder feine Stelle findet. 

10. „ [Deutihes Reid.) Der bisherige Heifiiche Minifterpräfident v. Hofs 
mann wird vom Raiſer zum Präfidenten bes Reichskanzleramtes an 
die Stelle Delbrüds ernannt. 

„ [Beutigland: Elſaß-Lothringen.]) Der Reichskanzler läßt dem Bun 
beörath einen Geſ.“Entw. zugehen, nach welchem eg für El⸗ 
faß-Lothringen mit Zuftimmung de3 Bundesraths ohne Mitwirkung 
des Reichdtagd dom Kaiſer aka werden können, wenn ber Landes⸗ 
ausſchuß demjelben zugeftimmt hat. 

„an 14. „ (Oeſterreich-Ungarn.) Andraffy erklärt ſich in beiden 
Delegationen bez. ber orientaliichen Frage für Aufrechthaltung des 
friedend und für Reformen in den chriftlichen Provinzen der Türkei, 
was er als status quo ameliore bezeichnet. 

» » [Biorte] Der Conſulnmord in Ealonidi und der Ausbruch bes 
Auffiandes in Bulgarien bringen endlich die allgemeine Unzufrieden: 
heit in Konftantinopel über die heilloje Wirthichaft des Sultans 
Abdul Aziz zum Ausbruch. Eine Demonftration von 20— 25,000 
Softad (Studenten) erzwingt ben Sturz des Großvezierd Mahmud 
Paſcha und bes bisherigen Scheich ul Islam. 

» » [Phorte: Bulgarien] Beginn der militärifchen Operationen gegen 
bie auögebrochene Injurrection, die mit überlegener Truppenmadht 
fchnell und um jeden Preis unterdrüct werden fol. 

»„ [Berein. Staaten.) Feierliche Eröffnung dev Welt : Induftrieaus: 
ftellung in Philadelphia. 

11.—13. „ [Rußland, erreih, Deutſchland.) Da die Note Andrafiy 
zu einer Pacification der — türliſchen Provinzen nicht ges 
führt, die Inſurrection fi vielmehr nun auch auf Bulgarien aus» 

edehnt Hat, jo benüßen die drei Haifermächte die Durchreife des rufl. 
aifer3 durch Berlin, um fich durch ihre Kanzler Gortichaloff, Ans 
draſſy und Bismarck über einen weiteren Schritt bezüglich der Türkei 
zu berathen. Statt Andraſſy tritt nunmehr Gotichatoff mehr in ben 
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Vordergrund. Die drei Mächte rinigen fich über ein Memorandum, 
dem beizutreten auch England, Frankreich und Italien eingeladen 
werden jollen. 

11. Mai. [Deutidland: Preußen.) Abg.:Haud: genehmigt ben Gej.:Entw. 
betr. die Auffichtärechte des Staates bei der Vermögensverwaltung 
ber kath. Diöceſen. 

„ » [England] Der Prinz dv. Wales trifft von feiner Rundreiſe in 
Ditindien wieder in London ein. 

» » [dtalien.] I. Kammer: macht dem Winke de3 Minifteriums ent« 
ſprechend Miene, die Radler Konvention mit Rothſchild bez. der ober: 
italienifchen Bahnen zu verwerfen. Von den 9 Abtheilungen der 
Kammer fprechen fich 7 gegen, nur 2 für Genehmigung aus, 

»„ » [Bhorte] Der Sultan ernennt Mehemed Ruſchdi P. zum Groß- 
vezier und den energiichen Avni PB. zum Kriegsminiſter. Auch an 
die Stelle des abgejehten Scheich ul Jalam wird ein anderer ernannt, 
der mit der eingetretenen Bewegung ſympathiſirt. 

12. „ [Franfreidh.] Der Minifter des Innern Ricard F plöblid. An 
feine Stelle tritt der bisherige Unterjtaatsfecretär de Marcere gleich: 
fall3 ein entichiedener Republicaner. 

v [Piorte: Serbien] Der ruffische General Tichernajeff infpicirt im Auf: 
ne bed Fürften Milan die ferbiichen Feſtungen und bie jerbifchen 

ruppen. 

14. „ [Oefterreidelingarn: Ungarn] AbgeHaus: nimmt die Mittheilun⸗ 
gen Tisza's über den neuen Ausgleich zur Kenntniß, ohne fich darüber 
auszufprechen. Gin Theil feiner Partei ift indeß ausgeſprochener 
—— mit den vereinbarten Grundlagen entſchieden nicht einver⸗ 
tanden. 

v„ . [Rom] Der PBapft feiert feinen 85ſten Geburtätag. 

Mitte „ [Deutichland: Preußen] Nach und nad) ift eine ganze Reihe 
fath. Kirchen den Altfatholifen dem neuen Geſetze entiprechend zur 
Mitbenükung übergeben worden, die Römiſch-Ktatholiſchen Haben das 
rauf überall ihrerjeit3 auf die fernere Benühzung diejer Kirchen vers 
zichtet. 

15. „ (Schweiz: Bern] Zer Bundesrath lehnt die Recurſe der Römiſch— 
Katholiſchen des Jura gegen das von der Regierung, dem Gr. Rath 
und dem Volke des Cantons Bern beichlofiene Eultuspolizeigefeh ab. 

» » [Dänemark] Der neugewählte Reichdtag wird ohne alle For— 
malität eröffnet. 

» » [Phorte: Bulgarien.) Die Infurgenten werden von den Truppen 
auf mehreren PBuncten geichlagen und ziehen fih großentheils in bie 
faft unzugänglichen Gebirge zurüd. 

16. „ [Beutigland: Preußen] AbgeHaus: genehmigt den Gef.:Entw. 
betr. die Gejchäftsipracdhe der Behörden, nad) welchem namentlich 
1% Pojen die deutiche Sprache ala officielle an die Stelle der polni- 

en tritt. 

v» » [rankreid] Der Prinz Napoleon wird in Ajaccio in die De: 
putirtenfammer gewählt und erläßt eine republicaniiche Erklärung. 

„» » [Schmweiz: Aargau.] Der Gr. Rath hebt mit 81 gegen 47 Stim— 
men bie noch — zwei Nonnenklöſter und das Chorherrnſtift 
in Zurzach auf. 

— Ah Serbien] Außer Tichernajeff treffen auch noch andere 
ruſſiſche Offiziere in Belgrad ein, um in ſerbiſche Dienfte zu treten. 
Sie erhalten wenigſtens die Zuficherung, nicht lange anf ihre Ber: 
wendung warten zu müflen. 
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18. Mai. [Deutidland: Preußen.) Herrenhaus: genehmigt die Nebertragung 
der preuß. Staatäbahnen an bad Reich mit 52 gegen 26 Etimmen. 

„» „PPforte.] Die beiden in Salonichi ermordeten Conſuln werden 
fererlich beerdigt. Die fremden Kriegsichiffe find dabei im Hafen in 
Schlachtordnung aufgeftellt und der Xeichenzug wird von 2000 Mann 
fremden Truppen begleitet. 

19. „ [Fraufreig.] Dep.Kammer: verwirft den Antrag ber äußerften 
Linlen auf Grla einer allgemeinen Amneftie für die Communards 
mit 394 gegen 52 Stimmen. 

20. „ [England] Während Frankreich und Italien dem Berliner Me: 
morandum ohne Bedenken beigetreten find, verweigert England bie 
feinige und während alle anderen Mächte in Folge der Ereigniffe in 
Salonichi nur einige Kriegsſchiffe zum Schutz ihrer Nationalen in 
die türliſchen Gewäfler geſchickt haben, jendet England eine ganze 

foite dahin, die im der Befila-Bay, unweit Konftantinopel, vor 

nler gehen joll. Die ganze biäherige Lage der Dinge im Orient 
wird dadurch eine andere. Alle Welt erblidt darin eine Demonftra- 
tion Englands gegen Rußland zum Schuß der Türkei. 

„ » [Spanien] Gortes: Die Regierung beantragt die theilweife Auf: 
hebung der Fueros Navarras und der basliſchen Provinzen. 

"» » [Biorte] Midhat P. wird vom Sultan zum Minifter ohne Porter 
fenille ernannt. Der Minifter des Ausw. erflärt den Vertretern der 
Mächte jehr beftimmt, daß die Pforte für die Ausführung ihrer den 
Infurgenten gemachten Zugeftändniffe allenfall3 gewiſſe Garantien 
zu geben geneigt wäre, aber niemals in der Form irgend einer Art 
Aufficht oder Gontrolle. 

22. „ (Brankreich) Senat: verwirft den Antrag der äußerſten Linken 
auf eine allgemeine Amneſtie für die Communards ohne Abftimmung. 

» » [Pforte] Die von den Softas zum Ausdrud gebrachte Yewegung 
Hat fih in Konftantinopel keineswegs gelegt. Der Sultan verläkt 
den Palaft nicht mehr und empfängt Niemanden. Der geleliche 
Thronfolger Murad und feine Brüder werben jcharf überwacht. 

23. „ [Pforte] Der große Minifterrath, dem alle Minifter mit und ohne 
Portefeuille beimohnen, erflärt auf den Antrag der drei leitenden 
Minifter, des Großveziers, Mithad P. und Avni P., bie Forderun—⸗ 
gen des Berliner Memorandum für durchaus unannehmbar. 

- » _[Biorte: Aegypten] Der neue europ. Appellhof verurtHeilt bie 
Daira (Privatichuld des Khedive) in einem Procek zur Zahlung troß 
ber neueften Decrete bez. Suspenfion ſolcher Zahlungen. Der Khedive 
proteftirt gegen eine ſolche Beichränkung feiner Souveränetätärechte. 

24. „ [Deutihland: Preußen] Die Regierung jchließt das theologijche 
Eonvict und das Knabenfeminar in Münfter und belegt den mehrere 
hunderttaufend Thaler betragenden Fonds für auswärtige Miffionen 
mit Beichlag. Dagegen haben die Nachforjchungen nach dem vers 
ſchwundenen Diöceſanvermögen bisher noch zu feinem Rejultate ger 


führt. 

„ » [Italien] Die Regierung verfügt neue Abfehungen von Prä« 
fecten, Unterpräfecten und Staatdanwälten; noch mehrere werben vers 
jet. Die Beränderung im Perfonal der Höheren Verwaltung ift 
nachgerade doch eine ziemlich gründliche. 

v» + [Spanien] Gortes: haben bereit? den ganzen Berfafjungsentwurf 
burchberathen und angenommen. 

„» » [Schweiz: Bern.) Die Regierung erläßt, um dem Mißbrauche 
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ber Romiſch-⸗Katholiſchen zu wehren, eine Verordnung über bie kirche 
liche Begräbnißfeier in den Gemeinden des Ganton3. 

25. Mai. [Deutihland: Sadjen.] II. Kammer: genehmigt einen ihr 
von der Regierung vorgelegten Geſ.“WEntw. betr. die Hoheitsrechte des 
Staate3 gegenüber der fath. Kirche. 

„» » [Frantreidh.] Auch der neue Minifter des Innern de Marcere 
jept eine Anzahl antirepublicanifcher Präferten ꝛc. ab. 

» [Pforte: Bulgarien.) Die Injurgenten werden in den ebenen Thei⸗ 
len des Landes überall geichlagen und der Aufſtand wird auf bie 
unzugänglichen Gebirge beſchränkt. Der türkilche Generaliffimus Ab: 
bul Kerim P. glaubt feiner Regierung bereit3 melden zu können, 
dat der Aufftand in den Ichten Aügen liege. 

26. „ [Beutihland: Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt die ihm von 
der Regierung vorgelegte neue Städteordbnung für die 8 alten Pro: 
vinzen, jedod nur mit Mobdificationen, mit denen die Regierung ent: 
ſchieden nicht einverjtanden ift. 

„» » [Oefterreid-Ungarn: Defterreih.] Palaly, der Führer ber alt« 
czechiichen Partei Böhmens, f. 

28. „ [Piorte: Serbien.) Fürft Milan ernennt ben ruſſiſchen General 
Zichernajeff zum General in ber jerbijchen Armee. 

29. „ (Franfreid] Dep.:Kammer: Die Regierung legt ihr den Entwurf 
eines neuen Gemeindegejeed vor. Nach demjelben joll bie freie Wahl 
ihrer Maires allen Gemeinden zurüdgegeben werden, mit Ausnahme 
jedoch der Hauptftädte der Departements, Arrondiſſements und Gantone. 

„» r [Italien] Im Batican und in Mailand wird der Jahrestag der 
Schlacht von Legnano (Niederlage der Deutichen unter Friedrich Barı 
baroſſa) feftlich begangen. Der Papft bezeichnet dabei in einer Ans 
ſprache den bdeutjchen Reichslanzler als den „gottlojen Führer ber 
Kirchenverfolgung.“ i 

30. „ [Deutihland: Preußen] Abg.:Haus: ſtimmt den vom Herren: 
haus im fog. Synodalgejek angebrachten Modificationen zu. 

„» « [BDeutidland: Preußen.) Bilchot Eberhard von Trier }. Damit 

ift die ſechſste preuß. Diöcefe und zwar vorausfichtlich wie bie üb: 
rigen 5 auf längere Zeit verwaist. 

ä Rußland.) Die Regierung verbietet den weiteren Gebrauch ber 
fleinzuffiiden Sprade in der Literatur und jogar foweit möglich 
auch im gejelligen Leben zu Gunften der großruffiichen. Die Map: 
regel ift eine für die betreffenden ausgedehnten Theile Rußlands tief 
einjchneidenbe. 

» [Pforte] Der Sultan Abdul Aziz wird durch eine Art Minifters 
revolution entthront und ftatt feiner der berechtigte Thronfolger Mus 
rad V. auf den Thron erhoben. Der geftürzte Sultan wird in fichern 
Gewahriam gebracht. Die Seele de3 Minifteriumd und die Urheber 
ber Thronummälzung, dad Zriumvirat Ruſchdi P., Mithad P. und 
Huffein Avni P., ergreifen die Zügel der Regierung. — Gerade an 
dieſem Tage gedachten die Botſchafter der Mächte der Pforte das 
Berliner Memorandum zu überreichen, was nun ganz unterbleibt. 

Ende „ [Deutidland: Heilen] Die von der Landesiynode beſchloſſenen 
Kirchenfteuern behufs Aufbeflerung der —— der evangeliſchen 
Geiftlichen ruft eine ziemlich intenſive Agitation dagegen hervor. 

— ,„ [Schweiz] Deutihland und Jtalien lehnen es zunächſt ab, bie 
neue jchiwierige Lage des Gotthardunternehmens mit dem Bundesrath 
in Meberlegung zu ziehen. Deutichland hat offenbar wenig Luft, feine 
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Subvention für das Unternehmen zu erhöhen und Jtalien noch viel 
weniger. 

Ende Mai. [Griehenland.] Bis jet war bie Haltung des Landes gegen: 
über den ſlaviſchen Infurgenten in der Türkei eine ſehr gleichgültige 
und die Haltung der Regierung eine correct neutrale. Nun aber bes 
ginnt die Stimmung fi allmälig jedoch fichtlich zu ändern: Bei einer 
allfälligen Theilung der Türkei will Griechenland nicht leer ausgehen. 

31. Mai. [Pforte: Serbien.] Serbien zahlt jeinen an diefem Zage fälligen 
Tribut der Pforte nicht. 


1. Juni. [Deutigland: Elſaß-Lothringen.) Der Landesausihuß erteilt 
dem Entwurf betr. die Landeögejeßgebung einftimmig feine Zus 
flimmung. 

[Deutihland: Sadjen.] I. Kammer: bat nach und nad ben 
Ankauf einer Reihe ſächſiſcher Privatbahnen für den Staat behufs 
Stärkung des Staats wider dad Reichdeifenbahnproject genehmigt und 
beichliegt nunmehr dafür die Aufnahme einer dreiprocentigen Renten: 
anleihe im Betrag von 101 Mill. Mark. 

». [Rorwegen.] Storthing: mobifizirt die von ber Regierung ges 
forderten Veränderungen im Wehrpflichtgefeß weſentlich. 

„» «. [Biorte.] Der neue Sultan Murad V. erläßt feinen erſten Hat, 

in dem er umfaſſende Reformen, eine Art neuer Verfaffung für dag 

Reich, verheißt. 

[Pforte.] Der entthronte Sultan entleibt fich jelbft, wie die einen, 
oder wird erbrofjelt, wie die andern behaupten. 

—— St Ber Regierung erllärt die dem Papft ausgeſetzte, von 
ihm aber bisher abgelehnte Dotation von ca. 3 Mill. Francs jähr- 
lich nach bem un wieder dem Staate verfallen. Dem Papfte 
genügt der Ertrag des Peteräpfennigs. 

6., hen! Beginn der Minifterberatgungen über den Erlaß einer 
Art Berfaffung und zwar mit conftitutionellen Einrichtungen für das 
ganze türfifche Reich. 

T. „ [Deutides ug 9 Der Präfident des Neichätanzleramtes v. Hof: 
mann und der Staatzjecretär des Auswärtigen dv. Bülow werden 
vom Kaifer zu wirklichen rg des preub. Staatäminifteriums 
ernannt, obgleich jener Heſſe, diefer Medlenburger ift. 

7.—8. „ [Deutihland.] Abhaltung der dritten altfatholiichen Synode 

in Bonn. Diejelbe erflärt fi mit allen gegen 8 Stimmen gegen 

die fofortige Abjchaffung des Eölibatzwanges. 

[Sranfreig.] Dep.Kammer: genehmigt mit 388 gegen 128 Stim: 
men bie Vorlage Waddington’3, durch welche die fath. Univerfitäten 
in jo weit wieder bejchräntt werben follen, daß der Staat die Ber: 
leihung der afabemifchen Grade wieder ausſchließlich an fich zieht. 
7. „ [Pforte] Der neue Sultan erläßt eine Amneftie für die Infur: 

genten in Bosnien und ber Herzegowina und eine ſechswöchige 
Waffenruhe, während welcher indeh die Türken ihre Truppen con» 
centriven. Gleichzeitig erklärt die Pforte den Mächten, daß fie er: 
warte, bdiejelben würden ihrer Ynitiative zu den ausgebehnteften Re: 
erg Zeit Laffen und ihr nicht vorgreifen. In Konftantinopel ift 
eit den neueften Ereigniffen der Einfluß des englijchen Botſchafters 
an bie Stelle des ruffiichen getreten. 

» [Säweiz.] Nationalvath: entjcheidet fich gelegentlich des ihm vom 
Bundesrath vorgelegten eidg. Fabrikgeſetzes für einen Normalarbeits« 
tag von 11 reſp. 10 Stunden. 

Schulthess, Europ. Geſchichtslalender. XVIL Band. 2 
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11. Juni. Sgerien] Rothſchild gibt bez. des Kaufpreiſes der oberitalieni- 
ſchen Bahnen ſchließlich doch nach: derjelbe wird um ca. 26 Mil. 
Franes ermäßigt. Die Regierung will nunmehr für die Genehmigung 
der Basler Convention durch das Parlament einftehen. 

12. „ [Ytalien.] Die Erneuerungswahlen in Rom, für den Gemeinde: 
rath und für den Provinzialratd fallen zur Hälfte radical und zur 
Hälfte gemäßigt aus. Die Glericalen enthalten fich der Wahl, nach: 
dem fie dag Terrain ſondirt haben. 

. »  [Belgien.] Die Erneuerungswahlen für die Hälfte der II. Kammer 
fällen gegen die Hoffnungen der liberalen Partei aus. Die Elericalen 
verlieren nur eine Stimme und ihre Majorität in der II. Kammer fintt 
daher nur von 14 auf 12 Stimmen herab. Dabei wird freilich die 
Stimme der Städte mehrfach lediglich von dem ungebildeten und von 
den Geiftlichen am Gängelbande geführten Landvolte, wie nament: 
lih in Antwerpen, überftimmt, was große — verurſacht. 

14. „ (Frankreich]) Der Unterrichtsminiſter Waddington legt der Budget: 
Commiſſion zur Begründung feiner Mehrforberungen fein ganzes 
Programm vor. Die Commilfion genehmigt alle feine Vorjchläge. 

»„ » [Ptorte: Bulgarien.] Der Aufitand kann als unterdrüdt an — 
werden. Aber es geſchah auf die grauſamſte Weiſe: Tauſende von 
Unſchuldigen wurden hingemordet, hunderte von bulgariſchen Dörfern 
eingeäſchert. 

.„Pjorie: Serbien.) Serbien bietet die zweite Milizclaffe, ca. 42,000 
Mann, auf und beginnt die Bildung von Freiſchaaren. 

15. „ [Pforte] Gin ticherkeffiicher Fanatiker dringt in den Minifterrath 
ein, erichießt den Sriegaminifter und den Minifter des Auswärtigen 
und verwundet den Marineminifter. Er wird ergriffen und ohne 
langen Proceß aufgehängt. 

„» „ [Branfreid.] Senat: wählt mit 144 gegen 141 Stimmen «den ges 
weſenen antirepublifanifchen Minifter Auffet zu jeinem lebensläng:» 
lichen Mitgliede. Die antirepublitanifche Parteien gebieten aljo, wenn 
fie einig gehen und jo weit fie einig gehen, im Senat über eine 
tleine Majorität. 

»„ r Mom.) Der Papft tritt das 30. Jahr ſeines Pontificat3 an. 

[Berein. Staaten.] Die republitaniiche Partei hält ihren National: 
condent in Cincinnati, wählt den Gouverneur Hayes von Ohio zu 
ihrem Gandidaten für die im Winter bevorftehende Keumahl eines 
Präfidenten der Republit und ſetzt dad Parteiprogramm feft. 

17. „ [Spanien] Senat: nimmt den Artikel 11 des Verfafjungsentwurfs 
feinerjeitö mit 113 gegen 40 Stimmen an. 

19. „ L[Deutihland: Preußen.) Herrenhaus: nimmt ben Gejekentwurf betr. 
die Geſchäftsſprache der Behörden 2. unverändert nach den Beichlüffen 
des Abg.-Haufes an. 

20. „ [Deutihland: Sachſen.]) II. Kammer: muß fi) doch dazu bequemen, 

der Regierung die Bitte, fich für da8 Zuftandefommen eines Reiche: 

eiſenbahngeſetzes zu verwenden, wenigſtens zur Berüdfichtigung zu 
empfehlen. 

» [Pforte: Herzegowina.] Mufhtar Paſcha unternimmt einen neuen 

Zug nad Nikſich und verproviantirt dasfelbe, ohne Infurgenten zu 


begegnen. 

B. ; Weutihland: — Herrenhaus: genehmigt den Entwurf 
einer neuen Städteordnung für die 8 alten Provinzen nur mit Modi— 
—— in zum Theil ſehr ſchroffem Gegenſatz gegen die Beſchlüſſe 

es — 
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22. Juni. [Deutfgland: Baden] I. und II. Kammer verftändigen ſich bez. 
bes Geſetzentwurfs betr. die Einführung paritätifcher Volksſchulen. 

„  » [Spanien.] Senat: hat den Berfaffungsentwurf gleichfalls durch 
berathen und angenommen und nimmt auch die Vorlage der Negier 
zung betr. theilweiſe Aufhebung der Fueros Navarra’ und der bad: 
tiichen Provinzen mit 94 gegen 9 Stimmen an. 

23. „ [Deutidgland: Preußen.) Abg.:Haus: die Anzeige don der Er: -» 
nennung Age und Bülow’3 zu preußiichen Staatäminiftern 
ruft eine jehr ernite Debatte hervor. Das Haus befchließt, die Frage 
der Juftizcommilfion zu reiferer Prüfung zu überweifen. — Die Re: 
gierung ſchlägt demjelben den Antauf der Berlin: Dresdener Bahn 
* Der Schritt ruft in Sachſen vielfach große Unzufriedenheit 

bor. 

23.- 29. „ [Italien] II. Kammer: genehmigt bie Basler Convention 
mit 344 gegen 35 Stimmen. Die oberitalieniichen Bahnen geben 
damit in das Eigenthum des Staates über. Doc wird mit 251 
gegen 163 Stimmen beſchloſſen, dat der Betrieb der Bahnen ber 
Privatinduftrie überlaffen werden foll. 

» Dänemark.) Foltething: lehnt die Vefeftigungsvorlage ber Regie: 
tung neuerdings mit der Erklärung ab, daß es bereit fei, ca. 30 
Mill. zu Befeſtigungszwecken zu verwenden, wenn von der Befeftigung 
Kopenhagen’3 abgejehen werde, und ertheilt dem Minifterium Ejtrup 
mit 62 gegen 24 Etimmen ein nachdrüdlichee Mißtrauensvotum. 
Das Thing wird darauf von der Regierung ohne weitere Erklärung 
jofort geſchloſſen. 

27. „ [Deutigland: Preußen] Abg.:Haus: lehnt alle Beichlüffe des 
Herrenhaufes zur neuen Städteordnung, die denen des Abg.:Haujes 
entgegenftehen, ab. Die Nationalliberalen und die Fortjchrittspartei 
gehen darin entichieden Hand in — 

» „ Pjforte: Herzegowina.) Die Inſurgenten erklären den Fürſten von 
Montenegro zu ihrem Fürſten. 

» [Berein. Staaten.] Die democratiſche Partei Hält ihren National: 
convent in Gt. Louis, wählt den Gouverneur Zilden von New: York 
zu ihrem Präfidentichaftscandidaten und ſetzt das Parteiprogramım Felt. 

28. „ [BDeutihland: Preußen.) Der kgl. Gerichtähof für kirchliche Ange: 
legenheiten entjeht den Erzbiichof von Cöln feines Amtes und erklärt 
den erzbiichöflichen Stuhl für erledigt. 

„» » [BPiorte: Bosnien] Die Ynfurgenten erklären den Fürften von 
Serbien zu ihrem Fürſten. 

v  » [Piorte: Serbien.] Serbien richtet an die Pforte eine Art Ulti— 
matum, worin bie Bereinigung Bosnien? mit Serbien unter ber 
Dberherrichaft der Pforte gefordert wird. 

29. „ [Deutihland: Preußen.) Herrenhaus: beharrt auch jeinerfeit3 gegen: 
über dem Abg.-Haufe auf feinen Beichlüffen bez. der neuen Städte: 
ordnung. Das Gejek fällt damit für dieje Seſſion. 

30. „ [Piorte.] Deutichland und Frankreich proteftiren auch gegen das 
zweite Urxtheil des Kriegägericht im Proceß bez. des Gonjulmordes 
in Salonidi. Die Türfen wollen offenbar die Schuldigen nicht ans 
gemefien trafen. Diejelben werden von ber Pforte ſtatt beftraft, 
vielmehr belohnt, wer ber Hauptichuldige Scheftet Paſcha. 

»_ « L[Pforte: Serbien] Der Fürſt erläßt eine Art Krieggmanifeft „an 
mein theured Volt” wider die Türken. 

Ende Juni. [Deutihland.) Ein Bericht des deutſchen Jurymitgliedes Prof. 
Reuleaur von Berlin jpricht fich über die Stellung der deutichen In: 

2* 
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duftrie auf der Weltinduftrie-Ausftellung in Philadelphia ſehr fcharf 
tadelnd aus. („Billig und jchlecht.“) 


- Juli. [Pforte] Ber an diejem Tage fällige Coupon ber Staalsſchuld 
wird von der Pforte wiederum nicht bezahlt, auch nicht zu der ver: 
Iprochenen Hälfte. 

»„ [Bhorte: Serbien und Montenegro] beginnen den Ktrieg gegen bie 
Pforte. Die Montenegriner überjchreiten im Süden, die Serben auf 
9 verfchiedenen Punkten die Grenze. Das Hauptcorps der lektern 

eht unter dem xuffiichen General Tſchernajeff, der eine Proclamation 
ür die „heilige Idee des Slaventhums“ an die „Völker des Balkans“ 
erläßt und eventuell die „Hülfe des ruſſiſchen Brudervolkes“ vers 


heißt. 

„ [Deutihes Reih.| Die Zuftizeommiffion des Reichstags beendet die 
Durchberathung der drei großen Juftizgefehgebungsentwürfe für eine 
gemeinlame deutjche Gerichtäverfaffung, einen Civil: und einen Straf: 


proceh. 
„ [Biorte: Serbien] Die jerbifche Armee unter Zichernajeff dringt 
in Bulgarien bei der Feltung Niich vorbei big Ak Palanfa vor. 
8 „ L[Oeferreig — Rußland] Zufammentunft der beiden Kaifer in 
Reichitadt in Böhmen, 
9. „ [Spanien] Cortes: genehmigen auch ihrerjeit? die Vorlage der 
Regierung betr. theiliweife Aufhebung der baskiſchen Fueros. 


— 


Schweiz.] Die von beiden Räthen der Bundesverſammlung be— 
ſchloſſene ee wird vom Volke in allgemeiner Ab: 
ftiimmung mit 160, gegen 140,000 Stimmen Anka an 

10. „ [Deutjhland.) Eine Anzahl Gonfervativer aus Norb: und 
Süddeutichland veröffentlichen einen Aufruf zur Bildung einer deutjch- 
conjervativen Partei und laden zum Beitritt zu dem in diefem Auf: 
ruf enthaltenen Programm ein. Die Ultramontanen weifen die ihnen 
darin halb und halb gebotene Hand zurüd. Die Prov.:Gorr. erklärt, 
baß die Regierung mit ber neuen Partei feine Gemeinjchaft habe. 

v» », [Branfreid.] Der Oberhanbelörath erklärt fi) mit großer Mehr: 
heit für Aufrechthaltung des Freihandelsprincips. 

12. „ [England] Die Londoner Daily News veröffentlichen einen Bericht 
vom 30. Juni über die Gräuelthaten der Türken in Bulgarien und 
geben damit den Anftoß zu einem entjchiedenen Umſchlag der öffent: 
lien Meinung in England gegen eine Unterftübung der Türkei. 

»  » [Üranfreig.]) Dep.Kammer: genehmigt die Vorlage der Regierung 
betr. die Wahl der Maires, doch mit dem Zujaße, daß binnen 3 
Monaten jämmtliche Gcmeinderäthe des Landes einer Neumahl zu 
unteriverfen jeien. 

» „ [Rußland] Durch Senatsbeſchluß wird das in Folge der polni— 
chen Inſurrection von 1863 in Warjchau eingefeßte und bisher immer 
noch fungirende friegegerichtliche Unterfuchungscomite aufgehoben und 
damit bie lebte u A Maßregel jened Jahres wieder be: 
feitigt. Gleichzeitig wird aber auch das neue ruffiiche Gerichtäver: 
—— in ganz Polen eingeführt, wodurch die ruſſiſche als Gerichts: 
prache an die Stelle der polnifchen tritt und über 1000 polnijche 
Gerichtäbeamte mit einem Schlage Amt und Brod verlieren. 

15. „ [Spanien] Gortes: beichließen mit 213 gegen 20 Stimmen bie 

—— der bisherigen dictatoriſchen Gewalt der Regierung troß 

neuen DBerfaffung und ertheilen ihr außerdem noch ein ausdrück⸗ 
liches Bertrauensvotum mit 211 gegen 26 Stimmen. 
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15. Juli. [Pforte: Serbien]) Die Türlen ergreifen die Offenſive gegen die 
Serben unter Tjchernajeff bei At Palanla. 

17. „ [Pforte] Der Entwurf einer Verfafjung wird dem großen Pforten: 
rath vorgelegt und von dieſem vorerft im „Princip” genehmigt. , 

18. „ [Bforte: Serbien] Die türkifche Armee treibt die ſerbiſche unter 
Zichernajeff von AL Palanfa zurüd und dieſer muß das türkifche 
Gebiet wieder vollftändig räumen. 

19.—20. „ [Deutihes Reid. — Defterreid.] Zuſammenkunft der beiden 
Kaifer in Salzburg. 

20. „ [dtalien.] I. Kammer: die Regierung legt ihr einen Gejchesent: 
tourf über die Beftrafung derjenigen Gultusdiener, welche ihre Amts: 
befugnifje überfchreiten, vor. Die Strafen gehen bis auf 2 Jahre 
Gefängniß und bis auf 3090 2. Buße. 

21. „ [Branfreih.] Senat: vertwirft die von der Dep⸗Kammer angenoms 
mene Regierungdvorlage betr. Beichränfung der fatholifchen Univer: 
fitäten jeinerjeits mit 144 gegen 139 Stimmen. 

v [Pforte] Der neue Sultan Murad leidet an Geiftesftörung. Die 
Prorte läßt indeh das Gerücht durch ihre Vertreter im Ausland 
energiich dementiren. 

23. „ [Pforte: Montenegro} Mukhtar Paicha ſchlägt die Montenegriner 
bei Korito und verfolgt fie mit geringer WVorficht. 

26. „ Pie] beſchließt in ihrer Finanznoth bie Ausgabe von 2 Mill. 
Prd. Sterl. Papiergeld mit Ziwangscurs. 

27. „ [England] Beginn einer langen Reihe von Entrüftungsmeetings 
bez. der türfifchen Gräuelthaten in Bulgarien in allen Theilen des 
Landes. Gladftone ftellt ſich an die Epihe der Agitation und geht 
jo weit, für England geradezu eine Cooperation mit Rußland zu 
verlangen, um die Türkei zu den erforderlichen Reformen zu zwingen, 
ja die Austreibung der Türlen aus Europa in Auzficht zu ftellen. 

28. „ [Deutihland: Bayern.) Sie ultramontane Mehrheit der II. Kammer 
hat im Ganzen 16 liberale Wahlen in Städten mit überwiegend 
fatholifcher Bevölkerung caffirt. Die Neuwahlen fallen jedoch ſämmilich 
wieder liberal und zwar überall mit noch größerer Majorität ala 
bei der erften Wahl aus. 

28.—30. „ [Pforte: Serbien] Die türkifche Armee überfchreitet unter 
Abdul Kerim Paſcha die ferbiiche Gränze. Heftige Kämpfe auf ber 
ganzen Linie. Die Serben find überall entichieden im Nachtheil. 
Ten Serben ſtehen 130—135,000 Mann Türken gegenüber und über: 
dieß foll in Sophia eine türkifche Refervearmee von 90— 100,000 
Mann gebildet werden. 

» [Biorte: zu Die Montenegriner erringen bei Vrbitza 
einen eclatanten Sieg über Mufhtar Paſcha. Diefer muB nach Trebinje 
flieben. Osman Paſcha wird von den Montenegrinern gefangen. 

29. „ [Spanien] Die Er-flönigin Jfabella kehrt nach Epanien zurüd; 
boch wird fie nur einen Tag in Madrid verweilen. 

3. „ [Aranfreid.] Dep.:ftammer: genehmigt das ganze ftarf erhößte 
Unterrihtsbudget für 1877 mit großer Mehrheit. 

Anf. Aug. [Deutihland: Preuken.] Die Verſuche der preuß. Regierung, 
die Nationalliberalen und die Fortſchritispartei bez. der bevorftehen: 
den Wahlen zum preuß. Landtag und zum Reichstag zu trennen, 
werben als geicheitert angejehen. 

2. „ _[Pforte: _. Die Türken bringen verheerenb in Serbien ein. 
Die ferbifche Bevölkerung flieht mafjenhaft vor ben eindringenben 
Zürfen zurüd. 
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4. Aug. [Pforte] Die Regierung verbietet der Preſſe in Konſtantinopel 
die Beiprechung des Verfaſſungsprojects. Das ganze Project jcheint 
momentan wieder bei Seite gelegt zu fein. Der Großvezier Ruſchdi 
Paſcha will entjchieden nicht jo weit gehen al3 Mithad Paſcha. 

5. „ [Branfreig.] Dep.sstammer: ftreicht nad dem Antrage dev Bub: 
getcommifjion die Gehalte der neuen Feldgeiſtlichen gänzlich. 

»  # [Biorte: Serbien] Die türkiſchen Truppen erftürmen Kujaſchewatz. 

(Pforte: Rumänien.) . Entiprechend der nunmehrigen Majorität 
in beiden Kammern geftaltet Joan Bratiano dad Gabinet ausſchließ— 
lich in liberal:radicalem Sinne um. 

7. „ [Italien] Die Regierung verbietet neuerdings die Proceffionen 
außerhalb der Kirche, vielfach jedoch ohne Erfolg. 

» # [Pforte: Serbien.) Die Serben werden von den türkifchen Truppen 
gezwungen, Saitſchar zn räumen, da3 von den Türken bejeht wird. 

10. „ [Piorte: Serbien] Die Türken nehmen die Höhen bei Javar und 
werfen die jerbiiche Ibar-Armee zurüd. 

11. „ [Branfreih.] Senat: verwirft jeinerfeit3 den aueh ber Deputirten: 
Kammer vom 12. dv. M. zum Geſetz über die Wahl der Maires. 

12. „ [Pforte: Serbien] Fürſt Milan von Serbien kehrt von der Armee 
wieder nach Belgrad zurüd. Der gegen die Türkei unternommene 
Krieg iſt offenbar gejcheitert. Ein großer Theil des ferbiichen Volks 
wünſcht Einleitung don FFriedenzunterhandlungen. Fürſt Milan ſetzt 
fich zu diefem Zwecke mit den. Conſuln in Contact. 

18. „ |[BPforte: Serbien] Die angebotenen guten Dienfte Englands bes 
huf3 einer Einftellung der FFeindfeligkeiten werden ſowohl von ber 
Zürfei al3 von Serbien abgelehnt. Auch in Serbien hat die Kriegs⸗ 
partei fchließlich doch die Oberhand behalten. 

19.—27. „ [Pforte: Serbien.] Die Türken beginnen den Angriff auf 
Alerinap. Nach neuntägiger Schlaht muß jedoch Abdul Kerim von 
der Erftürmung der Feſtung Abftand nehmen und fi mit dem Bes 
fi einer Anzahl ftrategifch wichtiger Gtellungen zu beiden Seiten 
der Morawa begnügen. 

21: (Srantreid.] J— der Generalräthe. 48 derſelben be— 
ſtellen ihr Präſidium in republikaniſchem, 41 in antirepublitaniſchem 


Sinne. 
24. — — Congreß der ſocial⸗democratiſchen Partei in 
t 


otha. 

„PPjorte: a England erneuert fein Bermiitlungsanerbieten 

bet Serbien. Dasjelbe nimmt e8 nunmehr dankend an. Dagegen 

will die Pforte von einem Waffenjtillftand ohne Friedenspräliminarien 

nicht3 wiſſen. Serbien dagegen ift es zunädjft nur um einen Waffen: 
ftillftand zu thun. 

25. „ [Pforte] Sultan Murab ift entichieden regierungsunfähig geworben. 
Der Minifterrath beichließt feine Abſetzung und jeine Erfeßung durch 
jeinen Bruder Abdul Hamib. 

30. „ [Franfreid.] Da der Senat die Neuwahl jämmtlicher Gemeinde: 
räthe des Landes abgelehnt hat, jo ordnet der Minifter des Innern 
wenigftend die Ergänzung aller ca. 33,000 Gemeinderäthe, welche 
demnächit ihre Maires wieder felbit wählen jollen, an, um der öffent: 
lichen Meinung Gelegenheit zu geben, fich geltend zu machen. 

Ende „ [Deutihland: Bayern.] Spaltung innerhalb der ultramontanen 
Partei: Sigl greift Jörg mit fteigender Heftigleit an. 

3. „ [Rubland.] Zahlreiche und immer zahlreicher werdende ruffifche 
Freiwillige gehen nad Serbien, zuerft in ber Form von Sanitäts» 
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zügen, nachher ganz offen als folche, zuerft auf dem Wege burd) 
Deiterreich, dann über Rumänien. Die ruffiiche Regierung läßt fie 
vollftändig gewähren, angeblich weil es an gefeblichen Beftimmungen 
fehle, um derartige Zuzüge zu hindern. Die rufjischen Slavencomite's 
werden nachgerade zu offenen Werbebureaur für die ferbifche Armee. 


. 31. Aug. [Pforte] Sultan Murad wird vom Scheich ul Islam des Throne 


> 


10. 


12. 


13. 


entjeßt. Sein Bruder Abdul Hamid wird als Sultan anerkannt. 


. Sept. Frankreich.]) Der neue Feſtungsgürtel um Paris fann als 


nahezu vollendet betrachtet werden. 

„ [Biorte: Serbien.) Eine Gonferenz der Botichafter in Konftans 

tinopel beichließt, von der Pforte eine Einftellung der Feindfeligkeiten 

gegen Serbien energiſch zu verlangen. Dieſe will fich jedoch ohne 

Friedenspräliminarien noch immer nicht dazu verftehen. 

[Biorte: Serbien — Montenegro.) Neue Schlacht bei Alerinap. 
Es gelingt Kerim Paſcha wiederum nicht, fich Alerinah'3 zu bemäch— 
tigen. — Mukhtar Paſcha hat fih von feiner Niederlage erholt und 
rücdt wieder in das montenegriniiche Gebiet ein, ohne indeß große 
Fortſchritte zu machen. 

„ [Serbien.] Die Serben, von den Türken geichlagen, müſſen fich 
auf Alerinak und Deligrad zurücziehen. Die Mächte treten in Kon: 
ftantinopel in’3 Mittel und unterhandeln mit ber Pforte über einen 
MWaffenftillitand. Diefe lehnt einen ſolchen von bloß 4 Wochen ab 
und will fich zu einem ſolchen nur gleichzeitig mit Fyriedensprälimis 
narien »verftehen. Rußland erflärt dieje Bedingungen für ganz und 
gar unannehmbar und undiscutirbar. 

» TPiorte] Der neue Sultan Abdul Hamid erläßt feinen erften 
Hat, in dem er ſich entichieden für durchgreifende Reformen ausſpricht. 

(Spanien.] Die Verfolgung der Proteftanten auf Menorca geht 
ungeflört fort. Der Minifterpräfident Ganovas erläßt darüber eine 
Girculardbepeiche, „um die auswärtige Preſſe aufzuklären.” Inzwiſchen 
ift e3 außer Zweifel, daß der Artikel 11 der neuen Derfafjung feinen 
andern Zwed hatte, ala ber öffentlichen Meinung des Auslandes 
Sand in die Augen zu treuen. 

» [Rubland.] Ein Ulas des Kaiſers hebt die „eigene Kanzlei Gr. 
Majeftät für die Angelegenheiten des Gzarthum Polen,“ die vor 10 
Jahren an die Stelle de3 damaligen „Staatsjecretariats bed Czar— 
thums Polen“ getreten war, auf. Die Eriftenz des Czarthums Polen 
ift jomit zu Ende und dasſelbe ift vollftändig zur ‚Weichſelprovinz“ 
bes ruffiichen Reiche geworben. 

[Italien] Der Minifter des Innern erläßt ein Rundjchreiben 
an die Präfecten gegen das wieder auflebende und überhand nehmenbe 
Klofterweien. 

„ [Piorte: Serbien.] Die Pforte theilt den Mächten officiell ihre 
Friedensbedingungen mit Serbien mit. Der ſerbiſche Minifterrath 
lehnt fie ſeinerſeits einftimmig ab. 

» [Deutihland: Preußen.) Die preußischen Biſchöfe proteftiren gegen 
das neue Gejeß betr. die ſtaatlichen Auffichtsrechte über das Vermögen 
fatholijcher Diöceſen, erklären aber, ſich demſelben doch fügen zu 
wollen, um größere Uebel zu vermeiden. 

; —— Fürſt Milan von Serbien wird auf Betreiben des 
ruſſiſchen Obergenerals Tſchernajeff von der ſerbiſchen Armee zum 
König von Serbien ausgerufen. Milan nimmt weder an, noch lehnt 
er ab. Rußland fieht die Demonftration ungern, Defterreich erflärt, 
ben Zitel niemal3 anzuerlennen. 


24 Allgemeine Ehronik. 


16. Sept. [Pforte: Serbien.] Die Pforte läht fich aus freien Stüden zu 
einer 1Otägigen Waffenruhe vom 16. bis zum 25. September herbei. 
Serbien und Montenegro erklären ſich einverftanden. 

17. „ [Deutidland: Bayern.) Der König ernennt den Stiftsdecan Enzler 

zum Biſchof von Speier und den P. Ambroſius Käs zum Bifchof 
von Würzburg. Beide, gemäßigte Männer, find in Rom nicht per- 
sone gratze: ber erftere wird daher veranlaßt, den König um oe 
nahme ber Ernennung zu bitten, dem lehteren aber wird bie Geneh— 
migung zur Annahme berjelben von feinem Ordensgeneral vertveigert. 

» # [Franktreid.] Die Ergänzungswahlen der 33,000 Gemeinberäthe 
fallen theil3 den Nepublifanern günftig, theils ganz farblos (Dorf: 
magnaten) aus. 

20. „ [&ngland.] Ein Bericht des engliſchen Botjchaftsfecretärd bes 
ftätigt die türfifchen Gräuel in Bulgarien in allem Weſentlichen und 
dab die Pforte die Urheber der Schändlichleiten nicht nur nicht bes 
ftraft, fondern vielmehr belohnt Habe. 

v„ r [Italien] Der Jahrestag ber Einnahme Rom’3 durch die Truppen 
be3 Königreichs Italien 1570, wird in Rom ala Bolfäfeft gefeiert, 
an dem ſich ſelbſt die Transteveriner lebhaft betHeiligen. Rom ift 
nachgerade bereit? ein ganz anderes getvorden, als ed unter der päpft: 
lichen Herrichaft war. 

21.- 24. „ [Deutihes Reid. — Württemberg] Der Kaiſer beſucht Stutt⸗ 
gart, tvo er auf’3 glänzendfte und herzlichſte empfangen wird. 

» „ [Deutihland: Baden] Die Minifter Jolly und Freydorff werden 
entlafjen und ber Handelaminifter Zurban zum Minifterpräfidenten 
ernannt. Eine Syſtemsänderung ſoll dadurch nicht angebahırt werden. 

23. „ [Deutichland.] Der Eongrek der Altkatholifen in Breslau beſchließt, 
die Aeußerungen der Regierungen, der Geiftlichen und ber Gemeinden 
über die Gölibatsfrage zu veranlaſſen. 

24. „ (Oeſterreich-Ungarn.] Beide Regierungen verftändigen fich über 
einen Modus des Ausgleichs bez. der Banffrage. 

25. „ [Deutihland: Elfaß-Lothringen.] Der Kaiſer wohnt einem Gavallerie: 
mandver in Weiffenburg bei und wirb dabei von ber Tevölferung, 
bejonder® ber ländlichen, jehr —— empfangen. 

26. „ [Pforte: Serbien.) Die Pforte will die Waffenruhe um 6 Tage 
verlängern. Serbien will fich aber weiter nur auf einen regelrechten 
Maffenftillftand einlafien. Die Feindſeligleiten beginnen daher wieder 

» « [Bforte: Serbien] Das englifche Gabinet läßt der Pforte feine 
bon ben übrigen Mächten im Allgemeinen gebilligten Bedingungen 
für — Frieden mit Serbien zugehen. Die Pforte antwortet aus: 
weichend. 

»  » [Oeflerreig — Rußland.] Rußland ſchlägt Defterreich eine ruffifche 
Occupation Bulgarien? und eine öfterreichiiche Bosniend vor, ver: 
bunden mit einer fylottenndemonftration Englands. Defterreih und 
England Ichnen jedoch die ihnen zugedachte Rolle ab. 

— — ——— den engliſchen Friedensvorſchlägen gegenüber wieder 
auf wi zurüd, um den Forderungen der Mächte 
zu entgehen. 


Anf. Oct. [Italien] Die Preffe äußert Gelüfte, die orientalifche frage mit 
Hülfe Rußlands eventuell zu neuen Annerionen für Stalien zu be 
nüßen: die einen denfen dabei an Wälfchtyrol und Trieft, andere an 
Zunid. Die öfterreichiiche Preffe meist dieſe Gelüfte energiſch zurüd 
und auch die deutjche Preſſe macht die Italiener darauf aufmerkfam, 


Allgemeine Chronik, 25 


daß fie dabei nicht bloß den öfterreichiichen Waffen begegnen würben. 
Die italienifche Regierung dementirt alle dergleichen Pläne und auch 
die Prefle ift Flug genug, bie ausgeftredten Fühlhörner alabald zu: 
rüdzuziehen. 

Anf. Oct. [Griegenland.] In Athen und mehreren anderen Städten finden 

— — ſtatt und bilden ſich Actionscomifée's, um von 
der Regierung jchleunige Mahregeln für Berftärfung des Heeres zu 
verlangen. In allen Städten des Landes werden dazu freimwillige 
Beiträge gelammelt und auch die Griechen im Auslande zeigen ſich 
wieder ſehr freigebig. 

» [Rußland] Der Kaifer in Livadia. Derfelbe ift vom Fürſten 
Gortſchakoff und der ganzen diplomatiſchen Suite, wie es bei feiner 
diekjährigen Reife nach Deutichland der Fall war, begleitet. — Der 
ruffiſche Botichafter in Konftantinopel, General Fgnatieff, tif ſich 
mit ſeiner Familie in Livadia ein, um endlich wieder auf ſeinen 
Poſten in Konſtantinopel zurückzukehren. — Der Kaiſer beruft Gort⸗ 
ſchakoff, Ignatieff und feine küchtigſten Miniſter und den Thron⸗ 
folger zu einer Berathung zu ſich ar Livadia. Auch England, 
Defterreich und Deutichland ſchicken ihre Botjchafter dahin. Ignatieff 
tehrt darauf nad Konftantinopel zurüd, 

„» » [Dänemark] Eröffnung be3 Reichſstags ohne Thronrede. Go: 
wohl im Folkething als im Landsthing werden bie biöherigen Prä- 
fibenten twieder gewählt. Im erftern gehören diefelben ber Oppofition, 
in leßterem der Partei der Regierung an. Bie Stellung ber beiden 
Thinge zu einander bleibt alfo biejelbe wie bisher. 

« -, (Pforte) Der große Pfortenrath beſchließt, alle bindenden Res 
formverpflichtungen für die 3 Provinzen Bosnien, Herzegowina und 
Bulgarien allein abzulehnen. Ber Krieg geftaltet ſich auf Seite der 
Muhammedaner immer mehr zu einem völligen Glaubenätrieg. 

3. „ [Pforte — Rußland.) Rußland ladet die Mächte durch Gircular: 
bepeiche ein, ber Pforte einen zweimonatlichen Waffenftillftand gerabe: 
zu aufzulegen, um ben Mächten Zeit zu laffen, fich über weitere 
Schritte zu verjtändigen. 

5. „ [Deuties Rei.) Der geweſene Botſchafter Graf Harry Arnim 
wird vom Berliner Stammergericht wegen Landesverrath x. (durch 
feine Schrift Pro nihilo) zu 5 Jahren Zuchthaus verurtheilt. 

»„ [Italien] Ein fol. Decret löst die II. Kammer auf und ordnet 
bie Neuwahlen auf ben 5.—12. November an. 

8 „ [rantreig.] Die Wahl der Maires in ben 33,000 Gemeinden 
fällt für die Republifaner ziemlich günftig auß: viele von der Kampfes: 
zegierung Broglie abgeſetzie Maires werden jeßt wiedergewählt. 

„ IBforte: Montenegro.] Die Montenegriner greifen die türkifchen 
Truppen unter Mulhtar Paſcha an und zwingen dieſelben, mit ems 
pfindlichem Berlufte über die montenegrinifche Gränze zurüdzugehen. 

„ [Brantreig.] Dep.-Kammer: Budgetcommiffion: genehmigt einen 
vorbereitenden Bericht Gambetta’s, der im Princip bie Einführung 
ber Einfommenfteuer verlangt und jämmtliche Werthe, auch die Rente, 
zu derſelben heranziehen will. 

12. „ L[Pforte: Serbien] Die Pforte Iehnt einen bloß ſechswöchigen 

Waffenſtillſtand definitiv ab und will fi nur auf einen ſolchen bis 

um 15. März 1877 einlaflen. Die übrigen Mächte erklären ſich 

Ban geneigt, Rußland aber entichieden nicht. 

14. „ [Dänemark] Follkething: lehnt das ihm von ber Regierung 


» 
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wiederum vorgelegte Wehrgeſehz mit 66 gegen 22 und das Flotten— 
gejeh mit 61 gegen 9 Stimmen ab. 

Mitte Oct. |DOeflerreihellngarn: Ungarn.) In Peith macht ſich eine ſehr 
ruffenfeindliche Stimmung geltend und erfolgen Demonftrationen für 
eine Verbindung zwiſchen Magyaren und Türken. In Prag und 
Aaram haben dagegen die jlavischen Sympathien die Oberhand. 

»  . England.) Die Agitation gegen die Türkei beginnt abzunehmen 
und zum Theil fogar umzufchlagen. 

— ,„ [Rupland| Die bisher nur vorbereitenden Mahregeln geftalten 
fich nadgerade zu förmlichen Kriegsrüftungen Rußlands. 

19. „ Griechenland.) Die Regierung legt der Kammer Gejekesentwürfe 
vor für Einführung der allgemeinen Dienftpflicht und für Bewilligung 
einer Anleihe von 50 Mill. Fr. zum Ankauf von Sriegsmaterial 
und Kriegajichiffen und 10 Mill. für andere Bedürfniſſe der Armee. 

19.—23. „ [Pforte: Serbien] Die türkifche Armee ergreift wieder die 
Dffenfive und zwar gegen bie Höhen von Djunis, den Schlüſſel der 
ganzen Stellung der jerbijchen Armee. Die Entjcheidung jcheint vor 
der Thüre zu ftehen. 

20. „ [Spanien] Beide Häufer der Cortes haben eine Vorlage über 
die Zuſammenſehung des Senats ea derfelbe ſoll demnach 
aus 360 Mitgliedern beftehen, 72 Würdeträgern, 158 von der Krone 
Grnannten und 150 von den Provinzialräthen Gewählten. 

21. „ I[Pforte: Montenegro] nimmt die türkifche Feltung Medun durch 
Gapitulation. 

25. „ [Deutidland: Heffen.] II. Kammer: ſpricht fi mit 32 gegen 8 
Stimmen für die Mebertragung der Eifenbahnen an das Reich aus, 
Die I. Kammer tritt jedoch dem Xeichluffe ihrerſeits nicht bei. 

27. „ [Deutihland: Preußen.| Allgemeine Neuwahlen zum Landtag. Die 
nationalliberale und die FFortichrittäpartei erringen neuerdings Die 
Majorität des Abg.-Hauſes, die ultramontane Partei macht feine 
Fortichritte, die meue deutich:confervative Partei dagegen erleidet eine 
vollftändige Niederlage, infofern fich die bisherige conjervative Fraction 
de3 Abg.:Haufes nur um 4 Stimmen vermehrt; die nationalliberale 
Partei zählt 7—8 Mitglieder mehr ala biäher, die Fyortichrittspartei 
bleibt fich gleih. Im Ganzen ift die Veränderung in der Stärle 
der verfchiedenen Parteien eine auffallend unbedeutende. 

"» » (Frankreich) Der Finanzminifter Leon Say erklärt fich gegen 
bie Steuerreform Gambetta’s. 

28. „ [Piorte: Serbien.] Die Türken bombardiren Alerina und Deligrad. 

30. „ 7TDeutſches Reich. Eröffnung des Reichätaged. Ber Reiche: 
fanzler weilt noch in Varzin. 

„» » [Brantreig.] Differenz mit dem Papft bez. ber Erzdiöceje Lyon. 
Der Staat beharrt auf feinem Rechte und der Papft muß nachgeben. 

»  «  [Biorte: Serbien.) Die Türken erftürmen Djunis. Alexinat und 
Deligrad find dadurch geradezu unhaltbar geworden. Serbien erläßt 
einen Hülfefchrei nach Rußland. 

» » _[Biorte: Serbien.) Die Pforte weicht endlich) dem Drängen der 
rg und gefteht einen zweimonatlichen Waffenftillftand mit Ser: 
ien zu. 

» [Rubland.] Die Niederlage Eerbiend wirb von ber öffentlichen 
Meinung in Rußland für eine Niederlage Rußlands jelber angejehen 
und der Rüdichlag ift ein überaus intenfiver: die Bewegung broht 
bem Kaiſer über ben Kopf zu wachſen. Er befiehlt daher bem Ge: 
neral Ygnatieff telegraphijch, der Pforte das Ultimatum zu ftellen, 


or 


Allgemeine Chronik. 97 


binnen 2 Tagen einen Waffenftillftand von 6 Wochen oder 2 Mos 
naten zuzugeſtehen, widrigenfall® aber mit dem ganzen Botichafts: 
perjonal Konftantinopel zu verlaffen. 

31. Oct. [Deutiches Rei] Bunbdesrath: ftellt eine Reihe von Abäns 
derungävorichlägen zu den Beichlüfien der Reichajuftizcommilfion bez. 
der großen Juftiggelepgebungsentwürfe feit. 

—  ,„ |[NRorwegen.] Der Ausfall der Neuwahl des Storthings ergibt für 
die Oppofition eine große Majorität. Die Stellung ber Regierung 
twird im einer Reihe von Fragen jedenfalld eine jehr jchwierige fein. 

Ende „ [Rußland] Die ganze öffentliche Meinung Guropa’3 iſt ber 
Meinung, dat Rußland einen Krieg mit der Türkei fuche und ſich 
zu einem folden rüfte. Die ruffiichen Popiere fallen an der Lons 
doner Börſe tiefer ala felbft im Krimmkriege. 

»  »  [Plorte: Serbien] Die türkilchen Truppen befehen das von den 
Serben geräumte Alerinaß. 
Ende „ [Berein. Staaten) Schluß der Weltauzftelung in Philadelphia. 


2. Nov. [Deutſches Reich) Reichdtag: die Wahl des Präſidiums veran: 
laßt eine gewiffe Spannung zwiſchen den Nationalliberalen und ber 
Fortichrittäpartei. 

”»  r [Rußland] Der Kaifer verfichert dem engliichen Botichafter in 
Livadia auf’3 nahbrüdlichfte und unter ——— ſeines Ehren⸗ 
worts, daß er keinerlei Abſicht hege, Konſtantinopel zu beſetzen, und 
daß er der Türkei gegenüber überhaupt an keinerlei Eroberung denle, 
ern er auch genöthigt fein könnte, die Bulgarei „vorläufig“ zu 

eben. 

3. „ [Branfreid.] Dep.Kammer: beichliegt mit 353 gegen 149 Stim: 
men, daß nach Monatsfrift die Verjährung für bie noch nicht verur: 
theilten Communards eintreten ſoll. 

5.—12. „ [Ytalien.] Allgemeine Wahlen zur II. Kammer. Die bis 
neulich herrfchende Regierung erleidet eine furchtbare Niederlage, bie 
neue Regierung erringt einen faft nur zu großen Sieg: es werben 
— oder weniger Miniſterielle und nur 87 Oppoſitionelle ge⸗ 
wählt. 

„» « [Rußland] Der Kaijer kehrt von Livadia nad) Moslau und Et. 

Petersburg zurüd, 
[Rom.) Der Garbinal:Staatsfecretär Antonelli }. 

„ IDeutjches Reich.) Reichstag: beichlieht die ſämmtlichen Anträge 
des Bundesraths zu dem AJuftizgefehgebungsentwürfen vorerft ber 
Reichzjuftizeommilfion zu überweifen und jeßt feine Sikungen für 
8 Tage aud, um der Juftizeommiffion Zeit zu Unterhandlungen mit 
dem Bunbesrath zu laſſen. Beide verftändigen ſich denn auch über 
eine Reihe technifchjuriftifcher, nicht aber über die politifchejuriftifchen 
Differenzpunkte. 

» » JOefterreih:ingarn: Oeſterreich Der Kaiſer verſagt dem von 

beiden Häufern angenommenen SKloftergefepe feine Sanction. 

„» [Berein. Staaten.) Wahl der Wahlmänner für die Wahl bes 
neuen BPräfidenten der Republik in allen 38 Staaten der Union. 
Die abjolute Majorität beträgt 185 Etimmen. Der bdemocratijche 
Candidat fiegt in 17 Staaten mit 184, ber republicaniiche in 18 
Staaten mit 166 Stimmen. Beftritten ift aber die Wahl in Süd— 
Carolina, Zouifiana und Florida. Nur wenn fchlieklich alle drei 
für Hayes gezählt werden, ift er gewählt und auch dann nur mit 
Einer Stimme Mehrheit. — In Folge der in einer Reihe von Staater 


nn 
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gleichzeitig ftattgefundenen Wahlen für beide Häufer des Congreffes, 
wird die demoeratiiche Partei vom 4. März 1877 an im neuen Res 
präjentantenhaufe eine Mehrheit von ca. 20, bie republitanifche im 
Senat eine foldhe von ca. 9 Stimmen haben. 


. Nov. [England] jendet Lord Ealisbury ala feinen erften Bevollmädh: 


tigten zu den Gonferenzen der Großmächte in Konftantinopel. 

[Pforte] England legt der Pforte feine Vorſchläge bez. einer 
Gonferenz der Großmächte vor. 

[Pforte: Serbien] Der Ruffe Tjchernajeff legt den Oberbefehl 
über die ferbifche Armee nieder. 

[England.]) Disraeli hält bei Gelegenheit de3 Londoner Lorbmajors: 
banfetie3 einen geradezu drohenden Zoaft wider Rußland. 

Rußland.) Der Kaiſer beantwortet eine Adreſſe der Stadt Mos— 
fau im entichieden kriegeriſchem Sinne zu Gunften der „ſlaviſchen 
Sache“ dahin, daß er, „wenn Garantien von der Pforte nicht zu 
erlangen fein follten, die fefte Abficht Habe, jelbftändig zu handeln.“ 

|Rom.] Cardinal Simeoni, der bisherige Nuntius in Madrid, 
wird vom Papft an die Stelle Antonelli’3 zum Staatäfecretär des 
heil. Stuhles ernannt. Derjelbe gehört der entichiedenen Jeſuiten⸗ 
partei an. R 

(Schweiz: Genf.] Wligemeine Neuwahl des Großen Rathes. Die 
3. 3. berrichende Liberalstadicale Partei erringt einen vollftändigen 
Sieg über die vereinigte Oppofition der Ultramontanen, Conjervativen 
und Ultraradicalen. 

[Rußland.) Der Kaifer befiehlt die Mobilifirung von 6 Armee: 
corps in Südrufland. 

[Belgien.] 1. Kammer: bie liberale Partei bringt bie bei ben 
Mahlen zur II. Kammer zu Tage getretenen Mängel und Ungutömm: 
lichkeiten zur Sprache. 

— 2. Der. [Deutſches Reich.] Reichstag: zweite Leſung ber Juſtiz— 
geſetze. Die den Beichlüffen des Bundesraths gegenüber vermitteln: 
den Anträge der Juftizcommiffion, betr. juriftifch-technifche Fragen, 
werden durchweg genehmigt. In den politifchen ragen —* 
beharrt die Juſtizcommiſſion auf ihren früheren Anträgen und der 
Reichsſtag tritt denſelben meiſt mit großen Majoritäten bei. In 
diefen Punkten bleibt daher die Differenz zwiſchen Bundesrat und 
Reichstag ein geradezu ſchroffer. Nationalliberale und Fortſchritts⸗ 
partei gehen bis dahin Hand in Hand. 

[Pforte.] Alle Mächte haben ſich mit dem Gonferenzprojecte Eng: 
lands einverftanden erklärt. Nur Rußland verlangt von vorne: 
herein Garantien dafür, daß das von ber Gonferenz Beichloffene von 
ber Pforte auch wirklich ausgeführt werde und verlangt überdieß den 
Ausschluß der Pforte von den Gonferenzen. 

[Pforte.] England dringt energisch in die Pforte, ſich der Confe— 
renz nicht zu entziehen. Rußland läßt jeinen Einfpruch gegen eine 
Betheiligung der Pforte fallen und will ſich mit Vorconferenzen be» 
gnügen, von denen die Pforte außgeichlofien wäre. 

(Pforte: Rumänien] beichließt, bei jämmtlichen Mächten anzufragen, 
wie fi Rumänien zu verhalten hätte, falld die ruf. rg Drag 
Verlangen ftellen follte, mit einer Armee in Rumänien ein:, bezw 
burchzumarjchiren. Es erhält jedoch feine Antwort. 

[Deutihland: Hefien.] In der evang. Kirche Heſſens tritt ein 
völliger Bruch ein: eine Delegirtenverfammlung ber Unzufriebenen 
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in Worms beichlieht eine „Religionsgemeinjchaft freier Proteftanten“ 
zu gründen. 

18.—24. Nov. [Rußland.] Der Kaiſer befiehlt eine neue Anleihe im Inland 

von 100 Mill. Rubel. Dieſelbe wird nur mit 23 Mill. überzeichnet. 

Das Rejultat ift für einen Krieg nicht jehr ermunternd. Eine Ans 

leide im Auslande ſcheint faum möglich zu fein. 

[Pforte] beichließt, fi) an den Gonferenzen der Mächte in Kon: 

ftantinopel zu betheiligen. 

19. „ [Belgien] Der Minifterpräjident Malou läßt fich den Forde— 
rungen der liberalen Partei gegenüber zu dem Verſprechen herbei, 
einen Geſehentwurf betr. Rejorın der Wahlgefehgebung einbringen zu 
wollen. 

20. „ [Italien] Eröffnung des Parlament. Thronrede des Königs. 

21. „ [Ocfterreid-Ungarn: Oefterreich.] Abg.:Haus: Die Regierung gibt 
demjelben eine Zarlegung der dem Abichluffe nahen Ausgleich: 
verhandlungen mit Ungarn. Tas Haus ift davon fichtlich jehr wenig 
befriedigt, namentlich nicht über das neue ganz bdualiftiiche Bant: 
ftatut für die Nationalbanf. 

»  . [Biorte] Ser Großvezier Ruſchdi P. erklärt, daß die türkifche 
Verfafjung jedenfalls no dor Eröffnung der europ. Konferenzen in 
Konftantinopel werde verfündet werden. — Die Pforte bequemt fich 
em dazu, gegen die Hauptichuldigen der bulgarijchen Gräuel eine 
Unterſuchung einzuleiten. &3 ift jedoch nicht ernftlich gemeint: Scheffet 
wird jchließlich freigeiprochen. 

23. „ [ranfreig.] Dep-Kammer: Die lib. Fyractionen verlangen die Er: 
weifung militärijcher Ehren für die Mitglieder der Ehrenlegion auch 
bei Givilbeerdigungen. Die Regierung bringt einen Gel.:Entw. ein, 
ber dieſem Berlangen entipricht, aber nur bei Eivilbeerbigungen acs 
tiver Militärs. 

„ [Grieenland.] Kammer: genehmigt die Gejeßesvorlage bez. ber 
militärifchen Organifation des Landes und bez. aufßerorbentlicher 
Rüftungen. 

24. „ IFrantreid.] Dep. Hammer: Prinz Napoleon hält eine lebhafte 
Nede gegen bie Ultramontanen, in der er behauptet, daß nur bie 
NRücfichten für die weltliche Herrſchaft des Papftes Frankreich im 
Jahre 1870 der Allianz Italiens und Defterreichd beraubt habe. 

25. „ [Pforte] Der Sultan erklärt dem engliichen Botjchafter entichies 
ben, daß er fich niemals dazu verftehen werde, wie man ihm anfinne, 
gewifle Provinzen vor anderen durch befondere Zugeftändniffe zu bes 
vorzugen. Damit ift eigentlich eine Berftändigung mit ben Mächten 
von vornherein ausgeſchloſſen. 

BB: ; le Beratung des Piortenrathes über den Berfafjungs: 
entwurf. Großvezier Rufchdi P. erhebt Einwendungen und will 
nicht jo mweit gehen wie Mithad P. 

Ende „ [Oeflerreig-lingarn: —— Die Verfaſſungspartei des Abg.⸗ 
Saufes erflärt fich einmüthig auf's entichiedenfte gegen das neue 

neftatut für die Nationalbant. Dieſe jelbft lehnt ed einftimmig 
ab, Die Minifter Laffer und de Pretis gehen nach Peſth behufs 
neuer Unterhandlungen mit Ungarn, kehren aber ohne Rejultat zurüd. 

30. „ [&rantreig.] Dep.:Kammer: erledigt dad Gultusbudget in durch⸗ 
aus anticlericalem Sinne. 

— , [Zürlei — Griehenland.) Die griechiichen Hetärien leben 
unter ber griechifchen Bevölferung der Türkei überall wieder auf, 
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1. Dec. Fug ann Neid.) Tiſchrede des Fürſten Bismarck über die orien: 


1. 


2. 


11. 


12, 


talijche Frage und die eventuelle Stellung Deutichlands zu Delterreich. 

„ [Branfreig.] Senat: lehnt den Beichluß der Dep.:Hfammer vom 
3. Nov. bez. der Communards ab. 

„ [Branfreig.] Dep.:Stammer: Der Minifter des Innern zieht den 
Gejekesvorjchlag betr. Givilbeerdigungen dv. 23. Nov., ohne dazu er: 
mächtigt zu fein, zurüd. Das ganze Gabinet Dufaure gibt feine 
Entlafjung ein. 

„ [Benties Reid.) Yundesrath: lehnt auf den Antrag Preußens 
die Betheiligung Zeutichlauds an ber von Frankreich für das Jahr 
1878 projectirten Meltinduftrieausftellung ab. 

„ [Rußland] Ein Ukas de3 Kaiſers trifft Beftimmungen über die 
Drganifation einzelner Provinzen fremden Gebietes im Kriegsfalle. 

»„ [Perein. Staaten] Zulammentritt de3 Gongrefjed. Jahresbot: 
ichaft Grants. 

„ [Beutihes NReih.] Reichstag: Eine Interpellalion Nichterd gibt 
dem Reichskanzler zu einer neuen Auslaffung über die orientalijche 

vage vor namentlich über die Stellung Deutichlands zu Rußland 
egenheit. 

„[England.] Der auferorbentliche Bevollmächtigte Englands zur 
Conferenz der Mächte, Lord Salisbury, trifft in Konjtantinopel ein, 
nachdem er fich vorher in Paris, Berlin und Wien über die Dis: 
pofition der Mächte vergewiflert hat. 

„ [Beutigland: Heflen.] Sie evang. Landesſynode beichlieht, der in 
ber Landeskirche eingetretenen Bewegung nicht entgegen zu kommen 
und Ichnt alle in dieſem Einne geftellten Anträge ab. 

» Rußland.) Großfürft Nicolai Nicolajewitich, Bruder des Kaiſers, 
trifft in Kifcheneff ein und übernimmt den Oberbefehl über die mo: 
bilifirte Südarmee. 

„ [Berein. Etaaten.] Beide Häufer des Congreſſes ſehen Gomites 
für Prüfung der ftreitigen Präfidentichaftwahlen in Süd:Garolina, 
Rouifiana und Florida nieder. 

» [Italien] 11. Kammer: 1. Leſung des Budgeis für 1877. Das 
Gleichgewicht der Einnahmen und Ausgaben ıft darin ziwar noch 
nicht, wie Minghetti verfündet hatte, wirklich erreicht, aber es fteht 
doch bei weiler Sparjamteit in Ausficht. 

„» [BDeutides Reid) Bundesrath: nimmt gegenüber ber bevorftchen: 
ben dritten Leſung der großen Juftizgefepgebungsentwürfe Stellung: 
in einer ziemlichen Reihe von Puncten will er dem Reichätag a 
geben, in 13 anderen dagegen nicht. 

» [BDeuties Reid.) Reichitag: Auf den Antrag Preußens jchlägt 
ber Yundesrath dem Reichstag cinen Gef.:Entiv. betr. Retorfionszölle 
gegenüber dem Auslande namentlich aud im ber ſchwebenden Frage 
der Gijenzölle vor. Die Vorlage wird an eine Commiſſion gewieien. 
Die Majorität des Reichstags ift derjelben offenbar nicht geneigt. 
om Commiffion beichließt denn auch, fie für diefe Seſſion fallen zu 
aſſen. 

„rankreich. Der Marſchall-Präſident ernennt Jules Simon ſtatt 
Dufaure zum Miniſterpräſidenien und Martel ftatt de Marcères zum 
Minifter der Juſtiz; alle übrigen Minifter bleiben. Die republicas 
niſche Partei ift damit jehr zufrieden. 

„ [Biorte.] Beginn der Vorconferenzen der Mächte mit Ausſchluß ber 
Zürfei unter dem Borfite des ruſſ. Botſchafters Ignatieff. 

» [Deutigland: Württemberg.) Die allg. Neuwahlen zum Landtag 
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ergeben eine Verftärfung der Regierungspartei auf Koften der beut- 
ichen (nat.:lib.) Partei und die Gründung einer entjchieden ultra= 
montanen Fraction. 

15.—16. Dec. [Deutſches Reih.] Reichstag: Nationalliberale und Fort— 
ichrittöpariei gehen bez. der Juſtizgeſetzgebungsentwürfe ſchließlich 
doc auseinander. Die Nationalliberalen ſchließen mit den Regie: 
rungen einen Gompromiß, die Fyortichrittäpartei dagegen will auf allen 
bisherigen Veſchlüſſen des Reichſtags auf jede Gefahr hin fejthalten. 

)5. „ [Dünemart.] Foltething: Erfte Leſung de3 Budgets für 1877. 
Dasſelbe wird von der Linken in einer für die Negierung äußerſt 
empfindlichen Weiſe ftark beichnitten. Die Stellung des Minifteriums, 
obgleich ed vom König gehalten und vom Landäthing geitübt wird, 
wird nachgerade doch ganz unbaltbar. 

17. „ Zmeiter internationaler Weltpoftcongreh in Bern. Brittiſch— 
Indien und die franz. Golonien treten der allgemeinen Poftunion bei. 

-» » [Rom.| Gardinal Patrizi, der Generalvicar de3 Papites, f. 

18.—21. „ L[Deutides Reid.) Reichätag: Dritte Leſung der Juſtitzgeſetz⸗ 
gebungsentwürfe. Die Compromißanträge der Nationalliberalen wer: 
den burchiweg mit einer Majorität von mehr als 50 Stimmen ans 
genommen. 

19. „ |Berein. Staaten.] Veide Häufer de3 Congreſſes beichliehen, eine 
gemeinjame Commiſſion — mit dem Auftrage, einen Ge— 
ſetesentwurf vorzubereiten betr. Regelung reſp. Entſcheidung über 
gültige Wahlftimmen bei der Wahl des Unionspräſidenten. 

20. „ [Italien] Sie Zahl der Biichöfe, welche unter Beobachtung der 

erforderlichen Formalitäten bei der Negierung direct die Erequatur 

d. h. die Einweifung in ihre Einkünfte nachjuchen, mehrt fich allmälig. 

[Biorte] Schluß der Borconferenzen der Mächte. Diejelben haben 

eine Reihe jehr eingreifender Reformen und Garantien bez. Ausfüh: 

Kafch berjelben für Bosnien, die Herzegowina und die Bulgarei be: 

ichlofjen. 

21. „ [Rom.] Der Papjt ernennt den Cardinal Monaco la Baletta zu 
feinem Oeneralvicar. Auch er gehört wie Eimeoni der entjchiedenen 
Sejuitenpartei in der Ilmgebung de3 Papftes an. 

2. „ Tdeutſches Reid] Schluß der Sejfion des Reichstag. Thron: 
rede de3 Kaiſers. 

-»  » [Bforte] Der Großvezier Rufchdi P., der mit der neuen DVerfaf: 
jung nicht ganz einverftanden ift, tritt zurüd und wird durch Mis 
thad P., dem Urheber derjelben, erjeßt. 

23.—24. „ L[Deutihland.]) Die Fortichrittäpartei kündigt den National: 
liberalen in — ihres Compromiſſes mit den Regierungen bez. der 
Juſtizgeſetzgebungsentwürfe die bisher feſtgehaltene Gemeinſamkeit bez. 
ber bevorſtehenden Reichſtagswahlen. Die Nationalliberalen nehmen 
die Abſage ihrerſeits an und wenden ſich an die öffentliche Meinung, 
um ihr Verhalten in jener Frage zu begründen und zu rechtfertigen. 

„» # [Pforte] Verkündigung der neuen Verfaſſung für das ganze Reich. 

Diejelbe entipricht auf dem Papier den modernften Anſchauungen ber 

europäilchen Nationen über conftitutionelle Berfafjungsprincipien. ° 

[Pforte.] Beginn der Gonferenzen der Mächte. Die Beichlüffe der 

Vorconferenz tverden der Pforte vorgelegt. Dieſelbe behält fich ihre 

Antwort vorerft vor. 

27. „ (Brankreich.]) Senat: ftellt im Intereſſe ber Kirche viele im Bud» 
get für 1877 von der andern Kammer geftrichene Poften, namentlich 
den bez. der Militärgeiftlichen twieder her. 
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28. Dec. ſFrankreich) Dep.Kammer: gibt bem Senat bez. des Budgets für 
1877 theilweife, namentlich in ber Frage der Militärgeiftlichen, nach 
(mit 269 gegen 211 Stimmen), in anderen Puncten dagegen hält 
fie an ihren Beſchlüſſen feit. 

„ » [Pforte] Zweite Conferenz der Mächte. Die Pforte überreicht 
ihre Gegenbemerfungen gegen die Veichlüffe der VBorconferenz. Dies 
jelben lauten bereit3 weſentlich ablehnend. 

»„ » [England] Die englifche Flotte erhält von Lord Salisbury ben 
Befehl, die Beſika-Bai zu verlaffen, ausgelprochener Maßen, um ber 
Pforte jo zu jagen handgreiflich zu beweifen, daß fie auf den Bei: 
ftand Englands nicht zählen dürfe, wenn fie ben fyorderungen ber 
Gonferenz Widerftand leifte. 

29, „ [Franfreig.] Senat: beruhigt fich bei ben Beichlüffen der Dep.⸗ 

Sammer bez. des Budgets für 1877. Die principielle Frage bes 

Budgetrechts bleibt unentichieden. 

Ende „ [Deutiches Rei ] Die Agitation der verichiedenen Parteien für 
bie bevorftehenden NReichätagawahlen ift in allen Theilen de3 Reichs 
in vollem Gange. 

2 — er Das Kriegsminiſterium trifft eine Reihe 
von Maßregeln, die offenbar auf den Kriegsfall berechnet ſind und 
bereitet alles vor, um im Nothfall auf's ſchleunigſte mobiliſiren zu 
fönnen, obgleich offenbar entſchloſſen, die Mobiliſirung oder kriege— 
—In Maßregeln überhaupt jo lange als nur immer möglich zu ber: 

ieben. 
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Das deutfche Reich und feine einzelnen Glieder. 


3. u. 4. Januar. (Preußen.) feierliche Eröffnung der Pro- 
vinziallandtage der Provinzen Brandenburg, Pommern, Schlefien, 
Sachſen und Preußen. Die Wahlen zu bdenjelben nach der neuen 
Provinzialordnung find in den 4 erftern übertwiegend confervativ, 
nur in Preußen überwiegend liberal ausgefallen, obgleich auch jene 
mit einziger Ausnahme von Pommern bei den leten Landtagswahlen 
überwiegend Tiberal gewählt hatten. Zu Vorfienden werben denn 
auch in jenen 4 Provinziallandtagen lauter entfchiedene Conſervative 
und Großgrundbefiger gewählt, denen jedoch ala Stellvertreter auf 
Betreiben der Regierung angejehene Vertreter von Städten, wie 
3. B. in Schlefien dv. Trordenbed, beigegeben werben. Am meijten 
Auffehen macht die Wahl des faft verfchollenen früheren Miniſter— 
präfidenten v. Manteuffel zum Worfitenden des Provinziallandtags 
von Brandenburg mit 49 gegen 38 Stimmen. Die lehteren erhält 
ala Gegencandidat nicht etwa ein Freiconſervativer oder National= 
liberaler, jondern ein Graf Kleijt, der 1866—1867 ala Mitglied 
de3 Abg.-Hauſes der conjervativen Fraction angehört Hatte. Die 
Wahl Manteuffel3 bekundet aljo bei gänzlicher Ohnmacht der Liberalen 
die abjolute Herrjchaft der altfeudalen Junkerpartei im branden= 
burgischen Provinziallandtage. 

Die Nationalliberalen find über biejes erfte Rejultat der neuen Pro: 
vinzialorganifation, wenn auch nicht gänzlich überrafcht, doch Höchlich ver: 
blüfft, während die FFortichrittspartei meint, fie habe bei Berathung ber 
neuen Ordnung vor der Gefahr, fich der Regierung mit allzu großem Ver: 
trauen hinzugeben, umſonſt eindringlich gewarnt. Eo habe 3. B., als die 
————— am 7. Juni im Abgeordnetenhauſe die Ablehnung der 

rovinzialordnung begründen ließ, ihr Redner bemerkt, indem er auf bie 
Geneigtheit de3 Fürſten Bismard, ſich der conjervativen Partei wieder mehr 
zuzumenden, hinwies: „Sind e3 nicht neue Sammelpläße, geradezu befeftigte 


Lager, die wir der altconjervativen Partei in dieſen Provinzial:Landtagen 
bier Ichaffen? Die Mitglieder der altconfervativen Partei find offen genug, 
3* 
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und zuzugeftehen, dat beiipieläweife Hier in Berlin auf Grund diejes Ge: 
fees ein weſentlich altconjervativer märliſcher Provinziallandtag tagen 
wird.... Es werden bie ihrer politiichen Richtung halber zurüdgelehten 
Staatäminifter, Oberpräfidenten und NRegierungspräfidenten fein, die ala 
Laien in diefen Bezirks- und Provinzialrath eintreten, Männer, wie — 
v. Selchow, v. Kleiſt-Retzow, wenn Sie Namen haben wollen, Otto v. Mans 
teuffel, Graf Kraſſow u. ſ. w.“ Genau, wie damal3 angedeutet, werde die 
Annahme jener Provinzialordnung nun nicht zum Fortſchritt, jondern zum 
Etillftand der weiteren organischen Geſetzgebung führen. Auch die vertrauens— 
feligjten unter den Nationalliberalen müßten doch Anftand tragen, weitere 
Befugniſſe der Bureaufratie abzunehmen, um fie in die Hände der Feudalen 
zu legen. Auf der andern Seite fei ſchon ebenfo klar erkennbar, daß die 
Regierung jeht weiter al3 je davon entfernt fei, eine neue Provinzialordnung 
in den toeftlichen Provinzen einzuführen. Diefelbe habe fein Intereſſe daran, 
auch nur diejelben Organifationen, welche im Dften durchweg dem Einfluß 
ber conjervativen Parteien zum Vortheil gereichen, in Provinzen einzuführen, 
two fie den Einfluß der Liberalen ftärken fünnte. 


6. Januar. (Preußen) In einer zu Bochum von etwa 
2000 Perfonen bejuchten ultramontanen Verfanmlung erklärt der 
befannte clericale Führer Frhr. v. Los nachbrüdlich, daß an einen 
Gompromiß oder gar an einen Frieden zwifchen Staat und Kirche 
nicht eher gedacht werden fönne, ala bis die Maigejete gänzlich be= 
feitigt fein. Wer das Gegentheil behaupte, fuche geflifientlich An 
dere zu täufchen oder täufche fich felbft. 

6. Januar, Württemberg.) Die jog. Volkspartei, die feit 
der Aufrichtung des deutſchen Reichs ſtark in den Hintergrund ge— 
drängt worden iſt, hält wieder eine allgemeine Yandesverfammlung 
in Stuttgart. 


Die Parteigenofjen haben fich zu bderjelben aus allen Theilen des 
Landes zahlreich eingefunden. In die Präfenzlifte haben fich 251 Auswär— 
tige eingetragen, denen fich eiwa 100 Einheimische anreihen. Für das Partei: 
organ, den „Beobachter“, werden von den Anweſenden über 4000 . bei: 
ent Die Verhandlungen conftatiren die innere Ucbereinftimmung ber 
Theilnehmer in allen wichtigen Tagesfragen und den ernftlichen Willen einer 
umfajjenden WiederbetHeiligung an allen öffentlichen Angelegenheiten. Die 
Partei ftellt fi) dabei widerjpruchslos auf den Boden der Thatjachen in 
Reich, Staat und Gemeinde. Die Tendenz aller gefahten Beſchlüſſe gebt 
einerjeit3 dahin, gegen die „drohende“ politische Reaction mit Entichiedenheit 
Front zu machen, anderfeits nicht? zu unterlaflen, was geichehen kann, um 
zu einer Umgeftaltung in der Organifation der Reichsbehörden zu gelangen. 
Die erfte Rejolution knüpft am die Erörterung der Stratzgeſehnovelle die 
Erwartung, daß der Reichstag nicht auseinandergehen werde, ohne die fragen 
des Zeugnißzwanges, der Straflofigkeit wahrheitsgetreuer Gerichtäreferate 
und die Angelegenheit des religiöjen Eideszwanged in freiheitlichem Sinne 
zu löſen. Die zweite Rejolution wiederholt die Forderung von Diäten für 
die uhr ige he ae und mahnt zur erneuten Agitation hiefür in= und 
außerhalb Württemberg’3. Die dritte Rejolution betrifft die Eifenbahnfrage. 
In derjelben wird die Eriverbung des vielfach verichlungenen norddeutſchen 
Gijenbahnnepes durch das Reich im Interefje des Verkehrs und einer gutem 
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Wirthichaftapolitit nicht grumdiäglich befämpft, die Durchführung dieſes 
Projelts jedoch von der vorherigen Errichtung verantiwortlicher Reichsmini— 
fterien abhängig gemadt. Für die vier Mittelftaaten, welche abgerundete 
und einheitlich geleitete Staatsbahnneke beſihen, fordert man jedoch Selbft: 
verwaltung, vorausgejeht, daß die Staaten ſich ben allgemeinen Transport: 
geſehen untertverfen. Der zweite Theil der Vorlagen betrifft ausſchließlich 
mwürttembergiiche Angelegenheiten. Bor Allem foll bie Agitation für Ver: 
fafjungsrevifion wieder aufgenommen und zunächſt die Heritellung des Ein: 
kammerſyſtems eritrebt werden. Dann wird eine Neuorganijation der Partei 
beichlofjen und ein engeres und ein weitered Landestomite ernannt. 

8. Januar. (Preußen.) Fürft Bismard fchlägt dem preuß. 
Minifterium die Abtretung der preußifchen Gifenbahnen an das 
Reich vor. Alle preußifchen Minifterien jollen darüber ihre fchrift« 
lichen Vota abgeben und die Preffe will wiflen, daß diefelben in 
der Hauptjache ſämmtlich zuftimmend lauten, indem auch der Finanz- 
minifter Camphauſen fich in der politischen frage füge, aber aller- 
dings nur unter finanziellen Vorbehalten im Intereſſe Preußens. 

8. Januar. (Deutſches Reich.) Die Juſtizcommiſſion des 
Reichstags entjcheidet fich für freie Advocatur: 

„Wer die Fähigkeit zum Richteramte in einem bdeutichen Bunbesftaate 
befigt, fann in jedem deutjchen Staate als Rechtsanwalt zugelafjen werden.” 


8. Januar. (Preußen) Der Obertribunal befchließt die 
Schließung de3 (Mainzer) Vereins deutjcher Katholiken für den 
Geltungsbereich des Vereinsgejeßed vom 11. März 1850. Der Vor— 
ftand de3 Vereins beruft jofort eine allgemeine Generalverfammlung 
auf den 16. Februar, um_ die formelle Auflöjfung des Vereins zu 
beichließen. 

8. Januar. (Medlenburg.) Die beiden Großherzoge be= 
rufen den Landtag ein. Die BVerfaffungsfrage befindet fich dießmal 
nicht mehr unter den ZTractanden. 

9. Januar. (Preußen.) Nachdem bereits im Verwaltungs- 
wege da3 Gollectenwejen neu geregelt und die Abhaltung von Haus— 
collecten bejonder8 von höherer Genehmigung abhängig gemacht 
worden, werden nunmehr weiterer Erläuterung zufolge, auch 


diejenigen Ginfammlungen zu Vereinszwecken einer Genehmigung 
unterjtellt, welche von Vereinen ausgehen, deren Mitgliedichaft ſchon durch 
gewiſſe Förmlichkeiten, z. B. Abhaltung von Gebeten, erworben wird, bei 
welchen aljo eine beftimmte Beitritt3erflärung nicht erfolgt, jo wie bie 
Sammlungen folcher Vereine, bei welchen ein Mindeftbetrag, z. B. ein 
Pfennig, zum Erwerbe der Mitgliedſchaft ausreicht, bei welchen alho aus der 
Art der Bedingungen für die Mitgliedichaft hervorgeht, daß die ganze Der: 
einabildung nur cine Simulation ift, um ohne Erlaubniß des Dberpräfi: 
denten Hausfammlungen abhalten zu fönnen. Auch die auf Herkommen 
ruhenden bisher ohne Genehmigung gehaltenen Haußcollecten follen ſämmtlich 
verboten werben. Sollte in einzelnen Fällen bie Beibehaltung im Intereſſe 
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der ſammelnden Anftitute dringend wünfchenswerth erfcheinen, fo ift für eine 
jede jolche beizubehaltende Hauscollecte an die Bezirksregierung zu berichten, 
och müfjen, den neueren höheren Beitimmungen zufolge, auch bieje geneh— 
migten Sammlungen längiten® binnen Jahresfriſt nach der Genehmigung 
beendet fein. Die fernere Genehmigung fann nur nach erneuerter Prühung 
ber Bedürfnißfrage erfolgen und ift regelmäßig von dem Nachweife über die 

öhe der bei der vorangegangenen Gollefte iin Beträge und deren 
erwendung abhängig zu machen. Die fernere Geftattung ſolcher herkömm— 
nn. Goflecten ſoll mithin nur erfolgen, wenn ein unabweisbares Bedürfniß 
vorliegt. 


9. Januar. (Sachſen.) Die Sozialdemocraten bejchließen 
auf einer zu Chemnitz abgehaltenen Landesverfammlung, bei den 
nächſten Reichstagswahlen, auf die fie große Hoffnungen jeßen, in 
allen 23 Wahlkreiſen des Königreich eigene Gandidaten aufzuftellen 
und bezeichnen diejelben vorläufig jchon jeßt. 

12. Januar. (Deutjches Reich.) Die Juftizeommiffion des 
Neichstags faßt auf Antrag der Abg. Dr. Schwarze und Beder mit 
18 gegen 6 Stimmen den Beichluß, daß bei den mittlern Straf— 
fällen ein Beizug des bürgerlichen Elements ftattzufinden habe, und 
zwar dahin, daß dieſe Kategorie von Straffällen durch zwei Staats— 
richter und drei Schöffen abzuurtheilen und daß zu diefem Behufe 
bei den Landgerichten große Schöflengerichte zu bilden feien. 

Dei der — Big Frage tritt der jeltene oder noch nicht da= 
—— Fall ein, daß die Vertreter der Bundesregierungen ſich geradezu 
efämpfen und diametral entgegengeſetzte Standpunkte vertreten. Durch ben 
Präfidenten dv. Amsberg als Bertreter des Neichsjuftizamts, deögleichen durch 
die Wertretung der preußiichen Regierung wird dem Antrag entjchieden ent: 


gegengetreten, während der Vertreter der fächjiichen Regierung, geh. Rath 
Held, ebenjo entjchieden der Kommiljion die Annahıne de3 Antragd empfiehlt. 


12. Januar. (Preußen.) Der kgl. Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten Teitet den Abſetzungsproceß gegen den Erzbifchof von 
Köln ein. 

12. Januar. (Preußen) Die Provinzialcorrefp. erflärt, 
daß die General-Synodal-Ordnung für die evang. Kirche Preußens 
‚nunmehr, „mwejentlich” in dev mit der Generaliynode vereinbarten 
Gejtalt, der Genehmigung Sr. Maj. des Königs, ala Hauptes des 
evangelijchen Kirchenregiments, unterbreitet und durch allerhöchite 
Verordnung ala „Kirchengeſetz“ werde verkündet werden. 


Weiter aber würde es die Aufgabe der Staatöregierung fein, Die 
hiernach als kirchliches Gefet zur Geltung gebrachte Kreis-, Provinzial: 
und Synodal-Ordnung fchliehlih auch in der ftaatlichen Geſetzgebung 
durch Vereinbarung mit den beiden Häufern de3 Landtages zur endgiltigen 
Anerkennung und damit die felbftändige evangelijche Kirchenverfaſſung endlich 
zum alljeitigen Abſchluſſe zu bringen. 


Die Liberale Preffe meint dagegen, daß bei einem ſolchen 
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modus procedendi die Genehmigung des Landtags in Wahrheit zu 
‚einer bloßen Formfrage herabfinte, womit derjelbe kaum werde ein— 
verjtanden fein. 

12. Januar. (Deutjches Reich.) Die Juſtizkommiſſion des 
Neichttages überweift nach dem Antrag der Abgeordneten Klo und 
Genofjen die durch die Prefje begangenen Vergehen außer Beleidig- 
ungen, wenn leßtere durch die Privatklage zu erledigen find, den 
Schwurgerichten, lehnt dagegen den Antrag, auch eine Reihe von 
Vergehen politifcher Natur den Echwurgerichten zu überweifen, mit 
großer Mehrheit ab. Den großen Echöffengerichten wird noch eine 
Reihe von Verbrechen zur Aburtheilung überwiefen, außer denen, 
auf welche als Marimalftrafe 5 Jahre Zuchthaus gefekt iſt. 

14. Januar. (Preußen.) Die Berathungen der Commiſſion 
für deutjche Rechtfchreibung, welche unter Vorſitz des geh. Raths 
Bonitz eilf Sigungen gehalten bat, werden im Auftrage des preuß. 
Kultus-Minifters in Anweſenheit der Räthe der Unterrichts-Abthei— 
fung durch den Minifterial-Direftor Greiff geſchloſſen. Das Er— 
gebniß der Berathung ſoll demnächjt veröffentlicht werden, damit die 
Disfuffion und Kritik Gelegenheit nehme, fich über die Kommiſſions— 
vorfchläge zu äußern, da die Commilfion in ihrer Mehrheit ſehr 
eingreifende Veränderungen in der bisherigen deutfchen Nechtichreib- 
ung beantragt. 

15. Januar. (Preußen.) Dem Altkatholifenverein zu Wies— 
baden wird auf fein Gefuch vom Oberpräfidenten die Mitbenügung 
der dortigen fatholijchen Kirche eingeräumt. 


Es ift Dieß die erfte auf Grund des Altlatholifengejeßes ergangene 
Entjcheidung diejer Art, und von Intereſſe ift es deßhalb, im welcher Weije 
in dieſem Falle das Geſetz ausgelegt und angewendet worden ift. Nach Ich: 
terem fann den Altkatholiten von der Adminijtrativbehörde der Mitgenuß 
der Kirchengebäude und des Sirchenvermögens zugeiprochen werben, wenn 
ihre Zahl eine „erhebliche* ijt. In dem Erlaß des Oberpräfidenten von 
Heſſen-Naſſau ift nun ausgeiprochen, daß „die Zahl der altkatholifchen Ge: 
meindemitglieder (in Wiesbaden) im Sinne bes $ 8 des oben allegirten Ge: 
ſetzes mindeſtens 267 beträgt, während die Zahl ber übrigen jelbftändigen 
fatholiichen Gemeindeglieder auf 1399 ermittelt worden ift.“ 


— Januar. (Deutſches Reich.) Ein Neujahrsartifel des 
Führers der bayerifchen Ultramontanen Jörg in feinen „Hiftorijch- 
politifchen Blättern“ macht in ultramontanen Kreiſen und der ultra= 
montanen Prefje großes Aufjehen. 


Jörg gibt in dem Artikel Defterreich ohne Rückhalt preis, um durch ben 
Zerfall deöjelben und die Annexion deutſch-öſterr. Provinzen an das deutſche 
Reich bie ultramontane Partei in diefem jo zu verjtärken, daß fie im Stande 
wäre, entweder bafelbft die Oberhand zu gewinnen, ober aber dasſelbe 
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wieder zu fprengen. Zu diefem Ende hin erörtert Jörg im feinem Artikel 
die Frage — in welcher Weife und im welchen Beziehungen bie orientalifche 
Frage zu ber innern preußiichen Politik ſtehe; er fnüpft dabei an eine Ber: 
Iiner Gorrefpondenz der „A. 3.* an, worin es hieß: Wenn es aber einmal 
mit ber Türkei definitiv zu Ende geht, dann haben e3 Deutichland und Ruß: 
land in ihrer mächtigen Hand, die neue Ordnung ber Dinge zu diktiren, 
und biefen beiden Mächten ift das Intereſſe gemeinfam, die Umgeftaltung 
de europäiichen Oſtens einverftändlich vorzunehmen, Deutichland an der 
oberen, Rußland an der unteren Donau. Daraus ergibt fich für Jörg ber 
Schluß: Nachdem aljo die Eventualität ded Eintritts der deutjch:öfterreichi=- 
ſchen Provinzen in das Neich jtet3 im Auge behalten werden muß, jo muß 
man auch darauf gefaht fein, daß dereinft zehn bis zwölf Millionen Katho— 
liten aus dem heutigen Dejterreich ihre Vertreter zum Neichdtag nach Berlin 
fenden werden; durch diejen Zuwachs könnte der deutjche Ultramontanismus 
dahin gelangen, den proteftantiichen Norden parlamentarifch die Wage zu 
halten, und wenn e3 der preußiſcheu Kirchenpolitik inzwiſchen nicht gelänge, 
den deutichen Ultramontanismus zu Grunde zu richten, jo tönnte das Neich 
fogar in die Lage kommen, daß e3 die parlamentarijche Regierungsform abe 
ichaffen und den Abfolutiemus einführen müßte. „So, fagt weiter Jörg, 
verbindet fich der preußiiche „Eulturfampf* mit den Geſchicken ber Türke. 
Die Eröffnung einer grandiofen Perfpettive wäre hiemit dem Jahre 1876 
allerdings zuerkannt. Denn das unterliegt feinem Zweifel: wenn fich die 
türfifche Frage zur deutſch-oſteuropäiſchen entwickeln Toll, jo muß es bald 
—— da der kranke Mann unter der Hand ſeiner Aerzte augenſcheinlich 
em Tode entgegenſiecht. Von unſerem Standpunkte aus könnten wir auch 
einer ſolchen Entwickelung mit aller Seelenruhe zuſchauen, und es beſtände 
fein Grund für uns, eine entſprechende Politik des Reiches anzufeinden. 
Vielleicht wäre dies gerade der Weg, um das reiche, aber todtliegende Kapital 
im beutjch:öfterreichifchen Vollsſthum wieder fruchtbar zu machen. ebenfalls 
läßt ſich micht verfennen, daß das alte Europa abgebrochen ift bis auf die 
türfifche Ruine und bis auf den öfterreichifchen Anbau, der fich in das 
neue Europa nirgends mehr pafjend einfügen laffen will. Die Kardinal: 
frage, wa3 aus der durch Franzoſen und Preußen verftümmelten Monarchie 
der Habsburger endlich werden foll, ift unter allen Umftänden in der türkis 
ſchen frage implicite mit enthalten.“ — Der Wiener Korreipondent 
der ebenfalld ultramontanen „Augsb. Poftztg.“ findet, daß in diefer Er- 
Örterung Richtiges mit Falſchem gepaart ſei. „So ift die Anficht, daß bie 
Gentrumäpartei des deutſchen Reichstags aus Gisleithanien eine bedeutende 
Derftärfung erlangen würde, unter den bermaligen Berhältnifjfen durchaus 
unbegründet. Wer mit den öfterreichifchen Parteiverhältnifien befannt ift, 
weiß, dab auch auf Grund des allgemeinen Stimmrecht3 unter 100 cis— 
leithanifchen Abgeordneten für einen deutichen Reichdtag wenigſtens 50 ber 
entichieden antifirdlichen Partei, etiva 30 den Slaven und nur etiva 20 ber 
entichieden Firchlichen Partei angehören würden. Es würde alfo gerade bie 
nationalsliberale Partei im hellen Reich durch den Anſchluß Cisleithaniens 
verjtärft werden. Indeſſen kann man ja nicht alle politiichen und inter: 
nationalen Fragen ausſchließlich vom kirchlichen Standpunkt betrachten. — 
Dom Hiftoxiichen Standpunft ausgehend, kann man das Beftreben Deutſch— 
lands, die alten öfterreichifchen Bundesländer wieder in ſich aufzunehmen, 
nicht unberechtigt finden. Die dynaſtiſchen Etifettenfragen find allerdings 
fehr heikel, indeſſen läßt fich ein Bundesverhältniß zwiſchen dem Haufe Haba: 
burg und Hohenzollern ebenjo wohl benfen, wie eines zwiſchen diefem und 
Mitteldbady, zumal ja der Kaifer in diefer Combination noch immer völlig 
unabhängiger Souverän eines vergrößerten Defterreich bliebe. Gar fo haar: 


Bas deutfhe Bei aud feine einzelnen Glieder. (Jan. 16.) 41 


fträubend ift alfo der Gedanke ber „Hiltor.:polit. Blätter“ auf feinen Fall. 
Dor Allem aber muß hierbei in Erwäguug gezogen werden, daß wir (die 
Defterreicher) es find, welche den Anſchluß Cisleithaniens an Deutjchland 
Inftematiich vorbereiten. Die Eriftenzberechtigung Oeſterreichs befteht darin, 
daß e3 eine Föderation ber jo wunderbar durcheinander gewürfelten Völker 
fei, welche den Mebergang zwiichen dem germanischen und jlavifchen Haupt: 
ftamm bilden. Sobald diefe Eriftenzbedingung aufgegeben wird, jobald man 
die Leitha ala die öftliche Grenze eines deutlichen cisleithaniſchen Staates 
conftituirt, die Serben, Rumänen, Slovaken in Ungarn den Magyaren zur 
Ausrottung überliefert und den Gedanken einer civiliiatoriichen Gleichberech— 
tigung der verichievenen Völker preisgibt, ift Defterreich nicht mehr jene po: 
litifche Nothwendigkeit, ald welche es nach 1866 vom vielen Seiten bezeichnet 
wurde. Man könnte, wenn man Ichon auf die Firchliche Trage eingeht, Hin: 
zufügen, daß ja auch die andere Million Defterreichs, ein Hort des Katho— 
licismus zu fein, wenigſtens feit 1867 entichieden bei Seite gejchoben ift, 
worüber man fich durch den Umſtand keineswegs täufchen laſſen darf, daß 
wir feinen Eulturfampf haben. Denn unfer „Friede“ beruht ja nicht auf 
einem Siege der Kirche oder auf der Ohnmacht der antisfirchlichen Partei, 
fondern auf der Geichidlichkeit von Miniftern, welche antiticchliche Geſehe 
in aller Stille einzubringen wiſſen, und ferner auf dem Umſtande, daß bie 
öfterreichifchen Katholiken jenen Frankreichs und Deutichlande an Energie, 
Einigkeit und Reichthum wie an Talenten weit, jehr weit nachftchen. Wenn 
num aber in den wichtigften Beziehungen unfererfeit3 fo eifrig daran ge: 
arbeitet wird, die GEriftenzberechtigung Defterreichd als befonderen Staates 
zu widerlegen, jo iſt es vollkommen begreiflich, daß zumeilen in verichiedenen 
Organen Deutichlands der Sehnſucht nach Wiedervereinigung aller alten 
beutjchen Lande Ausdruck verliehen wird. Diefe Sehnfucht ift Hiftorifch be: 
gründet und berechtigt. Ihre Verwirklichung wird ſchwerlich durch die Ge: 
walt der Waffen verfucht werden. Es wäre died auch vollftändig überflüflig, 
nachdem hier feit 1867 Alles geichieht, damit die Frucht bald reif in ben 
Schooß des Fürften Bismarck fällt.“ Andere ultramontane Blätter 
find dagegen mit der dee Jörgs keineswegs einverftanden, namentlich nicht 
mit ber leichten Art, mit der er Defterreich preisgebe, nur um das deutiche 
Neich dadurch zu Grunde zu richten, und finden die ganz und gar nicht 
eonfervativ, wofür fich doch Jörg bisher ausgegeben habe. 


16. Januar. (Preußen.) Gröffnung des Landtags. Der 
Minifterpräfident Gamphaufen verliest die Thronrede: 


„Die für die Berufung des Landtages maßgebenden Beitimmungen 
und die unabweislichen Erforderniſſe der Reichägefeßgebung haben auch in 
biefem Jahre eine gleichzeitige Thätigfeit der Reich3: und der 
Landesvertretung zur Nothiwendigkeit gemacht. Die Hingebung und 
Umficht de3 Landtages wird die Wege finden, um auch unter den obwalten: 
ben Schwierigkeiten die Aufgaben der neuen Seffion von vorn herein mög: 
lift zu fördern. Der auf Handel und Induſtrie laftende Drud hat 
zum Bedauern der Staatäregierung auch bei und noch nicht aufgehört. Bei 
den gefunden Grundlagen, auf welchen troß der dorgefommenen Ausſchrei— 
tungen der Gewerbefleiß beruht, darf die Zuverficht gehegt werden, daß es 
ber Arbeitiamfeit und ber jtet3 bewährten Thatkraft des preußifchen Volkes 
gelingen werde, auch die Schwierigkeiten ber gegenwärtigen Lage in nicht 
ferner Zeit zu überwinden und Handel und Induſtrie neuer Blüthe ent: 
gegenzuführen. Die Staat3:Einnahmen für das Jahr 1876 haben 
zwar nicht jo hoch wie im den Iekten Jahren veranfchlagt werben könn⸗ 
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Aber die Mittel reichen aus, um die Staatäverwaltung in biäheriger Weife 
zu führen und auf manchen Gebieten die Fonds, welche namentlich der 
Pflege der geiftigen Yutereffen und der Förderung des Wohlftandes dienen, 
reicher zu dotiren, in allen Zweigen des Staats-Bauweſens aber die viel: 
fachen und großen Unternehmungen, welche auf Grund der Bewilligungen 
der Ichten Jahre eingeleitet worden find, in angemefjener Weife weiter zu 
fördern. Der Entwurf zum Staatshaushalts-Etat wird Ihnen ohne Verzug 
vorgelegt werden. Die in der vorigen. Sejlion vereinbarten Gejeke, durch 
welche ein umfaſſendes Eyftem communaler Selbftverwaltung und zus 
gleich die Betheiligung der Provincialvertretung an den Angelegenheiten der 
allgemeinen Landesverwaltung begründet worden it, find inzwiſchen in's 
Leben getreten. In fünf Provinzen find die neuen Provincial:Landtage zu: 
fammengelreten, und die erflen Anzeichen des in denjelben überwiegend zur 
Geltung gelangenden Geiftes befeftigen das Vertrauen, daß die neuen Snitis 
tutionen fich dem Lande zum Segen entwideln werden. Gin nothiwendiger 
weiterer Schritt auf der betretenen Bahn ift die beftiminte und klare Rege— 
lung der Zuftändigfeit der neugeichaffenen ftaatlichen Behörden auf den ver— 
Ichiedenen Gebieten der allgemeinen Landesverwaltung und in ftreitigen 
Verwaltungsſachen, jo wie die gleichzeitige Feſtſtellung derjenigen Gompe: 
tenzen, welche auf die neuen Orghne noch weiter zu übertragen jein werden, 
um eine harmonijche Fortentwidlung der inneren Staatsverwaltung zu er: 
zielen. Im Zujammenhange mit der allgemeinen VBerwaltungsreform und 
Behufs Einfügung der ftädtiichen Berwaltung in das Gefammtiyften der 
neugejchaffenen Einrichtungen jind durchgreifende Veränderungen der Städte: 
ordnung im demjenigen Provinzen erforderlich, im welchen die neuen 
Gejee eingeführt find. Nachdem die Haupt: und Nefidenzftadt Berlin auf 
Grund der neuen Provincialordnung aus dem Communalverbande der Pro: 
vinz Brandenburg ausgeichieden ijt, muß die vorbehaltene Bildung eines be: 
fonderen Gommunals:Berbandes aus der Stadt Berlin und aus angrenzenden 
Gebieten unverweilt ins Auge gefaßt werden. Sie Geiepentmirte Behufs 
Löſung dieſer weiteren Aufgaben werden Ihnen vorausſichtlich in Kurzem 
vorgelegt werden können. Duch die Berathungen der von Er. Majeſtät dem 
Könige als höchitem Träger de3 evangelifchen Kirchen:Regiments berufenen 
aupßerordentlichen Generaliynode hat die evangeliiche Kirche der acht älteren 
Provinzen der Monarchie einen bedeutjamen Schritt zur Begründung ihrer 
jelbftändigen Berfafjung zurücgelegt. Die General:Synodalordnung 
bedarf aber eben jo wie die Synodalordnung vom Jahre 1873 für eine 
Reihe von Beitimmungen der landesgejeglichen Sanction. Eine hierauf be: 
zügliche Vorlage wird Ihnen baldigft zugeben. Sie wird zugleich die noth— 
wendigen Auffichtörechte des Staates über die evangeliiche Landeskirche regeln. 
Die Regierung Sr. Majeftät hegt das feite Vertrauen zu den beiden Häuiern 
de3 Landtages, daß fie an ihrem Theile bereitwillig dazu mitwirken werden, 
der evangelischen Kirche Preußens nach langem Ringen die jelbftändige und 
fefte Organifation zu fichern, deren fie zur vollftändigen Erfüllung ihrer 
hohen Aufgaben bedarf. Eine FFeftftellung des ftaatlichen Auffichtsrechts ift 
auch Hinfichts der VBermögendverwaltung in den fatholijchen Did: 
cefen erforderlich, jo weit das Gejek über die Dermögendverwaltung in den 
fatholifchen Stirchengemeinden darüber nicht bereits beitimmt. Die Vorarbei: 
ten für einen dieſem Zwecke entfprechenden Gejehentwurf find dem Abichluffe 
nahe. Meine Herren! Wir ftehen vorausſichtlich vor der lehten Seifion 
einer Legislaturperiode, welche, Dank dem vertrauensvollen Zufammenwirten 
der beiden Käufer des Landtages mit der Regierung Sr. Majeftät, ſchon 
feither bedeutende Erfolge gefehgeberifcher Arbeit aufzuweiſen hat. Möge 
diefe letzte Seſſion weitere Ergebniffe desjelben übereinftimmenden Strebenz 
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für die Mohlfahrt des Landes und die gedeihlihe Entwidlung feiner Juſti— 
. tutionen zur Reife bringen.“ 

Im Ganzen macht die Thronrede einen fehr günftigen Gindrud. Ins 
dem fie da3 vertrauensvofle Zuſammenwirken der Regierung und der Volks— 
bertretung rühmt und defjen Fortdauer hofft, Scheint fie entjchieden anzudeu— 
ten, daß alle Gerüchte, ald ob die Regierung jelbft auf die Sprengung ber 
ihr, freilich nicht unbedingt und nicht blindlings, ergebenen Majorität Hin» 
wirken wolle, unbegründet feien. Ginigermaßen überrajchend ijt der auf die 
Generaliynodalordnung bezüglihe Paſſus. Derjelbe verleitet zu der Ans 
nahme, daß die Publication dieſes — — durch königliche Verordnung 
vorbehalten bleiben ſoll, bis der Landtag durch Annahme des bezüglichen 
Geſehzentwurfs derſelben die landesgeſetzliche Sanction ertheilt, und zugleich 
bie nothwendigen Aufſichtsrechte des Staated über die evangeliſche Landes— 
kirche geregelt haben wird. Iſt dieſe Auffaſſung richtig, ſo hätte alſo die 
Regierung die noch vor acht Tagen gehegte Abſicht, ohne Rückſicht auf den 
Landtag, aber vorbehaltlich feiner Zuſtimmung die Generalſynodalorduung 
wenigſtens als firchliches Geſetz feftzuftellen, aufgegeben und damit allerdings 
bem Landtag ein wohl anzuerfennended Zugeftändniß gemacht. Die Eraän: 
zung des Gejehed über die Vermögensverwaltung in ben fatholifchen Kir: 
chengemeinden durch Fyeititellung des ftaatlichen Auffichtsrecht3 auch hinficht: 
lich der Berwaltung des Diöceſanvermögens war in der vorigen Seſſion 
vorbehalten worden. Der Geſetzentwurf trägt auch nach der Thronrede nicht 
ben Charakter einer Fortſetzung des firchenpolitiichen Sampfed. Won ber 
Ausdehnung der VBerwaltungsreform auf die weſtlichen Provinzen ift in der 
— gar keine Rede, eben ſo wenig wie von der Frage der Reichs— 

ahnen. 

Abg.-Haus: Wahl des Präſidiums. Löwe erklärt, eine Wieder— 
wahl zum erſten Vicepräſidenten nicht annehmen zu können. Statt 
ſeiner wird daher Hänel (Fortſchrittspartei) mit 188 von 344 Stim— 
men gewählt. Die Ultramontanen ſtimmen, wie gewöhnlich, für 
Reichensperger, die Conſervativen und Freiconſervativen für Graf 
Bethuſy-Huc und für Keller, von denen der erſtere zum zweiten 


Vicepräfidenten gewählt wird. Bennigjen bleibt Präfident. 

17. Januar. (Preußen) Windhorft ergreift die Gelegenheit 
eines ihm von der ultramontanen Fraction zur eier ſeines 64jten 
Geburtstags gegebenen Bankettes, fich aufs entjchiedenfte gegen alle 
und jede Compromißgedanfen im Gulturfampfe auszufprechen und 
das Feſthalten der ganzen Fraction an den Lehren der Kirche und 
an den Grundfäßen des „Rechtes” zu proclamiren. 


17. Januar. (Deutſches Reich.) Ein Yerman des Sultans 
erlaubt der deutfchen NReichsregierung, Ausgrabungen bei Pergamum 
zu unternehmen. Diefelben jollen je im Winter, two der Witterung 
wegen die Ausgrabungen in Olympia eingeftellt werden müſſen, 
auf Reichskoſten ausgeführt werden. 

18. Januar. (Preußen) Abg.-Haus: Der Yinanzminijter 
Gamphaufen Tegt das Budget für 1876 vor. 


44 Bas deutfhe Keich und feine einzelnen Glieder. (Yan. 19.) 


Das Bild, melches berielbe hiebei von ber Lage der preußiichen Fi— 
nanzen entwirft, iſt viel weniger trübe, als man nach den düfteren Schilde: 
rungen, bie jeit längerer Zeit im Echwange waren, hätte erwarten müflen. 

Na den Ausführungen des Finanzminiſters ſchließt das Jahr 1875 nicht 
red ohne Deficit, ſondern mit einem, wenn auch geringen Meberichuffe ab. 
Das ift in der That mehr, ald man zu hoffen berechtigt war. Es zeigt fich 
darin twieder die außerordentliche Glafticität des preußifchen Staatshaushalts— 
Etats, welche darauf beruht, daß der in einem Zweige der fyinanzverwaltung 
entitchende Ausfall gewöhnlich durch ein Plus im einem anderen Zweige 
auögeglichen wird. So fteht im Jahre 1175 einer Minbereinnahme von 
etwa 6 Millivnen Mark bei den Eijenbahnen eine Mehreinnahme von eben: 
fall 6 Millionen Mark bei den Forſten, dem Ausfall an Stempeliteuer im 
Belrage don 2". Millionen Mart ein Ueberſchuß in der Bergwerksverwal⸗ 
tung don über 1 Million Markt gegenüber. Tro niedriger Einnahmen 
aber find die dauernden Ausgaben für 1876 noch um etwa 5 Millionen, 
die vorzugsweiſe dem Etat des Cultus-Miniſters zu Gute kommen, erhöht 
worden. Ermöglicht ift die dadurch. daf dad Ertraordinarium um rund 
48 Millionen niedriger angejebt ift, ald im Vorjahre. Dieſe Höchit beträcht: 
liche Reduction, welche vorwiegend auf den Gtat für Handel, Gewerbe 
und Vauweſen fällt, erregt einiges Bedenken; es jcheint aber, als ob in der 
Verwaltung der Grtraordinarien ein ähnlicher Zuftand eingetreten jei, wie 
in der Reichd:Marineverwaltung, daß nämlich die bewilligten großen Sum: 
men nicht haben aufgebraucht werden können. 


»— Januar. (Deutfches Reich.) Es unterliegt bereits feinem 
Zweifel mehr, daß der Gedanke, jämmtliche Eifenbahnen für das 
Reich anzufaufen, bei Bayern, Württemberg, Baden, Heffen und 
Sachſen auf entjchiedenen Wiederjtand ſtößt. Die Bevölkerung in 
diefen Staaten hat zwar wenig Vorliebe für Privatbahnen, gibt 
aber den Etaatöbahnen vor den Reichsbahnen den Vorzug. Da 
nun eine Majorifirung der Mittelftaaten durch die Berfaffung aus— 
geichloffen ift, jo kann es fich nur noch um die Trage Handeln, ob 
für einen Theil von Norddeutichland, nämlich für Preußen nebjt 
einigen Kleinftaaten mit zufammen etwa 2 Millionen Einwohnern, 
die Eijenbahnen vom Reich zu übernehmen find. Much in diejer 
Begrenzung würde zunächſt nur die Erwerbung der Staatsbahnen 
durch das Reich in Frage fommen. Staatsbahnen befift aber in 
diefem Theil Deutfchlands außer Oldenburg nur Preußen. Aus— 
führbar ift die Uebertragung der preußiichen Staatsbahnen auf das 
Reich gewiß. Der preußifche Finanzminiſter kann auch nur wün— 
fchen, die Staatsbahnen baldınöglichjt Los zu werden, denn ihre 
Rentabilität ift abnehmend und der Eifenbahnetat beginnt diejelbe 
Nolle in der preußifchen Finanzverwaltung zu übernehmen, welche 
früher der Militäretat hatte. 


19. Januar. (Deutjches Reich.) Wiederzufammentritt des 
Reichstags. 
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19. Januar. (Preußen) Abg.Haus: Die Regierung legt 
demjelben einen Gejeßentwurf, betr. die Gefchäftäfprache der Behör- 
den, Beanıten und politifchen Körperjchaften des Staates vor, welcher 
bejtimmt, daß die deutſche Sprache die ausschließliche Geſchäftsſprache 
in allen Nemtern, Behörden und Gerichten des Staates iſt. 

Der Geſetzentwurf ſcheint ich hauptjächlich gegen die Polen zu ridh: 
ten. Er bejtimmt zwar, daß der Dlinifter des Innern durch Verfügung für 
die nächiten zehn Jahre auch den Vorftehern Ländlicher Gemeinden geftatten 
fann, ihre Berichte in einer fremden Sprache einzureichen; wie indeß die 
Motive hervorheben, bezieht ſich dieſe Verfügung hauptſächlich auf Nord: 
jchleswig. In Gerichtöverhandlungen, two Perſonen theilnehmen, die der 
deutichen Sprache nicht mächlig find, muß ein Dolmetſch zugezogen werden. 
Tas Protokoll wird jedoch deutich geführt. Dasſelbe kann, jalld es noth: 
wendig erjcheint, dem WBetreffenden im fremder Sprache vorgelejen werden. 
Doch findet die Führung eines Nebenprotofolls nicht ftatt. Obwohl das 
große Mebergewicht der Deutichen dem preußiichen Staate den nationalen 
Charakter aufprägt, jo fehlte es doch in der biäherigen Gejehgebung an einer 
allgemeinen und ausdrüdlichen rem des Grundjaßes, dab die deutſche 
Sprache als die öffentliche Geſchäftsſprache anzuſehen ıft. Dieſem Mangel 
fucht der vorliegende Gejekentwurf abzuhelfen. Die nicht deutiche Bevölke— 
zung Preußens, auf welche fich der Gejekentwurf bezieht, beträgt nur 12 
Proc. Eie befteht aus 146,300 Lithauern, 2,432,000 Bolen, 50,000 Ziche: 
chen, 83,000 Wenden, 10,400 Wallonen, 145,000 Tänen und 30,000 ans 
deren nicht deutjchredenden Bewohnern: in Summa 2,897,000 Seelen. 


20. Januar. (Deutjches Reich.) Reichstag: verlängert das 
Mandat der Juſtizcommiſſion bis zur nächjten Seſſion des Reichs— 
tags auf Grund des früheren Gejeße® vom 23. Dezbr. 1874 und 
beginnt hierauf die Berathung der einer Commiſſion übertragenen 
Paragraphen der Novelle zum Strafgejeßbuch. 


20. Januar. (Preußen) Der König verfügt nunmehr doch 
die Veröffentlichung folgenden allerh. Erlafjes, betr. die Einführung 
einer General-Synodalordnung für die evangelifche Landeskirche der 
8 älteren Provinzen der Monarchie. 


„Nachdem in Gemäßheit Meines Erlaffes vom 10. September 1873 
eine außerordentliche Generaliynode den von dem evangelifchen ObersSlirchen: 
rath in Vereinigung mit dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten feitge: 
ftellten und von Mir genehmigten Entwurf einer General:Synobdalorbnung 
berathen hat, ertheile ch kraft der Mir ala Träger bes landesherrlichen 
Kirchenregiments zuftehenden Befugniffe der ala Anlage beifolgenden Ges 
neral:Synobalordnung für die evangelifche Landeskirche der acht älteren Pros 
dinzen der Monarchie hiedurch Meine Sanction und verfünde diejelbe 
als kirchliche Ordnung. Das wichtige Werk einer jelbitändigen Vers 
fafjung für die evangeliiche Landeskirche iſt Hiermit in all feinen Entwide 
lungsftufen begründet; überall find den Gemeindegliedern twejentliche Befug— 
nifje der Theilnahme an der kirchlichen Geſetzgebung und Verwaltung über: 
tragen. Sch vertrane auf die Barmherzigkeit Gottes, an deffen Segen Alles 
gelegen ift, daß auch biefe neue Ordnung dienen wird zur Hebuna des kirch⸗ 
lichen Lebens, zur Herſtellung des kirchlichen Friedens und zur Anregung 
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eines kräftigen und erjprießlichen Zuſammenwirkens aller Betheiligten für 
die Wahrung des evangeliichen Glaubens und guter Sitte. So weit es zur 
Ausführung ber General:Synodalordnung nicht noch einer Mitwirkung der 
Landesgeſetzgebung bedarf, wegen berem Herbeiführung von Mir das Erfor« 
derliche veranlakt ijt, hat der evangelijche Obersstirchenrath mit dem Minifter 
ber geiftlichen Angelegenheiten wegen dieſer Ausführung die weiteren Eins 
leitungen zu treffen.“ 

Die vom König genehmigte General:Synodalordnung weicht nur in 
wenigen Punkten von dem aus den Berathungen der auferotdentlichen Ge: 
—“ hervorgegangenen Entwurf ab. Am bedeutſamſten iſt die Aende— 
rung des 8 7, welcher die ausſchließlich der landesherrlichen Geſetzgebung 
unterliegenden Gegenſtände aufführt. Deutlich ausgeſprochen wird darin das 
Widerſpruchsrecht jeder einzelnen Gemeinde gegen obligatoriſche Einführung 
von Katechismuserklärungen, Religionslehrbüchern und Geſangbüchern. 
Ferner iſt im $ 36 Abſatz 3 die don der außerordentlichen Generalſynode 
beſchloſſene Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes bei den Vorſchlägen 
für die Beſetzung kirchenregimentlicher Aemter, worunter hauptſächlich die 
Conſiſtorien gemeint waren, nicht angenommen, ſondern ſeine Mitwirkung 
nach der urſprünglichen Regierungsvorlage auf die General-Superintenden— 
turen beſchränkt worden. 


21. Januar. (Preußen) Abg.-Haus: bejchließt, dad Budget 
für 1876 im Plenum zu berathen und durch einzelne Gruppen die 
Berathung vorbereiten zu laſſen. 


22. Januar. (Preußen) Abg.-Haus: Interpellation Vir— 
chotw, betr. das weitere Vorgehen in der Frage der General-Synodal- 
Ordnung. 

Die Interpellation lautet: „Beſteht die Abjicht, bei verſammel— 
tem Zandtage die Generaliynodalordnung als landeskirchliches Gefeg zu pub» 
liciren und einfeitig diejenigen Punkte zu bezeichnen, für deren Feſiſtellung 
die Mitwirkung des Landtages als erforderlich zu erachten ſei?“ Zur Ber 
gründung jagt Virchow: Er bezweifle, dab ein von der Landesvertretung 
und Staatöverfaffung unabhängiges evangelifches Kirchenregiment zu Recht 
beftehe. Hätte der König neben jeiner Eigenſchaft als Staatsoberhaupt 
wirklich eine ſolche autofratiiche Eirchliche Stellung, dann „wären wir aller 
dings ſchon mitten im Cäſaro-Papismus drin“. Darum müfje die Ent: 
ſcheidung über dieſe ftreitige Frage dem Landtage zuitehen. Auf feinen 
Tall aber dürfe e3 der Landtag fich gefallen laſſen, daß die Regierung und 
da3 Firchenregiment einjeitig darüber enticheiden, welche Punkte der Ge: 
neral:Synodal:Ordnung der Genehmigung der Landesvertretung unterliegen, 
und welche nicht. Dies ift die große principielle Seite ber Streitfrage, welche 
Virchow mit aller Schärfe Harftellt.e. Antwort des Cultusminiſters 
Talk: der erfte Theil der Interpellation ſei durch die inzwiſchen erfolgte 
Publikation der Generalfynodalordnung erledigt. Gerade die Rückſicht auf 
den Interpellanten und das Haus habe diejes Verfahren angezeigt erjcheinen 
laſſen, damit die heutige Verhandlung von vornherein in voller Kenntniß 
ber thatjächlich geänderten Verhältnifje geführt werde, und die Snterpellation 
nicht erit eine Begründung erhalte, welche er, der Minifter, gleich in feinen 
erften Worten al3 gegenjtandslos zu bezeichnen hätte. Der König ala Träger 
des landesherrlichen Kirchenregiments habe die Generaliynodalordnung fanc: 
tionirt und verkündet. Für dieſe rein kirchliche Angelegenheit komme die 
Trage des Tagens de3 Landtages in feiner Weile in Betracht; vielmehr fei 
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genau fo, wie bei dem Erlaß vom 10. September 1873 verfahren worden. 
Unzweifelgaft werde die Staatäregierung dem Landtage eine Vorlage machen, 
in welcher fie die Punkte der Generalfynodalordnung, bei denen Te die ges 
jegliche Sanction für erfowderlich halte, und die Kautelen, die ihr ſonſt noth: 
wendig erfchienen, bezeichnen werde. Es bleibe dem Landtage unbe: 
nommen, nod mehr dergleihen Punkte und Kautelen in ba 
Gejeg aufzunehmen. Sedenfalld liege fein Grund zu der Befürchtung 
vor, da& die Regierung in diejer Frage eine befondere Art von legislativem 
Vorgehen einjchlagen werde. Mit NRüdficht auf die Wichtigkeit der Sache 
indeß hielt der Minifter eine eingehendere Darlegung des Standpunttes der 
Regierung für erforderlih. Das Vorgehen der Regierung im Jahre 1873 
jei nicht allein ala berechtigt, jondern fogar ald das allein korrekte, und 
zwar auch im Kommiſſionsbericht des Abgeordnetenhaufes über die Gemeinde» 
ordnung, bezeichnet worden. Die inzwiſchen erfolgte Aufhebung des Art. 15 
der Verfaſſung habe am diejer Sadjlage nichts geändert, denn damit jeien 
nur die Garantien weggefallen, welche der evangelifchen und der katholischen 
Kirche gegenüber der Landesgejebgebung gegeben waren. So lange ber 
Art. 12 noch zu Recht beſtehe, ſei den Neligiondgefellichaften nıcht allein 
das Necht der Vereinigung in Gemeindeförpern, jondern auch in größeren 
und umfaffenderen Verbänden innerhalb der Grenzen de3 Staatägejehes ge: 
geben. Selbſt nach der jtrengften Anſicht wäre nur die Zuftimmung der 
jog. edangeliichen Gejammtgemeinde zu der Seitens des landesherrlichen 
Kirchenregiment3 erfolgten Publitation erforderlich getweien. Tiefe Zus 
ſtimmung ſei aber, jo weit fie bei der gegenwärtigen Suchlage möglich var, 
erfolgt, da die Generaliynode zur Begutachtung de3 vom Yandesheren inten: 
dirten Abichluffes der evangeliichen Kirchenverfafjung einberufen worden fei 
und alle Gemeinden auf diejes Progranım hin gewählt hätten. Laſſe fich 
auch da3 landesherrliche Slirchenregiment auf feinen Verfaſſungsartikel zu: 
rückführen und befriedige auch feine der darüber aufgejtellten Theorien voll: 
fommen, jo laſſe ſich doch darum die reale Exiſtenz desjelben innerhalb eines 
mehr als dreihundertjährigen Zeitraumes nicht abläugnen. Sie ſei aud) 
Seitens des Landtages anerkannt worden, ala er die Mittel zur Einberu— 
fung der Generaliynode bewilligte. Daß der eingejchlagene Weg eine Gefahr 
für die Autorität des Königs in fich fchließe, könne der Minijter Angefichts 
der mit dem Erlaß vom 10. September 1373 gemachten Erfahrungen nicht 
zugeben. Die Staat3regierung nehme der Geftaltung der evangeliichen Kir: 
henverfafjung gegenüber diejelbe Prüfung vor, die fie bei jeder forporativen 
Emanation eintreten laffe. Sie habe in der bisherigen Entwidelung nicht3 
entdeckt. was gegen dad Staatdinterefje ginge, wenn es auch richtig fein 
möge, daß Manches darin gegen berechtigte und auch umnberechtigte Wünſche 
Dritter gehe. (Beifall rechts. Virchow: Ich hätte wohl Veranlaffung. 
zu beantragen, daß das ge in die Beiprechung der Interpellation eins 
trete. Denn es liegen ſehr wejentliche Unterichiede zwischen den Ausfüh: 
rungen de3 Herrn Minifterd und unferen Auffafjungen vor. ch will nur 
einen Punkt bezeichnen. Es ift nach meiner Meinung ein ſehr großer Uns 
terichied, ob man proviforiich dem Könige in der Gesiiekung einer alten 
Tradition geitatlet, die erfte Einleitung einer neuen Organijatioun der kirch— 
lichen Berhältniffe zu treffen, oder ob er ein dauernde Verhältniß hervor: 
gehen laſſen kann. Ich glaube, daß in dieſem Augenblid die Thelen und 
AUntitheſen jo geftellt find, dah fie für da3 Land wie für das Haus aus: 
reichen, und ich erfenne bereitwillig an, daß die Erklärungen des Herrn Mis 
nifter® im Bezug auf die don mir geftellten Fragen durchaus in meinem 
Sinne forrett find. ch erfläre mich für befriedigt, und wir verzichten uns 
jererjeitö auf eine Beiprechung der Jnterpellation. 
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Die Politit Virchows und feiner Gefinnungsgenoffen fcheint darauf 
auszugehn, das Kirchenthum durch den Individualismus und Iſolirung vom 
Staate allmälig zu zerbrödeln. Dieſe Richtung ift auch in den nationale 
liberalen Reihen nicht ohne Anhang. Allerdings aber ift in dieſen auch die 
Partei jtark vertreten, welche nicht daran glaubt, daß fich aus der neuen 
Derfaflung ein Vaticanismus entwiceln werde, die vielmehr von ihr eine 
Kräftigung und Liberale Reorganijation der Kirche erhofft. Für die aller— 
meiften wird aber die Rückſicht auf die Erhaltung Falk's maßgebend fein, 
der aus der Annahme der General:Synodal:Ordnung, — die er dem König 
fih verbürgt hat, eine Cabinetsfrage madt. Don großer Wichtigkeit ift die 
Haltung des Gentrumsd, das im Fragen der evang. Stirche fich bisher der 
Abjtimmung zu enthalten pflegte, von dem man aber meint, daß es diehmal 
fein Gewicht gegen die Regierung in die Wagichale werfen könnte. Mit der 
Fortſchrittspartei und einem Theile der nationalliberalen Partei vereint aber 
wäre das Gentrum allerdings jehr wahricheinlich in der Lage, die Synodal: 
ordnung im Abg.eHauſe zum Sturz zu bringen und damit eine KHrifis 
bervorzurufen, deren Ausgang jehr zweifelhaft jein dürfte. 


22. Januar. (Deutjches Reich.) Die vereinigten Fractionen 
der Tortjchrittspartei des Neichstags und des preuß. Abg.-Haufes 
bejchließen mit allen gegen eine Stimme, den Anfauf der Eijen- 
bahnen für das Reich abzulehnen. 

24. Januar. (Deutjches Reich.) Reichstag: Fortſetzung 
ber zweiten Leſung der Strafrechtänovelle. Der ſog. „Paragraph 
Duchesne“ wird in der von KHlöppel und Marquardſen vorgejchlage- 
nen Yallung, welche principiell mit den Commiffions-Anträgen über- 
einftimmt und einen Theil derjelben jogar wörtlich in fich aufnimmt, 
den Begriff des Verbrechens aber noch beftimmter präcifirt, mit 141 
gegen 133 Stimmen angenommen. Staatsſecretär v. Bülow be= 
tont: e8 handle fich nicht um den einzelnen Fall Ducheöne, jondern 
um eine allgemeine Etrafvorjchrift für bisher nicht ftrafgejeßlich 
erreichbare Vergehen. 

25. Januar. (Deutjches Reich.) Reichdtag: Berathung 
einiger Nachtragsforderungen zum Neichdhaushaltsetat für 1876. 
Das ultramontane Centrum greift die Erhöhung des Botjchafter- 
gehaltes in Rom um 26,000 Mark mit Leidenjchaft an, bleibt aber 
bei der Abjtimmung mit den Polen und 2 Socialdemofraten in der 
Minderheit. 

26. Januar. (Deutjches Reich.) Cardinal Hohenlohe fiedelt 
aus Deutjchland wieder nach Rom über. Daß er dabei von der 
preußifchen Regierung den Auftrag erhalten habe, mit der Curie 
über einen Compromiß bez. des Gulturfampfes zu unterhandeln, er« 
gibt fich bald als irrig. 

27. Januar. (Deutjches Reich.) Reichstag: Fortſetzung 
der Berathung der Etrafrechtenovelle: der $ 130 der Vorlage, der 
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fog. Sozialiften-Paragraph wird faft einftimmig abgelehnt. Der- 
jelbe lautet: 


„Wer in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe verjchies 
dene Klafſen der Bevölkerung gegen einander Öffentlich aufreizt oder wer in 
gleiher Weiſe die Inſtitute der Ehe, der Familie oder des Eigenthums öf: 
fentlich durch Rede oder Schrift angreift, wird mit Gefängniß beftraft.“ 
Dr der biöherigen Faſſung lautet der Paragraph: „Wer in einer den öf— 
entlichen Frieden gefährdenden Weiſe verichiedene Klaſſen der Bevölkerung 
zu Gemwaltthätigfeiten gegen einander öffentlich anreizt, wird mit Gelditrafe 
bi3 zu 200 Thalern oder mit Gefängnik bis zu 2 Jahren beftraft‘.) — 
Bundesbevollmäcdhtigter Graf zu Eulenburg: Der der Debatte vorliegende 
Paragraph richtet ſich gegen die Socialdemofratie. Was diefe will, welche 
Beitrebungen und welche Erfolge fie hat, will ich kurz auseinanderfegen und 
zwar an diejer Stelle, weil ich befürchte, daß, jo viel von diefem Thema ge: 
ſprochen und darüber gejchrieben wird, doch verhältnikmähig Wenige N 
ein richtiges Bild von den beftehenden Zuftänden machen, und werde Sie 
zum Schluß bitten, dem Staate die Waffen zu geben, welche er gegen bieje 
feindliche Tendenz gebraudt. Bis zu dem vorigen Jahre bejtanden zwei 
ſocialiſtiſche Verbände, in Norddeutichland der allgemeine deutſche Arbeiter: 
verein, 1863 von Laffalle gegründet, eine Zeit lang von von — 
ſpäter von Haſenclever präſidirt, in Süddeutſchland der demokratiſche Ars 
beiterverein. Sehr weit anseinander in ihren Anſchauungen und Strömungen 
find fie nicht gegangen, allein der erjtere Verein betonte mehr die nationale 
Zulammengehörigfeit der Arbeiter, der letztere hatte mehr einen internatio: 
nalen Charakter. Zum Zwecke einer Vereinigung und der Ausgleichung 
perjönlicher Differenzen zwifchen den Leitern»beider DVereine wurde ım bori« 
gen Jahre im Mai in Gotha ein Congreß abgehalten, auf dem die Ver— 
einigung unter dem Namen „jocialdemofratifche Arbeiterpartei” ftattfand. 
Als Präfident wurde damals Hr. Hajenclever erwählt. Das ift der augen: 
blickliche Stand; ganz feft fteht das Gebäude nicht, weil im Auguft vorigen 
Jahres in Hamburg der Allgemeine Deutiche Arbeiterverein jeparat ſich auf: 
getan hat. Ob er ftarf genug fein wird, eine gejonderte Stellung einzu: 
nehmen, weiß ich nicht. Dieſe focialiftiiche Arbeiterpartei Deutſchlands er: 
ließ da3 damals befannt gewordene Programm. (Er verliedt dasjelbe.) 
Tas Programm ift am fich ziemlich bezeichnend, aber, meine Herren, feiner, 
der ftaatäfeindliche Tendenzen verfolgt, wird in feinem Programın aus: 
drüden, was er will, jondern er wird in feinen Ausdrücen nur jo weit 
gehen, ala das Strafgejeß eben geftattet; zweitens aber wird er allen den: 
jenigen gegenüber, die er zu feinen Anhängern machen will, niemald von 
born herein mit jeinen — Gedanken herauskommen, ſondern er wird ſie 
nach und nach in ſein Netz zu locken ſuchen, und erſt dann ihnen zeigen, 
was er im Ganzen will. In dieſem Sinne iſt es ſehr von Bedeutung, 
daß die Socialdemokratie weit davon entfernt iſt, zu predigen: Auf unſerem 
politiſchen Boden iſt unſer Ziel die rothe Republik, auf dem Boden des ſo— 
cialen Lebens iſt unſer Endziel der Kommunismus, auf dem Boden der Re— 
ligion ift unſer Endziel der Atheismus. (Sehr wahr!) Ohne da3 von vorn 
herein zu jagen, zieht fie nad) und nach ihre Anhänger heran und hinein, 
ſo daß fie unbewußt in diefe Conſequenzen fommen, Der erfte Schritt ift, 
die Unzufriedenheit, wo fie vorhanden ift, zu jchüren, wo fie nicht vorhanden 
ift, zu erregen. Es ift ja in der Gefellichaft ein gewiſſes Mikbehagen, das 
ühlen wir Alle und wir fühlen gewiß auch das Mißbehagen der arbeiten: 

n Klaſſe mit. Da heißt e8 nun, und das leje ich in mehreren angejehenen 
Blättern: Wie kann man fich darüber beklagen, daß die arbeitenden Klaſſen 
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ſich Luft machen? ift e3 nicht jehr gut, wenn man fich beruhigt, ihnen die 
Wege zeigt, auf denen fie zur Berbefferung ihrer Lage gelangen können ? 
wie kann ſolchen Bewegungen mit Strafgeſetzen entgegegentreten werden wollen, 
als mit ganz unwirkſamen oder vielleicht abjolut jchädlichen Mitteln ? Dieje 
Bewegung muß im fich felbjt untergehen und fie wird es, wenn man vers 
nünftigen Zufprachen, vernünftigen Lehren Naum läßt. Meine Herren. e8 
wird Ahnen unbefannt fein — es fommt nicht in die Zeitungen — welche 
Art in den focialiftiichen Vereinen gelehrt wird: zuerſt nach einer Parole 
der Agitationen nur Unzufriedenheit und dann zur Heilung derjelben ala 
Weg, auf beffere Bahnen zu kommen, dumpfes Geſchwätz, Phrafen, aber 
aller Orten und vor allen Dingen Klafſſenhaß. Die Agitatoren belchrert 
nicht, fie machen nur auf die augenblicklichen Zuftände, die Unannehmlich- 
feiten aufmerkjam, fie rufen Zerwürfniffe hervor, wo fie bisher nicht waren, 
fie ziehen nach und nach einzelne Klaſſen der Bevölkerung, die bisher für 
dergleichen Lehren noch nicht empfänglich waren, heran. Sie fangen an mit 
dem Tagelöhner, fie gehen hinauf zum höheren Arbeiter, fie wenden fi ar 
den entlaffenen Soldaten, an die niedrig befoldeten Beamtenklaffen, Alles 
wird bearbeitet, um ihnen darzuftellen, in welcher —— Lage ſie 
wirken und wie mit ihren Menſchenrechten geſpielt wird. Ein ſocialiſtiſcher 
Führer jagt: Den franzöſiſchen und engliſchen Arbeiter muß man lehren, 
wie er in der traurigen Lage ſich Helfen joll, euch muß man beweiſen, daB 
ihr in einer traurigen Lage jeid. Diejen Beweis täglich vor jeder Verſamm— 
lung zu führen, ift zunächſt die Aufgabe der focialdemofratiichen Agitatorer, 
Unzufriedenheit erzeugen dadurch, daß man ihnen beweift, was ihnen fehlt 
und /fie zugleich an Bedürfniſſe gewöhnt, die fie nicht befriedigen können. 
Mer dieje Klaſſe der Bevölkeruug beobachtet Hat, muß ſich jagen, daß bie 
Bedürfniffe, welche fie befriedigen wollen, über das hinausgehen, was fie 
unter normalen Berhältniffen befriedigen können. Dadurch, daß man ihnen 
auf der einen Seite jagt: Du Haft dag nöthig und er der andern Seite 
fagt: Das kannt Du nicht beichaffen, wählt der Unmuth, die Unzufrteden: 
beit, die Luft, fi) von den Feſſeln los zu machen. ch erlaube mir aus 
dem „Neuen Socialdemofrat”, Jahrgang 1875, folgende Stelle zu verlejen: 
„Broletarier, wollt ihr Proletarier bleiben? Männer der Arbeit, die Sonne 
ſcheint überall. Seht die Felder an, das ift euer Schweih, ihr habt es durch— 
geführt, mit Fräftigem Arm habt ihr das Feld gebrochen, ihr habt die Saat 
geitreut, ihr ſchwingt die Senſe, ihr fpeichert die Früchte auf, daß jedes 
vi frohlodt bei den föftlichen Spenben| der allbeglüdenden Natur, ja da3 
it die Frucht Eurer Arbeit und Eures Schweißes. Doch ift es Euer? 
Sprecht, Männer der Arbeit, für wen habt Ihr gearbeitet, für wen gepflügt, 
gejäet, geegat, gedrofchen, in die Scheuern getragen? Für den Gutäherrn. 
Sein eigen ift das Land, fein ift das Korn, Fein iſt Alles: auch Eure Kraft, 
die Eures Weibes, Eures Sohnes, Eurer Tochter ift fein eigen, an ihn ver— 
kauft Ihr fie für den Lohn, thut Ihr es nicht, jo müht Ihr verhungern.“ 
Die Unzufriedenheit bewirkt nicht nur, dab die Arbeiterklafjen ala nothlei= 
dend angejehen werden, fondern da auch die anderen Klafjen als diejenigen 
geichildert werden, welche diefe Noth veranlaft haben. Redner verliejt einen 
die „Kanaille“ überjchriebenen Leitartikel de3 „Neuen Socialdemofrat“, der 
mit den Worten beginnt: „Das Volk ıft eine Kanaille, fo lange die Bourgeois— 
gejellichaft dauert“, und einen zweiten Artikel desjelben Blattes, in dem der 
Klaſſenkampf als ein gewaltig zerftörendes, aber ala ein nicht zu befeitigen: 
de3 Uebel erflärt wird, denn „Verſöhnung it Verhöhnung der Arbeiter“, 
und fährt fort: Darüber brauche ich fein Wort zu verlieren, welche enorme 
Gefahr in diefen Grundjäßen liegt, fobald die Partei in die Lage fommen 
jollte, dieſelben wirklich anwenden zu fönnen. Die lebte Intention ber 
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Führer ift: Durchjehen mit Gewalt. Sie nehmen fi) in Acht, es auszu: 
Iprechen, im Gegentheil, fie ftellen e3 in Abrede. ch frage Sie, wie follte 
eine Jolche Theorie in einem deutjchen Staate überhaupt durchgeführt werden? 
Iſt jemals daran zu denken, daß die Socialiften darauf, was fie als beffer 
bezeichnet haben, nun freiwillig verzichten werden, oder dab die Andern 
jagen werben: Ich will mich herabdrüden, um eine Gleichheit mit ber an: 
bern Bevölferung herbeizuführen? Wenn ed nicht der Fall ift, jo kann es 
nur auf verfafjungsmähigem Wege erreicht werden, d. h. mit andern Worten, 
die Sorialdemofraten müßten in den gejeßgebenden Körperſchaften Deutich: 
lands und Preußens die Majorität erlangen. Ich glaube nicht, daß es da— 
hin fommen wird. Sie maden nicht den Verſuch, im Parlament die Ma: 
jorität zu gewinnen, jondern fehen darin nur ein erhöhtes Podium, um 
beifer zum Wolfe herab jprechen zu können. Der ‚Volksſtaat“ jagt darüber: 
„Die jocialdemofratiiche Partei ijt eine revolutionäre, fie auf den Boden be3 
Parlamentarismus ftellen, Heißt fie vernichten. Die Ir 3wahlen haben 
für und nur einen agitatorischen Ziwed“. Wenn auf diefe Weiſe alſo weder 
durch freiwilligen Verzicht, noch in den geießgebenden Körpern etwas er: 
reicht werden joll, was wird dann die Löjung fein? Der ‚Volksſtaat“ jagt: 
„hut, was Ihr Luft habt, aber Eines laßt Euch gejagt fein, um die Revo» 
lution fommt Ihr nicht herum. Die Socialiften find jeder Religion feind, 
die überhaupt an eine Gottheit glaubt ; fie jagen jelbit: ChHriftentgum und 
Socialismus find wie Waſſer und euer. Nun behauptet man, durch die 
Mafregeln im vorigen Jahre Habe die Bewegung bedeutend nachgelaffen. 
Die Mafregeln beftanden in ftrenger Anwendung des Vereinsgeſetzes, indem 
bie Vereine, welche mit andern in Verbindung ftanden, vorläufig geichloffen 
wurden; bieje Schliegungen find von den Gerichten beftätigt worden. Da: 
durch, daß man die einzelnen Agitatoren zur — zieht, verſchwinden 
fie wohl für einige Zeit vom Schauplatz durch Abbüßung von Strafen, 
allein von einem längeren Nachlaſſen oder Aufhören der Agitationen kann 
gar feine Rede fein. Ein ſocial-demokratiſches Blatt jagt jelbit: „Die auf: 
gewärmte heilige Allianz der Monarchen wird in den Staub finfen vor bem 
Bunde der Völker.“ Zum Zwede einer fräftigeren Agitation hat man die 
Gewerfichaften gegründet, die von einem durch und durch focialiftifchen Geifte 
durchdrungen find. Dieſes ganze Bild hat in mir bie fefte Ueberzeugung 
begründet, daß wir es mit einem ZTodfeinde des Staates zu thun haben und 
ſpeciell unſeres Staates. In diefer Ueberzeugung bin ich bejtätigt worden 
durch Die Berichte der Staatsanwälte, welche die Leute don Angeficht zu 
Angeficht gejehen haben und übereinftimmend der Anficht find, bat die Ge: 
fahr für den Staat wie ein Krebsſchaden fortfriit. So ſtark fühlen wir 
una freilid, daß wir mit diefem Feinde noch fertig werden, aber — auf 
welchen Felde? Wenn es zur offenen Schlacht fommt, werden wir die Ober: 
band behalten, aber diefen Kampf möchte ich verhüten. Die Regierung ver: 
langt von Ihnen Waffen, die es unnöthig machen, mit der Zeit die blante 
Waffe zu gebrauden. Sind Sie in der Majorität meiner Meinung nicht, 
dann werden wir vor der Hand nichts weiter thun können, ala uns mit 
den ſchwachen Geſehesparagraphen zu behelfen, bis die Flinte jchießt und der 
Säbel Haut. Wollen Cie das, jo verweigern Sie die Waffen, die wir jetzt 
von Ihnen verlangen. (Beifall rechts.) — Abg. Lasker: Der — Miniſter 
hat allerdings durch ſeine Ausführungen dem letzten Redner die breite Grund— 
lage verſchafft, auf der er ſich bewegt hat; dieſen zwei Reden aber noch eine 
dritte hinzuzufügen, halte ich nicht für nöthig, da Hierdurch doch nur ſchon 
oft hier im Haufe Gehörtes wiederholt werden könnte. Wenn indeß ein 
Vertreter der Regierung zur großen Mehrheit, ich möchte faft jagen zur Ges 
jammtmehrheit der Vertreter des Volkes, diefen Paragraphen damit motivirt, 
4* 
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daß fie in demfelben eine Waffe fehe, welche ihr das Kämpfen mit förper- 
lichen Waffen überflüffig mache, jo ift doch wohl Grund vorhanden, eine 
Antwort darauf zu geben. Es genügt nicht nur eine Abweifung dieſes An— 
trage3, welche nad) den Vorträgen Hier im Haufe wahricheinlich ift, ſondern 
man muß auch die Gründe angeben, warum dies geichieht, deun wenn man 
in ber That die Wahl hätte, entweder mit diefem Paragraphen oder Ba= 
taillonen von Soldaten auszumarſchiren, fo würdeu wahricheinlich mindeſtens 
neun Zehntel des Haufe die mildere Form dieſes Paragraphen wählen. 
Mir ftehen Hier am Unfang ber Frage: Bedarf es bei der freien Preſſe noch 
ber förperlichen Gewalt, oder Hat Dielelbe in fich jelbjt die Kraft, da3 Wahre 
um Durchbruch zu bringen und das Schlechte zurüdzudrängen? ft man 
* letzteren Anſicht nicht, ſo dürfte man überhaupt nicht die freie Preſſe 
zulaſſen. Iſt ſie aber einmal zugelaſſen, ſo iſt es Sache des eh 
buch, diejenige Grenze zu ziehen, wo die allgemein gedachte Gefährlichkeit 
aufhört und die wirkliche Gefahr für den Einzelnen hervortritt, daß er an 
feiner Perfon, feinem Eigentum u. |. w. geichädigt werde. So ſollte die 
„Anreizung zur Gewaltthätigfeit“ die jcharfe Grenze ziehen im Gegenjaß zu 
der bloßen jubjektiven Aufregung, die durch die Behandlung von Preßgegen— 
ftänden entſtehen kann. Will aber der Herr Minifter zu den früheren Dingen 
— zurücklehren, jo war heute in der That nicht nöthig, gerade jene 

tellen aus ſocial-demokratiſchen Blättern Hier anzuführen, denn man findet 
in den Blättern der andern Parteien gerade fo ftarfe Ausdrücke gegen Ein— 
richtungen der Geſellſchaft, ala die hier angeführten. Meine Herren! So 
habe ich Ausführungen gelefen, dahin lautend, daß der ganze Staat und 
in&bejondere die liberale Richtung des Reichstags nur dazu gemacht jei, um 
den Börſenſchwindel zu verdeden; ſolche Aeußerungen habe y in mehreren 
innerhalb der Parteien geachteten Zeitungen in ganz neuerer Zeit gefunden ; 
ja in Blättern der Agrarpartei, deren äußerſtes Ende bis an die „Neue 
Dreußifche Zeitung“ —— wird man Stellen finden, gegen welche die 
vom Miniſter vorgeleſenen Stellen ein Kinderſpiel an Anreizung ſind. Es 
find mir ſolche Blätter erſt vor wenigen Tagen zugeſandt worden, die „Ger: 
mania", die „Deutiche Landeszeitung” ꝛc., Blätter, die ich wirklich nicht auf: 
juche, wenn fie mir nicht aufgedrängt werden. (Heiterkeit) In dem richtigen 
Gerühl, dat die Grenze Hier nicht gefunden werden fann, wo das Anreizen 
anfängt, hat auch die confervative —* ausdrücklich erllärt, daß fie gegen 
dieſen Theil ſtimmen werde, und beſteht hierin Einheit beinahe des ganzen 
Hauſes und nur vereinzelte Mitglieder werden wohl aus beſonderen Grün— 
den für dieſen Punkt ſtimmen. Hiernach ſcheint es mir, daß allſeitig Klar: 
heit darüber herrſcht, daß das Mittel, das man vorſchlägt, nicht ſo wirkſam 
ſein wird, wie man erwartet. Wir ſelbſt erleben ja hier, daß durch eine 
richtige und freimüthige Behandlung der Preſſe und eine freimüthige Be— 
en viel mehr Gutes ala Nachtheiliges erreicht wird. So pflegte, ala 
die ſocial-demokratiſchen Redner für uns etwas neues waren, ein Still: 
ichweigen einzutreten, fobald einer jener Redner die Tribüne beftieg, und jelbft 
der Reichsfanzler hatte nie aufmerkfamere Zuhörer, als jeder diefer Redner. 
Nachdem wir nun dieſe Reden ihrem Inhalt nach ſchon viele Male gehört 
haben, haben wir heute geſehen, wie Privatunterhaltungen gepflogen werden, 
während die fchon fo oft gehörten Dinge vorgetragen wurden. Und fo ift 
es auch außerhalb diejes Haufe. Man weiß, wo freie Preſſe herricht, daß 
ber Werth der Aeußerungen nur nach feinem wirklichen Inhalt bemeſſen 
wird, denn wahrlid, wenn wir nicht das glauben, daß in der Diskuſſion 
ber wahre Inhalt, der durchdachte Gedanke immer im Vortheil iſt gegen 
bloße Phrafen, jo würden wir una nicht für die freie Preffe erflärt haben. 
Wir fordern deßhalb Alle auf, fofern fie nur nicht zu Gewaltthätigkeiten 
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aufreizen, alle ihre Anfichten zu entwideln, die fie zu entwideln im Stanbe 
find. Der Hern der Wahrheit darin wird fi dann ſchon Bahn brechen. 
Das aber, was fich nicht ala wahr erweift, wenn es auch von ben Einzelnen 
vielleicht für richtig gehalten wird, dad wird eben den Kürzeren ziehen. 
M. H.! Sind denn die Sozialdemokraten wirklich jet jo beſonders ge: 
fährlich, Liegt denn jebt plößlich eine Bewegung dor, wie bon der andern 
Eeite gelehrt wird, die man früher nicht gefannt hat? Wer die Gejchichte 
ſtudirt Hat, weiß, daß ſeit Jahrtaufenden über dad, was die Leute jeht ver: 
fünden, afiatifhe und europäiiche Völkerichaften überall von Zeit zu Zeit 
gemäß der nach Art der menjchlichen Natur ſich anfammelnden Unzufrieden: 
heit, in Lehre und auch fogar in der That fich geäuhert haben. Wir find 
fogar jett in dem Bortheil, da die Ausſprüche, die zur Gewalt ihre Zus 
Aucht nehmen, gegen den Staat nicht mehr jo häufig vorkommen, oder doch 
ichneller zurückgewieſen werden, fo daß una alfo diefe allgemeine Furcht nicht 
mehr beherricht. Ich rufe die Herren hier zu Zeugen an, daß biejenigen, 
die vor Jahren noch gemeint haben, die focialdemofratifche Bewegung fei 
von unmittelbarer Gefahr für Deutichland, Heute hierüber viel geringer 
benfen. (Theilweiſer Widerfpruch.) Es regt nicht mehr fo viel auf, denn 
das Ding hat den Charakter der Neuheit verloren. Wenn es menfchlicher 
Meisheit möglich geweſen wäre, wie von jenen angeftrebt wird, die Unzu— 
friedenheit der Menjchen durch Gejehe oder auch fonft zu entfernen und eine 
Ordnung aufzuftellen, in ber bie Gleichheit bereichen foll, wie hier an 
geftrebt wird, fo zweifle ich nicht, daß dies längſt vollbracht worden wäre; 
denn daß dieſe Anfichten jeder Zeit befannt waren und bei den Unglüdlichen 
immer mit Recht Anklang gefunden haben, das wird Niemand leugnen, der 
die weltliche und die Heilige Geichichte kennt. Aber der innern Natur nad 
ift der Menich darauf angewiefen, daß er von der uriprünglichen Ungleich— 
heit der menfchlichen Gefellichaft nach und nach fich herausbildet und immer 
mehr derjenigen Gleichheit entgegenftrebt, welche jeder ideale Menſch vor 
Augen hat. Diele Bewegung werben wir nicht zurüdhalten und fie wird 
nicht gefördert twerden können durch willfürliche Agitationen, ſondern durch 
die Verbeflerung der Menſchen vom Haupt bis zum Herzen, eine Bewegung, 
von ber ich glüclich fein würde, wenn ich nur die Sicherheit hätte, daß fie 
auch nur in abjehbaren Jahrhunderten zum Abſchluß kommen mürbe, die 
aber, wie ich aus der Gefchichte überzeugt bin, zu jeder Zeit ihre Fortichritte 
macht und das Loos der Menſchen verbeffert. Ich weile den Gedanken ganz 
zurücd, ber im Namen ber Religion oder der Philofophie eine gefellichaftliche 
— predigt, wonach beſtimmte Menſchen immer verurtheilt fein müßten, 
ein unglücliches Leben zu führen, andere dagegen fich beftändig eines glück— 
lichen Lebens erfreuen können. Der menschliche Fortſchritt befteht, denke ich, 
erade darin, daß der Kreis der Menfchen, welche fi in den Gütergenuß 

Lebens theilen, fich fort und fort erweitert. Das wird freilich nur durch 
ernste Arbeit erreicht, nicht durch leicht entworfene Neben oder dadurch, dak 
man den Menichen mur zeigt, wie unglüclich fie find. Unfere Aufgabe ift 
e3 vielmehr, die Menfchen darauf hinzuweiſen, welcher Genüffe man fähig 
ift, wenn man die weltlichen Dinge nicht ganz äußerlich und lediglich von 
dem oberflädhlichiten Genußftandpuntt auffaht. Darum eben verlangen wir 
freie Diskuffion. Feder komme her und jchütte fein Herz aus, die Klagen 
follen offen geführt werden, ſonſt können wir fie nicht widerlegen. Verdienen 
die Zuftände nicht fortzubeftehen, jo find wir im Stande, durch die Macht 
ber Logik zu zeigen, daß wir troß des beften Willens nicht helfen können, 
und dann befteht feine Gefahr für die Gefellichaft; Toll ettvad Anderes an 
die Stelle der unhaltbaren Zuftände gejegt werden, jo ſoll Jeder im Vollke 
an feinem Theile mitwirken, und bazu bebürfen wir wiederum ber freien 
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Diskuſſion. Hoffentlich kommen wir auf biefem Wege noch dahin, daß bie 
Herren von der ſozialdemokratiſchen Partei fich überzeugen, dab fie Beſſeres 
leiften, wenn ſie ernjtlich dazu mitwirken, auch nur den kleinſten Fortichritt 
herbeizuführen, ala wenn fie mit Worten ungeheure Fortſchritte veriprechen 
und wirkliche Fortichritte verhindern. (Sehr gut!) Glaubt denn die Regie- 
rung, durch den vorliegenden Paragraphen wirklich die freie Bewegung ein: 
ae welche wir bei uns eingeleitet haben durch die Freiheit der Preffe, 
a3 Verſammlungsrecht und namentlich” das allgemeine gleiche Wahlrecht ? 
Gerade deßhalb war mir dieſes von der confervativen Seite entgegengebradhte 
gleiche Wahlrecht ſympathiſch, weil wir damit die Verpflichtung übernahmen, 
durch Erziehung und gemeinfame Distuffion alle Bürger zu der Stufe zu 
erheben, auf welcher fie im Stande find, bie ihnen in die Hand gegebenen 
Waffen des Geiftes, dad Stimmrecht, auch ohne Schaden für die Gejellichaft 
zu gebrauchen. Beſchränken Sie diefe gemeinfame Diskuſſion, jo haben Sie 
die Gefahr nicht vermindert, ſondern erheblich vergrößert. Das einftimmige 
Votum des Hauſes gegen die vorliegende Beitimmung wird den Beweis 
liefern, dah wir die Alternative: Annahme des Paragraphen oder Möglich: 
feit des Bürgerfrieges nicht ala richtig anerkennen; denn ficher würde das 
Haus ſonſt nicht eine Beſtimmung zurüdweifen, die mit einer folchen Wunder: 
fraft begabt ift, wie der Herr Minifter ung gejchildert hat. Es bleibt nur 
noch der ziweite Theil. Die Inftitute der Ehe, de3 Eigentums und der Fa— 
milie follen nicht angegriffen werden dürfen. Es ift nicht richtig, daß ih — 
twie der Abg. von Puttfamer meint — nur die wifjenichaftliche Erörterung 
diejer Frage hätte ausnehmen wollen, fondern ich habe das juriftiiche Räthſel 
aufgegeben, eine Schrift zu entdeden, in der das Eigenthum an fich, die 
Familie an ſich, die Ehe an fich angegriffen wird. Nlles, was vorgeleſen 
werden kann, bat nicht entfernt diefe Bedeutung; jelbft der Mormonismus 
ift fein Angriff auf die familie, und beim Eigenthum ift es ganz außer 
Zweifel, da wir fortwährend in der Diskuffion begriffen find, welches In— 
ftitut des Eigenthums am beiten fei. Fällt der Berfuch, der in England 
gemacht wird, dem Eigenthümer einen Theil feines Grundbefites zu Gunften 
de3 Pächters zu entziehen, unter den $ 130? Antworten Sie „Ja“, jo haben 
Sie in der That die freie Pisfuifion jedes wirthichaftlichen Fortſchritts ab: 
geihafft; antworten Sie aber „Nein“, dann weiß ich nicht, was diejer Pa: 
ragraph bedeuten ſoll. Wenn mit jo leichten Waffen die Socialdemofratie 
niederzuhalten ift, dann braucht fein Menſch Sur bor ihr zu haben. Wir 
haben erflärt, wir wünjchen nicht, bei den Angelegenheiten der Preſſe auf 
jene Unbeftimmtheiten zurüdzulommen, die das Eigenthümliche haben, daß 
fie ein weites Neb ausfpannen, um gewiffe grobe Körper aufzufangen, bie 
feinen aber —** Würden wir dieſen Paragraphen wirklich für 
eine Vertheidigungswafte gegen Umſturzpläne der Geſellſchaft gehalten haben, 
hätten wir ihn mwahricheinlich fait einftimmig angenommen. So aber fönnen 
wir eine folche Strafbeftimmung nicht annehmen, weil fie feine Wirkung 
— — nicht don juriſtiſch wirkſamem Inhalte fein würde. (Lebhafter 
eifall. 


28. Januar. (Deutjches Reich.) Reichstag: Fortſetzung 
der Berathung der Strafgefeßnovelle: Der ſog. verftärfte Kanzel: 
paragraph wird mit 136 gegen 132 Stimmen abgelehnt. Ebenſo 
wird der 8 131: 


„Wer dadurch, daß er erdichtete oder entftellte Thatſachen öffentlich 
behauptet oder verbreitet, ingleichen wer zei. öffentliche Schmähungen oder 
Verhöhnungen Staatdeinrichtungen oder Anordnungen der Obrigkeit oder das 
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Reich oder einen Bundesſtaat ſelbſt verächtlich zu machen fucht, wird mit 
Gelbitrafe bis zu jechahundert Mark oder mit Gefängnik bis zu zwei Jahren 
beftraft.* Die bisherige Faſſung des Paragraphen lautet: „Wer erdichtete 
oder entitellte Thatjachen, wiſſend, daß fie erdichtet oder entjtellt find, öffent: 
lich behauptet oder verbreitet, um dadurch Staat3einrichtungen oder Anord: 
nungen der Obrigkeit verächtlich zu machen, wird mit Geldſtrafe bis zu 
zweihundert Thalern oder Gefängniß bis zu zwei Jahren bejtraft. 


troß der eindringlichiten und fat drohenden Empfehlung des Bundes— 
bevollmächtigten und heſſiſchen Minifterpräfidenten v. Hofmann faft 
einftimmig abgelehnt, indem nur die Gonfervativen und ein Theil 
der deutichen Reichspartei dafür ftimmen. 


Bunbdesbevollmächtigter und heſſiſcher Minifter-Präfident von Bit 
mann: Es fteht bei diefen Paragraphen jehr viel auf dem Spiele, und der 
Ausgang der Debatten wird, wenn ich mich nicht ganz täufche, auf die fünf: 
tige Gejtaltung der politifchen Berhältniffe von Einfluß fein. Ich für meine 
Perjon würde e3 lebhaft beklagen, wenn das Verhältniß der Regierungen 
zu diejem hohen Haufe und namenflich zu der Partei, die bisher den Kern 
in der Mehrheit des Haufes bildete, erjchüttert und verrüdt würde. ch 
habe aber das Gefühl, daß ein fo ernftes Zerwürfniß allerdings droht, wenn, 
wie bisher, die politischen Paragraphen der Strafgejehnovelle, ohne daß man 
auch nur gründlich und eingehend prüft und erwägt (Oho! Ruf: Das ift 
ftark!), als reaftionäre Politik zurücgewiefen werden. Präj. v. Forcken— 
bed: Ih muß das Haus auf das Entichiedenfte gegen den Vorwurf ver— 
wahren, daß e3 jeine Beichlüffe nicht nach gründlichen Erwägungen gefaßt 
hat. (Zebhafte Zuftinmung.) Der Bevollmädtigte fährt fort: Ich Tage, 
wenn man Beitimmungen gegenüber, die die Regierungen vorgeichlagen Haben, 
um beftimmten Mißbräuchen entgegenzutreten, lediglich damit opponixt, daf 
man jagt, e3 ift eine reaftionäre Politik, jo wird man den Gründen ber 
Regierung nicht hinreichend gerecht. Ich darf wohl an die Verpflichtung 
der Mitglieder des hohen Haufes, die Gründe der Regierungen forgfältig zu 
prüfen, appelliren. Für meine Regierung kann ich erklären, daß fie feines: 
wegs aus Luft an politiichen Prozefien diefem Paragraphen zugeftimmt hat, 
fondern lediglich aus der Meberzeugung, daß die N de3 gegen: 
wärtigen Strafgejeges nicht ausreichen, um das Vaterland in feinen höchiten 
Gütern genügend zu jchügen. Ich Habe nun die ernfte Abficht, eine Ver: 
ftändigung in Bereff des $ 131 anzubahnen und deßhalb nicht gerade auf 
der nee Peer Faſſung zu beitehen. Cine Faſſung wird fich finden 
laſſen, wenn Sie nur einen richtigen Gedanken in dem $ 131 finden. Es 
handelt fi um bie Ehre des Staates, und da3 Strafrecht ift beftimmt, die 
Nation nicht bloß im Befi ihrer materiellen, fondern auch ihrer geiftlichen 
und fittlichen Güter zu ſchutzen. Der Abg. Windthorft Hat gefagt, es gebe 
nichts Fataleres, ald wenn man da3 Strafrecht mit ber Politik in Verbin: 
dung bringe. Im Gegentheil, Strafreht und Politik find gar nicht von 
einander zu trennen. Zu den Gütern aber, zu deren Schuß die Politif das 
Strafreht anwenden muß, gehört vor Allem die Ehre des Staates. Auf 
die Berfaflung des betreffenden Staates kommt dabei nicht? an. Die Ehre 
be3 Staate3 gegen innere Feinde zu jchühen, bietet allein dag Strafgeſetzbuch 
die Mittel. Im en Falle bedarf es alfo nur noch des Nachweiſes, 
daß die vorhandenen Beltimmungen de3 Strafgefeßbuches nicht hinreichen 
zum Schuß der Staatehre. Ich kann ihn führen. Ich weiſe einfach nad), 
wie nach unferm Strafgefeg die Ehre des Staates weniger geichüßt ift, als 
die des Privaten... . Wenn Jemand einem Andern eine Faliche Thatfache 
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nachſagt oder ihn in feiner Ehre fchädigt, To wird er beftraft; thut er das⸗ 
jelbe in Bezug auf die Anordnungen des Staates und der Obrigkeit, dann 
muß erft —— werden, daß er das Bewußtſein der Falſchheit der 
Thatſachen gehabt hat. Das faltiſche Reſultat davon iſt, daß jeden Tag 
die gröbften Beichimpfungen des Reichd und de? Staates in der Parteipreffe 
vorkommen, ohne daß die Möglichkeit eines Einſchreitens vorliegt. Ich ſpreche 
bier aus meiner dreijährigen Erfahrung in meiner Stellung in Darmſtadt, 
in der ich fortwährend die jehr unerquicliche Aufgabe habe, die Preſſe in 
ihrer Wirkſamkeit zu beobachten, und ich fann danach verfichern, daß das 
Reich jeden Tag in ber ſchändlichſten Weile ala ein Reich der Sünde, ber 
Knechtichaft, der Tyrannei, der Volksausſaugung Hingeftellt wird u. j. w. 
Bedenken Sie bo, daß wir fein alter Staat find, daß bei uns die Ehr: 
DR vor dem Staat und den Staatseinrichtungen, wie fie in andern Län— 
ern, 3. B. in England, bei allen Parteien herricht und fie bei ihren Agi— 
tationen einichräntt, noch nicht vorhanden ift, dat die Ehrfurcht und Achtung 
vor dem Reich im Volke erft geichaffen werden muß, und Das, glaube Fi 
wird ſyſtematiſch verhindert durch das Weftreben der Parteien, dem Reiche 
gegenüber in der Bevölkerung fein andexes Gefühl aufkommen zu laffen, ala 
das des Haſſes und der Verachtung. ch glaube, das Reich Hat do An— 
ſpruch darauf, in 2. Ehre, in dem Anjehen, das e3 genieht und genießen 
muß, mindeftens ebenfo geichübt zu fein, ala die Kirche. Ich Halte den die 
Kirche ſchützenden $ 166 des Strafgejeßbuches für gerechtfertigt, aber warıım 
foll Jemand, der den Staat oder Staatzeinrichtungen beichimpft, nicht ebenfo 
beftraft werben? Es ift jonderbar, daß, während ber Staat die Intereſſen 
ber Kirche ne und fie zu fchühen gezwungen iſt, ev von ber ultramon: 
tanen Prefie geſchmäht werden fann. Man jagt, die Preſſe ſelbſt enthalte 
auch das Gegengift. Wenn ein ultramontanes oder jocialdemofratijches Blatt 
das Reich beichimpft, jo ift e8 fein Gegengift, wenn liberale Blätter die gr 
beihimpfen; jo ift aber die Gegenwirkung ber Preffe, ich betrachte fie ſehr 
genau. Je ſchärfer die erſteren Blätter angreifen, um jo jchärfer replicixen 
die Liberalen, und zwar heit Jeder die eigene Partei. Die Preffe wirkt nicht 
in diefem Sinne ala Gegengift, daß der andere Theil fich beruhigt, jondern 
bie Preſſe heit nur bie eigene Partei noch mehr auf und Das ift auf dem 
confeifionellen Boden fehr gefährlih. Ich bin nicht ſehr ängftlich, ich ver: 
traue nicht fowohl der Einwirkung der Preffe gegenüber den ſocialdemokra— 
tiichen und ultramontanen Beftrebungen, fondern ich vertraue auf das ge: 
funde Phlegma, das in unferm Volke herrſcht und von bem es noch einen 
zogen Vorrath hat. Wenn diejer einmal aufgezehrt ift, wenn es fich in 

tho3 umgejeßt haben wird, wird es ſehr ſchwer fein, in Deutichland die 
Ordnung aufrecht zu erhalten. Es ift ein Fonds von Rohheit in unferem 
Volke vorhanden, von dem fich in den Motiven zu der Strafgeſetznovelle 
haarſträubende Beiſpiele finden; ich hätte zur Ehre der Nation gewünjcht, 
daß fie nicht möglich geweien wären. E3 ift aber manchmal gut, wenn man 
fi jo etwas flar macht. Die Parteien gehen immer weiter, und wenn fie 
zu dem Punkte gelangt fein werden, two das Phlegma ganz aufgezehrt ift, 
wird vielleicht und gegenüber bie Parifer Commune eine harmloſe Gefellichaft 
fein. (Große Heiterkeit.) 


29. Januar. (Deutfches Reich.) Reichstag: Fortſetzung 
der Berathung ber Strafgefehnovelle: Der fog. Arnim: Paragraph 
wird in der modifizirten Faſſung des Abg. Marquardfen in nament» 
licher Abftimmung mit 179 gegen 120 Stimmen angenommen. Die 
Bractionen ſtimmen dabei geſchloſſen: mit Ja die Nationalliberalen, 
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die beutiche Reichapartei, die Gonfervativen und 2 vereinzelte Mit- 
glieder, mit Rein die Fortjchrittspartei, das ultramontane Gentrum 
und 5 vereinzelte Mitglieder. 


29. Januar. (Preußen) Das Drgan der Furbeffifchen 
Orthodoxen und Particulariften, die „Heffiichen Blätter“, bringen 
einen förmlichen Abfagebrief diefer Partei an die heifiiche Fürſten— 
Familie, die des Großherzogthums Helen» Darmftadt nicht aus— 
genommen. 


Das Blatt will fi) Angefichts des über das eg ger 
abgeichlofjenen Vertrages nicht verhehlen, daß biefer Vertrag das ruhmlofe 
Ende des biäherigen präfumtiven Thronfolgers, ſowie der ganzen zur Suc: 
celfion im ehemaligen Kurftaate berechtigten Dynaſtie bedeute, da feiner der 
Agnaten auch nur ein Wort der Rechtöverwahrung gegen die politifche Seite 
des Abkoınmen? gefunden hat. „Und jo müffen wir und — heikt es wört— 
lich — jchon eingeftehen, daß jener Vertrag das politiiche Erlöſchen der bis— 
her im Kurſtaate erbberedhtigt getvejenen Dynaftie bedeutet.“ Schließlich 
wird der bezeichneten FFürftenfamilie, die den Sperling in der Hand bem 
Paar Tauben auf dem Dache vorgezogen hat, das Prognoftiton geftellt, in den 
„zweifellos wiederfehrenden Tagen des Glückes“ vom heffiichen Wolfe eben: 
falls verlafien zu werben. 


29. Januar. (Preußen) Der Gultusminifter erläßt eine 
Verfügung, 

in welcher die von einzelnen fatholiichen Gemeindevorſtänden der 
Didcefe Paderborn geführte Beichtwerde über die von dem Staatäcommifjär 
für die bijchöfliche Vermögensverwaltung vorläufig erlaffene Inſtruction der 
Kirchenvorftände für nicht begründet erachtet wird, da nach dem Geſetze „die 
den biichöflichen Behörden * Befugniſſe, ſolange dieſes Amt nicht 
in geſetzmäßiger Weiſe beſehzt oder verwaltet iſt, auf die betreffende Staats: 
behörde übergehen ſollen“, zu welcher zweifellos auch der Gommiffär für die 
bifchöfliche Bermögensverwaltung gehört. Bei ber Ausführung des r 
über die Bermögensverwaltung in den fatholiichen Kirchengemeinden werden 
die in der Verordnung vom 27. September beftimmten Staatöbehörden und 
der Commiſſär für die bifchöfliche Dermögensverwaltung jeder für fich, aber, 
wo das Geſetz e3 vorichreibt, im Einvernehmen mit einander, die ihnen zu— 
gewiejenen Befugnifje wahrzunehmen haben. 


31. Januar. (Lippe-Detmold.) Der neue Fürſt verfügt 
die Einberufung eines außerordentlichen Landtags behufs Löſung 


der Verfafſungswirren. 


Diefer Landtag ſoll zu dem alleinigen Zwecke der verfaſſungsmäßigen 
Berathung eines Wahlgefehes für den Landtag und eine damit zufammen: 
hängenden Gejehes, die Zufammenfegung de3 Landtages und die Ausübung 
der ftändifchen Rechte betreffend, abgehalten werden. „Trotz aller Bemüh: 
ungen“, wird gejagt, „ift es und nicht gelungen, einen andern Weg, zu ges 
ordneten verfaffungsmäßigen Zuftänden zu gelangen, aufzufinden ala ben 
noch einmal nach der Verfaffung von 1836 eine Landesvertretung wählen 
und mit ihr ein neues Wahlgeſetz vereinbaren zu laffen, da wir ihn für den 
allein geiegmäßigen erachten müfjen.” Dieſe Auffaffung jei auch in ber 
Enticheidung bes Bunbdesrathes über ein ihm zur Prüfung vom Reichdtage 
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übertviefene Beſchwerde getheilt. Als neues Wahlgefeß werde dem Landtage 
der auf Grund der im Jahre 1872 ftattgehabten Berathung mit den zuge: 
zogenen Bertrauensmännern ausgearbeitete, faſt alljeitig gebilligte Entwurf 
unverändert zugehen; das Weitere bleibe der Vereinbarung vorbehalten. 
Demjelben Landtage ſolle die in verfaffungsmähiger Weife mit dem Landtage 
von 1865 getroffene Vereinbarung über die Trennung des Staatshaushaltes 
vom Domanialhaushalte mitgetheilt werden. Das ift freilich der auch dom 
verftorbenen FFürften eingehaltene, vom Lande aber zurückgewieſene Weg; 
doch jcheint der neue Fürſt von der aufrichtigen Abficht auszugehen, materiell 
zu einem für beide Theile billigen Ausgleich zu gelangen. 


— Sanuar. (Deutfches Reich.) Die militärifchen Organi— 
fationen und Arbeiten behufs Sicherung des Reiches nach außen 
gehen geräufchlog, aber ftetig vorwärts. Namentlich hat der Küften- 
ihuß Deutfchlands einen gewiffen Abjchluß gefunden und ift der 
Umbau der gegen Frankreich fo wichtigen Feſtung Meb fo weit ge— 
fördert, daß er bis Ende des Jahres 1876 vollendet jein wird. 


Meber den Küſtenſchutz giebt das „Militärtvochenblatt* nähere 
Auskunft, wobei e3 denfelben als in jeder Beziehung ausreichend darftellt und 
die Leiſtungsfähigkeit unferer Küftenbefeftigungen hervorhebt durd) die Sper: 
rung der Fahrwaſſer durch Seeminen von verheerender Wirkung und durch 
todte Sperren. Die techniſche Bervollommnung der erfteren durch die un: 
ausgeſetzten Verſuche aller Erfindungen auf diefem Gebiete haben zur Anz: 
nahme eines allen Anforderungen entiprechenden Modelld von Seeminen ge: 
führt, deren Fertigftellung in der Ausführung begriffen ift, jo daß bei einem 
plößlichen Ausbruche eines Krieges mit einer Macht, welche Deutichlands 
Küſten zu bedrohen im Stande ift, die Sperrung aller wichtigen Fahrwaſſer 
durch Seeminen in furzer Zeit beendigt fein fan. In Verbindung mit 
diefen „lebenden“ Sperren werden gleichzeitig „todte* aus im Frieden vor: 
bereitetem Material angelegt werden, und es ſoll dadurch erzielt werden, da 
Schiffe, welchen e3 gelungen fein follte, bei den Befeitigungen vorbeizugehen, 
auf ungeahnte mechaniſche Hindernifje ftoßen, die ihren Untergang herbei: 
führen oder ihnen Halt im wirkjamften Feuer der Batterien gebieten. Was 
endlicy die Ausführung einer großen Yandung an unferer Hüfte betrifft, jo 
lönnte diefe nur von einer Kriegsmacht geplant werden, die im Landfriege 
da3 ganze Herr zu fejfeln im Stande ift, während eine überlegene Panzer: 
flotte die deutjche in ihren Kriegshäfen blofirt und eine ſehr zahlreiche 
Zransportflotte ein Truppenkorps nach den deutichen Küſten führt, deſſen 
Abzweigung von der Landarmee dieſe nicht empfindlich ſchwächt. Die Be: 
fämpfung des Landungskorps fiele den für den Küftenichuß bereit geftellten 
aktiven Streitmitteln zu, die nicht erit von dem im Felde ftehenden Heere 
abgezweigt zu werden brauchen, um mit überlegenen Kräften dem Feinde 
entgegen zu treten. Der vielgegliederte Küſtenſchut, welcher fich aus Befeſti— 
gungen, Sperren, Beobadhtungsitationen, aktiven Streitmitteln zur See und 
zu Lande zuſammenſetzt und im deſſen Dienft Dampf und Electricität eine 
hervorragende Rolle jpielen, iſt bei Beginn eines Krieges in die Hand eines 
Oberbefehlshabers gelegt, durch deſſen einheitliche Leitung der Dienft geregelt 
wird. Die in diefem Sinne vollendete Organilation des Schutzes der deut— 
chen Küſten fichert diefe vor zufünftigen Gefahren. 

In Met ift nach dem neuen Befeftigungsplan nur noch die Errich— 
tung eine? einzigen neuen Forts im Ausſtande. Daffelbe kommt in die 
Nähe de3 Dorfes Woippy (bekannt durch den großen Ausfall Bazaine's am 
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7. Oltober 1870), etwa 5 Kilometer von Metz zu liegen. Die Vorbereit: 
ungen find bereit fo weit gediehen, daß die energiiche Jnangriffnahme des 
Baues erfolgen kann, jobald die Witterung es erlaubt. Die Fertigftellung 
wird in kürzerer Zeit erfolgen, alö bei den übrigen Forts, da es fo ziemlich 
in der Ebene unweit der Linie Meb:Diedenhofen gelegen ift und alfo die 
Herbeiſchaffung des Baumaterials nicht auf große Schiwierigkeiten ftöht. 
Don den übrigen neuen Werfen fann ort Prinz Auguft von Württemberg 
als vollendet gelten, wogegen der Ausbau des vor der Veſte Friedrich Karl 
gelegenen weit ausgedehnten Forts Manftein noc) längere Zeit beanfpruchen 
wird. Die jchon von franzöfiichen Zeiten her vorhandenen Befeftigungen 
haben größere und geringere Umbauten bezw. Erweiterungen erfahren, welche 
jedoch faſt überall dem Abjchluffe nahe find. Die Armirung mit meift nenen 
Geihüben ift Schon feit einiger Zeit vollzogen worden, wie auch jämmtlichen 
Werfen eine entfprechende Beſatzung zugetHeilt ift. 


— Januar. (Preußen.) In der Didceje Pofen ift im Cultur— 
fampf nachgerade eine gewiſſe Ruhe eingetreten. 


Die BVerurtheilung de3 päpftlichen Geheimdelegaten Kuromäli am 
6. Oftober v. Is. zu zweijähriger Gefängnißftrafe und vielleicht ebenſo die 
etiwa3 traurige Rolle, welche der genannte Domherr ala päpftlicher Delegat 
vor Gericht ſpielte haben, wie die „Pof. 3.” meint, auf den Klerus offen» 
bar tiefen Eindruck gemacht, denn ſeit jener Zeit fei ungeachtet der eifrigiten 
Nachforſchungen der Polizei auch nicht die geringfte Spur der Wirkſamkeit 
eines Geheimdelegaten entdedt worden. Zwar jolle fi) auf der Dominfel 
in Poſen eine Gentralftelle für die kirchlichen Angelegenheiten befinden, die 
Zhätigfeit derſelben beichränfe fich aber hauptſächlich darauf, von allen Bor: 
ängen unter der Geiftlichkeit Alt zu nehmen, und die Didcejenverwaltung 
Hei größtentheil3 den Dekanen überlaffen, bie zu diefem Zwecke mit ausge— 
behnteren Vollmachten verjehen find. Die Didcefanverwaltung habe fi) mit: 
bin gewifjermafien in Defanat3:Berwaltungen zeriplittert. 


— Januar. (Bayern) Da ber neue Erzbiichof von Bam» 
berg fich weigert, die Priefteramtscandidaten der preußischen Diöcefe 
Paderborn ohne weiteres zu weihen, fo weist die römiſche Curie die 
von der preußifchen Regierung abgeſetzten Bifchöfe an, Fünftig weder 
den Bamberger noch einen anderen Bifchof zu bemühen, dev Nuntiugs 
in München werde ftet3 bereit fein, die Priefterweihe den Candi— 
daten aus den fraglichen Diöcefen zu extheilen. 


„Aufs Neue alfo bewährt fich die Nuntiatur in München als eine 
werthvolle Pofition für die Kurie im Kampfe gegen das beutiche Reich. 
Ausländiihe Biſchöfe mühten natürlicherweile Bedenken tragen, ſolche 
Preußen, die unter Mikachtung der ftaatlichen Gefete geiftlich werden wollen 
und von vornherein erklären, daß fie den Geſetzen den Krieg erklären, zu 
weihen. Es wäre dies ein Beginnen, welches ihnen von ihren eigenen Res 
gierungen jchwerlich Dank einbringen würde, vielleicht jogar unliebfame dis 
plomatijche Erörterungen hervorrufen könnte. Der Münchener Nuntius aber, 
welcher ala Stellvertreter des Papites, de3 Univerfalbiichofs, handelt, braucht 
bor der bayr. Regierung, welcher er nicht untergeordnet ift, feine Beſorgniſſe 
zu hegen. Es aeigt fih an einem jchlagenden Beweiſe, wie fehr die Mün— 
chener Nuntiatur dem Vaticanismus zu ftatten fommt. Wer will ſich wuns 
bern, daß clerical erzogene junge Leute die preußiichen Geſetze verachten zu 
dürfen glauben, wenn fie in der Hauptſtadt des zweitmächtigften beutjchen 
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Staates anſtandslos zu der Würde gelangen, welche in Preußen, Baden und 
MWürttemberg, ja in Bayern jelbft für geborene Bayern nur auf den Nach— 
weis wiffenjchaftlicher Befähigung hin verliehen wird?” 

31. Januar — 3. Februar. (Deutiches Reich.) Reichstag: 
zweite Lefung des ihm von der Regierung vorgelegten Geſetz-Entwurfs, 
betr. das gewerbliche Hülfskaſſenweſen. Dasfelbe wird im Wefent- 
fichen nach den Anträgen der Commiſſion angenommen. 

— Januar. (Preußen) 40 fog. Succurfalpfarreien der 
Didcefe Trier, welche der Bifchof definitiv zu bejegen verweigert, 
werden auf die Sperrlifte geſetzt. 

2. Februar. (Deutfches Reich.) Bundesrath: hebt das im 
vorigen Jahre (gegen Frankreich) erlaflene Pferdeausfuhrverbot 
twieder auf. 

2. Februar. (Preußen) Die Regierung legt dem Landtag 
des Herzogthums Lauenburg endlich einen Vertragsentwurf betr. 
Ginverleibung des Landes in die preußifche Monarchie vor. Der— 


felbe lautet im Wefentlichen: 

I. Das als Landeseigentgum anerfannte Domanialdermögen, Recch 
vom 18/21 Juni 1871, Gefeß vom 7. Dezember 1872, bleibt auch nach der 
Einverleibung des Herzogthums Lauenburg ausſchließliches Eigenthum des 
Landescommunalverbandes in deſſen gegenwärtiger Begränzung. II. Außer 
dem in dem Receß und dem * bemerkten Laſten übernimmt der Landes— 
verband die Verzinſung und Tilgung der ſog. Landesſchulden, ſämmtliche 
Entſchädigungen für DVerluft gewerblicher Berechtigungen, laut Geſetz vom 
20. April 1874, und für SHeranziehung zur Grundftener bisher befreiter 
Grundftüde II. Die laut Staatsbudget von 1875 zu dieſen Entichädig: 
ungen beftimmten 500,000 Mark werden, foweit fie noch nicht verbraucht 
find, von Preußen noch gezahlt um diefe Summe voll zu machen; ift ber 
Bedarf Höher, jo trägt dietes der Landesverband. IV. Der Landesverband 
trägt jämmtliche Koſten der Grunditeuer, namentlich) auch der Vermeſſungs— 
arbeiten jeit dem 1. Januar 1876. Was von preußischer Seite in dieler 
Hinficht noch gezahlt wird, Hat der Landesverband zu erjehen. Ueber noch 
im Jahr 1875 angefangene, noch nicht vollendete Arbeiten wird ein billiges 
Abkommen getroffen. V. Grundftüce des früheren Domanialeigentgums, die 
von der Grundfteuer befreit waren, bleiben es auch für die Zeit, welche $ 5 
bed Geſetzes vom 15. Februar 1875 beftimmt. VI. Der Landesverband hat 
außer den erwähnten Laften ohne feine Zuftimmung feine zu tragen, von 
welchen die anderen Kreife der preußiſchen Monarchie befreit find. VII. Falls 
ber Yandesverband zur Erfüllung der obigen übernommenen Verpflichtungen 
eine Anleihe nöthig hätte, wird ihm dazu bie ———— ertheilt. Eine 
ſolche kann aber erſt getilgt werden, wenn die Domanialanleihe erledigt iſt. 
VIII. Das geſammte Staatsvermögen des Herzogthums Lauenburg geht in 
das Eigenthum des preußiſchen Staates über, Grundſtücke, Capitalien oder 
was für Werthe es auch ſeien, mit den Laſten und Abgaben, die darauf 
haften. IX. Dem Landesbaubeamten wird, ſo lange der Staat von ſeinen 
Dienſten nach 8 16 des Geſetzes vom 7. Decbr. 1872 noch Gebrauch macht, 
eine monatliche Bergütung von 100 Mark gezahlt. X. Preußen ſowohl wie 
Zauenbnrg verzichten auf Anfprüche, welche aus Art. VIII und IX bes 
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Friedensvertrages vom 30. Ct. 1864 und Art. 9 des Gafteiner Vertrages 
gebildet werden können. 


3. Februar. (Preußen) Der abgeſetzte Erzb. von Pofen 
und Gneſen Ledochowski wird aus feiner zweijährigen Gefängniß- 
haft nach DVerbüßung derfelben entlaffen und geht zunächjt nach 
Böhmen und Galizien, um fi) von da nach Rom zu begeben. 

3. Februar. (Preußen.) Eine jchon feit längerer Zeit mit 
einiger Spannung erwartete Broſchüre des Abg. Peter Reichenjperger 
ericheint endlich im Buchhandel unter dem Titel: „Eulturfampf oder 


Friede in Staat und Kirche.“ 


Diefelbe verräth zwar ein gewiſſes Friedensbedürfniß und auc eine 
getviffe Friedensneigung, ift aber immerhin noch weit davon entfernt, fich 
entichieden auf den Boden zu ftellen, auf welchem allein noch der Friede 
möglich ijt, auf dem Boden der thatfächlichen Anerkennung der neuen geſetz— 
lichen Zuftände jeitens der fath. Hierarchie. Vielmehr —* fie nur drei 
Wege zur MWiederherftellung des Friedens: entweder die Wiederaufnahme 
der abgeichafiten drei Berfafjungsartifel, oder den Abjchluß eines Goncordates 
mit Rom oder endlich die Trennung don Staat und Kirche. Die offic. 
Prov. Eorr. erwibert darauf jofort: „Die Regierung, jo darf heute wie: 
derholt werden, wird fi) gewiß mit Freuden der Nothwendigkeit überhoben 
ſehen, von den ſcharfen Waffen der neuen Geſetze Gebrauch zu machen, fo: 
bald die katholiſche Geiftlichkeit fich thatjächlic) auf den Boden der Achtung 
und Befolgung der Staatägefepe ftellt und den Anſpruch aufgibt, eine 
fremde Souveränetät neben der Staats-Souveränetät aufzurichten in Dingen, 
die mit dem inneren Glaubensleben und mit den Heildaufgaben der Kirche 
nichts zu thun Haben. Die Regierung hat während des ganzen Verlaufs 
des jeßigen Kampfes immer und immer wieder betont, daß fie durch Feſt— 
ftellung der Grenzen zwiſchen dem ftaatlichen und reinfirhlichen Gebiete dor 
Allen das künftige friedliche Nebeneinanderftehen und eriprießliche Wirken 
ber beiden don Gott gejegten Gemeinſchaften ſichern wolle. Mögen die Bi: 
ſchöfe je eher je lieber wirklich den verfaffungamäßig und — gegebenen 
Boden betreten, auf welchem allein die Vermittelung der thatjächlichen 
Wirren zu erreichen ift.* 

4. Februar. (Bayern) Die Minifterien des Innern und 
des Kriegs erlaffen eine Verordnung bez. der Militärdienftpflicht 
der Theologen nach Maßgabe des NReichemilitärgejehes vom 2. Mai 
1874, nach welchem die Zurüdftellung oder Befreiung ganzer Be— 
rufsflaffen vollkommen unzuläſſig iſt: 

„Militärpflichtige, twelche erft nach dem Inkrafttreten des Reichsmili— 
tärgeſetzes das Studium der Theologie ergriffen haben, können vermöge ihrer 
Berufswahl einen Anſpruch auf Zurüdftelung oder Befreiung vom Mili: 
tärdienfte nicht erheben. Diejelben haben vielmehr ihrer aktiven Militär: 
pflicht, werm micht durch dreijährige Dientleiftung, jo doch mittelft des ein: 
Br freiwilligen Dienftes zu genügen. Dabei wird es im Intereſſe der 
Theologieftudierenden — liegen, * aktive Dienſtpflicht jo rechtzeitig 
abzuleiften, daß nicht Verhältniſſe eintreten, welche ihnen die Erfüllung ber: 
elben erſchweren. Deren Zurüdftellung mit Rüdficht auf die Vorbereitung 

v den Beruf kann nur in folge erlangter Berechtigung zum einjährig: 
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freiwilligen Dienfte verfügt werden. Sollten ſolche Theologen feither wegen 
des mit der Unterbrechung ihres Studiums verbundenen Nachtheils zurück— 
ftellt worden jein, jo darf eine weitere Zurückſtellung derjelben lediglich auf 
Grund diefer Beitimmungen nicht bewilligt werden, fondern die betreffenden 
Militärpflichtigen find zu veranlaffen, die Berechtigung zum einjährigen 
Dienfte mit Genehmigung der Erſatzbehörde nachträglich nachzuſuchen. Eine 
Befreiung und Heberweifung derfelben zur Erjaßrejerve mit Rüdficht auf 
den Beruf ift ausgeichloffen. Cine ausnahmsweiſe Zurücditellung oder Be: 
freiung kann gleihwohl nad der Beichaffenheit des einzelnen Yalles aus 
Billigfeitsgründen gemäß ber Cingangs erwähnten Beitimmung don ber 
Minifterialinftanz verfügt werden.“ 

5. Februar. (Sachſen.) Eine Conferenz don Delegirten der 
ſächſiſchen Handels- und Gewerbefammern in Dresden einigt fich 
dahin, fich in einer Eingabe an die fünigliche Staatsregierung gegen 
den Erwerb der deutjchen Bahnen durch das Reich auszufprechen 
und die Handeld= uno Gewerbefammer Dresden mit Ausarbeitung 
einer bezüglichen Berichtsvorlage zu betrauen. 

5. Februar. (Lippe-Detmold.) Das Reg.Blatt veröffent- 
licht den dem Landtage vorzulegenden Entwurf eines Wahlgeſetzes 
und eines Geſetzes betr. die Zufammenjegung des Landtags und die 
Ausübung der ſtändiſchen Rechte. 

7.—10. Februar. (Deutſches Reich.) Neichstag: dritte 
Lefung der Strafgejegnovelle. Von den vielfach befämpften Para 
graphen der Novelle werden die ſchon in der zweiten Leſung anges 
nommenen ſog. Ducheöne-$$ und Arnim-88 wiederum und überbieß 
auch der (in der zweiten Leſung abgelehnte) jog. Kanzelparagraph, 
diefer mit 173 gegen 162 Etimmen, angenommen. Dagegen werden 
eine Reihe anderer Paragraphen, welche lediglich dazu dienen jollen, 
die discretionäre Gewalt der Regierung bezüglich der Preſſe und des 
Vereinsweſens zu ftärfen, in ihrer allgemeinen und unbeftimmten 
Faſſung aber der Willkür Thor und Thür zu Öffnen fcheinen, auch 
jet wieder theils einjtimmig, theils faſt einftimmig abgelehnt. 
Unter diefen befindet fich auch wieder $ 130 der Vorlage, der indeß 
dem Reichskanzler Gelegenheit zu einer einläßlichen Nede gibt. 


Fürſt Bismark. Es mag gewagt ericheinen bei der dritten Leſung 
noch einen Verſuch zu machen auf Ihre beiden früheren Abjtimmungen eine 
Einwirkung zu üben. Wenn ich auch jekt nod Ihre Aufmerkſamkeit in 
Anſpruch nehme, jo entnehme ich aus dev ziemlich einftimmigen Verwerfung 
diefer und anderer Paragraphen doch eine gewifle Verpflichtung der verbün: 
deten Regierungen und meine namentlidy, die Motive einigermafjen zu recht: 
fertigen, welche die Regierungen dahin gebracht haben, dergleichen Anträge 
zu jtellen, ohne daß fie im Reichstag auf eine Annahme rechnen konnten. 
Ich bin dabei nicht der Anficht, die ein Mitglied der FFortichrittspartei bei 
der erſten Berathung —— hat, daß verantwortliche Miniſter über— 
haupt Anträge nicht einbringen dürfen, deren Annahme ſie nicht vorausſetzen. 


Das deutfge Bei aud feine einzelnen Glieder, (fyebr. 710.) 63 


Ginmal ift da3 unmöglich, dann aber wäre bamit ber principiclle Boden ber 
monarchiſchen Verfaſſung verlaffen und die republicaniiche Selbftregierung 
in Deutichland eingeführt; ich wiirde nicht Minifter des Kaiſers fein, fon: 
dern der Minifter der Berfammlung; es ift das eben ein wefentliches unter» 
icheidendes Merkmal der republicaniichen und der monardiichen Verfaffung. 
Ich vindicire und das Recht, ſolche Anträge einzubringen, von denen wir 
mit ziemlicher Wahricheintichfeit einfehen, dab fie vertvorfen werden, um 
daran eine Discuſſion anzufnüpfen, und, wenn die Tiscuffion fich Jahre 
lang hHinzieht, unter Umftänden von einem Reichstag an den anderen zu 
appelliren, bis die Heberzeugung des einen Theils fich ändert. ch fühle 
danach die Verpflichtung, Ihnen darzulegen, wie die Echäden, welche wir 
abwenden wollen, fich aus der minifteriellen Peripective darjtellen und warum 
wir Abhülfe erbitten. Wielleicht finden wir dabei Mittel, die zur Abhülfe 
biefes Schadens außerhalb dieſes Saales dienen können, und die anzuwen— 
den jeder von uns in der Lage ift, ohne da das Strafgelehbuch geändert 
wird. Es Handelt fi um verichiedene Mißbräuche, um verichiedene Ber: 
gehen, die durch die Prefje begangen werden. Im MWefentlichen fommt es 
mir im Augenblid darauf an, die Schäden etwas näher zu berühren, die 
durch die —— falſcher Zeitungsnachrichten entſtehen. Ich berühre 
in eriter Linie dabei die äußeren Verhältniſſe. Die Entſtellung der Sachlage 
in Bezug auf Krieg und Frieden läßt fi in einem furzem Wort ala 
Kriegslüge bezeichnen, die feit länger ala zwei ae bie ängftlichen Ge: 
mütber verwirrt, und dazu beiträgt, dab die Geichäfte in dem Grade barnie- 
derliegen, wie es der Fall ift; nicht weil die Artikel irgend eine Bebeutun 
haben, jondern weil die Leichtgläubigen ihnen Geltung beimefjen und on 
diefe Weiſe die permanente Krriegslüge einen weſentlichen Einfluß auf die 
Geichäfte äußert. In Franzöfifchen Zeitungen (Redner verliest einen franzd» 
fiichen Artikel) ift zuerft die Lüge aufgelommen, daß wir Holland zu annec: 
tiren beabſichtigen. Seit dem öfterreichiichen und dem darauf folgenden 
franzöfifchen Kriege find wir ununterbrochen verdächtigt worden. 1871 hieß 
e3: wir wollten die Djtieeprovinzen von Rußland erobern — bie polnischen 
Blätter ſchwelgen ja gern in Ausfichten eines Krieges zwiſchen Deutichland 
und Rußland — dann famen die Nachrichten von Berwidlungen mit 
Defterreih, und dann kamen bi3 zu dem Culminalionspunkt im borigen 
Frühjahr allerlei Kriegslärmartifel. Daß bei allen biefen das Wort —9* 
caö3“ mißbraucht worden iſt, hat mich namentlich veranlaßt, bei dieſer Ge: 
legenheit das Wort zu ergreifen, um über den damit getriebenen Schtwinbel 
meine offene Verurtheilung auszuſprechen. Es ift nicht zu läugnen, da der 
Regierung die Vertretung ihrer Intereſſen und Wünfche in der Prefie auf 
dem Gebiete der auswärtigen Politit wünjchendwerth fein muß. Es ift da— 
her wohl natürlich, wenn die Regierungen fi, wo fie elwas im ge 
Blatte nicht jagen wollen, in irgend einem befreundeten Blatte jo viel weißes 
Papier fihern, als fie brauchen, um ihre Meinung zu äußern. Gin ſolches 
Blatt war früher die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“, die der Regierung 
von dem Eigenthümer aus reiner Meberzeugung ohne Geldunterftügung im 
freundlicher Weije zur Verfügung — worden war. Die Regierung hat 
dieſes Anerbieten benutzt; die „Nordd. Allg. Ztg.“ hatte vielleicht ſelbſt davon 
einen Vortheil. Davon aber, wie die meiſten Blätter annehmen, daß alle 
Artikel in einem ſolchen Blatte von dem Minifter gewiſſermaßen redigirt, 
wenigſtens von ihm durchgefehen werden, daß er für jeden Mortlaut ber: 
antwortlich gemacht werden kann, iſt feine Rede; und darin liegt die Ge: 
fahr, die mich bewogen hat, darauf abjolut zu verzichten, meine Meinung 
in der Preſſe zu vertreten. Es fam in der Zeit, wo diefe Verbindung be: 
fand, manchmal vor, daß ein Minifter das Bedürfniß hatte, irgend eine 
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Meinung mitgetHeilt zu jehen. Der Minifter gibt dann feinem bortragenden 
Rath den Auftrag, einen Artikel zu fjchreiben, den man, wenn die Sade 
ſehr wichtig ift, unter Umftänden nachliest. Sehr felten redigirt man ihn 
jelber, und die von mir redigirten wären bei einigem guten Willen wohl 
fenntlich gewejen. Nun entipinnt fich eine Verbindung zwijchen den Organen 
des Minifteriums und dem Blatt, und es werden dann aud Nachrichten 
ohne fpeciellen Auftrag mitgetheilt, die aber mitgetheilt werden dürfen und 
fönnen. Das muß nothiwendigerweife dem Ermeſſen der einzelnen Gewähr? 
männer einigermaßen überlaffen werben. Daß aber der Minifter für die 
gejammte Arbeit feines Nathes, zu dem er erhebliches Vertrauen hat, ver: 
antwortlich gemacht werden fann, ift eine jehr jchwierige Sache. Uber es 
fann ja auch in einem jolchen Blatt etwas ftehen, was die Redaction als 
Lücenbüßer hineinfeßt. Der Nath fchreibt auch nicht immer jelber, und 
fteht felten mit der Redaction in Berbindung, jondern Gorrejpondenten kom: 
men zu ihm. Sowie dad Platt mit Recht einen officiöfen Ruf hat, jo ift 
alles, was darin fteht, für das Publicum fo gut, als wenn e3 in dem 
„Staatsanzeiger” geitanden hätte. Nun werden auch Nachrichten größten: 
theils aus böfem Willen, um die Reichspolitif zu jchädigen, ala „officiös“ 
bezeichnet, die es gar nicht find. Die Sache ift jehr erheblih. Sehr oft 
hat der Zeitungefchreiber die bloße Tendenz, feiner Meinung ein Relief zu 
geben, und dehhalb bezeichnet ex die von ihm befämpfte Meinung ala offi: 
ciös. Sonft würde das lejende Publikum gar nicht begreifen, warum der 
Mann das fchreibt ; ſowie er aber die Behauptung aufftellt, die gegnerijche 
Meinung fei officiös, tritt er dem Reichskanzler perfönlich gegenüber. Es 
hat feine Dummheit gegeben, die man mir auf diefe Weiſe nicht imputirt 
hat. (Heiterkeit) Deßhalb ergreife ich dieje Gelegenheit, um auf das bes 
ftimmtefte zu erklären, daß es fein officiöjes Blatt de3 Auswärtigen Amtes 
gibt, auch feine officidfe Mittheilung oder officiöjer Artikel an irgend ein 
Blatt ergeht, und da, wenn jemand irgend etwas ala von officiöfer Seite 
ausgehend bezeichnet, ich von Haus aus erkläre: er verbreitet erdichtete und 
entftellte Thatſachen, er verbreitet die a und wenn id) es hart 
ausfpreche, er verbreitet Lügen. Jeder, der behauptet, einen Artikel von 
den Auswärtigen Amte zu befiken, muß fich bewußt fein, daß er eine Un— 
wahrheit wifjentlich verbreitet. Es gibt feine officidje Preffe. Ach gebe es 
zu: e3 ift für mich jehr unbequem, daß ich nur im „Staatsanzeiger“, einem 
anerfannt officiellen Organ, oder unter Umjtänden in der „Provinzialcor: 
reſpondenz“ eine Meinung zur öffentlichen Kenntniß bringen fann; indeh 
ich bin dabei ficher, daß ich dabei nur für das verantwortlich gemacht wer: 
den kann, was ich wirklich ala meine Meinung erklärt habe. Blätter, die 
einmal zu ſolchen Mittheilungen gebraucht worden find, werden gewöhnlich 
al3 fubventionixt bezeichnet, und man wendet auf fie das Wort Reptil an. 
Die häufige Anwendung diejes Wortes fommt mir ähnlich vor, wie wenn 
die Leute, die mit den Geſetzen in Conflict leben, bejonderd gern auf die 
Geſetze und auf die Polizei ſchimpfen. Wie entjtand das Wort Reptil? ch 
nannte Reptile die Leute, die im verborgenen gegen unjere Politik, gegen 
die Politit des Staates intriguiren. Und nun hat man das Wort ange: 
wendet, und nennt Reptile gerade diejenigen, die das ausiprechen, was die 
Regierung will. Ich erkläre nochmals, daß e3 auswärtige Neptile in diefem 
Sinn abjolut nicht gibt. (Heiterkeit) Es ift ja J—— leicht, 
einem Artikel einen officiöfen Anftrich zu geben. Wenn gewiſſe Mittheil: 
ungen gemacht tverden, von denen man fich jagen kann, daß fie nur von 
einer amtlichen Stelle mitgetheilt fein können, und wenn dieſe Artikel in 
zwei, drei Zeitungen wiederholt twerden, dann ift es für den Leſer, der das 
Seichäftsverhäftnih nicht fennt, Beweis genug, daß die Artikel officidje find, 


Das deutfhe Bei und feine einzelnen Glieder. (febr. 10) 65 


daß man es mit einem officidjen Blatte zu thun Habe. Das ift in gewiſſem 
Grabe richtig, nur nicht officiös im Bezug auf das Deutiche Reich, das find 
officidſe MittHeilungen von Gorreipondenten anderer Regierungen, frember 
Tıplomaten. Es ih ja für jede Gefandtichaft in jedem Land eine große 
Annehmlichkeit, wenn fich zu ihr ein Zeitungscorreipondent heranfindet oder 
auch mehrere, die jagen: „Wenn Sie etwas haben, jagen Sie es mir; ich 
verlange fein Geld, aber wenn Sie ab und zu Nachrichten geben —;“ ja 
diefe Nachrichten werden manchmal jeher theuer bezahlt, und find für den 
Eorreipondenten eigentlich Geld, und jo ift e3 natürlich, daß fich ein Ge: 
werbe ausbildet von Zeitungscorreipondenten, die durch ihr Gewerbe mit 
den ausländiſchen Diplomaten in Verbindung geführt werden. Alſo ein 
folcher Eorreipondent braucht nur mit einer Gejandichaft in engerer und 
intimerer Beziehung zu ftehen, ihr ab und zu den Gefallen zu thun, eine 
Sade, die der Regierung jehr am Herzen liegt, zu verfechten, fo wirb ber 
Geſandte jehr gern Nachrichten, die für das Ganze nothwendig ſcheinen, ver: 
breiten, und jo wird ein anfcheinend officiöfer Artitel entftanden fein. Wenn 
diefe noch immer richtig wären, aber der Geſandte jagt zu einem ſolchen 
Herren nicht alles, was er weiß, jondern nur das, von dem er wünſcht, daf 
e3 geglaubt wird, und jo entfteht der erhebliche Nachtheil, daß dieje Ent: 
ftellung der Thatjachen in Bezug auf Krieg und Frieden erheblich ſchädlich 
auf unſere Geichäfte wirft. Das iſt ja ganz far. Die eigentliche Schuld 
liegt doch aber an der Leichtgläubigfeit der Seler und ihrer Senfationdbebürf: 
tigkeit. Die Zeitungen follen vor allem politifche Unterhaltungslectüre 
bringen, die man eben beim Schoppen bißcutirt, um eine anregende Unter: 
haltung zu haben. Bor allen Dingen wird etwas neues weit aus dem Aus: 
land erwartet. Der leichtgläubige Hunger nach diplomatiſchen Neuigkeiten 
eg nt die Zeitungäredactionen zum großen Theil, es ift ber Fehler 
des lejenden Publitums. Hoffen wir, daß unjere noch neuen eg 
ſchen Einrichtungen die Wirkung haben, da3 Intereſſe des Publitums mehr 
den inneren deutjchen Angelegenheiten zuzumwenden. ch für meinen Gejchmad 
finde, daß die Zeitungen ſich nicht hinreichend mit inneren Angelegenheiten 
beichäftigen. Sie find mit ausländifchen überfüllt; und den Schaden davon 
tragen ſchließlich die leichtgläubigen Lefer. Ich erinnere an die Beängftigung 
der Börje im vorigen Frühjahr; ich meine die Artikel der „Poft." Für 
dieſes Blatt habe ich meines Wiſſens niemals einen Artikel jchreiben laſſen, 
am allerwenigiten den, der „Der Krieg in Sicht” überfchrieben war. Aber 
ih habe den Artikel nicht getabelt, denn = finde, wenn man das Gefühl 
bat, daß in irgend einem Land eine Minderheit zum Kriege treibt, dann fol 
man recht laut jchreien, damit die Mehrheit darauf aufmerffam wird, benn 
die Mehrheit hat gewöhnlich feine Neigung zum Kriege. Der Krieg wirb 
ftet3 nur durch Minderheiten oder früher in abfoluten Staaten durch die 
Beberricher oder die Gabinete allein entzündet. Aber ber ift doch ganz ge 
wiß des Krieges, der Brandlegung nicht verdächtig, der zuerſt Feuer fchreit. 
Wenn e3 wirklich einen kriegsluſtigen Minifter gäbe, der würde wahrlich 
nicht zuerjt in der Preſſe Lärım Schlagen, um die Löſchmannſchaft zu ie 
ſondern er müßte exit die Zuftimmung feine® Souveränd haben. Ohne daß 
Se. Maj. der Kaifer mobil macht und den Krieg erklärt, kann auch ber 
friegäluftigfte Minifter, der da3 größte Vertrauen genießt, nicht? ausrichten. 
Se. Majeftät hat Kriege führen müſſen, fie ungern geführt, fich ſchwer dazu 
entichlofien und hat großen Ruhm darin erfämpft, aber ift in einem Alter, 
wo man nicht gern Händel ſucht; alfo kein Menſch wird glauben, dab Se. 
Maj. der Kaiſer friegäluftig ift. Iſt das aber nicht ber Fall, To ift alles 
was man von einem kriegsluſtigen Minifter Spricht, Windbeutelei (Heiterkeit) 
und bewußte Entjtellung ber Thatfadhen. Denten Sie ſich die Lage, wenn 
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ich vor einem Jahre Hier vor Sie getreten wäre und hätte Ihnen ausein« 
anbdergejeßt: wir müfjen Krieg führen, ich weiß Ihnen eigentlich einen be- 
ftimmten Grund dafür nicht anzugeben; wir find nicht beleidigt, aber bie 
Sitwation ift gefährlich, wir haben eine Menge mächtiger Armeen zu Nach: 
barn, bie Tan hier Armee organifirt fi) in einer Ping erg Meife, 
ic) verlange von Ahnen eine Anleihe von 500 Millionen Marl, um zu 
rüften. Würden Sie nicht jehr geneigt geweſen fein, nach dem Arzt zu 
ichiden, um mich unterfuchen zu taffen (Heiterkeit), twie ich nach einer langen 
politifchen Erfahrung diefe folofjale Dummheit habe begehen können, jo vor 
Sie zu treten und zu fagen: es ift möglich, daß wir im einigen Jahren 
angegriffen werden; damit wir dem zuborfommen, fallen wir raſch über 
en Nachbarn Her und hauen fie zufammen, ehe fie fich vollftändig erholen, 
gewifjermahen ein GSelbjimord aus Beſorgniß vor dem Tod, und das in 
einer ganz behaglichen ruhigen Stellung, Wenn Sie die Sache bei Licht 
bejehen, jo werden Sie ſich ja überzeugen, daß es für einen Kanzler, der 
allein verantwortlich ift, um 5 ichwerer fein würde, vor eine friedliebende 
Bevölkerung — das iſt die deutfche in hohem Mafe, folange fie nicht an: 
gegriffen wird, wir Haben nicht? zu erobern, nichts zu gewinnen, wir find 
in ai mit dem was wir haben, und es ift Verleumdung, wenn man und 
Groberungsfucht vorwirft (lebhafter Beifall) — Hin zu treten und zu jagen: 
es muß Krieg geführt werden; meine Entlafjung wäre die natürliche Folge 
gewejen. Es traten zu der Leichtgläubigfeit im vorigen Frühjahr noch Ver: 
hältniffe, die ich nicht auseinanderjeßen will, hinzu, da einzelne Diplomaten 
aus trüben Quellen jhöpften und aus Mangel an Erfahrung wirklich über: 
zeugt waren, daß dieſe trüben Quellen reines Waſſer wären, daß Salonein: 
wirkungen durch gefellichaftlich Hoch geftellte Perjonen ftattfanden, die Irr— 
thümer ausfprachen, weil fie entiweder nicht eingeweiht genug waren ober 
nicht unparteiifch genug, um dad Deutiche Reich wohlmwollend zu beurtheilen; 
ic) nenne feine Namen, aber ich könnte fie im Vertrauen nennen. Es gibt 
ja hochgeftellte Perfonen, die ala politifche Orakel gelten, ohne namentlich da: 
zu berufen zu fein; dieſe correjpondiren auch mit einem Schein von Offi— 
ciöfität, aber mit Unrecht. Wenn ich mich Hier über die öffentliche Leicht: 
gläubigfeit tadelnd ausipreche, jo will ich fie Ba unter einen Hut bringen 
mit denjenigen, se in Beziehung zu den Bailfierd der Börſe ftehen. Es 
Liegt ja häufig der Fall vor — wir fünnten dem durch Unterfuchung über 
die betreffenden Telegramme nachſpüren, daß ſolche Telegramme fünftlich ge: 
macht werben und dann an die Reuter’iche telegraphiiche „Agence Habas“ 
gehen, die Brutjtätte aller Enten folder Art. Ein Beifpiel dafür ift ein 
Telegramm vom 8. Februar, worin die Kriegsgerüchte officiell von fran: 
zöfticher Seite dementirt und auf Speculationszwede zurüdgeführt werben ; 
zugleich wird die Verbreitung mit Strafe bedroht. Ob das auch bei und 
wünfchenswerth wäre? Sie haben e3 verneint, und Sie werben Ihre Gründe 
haben; denn der Staat und deſſen Friede intereffirt Sie ebenjo wie uns, 
die Minifter. Finden Sie die Gefahr nicht ſtark genug um Abhülfe zu 
ichaffen, jo wollen wir fie mit Ihnen beftehen. Aber wir haben una von ber 
DVerantwortlichkeit befreit, die man der Regierung zufchieben könnte: daß fie 
den Beruf gehabt habe, die Jnitiative zu einer Verbefferung ber Lage zu 
ergreifen. Ginftweilen leiden unter diefen Gerüchten nur die Geichäfte: die 
Gejchäfte Leiden aber auch unter einer anderen Art von Preffe, ich möchte 
fie diejenige nennen, die im Dunkeln wirkt, nur bei dem Licht einer 
Blendlaterne. Dieſe Preffe Hat ihre Berbreitung vorzugsweiſe unter 
Leuten don wenig Mitteln und wenig Bildung, bie nicht im Stande find, 
die Jrrthümer und dreiften Lügen, welche man ihnen aufbürdet, zu contros 
liren. Dieſe Art der Prefie Hat bei dem gemeinen Mann, ber mit Recht 
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glaubt, da er in üblen Berhältnifjen lebt, ein leichte Spiel, indem fie 
ihm glauben madt, da er durch weniger Arbeit und durch eine Anweiſung 
auf das Vermögen feiner Mitbürger dieſer Lage dauernd abhelfen könne. 
Diefe Art der Preffe, dieſe demofratijch:jocialiftiichen Umtriebe haben weſent— 
lich mit dazu beigetragen, den geſchäftlichen Drud, unter dem wir und be: 
finden, berborzurufen. Sie haben ficherlich die deutjche Arbeit vertheuert 
und vermindert. Der deutjche Arbeitstag bei gleidyem Lohn Leiftet weniger 
al3 ber franzöfiiche und engliiche Arbeitätag; der ausländiiche Arbeiter ar: 
beitet mehr und geſchickter als der deutſche, und dadurch find wir concurrenz: 
unfähig geworden. Die focialiftiichen AUmtriebe haben die Leute auf uns 
realifirbare Hoffnungen vertiefen, die fie von regelmäßiger fleißiger Arbeit 
abhalten, und deßhalb Klage ich die Führer an, daß fie an der Noth bes 
Arbeiterftandes weſentlich mit Schuld find. (Beifall). Wenn dieje Zuftänbe 
fortdauern, jo gehen wir der Berarmung entgegen; da3 wird die Zuchtruthe 
jein, welche Gott über dieſe Excefle verhängt. Wenn Sie in der Weije, wie 
wir vorichlagen, dem Uebel jeßt u abhelfen wollen, jo erwarten wir, daß 
in der nächſten Seifion andere Vorjchläge Ihre Zuftimmung finden werben. 
Ginftweilen glaube ich, daß e3 jchon Helfen würde, wenn wir den llebeln, 
mit den Mitteln, die von dem Strafrichter ganz unabhängig find, feft ent— 
egentreten. Mit Tadel und Belehrung von der Schule ab und von ber 
es der Schuleinrichtungen verjpreche ich mir eine Berbefjerung 
insbeſondere ber Provincialpreffe, die auf die kleinen Leute wirkt. Ich möchte 
aber doch ſchon jetzt dazu auffordern, daß etwas mehr dagegen geichieht. 
Wenn hier einer der ſocial-demokratiſchen Abgeordneten ſpricht, jo ift es Her: 
gebracht, ich möchte faſt jagen, Comment, darauf nicht zu antworten, ihn 
zu behandeln, als ob er aus einer andern Welt jpräche, mit der wir und 
bier nicht zu befaflen haben. Ich Halte diefe Methode für fehr falſch und 
und verkehrt. ch würde, wenn ich Abgeordneter wäre, oder wenn ich ein 
vollftändig gejunder und arbeitsfähiger Minifter wäre, vielmehr den Theorien, 
die dort aufgeftellt werben, feſt und direct zu Leibe gehen, und es nicht 
machen wie dieſe Verfammlung hier. Es ift doch wohl nicht richtig, was 
der Abg. Bamberger fagte: daß wir die ganzen focialiftiichen Lehren ſchon 
alle an ben Kinderſchuhen abgetreten haben — jo gelehrt wie ber Abg. 
Bamberger find die wenigften von uns (Heiterkeit), Es ift in dem Socia— 
lismus doc jehr viel neues hervorgetreten, und jehr viele von uns haben 
niemals ein focialijtifches Blatt gejehen, geichweige denn aufmerkjam durch: 
gelejen und ftudiert; wir beobachten die ganze Bewegung viel zu wenig und 
beurteilen fie nur vom Hörenjagen. Ich befenne für mich ſelbſt gern, daß 
ich jo weit wie der Abg. Bamberger nicht bin; mir kann noch viel Auf: 
lärung darüber zutheil werden, und ich bin bereit, mehr zu hören. Ich 
glaube auch, daß wir uns durch offene Diskuſſion diejer Droge im Haufe, 
und ganz bejonder3 in ber Preffe, gegenjeitig Waffen in die Hand geben 
fönnen, und den Gegengründen gegen die UÜtopien der jocialiftifchen Lehre 
ein größeres Gewicht und eine — Publicität verſchaffen können, und 
daß wir unſern Wählern an die Hand gehen können mit dem Recept gegen 
die verführeriſchen Lehren und Trugſchlüſſe, die im Socialismus, wie er ſich 
hier verkörpert hat, enthalten ſind, in dem Maaße, daß die Mörder und 
Mordbrenner der Pariſer Commune hier eine öffentliche Lobeserhebung vor 
dem Reichstag erhalten haben, ohne daß eine entgegengeſetzte Anſicht ausge— 
iprochen wurde, was bei ſolchen Exceſſen vielleicht auch) nicht nöthig iſt. 
Rach meiner Meinung wäre es viel nühlicher, die ſocialiſtiſchen Blätter 
mehr zu verbreiten. Den HH. Socialiften geichieht damit ein großer Ges 
fallen, fie haben ja auch meinem Gollegen, dem Grafen Eulenburg, ihren 
Dank dafür votirt, daß er dazu beitrage, als Apoftel ihre Lehre zu verbreiten. 
5° 


68 Das deulſche Keich und feine einzelnen Glieder. (Febr. 7—10.) 


Dieſe Verbreitung wird das gute haben, daß die ſocialiſtiſchen Gebilde in 
ihrer Unausführbarkeit und verbrecherifchen Thorheit werden erfannt werben. 
(Beifall). Dann ift die Entftellung der Thatſachen auch noch in dem Ber: 
legen aller unferer inneren Streitgebiete vou dem fachlichen auf das perjönliche 
Gebiet Hervorgetreten. Man bemüht fich nicht, Jachlich zu widerlegen und zu 
biscutiren, ſondern nachzuweifen, daß der Gegner eigentlich ein jchlechter 
Kerl it; man ſpürt in feinem Privatleben nad), ſucht eine wunde Gtelle 
gu finden, kurz und gut, treibt — Die Heftigfeit der Preſſe, 
ie dem Deutſchen eigenthümliche Leidenfchaft, der Mangel an Urbanität in 
unferer Preffe, der Mangel an Höflichkeit bei jenen Kämpfen und Discuf: 
fionen, ohne die ein parlamentarijches Leben nicht möglich ift, das alles 
wirkt zufammen. Ich kenne viele Herren, die im perfönlichen Verkehr nicht 
10 Procent von den unfreundlichen Worten über die Lippen bringen würden, 
die fie druden laffen, und öffentlich) vor den Leuten ſprechen. Ich glaube, 
wir würden, wenn wir mehr Achtung gegenfeitig für unfere Meinung haben 
— auch Adtung für die Meinungen der Regierung — etwas weiterlommen. 
Man Hat, mit Hinweis auf andere Yänder, von dein Minifter eine gewiſſe 
Didfelligkeit gegen Beleidigungen verlangt. Ich muß befennen, ich ziehe 
einen Staat vor, wo die Minifter fich ein feines Gefühl gegen Niederträch— 
BR die ihnen in's Geficht geichleudert werden, bewahrt haben — kurz, 
abgehärtete, dickfellige Minifter find nicht mein Ideal. Härten wir Die 
Minifter erſt fo ab, daß fie für die öffentliche Meinung nicht mehr zugäng: 
lih find oder feine Scham und Empfindung für öffentliche Beleidigungen 
übrig Haben, dann kann es ſehr Leicht fommen, dab künftig ein Dlinifter 
jagt: wa3 Hilft e& mir, daß ich ehrlich bin, verleumdet werde ich ja doch; 
und von jedem Minifter wird Heutzutage behauptet, daß er. perjönlichen 
Eigennuß verfolgt. Wir kommen ſchließlich dahin, wie jener, ber immer 
ni ber Wolf, der Molf! der nicht da war; wenn er aber wirklich da ift, 
wird es feiner mehr glauben. Wenn jemand anonyme Briefe befommt, jo 
erwartet und fordert man von ihm, daß er fie in den Papierkorb wirft, 
und jedermann ift darüber einig, dab das ein ganz ehrlojes Gewerbe ift, 
anonyme Injurien und Se en zu machen. Die Entrüftung darüber 
wird noch etwas größer, wenn die Thatjache beweift, daß die Briefe metallo: 
graphirt find — ein Beweis, daß fie an mehrere gerichtet find. So wie fie 
gedrudt find, ift bas mit einemmal etwas ganz anderes, ba ift es die Stimme 
der öffentlichen Meinung, die man beantworten muß, während es doch die— 
felbe ehrenrührige, unbetwiejene, anonyme Verleumdung ift; das ift aber fein 
Redacteur, von dem es herrührt, jondern ein Gorrejpondent. Auch dagegen 
fönnten wir mit einem entichloffenen fittlichen Gefühl viel thun, nicht gegen 
kleine, wohl -aber gegen große Blätter. Wenn ein Blatt wie die „Kreuz: 
zeitung“, Die für das Organ einer weitverbreiteten Partei gilt, ſich nicht 
entblödet, die Ihändlichften und Lügenhafteften Verleumdungen über hochge: 
jtellte Männer iu die Melt zu bringen, in einer fyorın, bie ftrafrechtlich 
nach dem Urtheil juriftifcher Autoritäten nicht zu faſſen ift, aber daß ber 
Leſer den Eindrud hat: hier wird ben Miniftern unredliche Handlungsweife 
vorgeworfen; wenn ein ſolches Blatt dann jchweigt, obgleich man das alles 
für Lügen erklärt, fo ift das ehrlofe Verleumdung, gegen die wir alle Front 
machen follten, und niemand ſollle mit einem Abonnement fich indirect daran 
beteiligen. Don einem ſolchen Blatt muß man fich losfagen. Jeder, der 
e3 hält und bezahlt, betheiligt fi an der Lüge und Verleumdung, die darin 
getrieben wird, an Berleumdungen, wie die „Kreuzzeitung“ fie im vorigen 
Sommer gegen bie höchiten Beamten des Reiches enthielt, u ben leifeften 
Anhalt und mit einer fomifchen an: in Perſonalgeſchichten. Alfo, 
meine Herren, ich glaube wir können außerhalb des Strafgeſetzes jehr viel 
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thun, wenn wir alle — und ich will niemanden davon audnehmen — bie 
Sinn e Ehre und Anftand haben, für chriftliche Gefinnung und Sitte, 
welche die chriftliche Gefinnung nicht bloß als Aushaͤngeſchild für politischen 
Streit brauchen — wenn twir alle die Schlechtigfeiten, die ich joeben bezeich: 
net habe, verfolgen und in Bann halten, jeder vor jeiner Thür kehrt, fo 
werden wir mehr erreichen, ala mit dem Strafrichter. (Lebhafter Beifall). 


Die drei erwähnten Paragraphen lauten nunmehr in ber dom Reicha: 
tag angenommenen modifizirten Faffung: 


Der — Rerogrenn Ein Geiftlicher oder anderer Reli: 
gionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veranlaffung der Ausübung feines 
Berufes öffentli vor einer Menjchenmenge, oder welcher in einer Kirche 
oder an einem anderen zu religiöſer Verſammlung beftimmten Orte vor 
Mehreren Angelegenheiten des Staated in einer den Öffentlichen Frieden ge: 
fährdenden Weife zum Gegenftand einer Verkündigung oder Erörterung wi 
wird mit Gefängnik oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beftraft. Gleiche 
Strafe trifft denjenigen Geiftlichen oder anderen Religionsdiener, welcher in 
Ausübung oder in Beranlaffung der Ausübung feines Berufes Schriftftüde 
ausgibt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des Staates in einer den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weile zum Gegenftand einer Verkündigung 
oder Erörterung gemacht find. 


Der fog. Duches neparagraph: Wer einen Anderen zur Be: 
ehung eines Verbrechen oder zur —— an einem Verbrechen auf— 
——— oder wer eine ſolche Aufforberung annimmt, wird, ſo weit nicht 
das Geſetz eine andere Strafe androht, wenn das Vergehen mit dem Tode 
oder mit lebenslänglicher Zuchthausſtrafe bedroht iſt, mit —— nicht 
unter drei Monaten, wenn das Verbrechen mit einer geringeren Strafe be— 
droht iſt, mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Feſtungshaft von 
gleicher Dauer beftraft. Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher ſich zur 
Begehung eines Verbrechens oder zur Theilnahme an einem Berbrechen er: 
bietet, fo wie denjenigen, welcher ein jolches Erbieten annimmt. Es wird 
jedoch das lediglich mündlich ausgebrüdte Auffordern oder Erbieten, jo wie 
die Annahme eine3 ſolchen nur dann beitxaft, wenn die Aufforderung oder 
da3 Erbieten an die Gewährung von Vortheilen irgend welcher Art geknüpft 
worden ift. Neben der Gefängnißftrafe kann auf den Berluft ber bürger- 
lihen Ehrenrechte und auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht erkannt werben. 

Der fog. Arnimparagraph: Ein Beamter im Dienfte des Aus: 
wärtigen Amtes de3 Deutfchen Reiches, welcher die Amtsverſchwiegenheit da» 
durch — daß er ihm amtlich anvertraule oder zugängliche Schriftſtücke, 
oder eine ihm von feinem Vorgeſetzten ertheilte Anweiſung oder deren Inhalt 
Anderen widerrechtlich mittHeilt, wird, fofern nicht F anderen Beſtim⸗ 
mungen eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt, mit Gefängniß oder mit Gelb: 
ftrafe bis zu 5000 Mark beitraft. Gleiche Strafe trifft einen mit einer aus: 
wärtigen Miffion betrauten oder bei einer ſolchen beichäftigten Beamten, 
welcher den ihm burch feinen Vorgeſetzten amtlich ertheilten Anmweifungen 
vorjäglich zumwiderhandelt, oder welcher in ber Abficht, feinen Borgejehten 
in deſſen amtlichen Handlungen irrezuleiten, demjelben erdichtete oder ent: 
ftellte Thatfachen berichtet. 

Bei der Echlußabftimmung über das Ganze der Strafgejeß: 
novelle erhebt fich dagegen der größte Theil der Fortſchrittspartei 
und des Gentrums jowie der Polen und Socialdemocraten. 


8. Februar. (Deutfches Reich.) Reichstag: genehmigt in 
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3. Lefung das Arbeiter-Hilfstaffengefeß mit noch einigen weiteren 
Modificationen. 


Dorläufig find diejenigen, welche im NReichstage und vor dem Reichs: 
tage als Vertreter von Arbeiterintereffen ſich beſonders barftellten, mit dem 
Geſetze ſehr zufrieden. Die Sorialdemofraten tragen zwar das Gegentheil 

ur Schau; in ——— aber bezieht ſich ihre Unzufriedenheit nicht auf 
as in dem neuen Geſetz Erreichte, ſondern auf das in demſelben noch nicht 
Grreichte. Durch dasjelbe wird der bejtehende ſog. Kaſſenzwang wenigſtens 
einigermaßen gemildert. Wenn im Gegenſatz hierzu Socialdemocraten unb 
Gewerkvereine fich für den Kaſſenzwang begeiftern, jo geichieht Dies, weil 
nach der jeit 1869 geltenden, jet wiederum beftätigten Geſetzgebung Kaſſen— 
zwang mittelbar dem Vereinszwang gleichlommt. Man kann fich den obrig: 
feitlich eingerichteten Kaffen entziehen, indem man nachweislich einer Privat: 
taſſe beitritt. Stüßt fich deren Organifation auch nur auf einen Verein zu 
Unterftüßungszweden, fo ift im dieſem doch zugleich der natürliche Mittel: 
punft gegeben, um die Arbeiter auch für anderweitige Zivede zu organi— 
firen. ährend es nun bisher zweifelhaft war, welche Privatrechtliche 
Stellung ſolche Privatlaffen einnehmen, und ob fie, um ihre Mitglieder von 
dem Beitritt zu obrigfeitlichen Kaſſen zu befreien, einer Conceſſion bedürfen, 
erlangen die Privatfafien nach dem neuen Fe. die Stellung der einge: 
tragenen Schulze’ichen Genoffenichaften, jobald die höhere Verwaltungsbehörde 
ihre Statuten ala dem Gejeke entiprechend „einſchreibt“. Hinfichtlich der 
nicht zur Ginfchreibung gelangenden „wilden“ Kaſſen, jowie der beftehenbden, 
nicht genehmigten Kaſſen verbleibt e8 bei dem beftehenden Recht; die Mit: 
liedichaft bei denfelben befreit alfo nicht von dem Kaſſenzwang. Unzweifel— 
—* wird nun eine große Zahl auch der unter Leitung von Arbeiterparteien 
—— Kaſſen ſich alsbald unter das neue Geſetz ſtellen. Die Beſorgniß, 
ergeſtalt durch das neue Geſetz befeſtigte Lager für eine dem öffentlichen 
intereffe widerſtreitende Arbeiterorganiſation zu ſchaffen, für deren Beſetzung 
zudem die Obrigkeit ſelbſt mit ihrem Kaſſenzwang gewiſſermaßen die Werbe— 
trommel rührt, hatte in der Regierungsvorlage eine Menge von Paragraphen 
hervorgerufen, durch welche man bie Kaſſenvereine künſtlich von anderen 
Dereinsorganifationen zu jcheiden fuchte. Um den Kreis diefer Beftimmungen 
drehte ſich hauptjächlich der Kampf im Neichätage. Geendet Hat derſelbe 
durch ein Kompromiß, wonach u. U. der Beitritt zu einer eingefchriebenen 
Krankenkaffe nur bei deren Gründung, nicht aber auch fpäter von der Mit» 
gliedfchaft zu einem andern Verein abhängig gemacht werden darf, wonach 
aladann ber Austritt aus dem andern Verein nur in ben erften zwei Jah: 
ren den Austritt aus der Krankenlaſſe nach fich ziehen darf, wonach ferner 
ein ungejeglicher Ausſchluß aus der Krankenkaſſe die höhere Verwaltungs: 
behörde zur Auflöfung berjelben ermächtigt u. ſ. w. 


10. Februar. (Deutfches Reich.) Reichstag: Schluß der 
Geifion desjelben durch eine Botfchaft des Kaifers, welche der Reichs— 
kanzler verliest. 


Mit dem Schluß ber Reichstagsſeſſion endigt eine wichtige Periode 
des beutjchen parlamentarifchen Lebens in einer nicht bloß für die bisherige 
Reichstagsmehrheit, jondern auch für die Entwidlung conftitutioneller Bräuche 
überhaupt erfreulichen Weiſe. Im vorigen Jahre beim Beginne der gegen: 
wärtigen Sejfion boten fich, nachdem die liberalen Parteien durch die bean: 
tragte Strafgejeß-Novelle und durch die hieran fich jchließenden leidenſchaft⸗ 
lichen Eroͤrterungen in ber Preſſe in einen Gegenſaß zu ben Bunbesregies 
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rungen gedrängt worben waren, dem Reichäfanzler von allen Seiten neue Bun: 
desgenoſſenſchaften an: es famen die Conſervativen und Freiconſervativen, welche 
Icon längſt auf den Augenblid warten, um die Erbichaft der national: 
Liberalen Partei anzutreten und, wie ihre Organe jagen, eine zuderläffige 
Stüße der Regierung zu bilden; e3 famen ferner die Ultramontanen und 
boten der Regierung ihr Bündniß zur Hülfe gegen den — ſocialen 
Umſturz an, worüber es allerdings zu Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
den Blättern derſelben Partei kam; eine weitere Intereſſentengruppe, die der 
Börfianer, arbeitete gleichfall3 den Reactionären in die Hände durch die Anz 
griffe gegen Delbrüd und Camphaufen, denen man wegen des Reichsbank— 
gejete3 und der angedrohten Börfenfteuer Unkenntniß der commerciellen Ber: 
hältnifje und abfichtliche Zerftörung des Credits vorwarf; Hiezu famen die 
Verfechter einer nationalen Handelspolitik, alias BO BU NEL, welche nicht 
minder die HH. Gamphaufen und Delbrüd ftürzen und die nationalliberale 
Partei jprengen zu fönnen meinten. Die Gefahr, welche der gegenwärtigen 
Reichstagsmehrheit und insbejondere der nationalliberalen Partei durch diefe 
verichiedenen Feinde drohte, ift gewiß nicht gering anzufchlagen. Wenn die 
Tartei troßdem die herrichende blieb, jo hat fie e8 nur ber Entfchiedenheit 
und Feſtigkeit zu verdanken, welche fie der Strafgefeg:Novelle gegenüber be: 
wies. Eine Spaltung der nationalliberalen Partei in Ddiefer Frage wäre 
von weittragenden Folgen gewejen. Der Reichskanzler aber Hat, indem er 
in biefer Frage in Huger Weife fich nachgiebig zeigte, zugleich feinen Ein: 
fluß auf die Partei ohne Zweifel nicht unerheblich verſtärkt. E3 wird daher 
auch erwartet, daß in der nächſten een des Reichstages zwischen 
den Bundesregieruugen und der Reichätagsmehrheit nicht abermals eine 
Kraftprobe gemacht wird, fondern daß man fich über alle wichtigen Fragen 
vorher zu veritändigen ei und daß die Regierungen, wo die Mehrheit 
des Reichätages ſich unnachgiebig zeigt, das Necht desſelben fo rejpectiren, 
wie e3 Fürſt Bismarck refpectiren zu wollen erklärt hat. Freilich wird im 

bite die beiderjeitige Stellung von Reichstag und Bundesrath eine wejent: 
lich andere fein ala im der abgelaufenen Seffion. Dießmal handelte e3 ſich da- 
rum, die beftehende Reichögefehgebung abzuändern, und dem Bundesrath blieb, 
wenn der Reichätag „nein“ fagte, nicht? anderes übrig, ala es beim beftehen: 
ben Recht zu laffen; es ift fogar zweifelhaft, ob es dem FFürften Bismarck 
möglich gewejen wäre, Durch Stellung ber Gabinetäfrage die $$ 130 und 131 
der Strafgeſetz-⸗Novelle Br rg Bei der Berathung der Juſtizgeſetze 
aber, welde die Hauptaufgabe der Herbſt-Seſſion bilden twird, handelt es 
ſich erſt um Serftellung einer einheitlichen as a az und da im 
Reichdtage das Gefühl vorherrichen dürfte, wenn irgend möglich die Juſtiz— 
reform noch in diejer Legislatur:Periode zu erledigen, fo befindet ſich offen: 
bar der Bundesrath von vornherein in einer günftigeren Pofition. 


10. Februar. (Preußen.) Der in Preußen abgefehte Fürft- 
bifchof von Breslau erläßt feinen dießjährigen Faftenhirtenbrief und 
verjendet denfelben an die Pfarreien in dem „öfterreichifchen Antheil“ 
der Breslauer Didcefe behufs demnächitiger Verkündigung von den 
Kanzeln. Für den preußifchen Antheil ift die „Germania“ mit 
diefem feelforgerifchen Act beauftragt. 


Eine Beilage des Hirtenbriefes handelt von den kirchlichen Vorſchrif⸗ 
ten betreffend den „intruüsus“‘ (Eindringling). Der Biſchof citirt die Bes 
ſchlüſſe des Kirchenratha von Trient gegen die vom Staate angeftellten Geift: 
lichen, und ſchließt mit dem Ausſpruch des xömifchen Stuhls vom 5. Febr. 
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1875: „E3 werben nicht ungeftraft dem göttlichen Richter Die gottlofen 
Männer entgehen, welche, wenn e3 deren gibt, allein auf den Schuß ber 
weltlichen Macht ſich ftügend, pfarrliche Kirchen verwegen in Befik genom⸗ 
men unb ben heiligen Dienft in denfelben an fich zu reißen gewagt haben. 
Ja, wir erflären, daß jene unglüdlichen, und wie viele künftig auf gleiche 
frevelhafte Weife fid in bie Verwaltung von Kirchen eingebrängt haben 
möchten, ohne weiteres durch die That jelbft der größeren Ercommunication 
nach den h. Ganones verfallen find und verfallen — indem wir die frommen 
Gläubigen zugleich ermahnen, daß fie den kirchlichen Handlungen jener Ein: 
dringlinge nicht beitwohnen, noch die Sacramente von ihnen empfangen und 
fo fi) von jedem Verkehr und jeder Gemeinjchaft mit jenen vorfichtig zus 
rüdhalten, damit nicht ſchlechter Sauerteig die underjehrte Maffe verderbe“. 


12. Februar. (Deutfches Reich.) Die Juſtizcommiſſion bes 
Reichstags bejchließt bei Berathung des 8 17 des Einführungsgeſetzes 
zum Gerichtsverfaffungsgejeß auf den dringenden Antrag des bayeri= 
chen Juſtizminiſters Fäuſtle, der dephalb eigens von München fich 
eingefunden hat, daß es 


„der Gejehgebung eines Bunbesftaats, in welchem mehrere Oberlandes⸗ 
gerichte errichtet werden, geftattet fein jolle, die Verhandlung und Entichei- 
dung ber zur Zuftändigleit des Reichsgerichts gehörenden Revifionen und 
Beſchwerden in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten einem oberften Landesgericht 
zuzuweiſen. Dieje Vorſchrift findet jedoch auf bürgerliche Rechtäftreitigfeiten, 
welche zur Zeit zur Zuftändigfeit des Reichgoberhandelsgericht3 gehören oder 
durch bejondere Reichsgeſetze dem Reichagericht zugewieſen werben, feine Ans 
wendung.” Da Preußen von vorftehender Beſtimmung feinen Gebrauch 
machen will, die Eleineren Staaten aber ſich nicht in der Lage befinden, 
mehrere Dberlandesgerichte und daneben noch ein „oberftes Landesgericht“ 
für ie Territorium zu fonftituiven, jo handelt es fich hier ern um 
die Eremtion Bayern? von der Jurisdiction des Reichögericht3 in Civil» 
fachen, joweit jolche nicht bereit? auf Grund der Einfegung bes Reichsober— 
handelsgerichts und der an — fih anſchließenden Specialgeſetze begrünbet 
iſt. Einem ultramontanen bayer. Miniflerium würde die Commiſſion eine 
ſolche Eonceffion ohne allen Zweifel nie und nimmer gemacht haben. 


12. Februar. (Preußen), die hHannoverfche Landesſynode, in 
welcher die ftarren Orthodoren die große Majorität bilden, wird auf 
ihren eigenen Wunfch vom Cultusminifler vertagt, 


und wird num erft nach Dftern an die Berathung bes —— 
ſetzentwurfs gehen, des dritten, mit dem es verſucht wird, die Scrupel der 
Orthodoxie über dieſe Materie endlich zu beſeitigen. Der erſte wurde vom 
Cultusminiſter Dr. Falk beanftandet, den zweiten, den letzterer ſeinerſeits 
dann vorlegte, lehnte ſchon der Synodalausſchuß einſtimmig ab, dieſer dritte 
endlich iſt auf Befehl des Kaiſers ausgearbeitet worden. Vor der Vertagung 
faßt die Majorität noch einen Beſchluß, in welchem ſie ſich, entgegen einem 
ausdrücklichen Entſcheide des Kaiſers, dahin erklärt, daß Geiſtlichen der badi— 
ſchen Landeskirche die Wahl: und Präſentationsfähigkeit zu einem Predigtamt 
in Hannover abzuſprechen ſei, und ertheilt außerdem gegenüber einem Antrage 
der Minderheit, S. Maj. um einen Bet range Mechjel in ben Perfön: 
lichkeiten des —— Landesconfiſtoriums zu bitten, dieſem mit 47 
gegen 17 Stimmen ein unbedingte® Vertrauensvotum. 
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12. Februar. Preußen.) Ein in Hamm tagender weftphäli« 
Icher Städtetag, auf welchem 36 Städte vertreten find, befchliekt, 
daß „weder praftijche noch politifche Gründe vorhanden feien, um 
bie fofortige Einführung der Kreis- und Provincialordnung in den 
weſtlichen Provinzen hinauszuſchieben“. Ferner „wird eine gerechtere 
Vertretung der Städte auf den Kreistagen und deren angemeffene 
Stellung in benfelben für geboten erachtet und der baldige Erlaß 
einer neuen Städteordnung für die ganze Monarchie ala wünſchens- 
werth bezeichnet“. 

13. Februar. (Preußen) Die unter dem Namen „Steuer- 
und Wirthichaftsreformer” neu conftituirte Agrarpartei (die ehemalige 
feudalsconjervative Partei) veröffentlicht ein Programm, welches fol= 
gende Hauptpunfte enthält: 

1) Es ift auf eine gleichmäßige — aller Steuern hinzuwirlen, 
bamit der bis jetzt überbürdete Grundbefig und die rebliche Arbeit entlaftet 
werben. 2) Beim Grundbeſitz, welcher Grund: und Gebäubdefteuer und über: 
bies noch Clafſen- und Einfommenfteuer bezahlt, ift die Doppelbefteuerung 
zu bejeitigen. Die Befteuerung des Arbeits-Einkommens ift von berjenigen 
des Nenten-Einlommens zu trennen und 1. zu einem entiprechenb Höheren 
Procentſatz gegen das erftere zur Steuer heranzuziehen. Dabei find geſetzliche 
Maßnahmen zu treffen, welche ben herrſchenden Steuerumgehungen des Geld» 
fapitald einen wirkſamen Riegel vorjchieben. 3) Alle Echußzölle find zu 
bejeitigen. Die Zölle und indirecten Steuern auf Kaffee, Thee, Golonial: 
waaren, Branntmwein, Bier, Wein, Zucker, Salz find nad dem Werth und 
nicht mehr lediglich nad dem Gewicht zu erheben. Die Einführung einer 
Börfenumfagfteuer nach dem Werth, ſowie ein hoher Eingangszoll auf aus: 
ländifche Werthpapiere find dringend geboten. 4) Im Eiſenbahnweſen ift es 
nothmwendig, dak an bie Stelle des Privatbetriebes ein billiger, Lebenäficherer 
Stant3betrieb mit Beleitigung aller Differentialtarife eintritt. Zmeigbahnen 
zu bauen bleibt den Gommunalverbänden überlaffen, wozu aus Staatsfonds, 
wie beim Chaufjeebau, verhältnigmähige Prämien pro Meile zu gewähren 
find. 5) Papiergeld und Banknoten auszugeben, ſoweit dad Bedürfniß ſich 
herauäftellt, gebührt allein der Reichsregierung unter Controle bed Reichstags, 
die neue Reichsactienbank ift in den Beſitz des Reiches Hinüberzuführen, * 
emeinſchädlichen Privilegien find aufzuheben. 6) Das Actiengeſetz vom 11. 

uni 1875 bedarf einer durchgehenden Reform. Insbeſondere find Schuß: 
maßregeln zu treffen gegen die fittlichen und wirthſchaftlichen Gefahren, 
welche die unzureichende Verantwortlichteit ber Gründer und Vorftände nach 
fich zieht. 7) Die Gewerbeordnung, das Fyreizügigfeit®: und das Unter: 
ftüßungswohnfißgefeg bedürfen dringend einer Revifion behufs gerechter Ver: 
tHeilung von Pflichten und Rechten zwiſchen Stadt und Land. Dem Arbeits: 
contract muß ein wirklicher * gewährt werden. 8) Bezüglich der 
Gerichtsorganiſation iſt auf die Einfü eig, von S a für alle 
Zweige der Rechtäpflege hinzuwirken. Der ländliche Grundbefik ift von dem 
Zwange de3 römischen Rechtes zu befreien. Insbeſondere ift ihm eine feiner 
Natur entiprechende Verſchuldungsform und ein den deutſchen Sitten ent: 
fprechendes Erbrecht zu gewähren. 9) Es ift — daß das Domänen: 
und yorftbepartement vom Finanzminifterium abgezweigt und dem landwirth⸗ 
ſchafllichen Minifterium übertwiefen werde. 10) Es muß zu allen Zeiten und 
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an allen Orten bei der Gejehgebung ernfthaft dafür geforgt werben, daß ber 
rebliche Erwerb und die Arbeit ihren gedeihlichen Nahrungsraum, fowie das 
deutfche Volk feinen religiöfen Frieden twiederfinde. 


14. Februar. (Preußen) Abg.-Haus: die Regierung legt 
demfelben einen Geſetz-Entwurf betr. die evangelifche Kirchenverfaſſung 
in den 8 älteren Provinzen der Monarchie vor. 


15. Februar. (Preußen.) Die Regierung veröffentlicht amt- 
lid „Grundzüge für die Errichtung Ländlicher Fortbildungsfchulen“. 
Die Regierung anerkennt daber ausdbrüdlich ein Bedürfnik für An: 
legung joldyer Schulen auch da, wo gute Volksſchulen bereit? tüchtig vor— 
gearbeitet haben, weil e3 nicht gut ift, wenn die heranwachſende männliche 
Jugend auf dem Lande fofort nach ihrem Abgange von der Volksſchule jeder 
planmäßigen geiftigen Nahrung und Beichäftigung entbehren muß. Die bis: 
— günftigen Erfolge des freiwilligen Fortbildungs-Schulweſeus in ver— 
ſchiedenen Provinzen wie in einzelnen Kreiſen der Rheinprovinz, —— 
ſtfalen, Brandenburg, Preußen und im Regierungsbezirke Wiesbaden hätten 
überdies gezeigt, daß auch ohne die Möglichkeit, die Schüler zum Beſuche der 
Fortbildungsſchule zu verpflichten, ſich * ſehr Erfreuliches erreichen laſſe, 
wenn das Intereſſe für dieſe Angelegenheit im richtiger Weiſe geweckt und 
erhalten werde. Zudörderft follen daher die Gemeinden veranlaft werden, 
diefe fie fo nahe angehende Angelegenheit in die Hand zu nehmen und Die 
wirkjamfte Unterſtützung von den Kreifen zu gewärtigen, da, bei aller Ver: 
ichiedenheit im der bezüglichen Geſetzgebung der einzelnen Landestheile, boch 
überall den Kreisvertretungen die Befugniß zufteht, Ausgaben im Intereſſe 
des Kreifes zu bewilligen. Ein unter dem 2. d. M. an bie Ober-Präfidenten 
erlafjenes Circular-Reſcript enthält denn auch das Erfuchen, den Kreistagen 
eine bezügliche Borlage behufs Aufnahme eines Beitrages zu Zuſchüſſen für 
ländliche Fyortbildungichulen in den Kreishaushalts-Etat machen zu laffen. 
Die Lehrgegenftände der ländlichen Fortbildungsſchule bilden nach den Grund: 
zügen: die Mutteriprache, Rechnen und Raumlehre, Naturkunde auf der Grund: 
lage ber Anichauung und, two e3 angeht, des Erperimentes, Erdbeichreibun 
und vaterländiiche Gefchichte, Singen, Turnen, Zeichnen. Selbftverftändlich 
werden nicht alle diefe Gegenitände nebeneinander betrieben werben lönnen, 
ſondern es wird eine Auswahl aus denfelben zu treffen und ein Wechſel vor: 
zunehmen fein. Welche Fächer dabei vorzugsweiſe berücffichtigt werden dürfen, 
hängt von der Borbildung der Schüler, der Befähigung der Lehrer, den bes 
ſonderen örtlichen Verhältniffen und von der wöchentlichen Stundenzahl ab. 
Es ift indeß in jedem Falle Sorge zu tragen, daß bie Fortbildungsſchule nicht den 
Charakter einer —— annimmt, ſondern die Befeſtigung, Ergänzung 
und Erweiterung der Volksſchulbildung und die Befeſtigung der ſittlichen 
Tüchtigkeit als ihre Aufgabe betrachtet. Was die Zahl der wöchentlichen 
Unlerrichtsſtunden angeht, jo iſt anzuſtreben, daß deren mindeſtens vier ans 
geſetzt und daß unter dieſe Zahl nur in den Gemeinden herabgegangen werde, 
wo die örtlichen Verhältniſſe dies unabweisbar fordern. 


16. Februar. (Deutſches Reich.) Die Juſtizcommiſſion be— 
ſchließt mit allen gegen eine Stimme die Beſeitigung der Beſtim— 
mung des berüchtigten preuß. Gompetenzconflictgefeßes vom 13. Febr. 
1854, wonach die Strafverfolgung öffentlicher Beamten wegen der 
in Ausübung oder in Veranlaflung der Ausübung ihres Amtes vor: 
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genommenen Handlungen von adminiftrativer Willtür abhängig ge- 
macht und dadurch den Beamten ein den ganzen Stand fchädigendes 
Privilegium gewährt wurde. 

16. Februar. (Preußen) Die kath. Gemeinde Kuhnau bei 
Kreuzburg in Cchlefien macht von dem Rechte der Pfarrwahl 
auf Grund des Gefeßes vom 24. Mai 1874 Gebrauch und wählt 
den ftaatäfreundlichen Kaplan Grünaftel zum Pfarrer, der erite Fall 
diefer Art. Die ultramontanen Gemeindemitglieder enthalten fich 
der Abſtimmung; fie müflen alfo in der Minderheit gewejen fein, 
da nach Art. 9 jenes Gefeßes die Hälfte der zum Termin erjchiene- 
nen Gemeindemitglieder dem betreffenden Beichluffe zuftimmen muß, 
wenn derfelbe rechtägiltig werden ſoll. 

16. Februar. (Eljaß-Lothringen.) Die Regierung unter- 
drüdt den Faftenhirtenbrief des Biſchofs Räß von Straßburg. 


Der Biſchof Hatte darin, feine bisherige perjönliche . ganz 
aufgebend, den Gulturfampf in der maßlofefien Weife beiprochen, und fich 
inabefondere mit außerordentlicher Heftigfeit gegen die Landesregierung ſelbſt 
wegen ber gemilchten Schulen gewendet. Dffenbar hängt diefer Wechfel in 
der Haltung des Biſchofs mit der jüngften Romfahrt deöjelben zufammen. 

17. Februar. (Deutſches Reich.) Der preuß. Staatägerichts- 
hof leitet gegen den ehem. Botjchafter in Paris, Grafen Harry 
Arnim, wegen der im Nuslande veröffentlichten Flugſchrift pro 
nihilo, in welcher derfelbe eine Reihe neuer diplomatifcher Acten- 
ftücfe publicirt, die Anklage auf Landesverrath ein und lädt den 
Angefchuldigten zur verantwortlichen Vernehmung vor. 

— Februar. (Preußen) Abg.Haus: die Regierung legt 
demjelben einen Geſetz-Entwurf über die Auffichtsrechte des Staats 
bei der Vermögensverwaltung der kath. Diöcejen vor. 

Der Entwurf ift eine Ergänzung bes Gejehes vom 20. Juni 1875. 
Dieſes hat die Auffichtsrechte de3 Staates in Bezug auf alles, was zur Der: 
mögensverwaltung der fatholiichen Kirchgemeinden gehört, bereits geordnet. 
Es Handelt fich jet nur um Uebertragung der gleichen Grundjäge auf bie 
Didcefen. Die Beltimmungen bed neuen Entwurfs find daher auch ben Vor⸗ 
ſchriflen jenes Geſetzes im Weſentlichen nachgebildet. Beſonders intereſſant 
find zwei hiſtoriſche Exturſe der Motive. In dem einen wird geſchildert, 
wie der Staat ſeit Dez. 1848 feine Aufſichtsrechte ſich ſtückweiſe entreißen 
ließ und wie nach der Annexion von 1866 der Verzicht auf die in Rede 
ſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechte auch auf die neuen Provinzen Hans 
nober und Heffen-Naffau, wo bis dahin einficht3vollere Regierungen ben 
Merth beö jus circa sacra beffer zu würdigen gewußt und daher das alte 
Recht der Controle über die a Vermögensverwaltung bewahrt Hatten, 
übertragen wurde. Der zweite Exkurs gibt eine —— ber Beſtim⸗ 
mungen, welche früher hinſichtlich ber Rechte des Staates bei der Hand⸗ 
. bes Etatsweſens der Didcefen, alſo Einfiht in bie Etats, Revifion 

Kaffen, Einfendung der Rechnungen u. |. w. in Preußen giltig waren. 
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Alte diefe Rechte wurden 1848 kopflos preißgegeben und es gilt nun, fie 
wieder einzuführen. 


18. Februar. (Preußen) Der Landtag von Lauenburg er= 
theilt feine Zuftimmung zur Ginverleibung des Herzogthums in die 
Monarchie. | 

18. Februar. (Preußen.) Abg.Haus: YBudgetberathung: das 
Haus genehmigt nach längerer Debatte den Titel Dispofitionsfonds 
für allg. politifche Zivede, 95000 Mark, mit 173 gegen 131 Etimmen. 

18. Februar. (Preußen.) Erlaß des Cultus- und Inter» 
richtsminiſters Falk über die Ertheilung des kath. Religiongunterrichts 


in den Volksſchulen. 


1) Der fchulplanmäßige Religionsunterricht wird in der Vollsſchule 
von den vom Staate dazu berufenen oder zugelaſſenen Organen unter ſeiner 
Aufſicht ertheilt. 2) Die Ertheilung dieſes Unterrichts Liegt in erſter Linie 
den an der Schule angeſtellten Lehrern und Lehrerinnen ob, welche in der 
vorgeſchriebenen Prüfung die Befähigung dafür nachgewieſen haben. Das: 
jelbe gilt von denjenigen Geiſtlichen, welche, wie dies in einzelnen Gegenden 
noch vorlommt, gleichzeitig ala Lehrer an Volksſchulen angejtellt find. 3) Wo 
e3 bisher üblich war, den jchulplanmäßigen Religionsunterricht zwiichen dem 
angeftellten Lehrer und dem Pfarrer oder deſſen ordentlichen Vertreter (Vicar, 
Caplan) dergeftalt zu theilen, daß erfterer die biblifche Gejchichte, letzterer 
ben Katechismus übernimmt, fan es unter der Vorausfegung auch ferner: 
hin dabei bewenden, daß der Geiftliche in Bezug auf feine Stellung zum 
Staat der Schulauffichtäbehörde kein Bedenken erregt und allen reſſortmäßigen 
Anordnungen derjelben, insbefondere Hinfichtlich der Lehrbücher, der Verthei⸗— 
lung bes Ninterrichtsftoffes auf die einzelnen Glaffen, dev Schulzucht und 
pünktlichen Innehaltung der Lehrftunden pflichtmähig entipricht. Demgemäf 
find Geiftliche, welchen wegen Nichterfüllung einer diefer Vorausſetzungen 
bie Kreis: oder Local:Schulinjpection hat entzogen, oder welche von der 
Leitung des jchulplanmäßigen NReligionsunterrichtes haben ausgefchloffen 
werden müſſen, ſelbſtredend aud von der Ertheilung bes lekteren auszus 
Ichließen. 4) An Orten mit confeffionell gemifchter Bevölkerung, in welchen 
ein Latholifcher Lehrer nicht vorhanden ift, kann der gefammte Religions: 
unterricht, wenn es biäher jo üblich war, unter den zu 3 erwähnten Wor: 
ausfegungen auch ferner ben Geiftlichen überlaffen werden. ” Ueber Diffe: 
renzen zwijchen dem Geiftlichen und dem Lehrer in Betreff des Religions: 
unterrichts enticheidet die Schulauffichtäbehörde. 6) In den Fällen, wo es 
an einem vorſchriftsmäßig geprüften Lehrer mangelt, beftimmt die königliche 
Regierung, wem die Ertheilung des Religionsunterrichts in der Schule zu: 
ftehen foll, insbejondere, ob dazu der Verwalter der Stelle oder ein Geift: 
licher aushülfsmweife zu wählen ſei. Es find babei in jedem einzelnen Falle 
alle in Betracht kommenden Verhältniffe forgfältig zu ertwägen. Ein Geift: 
licher darf auch in folchen Fällen nur dann zugelaffen terben, wenn in 
Betreff feiner die zu 3 bezeichneten Vorausſetzungen zutreffen. 7) Anlangenb 
die Leitung des Neligionsunterrichtes, jo ıft von mir wiederholt darauf 
hingewiefen worden, daß dieſelbe nach Art. 24 der Verfaſſungsurkunde vom 
31. Jan. 1850 den Religionsgejellichaften zuftehen ſoll, daß jedoch einerfeits 
biefer Artikel erſt der näheren Beftimmung feines Inhalts durch das nad) 
Art. 26 baf. zu erlaffende Unterrichtsgeſeß bedarf, daß indeß andererjeits 
nichts im Wege fteht, die darin enthaltene allgemeine Norm infoweit zur 
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Anwendung zu bringen, als Died bie beftehenden Geſetze und bie ftaat: 
lichen Interefjen geftatten. Danach hat fein einzelner Geiftlicher ohne Weiteres 
ein Recht, diefe Leitung zu beanſpruchen; es iſt jedoch in der Regel und jo 
lange die Eirchlichen Oberen ein anderes Organ dazu nicht beftimmen, ber 
gefeglich beftellte Ortäpfarrer als das zur Leitung des Religiondunterrichts 
berufene Organ zu betrachten. Sowohl der Ortöpfarrer als auch der fonft 
von dem firchlichen Oberen zur Leitung des Religionsunterrichtd beftimmte 
Geiftliche darf aber diejelbe nur ausüben, fo langeıer durch jein Verhalten 
nicht diejenigen Zwecke gefährdet, welche der Staat mit der Erziehung ber 
Jugend durch die Vollsſchule verfolgt. 8) Tritt ein folcher Fall ein, do hat 
die ftaatliche Auffichtsbehörde dem Geiftlichen zu eröffnen, daß er zur Leitun 
de3 Religionsunterricht3 nicht ferner zugelaffen werden könne. Der Beichlun 
ift gleichzeitig zur Kenntniß des kirchlichen Oberen mit dem Anheimgeben zu 
bringen, der ftantlichen Auffichtsbehörde einen anderen Delegirten zu be: 
zeichnen. Findet die ftaatliche Auffichtsbehörde gegen benfelben nichts zu 
erinnern, jo ift bderjelbe zur Leitung des Religionsunterrichtes zuzulaffen. 
9 Der alö Organ der betreffenden Religionsgejellichait anerfannte Pfarrer 
oder ſonſtige Geiftliche ift berechtigt, dem ſchulplanmäßigen Religiongunter: 
richt in den dafür feſtgeſetzten Stunden beizumwohnen, durch Fragen und fo 
weıt erforderlich ftellenwerjes Eingreifen in den Unterricht ſich davon zu 
überzeugen, ob biejer von dem Lehrer vollitändig und ſachgemäß erteilt 
wird und welche Fyortichritte die Schüler darin gemacht haben, ferner den 
Lehrer (jedoch nicht in Gegenwart der Kinder) fachlich zu berichtigen, Wünsche 
oder Beichtwerden in Bezug auf den Religionsunterricht der ftaatlichen Auf: 
ſichtsbehörde vorzutragen und endlich bei der Entlaffungsprüfung, wo eine 
ſolche ftattfindet, nach vorherigem Examen die Cenſur in der Religion mit: 
teftzuftellen. 10) Durch die zu 9 bezeichneten Befugniffe wird nichts geändert 
in dem Rechte der Aufficht, welches der Staat durch feine Organe in Ge: 
mäßheit des Geſetzes vom 11. März 1872 über den gefammten Unterricht 
einer jeden Schule und damit auch über den fatholifchen Religionsunterricht . 
in der Vollsſchule zu üben hat. Dieje Organe haben jomit ur das Recht, 
dem gebadhten Unterricht beizumwohnen. Sie haben darauf zu adıten, daß ex 
zu den im Lehrplane angelegten Stunden und nad) Maßgabe der allgemeinen, 
von der Schulauffichtäbehörde erlafjenen Beftimmungen extheilt werde. Eine 
Einwirkung auf den fachlichen Inhalt der Religionslehre fleht aber der ftaat: 
lien Schulaufficht3behörde nur infoweit zu, als die Religionslehre nichts 
enthalten darf, was den bürgerlichen und ftantäbürgerlichen Pflichten zus 
widerläuft. 11) Durch den kirchlichen Beicht: und Gommunionunterricht 
darf der jchulplanmäßige Unterricht nicht in unzuläffiger Weife beeinträchtigt 
werden. Allgemeine Normen über die Grenze des Zuläſſigen laſſen fich nicht 
ertheilen. Es folgt jedoch aus dem Bemerften, dab jede Verkürzung des 
ihulplanmäßigen Unterricht3, welche auf einen beftimmten Zeitraum erfolgen 
foll, um dem gedachten kirchlichen Unterricht den gewünfchten Raum zu ver: 
ichaffen, einer Genehmigung der Königlichen Regierung bedarf. Sie wird 
nach genauer Prüfung der gegebenen Berhältniffe und nach vorheriger Er: 
örterung mit den Betheiligten in jedem einzelnen Falle dasjenige anzuordnen 
haben, was einerjeit3 die ordnungsmäßige Ertheilung des kirchlichen Unter: 
richt? thunlichſt ermöglicht, andererſeits aber feine Einrichtung zuläßt, welche 
—* daß die betreffenden Kinder die von der Schule zu erſtrebenden 
Ziele für alle weſentlichen Unterrichtsfächer innerhalb der beſtimmten Zeit 
erreichen. 


18. Februar. (Preußen) Wie die ultramontanen Blätter 
mit großer Befriedigung behaupten, reichen die Opfergänge und frei« 
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willigen Beiträge vollftändig aus, um die kath. Geiftlichen für die 
durch das ſog. Sperrgefeß erlittene Einbuße zu entjchädigen; auch 
aus Defterreich flöſſen die Beiträge hiefür jehr reichlich. 


19. Februar. (Deutjches Reich.) Graf Stolberg-Wenige- 
rode, der Präfident des preuß. Herrenhaufes, wird vom Kaiſer zum 
Botichafter in Wien ernannt. Damit ift dad Reich in Xondon, 
Paris, St. Petersburg und Wien durch nichtzzünftige Diplomaten 
vertreten. 


19. Februar. (Oldenburg.) Der Landtag verwirft die Re— 
gierungsvorlage wegen neuer Regulation bez. der Staatsdienergehalte 
und wird daher vom Großherzog unter dem 24. Febr. aufgelöst. 


20. Februar. (Deutjches Reich.) Der „Deutiche Merkur“, 
da3 Drgan der Münchener Altfatholiten (Döllinger, Huber 2c.) ſpricht 
fich jehr entjchieden gegen die Aufhebung des Gölibat3 aus, mit der 
Behauptung: „der Altkatholicigmus würde durch eine Aufhebung 
des Cölibat3 einen ſchweren Schlag erleiden, vermuthlich jogar einer 
Auflöfung entgegen gehen“. Im Ganzen ijt aber die Stimmung 
der Altkatholifen und ihrer Freunde gerade bez. diefer Frage eine 
ganz andere. 


20. Februar. (Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt mit großer 
Mehrheit einen Antrag Virchow's, die neue Kreis- und Provinzial» 
ordnung ohne Säumen auch auf Rheinland Weftphalen auszudehnen. 


Der Minifter de3 Innern gibt hierbei die Erklärung ab, dab bei Be: 
urtheilung diefer Frage lediglich” das fachliche Bedürfniß entjcheidend jei; 
man müſſe zuvörderſt das Reformwerk für die öftlichen Provinzen durch: 
führen, ba au Zuftandefommen ganz außerordentliche Schwierigkeiten ver: 
anlaßt habe, die Arbeitälaft fei eine fo enorme, daß keine Zeit für die Vor: 
bereitung noch weiterer neuer Geſetze bliebe. Durch die Revifion der Kreis: 
ordnung, die Einrichtung der DVerwaltungsgerichte, die Imarbeitung der: 
Städteordnung fei die ganze Aufmerkſamkeit, Mühe und Thätigfeit der Ne: 
gierung in Anſpruch genommen. „Sind wir damit fertig, werben wir ſelbſt— 
verftändlich die Reformen auch auf die weftlichen Provinzen ausdehnen.“ Die 
ausgejprochene Befürchtung, ein reactionärer Wind möchte die Reformgejeß: 
gebung für Rheinland und Weftphalen umftoßen, erklärt der Minifter für 
unzutreffend und Pen, ftehe da3 Gebäude erſt für die Öftlichen Provinzen, 
jo werde es auch für die mweftlichen unverloren fein. Die Regierung gebe 
ihren bewußten Weg, müfje indefien freie Hand behalten. 


Das Haus genehmigt einftimmig den Antrag des confervativen 
Abg. Denzin, den jeinerzeitigen Bericht der Eifenbahn=Unterfuchungs- 
commiſſion (betr. Gründer und Gründungsjchtwindel nach der An— 
regung Lasker's) „baldigft, jedenfalls aber noch in diefer Seſſion“ 
in Öffentliche Berathung zu nehmen. 
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Die Motive dazu lauten kurz: „E3 it eine berechtigte Forderung des 
Zandes, dab der von der Unterfuhungscommilfion erjtattete Bericht zum 
Beſten der allgemeinen Wohlfahrt durch Perathung der fachlichen Momente 
nußbar gemacht werde für Enticheidung der Frage, ob die jepige über Actien: 
unternehmungen beftehende Gejekgebung einer Revifion bedarf.“ Zunächft 
handelt e3 fi darum, die Verhandlung über den Bericht felbit auf die 
Tagesordnung zu teen und vor allem aus darum, diefen Bericht durch ben 
Druck weiteren Kreiſen zugänglich zu machen, da derfelbe in der vorigen 
Zegizlaturperiode nicht ausgegeben wurde. 

Trolgendes ift im Kürze der bisherige Gang der parlamentarifchen 
Verhandlungen über Gründer und Gründungen und bie Genefis jo wie das 
Schickſal des Berichtes darüber: Lasker eröffnete im preuß. Abg-Haus feine 
Angriffe auf den Handelaminifter Igenplig am 17. December 1872, aljo zu 
einer Zeit, wo das Gründungsweſen gr in jchönfter Blüthe ftand. Es 
geichah Dies bei Vorlage eines Gejehes über Errichtung von Eiſenbahnkom— 
Mmiffariaten. Bravo links und Oho! rechts begleitete damals feine Miß— 
trauenserflärung. Lafer fette dann am 14. Januar 1873 den Angriff bei 
Vorlage der großen Gifenbahnanleihe fort. Am 7. Februar erichien das ge: 
fammte Staatsininifterium im Abgeordnetenhauje; Minifterpräfident dv. Roon 
verlag eine Erflärung, welche die Verdächtigung des Geh. Raths Wagener 
zurückwies und Lasker perjönliche Intereſſen infinuirte. Lasker antwortete 
mit dem berühmten großen Anflageakte gegen Ihenplik, Wagener und bie 
vornehmen Eifenbahnconceflionäre. Roon nahm dann die Infinuation gegen 
Lafer in Betreff der Verfolgung perfönlicher Intereſſen noch in ie 
Sigung zurüf. Am 14. Februar erichien die Fönigliche Botichaft, welche 
zur Unterfuchung der behaupteten Mißſtände im Eifenbahnconcejfionämwejen 
eine befondere Kommiſſion niederſetzte, beftehend aus 5 Beamten und je 2 
Mitgliedern der beiden Häufer des Landtages. Das Abgeordnetenhaus wählte 
Lasker und dv. Köller in die Kommiſſion. Am 4. April behnte Laster im 
Reichätage, zu deſſen Competenz bie Handelsgelehgebung gehört, feine Ans 
griffe auf das Gebiet des gejammten Actienwejend aus durch eine inter: 
pellation, worin er anfragte, ob die bei Gründung und Berwaltung von 
Actiengefjellichaften beobachteten Mifftände zur Kenntniß der Neichtregierung 
gefommen jeien und welche Aenderungen ber Gelehgebung fie herbeizuführen 
beabfichtige. Unterzeichnet war die Interpellation don Mitgliedern aller 
Parteien. Delbrüd gab die Antwort, dat e3 außerhalb der Macht der Ge: 
\ebgebung liege, Leute, die num einmal ihre Geld [os jein wollten, daran zu 
hindern; man werde aber ſämmtliche Bundesregierungen zur Berichterftattung 
auffordern. Herr dv. Karborff beantragte eine Beiprechung ber nterpellation 
und warf darin Lasker vor, dab er auch appellire „an die jchlechten Leiden: 
ſchaften, die innerhalb eines Volkes ſchlummern, an den Neid, die Mikgunft, 
die Schabenfreude aller Derer, welche ihre Luft am Scandal haben.“ Herr 
v. Denzin beantragte hierauf Schluß der Debatte. Seitdem ift der Gegen: 
ftand der Sjnterpellation im Bundesrath bis zu einer allgemeinen Revifion 
bes Handelsgejeßbuche3 vertagt worden. — Im Frühjahr und Sommer 1873 
fanden 56 Situngen der Eifenbahnunterfuchungscommiffion ftatt. Unterdeß 
ging Minifter Graf Ihenplitz ab und verſchwand auch Wagener don ber 
officiellen Bühne. Am 12. November 1873 legte dad Staatdminifterium 
ben Bericht der Unterfuchungstommiifion den beiden Häufern des Landtages 
vor. Der Bericht enthält zunächft auf Grundlage umfafjender Zeugenver: 
nehmungen und eingeholter Urkunden wie der Acten des Handelsminiſteriums 
objective Schilderungen. Dieſe Berichte beftätigen insbejondere Alles, was 
der Abg. Lasker im Abgeorbnetenhaufe vorgebracht, und fügen noch erſchwe— 
zende Momente hinzu, welche Lasker, weil damals für die Öffentliche Er⸗ 
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wähnung noch nicht genügend beglaubigt, unerwähnt gelafien Hatte. Material 
zu Angriffen auf liberale Parteiführer ift dagegen in diefen Berichten nicht 
enthalten. Dem Bericht find gutachtliche Beantwortungen von zahlreichen 
Sachverſtändigen auf fragen über das Eifenbahnconceffionsweien beigefügt. 
Die Kommiffion, zu der auch Herr Achenbach gehörte, hat endlich eine Reihe 
von Vorſchlägen zur Abänderung der Gejehgebung gemacht. — Der voll: 
ändige Drud diejes volumindfen Actenftücdes verzögerte ſich bis nahezu in 
en Februar 1874, wo die Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes durch ben 
Reihitag unterbrochen wurden. Dort z0g das Militärgeſetz die gefammte 
öffentliche Aufmerkjamteit auf fih. Nah Schluß der Heichstagafeifion er: 
übrigte für den Landtag noch bie kurze Zeit vom 27. April bis 21. Mai 
1874. In diefer Zeit kam mit der Vorlage über die Zindgarantie für bie 
Nordbahn au der Bericht implicite theilweife zur Verhandlung ſowohl im 
Abgeordnetenhaufe wie im Herrenhaufe. Der Abg. Lasfer wurde, wie im 
rrenhaufe von Seiten de3 Fürſten Putbus, auch ſonſt Gegenftand von 
ngriffen. Zuerft hatte man ihm vorgeworfen, daß er durch jeine Angriffe 
auf bie Gründer den im Mai 1873 ii Spin großen „Krach” verjchuldet 
habe; dann begann man in dem Ton, den Kardorff angeichlagen, ihm Scan: 
dalfucht vorzumerfen. Letztere Angriffe würden einen Schein von Berechti— 
gung erhalten haben, wenn — er nun auch noch den ſo viel adelige 
amen illuſtrirenden Bericht der Unterſuchungscommiſſion zu einer beſon—⸗ 
deren Beſprechung vorgeichlagen hätte, zumal Lasler, ald zur Unterfuchungs: 
commiffion gehörig, nicht ala unbefangen in der Beurtheilung der Wirkjam: 
feit ber Commiſſion angejehen werden fonnte. Den damals von Liberaler 
Seite an andere Abgeordnete, insbeſondere an den Abg. Richter (Hagen) 
privatim gerichteten Aufforderungen, eine fürmliche A Be erhandlung 
über den Bericht einzuleiten, wurde die Kürze der Zeit, dad Gedränge ber 
parlamentarifchen Arbeiten und die Unmöglichkeit, fich inzwijchen mit dem 
Inhalt des volumindfen Berichts vertraut zu machen, entgegengehalten. Die 
Snitiative in diefer Richtung ftand übrigens damals gleichmäßig —X— 
und jedem Abgeordneten frei; dieſelben Sründe haben aber vermuthlich auch 
auf allen andern Seiten von Verhandlungen abgehalten. Im Herrenhaufe 
zeigte ſich nicht die geringfte Neigung, auf den Bericht einzugehen. Auch 
die Preſſe hat von dem umfangreichen jchägbaren Material, welches im Be: 
richt niedergelegt iſt, damals jo wenig wie fpäter einen nennenswerthen Ge: 
brauch gemacht. — In ber Seifion 1874/75 fam man im Abgeordnetenhaufe 
auf den Inhalt des Bericht? bei den Eifenbahnvorlagen über die Nordbahn, 
über die Münfter-Enjcheder und über die pommer’jche Gentralbahn zu jprechen. 
Eine Verhandlung über den Bericht an fich wurde von feiner Seite ange: 
regt, ſchien auch, nachdem Lasker bei Beginn der Seſſion erkrankt war, nicht 
recht paſſend. In letzter Zeit aber hat die Scandalprefje das Verhältniß jo 
dargeftellt, ald ob die Liberalen Parteien abfichtlich den Bericht vertuſchen 
ober eine Gelegenheit zu Angriffen auf liberale Gründer vermeiden wollten. 


20. Februar. (Preußen) In dem gegen den Bijchof von 
Miünfter jchon feit dem Juni 1875 vor dem kgl. Gerichtshof für 
firchliche Angelegenheiten ſchwebenden Abjegungsverfahren wird erft 
jet die Vorladung zur mündlichen Verhandlung dem Bifchof ord- 
nungsgemäß infinuirt, indem die Schriftftüde an ber Thüre der 
bifhöflichen Wohnung angenagelt werden, da der Bijchof fchon feit 
längerer Zeit feinen Biſchofsſitz verlaſſen und in's Ausland ge- 
gangen ijt. 
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20. Februar. (Preußen.) Erlaß einer Befanntmachung, nach 
welcher dem (Staatlich abgejegten) Erzbiſchof Gardinal Grafen Ledé— 
chowski auf Grund des Neichögejehes vom 2. Mai 1876 der Mufent- 
halt in der Provinz Pojen definitiv unterjagt wird. 


20. Februar. (Württemberg) In Heilbronn erregt die 
dortige evang. Geiftlichkeit durch eine Demonjtration gegen die Civil— 
ehe große Mikjtimmung. Oberbürgermeijter Wüft, ein um die Stadt 
wohlverdienter Mann, tritt jedoch diefem Gebahren energijch entgegen 
und wahrt die Rechte jeiner Ortsangehörigen gegen alle geiftlichen 
Uebergriffe. 


21. Februar. (Bayern.) II. Kammer: da die Berathung 
des Budgets in Folge des Gegenjaßes zwijchen den beiden Parteien 
und des Gleichgewichts derjelben in der Kammer zweifelsohne nicht 
rechtzeitig erledigt werden wird, bringt die Regierung einen Geſetz— 
Entwurf betr. proviforische Steuerbewilligung, ein. 


23. Februar. (Preußen) Abg.=Haus: der Unterrichtsmini« 
jter antwortet auf eine Jnterpellation betr. die Vorlegung eines 
allg. Unterrichtsgejeges, dahin: 


Er jei im der Hauptfache einverftanden, dab das Zuftandefommen 
des Unterrichtägejeges ein dringendes Bedürfniß jei, Schon damit ein gewiſſes 
Map gejeglicher Normen für die Verwaltung feiten Boden unter den Füßen 
ihaffe. Es jei deßhalb vom erjten Augenblid feines Amtsantrilts fein Be: 
jtreben gewejen, den Boden zu bereiten, welcher für die geſetzliche Fixirung 
de3 Gegenjtandes erforderlich ift. Die Aufgabe war um jo jchwieriger, ala in 
der gegenwärtigen Zeit der gejchärften Gegenfähe naturgemäß die Gefahr 
und die Neigung vorhanden ift, die wichtigften Fragen der Gefeggebung eben 
nicht mehr jachlich, jondern bloß nach den (vorher gekennzeichneten) Gegen: 
lägen zu entjcheiden. Es fam das fernere Hinderniß Hinzu, daß exit in der 
legten Seifion, und auch erft für fünf Provinzen de3 Staats, diejenigen 
Selbftverwaltungsorgane geichaffen worden find, welche an der Ausführung 
de3 Unterrichtägejeges teilzunehmen berufen fein werden. Dennoch ift une 
verzüglich darauf, auf Grund einer Reihe von Denkichriften über die hauptſäch— 
Lichften Gefichtspumfte dev Materie, der Entwurf eines Unterrichtsgeſetzes im 
Gultusminifterium ausgearbeitet worden. Derjelbe hat der Kritik der ſämmt— 
lichen Mitglieder der Unterricht3abtHeilung des Minifteriums unterlegen und 
ift demnächſt Gegenstand einer eingehenden Berathung im Schoße desſelben 
geweſen. Dabei Hat fich gezeigt, daß die Frage: wer Träger der Laſt der 
Erhaltung der Volkafchulen fein jolle, noch nicht gemügend vorbereitet fei. 
Eine andere Echtwierigfeit war, den Mittelweg zu finden, da3 Unterrichts: 
gejeß auch auf die ſechs Provinzen auszudehnen, welche noch feine Selbit- 
verivaltungsorgane befiten. Zur Klärung aller diejer fragen ift bereit3 am 22, 
April 1875 eine Verfügung an die Oberpräfidenten der fünf Provinzen, in 
welchen die Provincialordnung eingeführt ift, erlaflen tworden, welche aud) 
einige Tage jpäter den übrigen Oberpräfidenten mitgetheilt tworden ift. Die 
darin erforderte Auskunft it bisher von den Oberpräfidenten der Provinzen 
Preußen, Schlefien, Brandenburg und der Rheinprovinz noch nicht einge 
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gangen, jedenfalls aber im der nächſten Zeit zu erwarten. Es wird alsdann 
die Fertigſtellung des Unterrichtägefeges auf's höchſte beichleunigt werben, 
jo daß es voraugfichtlich möglich fein wird, die Vorlage in der nächſten 
Seffion einzubringen. 


Der Antrag Denzin vom 20. d., betr. Beratung des Berichts 
der Specialcommiffion zur Unterfuchung des Gijenbahnconceffiong- 
weſens, wird vom Haufe faft einjtimmig angenommen. 


Aus der Debatte: Lasker: Kein Mitglied des Haufes hat ein 
folches Intereſſe wie ich daran, daß über die Ergebnifje der Unterſuchungs— 
commiffion hier verhandelt werde. Tenn den Grundjab, ben ich öffentlich 
anerkannt habe, und ber allein des feiner Ehre bewuhten Mannes würdig 
ift, Halte ich feft, nämlich daß jede öffentlich gegen Perfonen gerichtete Ans 
lage, bie mit der Privatehre in Verbindung fteht, zugleich für denjenigen, 
der die Anklage erhebt, die Nothwendigkeit jchafft, fich zu reinigen don dem 
Vorwurf einer unmwahren Anfchuldigung und den vollen Beweis zu bringen. 
Wie jehr auch in der Preffe Jahre lang VBerdächtigungen gegen mich geſchleu— 
dert find, jo Habe ich fie nicht beachtet, mit der Geduld, daß einmal ber 
Tag kommen würde, an welchem ich öffentlich dem Yande zeigen könne, wie 
leichtfertig und wahrheit3widrig jene Berichte erjonnen find. Trotzdem Habe 
ih zur Verwirklichung nichts gethan, damit es nicht ausſähe, ala ob ich 
wünfchte, durch meine Jnitiative zu Verhandlungen zu drängen, welche im 
überwiegenden Maß auf Perfonen anderer Parteibefenntnifje ſich beziehen. 
Diefe Entjagung ift aber twieder fo ausgebeutet worden, ala ob ich die Ver: 
handlungen zu fcheuen hätte. Als daher der Antrag von Seiten ded Hrn. 
Abg. dv. Denzin kam, tvar ich außerordentlich zufrieden, daß aus der Mitte 
diefer Bänke der Wunſch hervorgeht, eine ſolche Verhandlung zu führen. 
Wenn ich jage, daf ich den Antrag mit Freuden begrüße, jo find es natür— 
lich nicht perfönliche Momente allein, welche mich mit Befriedigung erfüllen; 
wenn perſönliche Motive und öffentliches Intereſſe ſich gegenüberjtänden, To 
würde ich mic) für das lehtere enticheiden. Ich ſtimme nicht dem Hrn. Abg. 
v. Denzin bei, daß die Beſchränkung auf die fachliche Frage dem Yande 
dienen werde, und ich ſtimme auch nicht dem Abg. Richter bei, da nur die 
Behandlung des perjönlichen Iheiles müklich fein werde. Für meine Mei: 
nung in Bezug auf den lekteren Punkt fprechen mehrere Gründe. Erſtens 
find in dem erſten Theil, dem perfönlichen, thatjächlicd Grundlagen gegeben, 
in denen die Fehler des vergangenen Eilenbahniyftens und der Eijenbahn: 
politif fi Kar an den Ihatfachen erweiſen. Dann aber würde auch ohne 
diefe die ganze Partie etwas jo gezwungenes und frojtiges erhalten, deß 
man glauben twürde, es jtede vieles dahinter, dem man gern aus dem Wege 
gehen wolle, während doc cin jeder die gründlichſte öffentliche Verhandlung 
wünſcht. Endlich glaube ich, daß die Yandesvertretung wohl überall den 
nöthigen Tact finden wird, ſich allein vom Intereſſe der Sache leiten zu 
lafjen und die franfhaften Dinge mit der nöthigen Schonung zu be: 
handeln. Jetzt, wo fein Muth dazu gehört, anzutlagen, und wo man dem 
Lande Rückſicht ſchuldig ift, fommt es darauf an, nicht ziellos Anklage 
auf Anklage zu häufen, fondern Belchruug zu geben. Ich verhehle mir 
nicht, da wir mit der Annahme des Antrags dv. Denzin eine fchwierige 
und zugleid; veranttwortliche Aufgabe antreten; denn wenn die Verband: 
lungen nicht die gerade Bahn einhalten, jo fürchte ich, daß in der öffent: 
lihen Meinung eher Verwirrung als Aufklärung geboten wird. In der 
Behandlung der Angelegenheit ift meine Anficht der des Hrn. Abg. dv. Denzin 
nicht ganz glei. Der Hr. Abgeordnete wünfcht, daß der Unterfuchung®: 
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bericht jo Schnell wie möglich auf die Tagesordnung komme Wenn wir 
diefem Rathe folgen umd jchon Heut über acht Tage den Gegenjtand vor: 
bringen, jo wird faum die Möglichkeit vorhanden fein zu einer gründlichen 
Vorbereitung der Angelegenheit. Wir wollen und bei ber Verhandlung 
feinen Gewiſſenszwang auflegen, aber wir wollen die Berhandlungen jo 
führen, dat fie nicht von ber viel verbreiteten Erregtheit ziellos umhergetrie: 
ben werden, jondern zum Vortheil des Landes ——— Wenn dieß ge 
ſchieht, ſo hoffe ich, daß der Bericht der Unterſuchungscommiſſion etwas zu 
ſpät, aber am Ende doch zu Ehren kommen wird. Röckerath (ultramon— 
tan): Ich werde dem Antrage zuſtimmen, aber bemerfe zugleich, daß ich dieſe 
Zuftimmung durchaus nicht auf die Motive ausdehne. Es kommt mir vor 
allem darauf an, daß die Sache möglichjt Klar gelegt werde, damit nicht 
Mißbrauch mit dem Bericht der Unterfuhungscommiffion getrieben werden 
fann. Hier in diefem Haufe wurde der confervativen Partei verſteckt die 
Mitbetheiligung am Gründerthum vorgeworfen, und wenn diek hier geichieht, 
was wird dann erft im Lande geichehen? ch glaube e3 Liegt im Intereſſe 
aller Parteien. daß die Sadjlage aufgeklärt wird, und ich bin der Anficht, 
daß dieß die Aufgabe der Mehrheit des Hauſes ſchon früher geweſen wäre. 
In ber — ——— des Gründerthums laſſen ſich vom Jahre 1863 an drei 
große Hauptperioden unterſcheiden. Die erſte Periode bis zum Jahr 1867 
ıft diejenige, im welcher der Dr. Strousberg und Genofjen vorzüglich ſich 
um Eifenbahnconceffionen bewarben und auch mit denſelben bedacht wurden. 
Man fönnte vielleicht unter dieſe Verhältniffe das Beſtreben der HH. Bleich— 
röder und Hanfemann mit rubriciren; denn diefelben find den obigen ganz 
gleihartig. Es folgt die zweite Periode vom Jahr 1867—1870, wo im 
Handeläminifterium eine gewiffe Abneigung gegen Strousberg eintrat, und 
e3 ihm nicht gelang, auf eisen eigenen Namen die Conceſſionen zu erlangen, 
fondern er hochariftofratifche Namen zu Hülfe nehmen mußte. In der dritten 
Periode 1870—72 fanden e3 die ariftofratijchen Herren für gut, ohne Dr. 
Strouäberg felbit zu gründen, und es tritt bei dem Minifter eine fo ent: 
jchiedene Abneigung gegen Strousberg zu Tage, dab er fogar Eonceffionen 
zurüdzog, jobald er hörte, daß Strouäberg mit dem Unternehmen in Ber: 
bindung ftand. Es ift wohl Elar, daß man im Land auf den Gedanken 
fam, dab man nicht um der Sache, fondern der Perjonen willen die Con— 
ceffionen ertheilte. Ich kann deßhalb wohl jagen, daß man bem Abg. Lasker 
Tant wiſſen muß, dat er durch jeine Rede endlich einmal eine Aenderung 
geichaffen hat. &3 wäre allerdings beffer geweſen, wenn ſchon in der Zeit, 
al3 die faulen Eifenbahngründungen de3 Dr. Strouäberg dem Lande bekannt 
wurden, eingejchritten wäre; denn man muß, da doch conjervative Namen 
genannt find, da namentlich bei den Enthüllungsreden des Abg. Lasker aus: 
jchließlich confervative Namen genannt find, auch der confervativen Partei 
mindeftens das zur Entjuldigung zugeben, daß die Gründungen von Strous: 
berg viel jchlimmer find ala jene; die confervativen Leute waren Fleine Sün— 
der gegen jenen. ch will damit die confervativen Gründer nicht in Schuß 
nehmen, und ich kann fagen, daß e3 eine Schande für Preußen geweſen ift, 
daß jo hervorragende Männer in biefer Weife das wirthichaftliche Intereſſe 
des Landes gejchädigt haben. ch muß weiter jagen, dab wir, die wir die 
Oppofition im Lande bilden, wir, die wir ala Reichsfeinde im Lande ver: 
fchrieen werden, e3 in der That nicht begreifen können, wenn der einfluß: 
zeichtte Mann des Landes mit den Männern Verbindungen unterhält, die 
in dieſer Weife compromittirt find. (Hört!) Auch ich verzweifle nicht an 
der mwirthichaftlichen Negeneration Preußen? und Deutſchlands. Trotz alle 
dem was gefündigt worden ift, müflen wir doch geftehen, daß wir im Gans 
zen und Großen noch intact daftehen. Ich erwarte, daß die fachliche Prüfung 
6* 
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dieſes Commiſſionsberichts, daß die einmüthige und einträchtige Arbeit aller 
Parteien das Ergebniß haben werde, dab das Votk wiederum mit neuem 
Muth fich der Arbeit Hingeben wird. 


24. Februar. (Sadhjen.) II. Kammer: nimmt das ihr von 
der Negierung vorgelegte Gele betr. Entſchädigung der Geijtlichen 
und Kirchendiener an, 


jedoch fo, da die Entichädigung nicht direct den Geiftlichen zc., fon: 
dern den Gemeinden ausbezahlt werden ſoll, welche dafür die Verpflichtung 
übernehmen müfjen, diefelbe nicht bloß unter Wegfall der Tauf: und Trau— 
ebühren, jondern aller Stolgebühren (Beichtgeldes 2c.) ein: für allemal zu 
iriren. In Folge eines Antrags der „iyreien Vereinigung“ (Genfel, Bie— 
dermann und Genofjen), welcher mit 47 gegen 25 Stimmen angenommen 
wird, ſoll das Geſetz auch auf Neformirte und Yfracliten dergeftalt ausge— 
dehnt werden, daß, obſchon bei diejen ſchon jetzt feine Stolgebühren beftehen, 
oder vielmehr, weil dort bereit3 eingetreten ift, was da3 Geſetz allgemein 
verlangt, die Fixation der Geiftlichen, den betreffenden Gemeinden eine Ent: 
Ihädigung nach Maßgabe der imden lebten Jahren bei ihnen vorgekommenen 
Taufen, Trauungen x. mit analoger Zugrundelegung der dafür bei den 
Evangelifch:LutHeriichen üblichen Taxen gewährt werden joll. In den In— 
tentionen der Regierung hatte dieß, wie Staatsminifter v. Gerber erklärt, 
nicht gelegen, indem Diele die Entichädigung nur gewähren wollte, wo wirk— 
ich bisher Stolgebühren beftanden. 


Eine Nachwahl. für die IT. ſächſiſche Kammer in Chemnitz 
ergibt das jehr bemerfenswerthe Nefultat, daß Bebel nur mit etwa 
50 Stimmen feinen nationalliberalen Gegner Zeuner unterliegt. 
Die Gonfervativen, welche Anfangs ebenfalls einen Gandidaten aufs 
jtellen wollten, hatten davon noch in letter Stunde abgejehen; man 
muß aljo annehmen, daß wenigſtens ein Theil derjelben für Zeuner 
gejtimmt Hat, um nicht den Eocialiften eine Mehrheit zu laflen. 
Yiberale und Gonjervative zuſammen Haben allo über die Eocialiften 
bei einev Wahl, wo da8 Wahlrecht an einen Genfus von 3 Marf 
Steuer gebunden ift, nur mit 50 Stimmen obgefiegt. Freilich haben 
auch nur etwa 40 Proz. dev Wähler geftimmt, und die Säumigen 
gehörten ficherlich nicht den jocialiftiichen Wählern ar. 

25. Februar. (Bayern) II. Kammer: die ultvamontane 
Partei macht von ihrer Zweiltimmenmehrheit Gebrauch und beftellt 
das Bureau ausfchließlich aus ihrem Schooße. 

Der Minijter v. Pfrebichner beantwortet eine Interpellation 
des (ultr.) Abg. Freitag bez. der Neichseifenbahnfrage dahin: 

„Ih geltatte mir, vorauszufchiden. dag man es wohl nicht ala die 
Aufgabe diejer Interpellations-Beantwortung wird betrachten wollen, in die 
Grörterung der von dem Herrn Jnterpellanten vorangejtellten und keineswegs 
einredefreien Bemerkungen über die den Bundesftaaten durch das Reich ent: 


zogenen oder aus den — entwundenen Rechte hier näher einzugehen. 
Ich erachte es vielmehr für geboten, daß die gegenwärtige Erwiderung ſich 
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ousichliehlich an die Sache ſelbſt halte, und ich erlaube mir, in dieſer Be: 
ziehung Folgendes zu bemerfen: Die königliche Regierung hat, jeitdem das 
fogenannte Gijenbahnbau: Project in der Ceffentlichkeit hervorzutreten begann, 
überzeugt von der hohen Bedeutung und Iragmweite des Gegenftandes, dem: 
jelben ihre vollfte Aufmerkfamteit zugewendet. Bei den unklaren und wechieln: 
den Umriſſen, im welchen der Plan auftrat, mußte vor Allem Werth darauf 
gelegt werden, ſoweit möglid, Fühlung mit der leitenden Stelle in Berlin 
zu gewinnen. Die königliche Regierung hat daher ſchon vor längerer Zeit 
unter Betonung des Rejervatitandpunttes, welcher die baieriichen Eiſenbahnen 
unter allen Umftänden davor fichert, in die Gombination einbezogen zu wer: 
den, fich mit einer Anfrage nad) Berlin gewendet und die Erlangung grund: 
haltiger Aufſchlüſſe über die Abfichten der Reichsgewalt ala wünjchenswerth 
bezeichnet. Aus den Mittheilungen, welche in Erwiderung diejer Anfrage 
von Berlin eingetroffen find und in welchen das baieriiche Eifenbahn:Reier: 
vat in feiner Bedeutung für die vorliegende Frage ausdrücklich und bereit: 
willig anerfannt worden ift, geht hervor, daß die Sache zur Zeit ſich noch 
in einem nach feiner Eeite abgeichloffenen Stadium befindet. Es hat ber 
Umjtand, dab die fönigl. — Regierung, veranlaßt durch mehrfache, 
aus dem ausgedehnten Beitande von Privatbahnen hHervorgegangene Uebel— 
ſtände, ſich jchon jeit geraumer Zeit mit der Frage einer etwaigen Grwerbung 
der preußiichen Privatbahnen beichäftigte, in der weiteren Prüfung der Ans 
gelegenheit zu der Erwägung a gegeben, ob es fich nicht empfeh: 
len würde, die Durchführung einer ſolchen Maßnahme für das ganze Reichs: 
gebiet und zu Gunften des Neiches in Ausficht zu nehmen. Welcher Weg 
für die Realifirung ber Sache fich weiterhin in den Vordergrund ftellen 
wird, läßt fich augenblicklich nicht überfehen. Bewendet es bei dem Gedanken 
einer Erwerbung der preußiichen Privatbahnıen durch den preußiichen Staat, 
io handelt e3 ji um eine interne Angelegenheit Preußens, auf deren Ent: 
icheidung eine Einflußnahme nicht in Anſpruch genommen werden kann. 
Würde dagegen im engerem oder weiterem Rahmen ein Eiſenbahn-Erwerb 
durch das Reid, in Anregung gebracht twerden, jo würde die Zuftimmung 
der nach der Neichäverfaffung hierzu berufenen Factoren erforderlich fein. 
Für den Standpunkt der königl. Regierung in der Sade ift zunächſt das 
Reiervatrecht maßgebend, welches jede unmittelbare Berührung der bairifchen 
Pahnen durch das ſchwebende Project von vornherein —ã Dabei 
hat ſich jedoch die königl. Regierung mit Rückſicht auf die Stellung, welche 
Baiern als Bundesglied und abgejehen vom Refervatftandpunfte einnimmt, 
bie weitgreifenden Bedenken nicht verhehlen können, welche das Project, in 
fo weit bei demjelben ein Eifenbahn-Erwerb durch das Reich in rage fommt, 
für die Gefammtheit der verbündeten Staaten haben müßte. Sie hat fid) 
der Beſorgniß nicht zu eriwehren vermocht, dab auf diefem Wege die Mög: 
lichkeit 50 werden könnte zu einer fühlbaren Veränderung berjenigen 
Grundlagen, auf welchen die gegenfeitige Stellung der Gefammtheit des Reiches 
und feiner Glieder beruht. Don Dieter allgemeinen Erwägung ausgehend, 
hat die fönigl. Regierung nicht untexlaſſen, in der bundesfreun — Form, 
welche die beiderjeitigen guten Beziehungen ermöglichen und vorzeichnen, auf 
geiandtichaftlichem Wege ihre ernften Bedenken in ausführlicher Darlegung 
zum Ausdrud zu shi und hiermit denjenigen Weg zu betreten, der fid) 
al3 der nächftliegende darzubieten jchien. Ein Eingehen in die Detaild der 
Frage ift in der gegenwärtigen unenttwidelten Phaje derfelben nicht thuulich. 

ch glaube aber, e3 dürften jchon die vorgetragenen Bemerkungen genügen, um 
nachzumeifen, daß die Annahme ber Interpellation, ala Habe die königl. Re: 
gierung in diefer Hochwichtigen Sache noch gar nicht Stellung genommen 
und ala bebürfe fie einer Anmahnung für ihre pflichtmäßige Tätigkeit in 
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berfelben, eine durchaus grundloſe ift. Die fönigl. Regierung erfennt ihre 
Aufgabe für die weitere Entwidlung der Sache ala eine doppelte. Sie wird 
für die baierifchen Bahnen den Rejervat:Standpunft wahren und bdenft nicht 
an eine Abtretung berjelben in da3 Reid. Sie wird auch der Gentralis 
firung außerbaieriicher Bahnen an ber Hand des Reiches auf den durch bie 
Reichsverfaſſung zu Gebote ftehenden Wegen entgegen wirken.“ 

Die ultramontane Hälfte der Kammer nimmt zu der Frage 
der Aufbeflerung der Beamtengehalte ihrerfeits Stellung: der Finanz— 
ausfchuß der Kammer bejchließt mit 7 clericalen gegen 7 liberale 
Stimmen durch Stichentfcheid des (clericalen) Ausfchußpräfidenten 
Freytag, die dießfällige Regierungsvorlage abzulehnen. 

Das Poftulat der Regierung ift: Ummanbdlung des Guldens de3 prag— 
matiſchen Gehaltes in 1 Mark 80 Pig., Beibehaltung der jekigen Theuer: 
ungszulage und Erhöhung berielben in allen Gehaltäfategorien um 210 Marf, 
binfichtli der nicht pragmatifch Angeftellten Erhöhung ihrer Bezüge um 
22! Procent, anftatt, wie bisher, um 15 Procent, welche Erhöhung mit 
Einrechnung der Umwandlung des Guldens in 1 Mark 80 Pig., gegenüber 
der bisherigen Zulage thatjächlich nur 2'/2 Procent beträgt. Die Glerical» 
Patrioten num genehmigen die Umwandlung des Guldens in 1 Marl 80 Pfg. 
und die erwähnte Erhöhung auf 22’ Procent, allein fie räumen mit den 
Theuerungszulagen gründlich auf: fie lehnen die Erhöhung der Theuerungs— 
zulage um 210 Mark ab und fjchlagen die bisherige Theueruugszulage zum 
pragmatifchen Gehalt. Der Entichluß der Glericalen Hat augenjcheinlich eine 
politifche Unterlage. Sie dringen auf Verminderung der Beamtenzahl und 
machen hievon eine weitere Gehaltsaufbeflerung abhängig. Sie befeitigen bie 
Theuerungszulage, die Hinfichtlich der Richter jogar der Verfaffung wider: 
ftreiten, um dem Minifterium ein gewichtiges Mittel zur Beeinfluffung ber 
Beamten zu entwinden. Beide Gründe find nicht ganz ohne Berechtigung: 
entfernt man das Uebermaß der Beamten, dann find die Mittel zur Gehalts: 
erhöhung von jelbft gegeben; würde die bisherige Theuerungszulage ala ſolche 
beibehalten und ſogar um 210 Mark erhöht, dann ftiege das nicht prag- 
matijche ————— auf eine fo bedenkliche Höhe, daß die Möglichkeit 
des Einfluſſes des Minifteriums, mag dieſes ein ſchwarzes, rothes oder farb: 
loſes ſein, höchſt gefährlich würde. —R dieſem erſten ee ſcheint es, 
daß die Glerical:Patrioten beim Budget „handeln“ und basjel 
Façon umgeftalten tollen. 

26.—28. Februar. (Preußen.) Abg.Haus: Erfte Leſung des 
Entwurfs eine Staatögejeged zur evangelijchen Synodalordnung. 
Derjelbe wird zu gründlicher Prüfung an eine Commiſſion von 21 
Mitgliedern gewiejen. 

Zroß der zweitägigen Debatte ergibt fi) noch feine genügende Klar: 
heit weder über die Parteiftellungen des Hauſes zu der Vorlage, noch über 
die Stellung der Regierung zu den für die Specialberathung zu erwartenden 
DVerbefferungsanträgen. Namentlich auf die bedeutendfte Rede des zweiten 
Tags, die des Abg. Hänel (Fortichr.), ift eine Antwort vom Miniftertifche 
ber nicht erfolgt. Ueber die Stellung des Hauſes zu der Borlage ergibt ſich 
nur jo viel, daß die Mehrheit desfelben nicht auch noch an der vom Könige 

enehmigten Synodalordnung als jolcher, als evangelifchem Kirchengeſetz Ber: 
eflerungen verfuchen will, jondern nur bei dem vorgelegten Entwurfe zum 
Staatsgeſetze Aenderungen zur Bedingung der Annahme madt. Daß da: 


e nach ihrer 
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gegen dießfalls ſchwere Bedenken obwalten und daß dafür eingreifende Modi: 
ftcationsanträge werden gejtellt werden, ift außer Zweifel. 

26. Februar. (Sachſen.) II. Kammer: Bericht der Finanz« 
deputation über das Eiſenbahnweſen. Referent ift Abg. Starke— 
Schmölen. Von allgemeinerem Intereſſe ift darin der Abfchnitt, 
welcher ſich mit der Frage wegen Webertragung aller Eifenbahnen 
auf das Neich befchäftigt. Derjelbe jpricht fich entfchieden nicht bloß 
unter allen Umftänden gegen eine Abtretung der ſächſiſchen Bahnen, 
jondern auch gegen Uebernahme der preußiichen auf das Neich aus. 
Die Ausführung ſpitzt fich in einer Anfrage an die Negierung zu: 
was ıhr über den Stand diejer Trage bekannt jei und wie fie dazu 
jtehe. Die drei in der Deputation fienden Mitglieder der „freien 
Vereinigung“ haben fich mit der Motivirung jedoch nicht einverftan= 
den erflärt, diefen Theil des Berichtes nur mit Vorbehalt unter: 
Ichrieben und die Ausführung ihrer Anfichten jich für's Plenum vor— 
behalten. 

28. Februar. (Breußen.) Der Oberpräfident von Poſen 
fordert den Weihbilchof Janiszewski und zwei Dekane auf, ihre Nemter 
freiwillig niederzulegen. 

29. Februar. (Sachſen.) II. Kammer: Berathung des Bud: 
gets, Etat des Gultusminifteriums. Die liberale Partei greift nament— 
(ich die vom früheren Gultusminifter ausfchlieglich begünftigte ortho— 
dore Richtung an der Univerfität Leipzig ſcharf an. 


Tie Leipziger theologiiche Facultät, meint Abg. Dr. Genfel, jtreite 
mit Erlangen um den Ruf, eine Pflanzftätte der Dunkelmänner zu fein, 
wehhalb jo viele Studenten der Theologie on ker Königreich Hannover 
und Medlenburg zur Heimath hätten (Hiefür will freilich der Gultusminifter 
nur äußere Gründe gelten laſſen). Abg. Ludwig erhebt den Vorwurf, daß 
bie Orthodorie von oben begünjtigt iwerbe, und jtellte den Antrag: die Re: 
gierung zu erjuchen, daß fie, jobald thunlich, jedenfalla bei der nächſten Va— 
canz, einen „entjchieden freifinnigen* Theologen an die Univerfität berufe. 
Derſelbe Abgeordnete unterzieht das „Ppatriarchaliiche Verhältniß“ bei der 
Univerfität3verwaltung, welche an den fteten Etatsüberjchreitungen ſchuld ſei, 
und die Functionen des Negierungsbevollmächtigten einer fcharfen Kritik. 
Der Eultusminifter Dr. dv. Gerber jucht die verichiedenen Vorwürfe zu ent: 
fräften, und erklärt insbejondere: die Berufung von Profefforen erfolge nur 
nad dem Maßſtab der Tüchtigkeit und MWiflenichaftlichkeit, im übrigen könne 
er fich mit einer Vertretung der theologiſch-hiſtoriſch-kritiſchen Schule einver: 
ftanden erflären. Durch diefen beftimmten Begriff wird vom Abg. Dr. Genjel 
der einer „entichieden freifinnigen“ Theologie im Ludwig'ſchen Antrag erjekt, 
tworauf diefer mit 47 gegen 23 Stimmen Annahıne findet. 


— Februar. (Deutfches Reich.) In der Preſſe jteht von 
inneren Angelegenheiten fortwährend dte Neichseifenbahnfrage im 
Vordergrunde der Discuffion. Die Freunde der Idee weifen dabei 
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namentlich darauf Hin, daß ein die Bedürfniſſe der Nation befrie= 
digendes Neichseifenbahngejeß durch die Oppofition der Mittelftaaten 
vereitelt worden, daher dem Reiche nichts anderes übrig geblieben 
jei, ala die Frage einer Erwerbung ter Eifenbahnen durch das Reich 
ernjthaft ins Auge zu faflen. 


Beider Begründung des Reichseifenbahnamt3 wurde diejer neuen Reiche: 
behörde ala Aufgabe vorgezeichnet, den Beſtimmungen der Reichäverfaflung 
über das Eifenbahnwejen entiprechend, ein deutiches Eiſenbahngeſetz auszu— 
arbeiten und nach der Einführung desfelben die Aufficht über die Ausführung 
der gejeßlichen Beltimmungen zu führen. Der erſte Präfident des Reiche: 
eifenbahnamts, Scheele, Tegte einen Eifenbahngejepentwurf dem Bunbdesrath 
vor, welcher von den Bundesregierungen verworfen wurde, Scheinbar in Folge 
gewifier fachlichen Mängel des Entwurfs, thatfächlich jedoch aus Gründen 
politijcher Natur. Scheele erkannte, daß ein verbefferter Gejepentwurf eben 
jo wenig auf Annahme rechnen könne wie der von ihm vorgelegte und nahm 
feine Entlafjung. An feine Stelle trat im Jahre 1874 der Präfident May: 
bad), welcher im April 1575 einen neuen Gejeßentwurf vorlegte, in dem auf 
die particulariftichen Tendenzen der Yundesregierungen, ſoweit dies über: 
haupt anging, Rüdficht genommen war. Die WVorberathung, welche auf Ver: 
anftalten des Präfidenten Maybach zwiichen Vertretern der Bunbesregierungen 
über den neuen Geſetzentwurf ftattfand, beivies jedoch, daß die Bundesregie: 
rungen fich allenfalls ein einheitliches Eiſenbahngeſeß, beftimmt für Die deut: 
ichen Privatbahnen, gefallen lafjen, daß fie aber nicht nur aus rein politi» 
chen, jondern auch aus materiellen Gründen von den einheitlichen Beſtim— 
mungen ihre eigenen Bahnen ausgeichlofjen willen wollen, Die Vertreter 
ber einzelnen in Frage fommenden Regierungen betonten, daß die financiellen 
Erträge der Staatsbahnen durch Einführung des vorliegenden Eiſenbahnge— 
ſetzentwurfs vermindert werden könnten und erklärten dehdalb: baf ein Geſetz, 
in welchem Staats: und Privatbahnen gleichmäßig behandelt werden, nie: 
mal3 im Intereſſe der Yandeswohlfahrt würde die Zuftimmung ihrer Regie: 
rungen erhalten fönnen. Die Situation wurde dadurd) weſentlich geklärt. 
Ein Reichseifenbahngefeß, welches gleichmäßige Beitimmungen für Privat» 
und Staatseiſenbahnen dorichrieb, * auf die Zuſtimmung der Bundes— 
regierungen, und zwar aus particulariftiichem Intereſſe, nicht rechnen, und 
andererjeit3 durfte ein Eiſenbahngeſetz, welches fich mit einheitlichen Normen 
für die deutjchen Privatbahnen begnügte, nicht auf die Zuftimmung des 
deutichen Reichdtags rechnen. Die Reicheregierung erkannte, daß die Heritel: 
lung eines Eiſenbahngeſetzes unmöglich fei, und legte jofort nach der erfolgten 
Vorberatgung ſeitens der Vertreter der Bunbdesregierungen den Plan, ein 
Reichseiſenbahngeſetz zu ſchaffen, beifeite. Es gingen freilich durch die Prefie 
während ber folgenden Monate, bis zum September, Gerüchte über eine vom 
Reichseiſenbahnamt in Angriff genommene Revifion des neuen Entwurfs; 
dieje Gerüchte wurden nicht dementirt, weil fein ziwingender Grund bazu 
vorhanden war, thatjächlich aber waren fie unbegründet. Die bezüglichen 
Kreiſe ber Reicharegierung erivogen während jener Zeit: in welcher Weile 
fi eine Grundlage Ichaffen ließe, die eine gleichmähige einheitliche Geſetzge— 
bung für das Eienbafrtweien in Deutichland ermöglicht. Und bei dieſen 
Erwägungen gelangte man zu dem Reſultat, daß ein Reichseiſenbahngeſetz 
nur dann einzuführen fei, wenn das Reich ſelbſt die wichtiaften beutfchen 
Bahnen erwirbt. In diefer Weife gelangte die dee, betreffend den Erwerb 
ber deutſchen Eifenbahnen für das Reich, zum Durchbruch). 


1. u. 2. März. (Preußen) AbgeHaus: ein Sturmlauf der 
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Fonfervativen (Mgrarier, Schutzzöllner 2c.) gegen den Finanzminiſter 
Gamphaufen wird von demjelben in der frage der Belegung der 
für die Provinzialfonds beftimmten Gelder und in der Frage der 
Ceehandlung fiegreich als volljtändig unbegründet zuriücdgeichlagen. 


Die Angriffe gegen den Finanzminiſter Camphaufen, die, beginnend 
mit Artifeln der Kreuzzeitung über die „Aera Bleichröder“, feit mehr als 
einem halben Jahr in organifirter, auf einen feſten Plan und auf leitende 
Terionen hHindeutender Weile ausgeführt wurden, haben in dieſen beiden 
Sitzungen des Abgeordnetenhaufes ihr Ende in der vollftändigen Niederlage 
ber Gegner gefunden. Was man im dem Lager derielben — der Nararier, 
Schutzzöllner und der Dirigenten der Cifenbahnzeitung - - eigentlich vor hat, 
das hatte Herr dv. Below in der betreffenden Gruppe des Abgeordnetenhanfes 
bei den Verhandlungen über die Belegung der Provinriolfonds verrathen. 
„Es muß“, meinte er, „rücfichtslos gegen den Finanzminiſter vorgegangen 
werden, wie 1873 gegen den Grafen Itzenplitz“. Er vergab nur, dab er 
für diejes Vorgehen ftatt des thatlächlichen Materials, welches damals gegen 
bie Ausübung des Gijenbahnconcejfionsrecht3 dem Landtage vorgelegt wurde, 
als Unterlage nichts weiter hatte als die unbeftimmten Gerüchte und Der: 
bächtigungen einzelner Zeitungen. In den fünf Wochen, welche ſeitdem ver: 
floffen find, ıft nun an Gtelle diefer Verdächtigungen ber klare Thatbeftand 
für alle Welt jichtbar herauägetreten. „Die Weiſe aber, wie bie wirthichaft« 
liche und politiiche Reaction fich bei diefer Gelegenheit durch ihre Manöver 
compromittirte, hat alle Erwartungen übertroffen.” 


3. März. (Bayern.) II. Kammer: der führer der ultra= 
montanen Partei, Jörg, verliest eine Interpellation betr. die Vor- 
lage eines neuen Yandtagswahlgejehes, 

erinnert an dad Veriprechen ber Thronrede vom 17. Januar 1870, 
führt aus, dab wegen Aufhebung des Anſäßigkeitsgeſetzes von 1834 jeit 1865 
fein Landtag volle Rechtägiltigkeit gehabt habe, bezeichnet die Befugnik des Mi: 
nifteriums zur Wahlfreiseintheilung ala ein privilegium odiosum, erklärt, 
wegen vorausſichtlichen Mangels bedeutender Vorlagen ſei der gegentvärtige 
Zeitpunkt für eine diebezügliche Vorlage angemeffen, und fragt an, ob bie 
Regierung gewillt fei, ein neues MWahlgejek vorzulegen. Der Minifter bed 
Inneren betreitet die Wirffamfeit der Aufhebung des Anſäſſigkeitsgeſehes, 
das übrigens in der Pfalz nie gegolten, auf die NRechtägiltigkeit der Land: 
tagswahlen, hebt hervor, daß die Regierung jeit 1870 zweimal den Verſuch 
gemacht und das letzte Wahlgeiek erit unmittelbar vor Schluß des Landtags 
— habe, als jede Ausſicht auf ein Zuſtandekommen geſchwunden 
war, bezweifelt unbedingt die Aenderung dieſer Sachlage und erklärt deßhalb, 
die Regierung beabſichtige nicht, dem Landtage einen Wahlgeſetzentwurf vor: 
zulegen. 

Bei der darauf folgenden Bewilligung einer proviforiichen 
Steuererhebung erneuert der Abg. Freytag Namens der ultramons 
tanen Partei das von dieſer im vorigen Jahr gelegentlich der Ant: 
wortsadrefje dem Minifterium Lutz-Pfretzſchner ertheilte Mißtrauens— 
votum, ohne indeß daran practifche Anträge zu knüpfen, jo daß die 
proviſoriſche Steuererhebung fchließlich einftimmig bewilligt wird. 

Abo. Freytag erklärt Namens der Glericalpatrioten, daß bie Stel: 
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lung der Mehrheit gegen dad Minifterium noch immer diejelbe wie vor Ver: 
tagung des Yandtags feei; die Eituation jei eine ganz eigenthümliche; das 
Verhalten de3 Minifteriums ſei feither nicht anders getvorden, ex vertraue 
zwar, daß Staatäminijter v. Pfretzſchner ſeiner jüngſten föderaliſtiſchen Aeuße— 
rung treu bleiben werde, aber in den innern (Schul- und Kirchen⸗) Fragen 
jei die Situation verfchlimmert. Sie (die Glericalpatrioten) würden aber, 
um feine Stofung der Staatägeichäfte zu_veranlafjen, die Steuern bewil: 
ligen und das Budget prüfen. Sie fein Er. Majeftät allergetreuefte Oppo⸗ 
ſition. Staatsminiſter v. Pirebihner ertlärt darauf: Und wir find 
Sr. Majeſtät getreueftes Miniſterium. 


3. März. (Sachſen.) II. Kammer: Debatte über die Reichs: 
etfenbahnfrage in Folge zweier principieller Anträge, welche aus der 
Mitte der Kammer geſtellt worden ſind. 


Der Antrag der Majorität (Eyſoldt und 56 Genoſſen — Conſer— 
bative und Fortichritt) lautet: „an die Staatsregierung das Geſuch zu 
richten, einer auf Die Erwerbung der deutichen Gifenbahnen oder eines 
Theils berjelben gerichteten Vorlage im Bundesrathe ihre Zuſtimmung zu 
verfagen.“ Der Antrag der Minorität (Abg. Virdermann und Ges 
noſſen — Nationalliberale) lautet: „die Staatsregierung zu erſuchen, für 
möglichit baldige Zuftandebringung eines draht ya durch welches 
den Klagen über Mipftände des Eiſenbahnweſens Abhilfe geichafft wird, nad) 
allen Kräften zu wirlen.“ 


Staatsminifter Frhr. dv. riefen: Die Auſicht der ſächſiſchen Regie: 
rung über das Neichseifenbahnprojekt ſei ziemlich befannt. Er habe nie ein 
Geheimniß daraus gemacht und halte es für wünjchenswerther, dab bie Kam: 
mer ſich ausjpreche und der Regierung jo eine Stübe gebe. Aber Angefichts 
des Wunjches der Deputation und der zurüdgezogenen Interpellation des 
Abgeordneten Walter glaube er ji) doch über die Sache äukern zu müſſen, 
ſo ſchwierig dies ſei, da ein eigentlicher Plan hier nicht vorliege. Seit einem 
halben Jahre werde die Sache in der Preſſe ventilirt, und wenn man in dieſer 
etwas orientirt ſei, ſo könne man allenfalls herausfühlen, was dahinter ſtecke. 
Nachdem man indeß (ohne fie beweiſen zu können) ſich auf angebliche perſön— 
liche Aeußerungen berufen und die öffentlide Meinung mehr und mehr im 
Unruhe gerathen ſei, habe die Regierung dor einigen Monaten in Berlin 
ganz vertraulich angefragt, was an der Sache ſei. Die Regierung, die in 
den verbündeten Regierungen ein zufammengehöriges Ganzes erblide, jei mit 
ihrer Anfrage auf eine entſprechend bundesfreundliche Geſinnung geftoßen. 
Sie habe aus der Antwort erjehen, daß die Idee in ganz elementarer Geftalt 
befiehe, daß aber die fächfiichen Staatsbahnen ganz außer Betracht lägen. 
Seit der Zeit (vier bis fünf Wochen zurüd) häuften ſich —— ſehr be: 
ſtimmt lautende Zeitungsnachrichten, die indeß in keiner Weiſe verbürgt ſeien. 
Die zum Theil ſehr extravaganten Aeußerungen einzelner Blätter dürfe man 
nicht für Regierungsauslaſſungen anſehen. Bedenklich ſei ihm dagegen der 
zweite Antrag (Biedermann) und er wünſche denſelben als ſelbſtändigen von 
einer Deputalion vorberathen zu ſehen. In Bezug auf den Verlauf der 
Eiſenbahngeſetzverhandlung, die man fälſchlich als am Particularismus ein— 
zelner Staaten geſcheitert bezeichne, müßten zur Klärung der Anſichten Do— 
cumente ꝛc. vorgelegt werden, was augenblicklich nicht geſchehen köͤnne. Ueber 
den erſten Entwurf habe gar keine Berathung, über den zweiten eine infor— 
matoriſche Berathung von Kommiſſarien ftattgefunden, die in der Hauptſache 
abfällig ausgefallen, aber nicht aus particulariſtiſchen Gründen, vielmehr 
habe man Anſtoß genommen an der unmittelbaren Specialaufſicht durch das 
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Reichseifenbahnamt, wobei bie jelbftändige Oberaufficht ganz verloren gebe. 
“3 genüge nicht, zu fagen, daß man ein Bee wünsche, ſondern 
man mühe auch angeben, was darin Stehen folle. Zur Befeitigung der Tarif: 
mißſtände, die zunächſt vom eljähfiichen Syfteme herfämen, brauche man fein 
Eiſenbahngeſetz; dafür gebe die Reichsverfaffung die erforderlidyen Anhalte, 
und der Bundesrath; Habe ſich ſchon mit der Frage befaht und eine umfaſſende 
Enquete von Sachverftändigen veranftaltet. Die Regierung fei nicht gegen 
jedes Gifenbahngejeß, auch jei der vorgeleate Entwurf nicht vollftändig zu: 
rüdgezogen worden, aber nad) Lage ber Sache und aus den angegebenen 
Gründen müfje er wünfchen, da die Antragfteller ihren Antrag für jebt 
zurüdzögen und als einen jelbftändigen einbrädhten. Biedermann: Gr 
mache darauf aufmerkfam, daß der Antrag feiner Freunde nur eine Ergän— 
zung zu dem Hauptantrage jei. Wenn er und feine Freunde nicht in der 
Hauptjache mit der Majorität übereinftimmten und den Anlauf der Eifen: 
bahnen befürworteten, jo wäre ja fein Antrag überflüſſig. Wenn der Res 
ferent gejagt habe, daß ber Deputationsbericht die Stimmungen der Bevöl—⸗ 
ferung jchildere, jo feien dies Stimmungen, welche die Deputation hätte be: 
richtigen follen. Wie der Abg. Günther in feinem (des Redners) Antrage 
ein Mibtrauenavotum gegen die Regierung entdeden könne, begreife er nicht. 
Durch Annahme beider Anträge würde man zeigen, daß man ſich den wirf: 
lich nöthigen Berbefferungen nicht verichliefe: durch die Ablehnung des 
zweiten Antrages drüde man aus, dab Alles beim Alten bleiben und gar 
nicht3 zur Beleitigung der beftehenden Uebelſtände geichehen ſolle. Dadurch 
fordere man aber geradezu zu radifalen Maßregeln Seitens ber Reichsregie— 
rung heraus. 


Der Antrag Biedermann wird nicht an eine Deputation ge= 
wiefen, fondern von der Kammer mit 53 gegen 19 Etimmen abge- 
[ehnt, der Majoritätsantrag dagegen mit 66 gegen 7 Stimmen an— 
genommen. 


3. März. (Baden.) II. Kammer: Budget für 1876 und 
1877: dasſelbe gibt nähere Auskunft über den badijchen Antheil an 
den Kojten des deutfch-franzöfifchen Krieges. 


Die geiammten Ausgaben, welche bem Großherzogthum Baden aus bem 
Ariege von 1870 und 71 erwuchlen, betrugen 38,786,966 .4, bie Einnahmen 
in Folge der Demobilifirung und Kriegskoftenentichädigung 72,652,704 „A (da: 
runter der Antheil Badens an der Striegstoftenentichädigung mit 64,039,091 .A). 
Der Ueberſchuß der Einnahmen beträgt daher 33,865,738 .4, wovon bereits 
früher 31,653,378 .4 ber Amortifationscafje überwiefen wurden und nun 
2,212,360 .A im aufßerorbentlichen Budget für 1876 und 77 Verwendung 
finden. 


4. März. (Baden.) II. Kammer: die ultramontane Fraction 
interpellirt die Regierung über die Frage der NReichseifenbahnen. 
Der Handelsminifter Turban beantwortet die Frage dahin: 

Die frage über Erwerbung der Eijenbahnen durch dad Reich ſei der 
Regierung bis jet in feinerlei auch nur vorbereitender Form vorgelegt 
worden. Sie war darum auch nicht in ber Lage, ſich darüber auszusprechen. 
Die Regierung vermöge jelbftverftändlich nicht zu Jagen, welche Etellung fie 
fünftig auftretenden, zur Zeit weder nad) Form noch Inhalt ihr bekannten 
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Vorgängen im Staats: oder Neichöleben gegenüber einnehmen werde. Eie 
müſſe vielmehr ihre Entichlüffe bis dahın fich vorbehalten, wo ein Anlaß 
dazu in greifbarer Geftalt eintrete, und wo eine Prüfung und Abwägung 
aller einichlagenden Berhältniffe und Intereſſen möglih ſei. Welch hoben 
Werth der Beſitz und die eigene Verwaltung der Gifenbahnen für das Land 
habe, werde die Regierung bei einem folchen Anlaffe vor Allem im Auge 
behalten. Eine Discuffion ſchließt fih an diefe Antwort nicht an. 

5. März. (Sachſen.) II. Kammer: Budget: die Kammer 
erweist ſich bezüglich der Förderung des Schulweſens ſehr freigebig: 

Unter Anderem twerden 660,800 Mark für den Neubau ber Landes: 
ſchule in Meiſſen, 540,000 Mark für ein neues Gymnaſium im Leipzig, 
1,025,650 Mark für Volksſchulen, 249,000 Mark für Schulinipectoren, 
deren Zahl noch um 3 vermehrt werden foll, 125,200 Mark für die Taub: 
ſtummenanſtalten und 15,000 Mark zur Begründung und Unterhaltung von 
Voltsbibliothefen bewilligt. 

5. März. (Heſſen.) II. Kammer: die Regierung ertheilt 
dem Gifenbahnausichuß der Kammer auf feine Anfrage bez. bes 
Reichgeilenbahnprojectes Folgende Antwort: 

„Der großh. Regierung find big jeht feinerlei officielle Mittheilungen 
bezüglid) eines Projects zur Erwerbung der deutichen Eifenbahnen durch das 
Reich geworden. Auch ift micht befannt geworden, ob bereits ein Project 
wegen der Modalitäten einer folchen Erwerbung entworfen ift. Die großh. 
Staatöregierung erachtet es nicht für opporlun, den definitiven Abſchluß bes 
Vertrags wegen Anlaufs der oberheffiichen Eiſenbahnen durch den Etaat in 
Hinſicht auf die berührten Fragen zu verzögern.“ 

6. März. (Preußen) Die mit der Polizeiverwaltung be= 
auftragten Beamten und Behörden werden von der Regierung auf 
das jüngft ergangene Cbertribunale:Erfenntniß verwielen, Inhalts 
deſſen kirchliche und religiöfe, zum Zwecke einer gemeinfanen Reli— 
gionsübung zufanımenfommende Vereine und Berfammlungen grund» 
ſätzlich als ſolche zu betrachten find, in welchen öffentliche Angelegen- 
heiten erörtert werden, und demgemäß unter das Vereinsgeſetz fallen. 
Hiernach haben die Behörden zu verfahren, fo daß ihnen die Statuten 
und Mitglieder-Verzeichnifte derartiger Vereine, wenn fie feine Cor— 
porationsrechte Haben, zur vorfchriftsmäßigen Kenntnißnahme vor— 
gelegt und die Verſammlungen zur vorjchriitsmäßigen Anzeige ges 
bracht werden müſſen. 

6. März. (Preußen) Der abgejegte Biſchof von Pader- 
born betrachtet fich troßdem noch immer als rechtmäßigen Bilchof 
der Didcefe und trifft demgemäß vom Auslande (Holland) her feine 
Verfügungen, thut Priefter, die ihm nicht zu Willen find, in den 
Kirchenbann u. dal. 

6. März. (Sachſen-Weimar.) Selbſt die Regierung bon 
Sachſen-Weimar fcheint dem Reichgeifenbahnprojecte nicht ſehr günftig 
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gefinnt zu ſein. Eine officidfe Kundgebung der „Weimar. Ztg.“ be- 
züglich des Reichseijenbahnproject3 hebt hervor: 

ba die mwirthichaftlichen WVortheile der Goncentrirung der Bahnen 
durchaus nicht fo vollftändig bewieſen jeien, al3 gemeinhin angenommen 
werde, dab namentlich auch fraglich ericheinen müſſe, ob wirklich die ſtaat— 
liche Verwaltung viel billiger ſei und erklärt ſchließlich, daß fie fich bislang 
nicht für den Staatsbahngedanten habe erwärmen fönnen, in dem fi) nur 
zwei weitgreifende Ideen erkennen ließen, eine militärifche und eine poli— 
tiſche; letzlere aber falle um jo mehr ind Gewicht, als wirthichaftliche Vor: 
theile zur Zeit von dem Reichseifenbahnenprojekte nicht zu erwarten ſeien. 


7. März. (Preußen) Der Biſchof von Münfter, defjen 
Abſetzungsproceß z. 3. vor dem fgl. Gerichtshofe für kirchliche An— 
gelegenheiten jchwebt, löst vorforglich jein Generalvicariat aus. 

1. März. (Bayern) IH. Kammer: troß der Erflärung ber 

Regierung vom 3. März bringt der Führer der ultramontanen 
Kammerhälfte, Jörg, doch einen Initiativantrag auf Erlaß eines 
neuen Yandtagswahlgejehes ein. 
. Da e3 don vorneherein faſt feit fteht, daß die beiden. Parteien fich 
über die Wahlfreigeintheilung niemals verftehen werden, ſo trennt der Ans 
trag da3 eigentliche Wahlgeiek und die Wahlfreigeintheilung und will nur 
jenes als Verfaſſungsgeſetz behandelt willen, die lehtere dagegen als ein: 
faches Geſetz, für deffen Annahme nicht Ziweidrittel:, ſondern bloß einfache 
Stimmenmehrheit erforderlich wäre. 

8. März. (Preußen.) Der fgl. Gerichtshof für Kirchliche 
Angelegenheiten jpricht die Abſetzung des Biſchofs von Münfter aus. 

8. März. GSachſen.) 1. Kammer: tritt dem Bejchluffe der 
I. Kammer in der Reichseifenbahnfrage ohne Debatte einjtimmig bei. 

9. März. (Deutſches Reich.) Der Kaiſer beantiwortet ein 
Gnadengefuch des gew. Botſchafters in Paris, Grafen Harry Arnim, 
abjchlägig. 

9. März. (Preußen) Die Regierung jchließt das Priefter- 
jeminar des Biſchofs von Limburg, da ihr die vom Geſetz geforderte 
jtaatliche Nevifion wiederholt verweigert worden ift. Der Bilchof 
wird außerdem neuerdings wieder wegen gejegwidriger Nichtbefegung 
von Pfarreien mit Strafe belegt, jo daß er im Ganzen bereits 
22,500 Dark Strafen zu zahlen hätte, 

9. März. (Medlenburg.) Der dießjährige Landtag wird 
von den beiden Regierungen gejchloffen, ohne daß die Verfaſſungs— 
frage auf demjelben irgend zur Sprache gekommen wäre. 

10. März. (Preußen.) Abg.-Haus: die Regierung legt dem— 
jelben den Entwurf einer neuen Städteordnung dor. — Der Jinanz- 
minifter läßt dem Haufe eine Nachweifung der in Folge des Geſetzes 
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von 22. April v. J. eingejtellten Leiſtungen aus Staatsmitteln für 
römijch-fatholiiche Bisthümer und Geijtliche für das Jahr 1875 
zugehen. 

Tie von dem Sperrgejek betroffenen Staatäleiftungen find im Etat 
be3 Gultusminifteriums unter Gap. 118 „Bisthümer und die zu benjelben 
ehörenden SInftitute*, Cap. 120. Tit 1, „Xefoldungen und Zuſchüſſe für 
atholifche Geiftliche” und Gap. 127 Zit. 3 „zur Verbefferung der äußeren 
Lage der Geiftlichen aller Bekenntniſſe und der Lehrer“ ausgeworfen. Ber 
Yahresbetrag der eingeftellten Zahlungen beirägt ad Gap. 118: 1,168,448 A, 
ad Gap. 120: 1,194,516 und ad Gap. 127: 348,003 .#, zufammen 
2,710,968 AM 63 find jeboch, weil das Geſeß erſt nach dem 1. April v. J. 
in Kraft trat, in Wirklichkeit nur reſp. 726,496.4, 852,951 und 251,332 4, 
zufammen 1,830,779 .4 einbehalten worden. 


11. März. (Deutjches Reich.) Der Reichd- und Staats 
Anzeiger ftellt in Anlaß der Ermordung des Kapitäns und des 
Steuermanns de3 deutjchen Schooners Anna und der Plünderung und 
der Zerftörung dieſes Schiffes an der chinefischen Hüfte gemeinjame 
I perationen Deutjchlandse, Englands, Rußlands und der PVereinig- 
ten Staaten gegen das chinefiiche Seeräuberwejen in Ausficht. 

11. März. (Preußen) Mbg.-Haus: Berathung des Budgets: 
Gultusbudget. Der Cultusminifter Falk nimmt dabei Gelegenheit, 
die Stellung der preuß. Regierung zur Curie neuerdings furz, aber 
icharf dahin zu zeichnen, daß ohne die volljtändige Unterwerfung 
unter die Staatsgejege der Friede mit der röm.-fath. Kirche unmög— 
Lich ſei. 

1. März. (Bayern.) II. Kammer: Berathung de3 Bub: 
gets: die ultramontane Partei verfährt dabei bez. der Gehaltsauf- 
befferungsfrage der Beanten nach den von ihrer Partei im Kammer: 
ausſchuſſe vom 25. Februar gefaßten Beichlüffen troß einer eindring- 
lichen Rede des Finanzminiſters mit 79 gegen 76 (fämmtliche Liberale) 
Etimmen und lehnt und lehnt die Forderung der Regierung ab. 

1. März. (Heſſen.) IH. Kammer: genehmigt den Ankauf 
der oberheſſiſchen Bahnen für den Etaat mit 28 gegen 19 Stimmen. 

12. März. (Preußen) Der Bilchof Ketteler von Mainz 
wird dom Gerichte in Münfter wegen Beleidigung des Oberpräſi— 
denten zu 300 Mark reijp. 30 Tagen Gefängniß bejtraft. Der 
Biſchof ift zur Gerichtsverhandlung in feiner bifchöflichen Kleidung 
jelbft erjchienen, die Bevölkerung verhält fich indeß ganz paffiv. 

12. März. (Heſſen.) Der Bilchof Ketteler von Mainz läßt 
eine neue Brofchüre: „Warum können wir zur Ausführung der 
Kirchengefege nicht mitwirken?“ erjcheinen, welche endlich die Lange 
zurüdgehaltene Kriegserflärung gegen die heſſiſche Regierung enthält. 
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13. März. (Preußen) Abg.Haus: Budget für Eultus und 
Unterricht: der Minifter Falk jteht wieder mit einer ganzen Schaar 
jeiner Geheimräthe auf der Breſche wider zahlreiche Angriffe der 
Ultramontanen. 


Der ultram. Abg. Tauzenberg eröffnet den Sturm. Er ift mit der 
Meife, wie jeit 1872 der Religionsunterricht in den Volksſchulen ertheilt 
wird, jehr unzufrieden. Unter Mühler war diefer Unterricht fait ganz in 
den Händen der Geiftlichkeit belaffen. Falk hat auch hier die Zügel des 
Staates ftraffer angezogen. Die Ultramontanen fennen recht gut die Wichtig: 
feit des Volksunterrichts, und der Weſtfäliſche Merkur Hat es offen ausge: 
iprochen, daß fie in dem Culturkampf einen Preis wollten, und diejer Sieges— 
preis jei die Schule. Der Minifter Falk erflärt jedody dem Gentrum, als 
e3 zu diejen Worten feinen Beifall fundgibt, diefen Preis würden fie nie 
erhalten. Ucberhaupt ſpitzt ich die Frage wieder einmal in draftiicher Weiſe 
zu. Sie Erzählung, welche der Minifter von einem durch den Kreisichul: 
injpector des Kreiſes Rees abgehaltenen Examen zum Beften gibt, gewährt 
nebjt den Unterbredjungen durd das Centrum ein anjchauliches Bild defjen, 
wa3 man auf beiden Seiten will. Der Geh.-Rath Stauder Ichlieht feine 
ede mit den Worten: „Wenn es dem Herren de3 Gentrums nur um die 
ernfte, religiöfe, ſittliche Bildung zu thun ſei und nicht vielmehr um die 
Herrichaft über die Schule, jo könnten fie fich jehr wohl auf den Stand» 
punkt jtellen, welchen die Regierung einnimmt.“ Löwe und Winbdthorft: 
Meppen jprechen beide jehr erregt, der eine für, der andere gegen die Re: 
gierung. Als Hauptbejchwerde hebt Windthorft hervor, daß der Staat be: 
rechtigt jei, den Religionslehrer von feiner Stellung zu entfernen. Jcht von 
diejem Landtage jei zwar nichts für die Katholiken zu erivarten, aber jchon 
die nächſten Wahlen könnten andere Ergebniffe bringen. Auch die „Ger: 
mania“ hofft auf die nächiten Wahlen, und zwar fmüpft fie ihre Hoffnungen 
an das Pronunciamiento der Ultras der Hreuzzeitungspartei gegen den Für: 
ften Bismarck und meint, dab fi) aus den Trümmern der früheren confer: 
vativen Partei eine Neubildung entwiceln werde. 


14. März. (Preußen) Da der Weihbiichof Janiszewski 
von Gnejen die freitwillige Niederlegung feines Amtes abgelehnt hat, 
jo wird gegen ihn das Verfahren auf Amtsentfegung vor dem fal. 
Gerichtshof für Eirchliche Angelegenheiten eingeleitet. 

14. März. (Preußen.) Abg.-Haus: Beginn der Berathungen 
der für den Gejeß-Entwurf betr. die VBermögensverwaltung fathol. 
Didcefen vom Abg.-Haufe niedergejegten Commiſſion. Da das ver= 
mittelnde Element in diefer Commiſſion feinen Plaß gefunden Hat, 
jo werden voraugfichtlich die vom Abg. Dr. Petri eingebrachten, auf 
eine Verſchärfung des Entwurfs abzielenden Amendements von der 
Gommilfion angenommen tverden. 

14. März. (Preußen) Abg.-Haus: Beginn der Commiſ— 
fiongverhandlungen über den Geſetz-Entwurf betr. die Geſchäfts- 
ſprache der Behörden ꝛc. 


Die ganze erfle Sihung wird mit der Diecuffion der Principienfrage 
ausgefüllt, d. h. ber Frage, ob der preußifche Staat endlich die letzie Conſe— 
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quenz ben polnisch redenden Gebieten gegenüber ziehen und ausſchließlich das 
Deutſche ald Staatsſprache ftatuiren folle, ohne felbitverftändlid damit der 
polnischen als der Volksſprache entgegenzutreten. Natürlich befämpfen die 
polnischen Abgeordneten dieſes Prinzip, und um jo energiicher, als fie ſich 
jelbjt darüber feiner Illuſion Hingeben können: an dem Tage, two dieſes Ge— 
je im Kraft tritt, iſt es mit der Hoffnung vorbei, daß e3 dem polniichen 
Landestheil gelingen könne, die Eonderftellung in oder vielmehr neben dem 
deutichen Staat zu erreichen, bon der fie jeit 1815 träumen. Die Bejeiti- 
gung der Gleichberechtigung der polnischen Vollsſprache mit der deutichen 
Staatsſprache ift übrigens nicht bloß vom politiichen und nationalen Stand» 
punkt aus eine Nothwendigfert geworden. Auf die Klage der Polen wegen 
Vernachläſſigung ihrer Sprache antwortet der Commiſſär des Juftizminifters 
mit einer Reihe von jtatiftiichen Daten, welche außerordentlich lehrreich find. 
Das bisherige Syſtem der Parität der Sprachen fei gar nicht mehr durch 
führbar, da die Juftizverwaltung je länger je weniger in der Lage jei, mit 
der polniſchen Sprache vertraute Richter zu gewinnen. Die national:polni« 
Ihen Elemente ziehen ſich grundiäßlid von dem Staatädienfle zurüd, und 
alfe Neizmittel, deren fich die Negierung bedient hat, um nichtpolnifche Ju— 
riften durch Gehaltszulagen und die Ausficht auf raiche Beförderung zum 
Erlernen der polnischen Sprache zu bewegen, haben ſich ala unwirkiam er: 
tiefen. Die Regierung hat polniichen Studenten, wenn fie fi) der Juris— 
prudenz widmen twollen, Stipendien bewilligt, und in einer Reihe von Fällen 
haben die Betreffenden nach Beendigung ihrer Studienzeit dem Richteramte 
den Rücken gedreht. Dieſer Beobachtung parallel läuft die andere, daß bie 
Zahl der Eingaben in polniſcher Sprache ſich in den lebten zehn Jahren 
ſehr erheblich vermindert hat (im Bagatellproceh beifpielsweife ift diejelbe 
von 168 auf 4 gejunfen). Um jo unzweifelhafter ift e8, daß die Einführung 
des Deutichen ala Staatsſprache und die Beſchränkung der polnischen Volks— 
ſprache auf Kirche und Schule indirect zur Stärkung des deutjchen Elements 
führen muß, fchon weil die gebildete Claſſe dadurch zur Erlernung der deut: 
chen Sprache genöthigt wird. 


15. März. (Yippe-Detmold.) Die Wahlen zum Landtage 
fallen durch eine Goalition der Gonfervativen und der Nationallibes 
ralen theilweife gegen die Fortichrittspartei aus. Es find gewählt: 
7 Mitglieder der Yortichrittspartei, 2 Nationalliberale, 3 Conſer— 
vative und 2 die Feiner der genannten Parteien angehören. Das Zus 
tandefommen des Yandtags ift dießmal gefichert, wenn die Ritter— 
ichaft auf ihrem bisher genofjenen Vorrechte nicht beharrt. 

18. März. (Deutjches Reich.) Ein Armeebefehl des Kaiſers 
jeßt die Tage feſt, an welchen die Militärgebäude, wie Kafernen 
u. dgl., Flaggen aufziehen jollen. Der Tag der Echlacht bei König- 
gräb befindet fich nicht darunter. 

18. März. (Preußen) Der abgejebte Biſchof Martin von 
Paderborn verläßt in (Folge einer Zuichrift des holländischen Juſtiz— 
minifter® das bisher von ihm mahe der preuß. Gränze bewohnte 
Schloß Neuburg bei Maaftriht und geht über Belgien nach Eng» 
land, 
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18. März. (Preußen) Abg.Haus: erjte Lefung des Ge— 
jeg-Entwurfs einer neuen Etädteordnung. Derjelbe wird an eine 
Gommijfion von 21 Mitgliedern gewiefen. 


Die Debatte geftaltet fich jehr intereffant. Die wichtigften Redner 
find die Abg. Miquel und Eugen Richter und der Minifter des Innern. 
Sehr entichieden belämpft Miquel, in Sachen der Städteverwaltung eine Auto: 
rität, die allzu große Gewalt, welche der Eutwurf dem Bürgermeifter ein: 
räumt; ebenſo erflärt er ſich gegen die zu großen Auffichtärechte der Ver: 
waltungsbehörden. Richter befürwortet Namens der Fortichrittspartei, die 
aud einen dahingehenden Antrag einbringt, die Ausdehnung des Geſetzes 
auf die Provinzen Pofen, Rheinland und Meftphalen, indem er flarlegt, 
daß eine längere Ausſchließung der erwähnten Provinzen von ber Verwal: 
tungsreform Die clericale Partei ftärfe und die Gegenſätze mehr fchärfe, ala 
wenn man möglichit raſch ein einheitliches Geſetzgebungsgebiet herftelle. Der 
Minifter des Innern, Graf Eulenburg, ift auffallend entgegentommend für 
die Wünfche der liberalen Redner, und namentlich ift es überrajchend, wie 
bereittwillig er fich dem letzterwähnten Wunſche gegenüber verhält. Er habe 
fih nur über die Stimmungen vergewifjern wollen, und warte darauf, dem 
König die Ausdehnung der Städteordnung auf andere Provinzen zu empfehlen. 


20. März. (Preußen) Herrenhaus: Graf Udo v. Stol- 
berg interpellirt die Regierung in Betreff einer Reichzeifenbahnvorlage. 


Die Interpellation ift von 21 Mitgliedern des Herrenhaufes, darunter 
Graf Moltfe und Bürgermeifter Hobrecht, unterftügt und ftellt fi) ſomit 
ala eine Provocation der Regierung zur Ginbringung der Vorlage dar. 
Graf Stolberg bekennt ſich denn auch bei Motivirung der Interpellation 
als warmer Freund des Projectes. Derjelbe verweist darauf, daß er jchon 
feüher für die Idee eingetreten, da3 gefammte Eifenbahnwejen an das Reid) 
übergeben zu lafjen; daher habe er die Nachricht mit Freuden begrüßt, nad) 
welcher nunmehr dieje Angelegenheit geregelt werden folle. Er habe geglaubt, 
daß dieje Frage im Abgeordnetenhauſe angeregt werden würde; da aber bie: 
jelbe dort biäher mit feinem Worte erwähnt worden fei, jo habe er fich ver: 
anlaßt gefehen, die Sache hier zur Sprache zu bringen. Früher Habe biefe 
‘dee vielfachen Widerjpruch erfahren, in der lebten Zeit aber fei in der 
Öffentlichen Meinung ein Umſchwung eingetreten. Der Graf geht nun auf 
die Entwidelung des preußifchen Eifenbahnmweiena über. Der Nüdgang in 
den Einnahmen der Eifenbahnen ſei nicht im Folge des Krachs, ſondern ſchon 
im Jahre 1872 eingetreten. Hätte der Staat von vornherein das Eifenbahn: 
weſen in feine Hand genommen, jo würde er jeßt jchon das ganze Land 
mit einem Ne von Eijenbahnen überzogen haben. Dieß jei leider jetzt nicht 
der Trall; man habe das Eiſenbahnweſen größtentheild in den Händen ber 
Privatinduftrie gelafjen und dadurch ganz erhebliche Unzuträglichkeiten für 
die Landwirthichaft und die Induſtrie geichaffen. Dieje finden namentlich 
in den Beftimmungen und Einrichtungen der Differential:Tarife ihren Grund. 
Man habe jchon lange gefucht, diefen Beſchwerden Abhilfe zu jchaffen. Das 
in Borfchlag gebrachte Reichseiſenbahngeſetz halte er nicht dazu für geeignet. 
Die Privatbahnen könnten aber ohne die beträchtlichen Differenzial:Tarife 
nicht beftehen, und deßhalb bleibe feiner Meinung nach nichts übrig, ala 
daß der Staat oder ba3 Reich den geſammten Eifenbahnbetrieb in die Hand 
nehme. Dieß fei auf drei verſchiedenen Wegen zu erreichen: 1) durch Ver: 
einigung aller Verkehrsmittel (Poſt, Telegraphie und Eifenbahnen) in ben 
Händen des Staates — da3 Halte er unter den jekigen Verhältniffen für 
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unausführbar; 2) durch Mebergang der Eifenbahnen an die einzelnen Bun— 
desſtaalen — auch das halte er für gefährlic, weil dadurch ein permanenter 
Tariffrieg zwiichen den einzelnen Bundesftaaten hervorgerufen werde; 3) der 
Mittelweg, dat Preußen feine Staatsbahnen und feine Rechte auf die Pri— 
vatbahnen dem Reiche übertrage. Dazu würden dann feiner Meinung nach 
in die Neichöverwaltung übergehen: die medlenburgiichen Privatbahnen, die 
oldenburgijchen Etaatsbahnen, die Ihüringiichen und die heſſen-naſſauiſchen 
Bahnen. Damit wäre ein Anfang zur Einigung gemacht, auf dem man 
weiter bauen fünne, namentlich wenn die jüddeutichen Regierungen jähen, 
daß man ihrer Eelbitjtändigfeit nicht zu nahe trete. Gr wünſche deßhalb 
ausdrüdlich, dab, wenn der legte Weg eingeſchlagen werde, dann den übrigen 
deutſchen Staaten nichr ohne ihren Willen ihre Bahnen abgenommen werden 
dürften. Handeläminijter Dr. Achenbach beantwortet die Anfrage der In— 
terpellation Namens der Staatöregierung mit „Ja.“ Die Etaatsregierung 
beabfichtige, in der nächiten Zeit Schon dem Landtage eine Borlage zu machen. 
worin fie um die Ermächtigung nachſuche, die Staatsbahnen, die ftaatlichen 
Rechte an einzelne Bahnen und das Auffichtsrccht über die gefammten Bah— 
nen auf das Reich zu übertragen. Das Haus werde mit ihm einverftanden 
fein, daß mit Nüdficht auf die kurze Zeit, in der diefe Abficht zur Ausfüh— 
rung gelange, er von der Darlegung der Motive jekt Abftand nehme. Das 
wolle er aber jchon jeht erklären, daß nicht politiiche, ſondern ausjchliehlich 
wirthichaftliche Gründe die Staatöregierung hierzu veranlaſſen. 

Abg.-Haus: die Regierung legt demjelben einen Gejeg-Entwurf 
betr. Ginverleibung des Herzogthums Lauenburg vor. 

Das Haus erledigt die dritte Yelung des Etats fir 1876. 

21. März. (Hefjen.) I. Hammer: genehmigt auch ihrerjeits 
den Ankauf der oberheifiichen Bahnen für den Staat mit 15 gegen 
2 Etimmen. 

21. März. (Sakhjen- Weimar) Die Kammer lehnt Die 
Vorlage der Regierung, betr. Theilung des NReinertrags des Kammer— 
vermögeng, ab. 

22. März. (Deutjches Reich.) Geburtstag des Kaiſers. 
Zur Feier desjelben ericheint eine große Militärbeförderung, durch 
welche u. A. auch Fürſt Bismard, der am 18. Januar 1870 bei 
der Errichtung des Kaiſerreichs zum Generallieutenant ernannt 
wurde, zum General der Gavallerie befördert wird. 

24. März. (Bayern.) II. Kammer: verwirft einen Antrag 
auf Aufhebung des Echulgeldes für die Volksfchulen, obgleich oder 
weil fich der Minijter dv. Lug im Princip damit einverjtanden er— 
flärt, mit 78 (ultramontanen) gegen 69 Stimmen und lehnt 
fogar die Verweiſung des Antrags an eine Gommiffion ab. Die 
ultramontanen Redner ereifern fich dabei gewaltig gegen das Staats» 
monopol des obligatorifchen Unterrichts, den fie nicht noch durch 
Aufhebung des Schulgeldes befördern wollen. 


25. März. (Preußen) Abg.Haus: die Regierung legt dem 
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felben einen Gejeß-Entwurf betr. Uebertragung bes Gigenthumg und 
der onftigen Rechte des preuß. Staats an Eijenbahnen auf das 
Reich vor. Derfelbe lautet: 


„s 1. Die Etaatöregierung ift ermächtigt, mit dem dentſchen Reich 
Verträge abzuſchließen, wodurd 1) die gefammten im Bau oder Betriebe 
befindlichen Staatsbahnen nebft allem Zubehör und allen Hinfichtlich des 
Baues oder Betriebes von Staatsbahnen beftehenden Berechtigungen und 
Verpflichtungen de3 Staate3 gegen angemefjene Entihädigung kaufweiſe auf 
dad Reich übertragen werden; 2) alle Befugnifje des Staates bezüglich der 
Verwaltung oder des Betriebes der nicht in feinem Gigenthum ftehenden 
Gifenbahnen, jei es daß dieſelben auf Geſetz, Gonceffion oder Bertrag be: 
ruhen, an das Reich übertragen werden; 3) in gleichem Umfange alle fon: 
ftigen dem Staate an Gifenbahnen zuftehenden Antheild: und anderweiten 
Dermögensrechte gegen angemefjene Entihädignng an das Reich abgetreten 
werden; 4) ebenio alle Verpflichtungen des Staates bezüglich der nicht in 
feinem Gigenthum ftehenden Eijenbahnen gegen angemefjene Vergütung vom 
Reich übernommen werden; 5) die Eijenbahn:Auffichtörechte des Staates auf 
das Meich übergehen. $ 2. Bezüglich der in $ 1 unter 1, 3 und 4 erwähn: 
ten Bereinbarungen bleibt die Genehmigung des Landtags vorbehalten.“ 

Die Motive, welde 16 enggedrudte Eeiten umfaſſen, geben eine 
ausführlide Barftellung der Mängel bes jebigen Eiſenbahnweſens. Der 
Gejeg-Entwurf jagt über den zu ftipulivenden Kaufpreis, daß derjelbe in 
einer Entſchädigung beftehen jolle, welche dem wirklichen Werthe der Ge» 
fammtheit der abzutretenden Staatsbahnen entjpricht, wobei diefe Geſammt— 
beit ala ein Object angejehen werden ſoll. Der Werth desjelben joll unter 
Zugrunbdelegung de3 wirklichen Anlagefapitald mit Berücfichtigung der bis— 
berigen und zukünftigen Ertrag@verhältniffe im Wege billiger Beranichlagung 
ermittelt werden und die Entichädigung in einer amortifirbaren Nente bes 
ftehen. Die Hoheitörechte der Ginzeljtaaten in Anjehung der Conceſſionirung 
neuer Bahnen jollen dem Reiche nicht mit übertragen werden. Der Schluß: 
fat der Motive lautet folgendermaßen: „Würden die Beſtrebungen der 
preußiichen Regierung wegen Webertragung de3 preußiichen Bahnbefites auf 
das Reich am Bideriprude der mahgebenden Organe des Meiches fcheitern, 
jo könnte es nicht zweifelhaft fein, daß alsdann Preußen jelbft an die Löfung 
der gedachten Aufgaben mit voller Energie heranzutreten und vor Allem die 
Erweiterung und Gonjolidation feines eigenen Staat3bahnbefites ala näd): 

es Ziel feiner Eifenbahnpolitif zu betrachten hätte. Den Rückſichten, welche 

reußen gegenüber jeinen Bundesgenofjen obliegen, wäre Genüge geichehen. 
Nichts würde entgegenftehen, der nachtheiligen Zeriplitterung des Eijenbahn: 
wejend und dem lleberwiegen der Privateiſenbahn-Induſtrie ſelbſtſtändig 
entgegenzuwirfen. Die alsdann von der preußifchen Eifenbagmpolitit noth— 
wendiger Weife einzufhlagende Richtung würde zur mwahrfcheinlichen Folge 
haben, daß durch die Erweiterung des gerad und bie volle Entfal: 
tung des im Beſihe und der Verwaltung der preußifchen Staatsbahnen lie: 
genden Einflufjes das Nebergemwicht der mit den preußischen Bahnen 
verfnüpften Interejien fich über die Grenzen des preußifchen 
Staatögebietes hinaus fühlbar mahen würbe.“ 


27. März. (Deutjches Reich.) Der Abſchluß der Staats— 
rechnung für 1875 ergibt einen Ueberſchuß von etwas mehr als 
16 Mill. Mark. 


27. März. Preußen.) Abg.-Haus: der Finanzminifter bes 
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richtet über den Abſchluß der Staatsrechnung für 1875: berfelbe 
ergibt einen Ueberſchuß von 15,793,121 Mark. 


Erjte Lefung des Geſetz-Entwurfs betr. die Ginverleibung des 
Herzogthung Lauenburg. Der Verſuch Virchow’, hiebei twieder an 
den Beichluß des Abg.=Haufes dom 3. Februar 1866, welcher die 
Vereinigung des Herzogthums mit der „Krone“ Preußen, jo Tange 
die Zuftimmung des Landtags nicht erfolgt jei, verhindern wollte 
anzufnüpfen, jcheitert an den jtaatärechtlich bündigen Ausführungen 
der Abg. Hammacher und Miquel; fein Antrag, die Vorlage an eine 
Gommilfion zu weifen, wird abgelehnt und die Behandlung der zwei— 
ten Leſung im Plenum beſchloſſen. 


28. März. (Preußen.) Der Oberpräfident von Weftphalen 
erklärt das bifchöfliche Anabenjeminar von Paderborn (seminarium 
Liborianum) mit Ablauf des gegenwärtigen Winterfemefterd für ges 
jchloffen, weil der Präfes diefer Anftalt gegen die Revifion (Inſpec— 
tion) desfelben durch einen kgl. Commiſſar protejtirt und dem letzte— 
ren jede Auskunft verweigert hat. 

29. März. (Breußen.) Abg.=Haus: Debatte über den Bericht 
der Specialcommijfion von 1873 zur Unterfuchung des Eiſenbahn— 
concejfionäwejens. Die Debatte entjpricht den alljeitig gehegten 
Erwartungen keineswegs. Schließlich wird mit großer Mehrheit ein 
Antrag Lasker's angenommen, welcher lautet: 


„Indem dad Haus der Abgeordneten von dem Berichte der „Special: 
commilfion zur Unterfuchung des Eiſenbahnconceſſionsweſens“ von den in 
demjelben dargeftellten Mißſtänden und den hieran jich anjchliegenden Vor: 
ſchlägen Kenntnig nimmt, behauptet e3: 1) in Betreff bes Eijenbahnconcei: 
ſionsweſens und des Gifenbahnbaues a) die Erwartung auszufprechen: daß 
die königliche Staatsregierung darauf Bedacht nehmen werde, den Mibjtän: 
den, welche beim Brivateiienbahnbau wahrgenommen und in folge von 
Scheinmanipulationen und Umgebungen des Geſetzes ermöglicht worden find, 
mit den Mitteln der den Staatöbehörden andertrauten Gonceffionsbefugniß 
und Aufficht über den Eifenbahnbau entgegenzutreten; b) von weiteren Be: 
ſchlüſſen aber, mit Rücficht darauf, dat die von der königlichen Staatäregie: 
rung eingebradhten und angekündigten Gejebesvorlagen die Erörterung der 
in bem Bericht dargelegten Geſichtspunkte in Ausficht ftellen, zur Zeit Abs 
ftand zu nehmen; 2) in Betreff des Actienweſens die königliche Staatäregie: 
xung aufzufordern: dahin zu wirken, daß die Reform der Geſetze über das 
Actienweſen, insbejondere unter Berüdfihtigung der unter IV, 10—15 ber 
Vorſchläge vorgezeichneten Richtung und im Sinne a) eines befieren Schutzes 
aller im öffentlichen Intereſſe gegebenen Geſetzesvorſchriften, b) der verftärt: 
ten Derantiwortlichkeit aller bei Gründung, Leitung und Beauffichtigung des 
Unternehmens betheiligten Perſonen, c) einer felbftftändigeren und wirk: 
fameren Gontrole über die Verwaltung, d) der leichteren Berfolgbarkeit der 
im öffentlichen Intereſſe gegebenen Borjchriften durch die Reichsgeſetzgebung 
baldigft in Angriff genommen werde.“ 
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Fine Characteriftit der Debatte zeichnet diefelbe zutreffend aljo: „Die 
Tebalte über den Eilenbahnsilnterfuchungsbericht Hat ftattgefunden. Und 
was iſt das Nefultat? Man muß unmillfürlich der Worte des Reichslanz: 
lers an Arnim gedenken, nämlich „daß ed auch nichts ift.“ Und wenn Hr. 
Schröder:Lippftadt davon ſprach, daß durch die heutige Debatte im Berhält: 
nik zu dem anfgewandten Apparat der Elephant zur Maus gemacht worden, 
jo mochte er die bittere Wahrheit dieſes Ausſpruchs gar nicht voll ahnen. 
Gin Bericht über einen das gefammte Staatöwejen auf's tieffte berührenden 
Gegenftand lag zur Berathung vor, und zulcht lief es auf den mihlungenen 
Verfuch hinaus, daß fi Hr. dv. Kardorff rechtfertigte. Die Scherze des Hrn. 
Echröder, der „die Gründer vom Geheimen Rechnungsrath bis herunter zum 
höchſten Adel“ recht wirkungsvoll geihelte, waren dennoch nicht ganz dem 
Gewichte der vorliegenden Berathung angemejjen; aber auch die Rede des 
Abgeordneten Laster hatte bei all ihrer Trefflichkeit * eigentlich den 
Schwerpunkt auf dem Gebiete der allgemeinen Eiſenbahn-Politik ſeit 1838 
und nicht auf der durch die Tagesordnung abgeſteckten Arena. Wer mit 
unbefangener Kritik dem Gang der Debatte gefolgt iſt, muß zur Ueberzeugung 
gelangt fein, da die peinliche Angelegenheit wohl aus der Welt geichafft, 
nicht aber aufgeklärt if. Daß Lafer er an diefem üblen Berlauf nicht 
ſchuld ift, war für alle Einfichtigen jeit langem klar; jetzt aber hat e3 ihm 
fein politiiher Gegner, Hr. v. Köller, vor dem ganzen Yande bezeugt, daß 
er der einzige "in der ganzen Gommilfion geweſen, welcher auf eine ftrenge 
Unterfuchung ſämmtlicher Gründungen gedrungen habe, daß er aber nicht 
durchgedbrungen ſei. Namentlich hätte er alle pi gemacht, um 
über die Gründung von ee aeg Klarheit zu verbreiten. Materiell 
darf die von dem Minifter Achenbach abgegebene Erklärung: daß die Regie: 
rung auch auf dem wirthichaftlichen Gebiete feine Reaction wolle, als das 
bedeutiamfte Ergebniß de3 Tages angejehen werden. Die Schußzöllner und 
Agrarier werden alſo nad) wie dor ———— 


29. März. (Bayern.) II. Kammer: Generaldebatte über 
das Budget des Minijteriums des Innern. Das Minifterium wird 
von der ultramontanen Partei auf’3 heftiafte angegriffen. Die De: 
batte wirft ein ſtarkes Echlaglicht auf die politifchen Zuftände 
Bayerns und den dortigen Kampf der Parteien. 


Abo. dv. Griefenbed (ultr) beantragt die Vorlegung eines Geſetzes, 
betreffend die Reorganijation der Verwaltung für den nächlten Yandtag, und 
empfiehlt diefen Antrag. Freyburger (ultr.) ift für den Antrag nicht 
nur aus Zweckmähßigkeits-, fondern auch aus Sparſamkeitsgründen, ebenjo 
Abg. Rakinger (ulte.), welcher dabei das Minifterium ſtark angreift. 
Bolt (lib.) erklärt, dab feine Partei bereit3 feit 10 Jahren für den An: 
trag geweſen, allein jebt fei zunächſt abzuwarten, wie ſich die Frage der 
Abgrenzung der eigentlichen Gerichtsbarkeit von der lage ar 
feit im bevorftehenden Reichsgeſetze ftelle. Dann fpielt er auf die Vorgänge 
in den letzten Situngen an, inden er jagt, daß die bayerifche Kammer ber 
Abgeordneten fein Verwaltungstörper ſei. Es fei nicht wahr, daß fie (die 
Ultramontanen) eine Beſchwerde wegen Gefehesverlegung geftellt habe, ſondern 
eine Petition habe fie geftellt in einem Gegenftande, in welchem fie nicht 
competent jeien. Dadurch würden die VBerwaltungsbehörden in den Augen 
des Landes herabgejegt und die faulen und trägen Gemeinden beftärft, ihre 
Verpflichtungen in Bezug auf die Schulen nicht zu erfüllen. Er habe in 
feinem Leben niemals zu denen gehört, welche die Befugniß einer Landes: 
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vertretung einfchränfen oder beichneiden wollten. Ginmal mühte ein Ende 
gemacht werden; es jei nur zum Schaden einer Körperſchaft, wenn fie ſich 
ın Dinge mijche, in denen fie nicht competent fei und man thne nicht vecht, 
wenn man mit folcden Fragen das Mitregieren verſuche. Man habe nicht 
umhin gekonnt, darüber in Yamentationen auszubrechen, daß der gefetliche 
Sinn immer mehr ausfterbe. Wie könnten die, die beftändig den gejeklichen 
Sinn des Volkes untergraben, und die es fich zur Aufgabe gemacht haben, 
in gleiineriicher Sprache den Ungehorfam des Volkes zu unterftühen, ihnen 
(der linfen Seite) das zum Vorwurf machen? (Großer Lärm! Hört!) Der 
Menſch könne viel ertragen, er (Redner) habe fi) ichon lange vorgenommen, 
auf derartige Provocationen nicht einzugehen, aber einmal reihe jedem bie 
Geduld, fie (die Linke) Lönnten fich das nicht fort und fort nachfagen laffen, 
worin es die Rechte jchon zu einer gewiflen Gewohnheit gebracht habe. Welche 
Stirne gehöre dazu, zu Jagen, der Staat jei der größte Verführer ber 
Jugend. Er (Redner) wolle nicht jo Weiter fahren. Den Ton, der ange: 
ichlagen worden, habe nicht er provorirt. Walter (ultr.): Er habe den Miß— 
brauch zu rügen, welcher von ber ——— mit der Verkündigung des 
allerhöchſten Erlaſſes vom 19. October v. Is. getrieben worden ſei. Die Art und 
Weiſe, wie die Verkündigung angeordnet worden, ſtehe ſeines Dafürhaltens den 
Geſetzen entgegen. Man hätte den Erlaß des Königs durch die Amtsblätter 
verfündigen lönnen; dieß habe aber nicht zu genügen geſchienen, denn man 
babe eine gewiſſe Stoßinsherz-Politik treiben wollen, man Babe die rechte 
Seite, die Mehrheit des Haufes, beim Volke discreditiren wollen. Man 
habe daher Berlammlungen der Bürgermeifter veranftaltet und dabei den 
königlichen Erlaß in einer Weiſe ausgelegt, die ein tüchtiger Fauftichlag in 
das Geficht des fatholiichen Volkes gewejen. Man habe dem fatholijchen 
Glauben eins verjehen wollen. In Amberg habe der Bezirfdamtmann zu 
den Bürgermeijtern gejagt, die fatholiiche Religion habe ſeit 1866 den Uns 
frieden in's Land gebracht, weil fie ſich als alleinjeligmachend ausgebe. Man 
habe ferner den Bürgermeiftern ſogar mit Strafen gedroht, wenn fie ein 
jolches Vorgehen nicht billigen wollten, wie dieß dem Abg. Lerzer begegnet 
fei, weil er fich geweigert, den königlichen Erlaß vor die Gemeindeverfamm: 
lung zu bringen und weil er ihn einfach an die Gemeindetafel angeheftet. 
Lerzer fei deßwegen mit 20 Mark disciplinarisch beitraft worden. Die Auf: 
fafjung der betreffenden Entichließung fei eine vollftändig unhaltbare und 
ungejepliche, das Maß der Anforderungen an die Bürgermeifter bemefje fich 
nur nach der Gemeindeordnung. Artikel 92 derfelben verpflichte ben Bürger: 
meifter nur zur Ausführung von „competenzmäßig“ erlaffenen Anordnungen, 
eine folche jei aber hier nicht vorgelegen. Nach Artikel 4 des Minifterver: 
antwortlichteitägejeßes ſeien Entichliegungen ohne Gegenzeichnung jämmtlicher 
Minifter nicht vollziehbar. Das Minifterium fei ungefeßlich vorgegangen 
und habe den Vollzug auf ungejeßlichem Wege erzwungen. Wo ſei die Be: 
—— die von den Bürgermeiſtern den unbedingten Gehorſam fordere, 
es gebe keinen unbedingten Gehorſam, ja der Verfaſſungseid ſchließe ihn ſo— 
gar eher aus. Der Gehorſam gegen das Geſetz ſei mit dem Gehorſam gegen 
die Behörden keineswegs identiſch Hüte man fi wohl, die Conſequenz 
diefer Säche wäre der Tod der Freiheit, der nadtefte Abfolutismus, ben fie 
(die Linke) nicht wollen könnten und dürften, wenn fie die wahre Freiheit 
wollten, die niemals einer Partei gehöre, fondern allen gemeinſam ſei. Der 
Bezirksamtmann in Amberg Habe fich bei Auslegung des königlichen Erlaſſes 
auch über die Betichweitern ausgelaſſen (Heiterkeit) und ganz ungeeignete 
Aeußerungen gethan. Am Ungefeplichften aber fei e8 in Velburg zugegangen, 
two fich der Bezirfaamtmaun in ganz unmahren Anklagen und Berdächtig: 
ungen gegen den Latholifchen Clerus ergangen, indem er zu den Bürger: 
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meijtern geſagt: „In politiichen Sachen habt Ihr auf die Geiftlichen fo 
wenig aufzupafien, wie auf Euere Schweinehirten, der ganze Clerus taugt 
nicht?, eimer macht’3 wie der andere.” Er habe ferner auf die Sautner: 
Affaire angeipielt und gelagt, jo jei der ganze Gleru3. So habe der Be: 
zirffgamtmann von Belburg eine Stunde lang die Bürgermeifter in ber 
ängftlichjten und peinlichiten Stimmung erhalten und einen Sturm in ber 
Benölferung erregt, der jebt noch andauere, Die Pfarrer hätten dagegen 
einen Proteſt erhoben, ftatt aber auf den Proteft einzugehen, habe man gegen 
die Preſſe Unterſuchung eingeleitet, welche jene Aeußerungen, alſo Thatfachen, 
einfach berichtet. Das jeien Vorgänge, die gewiß zm denten geben müßten. 
63 ſei noch weiteres vorgegangen. In Neumarkt (Oberpfalz) habe ber Bür: 
germeifter von dem königlichen Erlaß eigene Abdrüce druden laſſen und dem 
dortigen friedlichen Pfarrer eine Falle gelegt, dadurch, daß er fie an allen Eden 
und Enden der Kirche anfchlagen ließ. Dieß fei ein Eingriff in das Privateigen: 
thum, jtatt fich aber darüber Rechenichaft zu geben, habe man ben Meßner 
und Meßnergehilfen in Unteriuchung genommen. Scherzweife möge erwähnt 
fein, daß ein anderer Bezirlgamtmann einem Gooperator deu Erlaß durch 
den Gemeindediener mit dem Befehle zuichicte, ihm von der Kanzel zu ver: 
lejen, wa3 ber Gooperator natürlich verweigerte. Solche Mifftände müßten 
zur Grbitterung führen. Wenn man das für Recht erkenne, dann habe 
Bayern nit nur aufgehört, ein Rechtäftaat zu fein, ſondern höre auch auf 
ein Gulturftaat zu fein, denn das fei feine Cultur mehr. Staatöminifter 
v. Pfeufer: Mitglieder einer Partei, die fich ala die patriotifche geritt, 
hätten Alles eher zu einem Angriffsobjecte gegen die Staatäregierung be: 
nützen ſollen, ala gerade das allerhöchſte Handichreiben. Es ſei von Hrn. 
Rahzinger behauptet worden, durch dieſes Handſchreiben ſei der Unfriede ver: 
urſacht worden. Die Publication des allerhöchſten Handſchreibens ſei von 
S. M. dem König angeordnet worden, die Art und Weile aber, wie es 
publieirt werden folle, ſei dem königlichen Staataminijterium überlaſſen ge: 
meien. Hätte e3 da3 Minijterium im Amtsblatt, dag, wie ein Mitglied 
erflärt habe, jehr wenig gelefen werde, abdruden Lafjen, jo würde das wenig 
geholfen haben. Gerade durch die öffentliche Publication ift in vielen Ge: 
meinden der Schleier der Unwiſſenheit und Lüge gelüftet worden. Durch 
dieſes Handſchreiben ift im den Gemeinden bekannt geworden, dat das Ge: 
fammtminiiterium das Vertrauen des Thrones befie und in jeder 36 
ſeine Pflicht und Schuldigkeit im vollſten Maße gethan Habe. Sie (die 
Rechte) Frage, ob dieſe Publication auf geſetzlicher Baſis beruht Habe? 
Darauf hätten 8000 Bürgermeifter mit „Ja“ geantwortet. Sie hätten es 
ala ein Gefühl de3 Anftandes betrachtet, da3 fönigliche Wort in der Weife 
zu publiciren, wie es das königliche Staatsminifterium angeordnet. Wenn 
die Bürgermeifter die Anordnungen des königlichen Staatsminiſteriums bes 
folgt, To hätten fie nichts anderes gethan, ala ihre Pflicht als Vollzugs— 
organe erfüllt. Man Habe dem Staatsminifterium vorgeworfen, bh e3 
unbedingten Gehorfam von den Verwaltungsorganen gefordert habe. Dem 
gegenüber erfläre er: der Verwaltungsbeamte jei, jobald er als Richter des 
öffentlichen Rechtes auftrete, ebenſo unabhängig und jelbftitändig ala der 
Rıchter; er müfje aber unbedingt gehorchen, und fönne er die nicht wegen 
“feiner politifchen Meberzeugung, jo bleibe ihm nicht? übrig, als den Staats: 
dienft zu verlaffen. Redner geht nun auf einzelne Fälle über, die Gegen: 
ftand der Prefje geworben und wendet ſich dann gegen die Aeußerungen des 
Hrn. Rabinger. Wenn Hr. Rabinger behaupte, daß bie Diſtrictsraths- und 
Landrathagejeßgebung den Zweck nicht erfüllt habe, jo könne er ihm 
nur jagen, daß dieß das erfte und einzige Gutachten fei, das er über dieſes 
Geſetz gehört Habe. Er glaube, daß fein Gejek ſich jo raſch in die Bevöl: 
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ferung eingelebt habe, ala gerade dieſes. Dr. NRakinger erkläre, daß von 
einzelnen Beamten eine bagatellmäßige Behandlung der Diſtrictsräthe erfolgt 
jei und daß Mebergriffe der Beamten ftattgefunden hätten, die in’3 Aſchgraue 
ingen. So lange ihm (dem Minifter) nicht beftimmte Thatjachen vorlägen, 
infolange müfje er eine foldde Behauptung ala unwahr und- lügenhaft be= 
zeichnen. Dr. Ratzinger bringe auch vor, dag man die wichtigſten Fragen 
der Landezinterefien nicht mit der Mehrheit, Tondern mit der Minderheit 
beiprehe (Dr. Völk ruft inzwiſchen: „ich möchte nur wiſſen, was er damit 
meint?") Er wolle Hrn. Völk Aufklärung geben. Man brauche nur das 
„Fränkiſche Volksblatt“ zur Hand zu nehmen, in welchem von einer Pe: 
ſprechung zwiſchen den Miniftern und den Führern der Linken in traulichen 
Stunden die Rede ſei. Alfo wiederum eine Verſchwörung, und doch könne 
er Hrn. Ratinger und vielleicht Hrn. Jörg das Vergnügen nicht gönnen, 
eine folche Verſchwörung entdeckt zu haben, denn in der That fei an ber 
ganzen Geichichte fein Wort wahr. Er wifje weder von geheimen Belprech: 
ungen etwas noch don trauten Stunden (Gelächter!) Er Habe mur mit 
einem Abgeordneten geiprochen, und nicht im Minifterium, fondern auf 
der Straße, und nicht geheim, fondern öffentlich, und nicht von der linfen 
Seite, ſondern von der rechten. Sein Name fei nicht Franfenburger, nicht 
Marquardſen oder Grämer, jondern Jörg. Man fehe aljo, wie weit man 
mit folchen Behauptungen komme. 


29. März. (Sachſen.) II. Kammer: Auf eine Interpella= 
tion, ob die Regierung gelegentlich des dem preuß. Yandtage vor— 
gelegten Gejeg-Entwurfs für Uebertragung der preuß. Eifenbahnen 
an das Neich, deſſen Ausführung der erjte Echritt zur Mediatifirung 
der Heineren Staaten fein würde, nähere Mittheilungen über die In— 
tentionen der preuß. Regierung habe, oder ob fie nichts anderes 
wiffe, ala was in den Zeitungen darüber zu leſen jei, erwiedert der 
Minifter v. riefen: 

„Ich bedauere, die Anfrage mit einem ganz beftimmten „Nein!“ be: 
Antworten zu müffen. Ich bin nicht im der Lage, eine nähere Auskunft zu 
geben, und habe gar feine weitere Kenntniß von der Sache ala die, welche 
allen Mitgliedern in ber hohen Kammer beimohnt. Uebrigens halte ich es 
nicht für gerathen, auf biejen Gegenftand, der jo ganz ohne Vorbereitung 
hier erwähnt worden ift, irgendiwie näher einzugehen. So jchmerzlih und 
ernst auch der Eindrud geweſen ift, den ich bei dem Durchlefen der Motive 
jenes Geje:Entwurf3 (betr. die Mebertragung der preuß. Bahnen auf das 
Reich) gehabt Habe, jo habe ich doch gleichzeitig die Mebergeugung gewonnen, 
daß gerade im jekigen Moment die Sache jo liegt, daß die größte Bor: 
fiht von unfrer Seite nothwendig wird. Das werde ich nicht aus dem 
Auge ſetzen.“ (Sehr richtig! Beifall.) 

29. März. (Baden.) IL Hammer: erregte Debatte über das 
Gultusbudget und namentlich über die früher bejchloffene Streichung 
des og. Tifchtitel8 für die erzbifchöfliche Curie Freiburg, den daher 
auch die Regierung nicht wieder in's Budget eingeftellt hat. 

Der clericale Abg. Marbe wünfcht zu twiflen, warum der Titel ges. 
ftrichen und aus welchem Grunde die Bejekung des erzbiſchöflichen Stuhles 
noch nicht erfolgt fei. Staatsminifter Jolly erklärt hierauf, es fei nicht 


Das deuifhe Keich und feine einzelnen Glieder. (März 2930.) 105 


richtig, wenn don neuerlichen Verhandlungen zwiſchen der Regierung und 
dem Domcapitel wegen Wiederbeſehung des erzbiſchöflichen Stuhles zu Frei— 
burg geſprochen werde. Die Sache ſei vielmehr ſo zugegangen: das Dom— 
capitel habe, nachdem es Jahre lang behauptet hatte, es ſei außer Stande, 
eine neue Lifte einzureichen, erklärt, es ſei jegt im der Lage, dies zu thun 
und babe auch eine folche eingereicht, worauf die Regierung e3 für ihre 
Pflicht erachtete, ſich mit den betreffenden Perfonen in's Benehmen zu —* 
Von dieſen habe eine erklärt, daß ſie eine Wahl unter keinen Umſtänden 
annehme, alle andern aber haben ſich beſtimmt geweigert, den von der Regierung 
eventuell verlangten Eid, allen Staatsgeſetzen und den auf geſetzmäßige Weiſe 
exgangenen landesherrlichen Verordnungen gehorſam zu ſein, zu leiſten. 
Hierauf habe die Regierung ſämmtliche Vorgeſchlagene für minder genehm 
erklärt, und lönne der Redner verſichern, daß, ſo lange er in dieſer Ange— 
legenheit mitzuſprechen habe, feiner den erzbiſchöflichen Stuhl befteige, welcher 
den verlangten Eid nicht leifte. Darüber jolle man fi) auf des Vorredners 
Seite feiner Täufchung hingeben. Marbe ftellt nun im Verein mit ſämmt— 
lichen anweſenden Mitgliedern der clericalen Partei den Antrag, die Potation 
bes erzbiichöflichen Tiiches in’3 Budget wieder einzuftellen. Zer Antrag 
wird von Marbe in längerer Rede begründet, welche nachweijen ſollte, dat 
die Totation auf dem Reichsdeputationshauptichluffe beruhe, und cin An: 
Ipruch darauf ſelbſt gerichtlich geltend gemadyt werden könne. Den verlang: 
ten Eid fönne fein Katholik leiften und auch die früheren Erzbiichöfe Hätlen 
ihn nicht in bdiefer Ausdehnung, wie jet die Regierung fordere, geleiftet. 
Außerdem fei dad Verfahren der Regierung in Sachen der Belekung nicht 
richtig geichildert worden. Gegen den letteren Vorwurf erhebt fich ber 
Staatäminifter Jolly und theilt den Verlauf der Verhandlungen acten: 
mäßig mit. Aus einer Reihe von Schriftftüden, die er verliest, geht hervor, 
dab der Papft dem Domcapitel Anfangs die Einreichung einer weiteren Lifte 
verbot und erft in Folge eines directen Vriefwechjeld zwijchen dem Cardinal 
Antonelli und dem Staatöminifter geftattete. Yahre lang Habe es alſo der 
Papft verboten, eine neue Lifte einzureichen, und das Verbot erft zurückge— 
nommen, nachdem er ſah, daß er auf diefem Wege nichts erreiche, und dann 
erit Habe das Domcapitel eine neue Lifte eingereicht. Er, der Minifter, verbitte 
fich alfo in Zufunft, zu jagen, daß er Thatſachen, die er amtlich nothwen— 
dig fennen müfle, unrichtig darftelle.e E3 habe feine Verhandlung mit der 
Regierung ftattgefunden, auch das Berlangen nad) einer vorgängigen Ver: 
Händigung fei nicht richtig. Das gerade Gegentheil fei wahr. Cine folche 
Perftändigung wäre auch gar nicht nmöthig, denn fo lange die Regierung 
noch einen mißliebigen Namen ehe, ftreiche fie eben. Was die von Marbe 
gegebene Auslegung des Biſchofseides betreffe, jo erkläre er, daß er, fo lange 
er mitzuiprechen habe, einen Mann, ber eine folche Auslegung habe, auf 
ben erzbiichöflichen Stuhl von Freiburg nicht zulaſſe. Dort könne fein 
Mann geduldet werben, welcher fage: für mich gelten die Satzungen eines 
auswärtigen Oberen mehr, ala die Geſehe meines VBaterlandes. (Zu den 
Ultramontanen): „Sie machen unser Volk nicht irre, dieſes weiß, daß vor 
dem Geſetze alle aleich find. Was Sie da predigen, führt direct zur Rebellion.” 
Mit ſolchen Anfichten gebe es fein ftaatliches Zufammenleben mehr; denn 
dieſes gehe zu Grund, wenn der Einzelne es ſich herausnehme, die Grenze 
feine3 Gehorfams gegen die Staatägefehe ſelbſt zu beftimmen. 


30. März. (Deutiches Reich.) Die Regierungen von Ruß— 
land, England, Frankreich und der Verein. Staaten von Nordamerifa 
haben fich definitiv mit Deutichland verbunden, um der Eeeräuberei 
in den chinefifchen Gewäflern ein Ende zu machen. 
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30. März. (Bayern) I. Kammer: Berathung des Bud— 
gets für 1876 und 1877. Die ultramontane Zweiftimmenmehrheit 
hat darauf verzichtet, da8 Budget, woran fie urfprünglich dachte, 
geradezu abzulehnen, und auch darauf, e3 ſyſtematiſch zu befchneiden. 
Dagegen erlaubt fie fich gegenüber der Regierung allerlei Kleine 
Bosheiten, twie 3. B. den Anſatz für das (anerfannter Maßen aus- 
gezeichnet geleitete) ſtatiſtiſche Bureau oder wenigſtens 19,000 Mark 
davon zu ftreichen. 


30. März. Württemberg.) II. Kammer: Debatte über 
eine Reihe eingegangener Anträge bezw. Sinterpellationen betr. das 
Reicheifenbahnproject. Erklärung des Miniſters v. Mittnacht. 
Chlieklich wird der Antrag Elben's bei namentlichem Aufruf mit 
80 gegen 6 Etimmen abgelehnt, der Antrag Schmid's mit 80 gegen 
6 Stimmen angenommen. 21 Glericale und Democraten motiviren 
ihre Abjtimmung: fie vermifjen im Antrag Schmid’3 den Hinweis 
auf die politische Seite des Neichabahnprojectes, find gegen ein 
Reichzeifenbahngefeß, aber mit dem zweiten Abſatz des Antrages, die 
Regierung wolle dem Ankauf der preußiichen Bahnen durch das 
Reich entgegentreten, einverjtanden. 


Die verfchiedenen Anträge bezw. Interpellationen lauten: 


I. Der Antrag von Schmid, Sarwey und Gen. (Mehrheit ber 
beutichen Partei): Die Hammer der Abgeordneten wolle ausſprechen: bie Ab» 
hülfe der Mißſtände im deutichen Eiſeubahnweſen ſei durch ein im Sinne 
der Beitimmungen der Reichsverfafjung zu erlaſſendes Reichseiſenbahngeſetz 
anzuftreben, nicht aber durch Erwerbung deuticher Eifenbahnen für Rech: 
nung des deutſchen Reiche; es wolle daher die königliche Staatsregierung 
einer auf ſolchen Erwerb gerichteten DVorlage, namentlich aber Maßnahmen 
die Zuftimmung ey welche den Mebergang des Eigenthums oder des 
Betriebs der württembergijchen Eijenbahnen an das deutjche Reich herbei: 
führen würden. 

. Der Antrag von Elben und Gen. (Minderheit ber deutfchen 
Partei): Die hohe Kammer wolle folgende Erklärung beichliegen: die Kammer 
der Abgeordneten richtet an die königliche Staatäregierung dad Erſuchen: 
1) fie wolle auch im jetzigen Stadium für das Zuftandefommen eines wirk— 
ſamen Reichseiſenbahngeſehes, durch welches in Ausführung der Beitimmungen 
der Reichöverfafjung (Art. 4 Nr. 8 und Cap. VII) die aus ber Zeriplitters 
ung des Eiſenbahnweſens in einem großen Theile von Deutichland ent: 
ipringenden volfswirthichaftlichen Schäden bejeitigt werden können, nach 
Kräften thätig fein: 2) fie wolle, wenn der Ausgang der Verhandlungen 
über die neuejte preußiſche Eiſenbahngeſetzvorlage bezüglich der deutſchen Eiſen— 
bahnreform nur die Wahl läßt zwiſchen der angebotenen Uebernahme ber 
preußischen Staatseifenbahnen auf das Reich oder ber einfeitigen en ber 
preußiichen Eifenbahnpolitit auf Schaffung eines über die preußifchen Staats: 

renzen binausreichenden Uebergewichts des preußiſchen Eiſenbahnſyſtems, fich 
fir die Reform durch das Reich enticheiden. 

II. Die Interpellation don Defterlen und Gen. (Ultramontane 
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und Democraten): In Erwägung, ba& in politifcher, finanzieller und wirt: 
Ichaftlicher Beziehung das Wohl Würtembergs, jo wie die föderative Grund— 
lage und gebeihliche Entwidlung des Neiches ſelbſt gefährdet werden, wenn 
zunächſt die preußiſchen Eijenbahnen und in der Folge auch die Bahnen des 
übrigen Deutjchlands auf das Reich übertragen würden, erlauben fich bie 
Unterzeichneten die Anfrage an den Heren Dlinifter der auswärtigen Ange: 
legenheiten und Verkehrsanſtalten: 1) was ift der königlichen Staatsregierung 
über die Abficht der königlich preukiichen Regierung in Betreff der Weber: 
tragung bdeuticher Eifenbahnen auf das Reich befannt, und welche Stellung 
wird fie zu derjelben einnehmen? 2) welche Rechtsanſicht ift die königliche 
Staatäregierung in Betreff der Frage zu vertreten entichloffen, ob reichsver: 
fafjungamäkig die Nebernahme der preußischen und anderer Eifenbahnen auf 
da3 Reich im Bundesrath mit einfacher Stimmenmehrheit beichloffen werden 
fönne, und ob, wenn es fi) um die Uebernahme der würtembergischen Eijen: 
bahnen handelt, hierzu die Zuftimmung der würtembergiichen Landesver— 
tretung nothwendig jei? 3) weiches ift der Stand der Verhandlungen über 
die Ausführung der Art. 41—47 der Reichöverfaffung, und welche Stellung 
nimmt die Regierung zu ber frage der „möglichiten Gleichmäßigkeit und 
a der Tarife“ mit Rüdficht auf die Intereſſen unjeres Landes ein? 

n der Debatte vertheidigt zuerjt der Abgeordnete Schmid unter 
dem Beifall der Majorität der Kammer feinen Antrag; er beleuchtet den 
Ankauf deuticher oder nur preußiicher Bahnen von der Hiftoriichen, politis 
chen, volfäwirthichaftlichen und finanziellen Seite, ftellt den Unterſchied dar 
zwiſchen dem bezüglichen Antrage in der jächfiichen Kammer und dem jeinigen 
— dieſer wolle da3 politiiche Decorum wahren und die Schaffung eines 
Reichseiſenbahngeſetzes veranlafien, in dem Einne jedoch, daß die Verwaltung 
der Bahnen nicht an das Reich falle. Elben jchildert zunächit nach einer 
warmen Anerkennung der mwürtembergiichen Gifenbahnverwaltung die Ber: 
jplitterung des beutichen Eiſenbahnweſens und die daraus hervorgehenden 
Schäden. Er hält dieſer Zeriplitterung die feftere Organifation beſonders 
in Frankreich und aud in England in wenigen großen Verwaltungen gegen: 
über. Abhilfe jollte in Deutichland das Reichzeifenbahngeieß bringen, das 
aber bis jet nicht zu erzielen geweien. Er könne aus feiner Kenntniß ber 
Dinge in Berlin beifügen, daß nicht von der würtembergiichen Regierung 
der Widerftand ausgegangen ſei. In Betreff der neueften preußifchen Vor: 
lage bedauert er, daß man hier verhandle, ohne die näheren Aufichlüffe ab: 
zuwarten, welche in wenigen Tagen in der preußiichen Kammer zu erivarten 
ftünden, und hebt dann hervor, wie der bisherige Widerftand weſentlich dem 
Anfaufe der gefammten Eifenbahnen gegolten habe, während jene Vorlage 
bloß die preußiichen Staatsbahnen Sehe Auf längere Zeit könne dieß 
Verhältnik nicht beftehen. Ber Kern der preußiichen Vorlage ſei nur die 
Alternative: Reform durch das Reich oder einjeitige preußiiche Eiſenbahn— 
politif. Elben zeigt eingehend den Unterſchied zwiſchen beiden und führt 
Preußen's Verkehrsgebiet auf, welches faft alle deutichen Handelsſtraßen be: 
herrſche. Er zeigt das alsdann entftehende Uebergewicht, welches auf’3 Em: 
pfindlichfte die Alleinftehenden träfe; er alaubt inäbefondere, daß Baden ber 
Verkehrszone des preußiicherheiniichen Gebietes zufiele und ber Iſolixung 
verfallen werde. Er enticheidet ſich daher für die Reform durch das Reid) 
und ſchließt mit der Erinnerung an ben Zollverein, der auch einft in der 
mwürtemb. Kammer befämpft worden fei und boch jede Kriſe überftanden 
habe. Auch der Gedanke diefer Reform durch das Reich, wenn auch heute 
noch unreif, gehöre ber Zukunft. Minifter Mittnacht: man werde nicht 
fehl gehen, wenn man das Neicheeifenbagnproject in Verbindung bringe mit 
dem Nichtzuftandefommen des Reichseiſenbahngeſetzes. Zwei Entwürfe in 
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den Jahren 1874 und 1875 feien an die Negierung gelangt, feiner habe 
dem Bundesrathe vorgelegen. Die Regierung babe diefe Eutwürfe unter 
ernfter Berüffichtigung der Neichsverfaffung, dann erft der Landesintereſſen 
berathen und den eriten Entwurf im Jahre 1874 beantwortet. Die Regie= 
rung habe in ihrer Antwort nicht bloß Bedenken geltend gemacht, ſondern 
aud) Gegenvorichläge gemacht, die von dein NReichseifenbahnamte in dem zwei— 
ten Entwurfe größtentheild aufgenommen worden jeien. Der zweite Ent: 
wurf habe Beitimmungen enthalten, daß die unmittelbare Aufficht über alle 
deutichen Bahnen dem Reiche zufalle. un habe die Regierung eine for= 
melle und materielle Aenderung der Reichsverfaſſung geſehen. Es habe 
namentlich bedenklich geichienen, einen Grundſatz von folder Tragweite an 
die Spibe au ftellen, ohne das Verhältniß dieſes Grundiaßes zu den Einzel: 
beftimmungen des Entwurfes feitzuftellen. Die Regierung habe geglaubt, 
daß diejer Grundjaß wegfallen und doch ein brauchbares Gejeh zu Stande 
fommen fönnte. Der Reichsfanzler habe dem Bundesrathe die Ergebnifje 
der Enquöte-Gommilfion vorgelegt und fich vorbehalten, auf Grund derjelben 
Vorichläge zu dem — — zu machen. Bis jetzt ſeien noch 
feine Vorſchläge erfolgt. Würtemberg ſei jederzeit bereit, einem allgemeinen 
Tarifgeſetze, das die Landesintereſſen nicht gar zu empfindlich jchädigte, bei— 
zutreten.. Die Regierung habe gegen den Echluß des vorigen Jahres glaub— 
haft erfahren, daß nur Privatbahnen von dem Reiche gefauft werden jollten. 
Dieß habe er (dev Minifter) bei dem befannten Toaſt in Ulm im Auge ge= 
habt. Die Regierung habe gegenüber dem Etandpuntte einer Bundesregie— 
rung, welche den Verkauf ihrer Bahnen an dad Reich erwägt, jelbit ala 
Bundesregierung den Anlauf in Erwägung gezogen und vor Monatsfriit 
ihren Gefandten in Berlin beauftragt, zu erklären, dab Würtemberg für den 
Ankauf deutjcher oder preußiſcher Bahnen durch das Reich feine Stimme 
aus politifchen, finanziellen und volkswirthſchaftlichen Gründen nicht abzu— 
geben vermöge. (Beifall.) Der Minifter führt aus, daß die Eijenbahnen 
nicht wie die Poft und der Telegraph durch die Neichäverfaffung dem Reiche 
vindicirt feien, das Project aber die Reichsverfaſſung ändere; er hält es nicht 
für wünſchenswerth, daß Würtemberg neben feinem eigenen Eijenbahn:Deftcit 
noch das MNeichseifenbahn: Teficit tragen helfe. Man jehe häufig an dem 
Beitehenden nur die Schattenfeiten und bei Zufünftigem nur die Lichteiten. 
Auch in der Reichseiſenbahnfrage liefen manche Jlufionen mit unter. Wenn 
an die Regierung die Frage wegen Abtretung der Eijenbahnen, Poft oder 
Telegraphen herantrete, werde die Regierung Nichts ohne Zuftimmung der 
Kammer unternehmen. Wenn Preußen die Bahnen für fi) anfaufe, werde 
e3 eine gewaltige Eifenbahnmadt. Er fei aber überzeugt, daß Preußen 
nicht, wie Elben glaube, feine Macht mißbrauchen werde. Wolle Preußen 
rückſichtslos fein, ® fönne es mit oder ohne eigene Eiſenbahnmacht oder 
Reichsbahnen Alles durchführen. Wenn der Reichskanzler dem Reiche, wel: 
ches er über Preußen ftelle, den Ankauf der preußiichen Bahnen anbiete, 
müfje Jedermann annehmen, daß er dem Reiche nützen tolle; andere Ans 
nahmen jeien ausgeſchloſſen. Hiervon ausgehend, werde Würtemberg die 
Sache wiederholt prüfen und feinen Standpunkt innerhalb des Bundesraths 
in bejcheidener bundesfreundlicher Weife bis zum Ende entichieden vertreten. 
„Wir werden“, fchließt der Minifter, „ung nicht fcheuen, unjere Anficht zu 
vertreten troß dem Terrorismus in der Preffe, die ung Particularigmus vor: 
wirft. Auf Oeſterlen's Anfrage nehme ich feinen Anftand zu jagen, daß ich 
die frage, ob das preußiiche Project eine Aenderung der Berfaffung mit 
fi bringe, feinesfall3 verneine. Ich erfuche die Herren, ſich heute dabei zu 
beruhigen, dab die mürtembergiiche Regierung diefer Frage jedenfall in 
feiner Weiſe präjudicirt Hut.” (Lebhafter Beifall.) 
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30. März. (Sachjen.) II. Kammer: die Regierung legt der— 
jelben einen Gejeg-Entwurf betr. die Ausübung des ftaatlichen Ober— 
auffichtsrechtes über die fath. Kirche vor. 


Der Entwurf ift im Ganzen mit einer um fo anerfennenstertheren 
Entichiedenheit und Gonjequenz abgefaht, als das Gejek die Unterschrift eines 
fatholiichen Fürften tragen wird. Was in Preußen jeit den Maigeſetzen 
ichrittweije eingeführt worden, wird hier auf einmal verfügt. Das ſchon 
beitehende Placet hat eine genauere Präcifirung erhalten. Auch in rein 
innerlichen — ar ae der katholiſchen Kirche darf nicht? angeordnet 
werden ohne Kenntniß der Regierung. Keine firchliche Verordnung darf 
Staatägejehen widerſprechen. Diejer an die Spitze geitellte Cab wird weiter 
dahin ausgeführt: was denjelben widerjpricht, ift ala nicht vorhanden (vedht3: 
ungültig) anzujehen; im Zweifelsfall enticheidet die ftaatliche Behörde, ob 
dieß der fall ſei. Alle über das ftreng kirchliche oder religiöje Gebiet über: 
greifenden, gegen Xeib, Vermögen, bürgerliche Ehre u. ſ. w. gerichteten 
Zwangsmittel der Kirche find unftatthaft, ebenjo folche, die wegen Befolgung 
der Staatsgeſetze verhängt werden. Mihbräuchliche Anwendung kirchlicher 
Zwangsmittel ıft von Amtäwegen oder auf dießfällige Beſchwerde zu ahn— 
den. Tür die Anftellung fatholiicher Geiftlichen ift eine beſtimmte Bildung 
al3 Vorbedingung geitellt. Nur Deutiche und auf deutichen Lehranjtalten 
Borgebildete find anjtellbar. Geiftliche, welche die auf ihre Amtirung be: 
züglichen Geſetze verlegen, alfo 3. B. Anordnungen ohne das erforderliche 
Placet treffen, oder Zwangsmittel ungeſetzlicherweiſe verhängen, müffen auf 
Erfordern der Staatäregierung entlafjen werden; weigert fich die obrigfeit: 
liche Behörde deſſen, jo tritt Entziehung de3 Gehaltes und Anullirung aller 
ftaatlichen Wirkungen der geijtlichen Functionen ein. Jede geiſtliche Gerichts: 
barfeit außerhalb des Landes ift ausgeſchloſſen. Das Firchliche Vermögen 
unterliegt der Staatsauffiht. Orden und ordensähnliche Bruderichaften find 
verboten. Auch als Einzelner darf ein Ordensangehöriger nicht im Lande 
jeine Thätigfeit als joldher üben. Gegen Verlegung dieſes Geſetzes find Geld: 
und andere Strafen angedroht. 


31. März. (Babden.) II. Kammer: genehmigt die im Bud— 
get von der Regierung auf 18,000 Mark erhöhte Forderung für 
die kirchlichen Bedürfniffe der Altkatholiken ohne Debatte gegen die 
Etimmen der Ultramontanen und der Democraten, 


1. April. (Deutjches Reich.) Das Gefundheitgamt für das 
deutjche Reich tritt in Berlin in Wirkfamkeit. Dasſelbe joll nach 
der dem Etat beigefügten Denkjchrift dem Reichskanzleramte uns 
mittelbar untergeordnet fein und einen lediglich berathenden Charac— 
ter tragen. Bon der weiter angeregten Herbeiführung einer reichs— 
gejeglichen Regelung der öffentlichen Gefundheitspflege ift 3. 3. noch 
abgejehen worden. 

1. April. (Preußen.) Das Domcapitel Münſter wird von 
der Regierung zur Wahl eines Bisthumsverweſers für den durch 
den fgl. Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten abgejeten Bifchof 
aufgefordert; das Kirchenvermögen wird vorläufig in ftaatlichen Ge 
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wahrjam genommen, wobei jedoch die Thüren im Generalvicariat 
durch einen Schlofjer gewaltiam aufgebrochen werden müſſen. 

In Cöln find in Folge des jog. Sperrgejekes bereits das erz= 
biichöfliche Palais und 4 Domcurien vermiethet; auch der Weihbijchof 
Baudri muß feine Wohnung räumen. 


1. April. (Würtemberg.) I. Kammer: Berathung des 
Budgets: die Gejandtichaft in Wien, welche im vorigen Jahr nur 
durch Stichentjcheid des Präfidenten aufrecht erhalten worden, wird 
dießmal mit der auffallend großen Majorität von 53 gegen 27 
- Etimmen bewilligt. 

2, April. (Bayern) Die Negierung fieht ſich genöthigt, 
zwei kath. Volksvereine wegen Ausjchreitungen zu jchließen. 

2. April. (Sachjen.) II. Kammer: Berathung des Budget3: 
der Anſatz für die Gejandtichaft in Wien wird mit 34 gegen 31 
Etimmen bewilligt. 

3. April. (Deutjches Reich.) Bundesrath: der Juſtizaus— 
ſchuß desjelben beginnt feine Berathungen über die Beſchlüſſe der 
Suftizcommiffion des Reichstags bez. der großen Juſtizgeſetzgebungs— 
entwürfe. 


5. April. (Preußen) Abg.-Haus: der Geſetz-Entwurf betr. 
Ginverleibung von Yauenburg wird angenommen. 

Virchow will fich weitere Anträge für die zweite, in ber Friſt von 
brei Mochen vorzunehmende Abftimmung vorbehalten, da man Volksäußer— 
ungen in Lauenburg abwarten müjle. Fürſt Bismard nimmt da3 Wort, 
um alsbald jür die Borlage einzutreten, da er nicht wife, ob er wegen 
jeiner beabfichtigten Babdereife noch bei der zweiten Abſtimmung gegen: 
wärtig werde. Die geſammte Bevölkerung wolle die Einverleibung. Der 
Abgeordnete Hammacher (melcher den in Yauenburger Bolfäverfammlungen 
zu Zage getretenen Aeußerungen einen focialdemocratifchen Character beige: 
legt hatte) habe nur Zutreffendes geſagt. Virchow könne mit feiner Gegner: 
ſchaft gegen die Einverleibung leicht Unrecht haben; wenn e3 nad) Virchow 
gegangen wäre, jo würde Lauenburg jet unter dem Herzog don Auguſten— 
burg ftehen und noch der deutiche Bundestag die Herrichaft über Deutich- 
land führen. Die Einverleibung Lauenburg's jei fein Danaergefchent. Auf 
die Erwiderung Virchow's, welcher jein Bedauern ausſpricht, daß Bis— 
marck die Erinnerungen der Gonflictäzeit berührt habe, und hervorhebt, ber 
Landtag habe damals das Beſte des Landes gewollt, erklärt Fürſt Biss 
marc, er fönne fih in den Ideengang des Abgeordnetenhaufes in den Jah— 
ren 1862 bi3 1865 völlig hineinleben, und mache daraus Niemanden einen 
Vorwurf, er achte die damalige Haltung des Abgeordnetenhaufes volltommen, 
habe alle Feindichaft von damals vergeffen und der Gegnerichaft gern bie 
gemeinjame Liebe zum Baterlande jubjtituirt. Daß man ihm dauernd eine 
feindjelige Gefinnung entgegentrage, verdiene er nicht, und er glaube, daß 
man in einem anderen Lande Europa’3 einem Zuwachs, wie er Un geboten 
jei, nicht widerfiveben würde; der finanzielle Zuftand Lauenburg’s ſei jehr gut. 
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5. April. (Preußen) Den Mltkatholiten wird die fath. 
Kirche in Wiesbaden zum Mitgebrauch übergeben; diejelben erringen 
auch in Zobten a. B. den Mitgebrauch der ct. Annaficche, in 
Neiffe den Mitgenuß der Kreuzkirche. 

6. April. (Baden) II. Hammer: ein von dem Staats— 
minifter Jolly in die Enge getriebener Ultramontaner läßt fich zu 
dem bemerfenswerthen Gejtändniß herbei, 

„daß ein canoniſches Hindernig gegen die Mitbenugung der fatholi: 
ſchen Kirchen ſeitens der Altkatholiten nicht beftehe“. Da der römische Eleru3 
nun den Beſuch der den Altkatholifen zugewieſenen Kirchen meidet und ver: 
bietet, jo, jchlieht der Minifter, hätten Alle, die fich in der Ausübung ihrer 
religiöfen Bedürfniffe beſchwert fühlen, nicht an die Regierung und nicht 
an die Landesfammer, jondern lediglich an den Erzbisthumsverweſer in Frei— 


burg um Abhülfe ſich zu wenden, damit dieſer cin Verbot aufhebe, da3 
lediglich den Herrichaftsgelüften der Eurie zu dienen beftimmt jei. 

7. April. (Deutfches Reich.) Die Beängjtigung, mit wel— 
cher fich ein Theil der Prefie bei Gelegenheit des Gerüchtes von einer 
angeblich bevorjtehenden Thronentfagung des Kaiſers Alerander aus— 
Iprach, weil fie von bderjelben eine Aenderung in den Beziehungen 
Rußland’3 zu Preußen, bezw. Deutjchland wegen der — ob mit 
Recht oder Unrecht — für wenig deutichfreundfich geltenden Ge— 
fiunung des Großfürjten Thronfolgerd vorausſehen zu jollen glaubt, 
gibt der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung Anlaß zu einem bes 
merfensiwerthen, augenfcheinlich hochofficiöfen Artikel über jene Be— 
ziehungen. 

„... +. Heute hat man begriffen, daß zwiſchen Preußen-Deutſchland 
und Rußland eine Identität der Jnterejjen befteht, welche von ben 
perjönlihen Sympathien der zeitweilig regierenden Herricher nicht abhängig 
it. Die „Nordd. Allg. Ztg.* würde ficherlich das lebte deutiche Blatt fein, 
welches für ein aufrichtiges und inniges Freundſchaftsverhältniß mit Ruß— 
land nicht mit ganzer Entjchiedenheit einträte. Aber eben darum glauben 
wir ein Recht zu Haben, die deutjche Preſſe davor zu warnen, ebenjo wie fie 
1853 und 1863 die Freundſchaft Rußland's unterjchäßte, diejelbe jet nicht 
zu überjchägen, jondern nach ihrem wahren und vollen Werthe zu meffen. 
Eine FFreundichaft ift nur dann eine echte und wahre, wenn fie auf gegen: 
jeitiger Achtung beruht. Die Achtung, welche der deutjche Name, bejon: 
ders nach den Erfolgen des lekten Yahrzehnts, in Rußland erworben, fann 
aber leicht beeinträchtigt werden, wenn die deutſche Preſſe bei jedem vor: 
handenen oder nicht vorhandenen Anlaß die Freundſchaft Rußland's als eine 
Griftenzfrage für Deutichland behandelt. Das ift fie nicht. Seit Peter dem 
Großen weist ein durch die Theilung von Polen noch mehr gefejtigtes tra= 
ditionelles Intereffe Rukland und Deutichland auf gegenfeitige freund: 
Ichaftliche Beziehungen an. Diejelben find — und zwar nur ruſſiſcherſeits 
— einige Male auf kurze Zeit unterbrochen worden, wenn perfönliche Ein: 
flüffe des Herrſchers oder der regierenden Herricherin das politiiche Intereſſe 
des Landes überwogen. Einen Vortheil hat Rußland davon nie gehabt. 
Es Hat fi) im Gegentheil davon überzeugt, daß der damals noch kleine 
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Nachbar im Weſten mit einer Welt in Waffen fertig zu werben verftand. 
Seitdem begriffen die rujfiichen Staatsmäuner, daß die Freundſchaft mit 
diefem Nachbar für Rußland werthvoller als irgend eine andere fein würde. 
Hieran möchten wir die beutiche und namentlich die preußiiche Prefie in 
den Stammlanden der Monardie mahnen, welche nachgerade mit allen Tra— 
ditionen Preußen’3 eng und feit zufammengewachjen jein jollte. Zu diejen 
Traditionen hat die Furcht nie gehört, nach Dften jo wenig wie nach Welten. 
Die Freundichaft zwiſchen Deutichland und Rußland gilt den Deutjchen mit 
Necht für im hohen Grade werthvoll. Aber gerade deßhalb, meinen wir, 
follte e3 jorgfältig vermieden werden, im Auslande den Schein zu eriweden, 
als ob von diejer Freundſchaft für Deutichtand Alles abhinge. Auch die 
ruffiche Preife kann nur zu leicht dahin gelangen, die Beziehungen beider 
Reiche falich zu beurteilen, wenn deutiche Wlätter ſchon Angefichtö einer 
obenein jeder Wahrjcheinlichkeit entbehrenden Eventualität ängftlic die Frage 
erörtern, wie die Beziehungen zwiſchen Rußland und Deutichland ſich geftals 
ten möchten, wenn dereinjt der Enkel der Prinzeifin Charlotte von Preußen. 
der Urenkel der Königin Luife und Sohn einer deutjchen Fürftin, der jehige 
Gropfürft:Thronfolger von Rußland, zur Negierung gelangt. ine derartige 
Grörterung ift außerordentlih mühig. Der künftige Herricher Rußland's, 
von feinem erlauchten Vater auf feine fchwere Aufgabe jorgfältig vorbereitet, 
wird ſchwerlich Anlaß oder Neigung haben, von den Traditionen feiner 
Vorfahren abzuweichen und das von dreien feiner Vorgänger gefnüpfte Band 
der Freundſchaft und Waffenbrübderichaft zu zerreihen, deren Erinnerung im 
deutichen wie im xuffiichen Volke tebt. Der künftige ruſſiſche Kaiſer wird 
ebenjo wenig ein Intereſſe daran haben, dem fejten Punkt der europäischen 
Ordnung zu verlegen oder zu bejeitigen, welcher gegenwärtig in dem treuen 
Zujammenhalten der drei großen Mächte fich darftellt, auf deren Fahnen 
die gemeinjame Erinnerung „Leipzig“ glänzt. Die deutſche Prefje aber möge 
in Zukunft dem Gebot der Selbftachtung folgen, welches in dieſem Falle 
zur nationalen Pflicht wird, und die FFreundichaft zu Rußland zwar jo 
hoch wie möglich ftellen, aber dabei nicht vergefien, daß dieſelbe auf 
dem wohlverftandenen gegenseitigen Interefje beider Mächte 
beruht und de&halb durch perjönliche Sympathien zwar gewinnen, durch 
einen Mangel bderjelben, der übrigeng, jo weit jeht ein menjchliches Auge 
zu bliden vermag, nirgend bemerkbar ift, nicht verlieren Tann“. 


8. April. (Deutjches Reich — Sachſen.) Das halboffi— 
zielle „Dresd. Journ.“ verjucht in einer Reihe von Artikeln die 
gegen die Mittelftaaten und |peciell gegen Sachen laut gewordenen 
Vorwürfe, daß an ihrem Particulariemus die gründliche Regelung 
des Gifenbahnwejens gefcheitert jei, zurüdzuweifen und zu behaupten, 
daß man ein Reichgeilenbahngejeg wolle und daß die Unfruchtbar- 
feit der jeitherigen bezüglichen Verſuche noch nicht entjcheidend fein 
fünne. Der offiz. „Reichdanzeiger“ bemerkt dazu ziemlich jcharf: 

„Abgejehen davon, dab die Vorlage der preußifchen Regierung fich 
nicht ausſchließlich oder auch nur vorzugsweiſe auf jenen Sat der Motive 
ftügt, jo empfiehlt es fich gleichwohl, näher zu beleuchten, was es mit ben 
Berjuchen, den gedachten Sat % entfräften, auf fich habe. Die bevorjtehen: 


ben Verhandlungen de3 preußiichen Landtages werden dazu pafjende Gelegen: 
beit bieten“. 


8. April. (Preußen) Das Domcapitel von Münfter ver- 
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weigert einftimmig die Wahl eines Bisthumsverweſers an Gtelle 
des abgejegten Biſchofs und proteftirt gegen die Beichlagnahme des 
Didcefanvermögens Seitens der Staatägewalt. 

Sn Breslau wird das fürftbifchöfliche Convict wegen ver= 
weigerter Vorlegung der Perjonalien desjelben jtaatlicher Seits ge— 
ſchloſſen. 

10. April. (Sachſen.) Die ſächſiſche Regierung ſchließt, um 
ihr Staatsbahnſyſtem gegenüber dem Reichseiſenbahnprojecte zu ſtär— 
fen, einen Vertrag über Ankauf der ſächſiſch-thüringiſchen Eiſenbahn 
(Gera= Plauen.) 

12. April. (Baden.) Gine Abjtimmung in jämmtlichen alt= 
fatholifchen Gemeinden Baden’3 über den Antrag des Kirchengemein— 
derathes zu Pforzheim betr. Vorgehen zur Abjchaffung des Gölibat- 
zwanges ergibt, daß zwar ſämmtliche Gemeinden die Verwerflichkeit 
des Gölibatziwanges anerkennen, aber eine jofortige Abjchaffung nur 
von 5 Gemeinden und 2 Vereinen 3. 3. für opportun erachtet wird; 
die große Mehrheit ftellt vielmehr die Initiative dafür dem Bifchof 
und der Synode anheim. 

13. April. (Preußen) In Folge der Abſetzung des Biſchofs 
von Münfter und der Weigerung des Domcapitels, einen Bisthums«- 
verwejer zu bejtellen, wird das jämmtliche, dem bijchöflichen Stuhle 
oder der Verwaltung besfelben oder des jeweiligen Biſchofs unter- 
liegende bewegliche und unbewegliche Vermögen definitiv in ftaatliche 
Verwahrung und Verwaltung genommen und ein Commiſſarius da— 
für ernannt. 

18. April. (Preußen) Das Priejterfeminar des Biſchofs 
von Limburg wird ftaatlicher Seits gejchloflen. 

Dem Bilchof von Hildesheim wird neuerdings eine Geldtrafe 
von 12,000 Mark angedroht, wenn nicht bis zum 4. Mai vier va— 
cante Pfarreien nad) Maßgabe der Maigeſetze bejebt jeien. Offen— 
bar droht auch diefem Bijchof allmälig das Verfahren auf Amts— 
entjegung. | 

20. April. (Oldenburg) Die Neuwahlen in Folge der 
Auflöfung des Landtags ergeben einen entjchiedenen Sieg der Oppo— 
fition. Unter jämmtlichen Gewählten befindet fich nur ein Staats— 
Diener. 

22. April. (Sachſen.) II. Kammer: beharrt bez. des Ge- 
ſetz Entwurfs betr. Entſchädigung der Geiftlichen und a 

Schulthess, Gurop. Geſchichtskalender. XVII. Band. 
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durch Einführung der Givilehe gegen die I. Kammer auf ihren Bes 
ichluffe, den Geiftlichen die Annahme von Gefchenfen für geiftliche 
Amtshandlungen zu verbieten. 


24. April. (Preußen) Der Ex-König von Hannover Jiedelt, 
wie es jcheint, bleibend nach Frankreich über. 

25. April. (Deutjches Reich.) Der Präfident des Reichs— 
fanzleramtes v. Delbrück gibt feine Entlaffung und diejelbe wird 
vom Kaiſer auf den 1. Juni l. 3. angenommen. Die öffentliche 
Meinung ift übereinjftimmend der Anficht, daß der Rücktritt Del: 
brück's für das Neich ein großer, faum zu erjegender Verluſt jei. 


25. April. (Preußen.) Eine Berfammlung der Directoren 
der Privateifenbahnen ſpricht fich, ohne fich auf die politische Seite 
der Frage einzulafien, bloß aus wirthichaftlichen Gründen in einer 
Denkichrift gegen das Project von Neichgeifenbahnen, aber für den 
Erlaß eines Reichgeifenbahngejeßes aus. 


26.—27. April. (Preußen) Abg.Haus: erjte Lefung des 
Gejeß-Entwurfs betr. Abtretung der preuß. Staatsbahnen an das 
Reich. Die Minifter Bismard, Achenbach und Camphauſen treten 
entjchieden für die Vorlage ein. Die Commiffionsberathung wird 
abgelehnt und die zweite Leſung auch im Plenum befchloffen. 


Meberficht der Debatte: Richter: Hagen (Föortſchr.) ſpricht 
in zweieinhalbftündiger Nede gegen den Vorſchlag. Tann ergreift Bismard 
das Wort: „Ueber die Sache jelbft behalte ich mir noch vor, als Reſſort— 
minifter zu sprechen, und will jebt nur eine irrthümliche Angabe des Vor— 
redners bezüglich de3 allgemein beflagten Rüdtritts von Delbrücd berichtigen. 
Es liegt nicht der geringfte Schatten einer Wirflichjeit dafür vor, dab Del: 
brüd’3 Rücktritt mit diejer oder irgend einer anderen ſchwebenden Frage zu: 
fammenhängt. Zwiſchen dem Kaifer, ihm und mir waltet nicht der geringite 
Meinungsunterichied im irgendweldyer Frage ob. Delbrück hatte ftet3 den 
Muth feiner Meinung und würde mit diejer nicht zurüdgehalten haben. Ich 
habe 25 Jahre mit ihm gearbeitet, ordnete meine Anficht oft feiner befferen 
Anficht unter und würde die Vertagung der Eiſenbahnfrage jeinem Rüdtritt 
vorgezogen haben. Nach der aufreibenden Thätigkeit des lehten Jahrzehnts 
war es für Delbrück unmöglich, fortzuarbeiten, ohne jeine Gefundheit zu 
untergraben. Dieh ift die Sachlage, die ich für gr und die folgende De: 
batte Elarlege. Im Uebrigen fieht der Vorredner zu ſchwarz, wenn ex glaubt, 
dab Einheit und Freiheit auf der erften Reichslofomotine davonlaufen würden. 
Wenn VBorredner fragt, warum ich mich nicht erſt an den Reichätag gewendet 
habe, und dort jofort ein ablehnendes Votum in Ausficht ftellt, jo erwiedere 
ich. daß ich zumächft eher die Vollmacht bes jetzigen Beſihers brauche, als defien, 
ber die Bahnen kauft, vielleicht auch nicht fauft. Sodann ift auch diefe wirth— 
ichaftliche Frage nicht mit der Hohen Politik zu verbinden, indem Vorredner 
jagt, ich wollte den Landtag zum Sturm gegen das Neich aufbieten. ch 

(aube, darüber, ob ich oder die Herren von ber Fortſchrittspartei in den 
epten Jahren mehr für die Confolidirung des deutfchen Reiches gethan haben, 
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wird die Gejchichte richten.“ Lasker erklärt fih im einftündiger Rebe für 
die Borlage, deren Annahme im Interefje der Einheit und Macht bes ie 
geboten fcheine. Bisſsmarck ergreift nochmals das Wort: er könne als Mi: 
nifterpräfident und ala Reichafanzler nur die Annahme der Borlage empfehlen 
und fich ſachlich auf das von Lasker Gejagte beziehen. Das Neicheeifenbahn: 
amt thue jein Möglichites, treffe Anordnungen genug, aber Niemand reipectire 
diefelben. Wenn man indeh von particulariftiichem Widerftande rede, ſolle 
man nicht allein von Sachſen jprechen, auch andere Regierungen jeien dabei 
betheiligt, die preußifche nicht ausgenommen. Die Zeriffenheit Deutſchlands 
auf dem Gijenbahngebiete, wo man 63 Gijenbahnterritorien habe, wovon 
über 40 auf Preußen fielen, werde auf die Dauer umerträglih. Er theile 
nicht die Befürchtung, dab Aufficht und Goncurrenz mit einander under: 
träglich jeien. Die nichtpreußiichen Bahnen würden bald genug fämmtlich 
von den betreffenden Staaten erworben werden; wider ben Willen diefer 
Staaten werde da3 Reich ja doch überhaupt deren Bahnen nicht übernehmen 
fönnen. Die Reicheverfafjung könne bezüglich des Eiſenbahnweſens nur zur 
Wahrheit werden, wenn die Eilenbahnen an das Reich übergehen. Wenn 
da3 Reich dem Erwerbe der preußiichen ahnen zuftimme, würden mindeftens 
3 Jahre vergehen, ehe man in anderes Fahrwaſſer gelange; er würbe es be: 
dauern, wenn Preußen dieje Zeit ungenübt vorübergehen ließe und nicht 
änderte und beſſerte, was zu befjern ift. „Wir wollen nicht übereilen, nicht 
überftürzen, jondern jchrittweife vorgehen. Erſchwert wird die Löjung der 
Frage durch die Stellung der Parteien dazu. Es ift wünſchenswerth, bie 
politiichen Hintergedanfen zu verdrängen und nur die wirthichaftliche Eeite 
im Auge zu behalten. Wir mußten Ihnen die Vorlage unterbreiten, weil 
Ihre Zuftimmung unfere Stellung dem Reiche gegenüber unterftüßt. Hoffent: 
lih werden Sie Ihre Zuftimmung nicht verjagen, fie ift uns von Werth. 
Gin an ſich richtiger Gedanke, deſſen fich die öffentliche Meinung bemächtigt 
bat, verichwindet nicht eher von der Tagesordnung, bis er verwirklicht ijt, 
bis Die ei Mi auch in der Gijenbahnfrage zur Wahrheit geworben 
iſt.“ Handelsminiſter Achenbach befürwortet die Vorlage. Er wendet fich 
fpeciell gegen die Rebe Richters, weiſt nad), daß er feit Anfang feiner Amts: 
führung ein beftimmtes Programm aufgeftellt habe, und erklärt fich für Con— 
folidation der Staat3bahnen und erweiterte Staatsaufficht. Richlers Rede, 
weiche ausſchließlich die Intereffen des Käufers vertrete, gehöre in den Reiche: 
tag. Der Minifter weijt den Grundgedanten der Vorlage ſchon in früheren 
Phalen nad; ſchon in den breikiger Jahren habe man Staatsauffiht in 
möglichft weiten Grenzen angeftrebt. In ähnlicher Weiſe hätten fich die Eiſen— 
bafnunterfuhungscommilfion und die Tarifenquetecommiſſion geäußert. Die 
Vorlage wolle eine einheitliche Leitung der Bahnen und erweiterte Staats— 
aufficht herbeiführen. Finanzminiſter Gamphaufen hebt gegenüber den ge: 
äußerten Bedenken hervor, da die Vorlage im Staatäminiftertum einftimmig 
beichloffen worden. Dieß fei nur möglich gewefen, weil man weder mit dem 
gemifjchten Syſtem brechen, noch die Privatbahnen auf ewig in den Bann 
erflären wollte. Er anerlenne neben allen VBorzügen der Staatsbahnen auch 
die Vorzüge der Privatbahnen in vollem Umfange, aber man jei Gefahr ge: 
laufen, daß die Eifenbahnen die im öffentlichen Verkehrsintereſſe erforder: 
liche Beachtung nicht mehr fänden. Wenn die Bahnen nur financiellen In— 
tereffen dienen follten, dann fort mit ihnen; fie dürften nur dem öffentlichen 
Sjnterefie dienen. Ob das Reich das Angebot annehme, darüber hätten Bun- 
dearath und Reichstag zu entjcheiden. Er wünſche alljeitige bundesfrenndliche 
Prüfung der jchiwierigen Fragen, dann werde man mit den Bunbdesgenofjen 
nicht in Krieg gerathen, jondern zu einem Zuftande befeftigten Friedens ge: 
langen. 
8* 
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27. April. (Deutiches Reich.) Abſchluß eines Niederlaffungs- 
vertragd mit der Schweiz, über den man Sich lange nicht hatte ver— 
jtändigen können. 


27. April. (Deutjches Reich.) Die Dizciplinarfammer in 
Potsdam erfennt gegen den ehem. Botjchafter in Paris, Grafen Harry 
v. Arnim, auf Dienftentlaffung, womit der Verluft feiner Titel und 
feiner Penſion verbunden ift. 


Das Urtheil führt aus, daß die Disciplinarfammer in Uebereinſtim— 
mung mit dem Reichsdisciplinarhof ſich nicht für befugt halte, die thatjäch: 
lichen Feſtſtellungen des Gerichts zu revidiren. Es ftehe feit, daß Graf Arnim 
in feiner amtlichen Eigenschaft amtliche diplomatiiche Actenſtücke vorläglich 
beifeite geichafft habe, und jchon diejer grobe Verſtoß gegen die Dienftver: 
pflichtungen genüge, um einen ſolchen Diplomaten nicht mehr im diplomas 
tifchen Dienfte zu verwenden. Dem gegenüber feien alle anderen Punkte der 
Anklage untergeordnet. 


27. April. (Deutſches Reich.) Bundesrath: der Juſtiz— 
ausſchuß Hat feine Berathungen über die Beichlüffe (Abänderungen) 
der Juſtizcommiſſion des Reichsſtages zu den großen Juſtizgeſetz— 
entwürfen beendigt und feine Anträge dem Bundesrath unterbreitet. 
Der Bundesrath ſtimmt denjelben fait durchweg bei und jeine 
Beichlüffe jollen der Reichstagsjuſtizcommiſſion bei der weiteren 
Beratdung der Gejeßentwürfe von Fall zu Fall mitgetheilt 
werden. 

27. April. (Preußen.) Der ehemalige Generalvicar des ab— 
geſetzten Bijchof3 von Münfter und mehrere Beamte desjelben werden 
in gerichtliche Unterfuchung wegen Verheimlichung reſp. Entfrem- 
dung von Vermögensobjecten des Bisthums gezogen In den bifchöfe 
lichen Caſſen ſoll fich nur fo wenig Baarjchaft vorgefunden haben, 
daß der Staatscommiflar genöthigt geweſen ſei, 10,000 Marf von 
Berlin fommen zu laſſen, um die Verwaltung fortführen zu fünnen. 

28. April. (Preußen) Abg.-Haus: genehmigt auch in der 
nach der Verfaffung erforderlichen zweiten Berathung die Einverlei— 
bung Lauenburg's. 

29. April. (Preußen) Abg.Haus: zweite Lejung des Ge— 
jeg-Entwurfs betr. Abtretung der preuß. Staatsbahnen an dag Reich. 
Die Vorlage wird mit 206 gegen 165 Etimmen angenommen. 

29. April. (Bayern) I. Kammer: Berathung des Bud— 
get3: Etat des Auswärtigen: ein Antrag des Abg. Herz, Jämmtliche 
biplomatijche Stellen für die Vertretung Bayern’3 außerhalb des 
deutſchen Reiches aufzuheben, wird abgelehnt, indem jelbjt ein Theil 
der Liberalen gegen denjelben als einen ausfichtälofen, ftimmt. 
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Aus der Debatte: Herz: Es fei dad drittemal, daf er feinen Ans 
frag einbringe. Im Jahre 1873 habe berjelbe nur wenige freunde gefunden ; 
zwei Jahre ipäter aber hätten fich mit Anderen die ultram. Abg. Jörg und 
Freytag für denjelben erklärt, freilich mit der Mobdification, daß die baye: 
riſche Geſandtſchaft am öfterreichiichen Hofe belaffen werden ſolle. Es habe 
damals Freitag die bejonderen bayerischen Gefandtichaften ala nutzloſe und 
überflüffige Einrichtungen erklärt und namentlich aus financiellen Gründen 
deren Aufhebung verlangt, während Jörg ſich mehr vom politifchen Stand: 
punfte für die Aufhebung ausgeiprochen habe. Ya, es habe Herr Jörg, da 
Bayern eine felbftftändige Politik nicht treiben fönne, eine beſondere Ber: 
tretung Bayerns fogar für jchädlich gehalten. Jörg, ber Führer ber ultram. 
Partei erklärt, daß er, wie früher, jo auch heute jedenfalls die Berbehaltung 
bes Gelandtichaftspoftend am Wiener Hofe für nothiwendig halte. Er fer 
vor 1871 der Meinung geweien, daß eine Aufhebung der bayerifchen Ge: 
landtichaften an den auferdeutjchen Höfen eine fräftige Manifeftation für 
bie bdeutjche Einheit fei. Er habe damals gewünjcht, daß die Mittelftaaten 
auf dies Geſandtſchaftsrecht verzichten und ihre Vertretung einer ber 
beiden deutſchen Großmächte übertragen möchten. Nach 1872 fei es jelbit: 
verftändlicdy anders geworden. Durch den Eintritt Bayerns in das Reich jei 
der diplomatifchen Vertretung Bayerns der weientlichite Wirkungskreis ent: 
zogen worden, fie jei jogar zur Duelle des Mißtrauens geworden. Er könne 
gleichwol nicht für den Antrag Herz ftimmen. Seit ber vorliegende Antrag 
da3 letztemal an die Kammer gebracht wurde, feien bedeutende Aenderungen 
eingetreten. Am 14. Oktober 1875 habe man ſich in der Hammer vom Mi: 
niftertiiche aus über den diplomatischen Ausſchuß des Bundesrathes ausge: 
iprochen. Dieſer Ausſchuß hänge mit der vorliegenden Frage zuſammen. 
Wäre ber diplomatische Ausſchuß das geworden, was man bei der Berathung 
der Berfailler Verträge verjprochen habe, jo würde Herr Herz jeinen heutigen 
Antrag nicht zu wiederholen gebraucht haben. Denn die befondere diploma» 
tiſche —J——— Bahyerns wäre ohne Zuthun der Kammer erledigt worden. 
Man habe damals vom Miniſtertiſche aus einen großen Werth auf dieſen 
Ausſchuß gelegt; die Dinge feien aber oft jtärfer ala der Mann, und wenn 
unſer Minifterium in der Lage geweien wäre, ſelbſt einen Erzengel nad) 
Berlin zu ſchicken, jo wäre aus dem diplomatiſchen Ausichuffe doch nichts 
yworden, weil man dieſen Ausſchuß in Berlin nicht wolle und auch nach 
Lage der Verhältniſſe nicht wollen könne. Der Redner bezieht ſich auf das, 
wa3 Staatsminiſter von Pfregichner über diplomatiiche Mittheilungen, die 
er regelmäßig aus Berlin erhalte, geäußert [2 und die er ohne Zweifel 
auch jebt noch erhalte, jo daß Redner fafl fragen könne, wie e8 mit der 
orientalischen Trage ftehe. Es fei gefagt worden, daß dieſe Mittheilungen 
ein Surrogat feien für den biplomatifchen Ausschuß; es gebe aber jeht Faft 
fein Lebensmittel mehr, für dad man nicht Surrogate Habe. (Heiterkeit). 
Aber Surrogate für verfaffungsmäßige Beitimmung, das fei ein nagelneuer 
Staatäbegriff. (Erneuerte Heiterkeit), Ob man nicht vielleicht auch noch 
ein Surrogat für die Kammer finden werde? Der Begriff habe eine fatale 
er denn anftatt des natürlichen Stoffes erhalte man nur ein 
fünftliches Product. Es fcheine jedoch, daß es dem Herrn Minifter des 
Aeußeren bei dieſem Surrogate nicht ganz wohl wäre, denn er halte neben: 
bei noch eine Art von Gontrole für nothwendig, damit er nicht blos Mit: 
theilungen aus Berlin, fondern auch aus den Orten erhalte, wo fich Ber: 
treter Bayern3 befinden. Redner könne fich nicht entichließen, Die Mittel 
für folche Vertreter zu entziehen. Denn nicht nur die allgemeine politifche 
Lage, ſondern auch die Reichspolitit nach Innen drohe mehr und mehr die 
Schranten ber Reichsverfaſſung zu durchbrechen. Es könne feinem Zweifel 
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unterliegen, daß die innere Politik eine Geftalt annehme, die jeder noch lebens: 
fähigen Regierung die Mittel zur Vertheidigung entziehe. Wenn bei Abſchluß 
der Derfailler Verträge man gelagt hätte, das Reich müſſe Jämmtliche Eijen: 
bahnen an fich bringen, dann würde der bayerische Unterhändler ficher einen 
kurzen Abichied gemacht haben. Die Eifenbahnfrage fei indeſſen wol nur 
ber Anfang. Schlieklich meint Herr Jörg, daß eine in Deutichland verhei: 
rathete ruſſiſche Prinzeſſin mehr Garantie biete, ala eine Berfafjung, die 
noch dazu eine wächſerne Nafe habe. 

30. April. (Bayern.) Gine Delegirtenverfammlung der alt= 
fatholifchen Gemeinden der Pfalz fpricht fi) mit 15 gegen 3 Stim= 


men für Aufhebung des Priefter-Gölibates aus. 

— April. (Deutjches Reich.) Es fteht bereits feit, daß 
der Reichskanzler nicht gewillt ift, die Frage einer Nebernahme der 
preuß. Staatöbahnen durch das Reich noch dem gegenwärtigen Reichs— 
tage vorzulegen, jondern erjt die Anfangs 1877 ftattfindenden Neu— 
wahlen abwarten will. 

— April. (Deutiches Reich.) Die Blätter machen Mit- 
theilungen über die rege Thätigfeit, welche zur Durchführung des 
Slottengründungsplang gegenwärtig auf den Eaiferlichen Marine— 
werfjtätten entfaltet wird. 


Außer den beiden Torpedodampfern „Ziethen” und „Ulan“, welche 
kürzlich von Stapel gelaffen wurden, werden im Laufe dieſes Jahrs noch 
fünf größere —— eine kaiſerliche Macht, eine gedeckte Corvette und 
Panzerftanonenboote vom Stapel gelafjen werden. In ber a befinden 
fich die Panzerfregatten „Preußen“, „Friedrich der Große“, der „Große Slur: 
fürſt“ und die nicht gepanzerte Corvette „Yeipzig.” Die nicht gepanzerte 
Glattdeef3corvette ‚„Freya“ wird demnächſt ihre Probefahrten beginnen. Im 
Bau begriffen find zwei Panzercorvetten und fünf Panzerfanonenboote. Zur 
Inbaugabe bereit und im Laufe ded Sommers begonnen werden 2 Panzer: 
eorvetten, 2 Aviſos, 2 Kanonenboote, davon ein ganz flach gehendes zur 
Verfolgung von Piraten. Den eben gemachten Angaben gemäß befinden fich 
mithin 25 EL ENE theila in der Fertigſtellung, theild im Bau, theils 
zur Inbaugabe bereit. Nach dem Flottengründungsplan des Jahres 1873 
würden demnach, nachdem die zuleht genannten Schiffe in Bau genommen 
find, nur noch zu bauen fein: 1 Panzercorvette, ungefähr 6 nicht gepanzerte 
Gorbetten, 1 Aviſo. 


— April. (Deutjches Reich und Preußen.) Die Nordd. 
Allg. Ztg. fährt fort, jehr lebhaft für eine conjervativere Führung 
der Dinge im Reiche und in Preußen zu agitiren. 

1. Mai. (Preußen) Das Minifterium übermittelt den Be— 
zirköregierungen die Begründung des gerichtlichen Erkenntniſſes, das, 
inzwijchen rechtfräftig geworden, in der Unterfuchung gegen den 
geifllichen Rath Müller und Genofjen die endgültige Schließung des 
Berliner fatholifchen Gefellenvereins ausfpricht. 

Nach diefem Erkenntniß Hat die Unterfuchung feftgeftellt, daß jämmt: 
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liche fathotiichen Geſellenvereine Tentichlands ein hierarchiſch gegliedertes 
Ganzes bilden, deſſen einzelne Theile im Sinne des $ 8 und 6 des Vereins: 
gejetes dergeftalt in Verbindung ftehen, daß die Präfidenten aller katholiſchen 
Gejellenvereine einer Provinz unter einem Didcefanpräjes und fämmtliche 
Didcefanpräfides unter dem in Göln wohnenden Generalpräjes ftehen, die 
Localpräfides jährlich an den Diöcefanpräjes berichten, welcher feinerjeits feine 
Meifungen von dem Generalpräjes erhält, jährlich auch Berfammlungen der 
Zocalpräfides jtattfinden, auf welden die Vereinszwecke berathen und Wei: 
lungen zu deren Erreichung ertheilt werden. Zugleich ift hinfichtlich eines 
Theils der katholiſchen Gejellenvereine feftgeftellt worden, dat diejelben poli: 
tiiche Gegenftände in ihren Verſammlungen zu erörtern bezwedt haben. So 
weit die Mittheilung der Erkenntnißgründe, an welche fi) auch die Auf: 
forderung fnüpft, die Thätigkeit der katholischen Geſellenvereine, insbeſondere 
durch Beſchickung der Verfammlungen durch Polizeibeamte laut 8 4 bes 
Vereinsgeſehes jorgiamft zu beauffichtigen, und überall da, wo von diejen 
Vereinen politische Gegenjtände in Verſammlungen erörtert werden, unter 
Verweilung auf die mitgetheilten Feſtſtellungen des Gerichts mit ber polizei: 
lihen Schließung auf Grund des $ Rh des Vereinsgeſetzes vorzugehen. Jede 
Discuſſion über kirchliche und religiöfe Angelegenheiten foll ala dem politi: 
ſchen Gebiet angehörig betrachtet werden. Den Polizeibehörden ift damit 
ein weiter Spielraum gegeben. 

I. Mai. (Sachſen.) I. Kammer: die Regierung macht der— 
jelben eine Vorlage betr. Ankauf der Leipzig Dresdener Bahn für 
den Staat. Die jächfiiche Regierung beabfichtigt augenscheinlich den 
Ankauf jämmtlicher fächfifcher Privatbahnen. 

2. Mai. (Preußen.) Abg.-Haus: der neu eintretende nord— 
Ichleswigiche Abg. Laflen verweigert den Eid und legt fein Mandat 
nieder. 

Dritte Lefung der Vorlage betr. Uebertragung der preußiichen 
Staatsbahnen an das Reih. Die Fortichrittspartei und die Ultra- 
montanen befämpfen die Vorlage neuerdings, Lasker vertheidigt fie 
wiederholt. Schließlich wird die Vorlage mit einem nicht weſent— 
lichen Amendement Lasker's von 216 gegen 160 Stimmen ange- 
nommen. 

3. Mai. (Preußen.) Abg.:Haus: die Regierung macht dem- 
jelben eine Vorlage für Umwandlung des Berliner Zeughaufes in 
eine preußische Ruhmeshalle mit einem Aufwande von 6 Mill. Darf. 
Die Vorlage wird don vornherein jowohl von der Öffentlichen Mein 
ung al3 vom Abg.-Haufe nicht gerade günftig aufgenommen. 


3.—4. Mai. (Bayern.) II. Kammer: da die ultramontane 
Zweiſtimmenmehrheit fich dem unzweideutig ausgefprochenen Willen 
des Königs gegenüber in die Unmöglichkeit verſetzt fieht, das Mini» 
ſterium Lu Pfreßfchner durch Mißtrauensvoten oder dal. zu ftür- 
zen und fchließlich auch darauf verzichtet hat, das Budget diefem 
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Minifterium ganz zu verweigern oder auch nur ſyſtematiſch zu be= 
ichneiden, will fie, um wenigſtens etwas zu thun, eine Reihe Tibe- 
raler Landtagswahlen in überwiegend katholiſchen Städten caffiren: 
der Anfang wird mit dem Wahlkreis München I gemacht und wer— 
den die Wahlen mit Mehrheit für ungültig erklärt, obgleich die 
Yiberale Partei nachweist, daß dafür gejeßliche Gründe nicht obwal— 
ten, jo daß der Vorgang fich als rein tendenzids darftelle. Als 
Vorwand gilt eine angeblich gejeßwidrige Urwahlbezirkseintheilung 
des Münchener Magijtrats. 

3.—6. Mai. (Baden) I. Kammer: Debatte über den 
Geſetz-Entwurf betr. die Einführung der paritätifchen Volksſchulen 
(Schulgefegnovelle). Derjelbe wird nach jehr lebhaften Debatten, in 
welchen die Minifter fich gegen einige über die Vorlage hinausgehende 
Anträge nachdrüdlich ausfprechen, doch mit diefer mit allen gegen 
11 Stimmen (2 Miniter und die Mitglieder der ultramontanen 
Hraction) nebjt zwei von der Commiſſion beantragten Rejolutionen 
betr. die Einführung und Direction gemijchter Echullehrerfeminarien 
angenommen. 

Der Commiffionsbericht (Kiefer) hebt ald Hauptzwer der Aen- 
derung hervor, daß das Volksſchulweſen erjt durch die allgemeine Begrün— 
dung ber Parität der Schulen den folgerichtigen Anſchluß derjelben an bie 
Natur ded Staates und der politiichen Gemeinden, al3 deren Anftalten fie 
ſich darftellten, zum Vollzug bringe. Es fei vor Allem wichtig, der Jugend 
gegen den trennenden Einfluß der dogmatiſchen Gegenfäke in dem Gefühle 
der fittlichen Gemeinjchaft, der nationalen Zufammengehörigkeit und der 
gleichartigen Menfchenrechte ein kräftiges Gegengewicht zu Kaffen. Und 
entiprechend dem Geſetzentwurf, ſollen auch die bisher confejfionellen Semi: 
nare in gemijchte verwandelt und jolle man auch von der Verwendung geift« 
licher Vorftände abjehen. Die Debatte bewegt fich um die beiden Streit: 
punkte, in welchen die Regierungsvorlage und die Commiſſionsanträge aus: 
einandergehen. Es ift dies einmal die Beltimmung des Art. III, wonach 
ein weiterer Lehrer aus dem Belenntnik ber Minderheit anzuftellen ift, wenn 
für dad Belenntniß der Minderheit eine ausreichende Schulpfründe dazu 
vorhanden ift, oder der Gemeinderath bezw. die Schulcommiſſion e3 bean» 
tragt, wofern die Zahl ber Schulkinder ber eg nach dem legten dreis 
jährigen Durchſchnitt wenigftend zwanzig betragen hat. Dies beantragt die 
Gommiffion ganz zu ftreichen, weil dadurch der Confeſſionalismus wieder 
ganz in den Vordergrund fomme und die Logik der badijchen Geſetze verlange, 
die gemijchte Schule voll und ganz einzuführen. Staatsminifter Jolly 
wünscht dringend die Annahme der Regierungsvorlage, welche mit dem Prin- 
cip des Geſeßes durchaus nicht im Widerſpruch ſtehe. Durch Verzicht auf 
die weitergehenden Anträge werde die Annahme des Geſehes allein gefichert. 
Ein Antrag von Bluntſchli und Genofien will den ganzen Art. III ge 
ftrichen haben, da er durch eine Hinterthür wieder in die gemifchte Schule 
bringe, was Art. I entfernt habe. Lebterer Antrag erhält nur wenige Stim: 
men. Zur Annahıne kommt der Commiffionsantrag. Die zweite Differenz 
betrifft die von der Gommiffion zu Art. VI beantragte Uebergangsbeſtim— 
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mung: Die zur Zeit auf Grund des Regulativs vom 16. September 1811 
beftehenden Lehr: und Erziehungs⸗Inſtitute werden binnen Jahresfrift nad 
Derfündung biefes Geſehzes aufgehoben‘. Staatäminifter Jolly erflärt bie: 
jen Antrag für „unannehmbar*. Jenes Regulativ, welches Gefeheätraft be: 
fie, könne nicht bei diefer Gelegenheit fo nebenbei aufgehoben werden; bie 
fogenannten Klofterichulen hingen nicht mit dieſem Geieh zufaınmen. Auf 
der anderen Seite werben fie ald völlig unvereinbar mit der ganzen Ente 
wicklung und Geſetzgebung Baden's bezeichnet, womit materiell auch die Re: 
gierung einverftanden ſei. 

4.—5. Mai. (Preußen.) Abg.Haus: zweite Leſung bes 
Gejeg-Entwurf3 zur Synodalordnung für die 8 alten Provinzen. 
Derfelbe wird faſt unverändert nach den Anträgen der Commilfion 
angenommen. yortjchrittspartei und Ultramontane ftimmen gegen 
die Vorlage, wofür Windthorft eine bejondere Erklärung feiner Par— 
tei verliest. 

Eine intereffante Debatte entipinnt fich über dba8 von Virchow und 
Klot geftellte Amendement, wonach die aus ber evangeliichen Landeskirche 
ausſcheidenden Mitglieder, analog den den Altfatholiten gewährten Befug⸗ 
niffen, am Kirchenvermögen Theil haben ſollen. Allein der Cultusmini— 
ter erflärt den Antrag für einen durchaus provocatorifchen, der in erfter 
Linie den Mafjenaustritt au3 der evangelifchen Landeskirche bewirken würde. 
In beredten Worten verteidigen dagegen die Abgg. Virchow und Klo ihren 
Antrag. Die Rede des Eultusminifters Falk gibt indeh dem Abg. Windt— 
borft die gewünfchte Veranlaffung zu einer fchneidenden Replik. Der Führer 
be3 Centrums, twiewohl im Princip gegen den Antrag, weist auf die In: 
leichheit der Behandlung Hin und bemerkt unter bem lebhaften Beifall 
* Parkeigenoſſen, daß der Cultusminiſter und mit ihm die Staatäregie: 
rung die evangeliiche Kirche erhalten wolle, während ihr Beſtreben darauf 
gerichtet ſei, die katholifche Kirche zu ſprengen. Als Sprengpulver habe 
man den Altkatholicismus benußt, mit dem man indeffen ein entjchiedenes 
Hiadco gemacht Habe. Der Antrag Virchow-Klotz wird abgelehnt. 


6. Mai. (Bayern) II. Kammer: bie ultramontane Ma— 
jorität Heißt die Wahlen von München II gut, da fie ultramontan 
ausgefallen find, obgleich fie an derjelben angeblich ungejeßlichen 
Urwahlbezirkaeintheilung leiden, wie München I und obgleich dieß 
fogar ausdrüdlich anerfannt wird. 


6. Mai. (Sachfen.) II. Kammer: die Regierung macht der= 
jelben auch eine Vorlage wegen Ankaufs der Eijenbahn Chemnitz- 
Adorf für den Staat. 


6. Mai. (Oldenburg.) Eröffnung des Landtags durch eine 
Rede des Staatsminiſters dv. Berg: 


„Se. königl. Hoheit der Großherzog haben mich höchſtbeauftragt, Sie 
freundlichſt willkommen zu heißen und Ihre Verhandlungen zu eröffnen. 
Die Gründe, welche Se. königl. Hoheit beftimmten, ben 18. Landtag aufzus 
löjen und Neuwahlen anzuordnen, find Ihnen, m. HH. befanıt. Die Staats: 
tegierung hält dafür, daß das, was ben Gonflict mit dem 18. Landtage ver: 
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anlaft hat, al3 der Vergangenheit angehörend, in den Hintergrund treten 
muß, umd werden, wenn das gejchieht, VBerftändigungen unſchwer zu erreichen, 
weitere bedauerliche Folgen zu vermeiden fein, zumal die Staatäregierung 
von dem lebhaften Wunfche befeelt iſt, ſoweit das ihr irgend verantwortlich 
ericheint, die nd zu Bermittelungen zu bieten. Ihre Hauptaufgabe, 
m. HH., wird die fein: mit der Staatdregierung die Gehaltäregulative für 
die technifchen Beamten, die Lehrer der höheren Lehranftalten und die Zolls 
und Steuerbeamten zu vereinbaren. Aus der Vorlage, die noch heute in 
Ihre Hände gelangen wird, werden Sie eriehen, wie ernjt der Wunſch der 
Staatäregierung ift, den Boden für eine Verftändigung zu ebnen, und fie 
hofft, dab die Zukunft ergeben werde, daß fie nicht zu weit von der dem 
18. Landtage gemachten Vorlage abgegangen ift, daß auch mit den ermäßig— 
ten Anforderungen der Zweck, Sicherung tüchtiger Kräfte für die Verwal: 
tung und höheren Lehranftalten, erreicht werde. Außer der Requlativvorlage 
wird Ihnen, m. HH., die Staatöregierung nur noch eine Vorlage, die Ein: 
führung einer zweiten Prüfung der Volksſchullehrer betr., zugehen lafien“. 


9. Mai. (Preußen) Abg.Haus: genehmigt den Gejeß- 
Entwurf zur Synobdalordnung der evang. Kirche auch in dritter 
Leſung mit 211 gegen 141 (Fortfchritt und Ultramontane) Stimmen. 


10. Mai. (Deutfches Reich.) Der bisherige heſſiſche Mi— 
nifterpräfident dvd. Hofmann wird vom Kaiſer zum Präfidenten des 
Reichskanzleramtes an die Stelle Delbrüd’s ernannt. 


10. Mai. (Sachſen.) I. Kammer: genehmigt den Ankauf 
der Leipzig- Dresdener Bahn mit 49 gegen 22 Stimmen. 

10. Mai. (Eljaß-Lothringen) Der Reichälanzler läßt 
dem Bundesrath einen Gejeß-Entwurf zugehen, nach welchem Yan 
desgeſetze für Elſaß-Lothringen mit Zuftimmung des Bundesrathes 
ohne Mitwirkung des Reichstags vom Kaifer erlaflen werden können, 
wenn der Landesausſchuß denjelben zugeftimmt Hat. 


Der Entwurf ift damit motivirt, daß einerjeit3 die Inanfpruchnahme 
des Reichdtages durch Mitwirkung bei der elſaß-lothringiſchen Landesgeſetz— 
gebung gemindert, andererfeit3 dem Landesausſchuſſe ein erweiterter Wirk: 
ungsfreis eingeräumt werden fol. Die Mitwirkung des Reichitages würde 
nur erforderlich fein, wenn Meinungsverichiedenheiten zwiſchen der Regierung 
und dem Landesausſchuſſe beftehen; der Regierung würde e3 jedoch auch 
fernerhin freijtehen, diefe Mitwirkung direct in Anipruch zu nehmen, wenn 
bie Umftände es wünſchenswerth erfcheinen laffen. Auf diefem Wege würde 
mit der Entlaftung des Reichstages eine weſentliche Vereinfachung und We: 
ne Aus der gejeßgeberifchen Arbeit erreicht, bei welcher dem Landesaus⸗ 
ſchuſſe eine weitgehende Betheiligung eingeräumt würde, ohne daß die Sin: 
tereſſen des Reiches und des Reichdtages beeinträchtigt werden. Die Befug: 
niß, Verordnungen mit geiehlicher Kraft unter Zuftimmung des Bundes: 
zathed und unter Vorbehalt der Genehmigung des Reichätages zu erlafien, 
welche das Geſetz vom 25. Juni 1875, betreffend die Einführung der Ver: 
fafjung in Elſaß-Lothringen, dem Kaifer gewährt, werde von dem Geſetz— 
Entwurfe nicht berührt. 


11.—13. Mai. Berliner Conferenz betr. die orientalifche Frage. 
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Kaifer Alerander von Rußland trifft auf dem Wege in die Väter 
von Ems in Berlin ein. Derjelbe ift von feinem Reichskanzler, 
Fürſt Gortichafoff begleitet. Zu der Gonferenz findet ſich auch 
Graf Andrafiy von Wien ein. Da der zwifchen den drei Groß— 
mächten Ende Dec. 1875 unternommene Schritt (Note Andrafiy) zu 
feinem Ziele geführt hat, jo wird von denfelben ein weitergehender 
in Form eines Memorandums vereinbart, wobei Rußland ftatt 
Defterreich in den Vordergrund tritt. (S. unt. Ottom. Pforte). 

11. Mai. (Deutjches Reich.) Der preuß. Staatägerichts- 
bof vertagt den Proceß Arnim auf den 5. Oct. l. 3. 

11. Mai. (Preußen) Abg.Haus: genehmigt in zweiter 
Leſung den Gejeh-Entwurf betr. die Verwaltung katholifcher Didcefen 
nach den Anträgen der Commiſſion. 

11. Mai. (Lippe: Detmold.) Gröffnung des Landtags: 
Thronrede des Fürſten: 

Nach längerer Unterbrechung find Sie ald ftändifche Vertreter des 
Landes heute zum erften Male wieder zufamımnengetreten, um in gemeinfamer 
Berathung mit meiner Regierung den Weg zu finden, auf welchem die Rüd: 
fehr zu geordneten Berfafjungsverhältniffen ermöglicht wird. Ich danke 
Ahnen, dat Sie vertrauensvoll meinem Rufe gefolgt find und mir dadurch 
bei meinem ernftlichen Beftreben, friedliche und geordnete Zuftände im Lande 
wiederherzuitellen, die verfafjungamäßige VBeihülfe gewähren. Die einzige 
Borlage, welde Ihnen durch meine Regierung zugegangen ift, befteht im 
dem Entwurf eines MWahlgejehed und im dem damit in Verbindung ftehen: 
ben Entwurf eines — die er des Landtages und bie 
Ausübung der landftändiichen Rechte betreffend. Es find dies die Entwürfe, 
welche a Grund der mit den zugezogenen Vertrauensmännern gepflogenen 
Berathungen bereit3 früher ausgearbeitet und veröffentlicht find. Diefelben 
werben Ihnen unverändert vorgelegt, damit die in ihnen für weitere Ber: 
ünbarungen gewonnene Grundlage nicht wieder verloren geht. Halten Eie 
bet Ihrer Berathung eine Abänderung für twünfehenäiverth, fo wird Ahnen 
bei der vorzunehmenden Umgeftaltung meine Regierung nach Möglichkeit be: 
reitwwilligft entgegentommen, da ich auf die in den Entwürfen enthaltene 
Zufammenfegung der künftigen Landesvertretung feinen unbedingten Werth 
lege. Mögen Ste dabei aber ftet3 eingedent fein, daß das Land Hoffnungs: 
voll auf Ihre Berathungen blidt und von denfelben mit Sehnfucht die Be: 
endigung der biäherigen Berfafjungswirren erwartet; daß aber dieſes Ziel 
nur zu erreichen fein wird, wenn ein Jeder von Ahnen den feften Entichluß 
hegt, auf diefem Landtage ein Wahlgeſetz zu Etande zu bringen, welches 
den jebigen Verhältniſſen des Landes entipricht. Ich hege das feſte Ver: 
trauen zu Ihnen, dab Sie mit biefem Entſchluß und mit opferwilliger 
" Baterlandaliebe an Ihre Berathungen herantreten und diefelben zu einem 
gedeihlichen Abfchluffe bringen. Mein und des Landes Dank wird Ihnen 
dann ficher in vollem Maße zu Theil werden“. 


12. Mai. (Bayern) Der König entläßt feinen bisherigen 
Privatfecretär, Staatärath v. Eifenhart, und ernennt an feine Stelle 
den bisherigen Staatsanwalt v. Biegler. 
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12. Mai. (Sachſen.) I Kammer: genehmigt einftimmig 
den Ankauf der Yeipzig-Dresdener Bahn für den Staat. 

— Mai. (Preußen) Nach und nach ift eine ganze Reihe 
fath. Kirchen, dem Altkatholifengefeg entjprechend, den Altkatholifen 
zur Mitbenußung übergeben worden. Die Römifch - Katholifchen 
haben darauf überall ihrerſeits auf die Benüßung biefer Kirchen 
verzichtet. 

14. Mai. (Bayern.) Eine ultramontane VBerfammlung in 
* München jucht für die bevorftehenden Neuwahlen ftatt der von ber 
ultramontanen Mehrheit des Landtags caffirten Wahlen die Unter: 
ftüßung der Sorialdemofraten nad. Dieje Iehnen jedoch ihrerſeits 
den Vorfchlag ab. 

15. Mai. (Preußen) Die öffentliche eier des Papftjubi- 
läums wird für ganz Weſtphalen verboten. 

15. Mai. (Preußen) Abg.Haus: genehmigt den Gejeh- 
Entwurf betr. die Vermögensverwaltung kath. Didcefen in dritter 
Lefung mit 230 gegen 92 Stimmen. 

16. Mai. (Preußen.) Abg.-Haus: nimmt das jog. Sprachen 
gejeß, den Gefeh-Entwurf über die Gejchäftsfprache der Behörden, 
Beamten und politifchen Körperichaften des preuß. Staats, in zweiter 
Leſung wejentlich unverändert an. 

16. Mai. (Oldenburg) Echluß des Landtags. Der Con— 
flict mit dem früheren Landtage ift mit diefem zu beiderfeitiger 
Befriedigung durch gegenfeitige Gonceffionen gelöst worden. Der 
Landtag befchließt gegen die Stimmen der Römifch-Katholifchen, die 
Regierung zu erjuchen, ihm fchon in der nächſten Seſſion ein Alt- 
fatholifengefeß vorlegen zu wollen. 

17. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: genehmigt die Regie- 
rungsvorlage betr. Uebernahme einer Zinsgarantie für die Bahn 
Halle-Sorau-Guben mit einer Mehrheit von 40 Stimmen, indem 
bie nationalliberalen Partei gegen die offenen und verjtedten Wider- 
jacher des Finanzminiſters Camphaufen feſt zufammenhält und da= 
mit für die unentwegte Fortführung der bisherigen Handel?= und 
Verkehrspolitik geſchloſſen einfteht. 

17. Mai. (Elſaß-Lothringen.) Eröffnung der Seſſion des 
Landesausſchuſſes. 

17. Mai. (Lippe-Detmold.) Landtag: genehmigt mit 15 
gegen 2 Stimmen das ihm vorgelegte Wahlgeſetz, womit der lang- 
jährige Verfaſſungskampf endlich beigelegt ift. 
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18. Mai. (Preußen.) Herrenhaus: nimmt die Einverleibung 
Lauenburg's en bloc ohne Debatte an. 


Grite Berathung des Geſetz-Entwurfs betr. Uebertragung der 
preuß. Staatsbahnen an das Reich. Die Vorlage wird von den 
Feudalen lebhaft bekämpft, von Bismard vertheidigt und jchließlich 
mit 52 gegen 26 Stimmen angenommen. 


Hürft Bismarck: Der Vorredner Hat fih, wie dad ja aud an 
anderen Orten und außerhalb der parlamentarifchen Berfammlungen geichehen 
ift, die Bekämpfung der Vorlage dadurch erleichtert, dab er ihr eine Bedeu: 
tung und Tragweite gegeben, die fie in dem Wortlaut, wie er vorliegt, über: 
haupt nicht hat. Die Sorge, daß die ärmeren Landestheile in Zukunft von 
Seiten des Reichs die Pflege nicht Haben werden, die fie bisher von Seiten 
Preußens gehabt, wie der Borredner wenigitens in Bezug auf Pommern er: 
Härte, kann ich nicht anerkennen. Das glaube ich auch nicht, daß das Reich 
fih dazu verpflichten wird, das ift doch gar nicht feine Aufgabe: warum aber 
der preußijche Staat in feiner Geſammtheit nicht jpäterhin, wenn er die Noth: 
wendigkeit und Nüßlichfeit davon einfieht, für feine ärmeren Landestheile 
diejelbe Fürſorge aus dein gemeinichaftlichen Sädel aller Provinzen haben 
follte, die er bisher gehabt hat; warum er an einem Nothftande, der etwa 
auf einzelnen Landestheilen ruht, nicht eben jo bereitwillig ferner abhelfen 
joflte, da3 jehe ich nicht ein. Was Hat denn das mit diefer Vorlage zu 
thun? Das bleibt dem preußiichen Staate ganz unbenommen. Der Bor: 
redner wünſchte, daß der preußiiche Staat jelbjt diejenige Ausbildung des 
Eifenbahnauffichtärecht3 in die Hand nehme, die wir dem Reiche zuführen 
wollen. Ich fann nicht recht erjehen, wie er dem gegenüber da3 Argument 
des Mißtrauens hat in die Schranfe führen lönnen, von bem die übrigen 
Bunbdesftaaten Preußen gegenüber erfüllt fein würden, wenn die preußifchen 
Eifenbahnen in den Händen des Reich! wären. Dieſes Mißtrauen würde 
ja viel ftärfer berechtigt fein, wenn der ganze gewichtige Eiſenbahn-Complex, 
eine ſolche Baſis von ftarfem Einfluß, ausschließlich in den Händen Preußens 
bliebe und dort fo benüßt und ausgebeutet würde im einfeitigen preußifchen 
Intereſſe, wie e3 dad Neich eigentlicy niemals fönnte. Denn das ift ja das 
Eigentbümliche der Reichöverwaltung, dat dort gerade die Regierungen, beren 
Mißtrauen der Vorredner fürchtete, das Necht haben, mitzureden und mit: 
zumwirfen über die Gejehe des Eiſenbahnweſens und be3 Tarifweſens, und 
die alſo dieje Mitwirkung ſehr gut dazu benußen können, eine jolche Reichs— 
eifenbahnpolitif, die ihre eigenen und particularen Intereſſen jchädigen würde, 
zu verhindern und öffentlich zu discutiren, während, wenn diefe Schädigung 
und Einengung von Preußen ald Bundesſtaat ausſchließlich ohne dad Reid) 
ausginge, gar nicht zu jehen wäre, was für ein Hilfämittel fie dagegen 
hätten. Eine Beichwerde wegen Mißbrauchs der Souveränetät Preußens 
an den Bundesrath würde jchwerlich helfen. Aljo ein Mißtrauen würde 
viel leichter und ftärfer ſich entwickeln müfjen, wenn wir die Mittel zur Ab 
hilfe de3 gegenwärtigen Zuftandes der Dinge, über deren Nothwendigkeit 
doch die Meilen einig find, auf dem Wege bes Großpreußenthums ergreifen, 
ala wenn wir fie auf dem Wege der Reichspolitik und unter dem Einfluß 
unferer Bundesgenoffen im Reiche anwenden wollten. Ych kann die Theorie, 
die der Vorredner darüber durch die Bezeichnung eines Großpreußenthums 
entwidelte, nicht in Schub nehmen. Es ift ja gerade dad, was ich ver: 
meiden wollte, daß ein einzelner Bundesſtaat, der ſchon hervorragt durch 
jeine Ausdehnung und durch bie Thatfache, daß fein Sonverän zugleich der 
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Kaiſer ift, durch feine geographiiche Lage genöthigt, die Gonfolidation ber 
Gijenbahnverhältnifje im Verein mit einer Lleinen Anzahl deutſcher Bundes: 
ftaaten zu juchen, durch diefe Gonfolidation num wieder ein neue? Ueberge— 
wicht im Reiche erhält. Ich würde damit nicht glauben, die mir obliegenden 
Pflichten zur Durchführung der Neicheverfafjung, zur Herftellung einer rich: 
tigen und einheitlichen Neichdeiienbahnanfficht zu erfüllen, jondern ich würde 
dazu beitragen, die Mittel in verſtärktem Maße in die Hand der preußiichen 
Regierung zu legen und den Widerjpruch und das Mikverhältnik gegen die 
Neichsverfafjung, welches heute darin beficht, daß die preußiichen particularen 
Kijenbahninterefjen mächtiger find, als der Einfluß des Neiches, dieſe der 
Verfaſſung entgegenftehende Eituation würde ich dadurch wefentlich ver» 
ſchärſen. Der VBorredner hat dann befürchtet, daß das Neich in diejen Eiſen— 
bahnen einen Beſitz eriwerben werde, deſſen Nentabilität von Jahe zu Jahr 
mehr zurückgeht und daß der allgemeine Kentenrüdgang dann für Preußen 
zu befürchten jei. Ja, diefe Befürchtung ift auch wohl hauptfächlich geknüpft 
an die Mebertreibung der Bedeutung der Vorlage, an die VBorausfegung, ala 
wollten twir die gefammten Eiſenbahnen de3 Reiches erwerben; demu wenn 
dieje durch die Vorlage in feiner Weiſe gerechtfertigte Borausfegung nicht 
herbeigebracht wäre, jo würde fich der Vorredner doch jelbit den Einwand 
haben machen müſſen, daß die Gefahr diejes Rentenrückgangs von Preußen 
in Bezug auf feine Staatbahnen, vom Reiche in Bezug auf feine Reichs: 
bahnen in Glaß-Lothringen jo wie jo getragen werden müßte. Er hat dabei 
ganz beſonders jeine Fürſorge für Preußen accentuirt und betont, daß das 
dabei leiden würde; ich würde e3 natürlicher gefunden haben, wenn er als 
Advolat der übrigen Bundesftaaten aufgetreten twäre, indem ex gejagt hätte, 
daß es ungerecht fei, daß dieje in den für Preußen vermöge ſeines großen 
Eifenbahnbefiged naturgemäß bevorftchenden Verluſt an Renten mit hinein 
gezogen würden. Aber dab eben Preußen in dem naturgemäß bevorjtehenden 
Verluſt durch den Mebergang der Eifenbahnen ſtärker geichädigt werben follte, 
ala ohne denfelben, kann ich nicht einjehen. Daß die Rentabilität der Eiſen— 
bahnen ftetig rücjchreitet, it ja eine befannte Thatſache, die jich in allen 
Ländern beobachten läßt, nicht bloß bei uns. Es iſt das eine natürliche 
Folge des fortdauernden Abbaucs der Hypothenufe zu den beiden Katheten 
und der Bervielfältigung der Linien zwiſchen zwei Punkten. Es ift ein 
Irrthum, dat die Concurrenz in Gilenbahnlinien die Frachten wohlfeiler 
macht. Es haben ja darüber in Englaud jeher Icehrreiche Berechnungen ftatt: 
gefunden, die zeigten, daß mit der Vermehrung von einer Eifenbahnlinie 
zwiſchen zwei Ed ek Orten auf deren zwei, reſp. drei der Frachtſatz in dem 
Verhältnig von 17 zu 22, reip. 25 ftieg. Solche Verhältniffe wiederholen 
fich überall. Sie bewirken das, was mir ein Engländer früher einmal mit: 
theilte: e8 werden die Eiſenbahnen jo lange vermehrt werden, bis feine don 
ihnen über zwei Procent .. Das fühlen auch am meisten die Actionäre 
ber Privatbahnen und ich glaube, daß von Seiten dieſer der Widerftand 
gegen den Mebergang der Bahn an das Reich ein jehr geringer jein wird. 
Die Actionäre, die in einer anderen Yage find, wie die Directionem, werben 
wohl zum größten Theile froh fein, eine ftändig zurüdgehende Rente, wenn 
ihnen ein annehmbarer Preis geboten wird, los zu fein, die Directionen da— 
gegen find in einer Lage, die ihnen feine Geſetzgebung der Welt erſehen kann. 
Das find organisch mächtige Gebilde, wie fie jich allmälig herausgeftellt haben 
mit einem Ginfommen an Zantiemen und jonftigen berechtigten Emolumenten, 
wie fie in einzelnen Fällen doch auch die Botichafter nicht befommen, die 
höchft bezahlten Beamten bei uns. Sie haben daneben eine jehr große 
Klientel, eine ehr erhebliche Machtftellung im Staate und dann bie unge: 
heuren Vortheile, die die Verbindung von Eijenbahndirectionen mit den 
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FTirectionen anderer Inbduftrieunternehmungen, Banken, Hütten und Berg: 
werfen gewährt. Das find ja alles berechtigte Vortheile und dieje können 
ihnen durch feine Geſetzgebung erjeßt werden. Der Vorredner hat weiter 
gejagt, dab der Verſuch noch nicht gemacht jei, einen jo großen Gompler 
von Eilenbahnen in einer Hand zu bewirthichaften. Nun, was diefe Vorlage 
betrifft, jo ift ja derſelbe Verſuch toto die bereit3 gemacht durch bie 
preußiiche Regierung, welche nun diejen Gompler an das Reich übergeben 
joll. Ob das Rei) und wie weit es Ddiejen Gompler nachher vergröhern 
will, dad haben wir hier nicht zu erörtern, das wird dad Weich beichlichen, 
wenn es fich überzeugt haben wird, daß es im Etande ift, einen jo großen 
Gompler zu bewirthichaften, ihm etwa eine ähnliche Einrichtung zu geben 
twie bei der Roft,-die auch bei uns heutzutage eine größere Ausdehnung und 
umfafjendere Verbreitung hat, von der wir uns in unjerer Jugend bei der 
Ginrichtung, die wir damals mit der Nagler’ichen Poſt bezeichneten und die 
wir noch dazu damals für eine Höchit glänzende hielten, faum etwas träumen 
ließen, und bei ber wir doch heute alle der Meinung find, da hier eine 
eben jo ausgedehnte wie vollfommene und vorzügliche Entwidlung bereits 
vorhanden ift. Ach glaube, daß das Perſonal der Eijenbahnbeamten, bie 
jet zu übernehmen jein werden, das der Poftbeamten doch um wenig mehr 
ala etwa 30 bis 50 Procent überfteigen würde, ich kann ınidy in Dielen 
Ziffern irren, glaube es aber nicht; und wenn im andern Ländern bisher 
ein jo großer Berwaltungscompler nicht eriftirt, kann una doch eine Umſchau 
der Eijenbahnverhältniffe anderer Yänder überzeugen, daß fein anderes Reich 
vor einem jolchen Schritt zurüdichredt, daf jie im Gegentheil alle dasſelbe 
Ziel erftreben dadurch, daß fie fich ein Heimfalldrecht für ſämmtliche Bahnen 
ftipulirt haben, und daß mamentlich das franzöfiiche Eifenbahniyftem feine 
Gonceifion gibt, die nicht nach 90 Jahren einziehbar ift und an den Staat 
fällt; und ebenfo ift e3 in Dejterreich und wahricheinlich audy in Italien. 
Sie alle betrachten den Zuftand, den der Vorredner fürchtete, ald etwas zu 
Eritrebendes, was fie ſich durch die Gejeßgebung fichern wollten. Das einzige 
Land, da3 in diefer Beziehung von den größeren europäijchen Reichen gar 
feine Borfehrung getroffen hat, iſt befanntlicy England, und da find mir 
von jeher einflußreichen und bedeutenden Staatsmännern mancherlei Bejorg: 
niffe und das lebhafte Bedauern über dieje Situation audgefprochen worden. 
Ein engliicher Staatsmann hat mir gejagt: Bei uns iſt leider zu befürchten, 
dak es jhon zu ſpät jei, den Uebergang ber Privateijenbahnen in die Hände 
des Staate3 zu bewirken. Don der Nothiwendigfeit, von ber Nütlichkeit dieſes 
Schrittes find wir ja alle überzeugt, wir glauben nur de&halb nicht, ihn 
ausführen zu können, weil die Macht der Gejellichaftädirectoren in dieſem 
Augenblide noch zu ſtark ift, ala daß er ohne alle Verfaſſungẽverletzung 
durchgeführt werden könnte. Das Intereſſe daran wurde aber für jo wichtig 
gehalten, wie mir geiagt worden ift, daß, al3 vor wenigen Jahren die we— 
nigen, aber jehr mächtigen Bahngejellichaften, in welche die Maſſe der englis 
ichen Unternehmungen ſich allmälich confolidirt Hatte, es unternehmen wollten, 
fi zu einer einzigen Geſellſchaft zuſammenzuſchmelzen und am ihre Spitze 
einen einzigen Director zu ftellen, gewiffermahen einen Eifenbahntönig, bie 
Regierung doch die Gefahr für das Staatswohl für jo groß hielt, daf fie 
durch die Drohung, fie werde jelbit verfafjungsmäßig bedenkliche Mittel nicht 
icheuen, da jie glaube, da3 engliiche Volk auf ihrer Seite zu haben, um 
dieſen Plan zu verhindern, es durchgeſetzt hat, daß die beabſichtigte Fuſion 
unterblieb. Daß alſo eine jo eminent praktiſche, auf die freiheitliche Ent: 
wickelung jedes mit der Sicherheit de3 Staates verträglidhen Unternehmens 
jo eiferfüchtige Nation, wie die englijche, daß auch fie dieſelbe Neberzeugung 
hatte und man fich dort nicht fürchtet vor der koloſſalen Aufgabe, fämmtliche 
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englifche Eijenbahnen in Regierungsverwaltung zu nehmen, das zeigt boch, 
bah unfer Unternehmen bier nicht ein jo ungeheures und aufregendes ift, 
wenigitend nicht im Auslande dafür gehalten wird, wie der Vorrebner es 
darftellt. Am allermeiften hat mich überraicht, wa3 der Vorredner über die 
Derfaffungswidrigfeit der Vorlage gefagt hat, während ich gerade geglaubt 
habe, ala verantwortlicher Beamter für die Ausführung der betreffenden 
Paragraphen der Reichäverfaffung Sorge zu tragen. Der Vorredner ſchien 
der Meinung zu fein, dab man diejen Weg nur einjchlagen dürfe, wenn 
überhaupt fein anderer möglich ſei; ich aber muß entichieden den Nachweis 
ber Verfaſſungswidrigkeit gerade dieſes Weges fordern; aber dad möchte ihım 
wohl jchwer fein, und e3 würde ihm auch nicht gelingen, da ja das Reich 
bereits einen Eijenbahncompler bejigt und vollftändig befugt ift, denſelben 
zu erweitern, wenn feine Organe im Intereſſe des Verkehrs oder des öffent: 
lichen Wohls es für nothiwendig halten. Wenn der Borredner meint, daß 
die Eilenbahnfrage in die größten Intereſſen des Volkes tief einjchneide, jo 
ift dieß bei den Mahregeln des Reichs für die öffentliche Sicherheit noch in 
bedeutend erhöhten Make der Fall, und trogdem wird Niemand diefelben 
für verfaflungsmwidrig halten. Ein Bedenken, welches Herr Haſſelbach geltend 
gemacht, betrifft namentlich die Eorge, daß Beichwerden über Gijenbahn: 
mißbräuche, die jetzt ſchon ziemlich ſchwer zu verfolgen wären, nach dem 
Mebergang auf das Reich gar nicht mehr auf Erfolg zu rechnen hätten. 
Einmal ijt aber Alles, was die Reichägeiehe berührt, dem Forum de3 Reichs» 
tages zugänglich, was eine Stantöverwaltung doch viel mehr zu berüdfich- 
tigen hat, ala eine Privatbahn dieß nöthig hat, und andererfeits haben wir 
ja ein Präzedens in der Reichspoftverwaltung. Ich glaube, der Vorredner 
wird mir in dem Zeugniß beijtimmen, daß diefe Verwaltung energiich Ber 
ſchwerden unterfucht und, wenn fie begründet find, Abhilfe Schafft. Weßhalb 
follte e3 nicht gelingen, in der Neichäverwaltung eine ähnliche Eiſenbahn— 
Verwaltung, eine Eifenbahn:Garriere und ein Eiſenbahn-Reſſort zu ſchaffen? 
Ich halte es überhaupt für einen Fehler der jegigen Eifenbahnverwaltungen, 
daß fie meiſtens nicht fahmähige Beamte haben, die nad) dem Verlafjen der 
Schule jozufagen Eijenbahnjtudien auf einer Univerfität oder polytechnifchen 
Lehranftalt machen. Wenn man betont, daß durch den Uebergang preußiiche 
Intereſſen verleßt werden könnten, jo wird dieß fich ja vermeiden laffen, und 
wenn dieß nicht von mir geichehen follte, jo wird e3 von dem Finanzminiſter 
mit größerer Energie, Beitimmtheit und Feſtigkeit vertreten werden. Sollte 
die aber nad Ihrer Meinung nicht begründet fein, jo find Sie vollftändig 
in der Lage, den Vertrag zu verwerfen. Das möchte ich noch dem Grafen 
zur Lippe jagen, daß es und abjolut fern Liegt, irgend eine Preifion auf 
den Bundesrath oder Reichätag üben zu wollen, indem wir die frage zuerft 
im Landtag zur Verhandlung bringen. Aber diejenigen, die im Bundesrathe 
und Reichstage felbft fiken, diefe Gegner glauben das gar nicht, die find jo 
furchtſam gar nicht. Was follte fich auch der Bundesrath etwa machen aus 
einem Bejchluffe des Herrenhaufes oder des Abgeordnnetenhaufes? Es kann 
ihm ja vollftändig gleichgiltig jein; wenn er die Politik nicht für richtig 
hält, jo haben ja die Hänfer gar fein Mittel, ihn zu zwingen. Noch viel - 
thörichter twäre eim folcher Verſuch der Regierung gegenüber dem Neichätage, 
wo zum großen Theile biejelben Perjonen vertreten find, wie im preußiſchen 
Randtage, wo die leitenden Elemente im MWejentlichen identifch find, und die 
dee, den Neichdtag mit dem preußifchen Landtage zu vergewaltigen, zu 
ängftigen, ich glaube kaum, daß dieß im Reichätage von irgend Jemand 
ernfthaft genommen werden twird, 


18. Mai. (Bayern) Die von der ultramontanen Mehr- 
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heit der IT. Kammer caffirten Wahlen in München fallen auch bei 
der Neuwahl wieder zu Gunften der Liberalen aus und zwar mit 
noch größerer Mehrheit ala früher. 


18. Mai. (Sadjen.) II. Kammer: genehmigt den Ankauf 
der Bahn Chemnit-Adorf für den Staat. 

20. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: genehmigt, doch nicht 
ohne heftige Debatte, den Gejeg-Entwurf betr. die Gefchäftsfprache 
der Behörden ıc. auch in dritter Lefung nach den Bejchlüffen der 
zweiten. 


20. Mai. (Preußen) Das erzbifchöfliche Generalvicariat 
Köln ordnet eine vierteljährige Kirchencollecte „für die nothleidenden 
(geiperrten) Geiftlichen der Erzdiöcefe” an. Im Gegenfa gegen 
jrühere Behauptungen jcheinen die bis jeßt dafür aufgebrachten 
Mittel nicht jehr bedeutend zu fein, wenigſtens jollen viele Gefperrte 
über die jpärlich bemefjene Entſchädigung, die fie erhielten, klagen. 


22. Mai. (Bayern.) Auf einer landwirtbichaftlichen Wan— 
derverfammlung zu Schweinfurt verfucht der Frhr. dv. Thüngen für 
dad Programm der vereinigten Agrarier und Orthodoren Propa= 
ganda zu machen, fcheitert aber damit, indem die VBerfammlung 
mit allen gegen etwa 25 Stimmen eine Rejolution bejchließt, in 
der fie unumwunden ausfpricht, daß „die Verfammlung fich den 
Zielen und Zwecken der jog. Agrarier, ala den wahren Intereſſen 
der Landwirthichaft keineswegs förderlich, nicht anzufchließen ver- 
möge.“ 

22. Mai. (Deutjches Reich.) Das von der Reichsregierung 
in Folge der Ermordung des deutſchen Conſuls in Salonichi und 
der türkifchen Wirren überhaupt in die türkifchen Gewäſſer beorderte 
deutfche Panzergeſchwader geht in See. 

22. Mai. (Preußen) Herrenhaus: nimmt den Gejeß-Ent- 
wurf betr. die Vermögensverwaltung kath. Didcefen an und erledigt 
die Generaldebatte über das Staatögejeß zur evang. Generalfynodal- 
ordnung. 


Die wichtigften Beftimmungen be3 Geſetzes lauten wörtlich: $ 1. Die 
Aufficht des Staates über die Verwaltung 1) der für die fatholifchen Bifchöfe, 
Visthümer und Gapitel beftimmten Vermögenäftüde; 2) der zu firchlichen, 
wohlthätigen oder Schulzwecken beftimmten und unter die Verwaltung oder 
Aufficht Eatbolifchetirchlicher Organe geftellten Unflalten, Stiftungen und 
Fonds, * nicht von dem Geſehe vom 20. Juni 1875 betroffen werden, 
wird nah Maßgabe der folgenden Beftimmungen ausgeübt. $ 2. Die ver: 
waltenden Organe bedürfen der Genehmigung der ftaatlichen Auffichtsbehörde 
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in nachftehendeu Fällen: 1) zu dem Erwerb, der Veräuberung ober der 
dinglichen Belaftung von Grundeigenthum; 2) zu der Veräußerung don Ge: 
enftänden, welche einen geichichtlichen, wiffenichaftlichen oder Kunſtwerth 
en: 3) zu außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Sub— 
ſtanz jelbft angreift, jomwie zu der Kündigung und Ginziehung von Capi— 
talien, fofern jie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 4) zu Anleihen, 
fofern fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushülfe dienen und eus den 
Ueberichüffen der laufenden Einnahmen über die Ausgaben derjelben Bor: 
anfchlagaperiode zurüderftattet werden können; 5) zu der Errichtung neuer, 
für den Gottesdienſt beftimmter Gebäude; 6) zu der Anlegung oder verän: 
derten Benußung von Begräbnißplägen; 7) zu der Einführung oder Verän— 
derung von Gebührentaren; 8) zu der Ausfchreibung, Beranftaltung und 
AbHaltung von Sammlungen, Collecten ꝛc. außerhalb der Kirchengebäude. 
Eine auf Anordnung der bifchöflichen Behörde jährlich ftattfindende Haus: 
collecte zum Beiten bedürftiger Gemeinden der Didcefe bedarf nicht der be: 
fonderen Ermächtigung einer Stantsbehörde; die Zeit der Einfammlung muB 
aber dem Oberpräfidenten vorher angezeigt werden; 9) zu der Verwendung 
der Einkünfte erledigter Stellen (Bacanzeintünfte, Intercalarfrüchte); 10) zu 
ber Verwendung de3 Vermögens für nicht ftiftungsmäßige Zwecke. In dem 
Me zu 10 gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn die ftaatliche Aufſichts— 
ehörde nicht binnen 30 Tagen nad Mittheilung von der beabfichtigten 
Verwendung wibderipricht. Iſt die Genehmigung der ftaatlichen Auffichte: 
behörde nicht eriheilt, jo find die in den vorftehenden Fällen vorgenommenen 
Rechtögeichäfte ungültig. $. 4. Die ftaatliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, 
bie Aufftelung und Borlegung eines Inventars zu fordern, Ginficht von 
ben Etats zu nehmen und die Poiten, welche den are widerſprechen, zu 
beanftanden. Die beanftandeten Pojten dürfen nicht in Vollzug gelegt werden. 
Die Etat3 folder Verwaltungen, welche Zuſchüſſe aus Staatsmitteln erhal: 
ten, find der ftaatlichen Auffichtsbehörde zur Genehmigung einzureichen. 
Diefe Behörde beftimmt den — der Einreichung, ſie regelt die formelle 
rt des Etats und * die Friſten zur Erledigung der Erinnerun— 
gen feſt. 8 7. Die ſtaatliche Auffichtsbehörde iſt berechtigt, Einſicht von der 
Jahresrechnung zu nehmen. Die Jahresrechnung ſolcher Verwaltungen, 
deren Etats der Genehmigung der ftaatlichen Auffichtsbehörde bedürfen, ift 
diefer Behörde, zur Prüfung ob die Verwaltung etatsmäßig geführt worden 
ift, einzureichen. $ 8. Die ftaatliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, die Ber: 
mögensverwaltungen Revifionen zu unterwerfen. 8 9. Die ſiaatliche Auf: 
ſichtsbehörde ift berechtigt, die Befolgung der in den Paragraphen 4, 5, 7 
und 8 enthaltenen Vorjchriften und der zu ihrer Ausführung getroffenen 
Anordnungen von ben verwaltenden Organen durch Gelditrafen bis zu 3000 
Mark zu erzwingen. Die Androhung und Feſtſetzung der Strafe darf wie 
berholt werden, bis dem Geſetze genigt ift. Außerdem können die zu Zwecken 
be im $ 1 bezeichneten Vermögens beftimmten Leiftungen aus Staatämitteln 
ganz oder theilweije einbehalten oder unmittelbar an die Einpfangsberechtigten 
verabfolgt werden. Erweiſen fich die vorftehenden Mafregeln als erfolglos 
oder unanwendbar, jo ift die ftaatliche Auffichtsbehörde berechtigt, eine com: 
miffarifche Belorgung der DVermögensdangelegenheiten unter finngemäßer An: 
wendung ber $$ 9 bis 11 des Gejehes vom 20. Mai 1874 anzuordnen. 


23. Mai. (Sachſen.) II. Kammer: Die Regierung macht 
berfelben eine Vorlage betreffend Ankauf der ſächſiſch-thüringiſchen 
Bahn für den Staat. 


24. Mai. (Preußen) In Münſter werden das Priefterfeminar 
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das theologifche Convict und das Knabenſeminar von der Regierung 
aufgehoben und der mehrere Hunderttaufend Thaler betragende Fonds 
für auswärtige Miffionen für die ftaatliche Verwaltung mit Beichlag 
belegt. Dagegen haben die Nachforschungen nach dem verſchwundenen 
Dideefanvermögen bisher noch zu feinem Nefultate geführt. 

24. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: genehmigt in dritter Le— 
fung den für die preußifchen Verhältniffe nicht unwichtigen Gefeß- 
Entwurf betr. die Befähigung zum höhern Verwaltungsdienft. Diffe- 
ven; mit der Regierung. 

Schon in der zweiten Beratung Hatte fi in einem Hauptpunft eine 
Meinungsverſchiedenheit zwiichen der Regierung und dem Hauſe herausgeſtellt 
und die dritte Lefung ift nicht im Stande, den Zwiejpalt zu bejeitigen. Es 
handelt fi um die Vorbedingungen für die Ernennung zu der Stellung des 
wichtigſten äußeren Verwaltungsbeamten, zur Stellung eine? Landraths. Die 
Commiſſion Hatte im Widerfpruch mit der Anficht der Regierung die Bellei: 
dung des Landrathsamts von der Ablegung des großen Verwaltungsexamens 
abhängig gemacht, mit der Modification jedoch, daß diejenigen Perſonen, 
welche von einem Kreistag zur Belegung eine erledigten Kandrathgamts im 
Geltungsbezirke der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 vorgeichlagen, bezie— 
hungsweiſe in der Provinz Weitfalen und der Rheinprovinz präfentirt werben, 
auch dann für befähigt zur Bekleidung der Stelle eines Landrath3 erachtet 
werden ſollen, wenn fie die zweite juriftische Prüfung beftanden haben. Auch 
diefe Modification hält an der Forderung feit, * der Landrath dem ges 
ſchulten BeamtentHum entnommen und in die bureaufratiche Ordnung ein: 
gefügt werde: und es macht in diefer Beziehung faum einen Unterſchied, ob 
für gewiſſe Gategorien von Gandidaten die Befähigung von der Ablegung 
der großen Verwaltungs: oder der zweiten suriftifchen Prüfung abhängig 
gemacht werden joll. Schon unter der Herrichaft der früheren Kreid: und 
Provinzialorganifation war, don vereinzelten Ausnahmen abgejehen, der 
Sandrath die Vertrauensperſon der Sreigeingefeffenen, und auf dieſer Der: 
trauenäftellung beruhte zum großen Theil feine Wirkfamfeit. Er war in 
gewiffen Sinne der Vermittler des ftraffen bureaukratiſchen Organismus der 
Gentralverwaltung mit den localen Intereffen. Ein Organ der Regierung, 
bertrat er zugleich die Bedürfniffe feine Amtsbezirk, dem er meift durch 
Big angehöcte, deffen Verhältniffe ihm in allen Einzelheiten genau befannt 
waren. Das Landrathsamt war ein Element der Selbftverwaltung im bureau: 
kratifchen Staate. Die neue Kreisordnung hat dieſes Verhältnik nicht ab— 
geihwächt, fondern nur noch verftärkt, am ber Kreiätag, der dad Vor: 
Ihlagsre t hat, in viel vollfommenerer Weite, als dieß früher der Fall war, 
ala eine Bertretung aller Claſſen des Kreiſes anzufehen ift. Allerdings will 
die Regierung darauf verzichten, daß für den Landrath von jeder Prüfung 
weichen werbe, wie e3 bisher geichehen konnte, indem e3 geftattet war, bie 
beiondere Landrathaprüfung, bie für jolche Perionen vorgejchrieben war, die 
nicht eine anderweitige ftaatliche Prüfung beitanden Hatten, unter Umſtänden 
r erlaſſen. Dagegen jollte dad Umendement des Grafen Bethuſy Huc Ab: 
ülfe Schaffen, demzufolge in den oben angeführten Stellen der Commiſſions— 
anträge ftatt der Worte: „wenn fie bie zweite Prüfung beftanden haben“ 
geſetzt werden follte: „wenn fie entweder die erſte Prüfung oder die in dem 
Regulativ vom 13. Mai 1838 für Landrathsamtscandidaten vorgeſchriebene 
Prüfung abgelegt haben. Die Beitimmung des $ 1 des gedachten Regulativg, 
wonach ein Landrathgamtscandidat von der Ablegung diefer Prüfung ent: 
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bunden werden fann, twird hierdurch aufaehoben.* Das Haus fommt jedoch 
den Wünfchen der Regierung nur theilweije entgegen und beichlieht, dab in 
den Fällen, wo die Sreistage Vorſchläge zur Beine eines Landrathamtes 
machen, auch diejenigen als befähigt gelten jollen, twelche nach beitandenex 
erfter Prüfung mindeftend vier Jahre bei den Gerichtd: und Verwaltungs— 
behörden im VBorbereitungsdienft oder in Selbftverwaltungsämtern beſchäftigt 
geweſen find. 


14. Mai. (Württemberg) I. Kammer: Die Regierung 
legt derjelben einen Ge}.-Entwurf betr. Bildung eines Staatsminijte= 
riums dor. Der Minifter vd. Mittnacht bemerkt zu der Vorlage: 


„Den Haufe ift befannt, daß die Regierung in Erfüllung früherer, 
ingbejondere bei Eröffnung des Landtages im März 1875 gemachter Zujagen 
es? ri ausgearbeitet Hat, 1) über die Vertvaltungsrechtäpflege, 2) über 
die Aufhebung des Geheimen Rathes, Organifirung eines Staatsminifteriums 
und Bildung eines Staatsrathes, 3) über die Entjicheidung von Competenz— 
conflicten. Diefe im Zufammenhange unter fich fiehenden — be⸗ 
finden ſich derzeit im Stadium der Begutachtung durch den Geheimen Rath. 
Daß der gegenwärtige Landtag das ganze Geſetzgebungswerk, die drei connexen 
Entwürfe, noch zur Verabſchiedung bringen ſollte, iſt unwahrſcheinlich, und 
wäre e3 ſelbſt der Fall, jo würde zwiſchen der Berabichiedung und der Gin: 
führung der Reform noch ein nicht unerheblicher Zeitraum in der Mitte 
iegen. Es mußte fich dekhalb der Gedanke nahelegen, mit einem vorläufigen 
Set entwurfe über die Bildung eines Staatsminifteriums fofort vorzugehen. 
Ich hatte Schon früher Anlaß, des Näheren auszuführen, wie insbeiondere 
die Behandlung der Reichdangelegenheiten die Organifirung eines Staats: 
minifteriums al3 nothwendig und dringlich erfcheinen läßt. Wir fehen im 
Herbft und Winter einer zweimaligen Berufung des Reichstages entgegen, 
und der mit Wahrnehmung der Neichdangelegenheiten vorzugsweiſe befahte 
Minifter findet es nachgerade über das zuläffige Maß der Berantwortlichkeit 
und über jeine Kräfte binausgehend, ohne Organiſirung des Dienſtes und 
Heranziehung ausreichender Unterftügung der jchiwierigen Aufgabe, bei wel: 
her die Interefjen de3 Landes tief berührt find, zu genügen. ine ſolche 
Unterftügung könnte dem Staatsminifterium jet — durch Uebertragung 
der Functionen von Räthen des Staatsminiſteriums an Mitglieder des Ge— 
heimen Rathes neben und unbeſchadet ihrer Stellung im Geheimen Naths— 
collegium gewährt werden. Sodann würde die Bildung eined Staatsmini— 
fteriums ermöglichen, demjelben den Verkehr mit den Ständen zuzuweiſen 
und die begutadhtende Thätigkeit des Geheimen Rathes auf Wejentliches, Die 
Begutachtung von Verfaſſungsgeſetzen und von anderen bejonders wichtigen 
oder fonft geeigneten Angelegenheiten, fjotwie aller von der Krone dein Ge: 
heimen —* beſonders zugewieſenen Gegenſtände zu fixiren. Wir glauben 
in dieſer der endgültigen Entſcheidung über die verſchiedenen Functionen des 
Geheimen Raths nicht präjudicirenden Regelung einen Fortſchritt erblicken 
zu dürfen, und unterbreiten Ihrer Zuſtimmung den kurzen Geſetzentwurf.“ 


15. Mai. (Sachſen.) I. Kammer: genehmigt den Gejeß- 
Entwurf betr. die Hoheitärechte des Etaates fiber die fath. Kirche 
ohne irgend wejentliche Modificationen, obgleich die Debatte auch 
die Mängel des Entwurfs Elar zu Tage legt. 


In fliegender Eile, in einer einzigen Sitzung, werben bie nahezu 40 
Paragraphen durchgenommen und abgethan. Die jebt feitgefchloffene Regie: 
zungspartei, Rechte und Fortſchritt, weist alle Verſuche der national:liberalen 
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Fraction, einige weitere Bürgichaften gegen mögliche künftige Auflehnungen 
der Kirchengewalt wider den Etaat in das Geje zu bringen, beharrlich zus 
tüd; ja, der Führer der Fortſchrittspartei, Dr. Schaffrath, gibt zu ver 
ftehen, ein jeder jolcher Verſuch fei eine Heraufbeſchwörung des Culturfampfes 
und die Nechte fällt mit lautem Bravo ein. Vergebens weist Biedermann 
darauf hin, daß, wie erfreulich e3 auch ei, da Sachſen bisher wie eine 
glüdliche Infel inmitten des ringgsumher wogenden Gulturfampfes fich eines 
nahezu ungeftörten confejjionellen Friedens erfreut habe — Danf ber ver: 
ſöhnlichen Richtung der an der Spitze der fatholifchen Kirche ftehenden Per: 
hönlichkeit und den im gleichem Sinne wirkjamen mächtigen Einflüffen von 
höchſter Stelle —, man body nicht vergefjen dürfe, wie auch anderwärts 
früher ein folcher Friede geherricht, aber durch veränderte Strömungen von 
Rom her plößlich unterbrochen worden jei; daß man Geſetze nicht für heut 
und morgen, nicht mit Rückſicht auf einzelne Perjönlichkeiten, jondern auf 
bleibende Berhältniffe machen müſſe, und daß, wenn man einmal ein neues 
Geſetz über dieje Materie mache -— wozu nicht fie, die National:Liberalen, 
ſondern die FFortichrittpartei den Anfton gegeben —, man minbdeftena nicht 
hinter das jchon Beftehende auratoehen bürfe; vergebens erinnerte ein ans 
derer Redner berjelben Partei, Genſel, daran, daß, wenn bie fächfilche 
Kirchengeſetzgebung Hinter denen anderer deutſcher Länder zurücbleibe, die 
fatholiiche Kirche dies zu Ungunften ber Ießteren benußen werde — e3 ges 
lingt nicht, weder ftatt des aufgegebenen Placet für Verordnungen ber fa: 
tholifchen Behörben, die angeblich bloß „innere Angelegenheiten“ betreffen, 
der Regierung wenigſtens durch Seltfehung einer — Friſt vor⸗ 
heriger Vorlegung ſolcher die Fuͤglichkeit der Prüfung, ob etwas wirklich 
bloß eine „innere Angelegenheit* ſei, zu ſichern, noch auch für Hinterziehung 
oder trogige Mißachtung des Placet —— z. B. in Baiern vorgekommen) 
beſtimmie Strafen im Geſetze anzudrohen. Auch der Antrag, daß (wie im 
preußiſchen Geſetze) die Verurtheilung eines katholiſchen Kirchendieners zu 
Zuchthaus oder dem Verluſt der bürgerlichen Ehre ſofort auch deſſen Amts— 
entſehung zur Folge haben foll, wird verworfen; die Regierung ſoll diefe 
Amtsentjegung lediglich „verlangen“ können, auf bie Gefahr Hin, daß einem 
holen Berlangen unter Umftänden auch einmal nicht Folge gegeben werden 
fann. Eben jo wird — über den Entwurf hinausgehend, der Ordensſchweſtern 
nur die „Krankenpflege“ geftattet — denſelben auch die mit „Erziehung“ 
verbundene „Kinderpflege” eingeräumt. Der Abg. vd. Haufen, ber allein das 
latholiſche Element in * Kammer vertritt, Hält gleich im Anfang eine übri— 
gend ſehr gemähigte Rede, worin er aber Regierung und Kammer gleichſam 
verantwortlich dafür macht, daß fie durch Anrührung diefer Frage den con» 
feffionelfen Frieden ftörten, und Regierung und Deputation vertheidigen ſich 
dagegen wie Angejchuldigte, die fich zu rechtfertigen hätten. Wenn, wie ja 
augenblicflich allerdings der Fall ift, in Sachſen dad Bedürfniß einer neuen 
Sefehgebung in biefer Frage nicht vorhanden war, wozu denn eine folche 
anregen? Mar fie aber einmal angeregt, und Hatte die Regierung dieſer 
Anregung Folge gegeben, jo mußte man auch das neue Geſetz nicht bloß 
auf den jehigen Zuftand, fondern auf Möglichkeiten anderer Art einrichten, 
und feinestwegs durfte man das nun einmal in Sachjen althergebrachte un: 
beſchränkte Placet gerade jet theilweiſe aufgeben. 

16. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: Der Abg. Windhorft- 
Meppen (ultram.) bringt einen Antrag auf gejegliche Regelung der 
Ünterfuchungshaft ein. 

Das Haus genehmigt in dritter Lefung einen Geſ.Entwurf 
betr. den Austritt aus den jüdifchen Shynagogengemeinden. 
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Zweite Berathung der neuen Städteordnung (zunächft) für die 
8 alten Provinzen. 


Nah Annahme ber SH 1—13 wird beichloffen, im Voraus über 
8 42a zu bebattiren, welcher die Wahlfrage betrifft. Der Minifter bes 
Annern gibt hierzu die Erklärung ab, Die —— des Entwurfs auf 
die Stadt Frankfurt a. M. ſei nur dann zuläſſig, wenn das Dreiclaſſenwahl— 
ſyſtem aufrecht erhalten bliebe. Nach längerer Debatte, in welcher fi na= 
mentlich eine Reihe fortfchrittlicher und ultramontaner Redner für ein glei— 
ches Wahlrecht ausſprechen, tritt der Minifter des Innern für ein durch» 
gängig gültiges Dreiclaffenwahliyftem, unter Aufhebung des gleichen Wahl: 
recht3 da,’ wo folches beiteht, ein. Die Debatte wendet fi) darauf dem $ 26, 
betr, bie Einteilung der Wähler in drei Glaffen nach der Steuerjtufe, zu. 
Bon den dazu geitellten Amendementö werden die meiften abgelehnt. Der 
Antrag Röderath’s (ultr.) auf gleiche? Wahlrecht aller Gemeindebürger bei 
ben Stabdtverordnetenwahlen wird unter Namensdaufruf mit 187 gegen 120 
Stimmen abgelehnt. Dafür ftimmen das Gentrum, die Polen und ein Theil 
ber Fyortichrittspartei. Darauf wird $ 26 mit den von Miquel und Virchow 
beantragten Zujäßen, jodann auch $ 42a (Dreiclaſſenwahl), lekterer nach den 
Gommiffionsanträgen, angenommen. Nach den Zufakanträgen Miquel-Virchow 
foll die erfte Glaffe der Wähler mindeſtens "/ı2, die zweite mindeftena ?/ı2 
der Wähler umfafjen. 

Die Mehrheit des Abgeordnetenhaufes ift demgemäß, twie zu erwarten 
war, dem Dreiclafjeniyften bei Communalwahlen treu geblieben, ohne fich 
indeffen für dasſelbe ala das principiell beite Syftem zu entjcheiden. Die 
Annahme be3 $ 42 a der Commiſſionsbeſchlüſſe, welcher drei Städte, darunter 

ranffurt a. M. und Stralfund, von dem Dreiclaſſenſyſtem ausſchließt, ent: 

It das Geftändniß, daß e3 nicht möglich ift, das Dreiclaffenfyften da ein- 
uführen, wo es zur Zeit nicht befteht. Einiger Städte wegen würde man 
—* eine ſolche Ausnahme nicht zugelaſſen haben: indeſſen iſt die Com— 
miſſion von der Annahme ausgegangen, daß die jetzt zu beſchließende Städte— 
ordnung ſpäter auch auf Hannover und Schleswig-Holſtein ausgedehnt werden 
fönne, und in dieſem Falle würde der $ 422 eine ganz andere Tragweite 
erhalten. Der Minifter des Innern erklärt fich freilich gegen den $ 42a, 
alſo für Einführung bes Dreiclaffeniyftems auch in —* a. M.; aber 
nachdem das Haus gegentheilig beſchloſſen, ſtellt er die Alternative auf: dieſen 
Beſchluß wieder aufzuheben und das Dreiclaſſenſyſtem in Frankfurt einzu— 
führen, oder dieſe Städteordnung auf Frankfurt noch nicht auszudehnen. 
Der Antrag Virchow zu 8 26, demzufolge die erſte Claſſe mindeſtens ein 
Zwölftel, die ziweite mindeſtens zwei Zmölftel der Wahlberechtigten umfafjen 
müſſe, wird ohne Widerſpruch angenommen, während berjelbe in der Com: 
milfion von Seiten des Regierungscommifjärs entichieden befämpft und mit 
einer Stimme Mehrheit abgelehnt worden war, weil man fürchtete, daß durch 
eine folche Beftimmung die Glaffeneintheilung illuforiich gemacht werden würde. 
Es ift vorerft nicht erfichtlich, ob die inbifferente Haltung bes Minifterd der 
Ausfluß der we ift: daß die Mehrheit bes Haufes über dieje Dinge 
ein beffered Urtheil habe, oder ein Beweis des Vertrauens auf die ra 
Hand de3 Herrenhaufes. 


16. Mai. (Deutſches Reich.) Der zur Wahl von 4 Ab— 
geordneten zur dießjährigen altfath. Synode verfammelte bayerifche 
Zandesverein für die fath. Reformbewegung bejchließt unter dem 
Vorſitze des Prof. Huber bez. der Gölibatzfrage einjtimmig: 
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‚ 1) Bei der gegenwärtigen religiöjen Lage würde die gebeihliche — 
entwicklung unſerer alttatholifhen Bewegung, ja ſelbſt der Beſtand unſerer 
Gemeinſchaft durch die Aufhebung des Cölibats im höchſten Grabe gefährdet 
fein. 2) Diefe Frage und ai von ähnlicher Bedeutung können nicht 
wohl durch einjeitiges Vorgehen der Synode der Altkatholiken des deutjchen 
Reiches, ſondern follten im Einverftändniß mit den conftituirten altkatholiſchen 
Kirchen anderer Ränder gelöft werden. 3) Eine event. Aufhebung des Göli: 
bats von Seiten der Bonner Synode könnte die Vernichtung der bisherigen 
ftaatärechtlichen Stellung ber bayerischen Altkatholiten zur Folge haben.“ 


27. Mai. (Preußen.) Abg.Haus: genehmigt das ihm von 
der Regierung vorgelegte Gompetenzgefeg in dritter Lefung. 

27. Mai. (Preußen) Im Wahlkreife Hirſchberg-Schönau 
fiegt bei einer Nachwahl zum Reichatag der nationalliberale Candidat 
vd. Bunjen mit 6095 Stimmen über den Gandidaten der Agrarier, 
v. Küfter-Lomnib, der e3 nur auf 1863 Stimmen bringt. Der erfte 
Verſuch der ehem. Feudalen, unter dem neuen Namen der Agrarier 
in geichloffenen Reihen in den Kampf einzutreten, ift damit ge= 
Icheitert. 


In einem Wahlfchreiben an die Stimmberedhtigten des Kreiſes hatte 
v. Bunſen bie frage jcharf geftellt und fich über die neue Partei der Agra= 
rier folgendermaßen ausgeſprochen: „... Daß die Politit der Staatd: und 
Reichäregierung, zunächſt die wirthichaftliche, den Angriffspuntt und die 
Ausmerzung der Träger berjelben den Zweck der Drganifation ber jog. 
Agrarier bildet, hat noch Niemand ernſtlich in Abrede geftellt. Eben jo 
wenig wird einer bie geheime Hoffnung verleugnen wollen, daß mit Er—⸗ 
reihung dieſes Zweckes ein überall hin fühlbarer confervativer Umſchwung 
eingeleitet fein würde. WBeftritten ift nur die eine Bing ob dem Leiter 
unjerer Reichd: und Staatsregierung die Abficht untergelegt werben darf, auch 
nur die wirthichaftlichen Grundjäpe feiner bisherigen Verwaltung aufzugeben 
und durch feinen ungeheuren Einfluß fich eine altconfervative (jog. agrarifche) 
Mehrheit im Neichd: und Landtage gegenüberzuftellen? Der allzeit jchlag: 
ſettige weitfälifche Abg. — v. Schorlemer hat kürzlich dieſe Frage durch 
tine Warnung an und Liberale beantwortet: „ob wir denn nicht bereits den 
efenbeichlagenen Tritt der Agrarier drohungsvoll vernähmen, an ihrer Spitze 
den Fürſten Bismard ald Tambourmajor?“ Nicht wenige Kundgebungen 
der Ugrarierpartei lafjen die Zuverficht durchbliden, daß der Reichslanzler, 
der Bunbdesgenoffenichaft der Liberalen überbrüffig und längft wieder ber 
Alte, feine früheren Genofjen neuerdings zum Siege führen werde. Und von 
allen Seiten wird hiefür auf die maulmwurfsartige Geichäftigkeit hingewieſen, 
welche der Mephiftopheles unferes großen Zeitgenoffen (Wagener) an ben 
Tag legt. Geftatten Sie mir, über diefe für die Macht wie für den Nach: 
ruhm des Fürſten Bismarck gleich kritiſche Frage eine furze Erwägung ans 
zufmüpfen. Beide, die Macht und der Nachruhm, beruhen auf dem Gedeihen 
der Reichaihöpfung, die wir dem Kaiſer und ſodann an erfter Stelle ihm 
verdanfen. Ihm iſt eine Agrarier-Mehrheit nicht Unbefanntee; denn in 
einem der drei zu Berlin tagenden Parlamentsförper Hat fie ihn und das 
Land jo lange beunruhigt, bis ihr ein Pairs-Schub den Garaus gemacht. 
Soll num jet der Süden Deutichlands, ohne Unterfchied der Parteien, wider 
das im Neichätag vertretene deutjche Reich, joll der ganze Welten, wiederum 
ohne Unterfchied der Parteien, wider da3 im Abgeordnetenhaus vertretene 
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Preußen don vernichtendem Miktrauen erfüllt werden durch die Bildung 
einer den „feudalen“ Streifen der Djtprovinzen entnommenen Mehrheit? Soll 
bie Macht, die jet ben Frieden Europa's erhält, mitten entziwei brechen ? 
Kann ein Patriot folche Folgen Herbeiwünjchen ? Iſt es denkbar, daß ber 
Reichskanzler fie nicht Klar erkennen, daß er fie durch feine Maßregeln heran 
Ioden follte? Ich glaube nein!“ 


28. Mai. (Bayern.) II. Kammer: Die Regierung verlangt 
von derſelben einen außerordentlichen Militärkredit von rund 16 
Mil. Mark, wovon 3 Mill. für Militärbauten, der übrige Betrag 
dagegen für Ausrüftung zu Erhöhung der Schlagfertigfeit des Heeres 
beftimmt ift. 

29. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: Ste Lefung der neuen 
Städteordnung für die 8 alten Provinzen der Monarchie. Die Ultra- 
montanen und die Fortjchrittspartei erklären fich neuerdings für bag 
allgemeine Stimmrecht, die Majorität hält aber an dem Dreiclaffen- 
Iyftem feſt und das Geſetz wird wefentlich nach den Beichlüffen der 
2ten Lefung angenommen. 


Aus der Debatte: WindtHorft (Meppen): Bis jett fcheint mir 
die Regierung noch fein bejondered Gewicht = die Frage des Wahlſyſtems 
zu legen. Sie hat ſich noch nicht einmal über den von der Commiſſion 
angenommenen 5 42 a erklärt, und es iſt doch eine ganz abſonderliche Art, 
Gelege zu berathen, wenn die Regierung uns nicht mit ihren Ideen befruchtet. 
(Heiterkeit) Für mich ift es höchft bezeichnend, daß ein A Vertreter 
des Dreiclaffenwahliyftems bisher nicht hervorgetreten ift, die Mehrzahl der 
Redner ſich dagegen, und die fich dafür erflärt, es nur jehr verichämt gethan 

ben. Ich conftatire: wir wollen da3 allgemeine Stimmrecht abjolut nur 
ür alle Gemeindebürger, d. h. die, welche für die Gemeinde zahlen. Die 
Gerechtigkeit fordert, da wir ben, der zahlt, auch wählen laſſen. Das all: 
m. Stimmrecht ift bereit3 für den Reichstag eingeführt, und wenn da 
ein Genjus befteht, jo wird biefer er durch die allgemeine Wehrpflicht 
und den Einja der ganzen Perfönlichleit und des Blutes. Ich weiß nicht 
wie man fi) mit dem .Dreiclaffenfyflem befreunder fann. Daß auf dem 
Städtetage die Bürgermeifter dafür ftimmten, macht auf mich gar feinen 
Eindrud; deren Reden gewinnen jehr das Eolorit einer oratio pro domo. 
Minifter Graf zu Eulenburg: Ich glaube, ich werde nicht nöthig haben, 
mich über das Dreiclaſſenwahlſyſtem und das allgemeine Wahlrecht auszu⸗ 
fprechen, tHeild weil die Anfichten ber Regierung in ben Motiven zum Ge: 
ſetzentwurf niedergelegt find, theila weil in der Gommilfion dieje Frage weit: 
läufig erörtert worden ift, und endlich, teil die Regierung glaubt, daß die 
überwiegende Mehrheit dieſes Haufes fich für die Anfichten der Negierung 
im Princip enticheiden wird. Da aber der Vorredner gerade von diefer Stelle 
aus die Anfichten der Regierung zu hören wünfchte, jo will ich dem gern 
mit ein paar Worten nachfommen! Das allgemeine gleiche Stimmrecht in 
der Commune ift ein bisher in Deutichland ganz unerprobte® Experiment, 
und e3 wird fich eine nennenswerthe Zahl von Mitgliedern diejes Haufes 
wohl kaum für daffelbe erklären. Anders aber fteht es mit dem directen 
Wahlrecht, welches in einem Theile der preußifchen Provinzen befteht und 
dem Glaffenwahlfyftem in den alten Provinzen gegemübergeitellt wird, und 
das für diefe und einen noch größeren Theil der Monarchie zu firiren die 
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Abfiht diefer Borlage ift. Bei ber Vertheidigung des directen Wahlrechts 
hebt man immer zu wenig hervor, daß daffelbe, da wo es jeht befteht, nur 
von Leuten ausgeübt wird, die gewifje Bedingungen erfüllt haben müſſen, ehe 
fie ihre directe Stimme geben dürfen, daß alfo 3. B. in Hannover nur der 
als Bürger Recipirte an der Communalwahl betheiligt it, während hier 
immer ganz allgemein von den Einwohnern geiprochen ift. (Widerfpruch und 
Zuruf.) Nach der Stein’ichen Städteordnung wurde allerdings direct ge: 
wählt. Aber wer fonnte bamald wählen? Der Hausbefiher oder der Bürger 
mit einem gewiflen Einkommen, und wenn man damals 200 Thlr. Einkommen 
batte, jo war es fo viel wie heute mindeitena 500 Thle. Wer dachte denn 
damald an Freizügigkeit, an die großen Fabriken und an Socialdemocratie? 
Ih will nun keineswegs das Glafjenwahliyften als ein Inſtitut bezeichnen, 
das über jede Ginwendung erhaben fei: aber ich bleibe dabei: es ift ald cin 
relativ Gutes und für die communalen Wahlen als das relativ Beſte anzu: 
iehen, und zwar aus dem Grunde, weil an ben Wahlen für Communen nur 
derjenige theilnehmen kann, der zu ihren Laften beiträgt. Aber das allein 
ft nicht der durchichlagende Mahitab, in welchem Maße Jemand an ben 
Wahlen teilnehmen joll. Der Bürger hat noch eine andere Verpflichtung, 
al3 Steuern zu zahlen, er hat die Pflicht, mit feiner Zeit, feinem Können, 
feinem Wiflen einzutreten. Wenn Sie ein Syftem finden, wonach Sie fol: 
hen Seuten eim Uebergewicht bei den Wahlen fichern, fo glaube ich, ftehen 
wir auf einem feften Toben. Aber das müffen Sie doch zugeben, daß in 
der Treiclafjenwahl mehr von ber Mehrheit dieſes Grundjaßes repräfentirt 
wird, al3 da, two jeder, der communale oder Staatäftenern zahlt, mit glei— 
chem Gewicht feine Stimme abgibt. Ich glaube daß gerade die innere Be: 
rehtigung des Dreiclaffenwahliyftems darin befteht: daß e3 denjenigen eine 
erhöhte Perechtigung ertheilt, auf demen nach ihrer bürgerlichen Stellun 

weientlich die Laft der bürgerlichen Aemter ruht. Im Ganzen täufche ih 
mich darin wohl nicht, daß die Mehrheit des Hauſes auch annehmen wird, 
daß das Dreiclafjeniyften für diejenigen Landestheile, für welche die Stäbte: 
ordnung bejtimmt ift, das relativ Nichtigfte ift. Nun aber hat fi) die Si: 
tuation jo eigenthümlich geftaltet, weil in denjenigen Provinzen, wo bie 
Städteordnung jeht noch nicht maßgebend fein foll, über die Fichtigfeit des 
Glaffenwahliyftems andere Anfichten herrichen. Die Folge davon tft, daß die 
Abgeordneten aus Hannover, Schleswig.Holftein und Heſſen das Syſtem nicht 
pıre anerkennen wollen, denn dann, glauben fie, befommen fie es auch. Aus 
dieſer Furcht haben fie zu der ganzen Sache eine Stellung eingenommen, bie 
nicht jo klar und deutlich ift, ala ich gewünjcht hätte. Die Abficht der Re— 
gterung, dieſes Syſtem auch auf alle anderen Landestheile auszudehnen, fteht 
aber noch gar nicht feit, das wird vielnehr Sache der Erwägung fein in 
dem Augenblid, two eine Umarbeitung der Städteordnung auch für jene 
Provinzen nothiwendig fein wird. Laffen Sie ſich alfo durch ſolche Befürch— 
tungen nicht abhalten, dasjenige beftimmt zu vertreten, was Sie in den Ver: 
hältniffen unferer Landestheile begründet finden. Wenn Sie das Glaffen: 
oftem für ganze Landestheile als das richtige anerkennen, jo müſſen Sie 
dieß im Geſetz aud offen ausiprechen und dürfen nicht Hinterthüren offen 
laffen, die einzelnen Städten gejtatten, diejem Syſtem zu entichlüpfen. Das 
jebige Wahlſyſtem wirkt in Frankfurt durchaus nachtheilig; das ift meine 
Erfahrung, unterftütt durch einen großen Theil von intelligenten, wohlwol: 
Ienden und an der Gommunalverwaltung mitarbeitenden Leuten in Frank— 
furt, die nur im Augenblid überjchrieen find. Wenn Sie Frankfurt in das 
Geieh aufnehmen, jo dürfen Sie es nicht von dem Dreiclaffenwahliuften 
audnehmen; wenn fie aber durchaus nicht den $ 42a aufgeben wollen, joe 
ihum Sie befier, Frankfurt herauzzulaffen und die Beſtimmung über fein 
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Derfaffung einer jpäteren Zeit vorzubehalten. Es ift dieß fein Gelüfte nach 
Schablone, was mich dazu treibt, es ift der ganz fpecielle Wunſch, in Frank⸗ 
furt ein anderes Syftem eingeführt zu ſehen. Berichterftatter Hafen: 
Das Dreielaſſenſyſtem beruht auf dem einfachen Princip der Leiftungen und 
Gegenleiftungen. Es ift dies als deutjches Recht und gleichbedeutend mit dem 
Sag: Wer mit rathen will, muß auch mit thaten. Der Abg. Röderath hat 
erflärt: daß er einem Genfus von 12 M zuftimmen will (Wiberjprud.) Die 
Stadt Berlin Hat ebenfall3 einen Genjus von 12 .A — — In 
einer uns neulich zugegangenen Broſchüre aus Pommern wird nachgewieſen, 
zu welchen ungeheuerlichen Abnormitäten dieſer Cenſus von 12 .A führt. 
&3 werden dadurch nicht weniger als 72 Procent der fteuerpflichtigen Wähler 
vom Wahlreht ausgeſchloſſen. Sämmtliche Städtetage mit Ausnahme von 
Poſen Haben fich für die Aufrechthaltung des Dreiclaſſenſyſtems ausgeſprochen 
und in Poſen jelbit find mehrfache Widerrufe gegen die entgegenftehende Auf: 
fafjung des dortigen Städtetaged erfolgt. Die Commilfion ift der Meinung, 
daß wir der Bevölkerung nicht gewaltfamerteife ein Wahliyftem aufdrängen 
dürfen, welches fie zurückweist. 


30. Mai. (Preußen.) Abg.-Haus : genehmigt das vom Herren 
haufe zurüdgelangte fog. Synodalgejeß, nachdem der Cultusminiſter 
in längerer Rede die abweichenden Belchlüffe des Herrenhauſes ge— 
fennzeichnet und zur Annahme empfohlen und der Abg. Knörde im 
Namen der Fortjchrittspartei erklärt hat, daß Tettere ohne Annahıne 
der von ihr gejtellten Anträge wie früher gegen das Gefeß ftimmen 
twerde, in der vom Herrenhauſe bejchloffenen Faſſung. Biele Abge: . 
ordnete beglückwünſchen den Cultusminijter, da das glüdliche Durch» 
bringen der Vorlage ohne allzumefentliche Modificationen als ein 
perfönlich entjcheidender Erfolg desfelben angefehen wird. 

30. Mai. (Preußen.) Bilchof Eberhard v. Trier }. Da— 
durch ift die jechjte preußifche Didcefe — und vorausfichtlich wie die 
übrigen fünf auf längere Zeit — verwaijt. Fulda iſt durch den 
Tod des Biſchofs Kött feit Jahren erledigt und die Prälaten von 
Pojen, Breslau, Paderborn und Münfter find abgeſetzt. 

31. Mai. (Bayern) Bilchof Haneberg von Speier f. 

31. Mai. (Sachſen.) II. Kammer: genehmigt auch den Anz 
fauf der ſächſiſch-thüringiſchen Bahn für den Staat. 

Die Kammer beharrt gegen die I. Kammer auf ihrem Be— 
ichluß, daß fobald als thunlich und jedenfall® bei der nächſten Va— 
canz ein Profefjor der Theologie aus der hiſtoriſch-kritiſchen Schule 
an die Univerfität Leipzig berufen werden jolle. 

— Mai. (Deutfhes Reich.) In einer Flugichrift „Revo— 
lution und Kirche, Beantwortung einer Tagesfrage mit Rüdficht auf 
die gegenwärtige Tendenz und Praris der römiſchen Eurie“ ſucht der 
altkatholiſche Biſchof Reinkens nachzuweisen, 

wie die Curie gegenwärtig als letztes Mittel die Revolution verſuche: 
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„Den päpftlichen Annullirungen von Berfaffungsparagrapgen und Staata: 
gefegen“, jagt er, „folgen jegt immer deutlichere Prekagitationen, unterftügt 
durch geheime Organifationen, welche die Meinung verbreiten und praktiſch 
machen follen, bat die römijchen Katholiken unter Umftänden das göttlich 
garantirte Recht befähen, die beftehenden Obrigfeiten mit ihren —— ge⸗ 
waltſam zu ſtürzen, ſofern ſie nur die Macht dazu hätten, welche übrigens 
durch alle Mittel zu erſtreben eine Tugendübung ſei.“ Die heutige römiſche 
Eurie Hat die Behauptung, dab Kirche und Staat ſich verhalten wie Geift 
und Leib, geradezu ala Gottes Wort hHingeftellt. Der Grundjaß, da ber 
Papft alles menichliche Recht aufheben könne, ift für fie nicht bloß Theorie, 
fondern auch Richtſchnur der Prarid. Der DVerfaffer kommt am Schlufie 
feiner Betrachtungen, nachdem er vorher noch die jeltiame Auffaffung des 
„paffiven Gehorſams“ der preußifchen Biſchöfe und Priefter jcharf beleuchtet 
hat, zu folgendem Ergebniß: „Zunächit ift der revolutionäre und antievans 
geliiche Charakter des Vorgehens der römischen Hierarchie in dem gegenmwär: 
tigen firchenpolitifchen Kampfe ronftatirt; ferner aber aud), daß der Geiſt 
des Evangeliums die Revolution, der kirchliche Sinn die revolutionäre Ge: 
finnung ganz und gar ausſchließt. Wir haben außerdem gefunden, daß die 
Kampfobjecte, die Gegenftände des Streites zwiſchen Kirche und Staat, in 
der alten Kirche völlig andere waren ala zwiſchen dem modernen Staate und 
der vaticanifchen Kirche. In den drei erften Jahrhunderten war es ber 
riftliche Name in Verbindung mit der Anbetung Gottes im Geifte und in 
der Wahrheit, und andererjeit3 der Gößendienft; feit Kaifer Conftantin war 
e3, um es kurz zu jagen, die fchiwierige, damals faft unmögliche Entwurze— 
lung des Pontifex maximus aus dem Kaiſer; heute oetroyirt fein römijcher 
und kein deuticher Kaiſer ein Glaubensbelenntniß über die Perfon Jeſu 
Chriſti, feiner will einer Synode von Biſchöfen präfidiren ; vielmehr dreht 
fich jet der Kampf um das Recht, zu beftimmen, was die Unterthanen lernen 
ſollen, welche allgemeine Bildung den Männern nöthig iſt, denen der größte 
Einfluß auf das Volk in der beimtichften Weiſe geftattet wird, denen der 
Stant dazu noch Bejoldung und Schub der Amtäthätigkeit und oft hohe 
Ehren fichert; e8 handelt fi) darum, ob der Staat verbieten könne, daß feine 
ehrbaren Bürger um der Gewiſſensfreiheit willen beichimpft und verfolgt 
werden, oder daß große Vermögensmaſſen ohne feine Aufficht verwaltet und 
etwa zu ganz fremden Zwecken ins Ausland geichleppt werden u. |. w.“ 


— Mai. (Hefjen.) Die Frage: ob Staatödotation oder 
Kirchenfteuern für Aufbefferung der Befoldung der evangelijchen Geift- 
lichen? bejchäftigt fchon feit einiger Zeit alle Gemüther. Da nun 
die neue Kirchenverfaffung und die Landesſynode fich praktiſch für 
leßtere entjchieden haben, jo ift eine allgemeine Agitation dagegen 
eingetreten und in weiten Kreifen lautet die Parole: „Ich zahle nichts 
und wenn ich zahlen muß, jo trete ich aus der Kirche aus,“ 


Anf. Juni. (Deutjches Reich.) Die Grundbeftimmungen 
der deutfchen Mobilmachjungsplanes kommen, obgleich derfelbe in 
feinen Grundzügen bereit3 1872 fejtgeftellt worden ift, doch erſt jeht 
zur Veröffentlichung. 


Immerhin werden nur die allgemeinen Beltimmungen publicirt, nicht 
aber die leitenden Gedanken für die bei einem etwaigen Kriegsfall eintretende 
Entwiclung und Aufftellung der Wehrkraft des deutjchen Reichs. Auch bei 
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dieſer Beſchränkung ift jedoch rang 3 zu verkennen, daß für den gedachten 
Fall Deutichland fich im der Lage befinden wird, Streitfräfte zu entfalten, 
die feine Leiftungen im beutjch-franzöfiichen Kriege weit überbieten dürften. 
Abgeicehen von den Nejervetruppen, ben bloß angedeuteten Neuformationen 
der Bejapungstruppen und dem organifirten Landſturm wird die unmittels 
bare Feldarmee zu 18,000 Offizieren, 690,000 Mann, 215,000 Pferden, 
1800 Geſchützen und 23,000 Fuhrwerken angegeben. 


1. Zuni. (Sachfen.) I. Kammer: genehmigt die von der 
Negierung beantragte dreiprogentige Rentenanleihe bis zur Höhe von 
101 Mill. Mark, welche hauptfächlich zum Ankauf von Privatbahnen 
bejtimmt ift, um dadurch das ſächſiſche Staatsbahnſyſtem gegen das 
Reichzeifenbahnprojekt zu ftärfen und zu fichern. 

1. Zuni. (Elſaß-Lothringen.) Landesausſchuß: ertheilt 
nach dem Antrage feiner vorberathenden Commiſſion einſtimmig feine 
Zuftimmung zu dem Entwurf betreffend die Landesgeſetzgebung der 


Reichölande. 

Der Beriht der Kommission (Berichterftatter Klein) iſchließt 
dahin: „.. Wenn bejagtes Gejeh ala ein neuer Fortſchritt im Sinne ber 
Selbſtverwaltung des Landes angejehen werden kann, jo ift dennoch dieſe 
neue Errungenſchaft noch weit von dem Ziele entfernt, nach dein das Land 
ftrebt und unbedingt ftreben muß. Es beweist cben gerade biefe Erweite- 
rung ber Befugniffe, daß die Reichsregierung jelbjt anerkennt, daß eine immer 
mehr ausgedehnte Wetheiligung des Landes an der Gejeßgebung und ber 
Landesverwaltung eine politiiche Nothiwendigfeit ift, und fie wird zugeftehen 
müſſen, daß auch der gegenwärtige Zuftand nicht als ein Definitivum, fon: 
dern nur al3 ein Mebergangszuftand angefehen werden kann, und daß dem 
Reichslande, wenn e3 gedeihen joll, unbedingt eine ähnliche Stellung einge: 
räumt werden müſſe, wie fie die andern Bundesſtaaten befigen. Die 
Commiſſion glaubt deshalb den Wünschen des Landes den richtigen Ausdruck 
durch den folgenden Borfchlag zu verleihen, welchen Sie ſich entichliegen 
wollen, der Reichöregierung als Wunfch des Landesausſchuſſes und gewiß 
auch de3 größten Theil der Bevölkerung ans En zu legen: „Es möge das 
Reichsland eine Landesvertretung mit befchlieenden Befugnifien erhalten, 
woburd der Schwerpuntt der Gejehgebung Ti Straßburg als Hauptftabt 
bes Reichslandes verlegt werde... Wenn wir den Gang äußerer eljaß-loth: 
ringifcher Gejchishte näher ind Auge faſſen, fo können wir nicht umhin, zu 
conftatiren, dab der Schwerpunft der reichäländiichen Verwaltung fid) mehr 
und mehr gegen Berlin, d. h. in die Abtheilung des Reichskanzleramtes für 
Eljaß-Lothringen, neigt, was gerade im evidenten Widerfpruch zu den Mo: 
tiven des Gejekes dom 30, Dec. 1871 (über die Einrichtung der Verwaltung 
in Elſaß-Lothringen) fteht, und den Geſchäftsgang erichwert. Gonjultiren 
wir ferner noch die officröfen Blätter, jo ficht man, daß biefe Tendenz ſich 
täglich fteigert: Spricht man nicht von der Einjegung eines Minifteriums 
für Elſaß-Lothringen, deſſen Sik in Berlin wäre? Daß Ihre Commiſſion 
an die Möglichkeit der Ausführung dieſes Project? oder eines ähnlichen, 
deſſen Wirkiamfeit in Berlin gipfelte, nicht glaubt, braucht wohl nicht weiter 
hervorgehoben zu werden, und Sie werden auch darin der Commiſſion Jhre 
Zuftimmung geben, wenn biejelbe ganz beſonders und ſehr nachdrücklich da— 
rauf befteht, daß bis zur Einführung der beiprochenen Landesvertretung 
der Schiwerpunft ber elfaßslothringifchen Angelegenheiten im Lande jelbit 
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bleibe, beziehungsweife immer mehr nad) Straßburg verlegt werde, und daß 
dem dermaligen Oberpräfidenten, der in hohem Grade das Wertranen de3 
Landesausſchuſſes beſiht, die ausgebehnteften Befugniſſe eingeräumt werden, 
wodurch der größte Theil ber Geichäfte hierſelbſt in unmittelbarer Berührung 
‚mit Zand und Leuten“ (Worte der Motive) erledigt werden kann.“ 


2. Juni. (Baben.) II. Kammer: lehnt den Antrag ber 
ultramontanen raction auf Einführung directer Landtagswahlen 
und Aufhebung des Unterjchieds zwifchen Stadt und Land durch 
Uebergang zur Tagesordnung ab. 

6. Juni. (Deutſches Reich.) Erfter allgemeiner deutjcher 
Lehrertag zu Erfurt. 

7. Juni. (Deutſches Reih — Preußen.) Der Präfident 
des Reichöfanzleramtes dv. Hofmann und der Staatsjefretär des Aus: 
wärtigen dv. Bülow werten vom Kaiſer und König zu preußifchen 
Staat3miniftern und Mitgliedern des preuß. Staatsminifteriums 
ernannt, obgleich beide nicht Preußen, jondern jener Helle, dieſer 
Medlenburger ift. 


Die tiefgreifende Bedeutung diefer Ernennung wird von feiner Geite 
verfannt. Die „Norddeutiche Allg. Ztg.“ bringt darüber an der Spike ihres 
Blattes, aljo in möglichit autoritativer Form folgende Kundgebung: „Nad) 
dem Rücktritt des Staatsminifterd Delbrüc, welcher gewiifermafjen als alter 
ego des Reichskanzlers galt und durch feine perjönliche Autorität in Reiche: 
angelegenheiten, ſowie durch feine perjönlichen Beziehungen zu einzelnen 
Mitgliedern des preußiichen Staatsminifteriums bejonders berufen war, im 
Etaatsminifterium die Gedanten der Reichspolitik zu vertreten, auch wenn 
die Competenzfrage als ſolche nicht jcharf umgrenzt war, mußte eine formelle 
Regelung derjelben ftattfinden. Sie ift in der Weiſe gefunden worden, daß 
den beiden hohen Reichäbeamten v. Bülow und Hofmann Sig und Stimme 
im preußijchen Staatsminifterium gegeben worden iſt, zur Betätigung des 
Gedankens und als Bürgſchaft für die Ausführung desjelben: daß die Po: 
litik und Intereſſen Preußens ſich niemals im Widerjpruch mit denen Deutſch⸗ 
lands befinden und nicht. auf verichiedenen Wegen verfolgt werden können. 
Allerdings ift die Nothwendigieit diefer Wechjelbeziehung und deren Begrün— 
dung längſt anerkannt und durch die Stellung des Reichskanzlers nach beiden 
Sphären hin zugegeben und vorgejehen worden, aber doch eben vielmehr in 
der perjönlichen Auffaffung, als in formeller Regelung. Die weitere folge 
der jegigen Anordnung ijt, daß dem preußiichen Staatsminifterium durch die 
Aufnahme der beiden hohen Reichabeamten, welche erft durch die Uebertra— 

ung des preußifchen Staat3amt3 in den preußifchen Staatsverband getreten 
nd, aber wiederum nur aus Nüdkficht 9 ihre Reichsämter, eine gegen 
das Reich hin aufgeſchloſſene Stellung gegeben wird, wie fie ben 
Minifterien der übrigen Particularftaaten nicht eigen, durch den Hege: 
monieberuf Preußens aber erfordert ift. freilich werden durch die 
gegenwärtige Zujammenjegung des preußiſchen Staatsminifteriums auch die 
preußischen Verhältniffe weſentlich mit berührt werden. Zeigte jchon die bis— 
beige Zufammenfegung desfelben, welche mit dem bewunderten Schöpfer 

neuen Deutjchlands und mit dem ftandhaften Urheber unjerer inneren 
Verwaltungdreform bis in die Conflicktszeit zurückreicht, mit dem Juftize 
minifter an die Wirkungen des Jahres 1866 erinnert, während die 
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meiften übrigen Minifter der neueſten politifchen Entwidelung angehören, 
daß der ra der preußiichen Verfaſſung über die Berufung der Räthe 
der Krone eine Wahrheit geblieben ift und fih in dem Kampfe der Parteien 
wie in den äußeren Rämpfen zum Wohl des engern und des gemeinfamen 
deutichen Daterlandes volllommen bewährt hat — fo hat fie jept eine Boll: 
endung erhalten, welche die Anwendung gewiſſer conftitutionel: 
ler Doctrinen auf dieſe preußiſchen Verhältniſſe für immer 
ausjchlieht. Das parlamentariiche Regierungsſyſtem, d. h. die Forderung, 
daß da3 Minifterium der Kammermajorität entnommen fein oder ihr wenig: 
ſtens entiprechen müffe, ift einmal als ein Luxus bezeichnet worden, welchen 
ſich Preußen zur Zeit noch nicht geftatten könne, und die aufrichtigen Freunde 
der Monarchie find überzeugt, daß diefer Luxus dem preußischen Volke auch 
nicht zum Heile gereichen würde. Jetzt haben die Verhältnifje auch formell 
dahin geführt, daß die Bildung parlamentarifcher Minifterien 
in Preußen endgiltig ausgejchlofjen ift. Ein Parteiminifterium 
ift in Preußen fortan nicht möglich, wenn einzelne gleichſam ftändige Mit» 
glieder desjelben entichieden auberhalb der preußiichen Parteibewegung ftehen 
und für ihre politiche Stellung andere und höhere Gefichtspunfte ald maß: 
gebend betrachten müſſen. Glüdlicher Weije ift in Preußen wie in Deutich- 
land noch jo viel Raum und Anlaß zu pofitivem Schaffen, daß die Par: 
teien noch für lange Zeit mit zu großen Aufgaben redlicher Arbeit und 
eriprießlichen Wirkens befaht find, um ihre Kraft an die fruchtlofen Aſpi— 
rationen des wechjelnden Partei-Intereſſes zu verſchwenden, über welchem 
dem bleibenden Staat3intereffe durch diejen neueſten Act eine jo bezeichnende 
Etellung angewieſen iſt.“ Dieſem Jubelſchrei ſetzt dagegen die „jortichritte 
liche Correſpondenz“ folgenden Schmerzensſchrei entgegen: „Durch die Er: 
nennung der Herren En und d. Bülow zu preußiichen Staatsmini— 
ftern, eine Ernennung, welche nur in Rückſicht auf die von den genannten 
Herren beffeideten Reichsämter erfolgt ift, find wir auf denjelben Stand: 
puntt zurücgeichraubt worden, den wir vor dem Jahre 1866 inne hatten. 
Es war wohl denkbar, ja ed mußte in Bälde dahin fommen, 
daß bei einem Zwieſpalt zwijchen der Volfävertretung und der Regierung in 
Preußen lettere nachgeben und die Minijter Männern Pla machen mußten, 
welche da3 Vertrauen der Bolfsvertretung bejahen. Jetzt aber fiten im 
preußifchen Staatsminifterium — abgejehen von dem Striegäminifter, der ja 
auch nur mit dem Reiche zu thun hat, der aber dort feine Stelle hat, weil 
Fürſt Bismard keine Reichaminifterien neben fich dulden will — zwei hohe 
Reichsbeamte vermöge ihres Reichdamted, Denn Niemand wird behaupten 
wollen, daß Herr Hofmann aus Hefien und Herr dvd. Bülow aus Medlen: 
burg in da3 preußiiche Staatäminifterinm berufen worden feien, weil letzteres 
eine Vermehrung feiner Mitgliederzagl bedurfte und es an preußiichen Bes 
amten mangelte, twelche die Befähigung zur Bekleidung eines Minifterpoftens 
bejaßen. Es kann nicht wohl angenommen werden, daß eine principielle 
Meinungsverjchiedenheit zwiichen dem preußiichen Landtage und dem preußis 
ichen Minifterrum dem Präfidenten des deutſchen Reichskanzleramtes und 
bem Staatöfecretär des deutſchen auswärtigen Amtes Anlaß zur Demiffionir: 
ung geben dürfte Die deutichen Reichsbeamten ala ſolche haben mit ber 
preußischen VBolfävertretung nichts zu thun, und doch find jene Herren ledig: 
li auf Grund ihrer Reichgämter zu lg: erh des preußiichen Staats: 
minifteriumd ernannt worden. In diefer Maßnahme Liegt ein jo außer: 
ordentlicher Rückſchritt unferes conftitutionellen Lebens, 
ein Rüdjchritt von fo außerordentliche Bedeutung und Tragweite, dab es 
gar nicht des Jubels der „Nordd. Allg. Ztg.“ beburft hätte, um bie öffent: 
liche Aufmerkſamkeit auf denjelben zu lenken.“ 
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7.—8. Juni. (Deutfches Reich.) Abhaltung der dritten 
alttatholifchen Synode in Bonn. Diefelbe erklärt fih mit allen 
gegen 8 Stimmen gegen die Jofortige Abjchaffung des Gölibats- 
jwang3. 

Zu ber Synode haben fich 31 Geiftliche und 76 Delegirte von Ges 
meinden eingefunden. Nach einem ihr erftatteten Verichte zählt 3. 3. Preußen 
35 Gemeinden und Vereine, Baden 44, Heffen 5, Fürſtenthum Birkenfeld 2, 
Bayern 31, Württemberg 1. Die gefammte Seelenzahl beträgt in Preußen 
gegenwärtig 20,524, in Baden 17,203, in Bayern 10,110, in Heflen 1042, 
in Oldenburg 249, in Württemberg 223. Die Zahl der alttatholiichen Geiſt— 
lien in Deutichland beträgt augenblidlich 60, hat fich alſo jeit der Wahl 
des Biſchofs (Juni 1873) gerade verdoppelt. Die Gefammtjeelenzahl hat 
ſich jeit 1875 von 34,737 auf 39,261 erhöht. Der Beſchluß in der Eli: 
batsfrage lautet: „1) über alle das Gölibatöfrage betreffenden Anträge 
zur Tagesordnung überzugehen und e3 der Synodalrepräſentanz zu über: 
lajjen, die Frage wieder auf die Tagesordnung zu ſetzen, jobald fie eine Ent: 
Iheidung derjelben nad) den von der erften Eynode angenommene Grund: 
fähen über Reformen im Allgemeinen für möglich hält, 2) zu dem vorige 
jährigen Beſchluſſe Nr. V die Erklärung beizufügen, dat auch die Verlobung 
eines Geiftlichen, welcher ala Seelſorger fungirt, unzuläjfig fei. 3) die Syno— 
balrepräfentanten zu ermächtigen, vorfommenden Falls altkatholiichen Seel: 
forgern zu erlauben, eine Ehe kirchlich einzufegnen, welche ein altfatholifcher 
Priefter nach Aufgebung feiner amtlichen Thätigkeit vor dem Standesbeamten 
—— hat.“ (Die faſt gleichzeitig zu Olten verfammelte Synode der 
chweizeriſchen Alttatholiten beichlieht dagegen in diefer Frage: „Die Fähig: 
keit zur Bekleidung geiftlicher Amtzftellen ift nicht davon abhängig, daß der 
betreffende Priefter verheirathet oder nicht verheirathet ſei.“) 

8. Juni. (Preußen.) In Breslau erfolgt die zwangsweiſe 
Räumung des fürjtbifchöflichen Knaben-Seminars durch die Staats- 
behörden. 

10. Juni. (Preußen) In dem gegen ihn eingeleiteten Ab— 
ſetzungsproceſſe erhält der Erzbiſchof von Cöln die Aufforderung, am 
28. d. M. vor dem fgl. Gerichtshofe für firchliche Angelegenheiten 
in Berlin zu erjcheinen. Ä 

11. Juni. (Preußen.) Herrenhaus: die von demfelben für 
die neue Städteordnung niedergejegte Commiſſion befchließt, zu den 
Beichlüffen des Abg.-Haufes jehr wejentliche Aenderungen zu be= 
antragen. 

13. Juni. (Deutjches Reich.) Das Domicil fajt aller in 
Preußen verbotener fozialdemocratifchen Vereine findet fich nachgerade 
in Samburg concentrirt. 

13. Juni. (Baden) I Kammer: Berathung der Schul- 
geſetznovelle betr. Einführung der confeffionell gemifchten Volksſchule. 
Die Kanımer ift wie die II. Kammer mit dem Princip des Geſetzes, 


Vefeitigung der Gonfeffionzfchulen, und damit, daß auch in der ges 
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mifchten Volksſchule der Religionsunterricht ala obligatorischer Lehr— 
gegenftand beizubehalten und confejfionell zu ertheilen jei, einver=- 
ftanden, ftellt dagegen gegen ben Bejchluß der II. Kammer die 
Regierungßvorlage foweit wieder ber, daß bei Beſetzung der Lehr— 
ftellen nicht bloß die Gonfeffion der Mehrheit, fondern auch die der 
Minderheit der Echüler zu berücfichtigen fei. 

14. Juni. (Bayern) Eröffnung ber allg. deutjchen Kunſt— 
und Kunftgewerbeausftellung in München. Diejelbe hat alle Er— 
wartungen übertroffen und findet auch von allen Ceiten die höchite 
Anerkennung. 

14. Juni. (Sachſen-Weimar.) Die Regierung erläßt ein 
proviſoriſches Kirchengejeß, welches die Stolgebühren aufhebt. Die 
bezugsberechtigten Stellen find von den Kirchgemeinden zu ent« 
Ichädigen; den Geiftlichen und Kirchendienern iſt verboten, für Tau— 
fen und Tirchliche Trauungen Geldgejchente anzunehmen. 

15. Juni. (Deutjches Reich.) Die bisherigen Abtheilungs- 
Directoren im Neichsfanzleramte Ef und Herzog werben zu kaiſer— 
lichen Unterjtaatsjecretären ernannt. Die Auszeichnung ift lediglich 
eine perjönliche. Die von ihnen geleiteten Abtheilungen für das 
Innere und für Eljfaß-Lothringen werden davon nicht berührt. 

15. Juni. (Baden.) Die Wahlen zur evang. Generaliynode 
ergeben das Rejultat, daß von 26 geiftlichen Abgeordneten 12 der 
liberalen und 12 der confervativen Richtung angehören; von jenen 
gehören 8 dem Proteftantenverein an, von diefen werden auch nur 
8 eine entjchiedene Rechte bilden, die übrigen 8 gehören mehr oder 
weniger ciner vermittelnden Richtung an; von den 24 weltlichen 
Mitgliedern der Synode gehören nur 4 der entjchiedenen Rechten, 
alle übrigen der freifinnigen Richtung an. Außerdem ernennt 
der Großherzog 7 Mitglieder. Nach einer anderen Berechnung 
würden unter den 48 gewählten Mitgliedern etwa 30 der libe— 
ralen, 14 der orthodoren Partei angehören und nur 4 eine mitt» 
lere Stellung einnehmen. Im Jahr 1871 gehörten von den 55 
Mitgliedern der Synode 38 der liberalen, 17 der orthodoren Par— 
tei an. 


16. Juni. (Preußen) Auf eine Anfrage des Conſiſtoriums 
von Goblenz ertheilt der Cultus- und Unterrichtsminifter Falk nach— 
folgenden Bejcheid bez. der ſog. Simultanfchulen und der Stellung 
der Kirche zur Schule: 

„. Der zweite Punkt des bezeichneten 8 57, daß der confeffionelle 
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Unterricht, oder wie es nach der gerechtfertigten Anficht des königlichen Con: 
ſiſtoriums wohl heißen foll, der confeffionelle Religionsunterricht in der 
Volfsichule garantirt werde, hat durch die von einigen Geiftlichen der dor: 
tigen Provinz zu meinem Bedauern hervorgerufene Agitation in Betreff der 
peritätifchen Echulen inzwiichen eine practifche Bedeutung erhalten, welche 
mih zu folgenden Mittheilungen veranlaft. Die Frage nad) der Einrich: 
tung jogenannter Eimultan:, richtiger paritätiicher Schulen, wird von den 
Provinzialbehörden, den ihnen von mir wiederholt ertbeilten Anweiſungen 
entiprechend, nicht nach allgemeinen Grundjähen gleichmäßig behandelt, ſon⸗ 
dern in jedem befonderen falle nach Prüfung aller dabei in Betracht tom: 
menden Berhältnifje entſchieden. Insbeſondere wird eine —— zur 
Vereinigung bisher confeſſioneller Schulen zu einer paritätiſchen Schule von 
den löniglichen Regierungen nur dann gegeben, wenn mit den dermaligen 
Einrichtungen Uebelſtände verbunden ſind, welche die Erfüllung der Aufgabe 
der Schule weſenklich erſchweren und auf anderem Wege nicht beſeitigt wer— 
den können. Allerdings kann aucd in Fällen, wo dies nicht zutrifft, Die 
Genehmigung zu paritätiichen Schuleinrichtungen nicht verjagt werden, wenn 
auf Grund einer Vereinbarung unter den Echulgemeinden von diejen ein 
bezüglicher Antrag gejtellt wird, oder wenn dies da, wo die Schulunterhal: 
tungspflicht der bürgerlichen Gemeinde obliegt, Seitens der Gemeinbebehör: 
den gefchieht. ri m ift aber auch dabei, daß dad Schulweſen des 
betreffenden Orts durch die beabfichtigte auderweitige Einrichtung eine weſent⸗ 
liche VBerbefjerung erfahre. Da nun * durch Einrichtung paritätiſcher 
Schulen nicht nur für die Ertheilung des confeſſionellen Religſonsunterrichts 
überall genügende Sorge getragen, jondern auch darauf Bedacht genommen 
wird, daß Xehrer beider ps oe an benjelben Anftellung Anden, jo 
leuchtet ein, daß zu irgend welcher begründeten Befürchtung vor einer Ge: 
fährdung der den einzelnen SKirchengejellichaften zuftehenden Rechte ein An: 
laß in feiner Weije vorhanden ift.“ 


16. Zuni. (Preußen) Proceffionen für das Jubelfeſt des 
Papftes werden für ganz Preußen verboten. 

17. Zuni. (Preußen.) Herrenhaus: bejchließt bei Berathung 
des Gejeg-Entwurf3 über die Befähigung zum höhern Verwaltungs- 
dienft zu $ 10 betr. die Befähigung zur Bekleidung des Landratha- 
amtes die Beibehaltung des bezüglichen Regulativs vom 13. Mai 
1838; in $ 13 wird die Dauer des practifchen Vorbereitungsdienfteg 
von 5 auf 3 Jahre herabgejegt und dem entjprechend 8 15 gejtrichen, 
5 19 abgeändert. | 

19. Zuni. (Preußen.) Herenhaus: nimmt den Gejeß-Ent- 
wurf betr. die Gejchäftsfprache der Behörden ac. unverändert nach 
den Bejchlüffen des Abg.-Haufes an. 

19. Juni. (Bayern.) II. Kammer: die von ihr für die 
Vorberathung des Initiativantrages Jörg bez. ein neues Landtags- 
wahlgeſetz niedergejegte Gommilfion nimmt das von ihr außgearbeitete 
Elaborat mit 7 (ultr.) gegen 6 (lib.) Stimmen an. 

20. Juni. (Sachſen.) II. Kammer: muß fich in Folge einer 
Petition des Eifenbahnreformvereing doch dazu bequemen, auf den 

Schulthess, Gurop. Gefdpichtölalender. XVIL Band, 10 
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ſ. 3. veriworfenen Antrag Biedermann zurüdzulommen und der 
Negierung die Bitte, ih für das Zuſtandekommen eines Reichgeijen- 
bahngeſetzes zu verwenden, wenigftens „zur Verüdfichtigung“ zu em— 
pfehlen. 


Zu der weſentlich veränderten Stimmung und Anſchauung icheint 
namentlich die Uebernahme ber Linien Berlin: Dresden und Halle-Sorau: 
Guben durch Preußen beigetragen zu haben. Wenigftens ftöht das vielfach 
officiöfe „Dresd. Journ.“ folgenden Echmerzensfchrei aus: „Wir haben nun 
eine preußiiche Staatsbahn in Sachſen. Tie Berlin. Dreddener Bahn ift in 
preußifchen Betrieb übergegangen. Preußiſche Staatsbahnſchaffner nöthigen 
in Friedrichſtadt die — „Einſteigen nach Berlin!“ Es iſt dies eine 
äußerlich wahrnehmbare Veränderung für einen tiefgreifenden Vorgang. Die 
preußifche Regierung ſetzt fich in den Befik einer in das Herz Sachſens füh: 
renden Bahn, nachdem fie dad Gleiche gethan bezüglich einer längs ber 
fächfifchen Nordgrenze führenden Bahn (Halle-Sorau:Guben). Nicht Zufall 
ift es. Preußen gerade mittelft ſolcher Bahnen feinen Bahnbefiß ver: 
größert, die jächfiichen Staat3bahnen bie größte Goncurrenz bereiten fönnen 
(denn bie anderen Erwerbungen preußiicher Privatbahnen durch den Etaat 
Preußen find bedeutungalos). Der Güterverkehr, der ſich durch Sachſen be— 
wegt, findet nunmehr ſowohl in der Richtung von Süd nach Nord, ala von 
Oſt nad Welt, im nächfter Nähe den preußifchen Goncurrenten. Und jo 
eilig hatte es Preußen gerade mit diefen Bahnerwerbungen, daß ed weder 
bie Form be3 glatten Verkaufes noch de3 Erftehend? nach vorangegangenem 
Bankerotte wählt. Denn ſowohl Halle-Sorau:Guben ala Berlin: Dresden 
gehören zu den fogenannten „blutigen Gründungen“, die einem Banterott 
nicht allzu fern ftanden. Wielleicht wäre es möglich geweſen, dab Sachſen 
den Betrieb auf ber Berlin: Dresdener Bahn übernommen hätte. Da es 
nun umgefehrt gefommen ift, wollen wir der Sache die beſte Seite abge: 
winnen. Die preußiſche Goncurrenz hat für und dann nichts Bedenkliches, 
wenn ein allgemeines Reichsgeſetz, dem fich Preußen wie Sachſen in gleicher 
Ehrfurcht zu neigen haben, das Transportweſen regelt; dann wird Willkür 
und Unterdrüdung auögejchloffen fein. In diefer Richtung hat die II. Kam— 
mer auf Grund eines gediegenen Berichtes einen Beſchluß gefaßt." Die 
D. Allg. Ztg. bemerkt dazu troden: „Alfo jeht ruft man nach einem Reiche: 
eiſenbahngeſetz als letzter Rettung gegen die Umklammerung durch Preußen, 
reſp. das Reich! Damals, ala ın ber II. Kammer der Antrag Biedermann 
und Genofjen auf dieſen Weg leiten wollte, wies man ihn verächtlich zurück!“ 


21. Juni. (Preußen) Mbg.-Haus: Hält bez. des Geſetz- 
Entwurf3 über die Befähigung zum Höhern Verwaltungsdienft gegen= 
über den Modificationen des Herrenhaufes an feinen Beſchlüſſen feit. 


22. Juni. (PBreußen.) Herrenhaus: Berathung der neuen 
GStädteordnung: das Haus nimmt faft durchiveg die Anträge feiner 
Commiſſion an in vielfach jcharfem Gegenſatze gegen die Befchlüfie 
des andern Hauſes. 


22. Juni. (Baden.) II. Kammer: nimmt bez. der Diffe- 
ren; mit der I. Kammer in Sachen ber Schulgefegnovelle einen 
Vermittelungsantrag mit 43 Stimmen (darunter auch die der Mi— 
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nifter-Abgeorbneten) gegen 10 Ultramontane an. Die I. Kammer 
beruhigt fich dabei. 

Die Kammer nimmt einen ihr vorgelegten Entwurf betr. Ein- 
führung einer Erwerbjteuer mit 45 gegen 6 Stimmen an. 

Mit dem Gefe wird die auf dem vorigen Landtag begonnene Reform 
der Steuergeſeßgebung einen wichtigen Schritt weiter, wenn auch noch nicht 
zu Ende geführt. | 

23. Juni. (Preußen.) Abg.-Haus: die Regierung legt dem= 
jelben einen Gefeg-Entwurf vor betr. Uebernahme des Betriebs der 
Berlin- Dresdener Bahn durch Preußen, 

nachdem zwiſchen der preußiichen Regierung und biefer Privatbahn 
ein dießfälliger Vertrag zu Stande gefommen ift, nach welchem überbieß ber 
preußiſche Staat nad) 15 Jahren das Recht erhält, gegen ben fünffachen 
Betrag des Geſammtertrages die Bahn ala Eigenthum zu erwerben. 

In Sachſen macht die Thatjache, daß eine unter preuß. Ver- 
waltung ftehende Bahn bis nach Dresden gehen foll, gewaltigen 
Eindrud und es zeigt fich, daß die Vorlage an den Landtag Seitens 
Preußens jedenfall® etwas voreilig war, indem fie erfolgte, bevor 
fih Preußen die Zuftimmung der fächfifchen Regierung zu der Ueber— 
nahme des Betrieb? auf dem jächfilchen Theile der Strede gefichert 
hatte. Denn aus ber freilich refervirten Antwort des Minifters 
von riefen in der jächfilchen II. Kammer auf eine diekfällige In— 
terpellation jcheint hervorzugehen, daß man in Dresden daran bente, 
und ziemlich geneigt ſei, ein ſolches Gefuch der preuß. Regierung 
geradezu abzuweilen. Der preußifch-fächfifche Eiſenbahnkrieg ſcheint 
überhaupt eines ber unerquidlichiten Schaufpiele der nächiten Zukunft 
werden zu wollen. 

23. Juni. (Preußen) Abg.-Haus: ein Schreiben des Prä- 
fidiums des Staatöminifteriums, das dem Haufe die Ernennung der 
HH. dv. Hoffmann und v. Bülow zu Staatsminiftern und Mitglie- 
dern de3 preuß. Staat3minifteriums anzeigt, gibt zu einer fehr er— 
regten Debatte Anlaß. Das Haus befchließt, das Cchreiben ber 
Juftizeommiffion zu reiferer Prüfung zu überweilen. 

Debatte: Windthorft: Meppen (ultr.): Es ift durch ein Schreiben 
des Etaatöminifteriums und die Ernennung ziveier preußifcher Minifter notift- 
zirt worden, ohne weitere Mittheilungen über die Rechte und Pflichten derjelben. 
Der Vorgang ift aber jo außerordentlich era er trifft jo ben Lebensnerv 
des conftitutionellen Principe, daß ich die Aufmerkfamkeit des Haufes auf 
benjelben Ienten muß. Sch erkenne an, daß die berufenen Perfonen die er: 
forderliche Qualification zu einem folchen Amte befigen, und will auch nicht 
bemängeln, daß bdiejelben Ausländer find; Preußen Hat nicht zu feinem 
Schaden ſchon dÖfters tüchtige Kräfte aus fremden Ländern in feine Verwal⸗ 

tung berufen. Ich weiß auch, daß es eine unbejtreitbare Prärogative ber 
10* 
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Krone ift, allein die Minifter zu ernennen und zu entlaffen. Der Landtag 
muß ben von der Krone Berufenen Zeit laffen, ana Werk zu gehen, und kann 
erft, nachdem dieß geichehen, die innerhalb der verfafjungsmäßigen Grenzen 
zuläffige Kritik gegen diefelben richten. Deßhalb will ich feinen Angriff gegen 
die neuernannten Miniſter richten, bevor diefelben and Werk gegangen find. 
Ich fürchte aber, dak wir ihre Werk zu jehen gar feine Gelegenheit haben 
werden. Ach kann mir aus den Akten des Saufes fein Bild von den Ele— 
menten zujammenjtellen, aus denen das gegenwärtige Minifterium beſteht. 
So ift und feine Mitteilung darüber zugegangen, daß Herr Dr. Frieden— 
thal zum Landwirthichaftsminifter ernannt worden ift. ch zweifle zwar nicht 
daran (Heiterkeit), weil der „Staats-Anzeiger“ e3 erzählt haben joll und weil 
wir ung ſchon öfter mit ihm hier in feiner amtlichen Eigenſchaft unterhalten 
haben. Jedenfalls ift es furios, daß von jo wichtigen Staatsakten hierher 
feine Mittheilung gelangt. In dem Staatshandbuche fteht Dr. Delbrüd 
ntcht, der doch preußiſcher Minifter war oder vielmehr noch ijt, denn von 
feiner Entlafjung haben wir feine officielle Kunde erhalten. Der Minifter 
Delbrüd war nicht preußifcher Minifter und Mitglied des Staatäminifteriums 
generell, jondern nur Vertreter des Fürſten Bismard in den Sachen, welche 
Preußen und ben norbbeutichen Bund, reſp. das deutjche Reich gemeinjam 
betrafen. Daß dieje Beichränkung aufgehoben worden, ift nicht befannt ge: 
worden. Vielfach wird behauptet, daß e3 noch ein Mitglied des preußiichen 
Staatöminifteriums gebe, nämlich den Chef der Adimiralität, General v. Stoſch. 
Der „Reiche: Anzeiger“ verkündete wenigftens, daß er den Charakter eines preu— 
Biichen Staatäminifterd erhalten habe, obwohl ich das nur für einen Titel 
halte, womit die Mitgliedichaft des Staatsminiſteriums nicht verfnüpft ift; 
ich würde aber für eine Aufflärung darüber vom Miniftertiiche aus jehr 
dankbar jein. Leber die Organifation de3 Minifteriums enthält die Ver: 
faffung eigentlich nichts, fie beruht auf der gejeglichen Entwidelung und den 
föniglichen Edicten von 1808. Nach diejen beiteht dad Staatämtnifterium 
aus verfchiedenen Reſſort-Miniſtern, welche im Collegium für die allgemeinen 
Staatdangelegenheiten Belehrung und Stärkung ſuchen. In den Ebdicten 
fteht nichts, was die Stellung derjenigen Minifter definirt, die Fein beſtimm— 
te3 Reffort haben. In den preußiichen Staatsminifterien waren allerdings 
bereit3 früher Männer, welche fein nach außen erkennbare Refjort Hatten ; 
am Prägnantejten trat das hervor bei dem Mitglied des Minifteriums der 
neuen Aera, dv. Auerswald. Diefer war der eigentlich leitende Minifter und 
hatte viel jpeciell preußische Angelegenheiten zu verwalten, über die ich ſelbſt 
mit ihm gelegentlich zu verhandeln hatte. Daß die jet ernannten Herren 
preußische Angelegenheiten verwalten werden, ift nicht nachgewieſen, jedoch ift 
fein beftimmtes Reſſort nad) unſerer jehigen Gefchäftsleitung für fie zu finden. 
Wir haben feit der Entitehung de3 norddeutichen Bundes und des deutſchen 
Reichs die allercuriofeiten ftaatlichen Bildungen erlebt. E3 war richtig, da 
Fürſt Bismarck zugleich Reichskanzler und Präſident des preußiſchen Staat?» 
miniſteriums wurde. Dieſer bedurfte bei ſeinem häufigen Urlaubsbedürfniß 
eines Vertreters; als ſolcher wurde der Miniſter Delbrück berufen, welcher 
ben Fürſten in ben Preußen und Deutſchland gemeinſam betreffenden An: 
gelegenheiten zu vertreten hatte. Dann legte der Fürſt dad Präfidbium des 
preußiſchen Staatsminiſteriums nieder und blieb nur preußi * Miniſter 
des Auswärtigen und Mitglied des Staatsminiſteriums; ihm folgte im Prä- 
fidium erft proviforiich, dann definitiv der ältefte Staat3minifter, Graf v. Roon. 
Dad — Miniſterium Roon ging bald in die Brüche, und darauf er— 
ſchien Fürſt Bismarck wieder als nn bes Staatsminiſteriums und prä⸗ 
jentirte und als Bicepräfidenten den fyinanzminifter Camphaufen. Damals 
entftand hier die Frage, was die bedeute in Bezug auf die Verantwortlich 
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feit der Minifter, und nicht ich allein erhob damals gegen diefe Organifation 
Bedenken. Yebt ift der enticheidende Schritt gefchehen, und es find Minifter 
ohne Portefeuille berufen worden, welche nicht nur in den das Reich und 
Preußen gemeinfamen Angelegenheiten, fondern in allen Beziehungen Sit 
und Stimme im preußiichen Minifterium haben follen. Ob dieſe Herren 
dafür Emolumente beziehen, werden wir wohl beim nächiten Budget fehen. 
Inwiefern dieſe Herren ſich dem Geſetze über die preußiſchen Etaatädiener 
unterwerfen fonnten, ohne ihre Reichaftellung zu ee darüber gedente 
ih fie ſelbſt im Reichdtage zu interpelliren. Es ift Elar, dab durch dieſe 
Schwankungen und Manipulationen ohne Zuthun des Haufes Unficherheiten 
in die Verhältniffe der höchſten Landesbehörde fommen. Es ift ferner ziveifel: 
haft, ob Männer, die im Reiche zum Reichskanzler im Verhältnif eines vor 
tragenden Rathes ftehen, im preußiſchen Minifterium ihm gegenüber die nöthige 
Unabhängigkeit und Selbftändigkeit werden bewahren können, oder ob fie nicht 
lediglich das große Gewicht der Präfidialgewalt durch ihre Stimmen verftärfen 
werden. Bedenkt man die wichtigen Gijenbahnfragen, jo ift e8 wenigſtens 
fraglich, ob bei ſolchem Uebergewicht des Reiches im preußiichen Minifterium 
die ſpeciell preußiſchen Intereſſen gebührende Rücdficht finden. Dieſer Zu: 
ftand lann nicht fortdauern, er ift umverträglich mit dem conftitutionellen 
Princip. Wenn wir in einen Conflict mit dem Minifterium gerathen, und das 
Minifterium tritt, weil die Majorität ſich gegen dasſelbe erklärt hat, zurüd, 
tun da3 dann die neu ernannten Herren auch, oder bleiben fie ala eiſerner 
Beitand zurüd? (Heiterkeit.) Wenn das conititutionelle Syftem Bedeutung 
haben ſoll, was bis jeßt bei und nicht der Fall ift, jo muß die Homogeneität 
des Minifteriums klar fein, und dieß ift jet nicht der Fall. Ich muß def: 
halb jagen, eine jolche Organifation widerfpricht, wenn auch nicht bem Buch: 
ftaben, jo doch dem Sinne und Geifte der Verfaſſung und der Entwidelung 
des conftitutionellen Syſtems. Ich würde eine Refolution dahin beantragen, 
daß wir die Regierung auffordern, und in der nächſten Seſſion ein Gefek 
über die Drganilation de3 Staatsminiſteriums und die Minifterverantivort: 
lichkeit vorzulegen, wenn meine Anträge fich bei der Majorität einer größeren 
Gunft erfreuten. Möge ein Anderer das thun, ich werde ihn unterftüßen. 
Vorläufig beantrage ich die Berathung des vorliegenden Schreibens entweder 
in einem bejonderen Ausſchuß oder in der Yuftizcommiffion. Finanzminiſter 
Camphauſen: Die Ernennung des Miniſters Friedenthal ift zu einer Zeit, 
wo das Haus nicht verfammelt war, erfolgt und im „Staat3anzeiger“ publi= 
cirt tworden. Sollte eine bejondere Benachrichtigung des Hauſes durch ein 
Verſäumniß meinerjeit3 unterblieben jein, fo bitte ich um Entichuldigung, es 
ſoll in Zukunft nicht wieder vortlommen. Der Marineminifter v. Stoſch war weder 
noch ift er jetzt Mitglied des Stantäminifteriums. Der Minifter Delbrüd 
war ebenfalla nicht Mitglied de3 Staatsminiſteriums, fondern nahm nur 
Theil an den Minifterialberathungen und hatte in beftimmten Fällen ben 
Fürſten Bismarck mit feinem Votum zu vertreten. Dieſes Verhältniß bat 
aufgehört und da über die Theilnahme des Minifterd Delbrüd an den Mi: 
nifterialfigungen feine Mittheilung an da3 Haus gelangt ift, jo war bie 
auch beim Ausſcheiden nicht erforderlich. Gegenwärtig find die Herren v. Bü 
low und Hofmann zu Mitgliedern des Staatminifteriums mit Sig und 
Stimme ernannt worden. Der Vorredner hat die formelle Befugniß ber 
Krone zu einem folten Borgehen anerkannt, jowie, daß die —— leine 
ausdrückliche Beſtimmung in dieſer Beziehung enthält, und richtig darauf 
hingewieſen, daß das Miniſterium der neuen Aera, welches ſich beſonders die 
Wahrung des conſtitutionellen Syſtems zur Aufgabe machte, Miniſter ohne 
Poriefeuille in feiner Mitte hatte. Ich glaube auch, daß das Abgeordneten: 
haus Gelegenheit haben wird, bie neuen Minifter in feiner Mitte zu jehen, 
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und gewiß wird ber Minifter v. Bülow bei der nächſten Etatsberathung ben 
Etat des ——— Amtes vor dem Hauſe vertreten. Wie dem auch ſein 
mag, dieſelben haben den Eid auf die preußiſche Verfaſſung geleiſtet und 
werden das ihnen von Sr. Majeftät übertragene Amt unter Wahrung der 
preußifchen Intereffen führen. Daß wir die curiofeften Bildungen der Mi— 
nifterialverhältniffe gehabt haben, kann ich zugeben, aber das liegt in der 
genetifchen Entwidelung eine Staatsweſens, für das wir noch feine Analogie 
haben, und bei welcher Niemand gleich im Anfange das allein Richtige treffen 
konnte. Daß eine Unficherheit in der höchiten Landesbehörde vorhanden fei, 
muß ich beftreiten; wir werben weiter nach den gemeinfamen Zielen ftreben 
und darin durch unſere neuen Gollegen unterftüht werden. Daß jpeciell 
preußifche Intereffen in den Hintergrund treten, wie 3. B. in ber Eijen- 
bahnfrage, glaube ich nicht, dagegen werden ſich die einzelnen verantwort⸗ 
lichen Reffortchef3 ſchon wehren, jelbft wenn ihnen die Majorität des Staats: 
minifteriums gegenüberftände. Kann ein Minifter mit feiner Anficht in einer 
wichtigen Trage feines Reſſorts im Staatöminifterium nicht durchdringen, 
mein Gott! dann überläßt er fein Amt anderen Leuten. (Heiterkeit) So 
würde eö beijpieläweije der Finanzminiſter machen. Ber pofitive Gewinn 
ber neuen Ernennungen bleibt noch zu erörtern. Da die Entwidelung 
Preußens nicht denkbar ift ohne das Gedeihen de3 Reiche, jo muB bei jeder 
Mafregel Preußens die Wirkung derſelben auf das Reich ind Auge gefaßt 
werden. ar Beirath in ſolchen ragen, welche an jeden fefforticher ber: 
antreten, find jene beiden Männer berufen. An Stelle des moraliichen Ein: 
flufjes meines bochverehrten, fenntnißreichen Freundes Delbrüd treten fie mit 
einem beftimmten Nechtöverhältnik. Die Krone war zu der Berufung be: 
fugt, conftitutionelle Bedenken ftehen derjelben nach unferer Meinung nicht 
entgegen, und jet wie vorher werden bie preußifchen Minifter das Interefie des 
großen deutichen Baterlandes underwandt im Auge haben. Hänel (Fortichr.) 
erfennt in diefer Frage eine der wichtigiten Verfaffungsfragen, da es fih um 
bie hauptjächlichiten ——— und Geſtaltungen des Staatsminiſteriums 
und um die Regelung der Verantwortlichleit der Miniſter der Landesvertre—⸗ 
tung gegenüber Handle. Eine innige Verbindung der preußiichen Staats- 
und ber beutj Reichdverwaltung, welche auch feine Parteı wünſche, jei 
genugfam gewahrt durch die Verbindung des Amtes des Reichskanzlers und 
des ee Ken Minifterpräfidenten in einer Perfon und dadurch, daß bie 
preußifchen Minifter meift Mitglieder des Bundesraths jeien. In der Dar: 
ftellung ber faktifchen Berhältniffe und den daraus gezogenen Confequenzen 
ftimme er dem Abg. Windthorſt vollkommen bei. Es fei — die 
Bureauvorſtände des Reichskanzlers gleichzeitig zu ſelbſtändigen preußiſchen 
Staatsminiſtern zu machen; jedenfalls ſei es aber eine große Rückſichtsloſig— 
keit der Regierung, daß zu einer Aeußerung derſelben über dieſe Verhältniſſe 
erſt eine Initiative aus dem Haufe gegeben werden mußte. Dem Wunſche 
des Abg. Windthorft um Vorlegung eines Minifterveranttvortlichteitägejehes 
müſſe er im Namen feiner Partei beitreten, und gleichfalla werbe er fich dem 
Antrage auf Berweifung an eine Commiſſion anſchließen. Gneift (nat.:lib.) 
wenbet fich gegen bie Behauptung des Abg. Windthorft, als widerfprächen die 
geichehenen Ernennungen dem Geifte und Sinne ber Berfaffung; er müfle nach 
der biöherigen politifchen Gefchichte Preußens und vieler europäijcher Länder 
einfach jagen: Non liquet. Ebenjo findet er den vom Abg. Hänel gebrauchten 
Ausdrud „Rüdfichtslofigkeit* für den gegebenen Fall zu ſtark und nicht ges 
rechtfertigt. Nach der Geſchäftsordnung könne das Schreiben des Gtaatds 
minifteriumd an das Haus nur ber Geichäftsorbnungscommilfion überwieſen 
werben, welches er beantrage. Das jchließe nicht aus, daß eine beantragte Re: 
folution einer bejonderen Gommiffion überwiejen werde. Virchow ı Fortichr.): 
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Tas non liquet de3 Abg. Gueift fteht uns viel näher ala die rückhaltloſe Aeuße— 
ung des Minifters, es handle fih nur um Ausübung einer königlichen 
Prärogative. Gegen dieſe gefährliche Auffaffung muß ich proteftiren. Eine 
genetilche Entwidelung läßt fich nicht beliebig auf Grund einer gejchriebenen 
Verfaſſung vollziehen, und wenn der Reichskanzler derfelben gegenüber mit 
einer gewiſſen ie, get und mit allerlei Experimenten beglüdt, jo brau—⸗ 
hen wir uns benjelben nicht ala bloßes Material zu fügen. In England 
it da3 Minifterium der Erecutivausfchuß ber parlamentarischen Majorität, 
bei ung joll aber nad) dem Willen de3 Minifteriums eine artifizielle Ent: 
widelung an bie Stelle der genetifchen gejeßt werden. Dem Herrn Minifter 
Camphauſen würde ich nach Kine: erficherungen gern ein jolches —— 
Experiment in die Hände legen, namentlich wenn jeder ſeiner Collegen die 
gleiche Verſicherung abgäbe. (Heiterkeit) Wir würden und freuen, wenn 
da3 Minifterium nur immer Fühlung mit ber parlamentarifchen Majorität 
behielte, das jcheint aber derjenige Minifter nicht zu thun, welcher durch 
Sturm und Drang der Gonflictäzeit bis jet regiert und die Ausſicht hat, 
auch den Fyinanzminifter überzuregieren. (Heiterkeit) Der Graf zu Eulen: 
burg thut hier, ald wenn er mit der Majorität Einer Meinung wäre, wäh: 
rend er im anderen Haufe eine ganz entgegengejeßte er einnimmt, um 
die Majorität in unmürdiger Meile zu beugen. Iſt das genetilche Ent: 
widelung? (Große Heiterkeit.) Der Minifterdicepräfident jagt und zwar, 
wenn man mir dad und das zumutdet, dann gehe ich: — ja, wenn das 
ganze Minijterium dad auch einmal fagte! (Große ... Mir haben 
ja nar fein Minifterium, jondern nur eine Sammlung von Miniftern (Hei: 
terfeit), welche verſchiedene Grundfäge haben. Was Deutichland für Nuhen 
davon Haben joll, daß der Reichskanzler durch zwei Minifter ohne Porte: 
feuille — ſpäter vielleicht durch zehn — die Majorität im preußifchen Mi: 
niſterium hat, ift mir unerfindlich. Sollte ein reichafeindliches Minifterium 
in Preußen am Ruder fein, jo müßte der Neichsfanzler die Beibehaltung 
feines Portefeuilles von der Entlaffung eines ſolchen Minifteriums abhängig 
machen. Anftatt deſſen befommen wir untergeordnete Beamte bed Reiche: 
fanzleramte3 zu preußiſchen Miniftern. Es wäre vielleicht im Intereſſe der 
Nationalentwideiung wünſchenswerth, wenn der König von Bayern die beis 
ben Herren in jein Minifterium beriefe (Heiterkeit); es wäre vielleicht beſſer, 
al3 wenn fie in unferem Minifterium ſihen. (Heiterkeit) Und nun möchte 
ih doch auch die Frage aufwerfen: find denn in der That gerade bie Per: 
fonen, die man uns in dad Minifterium geſchickt hat, folche, von denen bie 
deutſche Nation ihre Wiedergeburt und Weiterentiwidelung zu erwarten hat? 
tten wir in Preußen fein Material, da3 fich den Herren v. Bülow und 
ofmann an bie Seite ftellen ließe? Müffen wir wirklich bei den Beamten 
des Reichskanzleramtes betteln gehen, um uns bie Hilfe zu fuchen, Ha 
die unfer Minifterium auf die richtigen Wege gebracht wird, um enbli 
Deutichland zu derjenigen Stellung zu bringen, die es in ber Welt haben 
fol? Herr v. Bülow war einmal — wie glaubwürdig verfichert wird — 
medIenburgifcher Bundestagsgefandter und ſoll ala ſolcher jehr ſegensreich — 
für die meıtere —— des Bundestages geſorgt haben (Heiterkeit); dann 
iſt ex ſpäterhin bekanntlich im fein heimiſches Land, das Land der Erbiweis: 
heit (Heiterkeit), zurückgekehrt und ob gerade von dorther am Zweckmaͤßig⸗ 
ften große deutſche Gedanken in unſer Miniſterium importirt werden (Het: 
terfeit), das möchte ich dahingeftellt fein laſſen. Es nilt hier dasſelbe, wie 
von Bayer: wenn unfer Minifterium gelegentlich einmal Delegirte in das 
dortige Minifterium hineinichicte, jo würde das vielleicht für Medlenburg 
wie für ganz Deutichland viel zuträglicher fein, ala die umgefehrte Maß— 
tegel, (Heiterkeit) Was den Herren Hofmann betrifft, jo Habe ich nichts 
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Böſes über ihn zu Jagen, aber auch nicht? befonderd Gutes. ch glaube, 
daß wenig Beweiſe vorliegen, daß gerade er biefe höhere Potenz repräfen: 
tirt, die unferem Minifterium bis dahin fehlte. (Heiterkeit) Alſo jelbft 
wenn man fich auf den Standpunkt ber bloßen politifchen Utilität ftellt, iſt 
diejed Erperimentiven fein gedeihliches. Nach Artikel 45 ber Verfaffung er: 
nennt und entläßt der vr die Minifter; dab er aber hiernach dad Recht 
haben jollte, beliebig viele Minifter zu ernennen und in jchöpferifcher Fülle 
dad Minifterium mit immer neuen Elementen zu bejeßen, da3 möchte ich 
boch beftreiten. Nur dadurch, daß man bdiefen Miniftern ohne Portefeuille 
fein Gehalt aus der preußiichen Staatzcaffe zahlt, hat man verjuchen können, 
die fünftliche Interpretation durchzuführen, daß der preußiiche Landtag über 
dDiefe Frage nicht mitzuiprechen habe. Nach meiner Auffaffung fann bie 
Beltimmung der Berfaffung feinen andern Sinn haben, ala daß der König 
die Prärogative hat, die Minifter für die Minifterftellen, die vorhanden find, 
nach feiner Wahl zu ernennen und fie wieder zu entlaffen. Der Abg. Gneift 
hat auf Präzedenzfälle hingewieſen. Ya m. H., Präzedenzfälle find da, weil 
die Landesvertretung dem Minifterium gegenüber machtlos ift und ſich darauf 
bejchränfen muß, mit Worten zu proteftiren. Es ift eim Zeichen der uns 
glaublichen conftitutionellen Schwäche, in der wir ung befinden. (Sehr rich: 
tig!) Wäre der Landtag ftark genug, und hätte er die verfafjungsmäßigen 
Kautelen, das Minifterverantmwortlichkeitsgefeh ac., Jo könnten derartige Dinge 
nicht wieder vorlommen. Das Berufen auf unrechtmähige Präzedenzfälle ıft 
völlig incorrect, denn bamit,. dab Jemand, der die größere Gewalt hatte, 
einen Anderen einmal niederzuwerfen Veranlaffung nahm, hat er doch noch 
nicht dad Recht, die immer wieder zu thun. Wenn der Neichäfanzler ganz 
nach feinem Welieben unfere höchſten menge ändern kann, dann danken 
wir doc) lieber gleich ab; wozu denn überhaupt noch dieſes parlamentarifche 
Mefen? Dann ıft unfere Monate lang aufreibende Thätigkeit völlig über» 
flüfig und wir fönnen nur überhaupt auf jede conftitutionelle Einrichtung 
refigniren. Ich Habe mich bereit erklärt, auf unſer preußiſches Weſen im 
Sintereffe der Entwicelung der deutjchen Nation zu verzichten; aber dann 
müßten auch unfere Befugniffe auf Deutichland übertragen, vor Allem das 
Reichskanzleramt caffirt und in eine Summe nicht bloß auf dem Papier 
verantwortlicher Stellungen umgewandelt werden. Aber jo lange bie Si— 
tuation im Reiche eine fo fchlimme ıft, können wir nicht auf ai a Rechte 
verzichten. Was nun die Behandlung anlangt, fo werde ich auch für Ver: 
weijung an eine Commiſſion ſtimmen, obwohl ich anerkenne, daß wir in 
ber That auch in diefem Augenblid noch immer ſchwach und machtlos find; 
aber ich würde allerdings deßhalb nicht darauf verzichten, einen förmlichen 
Ausſpruch des Haufes zu provociren, indem es wenigſtens Proteft einlegt 
gegen bieje Verhältniffe, und nicht die Meinung auflommen läht, daß es 
mit voller Zuftimmung ein ſolches Präzedenz wieder geichaffen habe. (Xeb: 
hafter Beifall.) Minifter Camphaufen: Wenn e3 dem Vorredner gefallen 
hat, gegen ben Minifter des Innern, der in diefem Augenblid in Berufe: 
geihäften an einem andern Ort feitgehalten ift, mit den beftigften Angriffen 
borzugeben, jo möchte ich ihn bitten, dieſe Angriffe in Gegenwart meines 
Heren Collegen zu twieberholen, ich zweifle nicht, daß berjelbe dann die Ant: 
wort nicht jchuldig bleiben wird. Der Vorredner beftreitet, daß die Er: 
nennung eines Miniftere ohne Portefeuille zur Zeit ber neuen era als 
Präzedenzfall anerfannt werden fönne, weil das Haus diefe Ernennung fich 
habe gefallen lafjen müfjen und nur mit Worten dagegen habe proteitiren 
fönnen. Wenn das Haus damals mit Worten proteftirt hätte, fo würde ich 
bem Vorredner Recht geben; man hat es aber ohne jeden Widerſpruch ge: 
ichehen laſſen, und deßhalb Habe ich mich für volltommen berechtigt gehalten, 
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mich auf diejen Präzebenzfall zu beziehen. Die Verechtigung, die Männer, 
um deren Ernennung zu preußifchen Miniftern es fich gegenwärtig Handelt, 
ala „untergeordnete Beamte de3 Reichskanzleramtes“ zu bezeichnen, möchte 
ih dem Vorredner beftreiten. Es handelt fih um Männer, denen fchon 
nad) ihrer bisherigen Stellung der Titel eines Minifterd ebenfo wenig vor: 
enthalten twerden konnte, wie man ihn dem Heren Delbrüd beftritten hat. 
Ueberdieß ift die Stellung des Etaatsfecretärd des auswärtigen Amtes und 
des Präfidenten des Reichsfanzleramtes doch vollkommen analog ber Stellung 
der preußiichen Minifter, wenn ich auch zugebe, daß dieſe Analogie wegen 
ihres Verhältniſſes zu dem allein verantwortlichen Reichskanzler fich nicht 
in allen Punkten durchführen läht. Weßhalb aber ein jolcher Mann nicht 
vollfommen fähig fein joll, im preußiichen Staatsminifterium ein unab: 
hängiged Votum abzugeben, vermag ich nicht einzufehen. Bevor die Er: 
nennung erfolgte, find die übrigen Mitglieder des preußiichen Staatsmini— 
ſteriums darüber befragt worden, und alle haben ausnahmslos fich für die ver: 
faſſungsmäßige Zuläfiigfeit der Mafregel ausgeiprochen. Der Vorredner meint, 
aus derBeftimmung der Verfaflung: „Der König ernennt und entläßt die Mi: 
nifter,” könne man nicht das Recht der Krone herleiten, Minifter ohne Zahl zu 
ernennen. Aber erfolgt denn nicht die Ernennung von Miniftern ebenjo wie 
jede andere Regierungshandlung des Königs unter Contrafignatur eines Mi— 
nifter®, der dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt? Und kann man ihr 
ernsthaft mit folchen Bedenken fommen, wo e3 ſich um nicht? Anderes han: 
delt, ala um die Ernennung ber Nepräfentanten der beiden für Preußen 
und Deutichland gemeinichaftlichen Angelegenheiten? ebenfalls bleibt ab» 
zumwarten, tie die neue Einrichtung wirft, Sollte der Einfluß ein ungün: 
ftiger fein, fo wird dieh dahin führen, andere Maßregeln zu treffen. Wir 
hoffen jedoch, daß der Erfolg ein günftiger fein wird, und glauben, unfere 
Pflichten gegen den preußiichen Staat wie gegen das Reich in gleicher Weile 
im Auge behalten zu haben. 


Herrenhaus: genehmigt den Gejeß-Entwurf über die Befähi- 
gung zum höhern Verwaltungsdienit nunmehr in der Faſſuug des 
Abg.-Haufes bis auf den $ 10 (Befähigung zum Landrath), für 
welchen ein VBermittlungsantrag Dernburgs angenommen wird, der 
mit einem im Abg.-Haufe eingebrachten, aber abgelehnten wörtlich 
übereinstimmt. 


24. Juni. (Preußen.) Gegenüber den Befchlüffen des Herren- 
haufes dv. 22. d. bezüglich der neuen Städteordnung und der babei 
zu Tage getretenen Haltung des Minifteriums treffen die national- 
liberale Partei und die Fyortchrittspartei durch Delegirte eine Ver— 
einbarung felbft auf die Gefahr eines fchroffen Ziwiefpaltes zwiſchen 
dem Minifterium und der durch die beiden nunmehr gefchloffen auf: 
tretenden Liberalen fFractionen gebildeten Mehrheit des Abg.Hauſes. 


Lie beiden Frackionen erachten nach dieſer Vereinbarung bie Städte: 
ordnung in der Geftalt, welche fie durch das Herrenhaus erhalten hat, nicht 
mehr für eine das Zuftandefommen des Geſetzes ermöglichende Grundlage. 
Um biefer ihrer Meinung einen unzweibeutigen Ausbrud zu geben, werben 
fie, ohne ſich auf irgend welche Detailkritit einzulaffen, fämmtliche Beichlüffe 
des Nbg.-Haufes zur Städteordnung wiederherftellen. Es fol dadurch bar: 
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gelegt werben, daß die Beichlüffe des Herrenhaufes jedes weitere Berhandeln 
über die Städteordnung unmöglidy machen. Die eigentliche Verantwortlich: 
feit mefjen aber die liberalen Parteien dem Minifter des Innern, Grafen zu 
Eulenburg, bei. Derjelbe habe feiner Gefolgichaft im Herrenhauſe geftattet, 
die Beichlüffe des Abg.-Hauſes, ja ſogar die Negierungsvorlage nad) Gut: 
dünken abzuändern; er habe nicht einmal auf ſolche Veichlüffe des Abg.: 
Haufe Werth gelegt, welche er jelbjt im Abg.-Hauſe oder in befjen Com: 
miffion al3 Berbejlerungen anerlannte. — Was dad Competenzgeſetz 
betrifft, find die Differenzpunfte zwiichen Herrenhaus und Abgeordnetenhaus 
zwar nicht jo zahlreich wie bei ber Städteordnung, dafür im Einzelnen dejto 
tiefgreifender. Vorbehalten bleibt für eine jelbitändige Enticheidung der 
beiden Fractionen die weitere Frage, ob es politiich richtig fei, das Compe— 
tenzgeſetz allfällig ohne die Städteordnung zu Stande kommen zu lafien. 
Der ganze Vorgang erklärt ſich übrigens weniger aus dem Vorgehen de3 
Herrenhaufes und dem Auftreten des Miniſters Eulenburg in bdemfelben, ala 
aus der fortwährenden Agitation der „Norbd. Allg. Ztg.“, der Agrarier: 
preffe ac. für eine conjervativere Geftaltung der Dinge in Preußen und im 
Reich und zu diefem Ende hin für eine Sprengung der biäherigen liberalen 
Majorität des Reichstags und des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, von ber 
man annimmt, daß fie von Wagener geleitet werde, Hinter dem aber ber 
Reichskanzler felber zu ftehen ſcheine. Der Landrath des Kreiſes Samter 
fordert denn auch feine jämmtlichen Collegen in einem Aufjehen erregenden 
MWahlrundichreiben auf, die MWahlagition „zeitig genug in bie * zu 
nehmen und mit allen Kräften dahin zu wirken, eine möglichſt conſervative 
Mehrheit im preußiſchen Abg.⸗-Hauſe und im Reichstage zuſammenzubriugen, 
die bereit iſt, die Politik des Fürſten Bismarck zu unterftühen und auf deren 
Unterftüßung der Fürft rechnen fann — ohne übrigens zu enticheidendes 
Gewicht auf die conferbative Gefinnung des Wahlcandidaten zu legen. Sollte 
auch ein Abgeordneter mit Tiberalen Neigungen gewählt werden, jo ift das, 
wenn er ſich nur verpflichtet, der „Parter Bismarck“ — sit venia verbo — 
beizutreten, wie ich glaube, an und für fich gerade nicht bedenklich und zus 
mal dann nicht, wenn der Wahlcandidat ettiva Grundbefißer ift.“ 


24. Juni. (Bayern) Der König beglüdwünfcht telegra= 
phiſch den Minifter Lub zu feinem Namenstage unter Verficherung 
feine volljten königlichen Vertrauens. Es Haben nunmehr nach 
einander drei Minifter, Pfeufer, Pfretzſchner und Zub folche könig— 
liche Glückwünſche und Vertrauenskundgebungen erhalten. 


25.—26. Juni. (Baden.) I. Kammer: nimmt den Gejeßes- 
entwurf betr. die Aufbefferung der fatholifchen und proteftantifchen 
Pfarreinfommen nach den Anträgen der Gommiffion mit allen gegen 
die Stimmen der ultramontanen Fraction an, nachdem fich die Re— 
gierung und die Mehrheit der Kammer fchließlich darüber geeinigt 
haben, dem Gejege den Character eines interimiftiichen Nothitand- 
gejeßed zu geben und feine Wirkſamkeit auf drei Budgetperioden 
(6 Jahre) zu bejchränten. 


Baben entgeht durch das Gefeh wenigſtens zumächft den Schwierig: 
feiten der kirchlichen ————— welche z. Zeit in Heſſen alle Ge— 
müther in Aufregung gebracht hat. Wie in Heſſen und anderswo war auch 
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in Baden die Aufbeiferung der Pfarreinfommen mehr und mehr zu einer 
unabweisbaren Nothwendigfeit geworben, wenn nicht das kirchliche Leben 
Schaden leiden ſollte. So allgemein dieß anerkannt wurde, fo weit gingen 
die Anfichten über die einzufchlagenden Wege auseinander. Weder die pro: 
teftantifche noch die Fatholifche Kirche bejiken in Baden ein Beſteuerungs— 
recht, obgleich ihnen im Jahr 1860 im Geſetz vom 9. October die Einräus 
mung einer folchen Befugniß verheihen wurde. Während die fatholifche Kirche 
die Pfarreintommen aus dem Erträgnik der zahlreichen Pfründen beftreitet, 
ift die proteftantiiche Kirche — abgeſehen von ihren Einkünften aus allge: 
meinen und örtlichen Fonds — auf dad Erträgnik der Kirchenopfer, Col— 
lecten und freiwilligen Beiträge ihrer Mitglieder angewielen. Beiden Kirchen 
leiftete der Staat auch biöher gewiſſe Zuſchüſſe, gegenüber der fatholiichen 
Kirche ala Inhaber des fäcularifirten Kirchenvermögend. Jedoch waren biefe 
nicht ausreichend für eine Befferitellung der Geiſtlichen. Um dem gejchilderten 
Nothitand abzuhelfen, drang die katholische Kirche auf die Einräumung bes 
Beiteuerungsrechts ihrer Gläubigen. Ta fie aber dieſes Recht unabhängig 
von der Zuftimmung ber Gläubigen in Anſpruch nahm, und die Regierung 
nur dann dieſes Recht einräumen zu können glaubte, wenn ber Einzelne 
feine Zuftimmung gegeben und durch Recursinſtanzen vor Benachtheiligung 
geihüßt wäre, jo waren alle Verhandlungen mit dem erzbiſchöflichen Stuhl 
in Freiburg zwecklos und in folge deſſen nahm bie Curie eine durchaus 
ablehnende Haltung ein. Die proteftantifche Kirche erftrebte ebenjo das 
Selbftbefteuerungsrecht, und die Generaliynoden von 1868 und 1871 fahten 
entiprechende Beichlüffe. Dazu beſaß dieje Kirche in ihrer auf Selbſtverwal⸗ 
tung und Selbitbeftimmung bes Individuums fi aufbauenden Organifation 
die von der Regierung nothmwendig geforderte Garantie für die individuelle 
freiheit. In Folge von zahlreichen ‘Petitionen an die Kammern traten auch 
diefe der beiprochenen Frage näher. Die zweite Kammer erkannte in dem 
Beitenerungsrecht der Kirchen mit ftaatlicher Erecutive das einzige dem Der: 
hältniß zwiſchen Staat und Kirche eniprechende Mittel, während bie erfte 
Kammer gegen diefen Weg fo mannichfache Bedenken hegte, dab fie ben 
Rath ertheilte, dem dringenden Bedürfniß durch Staatszuſchüſſe abzuhelfen. 
Die Regierung wählte den von der erſten Kammer vorgeichlagenen Weg ber 
Staatszufhüjie Sie hielt jede nicht an ein beitehendes Syſtem fich 
anfchliegende Beiteuerungsart für unpraftiich, indem ber eigene Beiteuerungss 
abparat nicht ohne großen Aufwand an Koften und Arbeitäfräften herzuftellen 
fei. Die kirchlichen Umlagen dem beftehenden Steuerfyftem anzuſchließen jei 
nicht rathiam fo lange die im Fluß befindliche Reform nicht vollendet wäre, 
indem dieſer Anſchluß die Mängel des jegigen Syſtems nur noch fteigern 
würde. Auch glaubte die Regierung, daß das dem Staate für die Gewäh— 
rung des ftaatlichen Zwangs bei Beitreibung der Kirchenfteuern zuzugeltehenbe 
Prüfungsrecht über die gerechte Bertheilung der Steuern zu einer weit 
größeren Einmiſchung des Staat3 in kirchliche Angelegenheiten führen würde, 
ala dieß bei Gewährung von Staatszuſchüſſen der Fall wäre, die der Staat 
leifte unter ber einfachen Bedingung des Gehorjams gegen feine Geſetze. 
Dielen Anſchauungen entiprechend legte die Regierung der Kammer einen 
Perg vor, nach welchem jährlich bis zu 200,000 Mark für jede 
Kirche für Gehaltdaufbefferung verwendet werden dürfen. Dad Minimal: 
eintommen joll nicht unter 1600 Mark finfen. Die Auszahlung ber Zus 
Ihüffe band die Regierung an die Verpflichtung ber Geiftlidden, den Staats» 
gelegen Gehorfam zu leiften. Auch regelte der Entwurf das Pfründenwejen 
der fatholifchen Kirche. Die nationalliberale Partei fand es jedoch unzus 
läffig, in dauernder Weiſe Geldbeiträge für eine Kirche zu verivenden, wel⸗ 
her ein großer Theil der ftenerzahlenden Bevölferung nicht angehört. Auch 
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fand fie im der Fyirirung dev Summe auf unbeftimmte Zeit Hin eine 
Schmälerung de3 Budgetsrechts der Volksvertrelung. Wegen diejer fich 
widerjprechenden Anfichten zwiſchen Regierung und Bolfävertretung ſchien der 
Entwurf einen Augenblid gefährdet, bis die oben erwähnte Einigung erzielt 
wurde, Demgemäß ward der Entwurf von der Commiſſion der zweiten Kam: 
mer umgeänbdert und gelangte auch im twejentlichen nach den Gommilfions: 
vorichlägen zur Annahme. Während der Negierungsentwurf don dem eins 
zelnen Geiftlichen eine Gehorſamserklärung gegen die Staatsgeſetze verlangte, 
wird nach dem nunmehrigen Geſetze diefe Erklärung nur von der oberften 
Kirchenbehörde verlangt, d. h. vom Bisthumsverweſer und dem altkatholiichen 
Biſchof, während die Stellung de3 Oberhauptes der proteftantiichen Kirche 
al3 Staatäoberhaupt eine ſolche Erklärung unmöglich wie unnöthig macht. 
Die Beftimmungen de3 Regierungsentwurfs über das Pfründenweſen 
der fatholifchen Kirche gelangen in der jchärferen FFaffung der Com: 
miffion zur Annahıne. In der bisherigen freien Verfügungsgewalt der Eurie 
über die Pfründen bejaß die Eurie ein reichliches Mittel, die jüngeren Geift: 
lichen, welche die vorgefchriebene Staatäprüfung nicht ablegten, und daher 
vom Staate nicht anerkannt wurden, für ihre Oppofition zu belohnen und 
zu entichädigen. Nach dem neuen Geſetze find die Pfründenerträgniffe, außer 
zur Verweſung der Pfründe, nur zur Aufbefferung des Einkommens folder 
Pfarrer zu verwenden, welde die Staatsgeſetze befolgen. Namentlich gegen 
legtere Beftimmungen erhebt fich der Unwille der ultramontanen Partei, die 
jedoch vergebens verfucht, den Geſetzentwurf auf die proteftantifche Kirche zu 
befehränfen. Zur Klärung der Sachlage trägt weientlich der vortrefflich abge- 
faßte Commiſſionsbericht des Abgeordneten Oberſtaatsanwalts Kiefer bei, 
ſowie die mit vielem Beifall aufgenommene Rede des Miniſterpräſidenten 
Jolly. Nachdem er die Hoffnung ausgeſprochen. daß auch einſt bei der 
Gurie der gelunde Sinn fiegen werde, fuhr er fort: „Fern ſei von mir ber 
Kleinmuth, zu verzagen und ein als nothmwendig oder nützlich betrachtetes 
Geſetz zu unterlaſſen. weil das Freiburger Kirchenregiment es für unannehm— 
bar erklärt. Ich weiß, es gibt für den Staat nur ein, aber ein untrügliches 
Mittel zum Sieg: feſt und unbewegt zu beharren bei feinem Recht. Be— 
ſonnen vorwärts, aber nie, nie auch nur einen halben Schritt zurüd. Ver— 
lajfen Sie fi) darauf, ich behaupte meinen Standpunkt und warte: bie 
— famen ſchon öfter, vielleicht kommen fie auch in dieſem Fall.“ Im 

ulammenhang mit dem Gefehentwurf nimmt die II. Kammer nod eine 
vom Abg. Bluntjchli eingebrachte Refolution an: die großherzogliche Res 
gierung möge den Oberkirchenrath der evangeliichen Kirche, die zunächſt in 
der Lage wäre, ihre Selbftbeiteuerung zu ordnen, veranlaſſen, daß er baldigſt 
die nöthigen Vorbereitungen treffe, um durch die Selbjtbefteuerung der evan⸗ 
geliichen Kirche die nur vorübergehend gewährte StaatZunterftüßung ent: 
behrlich zu machen. 


25. Juni. Württemberg.) I. Kammer: lehnt einen Ge— 
jeßentwurf betr. Abänderung der biöherigen VBerfaffungsbeftimmungen 
über den Gtaatägericht&hof, der feine Entitehung einer Bitte der 
II. Kammer vom J. 1872 verdankt und hauptſächlich dahin geht, 
daß Fünftig eine Anklage von Miniftern nicht bloß wegen eigent= 
licher Verfaffungsverlegung, ſondern auch wegen folcher Handlungen 
ftatthaft fein Jolle, welche eine „Gefährdung der Wohlfahrt und 
Sicherheit des Staates“ (3. B. durch Abflimmungen im Bundes— 
rathe) in fich begreifen ſoll, ihrerfeitß einftimmig ab, nachdem der Ent- 
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wurf in der II. Kammer nur fnapp mit der verfaffungsmäßigen 
Mehrheit angenommen worden war. 


26. Juni. (Bayern.) II. Kammer: die ultramontane Mehr: 
heit lehnt den von der Regierung eingebrachten Gejeh-Entwurf betr. 
Vervollftändigung der bayerifchen Staatzbahnen ab, wodurch nicht 
nur einzelne Zandeätheile ſchwer geichädigt werden, jondern auch die 
Regierung bez. abgeichloffener Staatäverträge, 3. B. mit Baden, in 
nicht geringe Verlegenheit gebracht wird. 

27. Zuni. (Preußen) Abg.-Haus: nimmt be}. des jog. 
Zuſtändigkeitsgeſetzes (Competenzgeſetzes) zahlreiche von der national» 
liberalen und der Fortſchrittspartei zu den Bejchlüffen des Herrenhaufes 
geftellte Vermittelungsanträge an, lehnt dagegen Jämmtliche Bejchlüffe 
des Herrenhaufes zur GStädteorduung, welche den Bejchlüflen des 
Abg.-Hauſes entgegen ftehen, ab, indem die nationalliberale Partei 


und die Fortſchrittspartei nach der Verabredung gejchloffen vorgeben. 


Sin die Debatte werfen die in Ausficht ftehenden Neuwahlen bedeu: 
tungsvolle Schatten. Ein Angriff Virchow's gegen die pailive Rolle, 
welche Graf Eulenburg bei der Durchführung der "3 Bee nee jpiele, 
trifft zugleich die nationalliberale Partei, weil fie fich dazu hergebe, mit 
einem jo wenig ſelbſtbewußten Minifter zufammen zu arbeiten, während boch 
Graf Eulenburg ebenjo wie Fürſt Bismard jedes feſte Verhältnik zu der 
Mehrheit abiehne, und mit ihr wie mit einer auswärtigen Macht, nur 
von Fall zu Fall verhandele. Virchow citirt bei dieſer Gelegenheit eine 
Gorreipondenz des „Pefther Lloyd,“ welche diefe „VBerftändigung von Fall 
zu Fall“ als das Princip des Fürſten Bismard auch in der inneren Politik 
bezeichnet. und ftellt diefer Politit de3 Compromittirens zwiſchen Regierung 
und Mehrheit im Parlament da3 parlamentariiche Syſtem des Regierens 
der Mehrheit gegenüber. Die Folge jener Politik fei eine Desorganifirung 
des Beamtenftandes, wie fie in dem Manifeft des Landrath3 Knobloch in 
Samter zu Gunften einer „Partei Bigmard* Hervortrete. Natürlich läßt 
ſich Windthorit:Meppen die Gelegenheit nicht entgehen, den Spuren 
Virchow's folgend, der nationalliberalen Partei den Proceß zu machen und 
die von Virchow beklagte Verwirrung innerhalb der Parteien als eine Folge 
de3 Gulturfampfes zu erklären. Graf Eulenburg deiavouirt energifch die 
Nordd. Allg. St ala ein mit der Regierung in Verbindung jtehendes 
Blatt, weil die „Norbd. Allg. Ztg.“ von ıhrem ganz jeparaten Standpunft 
aus mit allen Gegnern ber liberalen Partei, Agrariern u. ſ. w. offen lieb« 
äugelt. Der Vorwurf, die Regierung ſetze in der ihr zugänglichen Preſſe 
alle Hebel an, um die liberale Partei zu discrebitiren, Yei unbegrünbet. 
„Wir befämpfen bie FFortjchrittäpartei, und wenn es möglich wäre, dieſelbe 
zurüdzubrängen und die nationalliberale Partei auf eigene Füße zu ftellen, 
dann wären wir zufrieden.“ Die Erklärung Eulenburg’3 über den Werth 
welchen die Regierung ge bie nationalliberale Partei lege, macht gerade 
nicht den Eindrud, ald ob die Regierung eine ftarke Veränderung in bem 
Einfluffe diefer Partei ala Refultat der Neuwahlen erwarte. 


27. Zuni. Württemberg.) Schluß des Landtags. Derjelbe 
hat verhältnigmäßig wenig Erfolge aufzuweilen. Wie das Geſetz 
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über die Minifterverantwortlichkeit ift auch das Echulgefeg durch 
die I. Kammer zu Fall gebracht worden. 

Derjelbe machte nemlich einen ganz leifen Anfang zur Befreiung ber 
Schule von der Bevormundung durch die Kirche. Die II. Kammer ftellte 
den Grundjag auf: Der Geiftliche fann in die Schulbehörde, wie jeder Ans 
bere, gewählt werden, aber er iſt nicht geborener Schulaufſeher. Das war 
den conjervativen Standesherren zu viel und deßhalb fiel die ganze Bor: 
lage. In Württemberg bleibt aljo der Pfarrer einjtweilen ber geborene 
Inſpector ſowohl über die Volks- ala Mitteljchulen. 

27. Juni. (Hejjen.) I. Kammer: die Regierung beant= 
wortet eine Snterpellation bez. der Neichseifenbahnfrage nicht von 
vorneherein ablehnend wie die Negierungen von Sachſen, Bayern 
und Württernberg, jondern behält fich vorerft wie Baden gänzlich 
freie Hand vor, indem fie erklärt: 

Eie fei zur Zeit nicht in der Lage, fich über ihre fünflige Stellung 
zu dem Projecte auszufprechen, da ohne Kenntniß der Bedingungen und 
fünftigen Berwaltunggeinrichtungen, unter denen für das Neid) ein größerer 
Gompler von Gifenbahnen dem Eigentum und der Verwaltung nad über: 
tragen werben foll, die Prüfung des Project weder vom Standpunfte ber 
Reichsverfaffung aus, noch aus dem Gefichtspunfte der Intereſſen des Reichs 
und ber betheiligten Bundesſtaaten ermöglicht ſei. 

28. Juni. (Preußen) Abg.Haus: gibt bezüglich des 
Gejegentwurfs über die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt 
in dem einzigen Differenzpunfte (bez. der Yandräthe) mit 169 gegen 
162 Stimmen doch dem Herrenhaufe nach und nimmt ben Gefeß- 
entwwurf betr. Austritt aus den Synagogengemeinden auf Befür- 
wortung Lasker's in der Faſſung des Herrenhaufes an. 

Das legtere Geſetz ermöglicht dem Einzelnen oder einer (alt: oder 
mmuglAubigen) Minderheit den Austritt aus der a tt engen ohne 
darum, wie biäher, dennoch feinen Beitrag an die Eultusfoften der Mebhr- 
heit zahlen ober aus dem Judenthum ganz austreten zu müſſen. 


28. Juni. (Preußen.) Der königl. Gerichtshof für Firchliche 
Angelegenheiten entjegt den Erzbifchof von Köln feines Amtes und 
erklärt den ergbifchöflichen Stuhl für erledigt. 

28. Juni. (Bayern.) II. Kammer: nimmt den Yörg’schen 
Landtagswahlgejegentwunf nur mit 75 gegen 72 Stimmen, aljo 
nicht mit der verfafiungsmäßigen Yweibrittelmehrheit an. Der- 
jelbe ift alfo abgelehnt. 

Die ultramontane Partei ftimmt oejchloffen für den Entwurf, der 


ihr für lange Jahre hinaus eine Majorität in der II. Kammer gefichert 
hätte, die liberale Kammer eben darum gleichfalls gejchlofjen gegen denjelben. 


28. Juni. (Sachſen.) Die allgemeinen Wahlen zur ev.-Iuth. 
Landesiynode find, wie nach dem bejchränfenden Wahlgefeß zu er— 
warten ftand, ganz überwiegend conjervatid, meift jtreng orthodor, aus» 
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gefallen. Faſt nur Chemnik Hat entfchieden und vollftändig frei= 
finnig gewählt. 

29. Juni. (Preußen) Herrenhaus: nimmt das Gompetenz- 
geje nach den vermittelnden Beichlüffen des Abg.-Haufes an, beharrt 
dagegen bez. der Städteordnung auf feinen Beſchlüſſen gegen die— 
jenigen des Abg.-Hauſes. Das letztere Geſetz iſt damit gefallen. 

29. Juni. (Sachſen.) I. Kammer: genehmigt den Geſetz- 
entwurf bez. die Staatsaufficht über die kath. Kirche weſentlich in 
der Faſſung der II. Kammer. 

Durch das neue Gejeh wird die fatholiiche Kirche in Sachen auf 
der einen Seite fo viel verlieren, als fie auf der anderen gewinnt; gegen 
einige jchärfere Bedingungen in Bezug auf Vorbildung und Anftellung der 
Geiftlichen (die indeß den factiich längſt ſchon bejtehenden Zuftand kaum 
jehr ändern dürften) taucht fie eine Minderung des Placet ein, die unter 
Umftänden äußerft wichtig werden kann — ben Wegfall des Placet für die 
auf „rein innerliche* Angelegenheiten bezüglichen kirchlichen Anordnungen, 
weil die ein jeher unbejtimmter Begriff ift, mit dem ſich unter Umftänden 
alles mögliche machen läßt. 

30. Zuni. (Preußen) Schluß der Seſſion de3 Landtags 
durch königl. Gabinet3ordre. 

— Juni. (Deutjches Reich.) Ein Bericht des deutjchen 
Jurymitgliedes, Prof. Reuleaur von Berlin, der kürzlich von der 
Reichsregierung an die Spike der beutjchen Ausftellungscommilfion 
für die Weltausftellung in Philadelphia geftellt wurde, jpricht fich 
über die Etellung der deutfchen Induftrie auf der Ausftellung in 
Philadelphia jehr fcharf aus: 

„Es darf nicht verhehlt, es muß fogar laut ausgeiprochen werden, 
daß Deutichland eine ſchwere Niederlage auf der Philadelphiaer Auäftellung 
erlitten hat. Unſere Leiftungen ftehen in der weitaus größten Zahl ber 
ausgeftellten Gegenitände hinter denen anderer Nationen zurüd, nur in 
wenigen erfcheinen wir bei näherer Prüfung ihnen gleich, in einem Minis 
mum bon Fällen nur überlegen. Leider ift denn auch die Preffe und vor 
Allem die deutſch-amerikaniſche jchonungslos über unjere Ausftellung her 
gefallen. Wir haben Wahrheiten der bitterften Art hören müflen und noch 
zu erwarten. Reuleaur erklärt, dat die Niederlage der deutſchen Induftrie 
weientlich auf drei Gründe zurüdzuführen ſei. Der erfte liege darin, daß 
Deutſchlands Induſtrie das Grundprincip habe: bt und ſchlecht.“ Der 
zweite Grund jei der, daß Deutichland in den gewerblichen und bildenden 
Künften keine anderen Motive mehr kenne, als tendenziöß patriotifche, und 
dadurch den anderen Nationen feine Induftrie ala Repräfentation des Chau: 
vinismus umd Byzantinismus ericheinen laſſe. Als dritten Grund endlich 
bezeichnet er Mangel an Geſchmack im Kunftgewerblichen und Mangel an 
Fortſchrilt im rein Zechnifchen. 

— uni. (Preußen) Eine beträchtliche Anzahl Pfarrer 
der Didcefe Paderborn macht den Verfuch, für die den Religions- 
unterricht ertheilenden Bolksjchullehrer die missio canonica zu er= 
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langen, d. 5. fie zu verpflichten, den Unterricht genau nach den Vor— 
ichriften der römiſch-kath. Kirche zu ertheilen und verfucht bereits, 
ihre Agitation auch auf die anderen vom Etaate verwalteten Did- 
cejen auszudehnen. 


2. Juli. Württemberg.) Landesverfanmlung der „Ichwä= 
bijchen Volkspartei“ in Etuttgart. Diejelbe bejchließt, an ihrem 
alten Programın feitzuhalten, ftellt fich aber doch, wenn auch nicht 
ganz klar und unummunden, auf den Boden des neuen Reiche. Für 
die Wahlen jollen ihre Anhänger mit den der Democratie „nabe- 
ſlehenden“ Parteien gemeinfam vorgehen. Dieje naheftehenden Par- 
teien können nach Lage der Dinge nur in Stuttgart die Sozialdemo- 
craten, in dem fath. Oberjchwaben die Ultramontanen fein. 


3. Juli. (Deutſches Reich.) Die Juſtizcommiſſion des 
Reichstags beendet die Durchberathung der drei großen Juſtizgeſetz— 
entwürfe für eine gemeinjame deutjche Gerichtäverfaflung, einen 
Civil- und einen Strafproceß, ernennt ihre Berichterftatter und be= 
jchließt, erft kurz vor Beginn der nächjten Seſſion des Neichstags 
zu Feſtſtellung ihrer Berichte zu fchreiten, die nur in allgemeinen 
Umrifjen jchriftlich erftattet werden ſollen. Der Präfident der Com— 
million Miquel gibt zum Schluß einen Ueberblid de3 Ganges der 
Verhandlungen über das große, jchwierige und mühevolle Werk ber 
Reichtags-Juſtizcommiſſion: 

Zunächſt hebt Miquel hervor, die Geſammtthätigkeit der Commiſ— 
ſion liefere den Beweis, daß ſie mit gutem Willen beſtrebt war, dem ihr 
von dem Reichstage gewordenen hohen Auftrage, die Juſtizgeſetze gründlich 
und erſchöpfend durchzuberathen, unter Anſpannung aller Fate zu ent» 
ſprechen. Wenn auch die frage: ob e3 gelungen je, materiell gute Rejul- 
tate zu erzielen,. nicht der Beurtheilung der Commiſſion jelbjt unterftehe, 
fondern von höheren Factoren zu beantworten jei, jo jtehe doch fo viel uner— 
ſchütterlich feit, daß die Commiſſion davon durchdrungen war, wie die außer: 
ordentlichen Schwierigkeiten, welche in dev Natur ber geftellten, faft riejen= 
großen Aufgabe Liegen, nur mit voller Hingebung an das Werf zu überwinden 
waren. Bei der Givilprocehordnung lagen freilich die Dinge am günftig: 
ften. Dieſes —— iſt von einem einheitlichen großen Gedaufen ge— 
tragen, da3 demjelben zu Grunde liegende Syftem ift jeit Jahrzehnten durch 
fegislatorifche tiefdurchdachte Vorarbeiten allmählih zu einer Stufe der 
Vollendung gereift, die dem Gelehgeber feine Bahnen und Ziele um jo Ela: 
rer vorzeichnete, als einerjeit3 die deutiche Wiſſenſchaft und andrerſeits die 
Prarid in mehreren Staaten, in welchen die Grundgedanken bereits bejte- 
hendes Recht bilden, die Proben für die Richtigkeit und Nothwendigkeit des 
eingejchlagenen Weges darftellen. Ander® aber verhalte e3 fich mit ber 
Strafprozeßordnung. Hier ift eine Reihe der ee ragen noch til: 
ſenſchaftlich im Fluß. Unbeftreitbare Rejultate im Gebiete des Strafproce]: 
je3 liegen nicht vor. Man konnte daher nicht aus einer einheitlichen Quelle 
ſchöpfen, jondern war angewiefen auf die zerjplitterten Erfahrungen der ein: 
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zelnen Länder zurüdzugreifen, und mußten ſonach dieſe Erfahrungen vielfach 
maßgebend fein. Dazu kommt, daß wir in einer Zeit gewaltiger politischer 
und anderer Gegenjähe leben, welche dem Zuſtandekommen eines einheit- 
lihen Strafverfahrens nicht günftig ift. Die gemeinfame Rechtsanſchauung 
und Rechtsüberzeugung ift dad Product der gemeinfamen Rechtsübung. Die 
letztere konnte aber bei der bunten Berjchiedenheit der deutichen Strafproceh- 
ordnungen fich bisher in Deutichland nicht bilden. Um fo nothiwendiger 
aber erjcheint ed, durch dad Zuftandebringen des Werkes ben einheitlicen 
Rechtsboden, auf welchem fünftig weiter gebaut werden kann, für das 
deutiche Bolt und den bdeutichen Juriftenftand zu erringen. Diefes Ziel 
war umentiwegt im Auge zu behalten, und find aus diefem großen Gefichtö- 
punkt eine Reihe von Beichlüffen aufzufaflen, die fi) ala das Ergebniß von 
Gompromifjen darftellen, eingegangen unter den Gommijfionsmitgliedern, um 
da3 Ganze burchzufegen. Tiefe Lage der Berhältniffe bezüglich der Straf: 
procekordnung mußte natürlich aud für die Behandlung der Gerichtäver- 
faffung von tiefergreifender Einwirkung fein. War man auch ernftlich bes 
müht, Lüden und Mängel in den Vorlagen ber Regierungen zu befeitigen, 
fo mußte doch die Gefahr, daß einzelne Mängel höher angejchlagen würden, 
ala das Zuftandefommen des ganzen Wertes, befämpft und das Gefühl dem 
gegenüber wach erhalten werden, was ed für Deutfchland bedeute, ein eine 
heitliches Recht zu beſihen. Diejes Gefühl müfje mehr und mehr in weitere 
Kreiſe getragen werden; gelinge es, das deutjche Volk von bem hohen Wert 
einer ſolchen Rechtzeinheit zu durchdringen, jo werde dad Werk ficherli 
ına Leben treten, und auch etwaige Bedenken der verbünbdeten Regierungen 
bei manden Einzelpuntten würden dem großen Ziel gegenüber zurücktreten 
müffen. Uebrigens habe die Commiſſion in zweiter Lejung hinreichend be: 
miejen, daß fie den Anfichten der verbündeten Regierungen im Intereſſe der 
rbeiführung einer Einigung thunlichft entgegenzufommen gewillt jei. Biel: 
ach jei ein Verzicht * Einzelmeinungen erfolgt, niemals habe in der 
Commiſſion eine —8 Oppoſition von irgendeiner Seite ſich geltend ge— 
macht. Nach dieſen allgemeinen Betrachtungen wendet ſich der Redner dazu, 
der Redactionscommiſſion den tiefgefühlten aufrichtigen Dank der übrigen 
Mitglieder auszuſprechen, denn dieſelbe habe in harter und ſchwerer Thätig: 
feit „unfere Arbeiten erft geftaltet und möglich gemacht“. Sodann jpricht 
derjelbe dem Wirken der HH. Regierungscommifjäre die dankbare Anerken— 
nung aus, und zwar nicht ſowohl für deren rein officielle Thätigkeit, fon: 
dern für deren freundliche und unermübliche, burch das tieffte eigene Inter⸗ 
eſſe an dem vorliegenden großen Werk getragene Mitwirkung. Den jünge: 
ren Juriſten, die als Protocollführer functionirt hatten, wird bie Derficher 
rung zu Theil, daß ihre trefflichen Arbeiten für die künftige wiflenjchaftliche 
interpretation der Geſetze einen eben jo hohen ala dauernden Werth behaup: 
ten würden, Der Vorſihende jchliegt mit den Worten: „Indem wir fchei: 
ben, tragen wir das Bewußtjein in ung, daß wir das Unſrige zu thun, 
una reblich bemüht haben.” Hierauf ergriff der Präfident des Reichs— 
juftizamtes3, Hr. Director vd. Amsberg, dad Wort, um der Commiſſion 
Een perfönlichen Dank für ben hingebenden Eifer und für die fachliche 
Prüfung aller Momente auszufprechen. „Wir machten einen langen Weg 
zufammen. Sind die Geſetze eingeführt, jo wird die Erinnerung daran für 
ung alle eine angenehme und wohlthuende fein. Ein gemeinfames Recht 
wird der feftefte Kitt für den Zujammenhalt des Deutichen Reiches fein. 
Behalten Sie ung perfönlich in non Andenten, wenn das große Wert 
ins Leben getreten fein wird.” Der Dr. egierungsvertreter jpricht dann noch 
dem Vorſihenden feinen Dank für die jo vorzügliche Leitung der Arbeiten 
aus, die es ermöglicht Habe, in jedem einzelnen Fall die wirkliche Meinung 
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ber Commiſſion vollfommen Klar zu ftellen. Im Auftrag der ganzen Com: 
miffion jpricht jodanı der Abg. Dr. Reichenſperger dein Borfißenden 
ben Dank der Commiffion für deſſen „ebenjo klare, energifche, wohlwollende, 
———— Leitung“ aus: der Vorſißende dürfe, wenn er auf die fruchtba— 
ren Arbeiten zurücblide, in Wahrheit jagen, daß feiner Thätigleit ein gro: 
* Antheil davon zukomme. Dem gegenüber verſicherte der Vorſitzende: 
eine Thätigkeit ſei eine leichte geweſen, zumal die Commiſſion ſich nur 
durch ſachliche Rückſichten habe Leiten laſſen; alle politiſchen Gegenſähe ſeien 
außerhalb der Commiſſion geblieben, weil die Mitglieder von dem richtigen 
Gedanken geleitet waren, daß, wenn es ſich darum Handle, jo große Rechts— 
bücher für die Nation zu ſchaffen, für politiſche Parteiwirkſamkeit kein 
Spielraum gegeben ſei, daß vielmehr hiebei alle Deutſche ein gleiches Inter— 
effe, eime gleiche Berechtigung haben. „Wir gehen auseinander mit dem 
Gefühl, daß wir bei der gemeinjamen Arbeit Eollegen und Freunde waren, 
mögen die Mitglieder für ihr ganzes Leben ala Menjchen diejes Gefühl in 
ſich ar: erhalten!“ 

ine Zujammenftellung der Reih3: Juftiz:Reform:Ent: 
würfe mit den Beſchlüſſen der Commiſſion ergibt zwar, daß ein 
ſehr großer Theil der Beitimmungen der Regierungsvorlagen von den Com: 
miffionen geftrichen, abgeändert und durch Snkiöchinmungn ergänzt 
wurde, baf aber der überwiegende Theil der Aenderungen rein wiflenichaft: 
licher oder ſprachlicher Natur und die Zuftimmung dev Bunbdesregierungen 
u bdenfelben großentheils bereit3 erfolgt ift. Nur wenige rein juridifche 
I rincipienfesars harren noch einer Derftändigung zwiichen den Bun— 
deöregierungen und dem Reichötage. Dagegen ijt eine Anzahl juridiſch— 
politifcher fyragen vorhanden, bei denen ein Ausgleich nicht erzielt ıft 
und nur durch Nachgiebigfeit auf einer der beiden Seiten fich erzielen läßt. 


5. Julie. (Bayern.) II. Sanımer: die ultramontane Mas 
jorität caffirt auch die (liberalen) Wahlen des Wahlkreiſes Zivei- 
brüden. 

6. Juli. (Breußen.) Der ftaatlich abgejegte Erzbijchof von 
Göln löst das bisherige Generalvicariat der Erzdiöcefe auf. 

9. Juli. (Breußen.) Der abgejegte Erzbijchof Ledochowski, 
nachdem er fchon im März d. J. den Geiftlichen durch eine aus 
Rom datirte Anfprache erwiedert hatte, daß „er die thätige Aus— 
übung der bijchöflichen Gewalt in feinen beiden Erzdiöcefen wieder 
übernommen babe,“ läßt nunmehr diefen Worten die That folgen, 
indem er wieder aus Rom den fatholiichen Pfarrer Brenk in Piaski 
unter Androhung der Amtsjfufpenfion und Ereommunication zum 
Widerruf ſeiner Anerkennung der preußifchen Staatsgeſetze auffordert. 
Der Pfarrer übergibt das Schreiben der preußifchen Regierung. 

10. Juli. (Deutfches Reich.) Die fchon feit längerer Zeit 
in Norddeutſchland durch die Kreuzztg., die Nordd. Allg. Ztg. u. ſ. w. 
in's Werk geſetzte Agitation für eine confervativere Leitung der deut= 
ſchen und preußifchen Dinge haben endlich zu einem Refultat geführt. 
Eine Anzahl Gonfervativer aus Nord» und Süddeutſchland veröffent- 
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lichen einen „Aufruf zur Bildung einer deutfcheconfervativen Partei“ 
und laden zum Beitritt zn dem in diefem Aufruf enthaltenen Pro- 
grammı bei. 


Der Aufruf zur Bildung einer deutſch-conſervativen Par: 
tei lautet: „Wir wenden uns an die confervativen Elemente des beutjchen 
Reichs mit dem Aufruf zu vereinter Arbeit für die großen, gemeinfamen 
Ziele. 1) Wir wollen die für unfer Baterland gewonnene Einheit auf dem 
Boden der Reichaverfaffung in nationalem Sinne ftärfen und ausbauen. 
Wir wollen, daß innerhalb diejer Einheit die berechtigte Selbftftändigfeit 
und Eigenart der einzelnen Staaten, Provinzen und Stämme gewahrt werde. 
2) Wir können nur eine folche Weiterbildung unferes öffentlichen und pri— 
vater Rechtes als ſegensreich anerkennen, welche, auf ben realen und ges 
Ichichtlich gegebenen Grundlagen fuhend, den Bebürfniffen der Gegenwart 
gerecht wird und damit die Stätigfeit unferer gefammten politiichen, ſocialen 
und geiftigen Entwidlung fichert. 3) Wir legen auf politiihem Gebiet ent— 
ſcheidendes Gewicht auf die monarchifchen Grundlagen unſeres Staatslebens 
und eine fräftige, obrigfeitliche Gewalt. Wir wollen ein volles, geſetzlich 
geficherted Maß bürgerlicher Freiheit für Alle und eine wirkſame Betheilig: 
ung der Nation an der Gejekgebung. Wir wollen in Provinz, Kreis und 
Gemeinde eine Selbftverwaltung, gegründet nicht auf das allgemeine Mahl: 
recht, jondern auf die natürlichen Gruppen und organifchen Gliederungen 
bes Volkes. 4) Das religidje Leben unſeres Volkes, die Erhaltung und 
Miedererftartung der chriftlichen und firchlichen Ginrichtungen, die feine 
Träger find, — vor allem bie Re riftliche Volksschule erachten 
wir für die Grundlage jeder gefunden Entwidlung und für die wichtigfte 
Bürgſchaft gegen die zunehmende Verwilderung der Maſſen und die fort 
fchreitende Auflöjung aller gejellichaftlichen Bande. Wir betrachten ben 
tirchenpolitijchen Streit, der ald Eulturfampf vom Liberaliamus zum Kampfe 
gegen da3 Ghriftenthum ausgebeutet wird, als ein Unglüd für Reich und 
Volt, und find bereit, zu deſſen Beendigung mitzuwirken. Wir erfennen 
einerjeit3 dem Staate das Recht zu, Eraft feiner Souveränetät fein Verhält: 
niß zur Kirche zu ordnen und werden die Staatögewalt den entgegenftehen: 
den Anſprüchen ber römiſchen Curie gegenüber unterftüßen; andererſeits 
wollen wir feinen Gewiffenazwang und dehhal fein Webergreifen ber ftaat: 
lichen Gejehgebung auf das Gebiet des inneren kirchlichen Lebens. In dies 
fem Sinne find wir zu einer Nevifion der im Laufe des Kampfes erlaffenen 
Gefehe bereit. In dieſem Sinne werden wir auch für das gute Recht ber 
evangelifchen Kirche auf jelbftftändige Regelung ihrer inneren Einrichtungen 
eintreten. 5) Gegenüber ber ſchrankenloſen Freiheit nach liberaler Theorie wollen 
wir im Erwerbs- und Verkehrsleben eine geordnete wirthichaftliche Freiheit. 
Wir verlangen von ber wirthichaftlichen Geiehaebung gleichmäßige Berüd: 
fihtigung aller Erwerbäthätigkeiten und gerechte Würdigung der zur Zeit 
nicht ausreichend berücdficgtigten Interefien von Grundbefit, Induſtrie und 
Handwerk. Wir fordern bemgemäß die fchrittweife Beſeitigung der Bebor: 
zugung be3 großen Geldcapitald. Wir fordern die Heilung ber ſchweren 
Schäden, welche die übertriebene wirthichaftliche Gentralijation und der 
Mangel fefter Ordnungen für Landwirthſchaft und Kleingewerbe zur Folge 

ehabt Hat; insbeſondere fordern wir die durch ern gebotene NRevifion 

Des Geſetzes über den Unterftühungswohnfig und der Gewerbeordnung. 6) Wir 

erachten e3 für Pflicht, den en ber focialiftifchen Irrlehren ent: 

egenzutreten, twelche einen twachjenden Theil unſeres Volkes in feindjeligen 

geniaß zu der gefammten beftehenden Ordnung bringen. Wir find überzeugt, 

dab die bloße Entfefjelung der individuellen Kräfte zu einer gefunden wirth— 
11? 
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Ichaftlichen Entwidlung nicht führen fann, daß der Staat vielmehr die Auf: 
gabe nicht abweifen darf, die ehrliche Erwwerbsarbeit gegen das Ueberwuchern 
der Speculation und des Actienweſens zu fchügen und durch eine wirkſame 
Fabrikgeſetzgebung die — — und wirthſchaftliche Lage der Lohnarbeiter, 
ſowie —* iedliche Zuſammenwirken von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
zu ſichern und zu fördern. Alle, welche dieſen Grundſätzen zuſtimmen und 
ewillt ſind, dieſelben unabhängig noch oben wie nach unten zu vertreten, 
— wir auf, ſich zu einer Feftgefchlofienen Partei der „deutichen Gonjer: 
vativen“ zu bereinigen.“ 

Da3 Statut bes Wahlvereins der neuen Partei lautet: „S 1. 
Der Wahlverein der beutjchen Gonjervativen hat feinen Sit in Berlin. 
82, Der Zweck des Vereins ift Einwirkung auf die politifchen Wahlen im 
Sinne des veröffentlichten Programms. Behufs Erreichung dieſes Zweckes 
wirb er bejtrebt fein, alle conjervativen Kräfte im Reiche zu jammeln und 
einheitlich zufammenzufajlen, unabhängig jowohl von der jeweiligen Stellung 
ber Regierung zu der conjervativen Partei, als von den verjchiedenen Partei: 
Schattirungen und ben air are Tractionsbildungen. $ 3. Mitglied 
bed Vereins kann jeder unbeicholtene Deutiche werden, welcher den Beltim: 
mungen dieſes Statut3 ſich unterwirft. Beftehende Dereine als jolche werden 
im * auf die beſtehende Vereinsgeſetzgebung zur Mitgliedſchaft nicht 
ange aſſen. 8 4. Jedes Mitglied des Vereins zahlt einen Jahresbeitrag von 2 

» Bon Mitgliedern, deren Dermögensverhältnifie e8 geitatten, wird er: 
wartet, baf fie freiwillig einen ——— von 10 ME. leiſten. $ 5. Die Lei: 
tung des Vereins * die Verwendung der Vereinsmittel ſteht dem Vor— 
ſtande zu, welcher durch Cooptation ſich zu ergänzen hat. Der Vorſtand 
hat ſeinen Sitz in Berlin. Doch können Sitzungen desſelben an jedem Orte 
des deutſchen Reiches ſtattfinden. $ 6. Die erſte Bildung bed Vorſtandes 
wird den Unterzeichnern des Aufrufes übertragen. $ 7. Zur Führung der 
laufenden Geichäfte wählt der Vorſtand aus feiner Mitte einen geichäftsfüh: 
renden Ausschuß, welcher in Berlin feinen Sitz hat. General:Berfammlun: 
gen finden nicht ftatt. Ein periodijch erjcheinendes Flugblatt, welches den 

ereingmitgliedern unentgeltlich zu liefern ift, vermittelt die Verbindung 
zwiſchen dem Vorſtande und den Dereinsmitgliedern.“ 

Die Einleitung bes erſten Flugblattes ber Partei enthält über die 
Drganifation derjelben tweiter noch Folgende Andeutungen: „Soll die Ber: 
einigung einen dauernden Character erhalten, jo muß ihren Kern ein förm: 
licher Berein bilden. Als Grundlage für denjelben wird das Statut eines 
„Wahlvereind der beutjchen Gonfervativen“ dienen. Der räumlichen Aus: 
dehnung des Vereins entipricht es, don Generalverfammlungen abzujchen. 
‚Dingsoen wird ein Flugblatt die Verbindung zwiſchen dem Borftande und 
den Vereinsmitgliedern vermitteln. Das Flugblatt wird periodijch ericheinen. 
Sn ihm werben bie a irre welche für die confervative Partei von 
bejonderem Intereſſe find, mitgetheilt und alle wichtigeren Tagesfragen der 
inneren Politit bejprochen werden. Die boriwiegend auf bie Reihen 
gebung gerichtete Tendenz wird ihm, unbeſchadet ber in einzelnen Staaten 

ereit3 erjcheinenden Tylugblätter von mehr oder minder localem Character, 
einen Wirkungskreis fichern. Bon Parteigenofjen der außerpreußiichen 
Staaten find gegen die Vereinsbildung, infoweit fie auf das Gebiet ihrer 
Heimat-Staaten ſich erſtrecken foll, theils rechtliche, theils practifche Bedenten 
geltend gemacht werden. In Berüdfichtigung diefer Bedenken werden zus 
nähft nur alle Parteigenofjen in J— welche dem Aufrufe 
fchriftlich beigetreten find und zu gemeinfamer Arbeit für bie in bemielben 
ausgeſprochenen Ziele fich bereit erflärt haben, in das Mitgliederverzeichnif 
aufgenommen werben, jofern ihrerfeit3 nicht ein gegentheiliger Wunſch funds 
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gegeben wird. Selbftredend find jedoch Beitrittö:Erflärungen zu dem Vereine 
aus den außerpreußiichen Staaten zu jeder Zeit dringend erwünjcht. Bei 
Bildung des DVorftandes wird nach Möglichkeit — Bedacht genommen 
werden, daß alle deutſchen Staaten in ihm nn finden.“ 

Mit diefer Berücfichtigung wird denn auch alabald zur Konftituirung 
eines Vorſtandes don 40 Mitgliedern gejchritten, der jedoch die eigentliche 
Leitung der Wahlagitation einem engeren Ausſchuſſe von 12 bis 15 Mit: 
gliedern übertragen joll. 

Die Öffentliche Meinung ift nunmehr fehr gefpannt auf das Er- 
ſcheinen des verjprochenen erften Verzeichniſſes der Mitglieder der 
neuen Partei, von der Meberzeugung ausgehend, daß fich daraus bez. 
der Tendenz und auch der Ausfichten der neuen Partei mehr würde 
erkennen Laflen, als aus irgend welchem Programme. Inzwiſchen er= 
flären fich die Organe der Freiconfervativen bez. der neuen Partei 
zwar jehr zurüdhaltend, aber doch eher abgeneigt al3 zugeneigt, 
während die Ultramontanen die ihnen in dem Programme wenig« 
ftens halb und halb dargebotene Hand der neuen Partei entichieden 
jurüdweifen. 

So erklären 3. B. die „Germania“ und ber „MWeftf. Merkur”: „Das 
Programm biefer fog. confervativen Partei übergibt bie Kirche principiell in bie 
Gewalt de3 Staates. Im Princip ift für diefe Eonfervativen die kirchliche 
Gejehgebung ganz richtig, fie geht nur practifch zu weit, weil fie in das 
innere kirchliche Gebiet eingreift. Ob die einzige und alleinige Souveränetät 
des Staates activ vom Standpunfte der Staatsomnipotenz oder paſſiv vom 
Standpunkte de3 evangeliichen Kirchenbegriff3 ausgeſprochen wird, ift für 
ung gleichgültig. Für die Katholiken gibt e8 nicht den ſchwankenden ab: 
ftracten Begriff de3 innerfirchlichen Lebens, fondern nur bie ganz concrecte 
und äußerlich beftimmte Verfaffung der Kirche mit dogmatiteh definirten 
Rechten. Der Anfpruch des Staates, jein Verhältnik zur Kirche mit ein: 
ziger und alleiniger Souveränetät zu ordnen, ift ein Widerfpruch gegen das 
Weſen und den dogmatifchen Begriff de3 Katholicismus felbft.“ 

Was auf Grund de3 Programms vielleicht erreicht werden fan, iſt 
allem Anſchein nach unverändert nur die Wiebervereinigung der gemäßigtern 
Altconfervativen mi den Neuconfervativen in Preußen. Im übrigen Deutjch: 
land find die Ausfichten der neuen Partei von vornherein ſehr geringe. 

11. Juli. (Deutiches Reich.) Der 3. 3. im Bad Ems 
weilende Kaiſer und der Reichskanzler, der 3. 3. die Bäder von 
Kiffingen braucht, treffen zu einer Gonferenz (bez. der orientalischen 
Dinge) in Würzburg zufammen. Die Einwohner von Würzburg 
bringen dem Kaiſer einen ſolennen Fackelzug. 

12. Zuli. Württemberg.) Der „Staat3anz. für Württem- 
berg“ veröffentlicht das Berfaffungsgefeß betr. die Bildung eines 
Staatöminifteriums. 

Der König hat verfügt, daß fünftighin diejenigen Mitglieder be3 Staats: 
minifteriums, welche Minifter find, den Titel „Staatsminifter" (bev Yuftiz, 
der auswärtigen Angelegenheiten, de3 Innern, des Kirchen: und Schulweſens, 
deg Rriegamelens und ber Finanzen) zu führen haben, und zum Präfibenten 
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des Staatäminifteriums den Staatöminifter der Juftiz und der auswärtigen 
Angelegenheiten, v. Mittnacht, ernannt. 

13—17. Zuli. (Bayern.) II. Kammer: Berathung de Bud— 
gets, Etat des Cultugminiftertums. Die Abftriche in demfelben find 
mäßiger als erwartet wurde: die bewilligte Greditfumme beträgt 
doch noch 19,902,350 Markt. Immerhin werden die Anſätze für die 
Befoldung des oberften Schulraths und der fünften Lateinclaffen an 
den Gymnafien, ſowie eine Kleine vorläufige Aufbeflerung des Gehalts 
der Volkzfchullehrer von der ultramontanen Majorität, auf Grund 
bindender Glubbejchlüffe, geftrichen. Ebenſo wird ein Antrag des 
Abg. Kraußold und Genofjen auf Dienftalterszulagen für die pro= 
teftantifchen Pfarrer mit den Stimmen der Rechten abgelehnt. Bes 
züglich der Petitionen altkatholifcher Gemeinden erklären 

bie Abgg. Herz und Völk, von der Stellung eines Antrags auf Ge: 
nehmigung eines Staatszuſchuſſes bloß deßwegen Umgang nehmen zu wollen, 
weil derartige Anträge von der Rechten doch nicht angenommen würden. Es 
fei aber zu conjtatiren, dab die Altkatholifen ganz diefelben Rechte hätten 
wie bie anderen Confeſſionen. Staatöminifter v. Zub erflärt, daß er aus 
bemjelben Grunde die Einftellung einer Summe in das Budget vermieden 
habe. Die Staatöregierung habe über die Altkatholifen noch diefelbe ſtaats— 
rechtliche Anfchauung wie im Jahre 1871. Würden Mittel von ber Kammer 
bewilligt, jo würde die Regierung ihre Mitwirkung gewiß nicht verjagen. 

13. Juli. (Preußen) In Marpingen (Zrier) wollen drei 
Kinder vom 4. bis 8. d. Mts. Muttergotteg-Erjcheinungen gehabt 


haben 

und jchon vom 9. bis 13. wirb von der ultramontanen Bevölkerung 
ber Umgegend zuerft in Eleineren Schaaren, ſodann aber in großen Maffen 
nach den Wunderplaße gewallfahrtet. Die Regierung bejchließt, dem Schwin— 
del ein Ende zu machen. Am 13. haben ſich ſchon am frühen Morgen 1000 
bi3 1500 Menjchen, worunter viele Kranke, auf dem angebliden Wunder: 
plate gefammelt, welche Menge bi3 gegen Abend auf 3—4000 anfteigt und 
der Aufforderung, auseinanderzugehen, nicht nur nicht entfpricht, ſondern 
offenbar bereit wäre, ber ſchwachen Polizei Gewalt entgegenzujeßen. Am 
Abend trifft daher eine herbeigerufene Compagnie Militär ein, welche die 
Menge mit Gewalt audeinanbdertreibt. Der angebliche Wunderpla bleibt 
fortan gegen Anjammlungen bejegt. Gegen ben Pfarrer des Orts und gegen 
die brei Kinder aber wird eine eg er eingeleitet. Der erg erklärt, 
die Entſcheidung, ob das Wunder ein jolches ſei oder Schwindel, ftehe nicht 
ihm, fondern der bifchöflichen Behörde zu; er für feine Perjon glaube an 
das Wunder. 

17. Juli. (Preußen) In Folge der Abjehung des Erzb. 
von Cöln durch den kgl. Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten 
wird vom Oberpräfidenten der Provinz das dem erzb. Stuhle gehörige 
ſowie das feiner oder des Erzbiſchofs perfönlicher Verwaltung unter- 
liegende bewegliche und unbewegliche Vermögen mit Bejchlag belegt 


und das Metropolitan-Gapitel gleichzeitig zur jofortigen Wahl eines 
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Bisthumsverweſers aufgefordert. Wird diefelbe, wie zu erwarten, 
vertveigert, jo geht nach dem Gefeh das ganze Vermögen der Erz⸗ 
didcefe in ftaatliche Verwaltung über. 

19.—21. Zuli. (Deutiches Reich.) Der Kaifer fommt auf 
dem Wege von Ems nach Gaftein in Salzburg mit dem Kaifer von 
Defterreich zufammen. 

— Juli. (Preußen.) Die Veröffentlichung des vollftändigen 
Mitglieberverzeichniffes der ſog. „deuticheconfervativen Partei” läßt 
feinen Zweifel darüber, daß die neue Partei mit der alten feudalen 
Partei der Kreuzzeitung wefentlich identifch ift. Die Regierung ſäumt 
daher nicht, durch die offizielle „Prov. Korr.” erflären zu laflen, daß 
fie mit der neuen Partei feine Gemeinſchaft habe. 

19. Juli. (Bayern) II. Kammer: die ultramontane Ma— 
jorität caffirt auch die (liberalen) Wahlen der Wahlkreife Regens- 
burg und Sulzbach. 

21. Julie. Württemberg.) II. Kammer: die Regierung 
bringt bei berjelben einen Gefeg-Entwurf über die Organifation der 
Verwwaltungsrechtäpflege ein. 

22. Juli. (Bayern.) I. Kammer: jpricht fich für die von 
der Regierung geforderte, von der ultramontanen Majorität ber 
II. Kammer aber abgelehnte, weitere Theuerungszulage zu Gunften 
der Beamteten aus. 

23. Juli. (Bayern.) II. Kammer: die ultramontane Ma—⸗ 
jorität Iehnt die von der Regierung beantragte Verbindung ber biß- 
berigen Forſtſchule in Afchaffenburg mit der Univerfität München 
ab und will diefelbe durchaus dort belaffen, obgleich die Regierung 
nachweist, daß die Organifation der Schule in Afchaffenburg einen 
Yahresauftvand von wenigſtens 120,000 .# und einen einmaligen 
Aufwand von 410,000 A erfordere, während die Verlegung nur 
einen Jahresaufwand von 70,000 M und eine einmalige Ausgabe von 
60,000 .4 in Anspruch nehme und obgleich fich die große Verſamm— 
lung der deutfchen Forſtmänner in Freiburg 1874 faſt einmüthig 
für die Befeitigung der kleinen Forſtſchulen ausgefprochen hat. 

25. Juli. (Bayern) I. Kammer: genehmigt den von der 
Regierung geforderten Kredit für außerordentliche Heeresbedürfniffe mit 
einigen Abftrichen, immerhin aber noch im Betrag von 12,190,072 # 
(ftatt der geforderten 16,257,800 A). 

27. Auli. (Bayern.) II. Kammer: hat das Budget beendigt 
und im Ganzen ohne allzu empfindliche Abftriche für die Regierung 
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bewilligt. Dasſelbe balancirt für die XII. Finanzperiode mit 255 
Mil. Mark. Die Ueberichüffe von 1874 find hiebei nicht in An— 
Ipruch genommen, jondern refervirt. 

Die ultramontane Mehrheit caffirt auch die (Liberalen) Wahlen 
der Wahlkreife Würzburg und Schweinfurt. Diejelbe hat im Ganzen 
nunmehr 16 liberale Wahlen aus Gründen, die von der Gegenpartei 
als durchaus unbegründete und nichtige angejehen werden, caffirt. 

28. Juli. (Bayern.) Die in Folge der Gaflationen der 
Wahlen in Regensburg durch die ultramontane Majorität der 
I. Kammer nothwendig gewordenen Neuwahlen fallen wieder zu 
Gunften der Liberalen aus und jo nach und nach in allen Wahl- 
freifen, deren frühere Wahlen von der ultramontanen Majorität der 
I. Kammer caffirt worden find, und zwar überall mit größerer Ma— 
jorität der Liberalen ala früher. Bon allen 16 caffirten Wahlfiten 
erringen die Ultramontanen auch nicht einen einzigen. 

29. Juli. (Bayern) Schluß des Landtags und Landtags 
abjchied des Könige. Derfelbe jagt zum Schluß: 

„Wenn auch der MWiberftreit der Meinungen in der Sammer der Ab- 
geordneten große Schwierigkeiten bereitet hat, und felbft auf die Form einiger 
Reden nicht ohne Einfluß geblieben ift, jo glauben Wir doch in dem Ge— 
danken Beruhigung finden zu können, daß bie alljeitig zum Ausdrud gelangte 
Liebe zum Baterlande auch die Heftigften Gegenfäge zu mildern im Stande 
war. Möge bieje alte Tugend Unſeres Volkes ftet3 und immer mehr ihre 
unbefiegbare Kraft bewähren zum Wohle des weiteren und engeren Bater: 
landes, auf deſſen Blüthe und Gedeihen Unſere heißeſten Wünſche gerichtet find.“ 

Sämmtliche Abgeordnete der Liberalen Partei der II. Kammer 
erlaffen an demſelben Tage eine Erklärung an ihre Wähler. Die- 
felbe Yautet: 

nv... Ein Rüdblid auf die Landtagsſeſſion, welche Heute 
ichließt, bietet ſolche Lichtpunkte nicht. Die kleine clericale ee welche 
die legten Wahlen ergaben, hat nad; Wiederaufnahme der Verhandlungen 
im Februar diejed Jahres faft nur das eine Ziel vor Augen gehabt, durch 
ſyſtematiſche Waplcaffationen nad) bis dahin unerhörten und unter jich jelber 
in MWiderjpruch ftehenden Grundſätzen die Liberalen Bayern? nm ihre Der: 
tretung zu bringen, wenn auch die Antwort, welche die Wählerichaft ber 
Landeshauptftadbt auf biejes ——— gegeben hat, uns die Bürgſchaft 
bietet, daß dieſe eigenthümliche Art der Kriegführung gegen die liberale 
Sache im letzten — vergeblich ſein wird. Einem — Gebahren der 
Majorität gegenüber mußte jede Hoffnung auf das Zuſtandekommen irgend 
wichtiger gi mochten biefelben unter allgemein:politifchen Geſichtspunkten 
oder nach volkswirthſchaftlichen Bebürfniffen noch fo dringend erfcheinen, 
aufgegeben werden, und bie innere Gejehgebung ıft deßhalb nahezu völlig 
unfruchtbar geblieben. Auch bei der Fyeititellung des Staatshaushaltes für 
die laufende Finanzperiode begegnete das vereinigte Streben ber Regierung, 
ber Reichsrathslammer und der liberalen Hälfte der Abgeorbnetenfammer, 
namentlich den gering befolbeten ftändigen Beamten durch eine für Alle gleiche 
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Gehaltsaufbeflerung eine Abichlagszahlung auf Iangberechtigte Anſprüche zu 
gewähren, dem hartnädigen Widerftand der Ultramontanen. Stein befjeres 
Schickſal hatten unfere Bemühungen zu Gunften ber Volksſchullehrer, und 
weitere Beichlüffe befundeten den clericalen Widerwillen gegen Reformen im 
höheren Unterrichtäweien, welche nur darauf abzielen, die bayeriichen Gym: 
nafiern auf die gleiche Stufe der Leiftungsfähigfeit mit den übrigen Schul: 
anftalten Deutichlands zu erheben. Je unbefriedigender die augenblidlichen 
Zuftände unferes engeren Heimathlandes find, um fo wichtiger ift ed, daß 
die Entwidlung im deutichen Reiche, dem Bayern ala einflußreiches, vollbe: 
rechtigted Glied angehört, ihren ruhigen, allen Bevölferungsichichten gleich 
gerecht werdenden Fortgang nimmt. Die Schlußſeſſion de3 gegenwärtigen 
Reichstages wird ohne Zweifel in dem Zuftandeflommen der — die Ge⸗ 
richt3verfaffung und das Verfahren einheitlich ordnenden Juſtizgeſetze ber 
Nation das nach der Geſtaltung des Reiches ſelber werthvollſte Angebinde 
bringen und mit ihm die Vollendung des weiteren großen Werkes näher 
rücken, welches in der einheitlichen bürgerlichen Gejeßgebung für das ganze 
deutſche Reich beiteht. Die umbeftreitbaren, in ihrer wirthichaftlichen Be— 
beutung faum zu überichäßenden jegensvollen Wirkungen einer ſolchen Reform 
hat Frankreich feit mehr ald einem halben Jahrhundert empfunden; das 
Perftändniß und der Fleiß des deutſchen Volkes wird nicht minder die aus 
der Gejepeäficherheit und dem vereinfachten Rechtsgang entjpringenden Vor: 
tHeile zu einer neuen Quelle nationalen Wohlftandes zu machen wifjen. Mit 
dem Ablauf dieſes Jahres geht auch das Mandat des gegenwärtigen Reichs— 
tages zu Ende und wir ftehen vor den Neuwahlen zur erften parlamenta= 
riſchen Körperichaft der deutichen Nation. E3 bedarf unferer Aufforderung 
an bie beutich und freiheitlich gefinnten Bewohner Bayerns nicht, um fie 
anzufpornen, wie dor fechd und vor drei Jahren, auch diefes Mal feſt und 
treu zufammenzubalten und nur das eine Ziel vor Augen zu haben: F 
aus Bayern eine würdige, dem engern Vaterlande und dem Reiche glei 
ergebene Vertretung zu entſenden. Außer der großen geſchloſſenen Schaar 
der Ultramontanen, welche auch bei uns nur als ein Theil jener gewaltigen 
Glaubensarmee erſcheinen, die mit aller und jeder Staatdautorität im Kampfe 
fteht und in Rom ihren Mittelpunkt hat, find bisher andere als Liberale 
Volksvertreter aus Bayern im Reichstage nicht gefehen worden. Wir ver: 
trauen feſt darauf, daß die jchon früher jämmerlich mißglückten Verſuche, 
Unfrieden unter die nicht ultramontane — Sr fäen, und durch bie 
Speculation auf vermeintliche Glaffenintereffen die Kraft der wahren Reichs: 
freunde in Bayern zu brechen, auch biefed Mal erfolglos bleiben. Das 
bayerifche Volk ift einfichtsvoll genug, um zu wiffen, daß verichiedene un: 
leugbar vorhandene Mißſtände des wirthichaftlichen Lebens nicht, wie man 
lauben machen möchte, die Wirkungen der biöherigen Reichsgeſetzgebung 
And, fondern aus Urfachen entipringen, welche weit über die Grenzen Deutich: 
lands reichen. Aber jo wahr biefes ift, eben jo zuderfichtlich darf die Er— 
mwartung audgefprochen werben, daß die neue Neichdvertretung nicht unters 
laſſen wird, beftehende Echäden mit gefegeberifchen Mitteln überall da zu 
befämpfen, wo dieß überhaupt möglich ift. Für uns in Bayern wird bie 
Arbeit dafür in fo ferne eine getheilte jein müſſen, als das ſchon feit lange 
anerfannte Bebürfniß einer Steuerreform jet feiner Verwirklichung entgegen: 
geführt werben foll. Mit den nicht zu leugnenden Schwierigkeiten einer ge: 
rechten Steuerausgleichung verftärkt fich die Anforderung an eben, zum 
Gelingen des großen Werles das — beizutragen. Es iſt hier nicht der 
Ort, in die Würdigung der einzelnen Klagen und Beſchwerden einzutreten, 
welche in neuefter Zeit als Wahlagitationsmittel gegen Die geſammte Liberale 
Partei in Deutfchland verwendet werden. Es genügt ber Hinweis darauf, 
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dab alle großen, ſegensreichen Reformen, welche das beutiche Voll und in 
ihm namentlich” auch Bayern von den Feileln des Feudalismus und Dex 
Privilegienherrichaft freigemacht haben, auf das Andringen und unter der 
Mitwirkung der Liberalen zu Stande gefommen find. Auf diefer Bahn ge— 
funder FFortentwidlung weiter zu fjchreiten, erfannte Schäden offen zu be— 
fennen und zu verbeffern, aber jedem Lug und Trug, von woher er auch 
fomme und unter welcher Maske er ericheine, namhaft entgegenzutreten, iſt 
Aufgabe und Pflicht eines jeden beutichen und baverifchen Wählerd und 
Abgeordneten. Stehen wir dafür einig zufammen, feit und treu zu König 
und Land, feft und treu zu Kaifer und Reich!“ 

— Juli. (Preußen) kündigt dem FürftentHum Walde den 
bisher beftandenen Acceffionsvertrag zum 1. Januar k. J. hat in= 
deß behufs Abjchluffes eines neuen Vertrages auf Grundlage des in— 
zwiſchen gejammelten Material® Berhandlungen mit dem Fürften 
eingeleitet, von deren Ergebniß e3 abhängen wird, inwieweit den 
Wünſchen der preußifchen Landesvertretung, deren Genehmigung 
übrigens der neue Vertrag unterliegt, wird Rechnung getragen wer— 
den fönnen. 

— Juli. (Preußen.) Der abgefegte Erzbiichof von Pofen 
und Gnefen, Gardinal Ledochowski jendet von Rom aus allen fog. 
ftaatstreuen fatholifchen Geiftlichen in der Provinz Poſen „Admoni— 
tionsfchreiben“ zu, worin fie aufgefordert werden, innerhalb 90 Tagen 
ihr ftaatäfreundliches Auftreten, dag ein Scandal genannt wird, öffent= 
lich zu widerrufen, widrigenfall3 die Sußpenfion vom geiftlicden Amt 
und von ber Pfarritelle und der große Kirchenbann über fie werde 
verhängt werden. 

— Juli. (Deutſches Reich.) Angefichts der bevorftehenden 
Wahlen und der gewaltigen Anftrengungen, welche die jozialdemo- 
cratijchen Agitatoren ſchon jet darauf hin machen, bringen die 
Blätter folgende Ueberficht über die Ausdehnung der jozialiftifchen 
Preſſe in Deutjchland: 

Es gibt im ganzen 38 Blätter, welche die jozialdemoeratijchen Inte— 
treffen vertreten, von benen ber „Neue Soctaldemocrat* in Berlin und der 
„Bolkäftaat“ in Leipzig, welche dreimal wöchentlich ericheinen, die offiziellen 
Hauptorgane der jozialiftiichen Arbeiterpartei Deutichlands find. Goziali« 
ftiiche Localblätter gibt es 21 und zwar: ber ehe Volkswille,“ die 
„Berliner Freie Preffe,“ die „Verg’iche Volksſtimme“ (Elberfeld), „Braun: 
ſchweiger Volksfreund,“ „Bremer Freie Preſſe,“ „Chemniker Freie Preffe,” 
„Srimmitichauer Bürger und Bauernfreund,* „Duisburger freie Zeitung,“ 
„Dresdener Volksbote,“ „Frankfurter Volksfreund,“ „Friedens⸗ und fyreis 
beitspoft* (Königsberg), „Glauchauer Nachrichten,” „Hamburg:Altonaer 
Volksblatt,“ „Neue Offenbacher Zeitung,” „Nürnberg Fürther Sozialdemo: 
crat,“ „Süddeutiche Volkszeitung“ (Stuttgart), „Thüringer. Freie Prefje* 
(Apolda), die „Wacht“ (Hanau), „Weftphälif reie Prefle" (Dortmund), 
bie „Wahrheit* (Breslau), und der „Zeitgeift" (München). Bon dielen 21 
Localblättern erfcheinen drei einmal wöchentlich, drei zweimal, fünf dreimal, 
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zehn ſechsmal wöchentlich. Eozialiftiiche Gewerkichaftäorgane gibt e3 im 
ganzen elf, von denen der „Bote“ (Hamburg) Organ ber Stlempner, ber 
Botſchafter? (Berlin) Organ der Tabafarbeiter, der „Correipondent* (Leip⸗ 
zig) Organ ber Buchdruder und Schriftgieher, der „Gorrefpondent“ (Leipzig) 
Organ der Hutmacher, der „Grundftein” (Berlin) Organ der Bauhandwerker, 
der „Pionier* Organ der Zimmerleute, dad „Panier* Organ der Mtetall: 
arbeiter, die „Union“ Organ ber Holzarbeiter, der „Weder“ Organ ber 
Schuhmacher, die „Buchbinderzeitung“ Organ der Buchbinder ift, und ber 
‚Genoffenichafter” die Interefien der Gold: und Silberarbeiter vertritt. 
Außerdem gibt es noch ein fozialiftiiches Unterhaltungsblatt, die „Neue 
Welt”, illuftrirte Wochenschrift (Leipzig) und drei fozialiftiiche Wikblätter: 
der „Gulenjpiegel* (Mainz), die „Leuchtkugeln” (Braunfchweig) und bie 
„Raketen“ (Chemnitz). 


Anf. Aug. (Deutfches Neid — Preußen.) Die „Nordd. 
Allg. Ztg.“ und andere für halbofficiös geltende Blätter fahren 
fort, die neue deuticheconfervative Partei lebhaft zu unterftüßen, 
während auch der vom Minifter Graf Eulenburg im Abg.Haufe 
begonnene Kampf gegen die Fortjchrittspartei, um biejelbe von der 
nationalliberalen Partei zu trennen, von der Prov.-Corr. und den 
von der Regierung infpirirten Blättern lebhaft fortgeführt wird. 

13. Aug. (Bayern.) Aufführung der Trilogie de3 Nibe- 
lungen-Ringes Richard Wagner’3 in Bayrenth, in dem von Ric). 
Wagner zu diefem Zwecke eigend erbauten und eigens conftruirten 
Opernhaufe. Die Freunde des Meiſters ftrömen dazu aus allen 
Theilen Deutjchlands herbei; felbjt der Kaifer wohnt auf dem Wege 
von Gaftein nach Berlin der Aufführung an diefem Tage bei, einer 
fpäteren auch der König von Bayern, der vieljährige Protector 
Wagner's, und viele andere fürftliche Perfonen. Die Aufführungen 
werden als ein mufikalifchnationales Ereigniß betrachtet und be— 
Ihäftigen Wochen lang die gefammte Preffe. 

— Aug. (Deutfhes Reih — Preußen.) Halt alle Par» 
teien haben bereits ihre Wahlprogramme für die im Winter bevor- 
ftehenden Wahlen zum preuß. Abg.=Haufe und zum deutfchen Reichs— 
tage erlaflen oder erlaffen diefelben nunmehr nach und nach. Im All- 
gemeinen können diejelben nichts Neues bringen. Der Hauptzug in 
der Phyfiognomie der Wahlagitation Liegt darin, daß der Verſuch 
der preuß. Regierung, die nationalliberale und die Fortfchrittspartei 
zu trennen, 3. 3. als gefcheitert betrachtet werden kann, indem das 
Drgan Laskers fehr beftimmt erflärt: — 

Die nat.:lib. Partei könne fich nicht dazu Herbeilaffen, von Seiten 
einer Regierung, bie ſich nicht zu ihren politiichen Grundjäßen befenne, 
lediglich unter dem Gefichtspuntte eines ausgiebigen Materiald für bie Bil« 


dung einer gouvernementalen Majorität verwendet zu werden. So lange 
die Auswahl der Minifter in Preußen ohne Rüdjicht auf die Mebereinftim: 
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mung ihrer Grundfähe mit denen der Majorität des Abgeordnetenhaufes 
erfolge, jo lange der leitende Staatmann nur aus Gründen der höheren 
Politik zum freiheitlichen Ausbau der Staatdeinrichtungen die — biete 
und die Hoffnungen der Reaction ſich ſtets ſofort aufs Neue belebten, wenn 
durch das entſchiedene, Eintreten der Mehrheit des Abgeordnetenhaufes 
für die liberalen Grundſätze eine Spannung zwiſchen *5* und der 
Regierung erzeugt werde — To lange werde die Aufforderung an die nat.» 
liberale Fraction, fich zu löſen von der ihr zielverwandten Fraction der 
Hortichrittspartei und in eine conjervativliberale Regierungs:Majorität ein— 
zutreten, feine Wirkung erzielen. Erft wenn die preußiiche Regierung fich 
mit den Zielen der Liberalen Partei im Lande identificire und allen reac= 
tionären Gelüften ein für alle Mal die Hoffnung, ſich Geltung zu verichaf: 
fen, abgeichnitten jei, erft dann würde die frage practiiche Bedeutung ge— 
winnen, ob innerhalb der Liberalen Partei Elemente vorhanden jeien, mit 
benen ein Regieren in Preußen unmöglich fei und denen daher nach Mög: 
lichkeit der Zutritt zum Parlamente zu wehren wäre. So ftünden die 
Dinge aber nicht. Keine Thatfache fei bekannt, welche darauf Schließen ließe, 
daß mit dem neuen Abgeordnetenhaufe ein liberales Minifterium das in 
Angriff genommene Reformwerk fortführen werde. Ebenfo wenig hätten 
fi) innerhalb der Fortſchritispartei Stimmen, die Beachtung verdienen, er: 
hoben, woraus man den Schluß ziehen könnte, daß die gleichnamige parla: 
mentarifche Fyraction von ihrer bisherigen Entwidlungsrichtung, die fie der 
nationalliberalen Fraction bereits beträchtlich genähert habe, ſich abwenden 
und auf eine unfrucdhlbare Oppofition verfteifen möchte. „E3 wird demnach, 
wie bei den Wahlen de3 Jahres 1873, bie liberale Partei im Lande ge: 
ſchloſſen einftehen für die Wahl liberaler Abgeordneter, und es werden Die 
beiden parlamentarifchen Fractionen, denen fich diefe Abgeordnete bisher an: 
zuſchließen pflegten, dahin wirken, dab in den einzelnen Wahlbezirken dabei 
nach Recht und Billigkeit über die Aufrechterhaltung und womöglich Meh— 
rung des bisherigen Beſitzſtandes und über die Aufftellung von gemeinjamen 
Gandidaten eine Einigung innerhalb der Wählerichaft erfolge.“ 


18. Auguft. (Deutjches Reich.) Der Kaifer beginnt, den 
großen Herbftmandvern der deutfchen Armee, wie alljährlich, beizu— 
wohnen, namentlich zuerft den großen Gavallerie-Mandvern bei 
Züllichau, denen in militärifchen Streifen eine befondere Bedeutung 
beigelegt wird, jpäter den Manövern des fächfiichen Armeecorps bei 
Leipzig und den Mandvern ebendesfelben in NWerbindung mit einem 
preußifchen Armeecorps bei Merjeburg, wozu er mit dem König 
von Sachſen zufammentrifft. 


19. Auguft. (Preußen) Ein Erlaß des Gultusminifters 
Talk, der den Kreisfchulinfpectoren die Verwaltung fämmtlicher in= 
nerhalb ihrer Bezirke gelegenen Volksſchulen ohne Rückſicht auf con= 
feflionelle Scheidung überträgt, erregt großen Aerger in ultramon= 
tanen und Iutherifcheorthodoren Kreifen, die ihren Einfluß durch 
allmälige Einführung der Simultanſchulen ſchwinden fehen. 

20. Auguft. (Deutjches Reich.) Zufammentritt des beut- 
chen Journaliftentages in Wiesbaden. Derfelbe erklärt ſich dafür, 
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„daß die in Preußen angeregte Reform der deutichen Orthographie 
nicht zwangsweiſe und überjtürzt, jondern nur allmälig eingeführt werde“ 
— „dah die Veröffentlichung twahrheitägetreuer Berichte über Sihungen der 
Gerichte und anderer Gorporationen ftraffrei fein mögen“ — „endlich, daß 
er erwarte, der Reichätag werde an der Forderung der Ueberweiſung aller 
durch die Prefje begangenen, von Amtswegen verfolgten Verbrechen und 
Vergehen an Schwurgerichte unbedingt feithalten.“ 

21. Auguft. (Elſaß-Lothringen.) BZufammentritt der Be— 
zirfätage der Reichslande. Derjenige von Straßburg wählt Klein 
zu jeinem Präfidenten und diefer drüdt in einer Anfprache den 
Wunſch aus, „daß da3 gute Einvernehmen, welches jJeither ſchon 
zwijchen den Mitgliedern des Bezirkätage® und der Regierung be— 
ftanden, auch ferner zum Wohle des Landes erhalten bleiben möge.“ 

22. August. (Deutfches Reich.) Wirthichaftsgenofjenfchafts- 
tag in Danzig. Der Bericht Schultze-Delitzſch's kann wiederum ent— 
Schiedene Fortichritte des deutſchen Genofjenjchaftswejens in allen 
Richtungen conjtatiren. 

24. Auguft. (Deutfches Reich.) Der Congreß der focial-demo- 
cratiſchen Partei in Deutſchland jchließt jeine Verhandlungen in Gotha 
mit einem dreimaligen Hoch auf „die Proletarier aller Länder“. 

Als Hauptrefultat der Berathungen ift die nunmehr auf der ganzen 
Gefechtälinie in Scene gehende Wahlagitation anzuſehen; 37 Reichs: 
tagafige find dießmal von den Socialdemorraten begehrt und für dieſes Ziel 
werden 145 Agitatoren mobil gemacht und etwa 30—40,000 Darf verwen: 
det werben; eine Gandidatur für Elſaß-Lothringen aufzuitellen, Hat man 
nicht für räthlich gehalten; aus der Schweiz wollen die Parteigenoffen die 
Wahlagitation in Deutjchland durch Ausgabe von Bons A 25 Gentimes 
unterftügen. Vom 1. October an jollen die Partei: Organe ‚Volksſtaat“ und 

Neuer Socialdemocrat“ zu einem Gentralblatt der vereinigten Partei vers 
[Gmolgen und Hafenclever und Liebfnecht, deſſen Redacteure mit je 195 Mark 

onatsgehalt werden. Der Gentralvorftand wird in — die Central⸗ 
Beſchwerde- und Controlcommiſſion in Berlin domiciliren. Vorſitzende wer: 
den Hartmann aus Hamburg und Parſch aus Berlin mit je 45 M. Monats: 
gehalt, Geib erhält ala Gafflierer 105 Mark pro Monat, zu Secretären find 
Devofi und Auer aus Hamburg mit je 1800 Mark Yahresgehalt beftellt. 
In Rüdfiht auf die politifchen und wirthichaftlichen Verhältniſſe der Ges 
gentwart bekundet der Congreß feine Stellung zu denfelben in folgenden 
Refolutionen: „I Der Congreß erklärt, da die Socialiften Deutſchlands 
dem innerhalb der befienden Glafjen ausgebrochenen Kampf zwiſchen Schub: 
zoM und Freihandel fremd gegenüberftehen; dab bie frage, ob Schußzoll 
oder nicht, nur eine practiiche Frage ift, die im jedem einzelnen all ents 
jchieden werden muß; daß die Noth der arbeitenden Claſſen in den allge: 
meinen wirthſchaftlichen Zuftänden twurzelt; daß aber die beftehenden Han 
beläverträge jeitens ber Neichäregierung ungünftig für die deutjche In— 
duftrie abgeichloffen find und eine Aenderung erheilchen; dab endlich 
die Parteipreffe aufzufordern ift, die Arbeiter davor zu warnen, für Die 
unter dem Berlangen nah Schußzoll eine Staatöhülfe erjtrebende Bour: 
geoifie die Kaftanien aus dem Feuer zu holen.“ II. Der Congreß erklärt 
fi) dem focialdemorratifchen Programm gemäß dafür, daß bie Wrivateifens 
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bahnen in ben Bei des Staate® übergehen, da das Privatbahniyftem ein 
ee Monopol ſchafft, vermöge defien die Eijenbahnunternehmer 
das Publikum nach Belieben auszubeuten vermögen. Andrerſeits ift der 
Congreß überzeugt, daß die deutiche Neichsregierung, falld das Reich alle 
Eijenbahnen in Beſitz befüme, vornehmlich die Intereffen de? Glafien: und 
Militärftaatd damit zu fördern und die Einnahmen zu unproductiven Zwe— 
cken zu verwenden beitrebt jein wird, und daß fie ein neues Uebergewicht 
im volfsfeindlichen Sinn erlangen würde, fowie daß durch Verwirklichung 
des Neichseifenbahnenproject3 den Börjenjobbern neue Summen vom Bolt: 
eigenthum zugefpielt werden würden. Aus diejen Gründen kann fich der 
Gongrei mit dem Project nicht befreunden. II. Der Congreß nimmt zu 
der Frage: ob Schwurgerichte, Schöffengerichte oder juriftifche Herufärichter, 
bem focialdemocratiihen Programm gemäß Stellung, indem er erflärt, daß 
im Glafjenftaate feine Form der Gerichtöverfajfung Recht und Gerechtigkeit 
verbürgen kann, und daß darum Volksgerichte, = Grund.age des allgemeis 
nen und gleichen Volksrechts gebildet, zu erftreben find.“ — Als Guriofum 
barf der Antrag ded Dr. Dulf aus Stuttgart erwähnt werben, welcher die 
Gründung einer focialiftiichen Univerfität unter dem Namen „Genofjenichaft2 
ichule* in Leipzig angebahnt jehen möchte, der Congreß lehnt den Antrag 
jedoch ab. Die focialiftiichen Reichstagsabgeordneten follen 12 Mark, und, 
fall3 fie in Berlin wohnen, 9 Mark Diäten erhalten; die Agitatoren bes 
ziehen 135 Markt Monatsgehalt und 1 bis 1'/ Mark tägliche Reifetoften: 
bergütung. 


28. Auguft. (Deutjches Reich.) Abhaltung des deutfchen 
Yurijtentags zufammen mit den öjterreichifchen Juriften in Salzburg. 


29--31. Auguft. (Deutjches Reich.) Abhaltung des deut=- 
chen Proteftantentages in Heidelberg. Zum erjten Mal finden fich 
zu demjelben auch Theilnehmer aus Württemberg ein. 


Geh. Rath Bluntjchli wird wieder zum Präfidenten gewählt und er— 
öffnet die Verfammlung mit einer Rede über die Lage und die Aufgaben 
des Proteftantenvereind in der Gegenwart, die dahin fchließt: „Wir Alle 
erkennen gerne an, daß die Grundlagen der preuß. Kirchenordnung in we— 
ſentlichem Einklang find mit den im Jahre 1875 von dem Prot.:Tage in 
Breslau geftellten Verlangen, wenn gleich der Wahlmodus ber freien Rich: 
tung noch feine entiprechende Bertretung in den Synoden gewährt. Wir 
erkennen ebenfo willig an, dab die preuß. Kirchenverf. den Gemeinden bie 
Mittel gewwähre, gegen jede Vergewaltigung auf den meiften Gebieten des 
firchlichen Lebens anzutämpfen, und wifjen die verftändigere Praxis bes 
jegigen Oberkirchenraths wohl zu jchäken. Wir find aud darin einig, daß 
es für die Liberalen in der preuß. Landeskirche möglich und geboten jei, mit 
allem Eifer an der Neugeftaltung des kirchlichen Zufammenlebend auf Grund 
ber neuen Ordnungen mitzuarbeiten. Aber wir können nicht überfehen: 
a) daß heute noch im manchen bdeutichen Ländern und jelbft in neuerwor—⸗ 
benen preuß. Provinzen, wie vorzüglich in der Provinz Hannover, die alte 
reactionäre Herrichaft fortdauert, b) dat das große Ziel des Prot.:Vereinz, 
eine deutſche Nationalkirche, noch nicht erreicht ift, c) daß eine Verbindung 
aller deutichen Liberalen fyreunde der chriftlichen Religion und der Geiftes: 
eultur auch Heute noch ein Bedürfniß ift und ſowohl für das religiöfe Les 
ben ber Nation, als für ihre Bildung noch große Aufgaben zu (öfem find. 
Und wir hoffen, daß auch jene Vorurtheile ſchließlich vor der Macht der Wahr: 
heit umd einer berichtigten Einficht allmälig und um fo bälder verjchwinden 
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werden, je mehr e3 aller Welt ſichtbar wird, daß wir nicht dem Geifte der 
Verneinung dienen, fondern an der Erhaltung und Förderung der großen 
Erbichaft des geläuterten Chriſtenthums eben jo treu mitarbeiten, wie an 
der Vervollkommnung ber nationalen Geiftes:Cultur.“ Die ganze Verſamm— 
lung erklärt fich mit diejer Kundgebung über die neue preuß. Kirchenver: 
faſſung einverftanden. 

Hierauf werden folgende Thejen über die fyrage ded Religions: 
unterrichte? in Schule und Haus einjlimmig angenommen: „1l) Aller 
Religiondunterricht mu dem Zwede harmonifcher Ausbildung des Geiſtes 
und Gemüthes dienen. Gr muß deßhalb ebenjo dem Gebote der Wahrhaf: 
tigkeit, al3 den Bebürfniffen des frommen Gemüthes genügen. 2) Unter 
den gegentoärtigen Verhältniſſen darf der NReligionsunterricht nicht den Re: 
ligionsgemeinſchaften allein überlafjen werben, fondern muß der öffentlichen 
Schule als obligatorischer Unterrichtsgegenftand verbleiben. Die Oberauf: 
ſicht über den Religionsunterricht gebührt dem Staate, welcher der Kirchen: 
behörde Einblick in denjelben zu geftatten und ſich mit ihr über den Gang 
des Unterrichts und ihre etwaigen Wünfche zu benehmen hat. jedenfalls 
muß ſich der Religionsunterricht der allgemeinen Ordnung der Schule unter: 
ordnen. Zur Ertheilung des Neligionsunterrichts find am meiften die Zeh: 
ter berufen, ohne daß die Mitwirkung der Geiftlichen ausgeſchloſſen wäre. 
3) Indem der Religionsunterricht für die Religion, ihre Urkunden und ihre 
Geſchichte das Verſtändniß eröffnet, vermittelt er Anjchauungen und Kennt: 
niffe, ohne welche die geiftige Ausbildung der Jugend in einem der wichtig: 
ſten Stüde lüdenhaft bliebe. Die genauere Einführung in das Belenntnik 
einer beftimmten Gonfefjion bleibt dem Confirmanden-Ünterricht überlafjen. 
4) Der confeflionelle Character de3 Neligionsunterricht3 wird bei geichicht: 
lichewifjenschaftlicher Behandlungsweiſe von ſelbſt feine Schärfe verlieren. 
Auf dem Boden de3 Proteftantismus foll er jo ertheilt werden, dab Ange: 
hörige anderer Gonfeffionen mit Nuten daran theilnehmen können. Uebri— 
gen® aber bleibt er confeffionell getrennt, auch two der übrige Unterricht ein 
gemeinjamer ift. 5) Der Religionsunterricht der unteren Lehrftufen ift vor: 

zugsweiſe bibliſch-geſchichtlicher Anſchauungsunterricht, und joll weniger die 
- dogmatijchen Fyormulirungen, als die fittlich:religiöien Momente betonen. 
6) Mittheilung über den Gang der gelehrten Forſchung gehört nur in den 
höheren Unterricht, und hat auch hier mit Sorgfalt Sicheres vom Ungewij: 
jen, Mejentliches vom Unweſentlichen zu unterfcheiden. Sittenlehre und 
Glaubenälehre find nur im Anſchluß an Bibellectüre und Kirchengeſchichte 
zu behandeln. 7) Die meiften der vorhandenen Lehrbücher für den Religions: 
unterricht find für die bezeichneten Zwecke nur wenig zu brauchen. Es ift 
eine dankenswerthe Aufgabe für den Prot.:Berein, die jeither benußten Lehr: 
bücher ſowohl für den höheren, al3 für den VBolfsichulunterricht zu prüfen, 
die geeignetften zu bezeichnen oder die Abfafjung beſſerer Bücher zu veran: 
laſſen.“ Schließlich gelangt auch noch eine Relolution über die Frage der 
Kirhenfteuer zur Annahme, welche lautet: „Dem Wejen der Kirche und 
ben Pflichten ihrer Mitglieder entipricht zunächit die freiwillige Beitrags: 
leiftung für den Geſammtbedarf der kirchlichen Zwecke. Bei der Veranlag: 
ung der jeden Angehörigen der Kirche treffenden Steuer wird die chriftliche 
Nächftenliebe willfommene Veranlafjung finden, durch freitwillige Nebernahme 
—— Beträge die minder wohlhabenden Gemeindemitglieder nach Kräften 
zu entlaſten.“ 


— Auguſt. (Bayern.) Das Reſultat der Landtagsſeſſion, 
das den Ultramontanen im Grunde gar keine Erfolge gebracht, hat 
die inneren Differenzen der Partei wieder in helle Flammen ange— 
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fact. Eigl u. A. greifen die Führung der Partei durch Jörg rüd- 
ſichtslos an. 

2.—9. Eeptember. (Deutjches Reich.) Der Kaifer entjen- 
det den Feldmarjchall dv. Manteuffel in bejfonderer Miffion nach 
Warſchau zum Kaifer von Rußland. Nach feiner Rückkehr berichtet 
er dem Kaiſer und geht dann jofort nach Varzin zum Fürften Bis— 
mard. Die öffentliche Meinung nimmt an, daß e3 feine Aufgabe 
geweſen fei, den Kaiſer Alexander von einem allzurafchen Entjchluffe 
in ber orientalifchen Frage zurüdzuhalten und daß ihm das auch ge— 
lungen fei, dagegen will fie nicht glauben, daß er beauftragt geweſen 
fei, demfelben die Neutralität Deutjchlands für den Fall eines einfei= 
tigen Vorgehens Rußlands gegen die Türkei förmlich zuzufagen. 

7. September. (Preußen.) Die Regierung legt der General» 
ſynode des Gonfiftorialbezirfs Wiesbaden den Entwurf einer evang. 
Kirchengemeinde: und Synodalordnung vor. 

Gegenüber der biöherigen Kirchenverfafjung, nach welcher nunmehr 
ettva 60 Jahre lang bie Kirchväter lediglich auf Vorſchlag des Pfarrers 
vom Decan ernannt wurden, der Kirchenvorſtand fich jelbft und ohne daß 
bie Gemeinde einen Antheil Hatte, vecrutirte, nach welcher, mit kurzen Wor— 
ten, die Gemeinden von kirchlichen Dingen ſyſtematiſch ferngehalten und 
daran gewöhnt wurden, in ihren eigenen firchlichen Angelegenheiten nicht 
mitzufprechen, begrüßt man den von der Regierung vorgelegten Entwurf von 
allen Seiten mit lebhafter Freude und feßt zum Ausdrude deſſen die Synode 
eine Gommiffion behufs Abfafjung einer Dankadreſſe an den Kaiſer nieder. 
Allerſeits find die Redner der Generaldebatte darüber einig, daß zur Erweckung 
eines tieferen religiöfen und kirchlichen Lebens die bisherige Berfaffung weni 
oder nichts beigetragen Habe, daß es dazu vielmehr eines Zurückgehens aut 
das Gemeindeprincip ber erften chriftlichen Gemeinden bebürfe, daf die Ges 
meinde und ihre Seelforger in innigeren Zufammenhang gebracht, daß durch 
erweiterte Theilnahme an kirchlichen Dingen das Intereſſe der Gemeindeglie- 
der an biejen Dingen geweckt werden müſſe. 

T. September. (Deutjches Reich.) In einem „Rechenjchaftg- 
bericht über die Gefeßgebung der Tekten jech® Jahre und fpeciell den 
Antheil der nationalliberalen Partei an derjelben“ werden in 15 
Abjchnitten alle bedeutenderen Aufgaben beleuchtet, welche den Reichs— 
tag und den preußifchen Landtag in dem genannten Zeitraum be= 
Ichäftigt haben. 

Ueberall ift der Berfafjer, der dem Gentralwahlcomite der nationallibes 
ralen Partei angehört, von der Abficht ausgegangen, „die That ſachen unbefan- 

en barzuftellen, und die Vertheidigung der eigenen Partei lediglich dadurch zu 
ühren, daß man das was geleiftet ift, jprechen läßt.“ Inder Schlußbetrad: 
tung fommt er dann zu folgenden Gonclufionen: „Die nationalliberale Partei 
bedarf feined neuen Programms. Ihr Programm ift die Fortentwiclung defien, 
was jeit ſechs Jahren im Reiche wie in Preußen begonnen ift. Faſt jeder Ab: 
ſchnitt umferes Berichts Hat mit der Darftellung des Gefchehenen zugleich die 
zukünftigen Ziele Hingeftellt. Wie das was zur Einheit und Stärkung des 
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Reiches, zur Vejeitigung des Feudalismus in Preußen, zur Pflege der allgemei- 
nen Bolfabildung, zum Schuhe der Gewerbe, zur (Förderung des Nrbeiterfianbes 
u. ſ. w. gethan ift, nicht aus Willtür geichah, ſondern für nationalgefinnte, 
practiich verftändige und der bürgerlichen freiheit ergebene Polititer fich aus 
der Lage der Dinge ergab, fo find auch die Aufgaben der Zukunft nicht 
willtürliche, jondern nur der Fortbau defjen, was bisher jchön fefte Umriſſe 
gewonnen Hat. Wir müflen am Reich weiter arbeiten auf dem Wege ber 
Rechtseinheit, auf dem Wege der Durchführung der Verfafſungsvorſchriften 
für unſer Verkehrsweſen, auf dem Wege der Steuerreform zur Ausbildung 
eines jelbftftändigen Keichafinanziyftems, zur Erleichterung drüdender und 
zur Ausgleihung ungleihmäßiger Steuern, wie des Immobilſtempels und 
dev Gewwerbefteuer; endlich auf dem Wege der Fortbildung nicht bloß ber 
* ſondern auch der Organe unſerer Reichsverwaltung. Wir müſſen 
ebenſo im Preußen fortführen, was wir an die Stelle des alten Feudalis— 
mus oder der alten Bureaufratie zu jegen begonnen haben. Die Grundjähe 
der Selbftverwaltung müſſen auf die ganze Monarchie ausgedehnt und in 
einer freifinnigen, den ländlichen Mittelftand vor dem llebergewicht des Gut3- 
bezirls ſchützenden, Gemeindeordnung vollendet werden. Wir müſſen bie in 
der vorigen Seifion geicheiterte Reform der Stäbteordnung wieder aufneh: 
men, unjer der Beilerung jehr bebürftiges Communalſteuerweſen neu regu: 
liven, den öffentlichen Unterricht auf geſetzliche Grundlagen ftellen, damit 
das bloße Verwaltungsbelieben in der Beineſſung der Unterhaltungapflicht 
ein Ende nimmt, die Organe der Aufficht geordnet, die verjchiedenen Glafjen 
der Lehranitalten dem Bedürfniß der Gegenwart gemäß reformirt werden. 
Die erhöhte Thätigkeit, die wir jeit 1872 auf lange vernachläffigte Landes: 
culturziwede verwandt haben, muß fortgejeßt und neben der Verſtärkun 
unſeres Bahnnetzes die Sorge jet vor allem darauf gerichtet werden, — 
Ausbildung unſeres Canalſyſteins der Induſtrie wie der Landwirthſchaft die 
billigſten Wege zum Transport der Maſſenproducte zu ſchaffen. Das und 
vieles andere, was in den Abjchnitten dieſes Berichtes Andeutung fand, ges 
hört zu den Aufgaben der Zukunft. Ob dieſe Aufgaben in dem bisherigen 
nationalen und liberalen Geifte gelöst oder ob die politifch-wirthichaftliche 
Reaction, die materlaliftifche Antereffenvertretung, die Miſchung von Junker: 
thum, Zunftthum und Schußhändlerthum, welche fich heute gegen die libe— 
tale Gejeggebung erhoben hat, den Sieg gewinnen werden, darüber haben 
die nächiten Wahlen zu entſcheiden. Es kommt jehr wenig auf die einzelnen 
Perfonen der fünftigen Abgeordneten an, denn niemand ift unerjeplich. Auch 
findet man in der Regel, daß Männer, die eine Reihe von Jahren die Mühe 
und Laſt des parlamentarifchen Lebens getragen haben, gern jüngeren Sträf: 
ten Pla machen. Wenn die Bevöllerung friſches Blut Haben will, fie 
würden fjchtwerlich ettwad dagegen einwenden. Worauf es allein ankommt, 
ft die politifche Richtung, in der wir bisher vorwärts gejchritten jind. Es 
M ein Zeichen der Jugendlichkeit conftitutioneller Zuftände, wenn in einem 
Volte die Strömungen plößlich wechjeln, wenn eine Provinz dor drei Jah: 
ten liberal, heute reactionär wählt. Es wäre ein Unglüd für die Entwid: 
lung de3 Reiches und de3 preußifchen Staates, und vor allem für dag An: 
ſehen der Volisvertretung, wenn die nächiten Wahlen nicht beweifen follten, 
dak wir aus dieſer Periode der Yugendlichkeit, des plößlichen, durch ober: 
Nädhliche Eindrücke entitehenden Geſinnungswechſels heraus find.” Nach einer 
Kritik der wirthſchaftlichen Reactionsbeftrebungen ſchließt der Bericht: „Die 
Deutich-Gonfervativen hoffen aus der Strömung Nutzen zu ziehen, welche 
heute duch unſer Volt geht. Aber diefe Strömung zielt nicht auf die Bil- 
dung einer junferlich-particulariftifchen, zu den Ultramontanen geneigten Partei. 
Die Autorität der Geſetze und der Öffentlichen Ordnung wird * mehr 
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al3 früher betont, aber wie kann dieſe Autorität eine Stütze finden bei 
denen, bie mit einer Partei Verbindung fuchen, welche die Lan sariee nur 
unter Vorbehalt für verbindlich hält? Die befikenden Glafjen fordern Schutz⸗ 
mittel zur Abwehr der jocialiftiichen Demagogie; twie kann man dieſen —— 
verſtärklen, wenn man ben ſtädtiſchen und Ländlichen Mittelſtand auseinander: 
reißt? In der Kräftigung ber Reichsmacht, in dem Kampfe gegen den Par: 
ticularismus fieht jeder gute Deutiche die befte Gewähr für das Gebeihen 
ber Nation; wie fann man in jenem Kampf als zuverläffigen Bundesgenoffen 
eine Partei anjehen, die mit den Welfen und Particulariften aller Länder 
Fühlung hat? Wenn fie fiegte, wenn ihre politifchen Anſchauungen, Die 
jüdwärts vom Main jchlechthin feinen Boden mehr haben, eine jo ftarke 
Vertretung getvännen, daß fie zufammen mit der Gentrumspartei die Mehr- 
heit in’ Schwanken bringen könnte, jo würde ein Elaffender Riß zwiſchen 
Süd: und Norbdeutichland die unausbleibliche Folge fein. In dem nächſten 
Wahlkampf handelt es fich um nichts geringeres, ala um die Wahrung der Ein: 
heit des Reiches und die ununterbrochene Fortbildung feiner Inftitutionen, um 
die ungeftörte Entwidlung unferer inneren preußiſchen Zuftände und um 
den Beweis, daß das bdeutiche und das preußiiche Volt in der Schule der 
practifchen Politik zu ſehr gereift ift, um fich wie ein ſchwankendes Rohr 
von fünftlich erzeugten Strömungen hin und ber bewegen zu laſſen.“ 

7. September. (Deutjches Reich.) Die Anhänger des Schuß 
zolles werden aufgefordert, möglichit zahlreich auf den 26. d. Mts. 
nach Bremen zu der Verfammlung des volfswirthichaftlichen Con— 
greffes fich zu begeben, um auf demfelben die Anhänger des Frei— 
handelsprincips wie voriges Jahr in München zu überftimmen und 
jo Beichlüffe in ihrem Sinne zu erzwingen. 

9. September. (Heſſen.) Aus Heflen ertönen zahlreiche und 
lebhafte Klagen über die Ausführung der vorjährigen Kirchengeſetze 
gegenüber der fath. Kirche und über den Widerftand des Bifchof 
Ketteler von Mainz. 

Namentlich eigenthümlich Liegt die Angelegenheit der formell gejperrten 
— des Biſchofs im Mainzer Seminar. Denn die thatſächliche Durch: 
ührung diefer Maßregel ift bis jekt an der Haltung bes Biſchofs geicheitert. 
Die Regierung hat im November v. J. bie — der in dem bil lichen 
Seminar eingeführten Lehrbücher angeordnet, ift aber auf biefem Wege eben 
jo wenig weiter gefommen, ala auf dem vom Geſetz vorgejchriebenen, nad) 
welchem in das Seminar nur folche angehende Geiftliche aufgenommen tver: 
den ſollen, welche drei Jahre lang eine deutſche Univerfität bejucht Haben. 
Diefer Anordnung fteht die beftimmte Weigerung des Biſchofs entgegen. Im 
GegentHeil jogar angehende Theologen ber anderen Etanten ber ober⸗ und 
mittelrheiniichen Kirchenfprengel erhalten im Privativege Zutritt in das Ge: 
minar des Biſchofs Ketteler. 

10. September. (Deutſches Reich.) Generalverſammlung 
der fath. Vereine Deutjchlands in München. 

Diieſelbe ift auffallend ſchwach befucht. Nach einem officieflen Ver- 
zeichniß find diesmal nur 622 Mitglieder anmwefend, darunter nur 180 Laien. 


Unter den veftirenden 442 Geiftlichen befinden fih nur 25 aus München, 
eine jehr geringe Ziffer gegenüber der durch dem vorjährigen Schematismus 
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feftgeftellten Zahl der dort wohnhaften 268 Geiftlichen. Am Feſtmahle be: 
theiligen fi nur 210 Mitglieder; während deffelben ericheint der päpftliche 
Nuntius und der Erzbifchot von München. Auf den Antrag des Ausſchuſ⸗ 
ſes wird bez. ver Schule und ihrer Stellung zur Kirche beichlofien : 
„Lie Gen.:Berfammlung erhebt 1) gegen das Staatzjchulmonopol erneuerten 
Proteft und empfiehlt die Erftrebung der Freiheit des Unterrichts für die 
Kirche und die firhlichen Gorporationen und die einzelnen Katholiken, fo: 
wohl auf dem Gebiete ber Hoch: und Mittelfchulen, ala der Volksſchulen 
aller Arten und Glafjen; empfiehlt 2) befähigten Katholiken, insbeſondere 
glänbig gefinnten Profefjoren, die Errichtung kleinerer oder größerer Privat: 
penfionate für Schulen humaniftischer oder technifcher Lehranftalten; erklärt 
v) die eonfefjionelle Volksſchule allein vermöge das Vertrauen der Katholi: 
fen zu befißen, weil fie allein Bürgfchaft gewähren kann, dab die Bildung 
und Erziehung der Kinder nicht eine Gefährdung des pofitiv kirchlichen 
Glaubens mit fich bringe und daß der Schulzwang nicht in einen unerträg: 
liden Geifteszwang ausarte; erklärt ferner 4) die Einführung confeffionell: 
gemischter Volksſchulen als verwerflich, weil die religids-fittliche Erziehung 
den gefammten Schulunterricht durchdringen foll und nicht im bloßen Reli: 
ionaunterricht aufgehen kann ; erhebt endlich 5) feierlichen Proteft dagegen, 
5 der Religionsunterricht an den Volksſchulen von Organen ertheilt werde, 
welche feine kirchliche Bevollmächtigung hiefür befigen, oder endlich ganz 
aus denjelben verdrängt werde.“ An Rejolutionen werden nachitehende 
mit Stimmeneinhelligfeit gefaßt: „1) Die Kirche ift kraft pofitiv göttlicher 
Vollmacht und Beitellung nicht bloß die Lehrerin der übernatürlich geoffen: 
barten Wahrheiten und deren Hüterin im pofitivsreligiöfen Volksunferricht, 
und im theologiichen Unterrichte, fie hat auch die natürliche Rechts: und 
Lebensordnung des Menjchen und der Menfchheit mit der Macht und Weihe 
ihrer Lehre zu ſchützen, zu durchdringen, zu beleben. 2) Unter allen natür: 
lien Rechten der Familie gibt es feines, das an fich heiliger, feines, das 
mit ihrem von Gott verorbneten Beruf enger verknüpft und darum unver: 
äußerlicher twäre, als das den Eltern zuftehende Recht der Erziehung und 
Unterwerfung der Kinder. Die Volksschule Hat der Familie ala Hülfs— 
anjtalt zu dienen, ift nicht weſentlich Staatsſchule; das Staatsſchulmonopol 
ift alfo ein Angriff auf die natürliche Rechts: und Lebenzorbnung. 3) In 
der übernatürlichen Heilsjphäre fteht der Kirche und im der Unterordnung 
zu ihr der chriftlichen Familie das Recht zu, die Jugend zu einer lebendi: 
‚ wirkfamen Theilnahme des Reiches Jeſu Ehrifti zu führen und in bef- 
m Geifte zu unterrichten und zu erziehen. Die Volksſchule hat ber Kirche 
und der chriftlichen ze. als Hülfsanftalt zu dienen, ift alfo auch aus 
diefem zweiten Grunde nicht weſentlich Staatsichule; das Staaisſchulmono— 
pol ift folglich auch ein Angriff auf bie übernatürliche chriftliche Lebens: 
ordnung ala ſolche. 4) Die Volksſchule ift deßhalb auch nicht eine bloße 
„national=patriotifche Culturanſtalt“; fie lediglich ala eine folche erklären 
und behandeln, heißt fie ihrer wahrhaft nationalen und echt patriotifchen 
Aufgabe entfremden und der Gorruption preisgeben. Das chriftliche Volt 
wird fich aber nie berufen fühlen, feine Kinder ala Verſuchsmaterial für 
derartige Erperimente auszuliefern. 5) Mag fie mächtig fein bie Partei, 
welche fich „freifinnig“ nennt, aber gleichzeitig ſpartaniſchen Geiſteszwang 
auf ihre Fahne ſchreibt; mächtiger noch — die Energie des katholiſchen Ge— 
wiſſens. Im Kampf um die Schule werden die katholiſchen Familienväter 
ſich ihrer Pflicht erinnern, mit allen erlaubten Mitteln, ſelbfi auf die Ge: 
fahr zeitlicher Nachteile hin, das Recht der Kirche, wie der driftlichen Fa⸗ 
milien anf die Kindererziehung gegen jeglichen An: und Eingriff treu und 

nachhaltig zu wahren.“ 

12* 
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15. September. (Preußen.) In der Unterfuchung betr. das 
Verſchwinden der wichtigjten Acten und Werthobjecte des bifchöflichen 
Stuhles Münjter werden der frühere Calkulator und der frühere 
Secretär des Generalvicariatö verhaftet und wird von dem Kreid- 
gerichte Münfter hinter den „vom Haufe flüchtig gewordenen“ frühern 
Generalvicar, Dr. Giefe, ein Stedbrief erlaflen, weil derfelbe der vor— 
ſätzlichen Beifeitefchaffung ihm als Beamten zugänglicher Urkunden 
fowie der Unterfchlagung in amtlicher Eigenjchaft empfangener Gel— 
der dringend verdächtig jei. 

17. September. (Bayern) Der König ernennt den Gtifte- 
decan Enzler in München zum Bifchof von Speyer und den P. Am— 
brofius Käs in Würzburg zum Bilchof von Würzburg. Beide find 
firchlich untadelhafte, aber entfchieden gemäßigte Männer. Die ul» 
tramontane Prefje äußert fich über beide Wahlen jehr unzufrieden. 

18. Septeinber. (Preußen) Der Gemeinde Marpingen 
(Reg.:Bez. Trier) wird durch Regierungs:Berfügung die Zahlung 
einer Summe von 5000 M für die durch die Ueberwachungs⸗Maß-— 
regeln u. ſ. w. bezüglich der Marienerjcheinungen erwachſenen Kojten 
auferlegt. Diefelbe Joll durch Zufchlag von 115 Procent zur direc- 
ten Steuer aufgebracht werben. 

— Sept. (Preußen) Der gefammte kath. Epifcopat Preu- 
Bens legt beim Minifterium gegen das am 1. Oct. in Kraft tre= 
tende Gejeß über die Auffichtsrechte des Staats bei ber Vermögens 
verwaltung kath. Diöcefen zu Gunſten der ſchwer beeinträchtigten 
Rechte der Kirche rechtliche VBertvahrung ein, jedoch mit dem Beifügen, 
daß die durch das Gejeh Betroffenen in ähnlicher Weife, wie ſolches 
dem Gejeße von 20. Juni 1875, betreffend die VBermögensvertval- 
tung in den fatholifchen Pfarrgemeinden, gegenüber im vorigen 
Sabre geſchehen ift, fich genöthigt jehen wilrden, zur Ausführung 
des Gejehes vom 7. Juni er. injofern mitzuwirken, als diejes zur 
Abwendung der durch das Geſetz für den Fall der Nenitenz ange: 
drohten jchweren Nachtheile nothiwendig erjcheint. 

19. September. (Deutſches Reich.) Der dem Bundesrath 
vorliegende Etat des Reichskanzleramts xc. für 1877 ftellt eine An— 
zahl ziemlich wichtiger Veränderungen in der Organifation diejes 
Amtes in Augficht, die in einer befonderen Denkſchrift näher moti- 
virt werden: 

Das Reichsjuftizamt, mit einem Staatäfecreiär (Präfident Friedberg) 


au der Spitze, und die Verwaltung der Neichälande, unter dem Unterftaats: 
jecretär Herzog, follen lediglich dem Neichötanzler untergeordnet jein. Der 


Das denifhe Bei und feine einzelnen Glieder. (Sept. 21-23.) 181 


übrig bleibende Gejchäftstreis des Reichskanzleramts zerfällt in zwei Ab: 
theilungen : die Gentralabtheilung und die fyinanzabtheilung. An der 
Spitze der letzteren foll ein Director (geh. Rath Michaelis) ftehen, der in: 
deffen nicht dem Präfidenten de3 Reichskanzleramts, Staatsminifter Hof: 
mann, Direct, fondern zunächit dem Interftantsiecretär des Reichskanzler⸗ 
ats, Hrn. Ed, untergeordnet ift. Mit anderen Worten: Hr. Ed, welcher 
augleich als Director der Gentralabtheilung fungiert, vertritt bezüglich diejer 
und der Tyinanzabtheilung den Präfidenten des Reichskanzleramis; er ift 
Bicepräfident des Reichskanzleramts und zugleich Director ber fyinanz: 
abtheilung. 

21.— 24. September. (Deutfches Reich.). Der Kaiſer be— 
ſucht auf die Einladung des Königs von Württemberg Stuttgart, 
wo er aufs glänzendfte und herzlichſte empfangen wird. 

Gelegentlich der Vorftellung der Ritterfchaft zc. äußert fich der Kaiſer 
md (wohl mit Beziehung auf bie Miffion Manteuffeld nad) 

rſchau) über die Seien. Lage ber orientaliichen Frage: Er fei 
erfreut, fich der Hoffnung Hingeben zu können, daß nun der Friede rer 
ter erjcheine. Die Löfung der Aufgabe jei freilich feine leichte geweſen. 
Man möge nur bedenken, wie ſchwer e3 Kaifer Alexander gemacht worben 
ei, Diefen neuen Beweis feiner FFriedensliebe zu geben. Jebt ſcheine aber 
die Grundlage für die Politit der großen Mächte gefunden, welche hoffent: 
lich zu einem gedeihlichen Ziele führen werde. 

21. Eeptember. (Baden.) Der Minifterpräfident Jolly und 
der bisherige Minifter des Ausw. v. Freydorff werben entlaflen. 
Der Handelaminifter Turban wird zum Minifterpräfidenten, Stöffer 
zum Minifter des Innern und Grimm zum Minifter des großh. 
Haufes und der AYuftiz ernannt. Die Entlaffung Jolly's jcheint 
ihre Begründung in wefentlich perjfönlichen Motiven zu finden. 
Sowohl der neue Minifterpräfident, als auch jpäter der Großherzog 
felbft nehmen Gelegenheit zu erklären, daß in der politifchen Hal— 
tung Badens im Innern und nach Außen eine Veränderung nicht 
eintreten Tolle. 

23. September. (Deutfches Reich.) Der Congreß der Alt: 
fatholifen in Breslau bejchließt, in der Cölibatäfrage "durch eine 
amtliche Anfrage der Synode bei den Regierungen eine Erklärung 
darüber herbeizuführen, ob ftaatlicherfeit3 ein Hinderniß gegen die 
Aufhebung des Zmwangscölibatgejeges vorhanden jei, ferner von je— 
dem altkatholifchen Geistlichen ein Votum über die Aufhebung des 
Gölibatzivanges einzufordern, endlich bei den einzelnen Gemeinden 
Beichlußfaffung hierüber zu veranlaffen. 

23. September. (Breußen.) Der abaejegte Erzb. von Pojen, 
Ledochowski, richtet von Rom aus ein Schreiben an das preußifche 
Staatsminifterium, worin ex fich der rechtlichen Verwahrung an— 
Ihließt, welche der preuß. Epifcopat wegen des Gefees v. 7. Juni 
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diefes Jahres über die Auffichtsrechte des Staates bei der Vermögens 
verwaltung in den katholiſchen Diöcefen an das Minifterium ge= 
richtet hat. 

In dem Schriftftüd findet fi am Schluß folgender Paffus: „Ob: 
leich ich wenig Hoffnung habe, daß das Staatäminifterium der Borftellung 
* Biſchöfe ein geneigtes Ohr leihen und ihre berechtigten Wünſche erfül—⸗ 
len wird, fo bin ich doch gezwungen, diefen Proteft und meine Verwahrung 
an das hohe Minifterium zu richten, weil dies die Pflicht meines bijchöf- 
lichen Amtes erfordert, jo twie auch dekhalb, weil ich weih, daß es eine Ge— 
walt gibt, die höher ift als die menschliche Gewalt, welche jederzeit ben 
Proteften der Kirche die Weihe einer unüberwindlichen Kraft exrtheilt.“ 

24. September. (Bayern) In Neuftadt a. d. H. findet 
eine zahlreiche Berfanmlung (13 bis 1400) freifinniger Proteftanten 
der Pfalz jtatt, welche 

eine Dankadreſſe an ben König für die Beftätigung ber Befchlüfie 
der letzten pfälziichen Generaliynode (directe Wahl der Presbyterien durch 
die Gemeinden, vollftändige Erneuerung berjelben alle 6 Jahre, Wahl von 
Synodalausſchüſſen, Berüdfihtigung dev Gemeinden bei Bejekung erledigter 
Pfarrftellen) unter nahdrüdlicher Betonung der Union von 1818 beichließt, 
hierauf einftimmig einen Aufruf an die Proteftanten der Pfalz zu eifriger 
u an den bevorjiehenden Presbyterwahlen im Sinne der prot. Prins 
cipien und der Unionsurfunde, endlich wieder einftimmig eine Refolution 
bejchließt, durch welche der Wunsch ausgeiprochen wird, es möge bald eine 
Generalverfammlung des pfälzifchen Proteftantenvereind berufen werden, um 
benjelben ala rein Tirchlichen Verein dergeftalt zu reorganifiren, daß in allen 
Gemeinden fich Localvereine bilden und dieſe in Zweigvereinen und einem 
Hauptverein zu einem Ganzen fich zufammenjchließen können. 

25. September. (Deutjches Reich.) Der Kaifer wohnt dem 
Gavalleriemandver bei Weiſſenburg im Elfaß bei, wo er von ber 
elſäſſiſchen, namentlich der ländlichen Bevölkerung fehr freundlich 
aufgenommen wird. 

25. September. In Bremen tritt die „Geſellſchaft für inter- 
nationales Recht” zufammen und wählt Terriß (London) zu ihrem 
Präfidenten, Jaques (Wien), Borchardt (Berlin), Staatsrath Krie— 
ger (Kopenhagen) und Gonful Meier (Bremen) zu ihren Vice 
präfidenten. 

Die Berfammlung debattirt die Fragen eines internationalen Mech: 
ir a de3 internationalen Münzweſens, der internat. Patentgefeßgebung, 
der jog. havarie grosse, der Seeverficherungsgefege, der Beziehungen der 
chriſtlichen und nichtchriftlichen Völker zu einander, das Seerecht x. 

25. September. (Preußen) Das Oberverwaltungsgericht 
Ichließt fich in einer Entjcheidung der vom Minifter des Innern 
Graf Eulenburg gelegentlich des Gefehes über die Gejchäftsfprache 
der Behörden im Landtage befämpften Auffaffung an: 


daß in den Gebieten mit polnifcher oder gemifchter Bevölkerung ber 
Gebrauch der polnifchen Sprache in Volksverſammlungen nicht unterfagt 


Das deuiſche Reich und feine einzelnen Glieder. (Sept. 26.) 183 


werden fönne, weil der die Berfammlung überwachende Beamte der poli: 
ſchen Sprache nicht fundig fei. E3 fei Sache der Re —— die Ueber— 
wachung Beamten zu übertragen, welche mit ber bolnifiien pradhe Hin: 
länglid) vertraut ſeien. Die Entſcheidung ift namentlih mit Rüdficht auf 
die bevorftehende Wahlagitation von Bedeutung und zeigt zugleich Die völ— 
lige Unabhängigkeit des Oberverwaltungsgericht3 von der Regierung. 

26. September. (Preußen.) In einer Berfammlung libe— 
raler Urmwähler ſpricht ſich E. Richter, anerfannt eine maßgebende 
Perſönlichkeit der Yortichrittspartei, über die Stellung der Parteien 
gegenüber den bevorftehenden Wahlen zum Reichstag und zum preuß. 
Abg.Haus alfo aus: 

„Ich bin nicht der Meinung, ala ob Fürſt Biamard das ganze Programm 

der Gonfervativen oder Sreicouletvativen vollftändig theile. Die —— 
thun freilich jo, ala ob es der Fall wäre. Es kommt dem Fürſten, wenn 
ih ihm recht verſtehe, zunächſt darauf an, daß die liberale Partei geſchwächt, 
die confervative Partei ftärfer werde. Beide Parteien jollen ſich gegenjeiti 
die Wagſchale Halten können, damit das Zünglein ihm felbft in die Han 
lomme. Neutralifiren ir die —— ſo iſt ein beſtimmender Einfluß des 
Reichstages auf ihn nicht mehr vorhanden, vielmehr hat er alsdann ben 
Reichstag in der Hand. Pofitiv könnte dafjelbe Ziel erreicht werben für 
ihn duch Bildung einer ihm abfolut — und zugleich den Ausſchlag 
gebenden Mittelpartei. Verſuche nach dieſer Richtung Hin find gemacht, 
aber fehlgefchlagen. Man hat dann weiter verfucht, die nationalliberale 
Partei durch Verdächtigung des Abg. Lasker zu fprengen ; man bat, nad): 
dem dies fehlgeichlagen war, die Fyortichrittöpartei zu vernichten gejucht, um 
die Nationmalliberalen durch Vernichtung ihres Rückhalts ei ber linlen 
Eeite aus der ausſchlaggebenden Mitte zu verbrängen. Die beiden liberalen 
Parteien haben dieje Gefahr erfannt und deßhalb in vieler Beziehung ba: 
egen zufammengeftanden, fie find zufammengetreten. Wir find eingetreten 
fie nationalliberale Abgeordnete gegen Berbächtigungen ihrer Perfon. Wir 
Haben gemeinjam die neue Strafnovelle abgelehnt, wir haben mit vereinter 
Kraft die verlangten neuen Steuern zurüdgewielen, wir find auch unter 
dem Eindruck der ganzen politifchen Stimmung Hand in Hand gegangen 
bei den legten Stadien ber * e ber Städteordnung: dieſe Einigkeit ber 
beiden Liberalen Parteien beherricht im Großen und Ganzen bie Wahlbeive: 
gung. Wir, die Fortſchrittspartei, wollen nach wie vor eine jelbftftändige 
Partei bleiben, aber wir find una anbererfeit3 unferer Berwandtichaft mit 
der nationalliberalen Partei bewußt, die nationalliberale Partei ihrerfeits 
erinnert fich auch, daß fie aus der FFortichrittäpartei ala der älteren Partei 
hervorgegangen if. Man hat fogar von der Bereinigung der beiden Par: 
teien geiprochen, aber abgejehen von anderen Gründen dagegen haben wir 
andererjeit3 die Erfahrung gemacht, daß e3 fi in zwei Golonnen befier 
marfchirt. ala in einer einzigen. Man fann uns, der Fyortjcheittäpartei, 
bon nationalliberaler Seite nicht verübeln, wenn wir innerhalb der ge: 
lammten liberalen Partei ala der numerifch ſchwächere Theil ganz beſonders 
darauf bedacht find, unfere relative Stärke möglichft zu erhalten. Wir find 
auch der Meinung, dab, wenn, wie zur Zeit, Alles nach recht? zu drängen 
ſucht, dann eher Urfache vorhanden iſt, vom Standpunkt ber ganzen libera: 
len Partei den Rüdhalt nach links zu ftärken.“ 


26. September. (Deutfches Reich.) Auf dem volfawirth- 
lichen Gongreß in Bremen gelingt es den Schußzöllnern, obgleich 


184 Bas deutfhe Reich und feine einzelnen Glieder. (Sept. 27.— Oct. 4.) 


fie fich wiederum zahlreich eingefunden Haben, nicht wie voriges 
Jahr, die fachmännifchen Mitglieder des Vereins zu überrumpelu 
und zu überftiimmen. Sie erleiden vielmehr mit ihrem Antrage 
für Aufrechthaltung der Eifenzölle troß aller Anftrengungen eine 
Niederlage mit 105 gegen 136 Stimmen, worauf fie an den wei— 
teren Verhandlungen des Congreſſes feinen Antheil mehr nehmen. 


27. September. (Preußen) Provinziallandtag von Hans 
nover: nimmt einen von den Vertretern aller drei Gurien: Knyp— 
haufen, Fromme und Bennigfen gejtellten Antrag, die Regierung 
um geeignete Schritte zur Aufhebung der Bejchlagnahme des Ber- 
mögens de3 Ex-Königs Georg zu erfuchen, nach einer Motivirung 
derfelben durch Bennigſen ohne Discuffion einftimmig an. 

Bennigfen: „... Ich finde ed natürlich, daß die Bevölkerung 
biejes Landes — wenn auch nicht vergefjen wird, was früher geichehen ift 
— fi mehr und mehr erinnert der Mohlthaten, welche die Tynaftie, bie 
mehr als ein halbes Jahrtaufend Hier regierte, in großartigem Maßſtabe 
geleiftet hat; das menschliche Gefühl erinnert fich der Dynaftie und ihres 
tragischen Schickſals, da fie den Thron verloren hat; es tritt von jelbit ftarf 
heraus in allen Kreifen eines Landes, das fo lange eng mit biefem Haufe 
verfnüpft war. Und da fage ich: es ift der Zeitpunkt gekommen, bie Zus 
fände find jetzt feit genug geworden, wo Regierung und Landtag zu der 
Auffaffung kommen müffen, daß man die Dinge, welche nicht nothivendig 
zufammenhängen mit der politifchen Umgeftaltung und nicht mehr jchädigend 
einwirken können, in jchonender Weile regele.. Die Fortdauer der Beichlag: 
nahme des Vermögens des Königs Georg V. ſcheint unter ſolchen Umftän: 
den unberechtigt zu ſein. . .. Wenn in Folge des einmüihigen Beichluffes 
dieſes Haujes die Beichlagnahme wieder aufgehoben wird, dann wird nad) 
meiner Meberzeugung ein ganz bedeutender Act zur Beruhigung ber Provinz 
Hannover geichehen ; die Art und Weiſe, wie diefer Antrag eingebracht wirb, 
wie fich alle politifchen Parteien in demjelben vereinen, Beiweitt ſchon, wel⸗ 
chen Werth man darauf lege, daß nunmehr ſolche Ausgleichung und ſolche 
Beruhigung eintrete. Wenn irgend etwas — neben der Wiedererrichtun 
des Deutſchen Reiches — dazu führen fann, die Zuſtände, wie fie ſeit 18 
geichaffen find, auch in der Provinz Hannover zur Ausgleihung und zur 
Beruhigung zu führen, jo ift es die Aufhebung jener Mahregel.* 


27.—28. September” (Deutſches Reich.) Der Kaifer kommt 
auf der Rückkehr von Weißenburg noch einmal nach Stuttgart, um 
dem ſchwäbiſchen Volksfeſt in Gannftatt beizumohnen. 

2. October. (Bayern.) Eine von der ultramontanen Par: 
tei gegen die weitere Ausdehnung der Simultanjchulen in München 
verfuchte Agitation mißlingt gänzlich. 

4. October. (Preußen.) Die Behörden werben von der Re— 
gierung neuerdings angewieſen, gegen folche Zeitungen, welche Er: 
lafje der abgeſetzten Biſchöfe veröffentlichen, den Antrag auf Berfol« 
gung wegen Hülfeleiftung zur Begehung eines Vergehens zu ftellen. 
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5. October. (Deutſches Reich.) Der frühere Botjchafter 

in Paris, Graf Harry dv. Arnim, wird in Folge feiner Schrift pro 
nihilo, zu ber er jebt auch einen zweiten Theil veröffentlicht hat, 
vom Berliner Kammergericht wegen Landesverraths, Beleidigung des 
Kaiſers und des Fürſten Bismard zu fünf Jahren Zuchthaus ver: 
urtheilt. 
10. October. (Deutjches Reid.) Da die Agitation der 
Schußzöllner für Aufrechterhaltung der Eifenzölle, die nach den Be— 
Ichlüffen des Reichstages mit dem Jahre 1877 in Fortfall kommen 
follen, immer lebhafter und nachdrüdlicher wird, fo organifiren die 
Greihändler nunmehr auch ihrerjeit3 eine Agitation für Aufrecht- 
haltung der Maßregel. 

10. October. (Breußen.) Die an diefem Tage herausgegebene 
Nummer des Amtsblattes der kgl. Regierung in Poſen erfcheint aus— 
Schließlich in deutjcher Sprache, während bisher dem beutjchen Text 
die polnische Ueberſetzung beigefügt war. Dieſe Aenderung ift eine 
Folge des mit dem 1. d. Mts. in Kraft getretenen Geſetzes über bie 
Geſchäftsſprache der Behörden ıc. 

12. October. (Bayern) Das Echwurgericht Würzburg ver- 
urtbeilt den ultramontanen Landtagsabgeordneten Rittler wegen Ab» 
druds eines Artikel der „Germania,“ ber in Berlin freigefprochen 
worden ift, zu 6 Monaten Feſtungshaft. 


14. October. (Preußen.) Eine fal. Gabinet3ordre ſpricht die 
Aufldfung des Abg.-Haufes aus und ordnet die Neuwahl der Wahl: 
männer auf den 20., die Wahl der Abgeordneten auf den 27. Octo« 
ber an. 


15. Sctober. (Bayern.) Die Neuwahlen der protejtantijchen 
Presbpterien in der Pfalz (aus denen die Didcefanfynode hervoraeht, 
aus diefen aber die Generalfynode) fallen überwiegend liberal aus, 
jo daß die Majorität der Generalfynode liberal jein wird. 


— Dctober. (Bayern) In einer Brofchüre: „Wo ftehen 
wir?” macht der ultram. Abg. Rittler folgendes Geftändniß: 


„Das katholiſche Vereinsweſen hat heute ſchon an Zugkraft ver: 
[oren, während bie liberalen Bereine unter allen möglichen Namen und 
Firmen wie Pilze aus der Erde hervorſchießen.“ Als Grund hiefür gibt er 
an, daß die ewigen Miherfolge unter ber fatholifchen Bevölkerung entmuthi: 
gend wirken, daß vom Glerus fi ein großer Theil don der ultramontanen 
Bewegung faft gänzlich ferne halte, und auch die Männer aus der Laien: 
welt, ſoweit es fi um „wirkliche Kräfte” Handelt, in Bayern verhältniß— 
mäßig nur fpärlich vertreten feien. „Jedenfalls bedarf es einer gewaltigen, 
außerordentlichen Anregung, wenn bie katholifche (ultramontane) Bewegung 


186 Das denifhe Reich und feine einzelnen Glieder. (Oct. 19—21.) 


und fpeciell das Fatholifchen Vereinsweſen nicht nad) und nad, wie man 
zu jagen pflegt, im Sande verlaufen joll.“ 
19. October. (Preußen.) Der Bifchof von Limburg wird vom 
DOberpräfidenten zu freiwilliger Niederlegung feines Amtes aufgefordert. 
— Schober. (Preußen.) Der Finanzminifter erftattet an 
den König einen Bericht über den Gang und die Ergebnifle der 


preußifchen Finanzverwaltung in den 3 Leßtverfloffenen Jahren. 

Die in diefem Bericht enthaltene Gefammtüberficht über die Entwick= 
lung ber Finanzlage in ben ſechs Jahren von 1870 bis 1875 läßt erkennen, 
wie die Staatsſchuld fi) vom Schluffe des Yahres 1869 bis zum Scluffe 
bes Jahres 1875 von 1,334,333,243 Markt auf 919,409,505 Marf, db. ı. 
um 414,923,738 Mark oder um 31,10 Procent vermindert hat, wie die von 
Preußen an das Reich zu entrichtenden —— — in dieſem Zeit— 
raum, nach einer Steigerung im Jahre 1871, von da ab ſtetig, nahezu um 
die Hälfte ihres damaligen Betrages, heruntergegangen ſind, wie die wich— 
tigſten Einnahmequellen des Staates in den * des höchſten wirthſchaft⸗— 
lichen Aufſchwunges ganz außerordentlich hohe Erträge geliefert haben, wie 
dieſe Erträge dann zwar wieder zurückgegangen find, aber doch am Schlufie 
biefer Periode bei einzelnen Einnahmezweigen immer nod) höher find, als 
fie am Anfang derfelben waren, wie endlich die dadurch gewonnenen reichen 
finanziellen Mittel verwendet worden find, um neben mannigfadhen unb 
durchgreifenden Erleichterungen der Steuerlaft des Landes (Ermäßigung ber 
Glaffenfteuer, Ermähigung der Gewerbefteuer für einzelne Glaffen von Ge: 
werbetreibenden, Aufhebung der Schlacht: und Mahlſteuer unter Einführung 
ber Glaffenfteuer in die bı3 dahin fchlacht: und mahlfteuerpflichtigen Orte, 
Aufhebung des Zeitungs: und Kalenderftempels, Ermäßigung anderer Stem:» 
pelabgaben, fowie ber Erbichaftäfteuer, Aufhebung des Chauffeegeldes auf ben 
Staatöftragen) bie Ausgabefonds im Ordinarium bed Etat3 in immer fort» 
Ichreitendem Maße reicher zu botiren und zu einmaligen und außerordent- 
lihen Ausgaben große Summen zur Biere Mm ftellen, und dadurch, ſo—⸗ 
weit es an der Bereitftellung der finanziellen Mittel liegt, die Berbefjerung 
ber Einrichtungen bes Staated und die Hebung der Wohlfahrt de3 Landes 
in umfafjendfter Weife zu fördern. 


21. October. (Preußen.) Das Kreisgeriht Münfter erläßt 
gegen den abgefekten Bifchof Brinkmann, feinen Generalvicar Giefe, 
deren gegenwärtiger Aufenthalt unbekannt ift, und mehrere andere 
bifchöfliche Beamtete eine Edictalladung auf den 7. December. 


Die Anklage beſchuldigt den Biſchof und den Generalvicar: in ihrer 
früheren Eigenichaft ald Beamte gemeinichaftlich fremde, d. H. kirchliche, in 
amtlicher Eigenjchaft empfangene Gelder unterfchlagen (db. h. der ftaatlichen 
Beſchlagnahme entzogen) zu haben, nämlich 40,000 Thaler Bisthumscapita= 
lien, 3000 Thaler Gelder der Didcefan:fFeuerverficherungscaffe, 60,000 Marf 
Grundichuldbriefe des Collegium Ludgerianum. Der Generalvicar ift außer: 
dem angeklagt, zahlreiche, nee amtlich anvertraut gewelene Acten vorjäßlich 
bei Seite — t (d. h. der Staatsverwaltung entzogen) zu haben, nämlich 
die Acten des Bisthumsvermögens, der fünf großen Didrelan:Interrichts: 
anftalten, die Acten mehrerer Hundert Pfarrftellen. Endlich ift der General: 
vicar laut „Amtsblatt“ auch der Unterichlagung reſp. Beijeiteichaffung ber 
Acten und Wertpapiere ber Gtiftung Ferdinand (190,000 Thaler) und 
Dreier anderer Stifungen angellagt, mithin derjenigen Gegenftände, welche 
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im Mai d. %. in feiner Wohnung und bei zwei anderen Geiftlihen befchlag: 
nahmt wurben. 


25. October. (Heſſen.) II. Kanımer: genehmigt einen An— 
trag des Abg. v. Rabenau, der dahin geht, die Eifenbahnpolitif des 
Reichskanzlers, insbefondere die Erwerbung der preußifchen Bahnen 
durch das Reich zu unterftüßen, mit 32 gegen 8 Stimmen nach dem 
Antrage des Ausſchuſſes, welcher Tautet: 


„1) ben Erwerb ber preußischen Bahnen durch das Reich bei Vorlage 
biefer Propofition im Bundesrath zu unierflüken; 2) ben Erwerb beutjcher 
Bahnen, ſoweit fich die eg ringe hierzu entichließen wird, bei jeder 
— Gelegenheit nach Kräften zu fördern, und 3) für den Fall bes 

werb3 der preußiichen Bahnen und bei paffender Zeit mit dem Reich wegen 
Abtretung Jämmtlicher heifiichen Staalsbahnen und damit zufammenhängender 
Rechte in eg | zu treten.” In der lebten Pofition liegt die eigent: 
lie Bedeutung der Sache für Heſſen. Minifterpräfident dv. Stark 
erklärt, daß die Regierung ſelbſtredend Alles thun werde, was zur Durch: 
führung ber Reichsverfafſung erforderlich, daß fie aber, da noch feine Vorlage 
an ben Bunbesrath erfolgt Hei auch feine Beranlaffung gehabt, Stellung zu 
der Trage zu nehmen. Man könne von ber Regierung voraugfehen, daß bei 
ihr eine folche Vorlage gewiß auf feine unberechtigten particulariftifchen Be: 
rebungen ftoßen werde, allein ba bie Frage nur Geldfrage und zwar im 
eminenteften Sinne jei und jeder Private ſich hüte, jeine Bereitwilligfeit, 
fein Eigenthum abzutreten, auszudrüden, ohne den Preis zu kennen, die Regie: 
rung auch wiſſen müſſe, wie die Organifation der Verwaltung der Reiche: 
bahnen fich geitalten jolle, und dba ſchwere Bedenlen gegen das ganze Project 
überhaupt — worden, ſo würde die Regierung leichtſinnig gehandelt haben, 
wenn fie jetzt ſchon einen Entſchluß gefaßt. Er betrachte daher die Ausſchuß— 
anträge nur als eine allgemeine Erklärung, daß man dem Projecte zugeneigt 
jei, gingen biefelben indeß weiter, jo könne die Regierung dieſe Situation 
nicht annehmen. dv. Rabenau acceptirt biefe Erklärung, gibt zu, daß bie 
preußiiche Eifenbagnverwaltung in erjchredender Weiſe gelänbigt, hofft aber 
bon bem Reiche, welches auch die Privatbahnen erwerben müfle, Abhilfe, 
und weist auf bie günftigen Refultate der Konzentration des Eiſenbahnweſens 
in England hin. 

26. October. (Deutjches Reich.) Der deutiche Botſchafter 
in Wien, General v. Schtweinik, wird vom Kaifer nad) Livadia, dem 
gegenwärtigen Aufenthaltsorte des ruffiichen Kaifers, gejchidt. Der 
englifche Botſchafter in St. Peteröburg, Lord Loftus Hat fich fchon 
früher dahin begeben. Rußland ift offenbar im Begriff, gegenüber 
der Türkei eine andere, geradezu drohende Stellung einzunehmen 
und die orientalifche Frage in das Stadium einer acuten Kriſis hin- 
überzuleiten. 

27. October. (Preußen.) Allgemeine Neuwahlen zum Land— 
tag. Die nationalliberale und die Fortichrittspartei erringen neuer= 
dings die Majorität des Abg.-Haufes, die ultramontane Partei macht 
feine Fortſchritte, die neue deutfcheconfervative Partei dagegen erleidet 
eine vollftändige Niederlage, infofern fich die bisherige conſervative 
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Fraction des Abg.-Haufes nur um 4 Etimmen vermehrt; die nativ» 
nalliberale Partei zählt 7—8 Mitglieder mehr ala bisher, die Fort— 
Ichrittöpartei bleibt fich gleich. Im Ganzen iſt die Veränderung in 
der Stärke der verjchiedenen Parteien eine auffallend unbedeutende 
und ſcheint eine bedeutjame Feſtigkeit der Wähler in ihren politifchen 
Anſchauungen anzuzeigen. 

27. October. (Preußen) Der Pfarrer von Marpingen 
(Trier) wird in folge der dortigen angeblichen Wundererfcheinungen 
gefänglich in Saarbrüden eingebracht. Wie behauptet wird, ſoll 
derjelbe wegen Betrugs vor Gericht geftellt werden. 

27. October. (Bayern) Eine Verſammlung freifinniger 
Proteftanten in Nürnberg bejchließt folgende Refolutionen: 

„Die heute hier verſammelten Mitglieder der proteftantijchen Kirche 
erflären: 1) daß fie eine Reorganifation unferer oberftien Kirchen— 
behörden und zugleich unferer Synodalverfajjung als dringend 
nothwendig erachten und zwar zum Ziwede der Erweiterung ber Be: 
fugnijje der Gemeindevertretung gegenüber dem Kirchenregi— 
ment; 2) dab fie daran fejthalten, dab im Intereſſe der proteftantijchen 
Kirche das Recht ber freien Forſchung Geiftlichen wie Laien unverfürzt er: 
halten bleibe. 3) Wir legen Verwahrung dagegen ein, daß die Synoden 
dazu benüßt werden, um über Aeußerungen von Abgeordneten zu Gericht 
u fißen. Auf dem Boden der proteftantifchen Kirche ftehend, weiſen wir 
Fol e Auswüchſe einer auf Priefterherrichaft hinzielenden Agitation auf bas 
Entichiedenfte zurück.“ — Zugleich wird die Vegründung eines „Vereines 
für Reform don Lehre und Verfaffung der proteftantiichen Kirche auf Grund 
der reformatorifchen Principien“ beſchloſſen und werden zahlreiche Beitritts: 
erflärungen angenommen. 


28. October. (Elfaß-Lothringen.) Das „Eläßer Jour— 
nal“, das Organ der ſog. Eljähifchen Autonomijtenpartei, Jagt nach 
vielem unflarem Hin- und Herreden endlich rund heraus, wie es 
fih die Autonomie des Reichslandes vorftellt; nämlich jo: 


„Der Kaifer würde einen zu Straßburg refidirenden Statthalter unter 
irgend einem Titel ernennen, ber feine Minijter wählen und die eljak:loth: 
ringiſche Deputirtenfammer einberufen würde. Im Neichdtage ließe ſich 
diefer Statthalter, abgejehen von den Deputirten, durch Specialcommifjäre 
vertreten, welche in dieſer Verfammlung im Namen der Regierung von El: 
a dad Wort führen würden, um deren Anträge zu befürworten. 
Auch im Bundesrathe wäre dieſer Particularftaat vertreten und jedenfalls 
wäre ein Ernennungsmodus für unfere Delegirten zu dieſer Behörde auf: 
zufinden, welcher unſerer verfafjungsrechtlichen Lage entiprechen würde.“ 
Inzwiſchen find die fog. Autonomiften über ihre Tendenzen noch vielfad 
ſehr im Unklaren. Das „Elf. Journal” meint nämlich, e3 follten fich alle 
alten franzdichen Parteien, nämlich die Orleaniften, Legitimiften, Bonapar: 
tiiten und Nepublilaner, um das Panner der Selbitändigfeit des Landes 
Ichaaren; denn dieſe gemeinfame Thätigfeit jchade der Treue der Einzelnen 
gegen ihre „alten republifanifchen, orleaniftifchen und andern Grundjähe gar 
nichts,” ala ob e3 nur eine Frage ber Zeit wäre, bis wieder irgend einer 
der franzöfchen Thronbewerber die Herrſchaft über Elſaß-Lothringen antritt! 
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Der „Ind. alfacien“ meint gar, „der Geift und die Meberlieferungen der 
franzöfiichen Revolution von 1793 müfjen durchdringen. 


30. October. (Deutiches Reich.) Eröffnung des Reichs— 
tags. Der Kaiſer fann wegen leichter Erkältung gegen feinen Wunſch 
die Thronrede nicht ſelbſt verlefen. Der Reichskanzler weilt vorerft 
noch in Barzin. Die Thronrede lautet: 


„Die Angelegenheiten, welche in ber beginnenden Seffion der Erledig— 
ung harren, find nicht zahlreich; aber an Michtigkeit werden Ihre bevor: 
ftehenden Verhandlungen hinter den Verhandlungen früherer Seffionen nicht 
zurüdbleiben. Hauptſächlich wird Ihre Thätigkeit durch die Berathung ber 
Geſetzentwürfe über die Beriätänerlatfune, das Verfahren in 
bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten und in Strafiaden, ſowie 
des Entwurf3 einer ee in Anjprucd genommen 
fein. Mit gerechtfertigter Spannung fieht die Nation der Enticheidung ber 
Frage entgegen: ob e3 gelingen wird, dieſes für die einheitliche Rechtsent: 
wicklung Deutichlands jo bedeutiame Geſetzgebungswerk, an welchem jeit 
einer Reihe von Fahren jchon gearbeitet wird, vor dem Ablauf der gegen: 
wärtigen Legislaturperiode zu Stande zu bringen. Die Schwierigkeiten, 
welche fich einem jolchen Gelingen in den Weg ftellen, find nicht gering. In 
zahlreichen und zum Theil jehr wichtigen Punkten weichen die Anträge der 
von Ihnen — Commiſſion, insbeſondere zu dem Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz und zu der Strafproceßordnung, von den Beſchlüſſen der verbündeten 
Regierungen weſentlich ab. Wenn die verbündeten Regierungen gleichwohl 
an der NMeberzeugung feſthalten, daß eine glückliche Löſung ber großen oe 
gabe, welche der beginnenden Seſſion hinfichtlich der Juſtizgeſetze geftellt ift, 
möglich jei, jo gefchieht e3 im dem Vertrauen, J Sie, geehrte Herren, bei 
Berathung jener Entwürfe das Intereſſe einer ſichern und unbehinderten, 
das allgemeine Wohl wirkſam ſchützenden Ausübung der Rechtspflege im 
Auge behalten werden. Die verbündeten Regierungen dürfen hoffen, daß 
der Reichdtag dem, was in der foeben bezeichneten Richtung für unerläßlich 
erfannt werden muß, feine Zuftimmung nicht wird verfagen wollen. — Die 
ın der vorigen Seffion beichlofjene Berlegung des Etatsjahres für ben 
Reichshaushalt macht die Feſtſtellung eines bejonderen Etat3 für die Zeit 
vom 1. Yanuar bis 51. März 1877 nöthig. Dieſer Etat, bei welchem ber 
de3 laufenden Jahres im Wefentlichen zum Anhalt gedient hat, wird Ihnen 
vorgelegt werden. -— Bellagenswerthe Unfälle, von welchen deutſche Schiffe 
in neuerer Zeit häufiger betroffen worden find, haben das Bedürfniß einer 
gefeglichen Regelung des bei Unterfuhung von Seeunfällen zu beobad): 
tenden Verfahren? wachgerufen. Ein hierauf bezüglicher Gefekentwurf wird 
Ihnen zugehen. -- Die augwärtigen Beziehungen Deutichlands ent- 
Iprechen, ungeachtet der augenbliclichen Schwierigkeiten der Lage, dem frieb: 
fertigen Character der Politit Sr. Majeftät des Kaiſers. Das angelegent» 
liche Beſtreben Sr. Majeftät ift unabänderlich darauf gerichtet, gute Be: 
ziehungen mit allen Mächten und insbeſondere mit ben Deutſch— 
land nachbarlich und geſchichthich näher ftehenden zu pflegen, 
und auch unter ihnen ben Frieden, fofern er bedroht werden follte, durch 
freundfchaftliche Bermittelung zu erhalten. Was aber die SH auch 
bringen möge: Deutſchland darf ſicher fein, da das Blut ſeiner Söhne nur 
zum Schuße jeiner eigenen Ehre und feiner eigenen Intereſſen eingeſetzt werben 
wird. — Der Drud, welcher auf Handel und Verkehr nicht bloß in 
Deutichland, fondern auch im dem meiften anderen Ländern ſchon feit ge 
raumer Zeit laftet, ift Gegenftand der unausgefeßten Aufmerkſamkeit der ver: 
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bünbeten Regierungen. Eine unmittelbare und bdurchgreifende Abhülfe Tiegt, 
bei der Allgemeinheit der obwaltenden Webelftände und nach der Natur Der- 
jelben, nicht in der Macht eines einzelnen Landes, wie lebhaft immer Der 
gute Wille und die Vethätigung desjelben bei denen jein mag, die an feiner 
Spike ftehen. Wohl aber wird e3 als die Aufgabe der deutſchen Haubels- 
politit zu betrachten fein, von der heimiſchen Inbduftrie Benadtheiligungen 
abzumenden, welche ihr durch die Zoll: und Steuer-Einrichtungen anderer 
Staaten bereitet werden. Auf diejes Ziel wird die faiferliche Negierzzrrg 
namentlich bei den bevorftehenden Unterhandlungen über die Erneuerung Der 
——— hinzuwirlen bemüht ſein. — Während der vergangennen 

onate find Sr. Majeftät auf Allerhöchſtderen Reifen im verſchiedenen Thei=- 
len des Reichs mannigfache Beweiſe der wärmften Sympathien von Seiter 
ber Bevölkerung entgegengebracht worden. Bon Sr. Majeftät bin id beforz= 
der3 beauftragt, an diejer Stelle Allerhöchitderen Dank und innige Beirie- 
digung darüber auszufprechen. Se. Majeftät haben aus ſolchen Kundgeburz= 
gen auf’3 neue bie freudige Gewißheit geichöpft, dab die durch das Reich 
begründete Einheit Teutjchlands in dem Herzen ber Nation tiefe Wurzelrz 
geichlagen hat. Daß bad Weich feiner verfafjungsmäßigen Aufgabe, das 
Recht zu ſchützen und die Wohlfahrt des deutichen Volks zu pflegen, ſich 
immer mehr gewachſen zeige, dab es ſich immer mehr ala feites Bollwerk 
des Friedens nach außen und im Innern erweiſe, dazu werden, jo Gott 
will, auch die Verhandlungen der bevorftehenden Seffion des Reichstags das 
ihrige beitragen.“ 

31. October. (Deutſches Reich.) Bundesrath: bejchließt be— 
züglich der Yuftizreformvorlagen zu den Beichlüffen der Juſtizcom— 
miſſion des Reichstags 27 Abänderungs- rejp. Ergänzungsvorſchläge 
in Beziehung auf das Gerichtöverfaflungsgefeß, 5 Abänderungsvor= 
Ichläge zu dem Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz, 9 
Abänderungsvorjchläge zur Givilprocekordnung, 2 Abänderungsvor= 
jchläge zu dem Einführungsgefeg dazu, 42 Abänderungsvorfchläge 
zur Strafprocekordnung und 1 Abänderungsvorjchlag zu dem Ein— 
führungsgeſetz zu derjelben zu machen. 

31. October. (Baden) Schluß der Eeifion der General- 
fynode. Der Großherzog empfängt die Mitglieder derjelben und 
zieht fie nebjt mehreren höheren Staatsbeamten zur Tafel, wobei er 
an fie folgende Anfprache über die Beichlüffe der Eynode und zu» 
gleich über da8 fortdauernde Regierungsprogramm hält: 

„Sch freue mich, Sie in dieſen Räumen herzlich willkommen zu heißen, 
Eie, die zum erften Male, und Sie, die wiederholt an den Arbeiten der 
Synode Theil genommen haben: ich freue mich um fo mehr, Sie bei mir 
begrüßen zu können, ald der Geift des Friedens und der Eintracht 
in jo hervorragender Weije über Ihren Arbeiten gewaltet hat. Ich hege 
die Zuverficht, daß die wichtigften Beichlüffe, welche durch fo bereitwilliges 
Entgegentommen aller Theile zu Stande gelommen find, die jegensreichiten 
Wirkungen für die Intereſſen unferer Landeskirche haben werben. Die Ent: 
widlung unjerer Kirchenverfaffung wird in ſolchem Geifte ficher und ftetig 
vorwärts jchreiten und immer tiefere Wurzeln im Herzen des Volkes Schlagen. 
Berürchten Sie nicht, daß ich mich auf die Einzelheiten der von Ihnen be: 
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zwearthenen Gegenftände einlaffeı werde; das ift nicht mein Beruf. Meinen 
Beruf errlenne ich darin, der Schüßer unjerer Landeskirche zu fein, über ben 
Parteien ftehend, in gerechter Würdigung der verjchiedenen Standpunkte die 
SPirhenverfaffung treu zu bewahren und ihr bie Möglichkeit eines gedeih— 
Lichen Ausbaues zu fichern. Ich möchte Ihnen aber meine befondere Be: 
Friedigung darüber ausſprechen, daß Eie Beſchlüſſe gefaßt haben, die barauf 
gerichtet find, unfere Landeskirche auch durch äußere Einrichtungen mit ber 
groben deutſchen evangelifchen Stirche in engere Verbindung zu bringen. Sn: 
em Sie dadurch der wichtigen Aufgabe nachgefommen find, für die deutiche 
Einigung auf dem Gebiete unferer evangeliichen Kirche zu wirken, haben 
Sie eine werthvolle Bürgichaft dafür geichaffen, da die Kirche unſeres Lan: 
Des mehr und mehr ala ein gl er Glied der großen evangelifchen Kirche 
Deutichlands fich erweifen wird. Und wenn ich von biejen — — 
deutſcher Einigkeit ſpreche, ſo werden Sie es natürlich finden, daß ich 
auch der entſprechenden, mit jenen jo innig zufammenhängen: 
ben Aufgaben auf dem ftaatlihen Gebiete gedenfe.. Ich bin um 
fo mehr dazu veranlaßt, ala in dieſer Beziehung von verjchiedenen Seiten 
Zweifel erhoben wurden, die aud) auf den Gang unferer inneren Angelegen: 
heiten ftörend einwirken könnten. ch darf Sie verfichern, meine Herren, 
daß feine Aenderung eintreten wird in der Richtung, die wir ſeit langen 
Jahren — — ich verſichere hier dad um fo lieber, als ich weiß, 
dab feine Sehnjucht beitand, eine andere Richtung zu verfolgen, weder in 
ben Angelegenheiten unferes Landes, noch in denen, die fi auf das * 
beziehen. Es iſt faſt ein Vierteljahrhundert, daß ich am Steuer ſtehe, un 
ich darf annehmen, daß man mich hinlänglich kennt, um zu wiſſen, daß es 
meinen Neigungen nicht entſpricht, von der eingehaltenen Bahn abzulenken 
und das Schiff in Klippen und Stürme zu führen; daß im Gegentheil ich 
ed für meine Aufgabe erachte, es vor Gefahren zu hüten und dem fichern 
Hafen zuzuführen. Um diefed Ziel zu erreichen, müſſen wir bon ber Ueber— 
zeugung durchdrungen fein, daß die Geſetzgebung unferes Landes feft gegrün- 
det ift, und daß auf den Grundlagen, auf welchen fie beruht, weiter gear: 
beitet werden muß. Vertrauen Gie feft darauf, meine Herren, daß bie 
Männer, welche berufen find an diefen Arbeiten Theil zu — dieſelben 
mit jener Pflichttreue, mit jener Liebe durchzuführen beſtrebt fein werden, 
bie allein ſegensreiche Früchte erzielen können. Und mit berfelben Pflicht: 
treue und bderjelben Liebe wollen wir in Gemeinjchaft mit Ihnen danach 
trachten, die Angelegenheiten Iglerer evangeliichen Kirche auf der Grundlage 
ber BVerfaffung zu fördern. Möge e3 uns gelingen, dieſes jchöne Ziel zu 
erreichen und die politifche und religiöfe Eintracht des Landes zu erhalten.“ 
Unter den Beſchlüſſen der Generalſynode find folgende hervor: 
zubeben: In einer der erften Sigungen wurde ber Beſchluß gefaßt, zufolge 
dem der Oberfirchenrath aufgefordert wird, im Intereſſe des Zuſammen— 
hangs der beutich-proteitantiichen Landeskirche auf eine gemeinfame Feier 
des Bußtages und des Reformationzfeftes in ganz Deutichland hinzuwirlen; 
debgleichen wurde bie kirchliche Feier bes Ge m. al3 wünſchenswerth 
bezeichnet. Einem weiteren Beichluffe zufolge Toll die Regierung aufgefor: 
dert werden, die Feier des Sonntages gegen das Ueberhandnehmen der Sonn: 
tag3arbeit und der Vergnügungsfucht in Schuß zn nehmen. In Bezug auf 
neueinzuführende kirchliche — —— find folgende Anträge gutgeheißen: a. Es 
folf der nächſten Generaliynode zur Einführung in den Vollsſchulen an Stelle 
des dermaligen Katechismus ein Leitfaden vorgelegt werben, welcher bezüg: 
li des Inhaltes in einfachen — und Sprüchen die Grundlehren der 
evangelifch-proteftantifchen Kirche enthält und bezüglich der Form den päda⸗ 
gogiichen und ſprachlichen Anforderungen als Lehrbuch ber Schule entſpricht. 
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b. Es ift ein von Eeminarbdirector Leutz ausgearbeiteter Entwurf genehmigt, 
welcher eine jorgfältig getroffene Auswahl von bibliichen Erzählungen im 
allgemein verfländlicher Darftellung, nebft geeigneten Bildern, enthält. c. Es 
foll eine Samınlung von ungefähr 150 ber claffiichen evangelifchen Kirchen: 
lieder, die in allen deutſchen Landeskirchen Bürgerrecht haben, in möglichem 
Einvernehmen mit den übrigen Sirchenregierungen bergeftellt werden, uam 
den Weg zu einem gemeinjamen deutſchen evangelifchen Kirchengeſangbuch 
anzubagnen. d. Das ſog. Apostolicum ſoll bei der Taufe nur referivend 
verlefen werden und jede Verpflichtung auf dasjelbe wegfallen; dagegen wird 
auf die biblijche Formel (im Namen des Vaters, de3 Sohnes und des hei: 
ligen Geiftes) getauft. Werichiedene Anträge auf Aufhebung oder Beichrän: 
fung der Geiftlichenwahl durch die Gemeinden wurden verivorfen, dem Bes 
ichluffe der Kammern über das — — zugeſtimmt und ſchließlich 
das Pfründeeinkommen der ſog. Patronate in feſte Beſoldung verwandelt. 


— October. (Baden.) Bei der Durchführung des Geſetzes 
über die gemiſchten Schulen ergeben ſich einige Schwierigkeiten. In 
Orten nämlich, wo bisher auch jüdiſche Schulen beſtanden und nun 
mit den proteſtantiſchen und katholiſchen gemiſcht werden, verwahrt 
ſich der größte Theil der Bevölkerung gegen die Anſtellung eines jüdi— 
ſchen Lehrers und wird die Behörde, um Öffentliche Unruhen zu ver» 
meiden, öfters gendthigt, die jüdifchen Lehrer zu entfernen. 

— October. (Heffen.) Die Bewegung in der protejtantijchen 
Kirche Heſſens fcheint den Character eines Abbrödelungsprocefles 
annehmen zu wollen. 


Sn der Provinz Starkenburg, namentlid; aber in Rheinheſſen, hat 
das zugefnöpfte Verhalten der oberen Kirchenbehörde der evangeliichen Lan: 
beöfirche die Bewegung auf’3 neue in Fluß gebracht; die Mafjenaustritte 
haben begonnen, weitere find in Ausficht geftellt, und eine förmliche Organi: 
jation zur Keitung der Bewegung ift angebahnt. Am entſchiedenſten tritt 
diefe im der Gegend von Worms auf, wo bereits eine Anzahl Gemeinden 
ihre Erklärung formulirt und in Umlauf gelegt hat. Da aber bie ver: 
faffungsmäßige Gewifjensfreigeit biöher nur auf „anerkannte chriftliche Con— 
feffionen“ bejchräntt ift und die durch das Edict vom 6. März und das 
Geſetz vom 2. Auguft 1848 geftattete freie Ausübung aller religiöfen Culte 
noch in den Rahmen einer Berordnung, der vom 23. Februar 1850, ge: 
zwängt bleibt, welche die Nothiwendigfeit, ſich an eine beitehende Religions: 
gefetichaft anzufchließen, für jeden Heſſen obligatorifch macht, fo müſſen 
auch die evangelifchen Diffidenten ihre firchliche freiheit in einer bejtimmten 
Form fuchen. Sie haben Hiezu die Bezeichnung „Freie Proteftanten“ ge: 
wählt. ie neue Gemeinde foll auf der Lehre CHrifti, in ihrer urjprüng: 
lichen, nicht durch geiſtliche Anmaßung, Eigennup und Herrſchſucht entitell: 
ten Neinheit beruhen und ihr Gottesdienft hauptjächlich in religiöjen Bor: 
trägen gewählter Gemeindevorjteher beitehen. Schon ſieht eine ziemliche 
Anzahl Gemeinden bereit, die Erklärung zu unterzeichnen, einige haben fie 
bereit3 unterzeichnet, und der Beginn des Maffenaustritt3 aus der unirten 
Gemeinſchaft ift Thalſache. Eine Eindämmung der Bewegung durch endliche 
Bewilligung der Forderungen, dem Laienelement in ber Landesſynode größe: 
ren Einfluß einzuräumen und die finanzielle Verwaltung der Kirche, ſowie 
die Regelung des Pfründenweſens nad billigen Rüdjichten anzubahnen, iſt 
jet faum noch zu erwarten, 
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1. November. (Deutjches Reich.) Reichstag: die umfang» 
reichen Berichte der Yuftizcommiffion des Neichstages über die von 
ihr bejchloffenen großen Reichsjuſtiz-Geſetzentwürfe gelangen zur Ver- 
theilung. 

Diejelben enthalten, da bie eingehende Begründung aller einzelnen 
Beichlüffe der Commiſſionen in den Protofollen gegeben ift, nur eine erläu— 
ternde, überfichtliche Darftellung der wichtigften zur Erörterung gelangten 
Tragen und ber zwilchen der Gommilfion und dem Bundesrat obmwaltenden 
Be dic Differenzpuntte und find in der That geeignet — wie die Com: 
miſſion hofft — das Verftändni der Ergebniffe der Berathungen dem Reichs: 
tag und dem beutichen Volke weſentlich zu erleichtern. Am Schlufje des 
Generalberichtes heißt e3: „Die Commilfion ift davon durchdrungen, daß ihr 
Merk idealen Anforderungen nicht entipricht und nicht entiprechen kann... 
wohl aber darf fie hoffen, daß der Reichätag anerkennen werde, wie fie nach 
beften Kräften bemüht geweſen ift, dad erreichbar Befte vorzulegen.“ Sehr 
treffend hebt der Bericht dann hervor, da die nationale Rechtseinheit feine 
Parteifrage und kein Gegenftand des Streites zwifchen den Regierungen und 
ben Bolt3vertretungen, ihre Durchführungen vielmehr eine Lebensbedingung 
be3 beutjchen Reiches und darum eine Aufgabe jei, die erfüllt werden müfle. 
„Die dentichen Juſtizgeſetze“, heit es endlich, „werden faft überall die Ga: 
rantien der —— vermehren, ohne die energiſche Handhabung 
der Rechtsordnung zu gefährden. Sie werden an bie Stelle der verichieden- 
artigften Beftimmungen über die Verfaffung der Gerichte und das Verfahren 
in Civil» und Strafjachen gleiches, allen verjtändliches Recht ſehen und durch 
bie einheitlichen Vorichriften über die Handhabung desſelben demnächſt bie 

ellung eine3 nationalen materiellen Rechts erleichtern, bis dahin aber 
die aus ber DVerichiedenheit desfelben für die wirthichaftlichen und fittlichen 
Interefien de3 Volkes entipringenden Nachtheile weſentlich vermindern. Diefe 
Gefichtapuntte Teiteten die Berathung der Commilfion und begründen ihre 
Hoffnung auf einen glüdlichen Abſchluß des großen Geſetzgebungswerks.“ 


1. November. (Deutiches Reich.) Der Ausſchuß des deut— 
hen Handelstages bejchließt nach einer ſehr lebhaften Debatte mit 
15 gegen 10 Stimmen: den Reichskanzler um Sufpendirung des 
Gejeßes vom Juli 1873, betreffend den Wegfall der Eifenzölle mit 
1. Januar 1877, zu erfuchen, um vor Abjchluß der neuen Handels— 
verträge dieſes wichtige Compenfationsobject nicht bedingungslos 
preigzugeben. Das Schickſal der Eiſenzölle gilt indeß joweit für 
entichieden, als das preußische Minifterium, nach vorher eingeholter 
Zuftimmung des Reichskanzlers, fich einhellig für die Zurückweiſung 
aller auf die Verlängerung ber Eijenzölle gerichteten Anträge er- 
Härt hat. 

1. November. (Sach ſen.) Der Minifterpräfident und Yinanz- 
minifter dv. Frieſen tritt zurüd, An feine Stelle ernennt der König 
den Kreishauptmann v. Könnerig zum Finanzminifter. Den Vorſitz 
im Gefammtminifterium übernimmt der Kriegsminifter, die austwär- 
tigen Angelegenheiten der Minifter des Innern mit. 

Schulthess, Gurop. Geſchichtskalender. XVII. Db. 13 
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Die feit Anfang Oclober tagende zweite jächfiiche Landesſynode, 
in welcher die jtarren Orthodoren die große Mehrheit ausmachen, 
jucht gelegentlich der Givilehe die Kirchenzucht zu verjchärfen und 
Ipricht gegen bloß 17 Stimmen ihre Entrüftung über eines ihrer 
Mitglieder, den Paftor Dr. Schulze in Neuftadt-Dresden, aus, der 
fih in der früher von ihm herausgegebenen „Leuchte“ Ketzereien joll 
zu Schulden haben fommen laſſen und fich zu feinem Widerruf her« 
beiläßt. 

1. November. (Lippe- Detmold.) Die durch einen 25jährigen 
Berfaffungstampf aufgewühlten Wellen glätten fich in dem Ländchen 
mehr und mehr. Bei den auf Grund des durch den neulichen con» 
jtituirenden Landtag feſtgeſetzten Wahlgefeßes jebt abgehaltenen Wahlen 
zum I. ordentlichen Landtage wurden 8 Nationalliberale, 8 Fortſchritts— 
männer und 5 Gonfervative gewählt. Unter diefen Umftänden haben 
die Nationalliberalen das Heft in den Händen und fann der Kampf 
(Hausmann) gegen die neue conjtitutionelle Ordnung des feinem ab- 
folutiftifchen Bruder im vorigen Jahre gefolgten Fürſten Woldemar 
nicht wohl wieder aufgenommen werden. „Ein magerer Vergleich 
ift — zwar nicht immer, aber doch Häufig und je nach Umjtänden 
— befler als ein fetter Proceß.“ 


2. November. (Deutjches Reich.) Bundesrath: lehnt Die 
vom Reichätag wiederum bejchloffenen Diäten ſeinerſeits einjtimmig 
wiederum ab. 

2. November. (Deutjches Reich.) Reichdtag: Wahl der 
Präfidenten des Hauſes. Ohne Anjtand werden v. Fordenbed wieder 
zum erften, dv. Stauffenberg wieder zum zweiten Präfidenten gewählt. 
Dagegen wird, in Folge einer ftarfen Verſtimmung der nationallibe- 
ralen Partei gegen den bisherigen dritten Präfidenten Prof. Hänel 
in Kiel (Fortſchr.) wegen gewifjer Wahlvorgänge in Echledwig-Hol- 
ftein, dieſer, zumal in der nationalliberalen Fraction des Reichstags 
bie gouvernementalen und conjervativen Elemente weit jtärfer vertreten 
find, ala in der nationalliberalen Fraction des preußifchen Landtags, 
im erjten Wahlgange nicht wieder gewählt, jondern durch den nur 
mehr Halbfortjchrittlichen Abg. Löwe erſetzt. Löwe lehnt jedoch ab, 
und nun wird Hänel doch gewählt, lehnt aber nunmehr jeinerfeits 
auch ab und die Wahl eines dritten Präfidenten muß auf den fol- 
genden Tag verjchoben werden. Die nächite Folge des Vorgangs ift 
inzwijchen eine lebhafte Verſtimmung zwiſchen Nationalliberalen und 
Hortjchrittspartei. 
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2. November. (Deutjches Reich.) Reichstag :- Der Kreis 
von Abgeordneten, vor welchem vor Jahresfrift Fürft Bismard fein 
Reicheifenbahnproject zuerjt vortrug, tritt zufammen, um über bie 
Frage zu berathen, ob es opportun wäre, den Entwurf eines Reichs— 
eijenbahngejeße8 aus der Jnitiative des Reichstags einzubringen, 
verneint indeß die Trage. 


3. November. (Deutjches Reich.) Neichdtag: wählt den 
Abg. v. Benda (nationalliberal) zum dritten Präfidenten mit 156 
gegen 71 Stimmen (68 Etimmzettel find unbejchrieben), nachdem 
die Hortichrittspartei die Aufforderung der nationalliberalen Partei, 
ihr einen anderen Gandidaten ala Hänel für die Stelle aus ihrer 
Mitte zu präfentiren, abgelehnt hat. 


Erſte Lefung des Reichsbudgets für das erfte Quartal d. J. 
1877. Der Präfident des Reichskanzleramtes v. Hoffmann beziffert 
dabei den muthmaßlichen Ueberſchuß des Finanzergebniſſes von 1876 
auf 8 Mill. Mark. Der Abg. Richter (Fortſchr.) erinnert jeiner- 
feit3 daran, 


„daß der Etat pro 1876 auf anderen Grundlagen feftgeftellt wurde, 
al3 er von der Regierung urjprünglich veranlagt war. Der jetzt vorgelegte 
Etat enthalte nun eine glänzende Rechtfertigung der vom Reichsſtag im Ge: 
genfag zu der Regierung damals eingejchlagenen Finanzpolitik und es jei 
jet dargethan, dak, wenn der Reichätag in den Yahren 1875 und 1876 
bei der Gtatäberathung den Anforderungen der Regierung und den Anfichten 
der confervativen Partei entiprochen Hätte, im Ganzen 45 Millionen Mark 
Matricularbeiträge und neue Steuern mehr abverlangt worden wären, ala 
nöthig find, um die Bedürfnijfe des Reiches zu beftreiten.” 


4. November. (Württemberg) Der König jchließt die 
Kammern mit einer Thronrede, in der es heißt: 


„Sch ehe mit Genugthuung die Stände um mich verfammelt in der 
Stunde, wo eine bedeutjame Periode de3 pflichttreuen, fruchtbaren Schaffens 
ichließt. Ihr patriotifches Intereffe für Befriedigung der außerorbdentlichen 
Bedürfniffe meiner Truppen haben Sie von Neuem bethätigt. Gerne gedente 
ich bei dieſem Unlaffe, daß meine Armee vor Kurzem die Probe tüchtiger 
Ausbildung und pflichtmäßiger Disziplin vor dem kaiſerlichen Oberfeldherrn 
mit vollen Ehren beftanden hat. Unter dem Eindrude weltbewegender Er: 
Ereignifje zum erftmaligen Zufammentritte berufen, befiegelten Sie durch 
Zuftimmung die Verträge, kraft welcher mein Land feine Stelle im Neubau 
des beutjchen Reiches eingenommen. Don du bis heute löften Sie in un 
ermüdetem Zufammentwirfen mit meiner Regierung eine Fülle mannichfacher, 
bedeutender geſetzgeberiſcher Aufgaben, wie die in joldem Maße kaum einer 
früheren Landesvertretung beichteden waren. Empfangen Sie meinen war: 
men Dank für Ihren Rath und Ihre Arbeit.” 


5—9. November. (Preußen.) Die Gemeinde Marpingen wird 
im Seijein des Chefs dee Geheimpoligei durch den Bürgermeifter 
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von Mlämweiler wieder in ihre alten Nechte betreffend den Härtel— 
wald, den Ort der angeblichen Muttergottesericheinungen und des 
ſog. Gnadenbrunneng, eingejeßt. Sofort wird lebterer, welcher ver— 
Tchüttet worden, wieder aufgeräumt und hergeftellt. Gleichzeitig wird 
dem Ortsvorjtande eröffnet, daß auch Fremde den Ort der Erſchei— 
nungen bejuchen dürfen, jedoch nicht haufen und prozeffionzweife. 
Derielbe habe über die Zahl der Bejucher von Zeit zu Zeit Bericht 
an die Regierung in Trier einzureichen. Sollte, wie im verfloffenen 
Sommer, wieder ein jo großer Zulauf ftattfinden, jo würde Mar— 
pingen wieder mit Militär bejegt werden. Die 3 Kinder, denen 
angeblich die Mutter Gottes erfchienen fein foll, werben verhaftet 
und auf Anordnung des Vormundjchaftsgerichts Et. Wendel nach 
Saarbrücken in eine (paritätifche) Waiſenanſtalt gebracht. Der 
Landrath von St. Wendel erläßt darüber folgende Bekanntmachung : 


„Nachdem bie ſog. begnabdigten drei Kinder von Marpingen ihre 
früheren Erzählungen über angebliche Ericheinungen der Muttergotted, des 
Teufels u. — tv. in der Hauptſache widerrufen und die Erklärung abgege— 
ben Haben, daß ihre bezüglichen Angaben über das, was fie gejehen, gehört 
und gefühlt haben wollten, von ihnen erfunden und erlogen feien, fo hat 
e3 nicht ferner nöthig erjchienen, die polizeilichen Maßnahmen noch weiter- 
in aufrecht zu erhalten, welche zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung 

ben getroffen werben müſſen, und ift daher insbefondere aud) die Polizei= 
verordnnung gegen dad Betreten der Walbddiftricte Härteltvald und Schwannheck 
wieder Be worden.“ 


6. November. (Deutſches Reich.) Reichstag: Fortſetzung 
ber Berathung des Budgets für das 1. Quartal 1877. Jörg (ultr.) 
bringt dabei die orientalifche Frage und auch wieder den diplomati= 
Ichen Ausfchuß „wegen der Stellung, die Bayern darin einnimmt,“ 
zur Sprache. Die Verfammlung geht jedoch thatfächlich nicht dar— 
auf ein. 


Jörg: Wir ftehen jebt vor der Löfung einer Frage, — als die 
wichtigfte des Jahrhunderts und in ihren Conſequenzen als die letzte poli— 
tifche Frage betrachtet werden darf, bei der e3 ſich um Grenzftreitigkeiten 
handelt. Es werden allerdings noch politiiche Fragen zu löſen fein, aber 
e3 fteht mir flar vor der Seele, diefe Fragen werden focialpolitiicher Natur 
fein. Dann wird e3 fich fragen, ob die alten Monarchien und die alten 
Parteien im Stande find, das zu leiften, was die civilifirte Welt von ihnen 
verlangt, oder ob andere Mächte das thun müfjen, deren Füße vor der Thür 
find, die fih zum Theil ſchon im Saal befinden. Ich bin wohl nicht der 
einzige, der feit 20 Jahren die Meberzeugung gewonnen bat, dat da3 große 
türtifche Reich mehr und mehr feinem Derfall entgegengeht. Der Islam 
hat ein abgeichlofienes Eulturleben; jo lange der Jslam und bie chriftliche 
Cultur parallel neben einander herlaufen, geht e8 wohl ganz frieblidh; aber 
wenn fie condergiren, jo muß die niedere ber höheren weichen. Jeßt ift 
diejer Zeitpunft gekommen, und man darf nicht denten die beiden auf ein= 
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ander zu pfropfen und burch eine Beimiſchung von modernen been den 
Islam noch eriftenzfähig zu maden. In meinen Augen wäre bie beite 
eig Bas orientaliichen Frage die, dab alle europäifchen Mächte in neid— 
loſer Gemeinfamfeit zuſammenwirkten, von ber Türfei da® lebend: und lei« 
ftungsunfähige Herrichaftselement abzunehmen und einen europäischen Vertrags: 
fürften ade er aber unter ftrengfter Innehaltung des gefammten türkis 
ſchen Ländergebiete. Die ruffiiche Politit ftrebt nach Zertrümmerung der 
Zürfei in ihrem Intereſſe und unter dem Zitel der jlaviichen Gefammt: 
nationalität. Eine ſolche — fann unbedingt nicht ftattfinden, 
obne daß die territorialen Veränderungen früher oder jpäter die Grenzen ber 
Türkei überjchreiten, und dab eine allgemeine GCompenfationspolitit in's 
Leben tritt. Dann wird die türkiſche Frage unmittelbar die öfterreichiiche 
Frage, und wohl niemand wird dann bei der jetzigen ruſſiſchen Politit noch 
auf lange Jahre den Gejammtbeftand der öfterreichiichen Monarchie verbürgen 
können. Es ift allerding3 gejagt worden, daß Preußen und Deutichland 
weit ab von den Grenzen der Zürfei liege und fein birectes Intereſſe an 
der orientalijchen Trage habe. Wenn das deutiche Reich begierig fein follte, 
früher oder jpäter die 8 oder 10 Millionen Deutich-Defterreicher in irgend 
einer Form dem Reich anzuſchließen (Stimme: Nein!), dann ift die ruffiiche 
Allianz der rechte Weg. Soll aber Oeſterreich in feiner gegenwärtigen Ge: 
ftalt erhalten werden, dann ift diefe Allianz jehr gefährlich, und ich glaube, 
dat da3 enge Zujammenhalten des Deutjchen Reiches mit Defterreich den 
Rufen der Ichärfite Dorn im Auge ift. Die Thronrede enthält darüber 
einen jonderbar jtylifirten Sat, und wenn da von Mächten die Rebe ift, 
die in Streit mit einander gerathen fönnten, jo hat wohl jedermann darunter 
Defterreih und Rußland veritanden; es ift allerdings gejagt, daß Deutſch— 
land die Bermittelung zwiſchen beiden übernehmen wolle; aber wenn nun 
ein Conflict ausbricht, auf wefjen Seite wird Deutjchland dann ftehen? ch 
habe jchon vor zwei Jahren gejagt, daß in Rußland jekt dad Zünglein ber 
europäiichen Waage fei; diefe unangreifbare Stellung Rußlands ift nicht un— 
vorbereitet gelommen, ſondern durch die völlige Vernichtung des europäijchen 
Gleichgewichts in Folge der großen Greigniffe von 1866 und 1870 hervor: 
erufen worden. Äls die Vertreter des Volkes in Verſailles anweſend waren, 

t mir der damalige auswärtige Minifter unter vier Augen mitgetheilt: 
er habe Graf Bismarck dahin verftanden, dat der nächfte Krieg gegen Ruß—⸗ 
land zu führen jei. Sag Ih habe Ion damals geglaubt, daß dieß 
ein Mißverftändnig ſei. Wenn man aber bie Ib e Situation nicht Hätte 
heranfommen lafjen wollen, jo hätte man nicht ge — laſſen ſollen, was 
geſchehen iſt: Oeſterreich iſt aus Deutſchland ausgeſchloſſen und ala Groß: 
macht in feinen Grundveſten erſchüttert. In Süddeutſchland beſteht jeden: 
falls über die Haltung der Reichsregierung eine nicht geringe Aufregung; 
denn es handelt ſich um die Donau, und ein guter Theil I Geichichte 
hat fi längs der Donau entwidelt; wundern Sie fich alfo nicht, wenn 
jegt manche alten Reminifcenzen ertwachen, two zu befürchten fteht, daß bie 
Donau Mündungen in den ruffiichen Machtbereich kommen. Der große Feld: 
herr des beutichen Reiches, der fich in unjerer Mitte befindet, hat in feiner 
Rede zur Bertheidigung des Militärgefeges zwei Sätze ausgeſprochen, die 
noch nicht vergeffen find: „Das deutſche Reich ift in der Lage, die gewonnenen 
Grfolge noch ein Halbes Jahrhundert lang vertheidigen zu müflen,“ und: 
„Achtung Haben wir überall gewonnen, Liebe nirgends." Wenn Rußland 
feine Ziele auf dem Gebiete des türkiſchen Reichs erlangt hat, jo ift es nicht 
unmöglich, daß die jetzige Krifis für Rußland felbft der Ausgangspunkt 
merfwürbiger Veränderungen ift; denn es will etwas bedeuten, wenn ber 
Czar felbft erklärt: daß er fich dem Willen der Nation werde beugen müſſen. 
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Menn jebt das deutſche Reich und das deutſche Volt, bewaffnet bis an die 
Zähne, bei der großen Frage feine theuerften Intereſſen geopfert jehen muß, 
wird es an ber Zeit fein, diefe ſchwere Rüftung abzulegen, damit da3 Volt 
wieder aufathme, um nicht ausgeathinet zu haben im Augenblid de Ent— 
ſcheidungskampfes. Staat3minifter dv. Bülow: Die Verhältnifie Deutſch— 
landa zu den nächit befreundeten Mächten bafiren auf Freundſchaft, bewähr- 
tem Vertrauen und bewährter Hochachtung, die auch in allen weiteren Ver: 
handlungen bewahrt bleiben werden. Die Regierung weiß, daß fie ber 
Nation und ihren Vertretern Rechenschaft ſchuldig ift, aber das Maß und 
den Zeitpunkt der Mitiheilungen muß fie nach ihrer nicht geringen Verant— 
wortung bemefjen. Ueber die Dinge, über welche Mittheilungen gemacht 
werben können, werben fie erfolgen; für das übrige müfjen wir auf das 
Vertrauen rechnen, auf das ſchon in der Thronrede hingedeutet ift. Deutjch- 
land wird ba3 Bollwerk des Friedens fein und bleiben, und diefes Bollwerk 
wird um fo feiter fein, je mehr wir das Vertrauen der Nation und ihrer 
Vertreter haben, verdienen und bewahren. Lasker (mat.-lib.) erflärt ſich 
dagegen, in eine parlamentarische Discufjion über die auswärtige Lage ein: 
utreten: Nicht Mangel an Verſtändniß und an Theilnahme ift der Grund, 
— vor allem die feſte Ueberzeugung, daß durch öffentliche Manifeſta— 
tionen die Erledigung der auswärtigen Angelegenheiten um feinen Edhritt 
gefördert wird. Graf Bethuſy-Huc (freiscon].): Die Rede des Abg. Jörg 
wird nicht ſowohl den Zweck erreichen, Deiterreich eine wirkſame Hülfe zu: 
zuführen, als vielmehr dem Vaterlande Gefahr bringen, wenn nämlich die 
Pfeile, die der Abg. Jörg abgeichoffen hat, ihr Ziel erreichen würden. Defter: 
reich weiß recht gut, daß ed im deutſchen Heere und im deutichen Bolt einen 
mächtigeren Bertheidiger hat, ald im Abg. Jörg. Wenn der Iektere in der 
Thronrede eine Andeutung darüber vermikte, auf welche Seite ſich Deutſch— 
land ftellen werde, wenn ein Conflict entitehen follte, jo meine ich: es ift 
verfehlt, wenn man vermitteln will, von vornherein zu erflären: wen man 
eventuell zu unterftüben bereit ift. Das Gleichgetvicht Europa's, welches der 
Abg. Jörg für erichüttert hält, hat niemals fefter beitanden als heute; denn 
Deutichland, welches fein Mebergewicht auf dem Schlachtfelde bewiejen hat, 
hat durchaus nicht die Abficht, diejes Mebergerwicht geltend zu machen. Das 
deutfche Neich wird feine Intereffen am beften wahren, wenn e3 den Frieden 
zu erhalten fuht. Braun (nat.elib.): Wir fprechen dem Reichstag durch: 
aus nicht das Necht ab, in Sachen der auswärtigen Politif mitzureden; wir 
vindiciren ihm vielmehr dieſes Recht, er foll davon Gebrauch machen, aber nur 
dann, wenn e3 uns gut und mütlich ericheint. Wenn wir dagegen voraus: 
fehen, daß eine derartige Diacuffion dahin führt, vielleicht ohne Abficht der 
betreffenden Redner, die Nachbarn gegen und aufzuheken, jo thun wir Recht, 
wenn wir eine folche Debatte verhindern. Und wenn wir diefe Politik feſt— 
halten, fo erfüllen wir unfere Pflicht und Schuldigfeit newiß mehr, als die: 
jenigen, bie ohne gewiß zu fein, dab das Gapitol in Gefahr ift, es durch 
ıhr Schnattern glauben retten zu können. (Murten im Gentrum und große 
Heiterkeit.) Präfident dvd. Fordenbed: Ich kann dieſe Aeußerung ohne 
Rüge nur dann paffiren laffen, wenn ich gewiß bin, daß der Redner nicht 
etwa von Mitgliedern des Haufes geiprochen hat. Braun: Durchaus nicht! 
(Wiederholte Heiterkeit.) ir begehen auch, denfe ich. fein sacrificio dell’ 
intelletto, wenn wir e3 vorziehen, in einem Augenblid, wo man von heute 
auf morgen gar nicht die Sache vorausfehen kann, denjenigen, bie dazu bes 
rufen find, die Verantwortung zu überlafjen, ald fie auf unfere eigene 
Schultern zu nehmen. 


7. November. (Deutſches Reich.) Berathung über die ge= 
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ichäftliche Behandlung der Juſtizgeſetze. Miquel, der Vorſitzende 
der Yuftizcommiffion, beantragt die Ueberweifung aller rein techni= 
chen Differenzen zwifchen dem Bundesrath und der Commiſſion an 
die Ießtere, dagegen jollen die politifchen und alle anderen wichtigen 
Punkte durch das Plenum berathen werden; unter letzteren nament» 
lih die Zufammenjegung der Gompetenzgerichte, Verweiſung der 
Preßvergehen an die Schwurgerichte, Dauer der Gerichtäferien, Zeug- 
nißzwang bei Preßvergehen, Verfahren bei Beamtenvergehen und 
die Anbeimftellung an die Gefchworenen, mildernde Umftände an— 
zunehmen. Es wird jedoch jchließlich auf den Antrag Wehrenpfennig’s 
befchloffen, jämmtliche Bejchlüffe des Bundesraths vorerft an die 
Juſtizcommiſſion zu überweifen. 


Fortſetzung der Berathung des Budgets: Debatte über das 
Reichsjuftizamt, dag zum erjten Mal im Budget erfcheint. Schor— 
lemer-Alſt (ultr.) beantragt Verweigerung des Anſatzes, um die Ein- 
jeßung verantwortlicher Reichäminifterien zu erzwingen. Der Anjah 
wird jedoch jchlieglicy mit allen gegen die Stimmen des Centrums 
bewilligt. 


8.—15. November. (Deutjches Reich.) Reichstag: ſetzt die 
Plenarverfammlungen aus, um den vermittelnden Unterhandlungen 
zwiſchen der YJuftizeommiffion und dem Bundesrathe Zeit zu Lafjen. 
Die YJuftizcommiffion verftändigt ſich auch wirklich mit dem Bun- 
desrath bez. einer Reihe technischer, dagegen nicht bez. der jog. po= 
litifchen Fragen. 


10. November. (Bayern.) In den 6 Wahlfreifen, deren 18 
liberale Abgeordnete von der ultramontanen Zweiftimmenmehrheit 
der II. Kammer caffirt worden, find jämmtliche Abgeordnete, ohne 
eine einzige Ausnahme, wiedergewählt worden und zwar mit größe- 
ven Majoritäten, als es bei der erften Wahl im Juli 1875 der 
Fall geweſen ift. 


15. November — 2. December. (Deutſches Reich.) Reichstag: 
zweite Lefung der Juſtizgeſetze. Die den Beichlüffen des Bundes— 
rath3 gegenüber vermittelnden Anträge der Juſtizcommiſſion betreffen 
ausschließlich juriftifchetechnifche Fragen und diefelben werden durch— 
weg genehmigt. In den politifchen Fragen dagegen beharrt die 
Juftizceommiffion auf ihren früheren Anträgen und der Reichdtag 
tritt denfelben meift mit großen Majoritäten bei. In diefen Punk— 
ten bleibt daher die Differenz zwiſchen Bundesrath und Reichstag 
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ein geradezu fchroffer. Diefe Punkte Tiegen gar nicht in der neuen 
Goncurdordnung, auch nicht im Givilproceß, über welche eine Einig- 
ung theil3 fchon erfolgt, theils ohne alle Schwierigkeit zu erzielen 
ift, mehr dagegen im Strafproceß (namentlich, aber auch wejentlich 
indeß doch nur im Preßzeugnißzwang), am meiften im Gerichtöver= 
faffungsgefeg. In diefer zweiten Leſung geht bei allen Punkten, in 
welchen der Reichdtag gegen die fyorderungen des Bundesraths auf 
den Anträgen der Commiſſion beharrt, die nationalliberale Fraction 
bei der Abjtimmung mit der Fortſchrittspartei Hand in Hand. 


15. November. (Medlenburg.) Gröffnung de3 Landtages 
in Malchin. Die Regierungen machen demjelben bezüglich der Re— 
form der Berfaffung wiederum feinerlei Propofition. 


17. November. (Bayern) Die ultramontane Partei fett 
ihren Willen bezüglich der vom Könige neu ernannten (gemäßigten) 
Bilhöfe von Speyer und Würzburg dur. Der zum Bifchof von 
Speyer ernannte Domdekan Enzler wird veranlaßt, ſelbſt um feine 
Entlaffung zu bitten und der König entjpricht der Bitte, indem er 
die Ernennung außer Wirkſamkeit ſetzt. Dem zum Bilchof von 
Würzburg ernannten P. Ambrofius Käs aber verweigert fein Oberer 
in Rom die Grlaubniß zur Annahme feiner Ernennung, wodurch 
auch dieſe dahinfällt. 

18. November. (Heffen.) Der Bruch eines nicht unbedeu- 
tenden Theils der heſſiſchen Proteftanten mit der Landeskirche wird 
durch eine Delegirtenverfammlung in Worms vollzogen, die eine 
„Religionsgemeinfchaft freier Proteftanten“ zu gründen befchließt. 
Die Austritte aus der Landeskirche werden zahlreicher und umfaflen 
bereit8 ganze Gemeinden (bis jet indeß doch nur zwei) einfchließlich 
ber FKirchenvorftände. Die Anerkennung ber neuen Gemeinſchaft 
fann, da die gejeßlichen VBorausfegungen erfüllt find, von der Re— 
gierung nicht verweigert werden. 

Es ift nicht zu verfennen, daß bie Dilfidien von den Leitern ber Bes 
wegung mit einer ſolchen Klarheit und Entichiedenheit erfaßt und feitgeftellt 
worden find, wie man fie aus Laienkreifen faum erwarten fonnte. „Es wäre 
eine jehr irrthümliche Auffaffung, wenn man die Bewegung eine ‚„Kirchen— 
fteuerbewegung“ nennen wollte“, jagt eine Erklärung, „wie ed mindeftens 
ebenfo unrichtig wäre, die Reformation eine Ablaß: Bewegung zu nennen. 
Wie die Reformation auf der höheren fittlichen Erfenntniß und dem ers 
ftarften Nationalgefühl Rom gegenüber beruhte, fo liegt unjerer Bewegung 
das höhere religiöje und nationale Bewuhtfein zu Grunde Dieſem jollte 
bie legte (heſſiſche) Synode —* tragen, ſie ſollte die ſittliche Entwicklung 
in den Gemeinden fördern, um in dem großen Entwicklungskampfe, den das 
deutſche Reich mit dem alten Kirchenthum führt, die Landeskirche der Vers 
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einigung mit einer freien Kirche Deutichlanda entgegenzuführen.” Statt 
beifen, heißt e3 weiter, jeien die Paftoren dem Beijpiel der katholiſchen 
Biichöfe gefolgt und hätten ihre Meberzeugung äußeren Dingen und mate: 
riellen Vortheilen geopfert. Die veröffentlichten Glaubensartikel, Grundſätze 
und Berfaffung der neuen Gemeinden kennzeichnen fie ala eine rein beiftijche, 
welche die Quellen ihrer Lehre in pauliniichem Geifte aus der gefammten 
religiöien Meberlieferung der chriftlichen Vorzeit herleitet. Als Zweck, 
Grundlage und Berfaffung der neuen Gemeinden hat die Delegirtenverfamm: 
lung erklärt: den Glauben an Gott ald dem allgegenwärtigen Geift im 
Meltall, an Jefum Chriftum ala ben begeiftertften und begabtejten Lehrer 
der Menjchen, der feiner Lehre fein Leben geopfert hat und ein Erlöſer aller 
geworden jei; den Glauben an einen heiligen Geift, den fittlichen Geſammt⸗ 
geift der Menichen, der zu edler Menschlichkeit, Bildung und Sitte führt, 
an ein Reich Gottes ala ein Reich der Wahrheit, Gerechtigkeit und Bruder: 
liebe, das mehr und mehr zu verwirklichen fei, am ein etwiges Leben, da es 
feine Vernichtung, fondern nur Wechjel äußerer GErjcheinungen gebe. Als 
Tundamentaljaß der Xehre wird das Gebot: „Liebe Gott über alles und 
deinen Nächſten tie dich ſelbſt“ aufgeftellt — jeder Glaubenszwang vers 
tworfen und die Gewifjensfreiheit allen und jedem eingeräumt. Der Staat 
gilt der Gemeinjchaft ala oberfte Autorität zur Ordnung und Regelung des 
menſchlichen Zujammenlebens, Gehorfam den Staatögefegen ala Pflicht. Die 
Bibel wird ala vornehmfte Gefchichtäquelle des Glaubens und Religionsbuch 
erflärt, deren Auslegung aber im Sinn und Geift der Zeit und nach dem 
Maß der fortichreitenden wiſſenſchaftlichen Forſchung und Erfenntniß ver: 
langt, und joll jeder Widerfpruch zwiſchen Lehren der Religion und den Er: 
gebniflen der Wiffenichaft unftatthaft fein. Die kirchliche Verfaſſung ift die 
der erften Chriftengemeinden ohne Unterichied zwiſchen Geiftlichen und Laien. 
Die Gemeinde wählt ihren Prediger und Vorftand, diefer die Beamten. Die 
einzelnen Gemeinden bilden Synodalverbände, diefe die Kreis- unb den 
Landesverband, Die Gefammtleitung geichieht durch eine Landesſynode, 
welche zur Leitung einen Vorſtand mählt, der bie Landesorgane beftellt. 


21. November. (Deutfches Reich.) Der Reichskanzler trifft 
erſt jet aus Barzin in Berlin ein, zunächft um mit dem von Eng» 
land ernannten außerordentlichen Bevollmächtigten zur Gonferenz der 
Mächte über die orientalifche Frage in Konftantinopel, Lord Salis— 
bury, zu verhandeln, dann aber auch, um fich an dem bevorftehenden 
Enticheid über da3 große Juſtizgeſetzgebungswerk zu betheiligen. 

23. November. (Bayern.) In der ultramontanen Partei 
zunächſt Münchens tritt eine entfchiedene Spaltung ein. 

An einer im katholiſchen Gafino tagenden Vertrauengmännerverfamms 
lung des Münchener clericalen Wahlcomites wird zunächſt die Aufnahme des 
Reichdtanswahltampfes für München I ohne Rückſicht auf den Erfolg ein: 
ftimmig beichlofjen, dann aber über die Benennung der Partei heftig debattirt. 
Die „gemähigte Mehrheit“ will unter der alten Fahne der „bayerifch:patrios 
tiſchen“ Partei in das Feld ziehen, während Dr. Siegl in längerer Rede für 
den Namen „Eatholiiche Volkspartei" eintritt. Siegl unterliegt indeß mit 
allen gegen fieben Etimmen; er wird „niedergebrüllt”, wie er behauptet. 
Derſelbe legt auf Grund diefer Vorgänge feine Stelle ala zweiter nt 
des clericalen Wahlcomites nieder und motivirt dies des MWeitern noch damit, 
daß verfchiedene Mitglieder des fatholifchen Caſinos demnächſt auf eigene 
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Hand vorgehen und ein felbjtändiges „antiliberales" Programm feitftellen 
wollen. 


27. November. (Deutſches Reich.) Bundezrath: der Reichs— 
fanzler legt demjelben einen von Preußen vorgejchlagenen Antrag 
betr. die Erhebung von Ausgleichsabgaben vor. Durch diefelben 
Toll die Reichsregierung ermächtigt werden, Waaren (namentlich Eijen=- 
waaren, welche am 1. Januar 1877 zollfrei werden, generell, aljo 
auch England und Belgien gegenüber) mit einem Zoll (Schußzoll) 
von der Höhe der franzöſiſchen Ausfuhrprämie zu belegen. 


Der Geſehßentwurf lautet: $ 1. Gegenftände, deren Ausfuhr in 
einem andern Lande thatfächlich durch Ausfuhrprämien begünftigt ift, können 
durch faiferliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths bei der Eins 
fuhr in das deutiche Zollgebiet mit einer Ausgleihungsabgabe belegt werden. 
Ss 2. Die Ausgleichungsabgabe darf den Betrag der Ausfuhrprämie nicht 
überfteigen. 8 3. Die Erhebung der Ausgleihungsabgabe kann entweder für 
die Erzeugniffe eines beftimmten Landes oder ohne Rüdfiht auf den Uriprung 
der eingehenden MWaaren für alle oder beftimmte Grenzftreden angeordnet 
werben. 8 4. Die Anordnung der Erhebung einer Ausgleichungsabgabe ſoll 
der Regel nach wenigſtens vier Wochen vor dem Zeitpunfte, mit welchem fie 
in Kraft tritt, zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden. $ 5. Die geſetz— 
lien Beitimmungen über die Eingangszöfle finden auch auf die Ausglei— 
Ahungsabgaben Anwendung. $ 6. Eing auf Grund des $ 1 erlaffene kaiſer— 
liche Verordnung ift außer Kraft zu ſetzen, wenn und infoweit die Veran: 
laffung zur Ginrührung der Ausgleihungsabgabe fortgefallen ift. 8 7. Das 
gegenwärtige Gejek tritt mit dem Zeitpunft feiner Verkündung durch das 
Reichsgeſeßblatt in Wirkſamkeit.“ Die fehr kurzen Motive betonen bie 
Aufgabe der deutichen Handelapolitit, die heimische Induſtrie vor Benach— 
theiligung durch die Zolle und Steuereinrichtung anderer Staaten zu be: 
wahren, wie died durch die in verichiedenen Staaten beftehenden Ausfuhr: 
prämien geichieht, denen man eine Gegenwirkung gegenüberftellen müffe. 


29. November. (Hefjen.) I. Hammer: Debatte über die 
Beichlüffe der II. Kammer, die fich für das Reichseifenbahnproject 
erklärt hat. Es wird einftimmig nach dem Antrage des Ausfchuffes 
bejchloffen, dem Beichluffe der II. Kammer nicht beizutreten. 


v. Dalwigk ſpricht mit Entfchiedenheit gegen bie Gonzentration ber 
Bahnen in einer Hand, befürwortet dagegen das gemifchte Syitem: Privat: 
und Staatsbahnen und erwartet von der Regierung, daß fie im Verein mit 
Bayern, Baden, Württemberg und Sachſen gegen Erwerbung ber Bahnen 
durch da3 Weich eintrete. Graf Erbad:fFürftenau und Freiherr, von 
Schent erklären ſich gleichfall® für den Ausſchußantrag, desgleichen Graf 
Solm3:Laubad, welcher das Reichgeifenbahnproject mit dem „babylonifchen 
Thurmbau“ vergleicht, obwohl er ein entichiedener Gegner der Privatbahnen 
fei. Moufang erwartet von der Regierung, daß fie fich ftreng innerhalb 
des Titels VII der Reichäverfaffung halte und darüber nicht hinansgehe. Die 
Abflimmung ergibt einftimmige Annahme des Ausſchußantrags; auch Die 
Prinzen Ludwig, Alerander und Wilhelm ftimmen für denjelben. Die Re: 
gierung Hült ſich in tiefes Schweigen. 


30. November. (Deutjches Reich.) Eine kaiferliche Verord- 
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nung jet die allgemeinen Reichstagawahlen auf den 10. Januar 
1877 an. 


30. November. (Preußen) Der Gultusminijter Falk be= 
icheidet die Eingaben Fatholifcher Pfarrer aus den Diöcefen Münfter, 
Paderborn und Breslau, welche gegen die Ertheilung des Religions» 
unterricht3 an der Volksſchule durch Lehrer ohne kanonifche Miffion 
proteftiren, mit Nüdficht auf die beftehenden Geſetze und die früheren 
Erklärungen der Regierung abjchlägig. 

1. December. (Deutjches Reich.) Tifchrede des Fürften Bis— 
mard iiber die orientalijche Frage. 


Die Zeitungen bringen darüber ſelbſtverſtändlich verichiedene Berichte, 
die jedoch in den Hauptjachen übereinftimmen. Es mögen zwei derjelben hier 
ihre Stelle finden. Die „Köln. Ztg.“ berichtet: „Gejtern hatte Fürſt Bis: 
mard den gelammten Borjtand des Reichdtages zu Tiſche geladen. Es waren 
ungefähr zwanzig Gedede, und unter den Gäften alle Fractionen, aud das 
Gentrum mit drei Mitgliedern vertreten. Nach aufgehobener Tafel blieb die 
Geſellſchaft noch bis 10 Uhr beifammen; der Reichäfanzler reichte die Pfeifen 
und war in jeiner beiten Laune, bie höchitens bei Erwähnung der Juſtiz— 
geſetze etwas weniger gemüthlich wurde. Ueber die orientaliiche frage hielt 
er einen Bortrag, der gegen ?/s Stunden währte. Was jo Vielen gejagt 
wurde, fann nicht unter dem Echeffel verborgen bleiben und iſt auch wohl 
nicht dazu beftimmt. Der Fürſt ſelbſt bemerkte: er werde fich bei der dritten 
Leſung der Juſtizgeſetze im Reichstag über die orientalifche Frage ausiprechen 
in demjelben Sinn, aber natürlich in weniger beftimmter Weije. Er begann 
damit, daß die Stelle der Thronrede über die Mächte, mit denen Deutichland 
durch Lage und Geſchichte am nächſten verbunden ſei, mißverſtanden worden. 
Es ſei nicht bloß Rußland und Oeſterreich, ſondern auch England gemeint 
geweſen. Scherzhaft bemerkte er: es ſei ſchon ſchwer ſich zwiſchen zwei Stühlen 
niederzulaffen, und nun vollends zwiſchen dreien! An der Erhaltung des 
Friedens jei noch nicht zu verzweifeln. Sollte es aber zum Striege kommen, 
wie e3 allerdings jcheine, jo würden Rußland und die Türfei wohl nad 
einiger Zeit deöjelben müde werden und Deutichland dann mit mehr Aus» 
fiht auf Erfolg vermitteln können ala jet. Gegenwärtig einen Rath an 
Rußland zu ertheilen, ſei mißlich. Er entwidelte die Gründe bafür und be— 
merkte namentlich: die folge eines folchen Rates würde fein, die ruffiiche 
Nation zu verſtimmen und das fei jchlimmer als eine vorübergehende Diffe: 
ren; mit einer Regierung. Was er über England bemerkte, wurde jo ver: 
ftanden, da der Reichskanzler hoffte, daß Gngland feinesfalld offenen Krieg 
mit Rußland führen werde, jondern höchſtens einen officiöfen, wie Rußland 
in Serbien. Ueber Defterreich ſprach fich Fürft Bismarck jehr jympathiich aus. 
Wenn auch Defterreich mit in den Krieg gezogen werden follte, wenn Gefahren 
für deffen Beſtand fich zeigen follten, jo ſei es Deutichlands Beruf, für den 
Beitand Defterreichd und überhaupt im Großen und Ganzen für den ber jehis 
gen Landkarte einzuftchen. Deutjchland werde feine volle Uneigennüßigkeit 
zeigen, und fei die Blei-Garnirung, welche bie Figur immer wieder zum Stehen 
bringe. Defterreich habe übrigens eine große Lebenskraft, eine größere ala 
manche meinten. Das habe er auch dem Lord Salisbury bemerkt, und dieß 
werde fich zeigen, wenn Saifer Franz Joſeph unter Umftänden felbft fi an 
feine Völler wenden folltee Bon einer Bejeßung der YBulgarei habe er in 
der ihm zugefchriebenen Weife fein Wort zu Salisbury geſprochen. Das ift 
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ed, was man ohme Indiscretion aus den Aeußerungen des Fürſten Bismarck 
mittheilen kann.“ Ber Bericht der „Frankf. Ztg.“ lautet: „Der Krie 

zwiſchen Rußland und der Türkei ſchien ihm kaum mehr zu verhindern un 

wurde von ihm als die Baſis ſeiner Betrachtungen angenommen. Im Weiteren 
wurde beſonders betont, daß Deutſchland gegen Rußland keinerlei Verpflich = 
tungen habe; ferner, daß die deutſche Regierung mit England und Oeſterreich 
in den freundlichſten Beziehungen ſtehe, und die Stelle der Thronrede, welche 
von den hiſtoriſch befreundeten Mächten ſpreche, auch England im Auge habe. 
Dazwiſchen ließ fich ſehr deutlich das Bedauern vernehmen, daß die innere 
Lage Oeſterreich-Ungarns eine fo außerordentlich verwidelte und jchtwierige 
fei, wodurch die Aktionsfähigkeit de3 Kaiſerſtaats nah Außen Hin fehr ers 
ſchwert werde. Nicht denfelben ſympathiſchen Ton jchlug der Reichskanzler 
an, wenn er auf Rußland zu fprechen fam. Don dem Beruf Rußlands, 
die Chriften im der Türkei zu ſchützen, hat er feine befonders hohe Meinung. 
Die ruffiiche Armee fei auch gar nicht für den Krieg begeiftert. Das Kriegs: 
geichrei gehe eigentlich von denjenigen aus, welche nicht in dem Krieg ziehen, 
von den Redaktionäbureaur und Agitationdcomited®. England werde wohl 
in ber erften Zeit des ruſſiſch-tückiſchen Krieges eine ähnliche Rolle über: 
nehmen, wie Rußland in Serbien. Es werde die Pforte nachdrüdlich unter: 
ftügen, auch möglicherweife Konftantinopel bejeßen, ohne Rußland den Krieg 
au erflären. Deutichland werde vorerft unbedingt neutral bleiben und, wenn 
er Kampf eine Zeit lang geduuert habe, befjer ala jett in der Lage fein, 
im Intereffe des Weltfrieden® zu wirken. Nur wenn Defterreich eine „lebens: 
gefährliche Verwundung“ erhalten jollte, könne der Moment eintreten, in 
welchem Deutichland ans feiner Neutralitat heraustreten müſſe. Dies werde 
jedody niemals in dem Sinne geichehen, wie e3 der Abg. Jörg dorgeichlagen 
habe. Deutichland wolle und könne feine Gebiet3erweiterung auf Koſten des 
Kaiſerſtaats machen. Deutich-Defterreich ſei abjolut nothiwendig zur Erhal: 
tung bes Gefammtftaates, der auch ein Bedürfniß für das beutiche Reich jet, 
ba Ungarn und die ſlaviſchen Theile ohne Teutſchöſterreich fich nicht jelbft: 
fländig erhalten könnten. Die Tendenz der ganzen Kundgebung war un: 
zweifelhaft, ed möglichft offenfundig werden zu laſſen, daß Deutichland nicht 
nur feinerlei Verträge mit Rußland habe, jondern daß es von deſſen gemalt: 
thätigem Vorgehen im Oriente jehr wenig befriedigt fei; daß die freundlichen 
Beziehungen zu England nach wie vor gepflegt werden und daß Defterreich, 
wenn feine Eriftenz im Laufe eines etwaigen ruffiich:öfterreichiichen Krieges 
bedroht werben follte, an dem beutichen Reiche einen Rüdhalt haben werde. 
Man kann nicht wiſſen, ob der Reichäfanzler in dieſer BR 
legten Gedanken ausgeſprochen hat. Jedenfalls aber wünſchte er, daß bie 
deutſche Politik in diefem Augenhlicke aus diejen Gefihtäpuntten beurtheilt 
werden möge. Auf bie frage eines Gaftes, wad man Hinfichtlich der deutich: 
feindlichen ruſſiſchen Zollpolitit zu thun gedenke, bemerkte der Reichskanzler, 
daß man bie großen politifchen Fragen doch nicht von der Regelung ber 
Zölle abhängig machen könne.“ Aus allen Berichten zuſammen zieht die 
„Allg. Augsb. Ztig.“ machfolgendes Nefultat: „Die Aenkerungen des 
Fürſten Bismarck werden in der öffentlichen Meinung Deutichlands auf: 
richtiger Zuftimmung begegnen und ihren Wiederhall in gan Europa finden. 
Nicht ald ob man im Ernſt je Zweifel darüber hätte haben fünnen, wie der 
Reichskanzler die Intereffen Deutichlands in der ſchwebenden Frage auffaflen 
werde; aber bei einer frage, welche jchon jo lange die öffentliche Meinung mit 
Aufregung und Bejorgniffen erfüllt, verlangte diefe gleichwohl erwartungsvoll 
nad dem Worte, welches lebte Zweifel zerftreuen, vertrauensvolle Annahmen 
und — — beſtätigen und überhaupt Licht in die Lage bringen 
würde Allerdings Hat die Thronrede zur Eröffnung des Reichstags die 
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jchwebenden Verwidlungen berührt, aber es war ihr nicht der Commentar 
aus dem Munde gefolgt, weldyer ihre competentefter Ausleger ift. Fürſt 
Bismarck hat jegt zunächft in vertraulicher Weife diefen Gommentar folgen 
laſſen, und er hat ferner in Ausſicht geftellt, daß er denfelben im Reichstag 
in noch feierlicherer form wiederholen werde. Die Politit Deutichlandg 
läßl fich darnach kurz aljo zufammenfaffen: Deutjchland fucht vor allem den 
Frieden zu erhalten; wenn dennoch der Krieg ausbricht, denjelben zunächſt 
zu localifiren; wenn jein Verlauf die Lebensintereffen Defterreichd bedrohen 
follte, für Defterreich einzutreten. Auch von England ſprach der Reichskanzler 
und erflärte, daß dasſelbe zu den „geichichtlich befreundeten“ Mächten gehöre, 
von welchen die Thronrede geiprochen. Die „Kreuzzeitung“ bringt in leß: 
terem Punkt allerdings eine einichränfende Auffaffung, aber gedacht ift Eng: 
lands nicht bloß ala einer befreundeten, jondern auch geichichtlich befreundeten 
Macht. Der Reichälanzler hätte die deutiche Politik Defterreich und England 
—* nicht beſtimmter und freundlicher marliren können. Wenn Ruf 

nd bie „Heilige ſlaviſche Sache“ auf feine Fahne ſchreibt, erklärt der Reiche: 
tanzler, daß die Politit des deutſchen Reiches zu den großen germanischen 
Neichen ftehen werde, welche Deiterreich und England find. Mit der Orient: 
frage find die höchſten Intereffen Defterreich® verflochten, wie mit denen 
Defterreich3 die Interefien Deutichlands dringend in Frage kommen. Die 
Worte des Fürſten-Reichskanzlers werden in Deutichland und in Deiter: 
reich wie die Befreiung von einem unheimlichen Alpdrud aufgenommen werben. 
Dejterreih wird nicht ohne die ziwingendften Gründe zum Echwerte greifen, 
aber wenn e3 fich zur Wehre jegen muß, weiß ed nun, daß Deutichland feinen 
Schild über e3 halten wird. lches das Verhältniß des beutfchen Reiches 
zu Rußland ift, und two fich die Intereſſen beider trennen werden, läßt ſich 
aus dem Vorſtehenden ermefjen. Fürſt Bismard hat aber noch jehr bedeut: 
ſame Säpe hinzugefügt; er hat erklärt, daß die Politit Deutſchlands eine 
confervative fei, dab Deutichland gegenüber etwaigen Verſuchen von Umge— 
ftaltungen der Karte Europa’3 eine confervative Rolle erfülle. Diefe Erklä— 
rungen find von höchſter Bedeutung. Die Belorgnifje der Geifter und der 
Intereſſen erwachien vornehmlich aus den unruhigen und revolutionären Bes 
mwegungen, ‚welche den allgemeinen Rechtszuſtand Europa’3 bedrohen, unter 
allen möglichen Borwänben, unter dem der Givilifation, oder der Religion, 
oder der Stammesbrubderfchaft. Diefer beunruhigenden Politit gegenüber muß 
man e3 mit der höchſten Fyreude begrüßen, daß Fürſt Bismarck den confer: 
dativen Charakter der deutjchen Politik jo entjchieden und mit jo glüdlichem 
Bilde betont. Indem ber Fürſt jo fprach, hat er aus dem Munde Deutſch-⸗ 
lands geiprochen; wenigftena wird ed nur wenige in Deutjchland geben, welche 
ihm auf diefer Bahn nicht folgen werden.“ 


2. December. (Deutjches Reich.) Reichstag: Schluß der 
zweiten Leſung der großen Juftiggefeßgebungsentwürfe. Die von 
ber Juſtizcommiſſion vorgefchlagenen, den Forderungen und Bedenken 
des Bundesrathes entgegenfommenden Bermittlungsanträge find 
durchweg von der Majorität angenommen, dagegen noch weiter 
gehende Anträge der Tyortjchrittspartei meift mit großen Majori— 
täten abgelehnt worden. Jenes Entgegenlommen betrifft indeß nur 
technifchsjuridiiche Fragen. In den ſog. politifchen Tragen, den 
Hauptdifferenzpunften mit dem Bundesrathe find Juſtizcommiſſion 
und Reichstag bei dieſer zweiten Lejung feſt geblieben und find dieſe 
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Punkte nach den Anträgen der Juftizcommiffion gegen den Bundes— 
rath und zwar durchiweg mit großen Mehrheiten entjchieden worden. 
Grit bei der dritten Lejung wird es ich zeigen, ob der Reichstag 
oder der Bundesrath Yachgeben wollen. Halten beide feſt an ihren 
Anichauungen, Jo würde das große Werk, die Arbeit mehrerer Jahre, 
zu Falle fommen, was allerdings weder Bundesrath noch Reichstag 
wünjchen. 


Am lebten Ende drehen jich die enticheidenden politiichen Kämpfe 
um dier Punkte: die Aburtheilung der Preßprozeſſe durch Geſchwo— 
rene, die Befreiung des verantwortlichen Redacteurd vom Zeugnißzwang 
über die Perjon des Verfaſſers, die Regelung ber Competenzitreitig: 
teiten zwiſchen Juftiz und Berwaltung und die Befeitiguna der beionderen 
Schranken für die gerichtliche Berfolgung von Beamten. Während 
für die Aburtheilung der Preßprozeſſe durch Geſchworene namentlich die ſüd— 
deutichen Abgeordneten durch Wahlprogramme und Weußerungen der öffent: 
lichen Meinung feitgenagelt find, ift man unter den norddeutichen, insbe— 
fondere preußiichen Abgeordneten der Fortſchrittspartei feft entichloffen, von 
ber Entſcheidung über die beiden lekterwähnten Punkte die Gejammtabjtim: 
mung über die Juftizgejehe abhängig zu machen. Die beiden erjten dieſer 
4 Punkte wirbeln in der —* am meiſten Staub auf, politiſch ſind aber 
die beiden letzten und namentlich für Preußen, das eben doch die größere 
2 des deutſchen Reiches ausmacht und in defjen Händen wejentlicy die 

eitung liegt, ohne allen Zweifel die wichtigeren. Die preußiiche Reactions— 
geichichte der letzten Jahrzehnte hat es aller Welt gezeigt, dab in den hierauf 
bezüglichen preußischen Geſehen der Polizeiftaat feine tiefiten Wurzeln befißt. 
Selbit die im December 1848 octroyirte preußische VBerfaffungsurfunde hatte 
den Grundſatz enthalten, da feine vorgängige Genehmigung der Behörbe 
nöthig fein follte, um Civil: oder Militärbeamte wegen der durch Leber: 
ichreitung ihrer Amtsbefugniffe verübten Rechtsverlegungen gerichtlich zu bes 
langen. Auch die jpätern Reviſionskammern verftanden fich zu einer Nendes 
rung dieſer Berfafjungsbeftimmung nur unter dem Drud einer königlichen 
Botiihaft, von deren Berüdlichtigung König Friedrich Wilhelm IV. im Ja— 
nuar 1850 die Eidesleiftung auf die Verfaſſung abhängig erklärte. Der ab» 
geänderte Verfafſungsartilel jchaffte aladann Kaum für ein 1854 bei der 
Landrathskammer durchgedrüctes Geſetz, wonach jede Civil: oder Strafflage 
gegen einen Beamten . einer in — — oder in Veranlaſſung der 
Ausübung ſeines Amtes begangenen en urch ein Veto der Provin: 
cialregierung fiftirt werden Zonnte. In diefem Fall gelangte zur Entſchei— 
bung des jog. Gompetenzconflictägerichtshofes in Berlin die Vorfrage, ob 
dem Beamten eine zur gerichtlichen Verfolgung geeignete Meberichreitung 
feiner Amtsbefugniffe zur Laſt falle, und bei verneinender Entjcheidung war 
der Rechtsweg völlig ausgejchlofien. Dieſes Geſetz gehörte zu den in jener 
Zeit ſyſtematiſch betriebenen Unternehinungen zur Trockenlegung der Juſtiz. 
Jener Competenzconflictögerichtshof aber, in der Mehrzahl feiner Mitglieder 
aus Minifterialräthen im Nebenamt und aus einigen dazu bejonderd ausge: 
juchten Obertribunalaräthen bejtehend, Hat ſich für feine Rechtſprechung da: 
mal3 den jchlimmften Ruf verichafft. Syftematiich fiftirte die Bezirksregie— 
rung die einfachiten Klagen gegen Beamte wegen Beleidigung oder Mikhand: 
lung, und der Gerichtähof, welcher im heimlichen und jchriftlichen Verfahren 
entichied, ſchnitt fait beftändig die mweilere Verfolgung des Rechtsweges ab. 
Derjelbe Gericht3of war jchon 1847 eingefeßt worden, um auf Anrufen der 
Verwaltungsbehörden zu entjcheiden, ob eine jonft im Rechtswege verhandelte 
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Sache zur Enticheidung der Juſtiz- oder ber Berwaltungsbehörben gehöre. 
Auch nach diefer Richtung war durch die Lüdenhaftigfeit und Unklarheit der 
preußiſchen Geſetzgebung der weitefte Spielraum für Trodenlegung der Juſtiz 
gegeben. Eo wurde denn jener „Gerichtshof“ für eine wahre Yandescalamität 
angejehen. Die —— nahm 1861 bei ihrer Begründung die Auf— 
hebung desſelben und der beiden Geſetze von 1847 und 1854 — 
in ihr Programm auf. In neuerer Zeit iſt zwar die Uebung in Bezug au 
Erhebung des „Eonflicts* im Prozeß Seitens der Verwaltungsbehörden eine 
iparfamere geworden, die dadurch geichaffene Rechtsunficherheit befteht aber 
fort, die perfönliche Verantmwortlichkeit de3 Beamten für feine Handlungen 
ift rechtlich jo wenig vorhanden, daß man nicht jelten den Ausipruch vers 
nimmt, es ſei ein Geje über die Verantwortlichkeit der Gendarmen in Preußen 
noch nothwendiger ala ſelbſt ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz. Die Reichs» 
juftizcommiffion hat den Cab, wonach eine vorgängige Genehmigung ber 
Behörden nicht nothiwendig ſei, um öffentliche Beamte wegen ihrer amtlichen 
zn gerichtlich zu verfolgen, troß der lebhaften Belämpfung von 

iten der Regierung unbejchränft aufrecht erhalten. Liegt doch thatſächlich 
ſchon eine ſehr wejentliche Beſchränkung der gerichtlichen Verfolgung von 
Beamten darın, daß Öffentliche Strafllagen nach wie dor nur von der 
Staalsanwaltſchaft eingeleitet werden fünnen. Tas Anklagemonopol der: 
jelben wird nur infofern durch die neuen Reichsjuſtizgeſehe durchbrochen, ala 
da3 DOberlandeögericht der Staatsanwaltſchaft auf erhobene Beſchwerde die 
Erhebung der Anklage auferlegen fann. Was dagegen bie eigentlichen Com: 
petenzconflicte zwischen Juftiz und Verwaltung anbetrifft, fo hat fich bie 
Commiſſion bis zu dem Satz, dab die Gerichte, bezw. das oberfte Reichsge— 
richt über die Gompetenz allein entjcheiden folle, nicht voll und ganz auf: 
ſchwingen können; es ift zugelajlen, dat die Landesgejeßgebung Gompelenz: 
gerichtähöfe, allerdings in einer gegen dem beftehenden preußiichen Gerichtshof 
verbefferten Art, errichten könne. Ba indeß das geltende preußiſche Gejeh 
durch die für folche Gerichtshöfe von der Commiſſion aufgeftellten Normen 
hinfällig wird, jo kann die preußische Regierung von jener Erlaubniß nur 
Gebrauch machen, wenn es ihr gelingt, mit dem Abgeordnetenhaufe demnächſt 
ein ‚neues Competenzgerichtsgeſeß zu vereinbaren. Das wird allerdings ſchwer 
halten und darum befämpft die preußiiche Regierung auch diefen Theil der 
Commiſſionsbeſchlüſſe auf das Lebhaftefte. 


4. December. (Deutjches Reich.) Bundesrath: lehnt auf 
den Antrag Preußens die Einladung Frankreichs zur Betheiligung 
an der von ihm für 1878 bejchloffenen Weltinduftrieausftellung in 
Paris ab. Die öffentliche Meinung ift darüber einig, daß ſolche 
Ausftellungen in allzu kurzen Zeiträumen fich folgend für die In— 
duftrie ſelbſt ohne entjprechenden Nutzen jeien. Cine zuerjt angeregte 
Derichiebung der Austellung um einige Jahre ift aber von Frank: 
reich abgelehnt worden. E3 Liegt daher auf der Hand, daß die Aus— 
ftellung von Frankreich vielmehr in feinem, mehr oder weniger poli= 
tischen Intereffe unternommen wird, ala in demjenigen der Induſtrie 
und der Indujtriellen. Diefe haben daher in Deutjchland zum weit- 
aus größeren Theile wenig Neigung, fich für die Auäftellung in große 
Koften zu ftürzen und find zu einer Betheiligung nur geneigt, wenn 
das Reich diefe Koften oder doch den größten Theil derjelben auf feine 
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Schultern nähme. Dazu hat aber die Reichäregierung feine Luft und 
die Mehrheit des Neichstages ijt nach den darüber in den Fyractionen 
gehaltenen Berathungen offenbar einverjtanden. Zudem iſt es bei 
der andauernden Stimmung der Franzoſen keineswegs über alle 
Zweifel erhoben, ob nicht einzelne Deutjche, Ausfteller oder Bejucher, 
in Paris Mißhandlungen fich ausgejeßt jehen würden, zu denen die 
Reichöregierung unmöglich jchweigen könnte, wie denn auch die Stel- 
lung de3 Elſaßes in der Ausftellung für die Regierung leicht Un— 
zuträglichkeiten veranlaflen könnte. Die öffentliche Meinung ift da= 
her mit der Ablehnung jchließlich ganz einverjtanden. 


5. December. (Deutjches Reich.) Reichstag: eine Interpel— 
lation E. Richter's (Fortſchr.) über die Erhöhung der ruffischen 
Gingangszölle zwingt den NReichöfanzler zu einer umfallenden Dar— 
legung der deutjchen Politit bezüglich Rußlands und in der orien— 
talifchen Frage überhaupt: 


ie RE * Interpellant hat die politiſche Frage in ben Vorder: 
grund geftellt, nachdem er zuerft die Möglichkeit, daß die re und 
ettva bewegen könnte, bei dem möglichen Ausbrechen eines ruſſiſch-türkiſchen 
Krieges und auf die Seite der Türfen zu ftellen und Rußland anzugreifen, 
von der Hand gewiejen hat. ch bin darüber recht froh. Aber ich glaube, 
er hat fich hier wegen eines gewiſſen Dilettantismus den Zujammenhang, 
die Abftufung zwiſchen Freundſchaft, Kälte, Verftimmung und Zwiſtigkeit, 
ber Gegenwart, der Zukunft noch nicht recht Elar gemadt. Wenn man zu 
unrechter Zeit einer Macht, die ih in einer gejpannten Situation befindet, 
einen Stod zwiichen die Räder jchiebt, jo mag das im Augenblid jcheinbar 
unbemerkt geichehen, aber der Zuftand de3 Wagens läßt merken, daß der 
Stock dazwiichen gejchoben ift. und möglicher Weile kann dad, was dem 
Dorredner ganz underfänglich ift, der erfte Anfang und Keim zu einer Ver: 
ftimmung werden, die allmälig immer weiter um fich greift. Mir ift als 
einem Pfleger des Friedens die Interpellation, die der Hr. Vorredner ge: 
ftellt Hat, im meinem Werke ganz unzweifelhaft in höchſtem Make unbe: 
quem. Ich glaube nicht, daß e3 im feiner Abficht geweſen ift, mir meine 
Aufgabe zu erfchiweren; wenn aber in diefem Augenblide, wo meine Auf: 
gabe notorisch auf Erhaltung des Friedens gerichtet ift, er mir dies unbe: 
quem macht, vielleicht die Keime zu einer künftigen Verftimmung legt, fo 
fchadet er gerade den Leuten, denen er nüben will, indem er den ruſſiſchen 
Grenzzoll abjtreifen, vielleicht abjtellen will, was aber doc jehr unwahr— 
Faden. it. Es kann died unter Umſtänden dazu beitragen, in die freund« 
haftlichen Beziehungen zwiichen uns und Rußland eine Störung zu brins 
gen; indeß er jagt, er wolle den Srieg nicht. Es werden diejenigen, im 
deren Intereſſen ex zu jprechen glaubt oder vorgibt, einig fein, daß fie lie 
ber eine gefperrte Grenze, al3 eine für feindliche Truppen eöffnete Grenze 
haben. Es fragt fi: in wie weit ſchädigt der Vorredner — ſeine Interpel⸗ 
lation die Bemühungen, den Frieden zu wahren. Ich habe ſchon aus einer 
—— Discuſſion über denſelben Gegenſtand mit einer gewiſſen Verwun— 

rung gefunden, daß einigen Seiten im Hauſe die en Politit vermöge 
ihres erkennbaren Wohlmwollend für Rußland zu friedfertig gilt; e8 wurde 
uns gewiffermaßen vorgehalten, daß wir die große Macht, die in die Hand 
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des deutſchen Kaiſers gelegt ijt, nicht zu dem Zwecke benußen, dab fich für 
uns bie Perſpective eröffnete, eine für und günftigere Zollpolitit zu erlan: 
gen. Es wundert mich das, weil es ein unbegründeter Borwurf iſt. Wir 
werden unjere Macht richtig gebrauchen; einftweilen ift der Moment, davon 
Gebrauch zu machen, noch nicht gelommen, und jo Gott will, hoffe ich, daß 
er für uns überhaupt nicht kommt. Der Vorredner befindet fi), wie jo 
mancher Andere, im Irrthum darüber, daß er glaubt, Rußland verlange 
von uns im Augenblick jehr große Gejälligfeiten und Dienfte; das ift durch— 
aus nicht der Tall. Er hat es angedeutet, da Rußland mit Eroberungen 
umginge und jein Zändergebiet erweitern wollte, und hat das gethan, indem 
er auf die Folgen für unfern Handel und Verkehr hinwies, die es haben 
würde, wenn die ruſſiſche Zollgrenze mit erhöhtem Zoll auf andere Gebiete, 
nicht rufjiiche Länder, Anwendung fände. Gin Grund zu der Voraus— 
\egung, daß Rußland irgend welche Eroberungen beabfichtige, liegt gar nicht 
vor. Wenn der DVorredner dafür den Beweis liefern könnte, jo würde die 
ganze sg deö übrigen Europa vielleicht eine andere Geftalt annehmen; 
er würde, wenn er ed wirklich weiß, vielleicht manchen anderen Regierungen 
einen jehr großen Dienft erweijen, wenn er es ihnen beweilen könnte. Bis 
Jet aber liegt nichtd weiter vor als bie feierliche Verficherung des Kaiſers 
WAleranber, daß er jeinerjeit3 auf jede Eroberung und jeden Erwerb verzichte, 
und ich weiß nicht, was namentlich in unjerem Lande, dem er immer ein 
wohlmwollender, freundlicher Nachbar geweſen ift, dem gegenüber ich nicht 
behaupten fann, daß er nicht im irgend einer Richtung ftet? vollitändig 
feine — gehalten hätte, irgendwie dazu berechtigen ſollte, dem Publi— 
tum den Verdacht unterzuſchieben, als handle es ſich von ruſſiſcher Seite 
um neue Eroberungen. Rukland verlangt von und nichl®, wofür wir irgend 
einen Preis fordern können, und wenn wir etwas verlangen, jo wäre es 
etwas jehr Schwieriged, das Object diejed eventuellen Wunſches zu beftim: 
men, denn man muß fich in der Politik immer nur nach dem eigenen Landes: 
intereffe richten. Wir werden die Politil, die wir machen, aus eigenen 
Interefien machen, und fie in feiner anderen Richtung beftimmen Laffen. 
Rußland verlangt ja von uns nichts als in allererfter Linie auf einer fried: 
lien Gonferenz unfere Mitwirkung zu einem Zweck, der auch der unfrige 
ift und der vom Kaiſer perjönlich mit Zuftimmung der ganzen Nation * 
ehalten wird, zur Rheine von Zuftänden, bet denen wenigſtens 
Folie Vorgänge, wie die Mepeleien der Tſcherleſſen in der Bulgarei, nicht 
mehr zu den Wahrfcheinlichkeiten gehören, kurz, zur Sicherftellung der chrift: 
lien Untertanen der Pforte gegen eine gelegentliche Behandlung, wie fie 
ihnen in diefem Sommer zu Theil wurde, die das Rechtsbewußtſein Europas 
verlegt Hat; man hat nur noch nicht die Form finden können, eine Einige: 
keit Europa’ in dieſer Frage hHerzuftellen. Hierüber aber find wir mit 
Rußland vollftändig auf der Gonferenz einig, dak wir nicht unfere Unter: 
füyung für das Zuſtandekommen der Einigkeit verwenden in ruſſiſchem 
Interefle, denn das würde heißen, für fremdes Intereſſe Politik treis 
ben, während wir nur in eigenem chriftlichem Intereſſe, aus Sympathie 
für unfere Glaubenägenofjen e3 thun, und wenn Sie wollen, au3 civilifato: 
riſchem Eulturintereffe, wie Sie es als einen Theil des Gulturfampfes an: 
Veen Lönnen (Heiterkeit) Sollten wir nun dafür, daß mir diefelben 
Zwecke der Sicherftellung der chriftlihen Bewohner der Türfei verfolgen, 
eine Belohnung von Rubland verlangen? Nun hat der Hr. Vorredner ge: 
ſagt: „Bei der augenblidlichen Sachlage ift die Möglichkeit vorhanden, daß 
txoß der principiellen Einigleit diefe Conferenz rejultatlos bleibt, und es ift 
für diefen Fall die Wahrfcheinlichkeit nahe gelegt, da Rußland auf eigene 
Hand vorgehen werbe, um mit den Waffen das zu erfämpfen, was es fried: 
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lich nicht erlangen fonnte.” Auch für diefen Fall verlangt Rußland von 
uns feine Unterftügung, fondern es wünſcht nur unfere Keutralität, alſo 
etiwad, was vollitändig in unjerm Intereſſe liegt. Sollen wir benn bei 
Rußland ein Beto einlegen gegen Zwecke, die wir jelbjit als die unfrigen 
erkennen und in Bezug auf welche wir feinen Beweis bisher haben, daß 
Rußland die Linien, die ihm auch durch dieje Zwecke geſteckt werden, über: 
fchreiten will? Wir fönnen doch nicht in dem Moment, wo Rußland für 
unfere gemeinfchaftlichen Zwecke feine Truppen in Bewegung jebt, eine Ber 
lohnung, wie der Hr. Vorredner will, verlangen? Während nun Rußland 
gar feine Anjprücde an uns macht, müßten wir nothwendig, wenn wir ver: 
meintlich in unjerem Intereſſe das politifche und wirtichaftliche Gebiet ver: 
mengen wollen, was der Hr. Vorredner Reciprozität zwiſchen beiden ges 
nannt bat, zu Ungeheuerlichkeiten fommen. Ich will nicht jagen, daß das 
an die Vorgänge erinnern würde, die ich von Inhabern gewiſſer Geichäfte 
am Mühlendamm in Berug auf Zaufchhandel gehört habe. (Heiterkeit.) 
Ich kann näherliegende Beifpiele in benannten Zahlen Ihnen anführen. 
Nehmen Sie an, daß, ala wir kriegeriſch befchäftigt waren, Rußland uns gejagt 
hätte: „Ia, ich werde mich euch wohlwollend verhalten, wenn Ihr mir 
3. B. bie Unbequemlichkeit abnehmt, daß Ahr mir die Viehausfuhr abjperrt 
wegen ber ganz unbegrünbdeten Furcht vor der Rinderpefl.“ M. H., das 
würden wir eine ganz unwürdige Politit genannt haben. Dder nehmen 
Sie ferner an, daß in dem Augenblid, wo wir nach Frankreich zu gehen 
enöthigt waren, Oeſterreich uns gejagt hätte: „Wir werden ftillfigen, wenn 
hr die ungarischen Weine zollfrei einlaßt und auferdem in anderer Hins 
fiht unferen Handelsverkehr erleichtert.” Ja, m. H. ich weiß nicht, was 
unfere Antwort darauf geweſen jein würde. Wielleicht hätten wir, durch 
die Nothiwendigkeit gedrängt, für den Augenblick Defterreich dieje Conceſſion 
gegeben, dazu bin ich Gejchäftemann genug (Heiterkeit), aber die iyolgen, 
die fi) daran geknüpft hätten! Ich bin weit davon entfernt, zu glauben, 
dab ——— ſolcher Handlungen fähig wäre, ich will nur den Unſinn 
beweiſen, der daraus ergeben hätte. Aber die Folge einer ſolchen Hand» 
lung wäre geweien, wir hätten die Gelegenheit abgewartet, nach dem Kriege, 
wo vielleicht Defterreih in bedrohter Lage fich befunden hätte, zu jagen: 
„Run liegt die Sache anders, nun bitten wir um Rücknahme der Bedin- 
gungen, die ihr uns 1870 auferlegtet, und außerdem noch um verjchiedene 
andere Leiftungen zur Entſchädigung für den Nachtheil, den ihr und zuge: 
fügt habt.“ (Heiterkeit) Die politijchen Berhältniffe find ganz anders auf: 
in und viel ſchwerer wiegend ala die großen Berfehräverhältnifie. 
Mer kann uns denn dafür bürgen, wenn wir jet dem Hrn. Vorredner zu 
Dienften find, dag wir vielleicht in drei Jahren auch wieder in der Lage 
wären, Rußlands freundliche Nachbarichaft zu brauchen; dann würden die 
Ruffen ed natürlich ebenjo wie wir machen und fagen: „Wir werden nur 
rubig fein, wenn ihr uns unſere Zölle in Gold gebt.” Man darf eben, 
wie ſchon gejagt, auf feine Weiſe wirthichaftliche Erörterungen mit politischen 
vermifchen, wie ber Sinterpellant das gethan hat. Wir fommen fo eben nur 
zu einem Wortgefecht, wie wir es ſchon oft durchgemacht haben, und was 
jeder Zeit ohne Reſultat bleibt. Ich erinnere mich da eben ber Reden, bie 
wir bor etwa 14 Jahren gehört haben, damals ala die polnische Inſurrec— 
tion war und von einer Convention mit den Polen die Rede war, wo man 
auch dad Bebürfnif hatte, una mit Rußland zu brouilliren; es ift damals 
wie jeht die Tendenz jolcher Demonftrationen, Interpellationen und Discuſ⸗ 
fionen, unfere guten Beziehungen mit Rußland zu unterbredden. Man iſt 
bei und vielfad en theilweife aus Gewohnheit, der Erbichaft alter 
Erinnerungen, theilweife auch aus inneren Intereſſen, weil bie ruſſiſche 


Das denife Reid und feine einzelnen Glieder. (Dec. 5.) 211 


Regierung auf confelfionellem Gebiet nicht den Intereſſen nachgeht, denen 
man e3 wünjchte. Aber fo lange die jegige Regierung in Deutichland feft 
fteht, wird e3 nie diefen Leuten gelingen, unjere guten Beziehungen mit 
Rußland zu alteriren, um einen Riß in bie beiberfeitig erprobte Fibe 
Ihaft zu machen. ch ſpreche damit nicht meine u Ueberzeugung 
allein aus, jondern die beftimmte Anficht der verbündeten ierungen und 
namentlih die Anfiht Er. Maj. des Kaiſers ſelbſt. Wir nd fehr weit 
entfernt, eine Trübung in unſere Beziehungen mit Rußland zu bringen, 
denn das Bündnik, das die drei Monarchen jeit längerer Zeit vereint, bes 
fteht in voller Geltung noch heute. Und ich kann Sie auch verfichern, dab 
troß der entgegengejeßten Berficherungen, die in der öfterreichiichen Preſſe 
3. 3. laut geworden jind — und die Motive können hier ja nicht mitſpre— 
hen —, hauptſächlich Deutſchland von dieſer Trübung weit entfernt ift, 
und daß das Drei-ftaiferbündnig noch in vollitem Make eriftirt. Dan wird 
aber jehr irren, wenn man darauf ausgehen und Schlüffe ziehen wollte, daß 
fih England an die Spike gegen die dritte, hauptjächlich an der orientali« 
ſchen frage betheiligte Macht Heflen wollte; wir haben mit England nicht 
minder als mit Rußland die Tradition einer im jeder Hinficht und unter 
allen Umftänden guten Beziehung. Wir haben uns in der orientalifchen 
a: die Aufgabe geftellt, dem Frieden zu erhalten und daraus wird der 

. Interpellant zugleich entnehmen, da innerhalb diejer Aufgabe die Zoll: 
frage feinen Pla hat, und daß er bie Sachen auseinanderhalten muß, die 
Zolfrage beionderd und bie Politit beſonders. Wir haben für die Türkei 
nur die ntereffen der allgemeinen Sympathie, und wenn ber Herr Bor: 
redner anführte, daß es ihm fcheine, im ganzen Orient ftede fein Intereffe, 
das fo viel werth wäre, wie ein pommer'ſches Rittergut, fo ijt das irrthüm— 
lich, jo ift da3 eine Legende, in der ein Stückchen Wahrheit ftedtt. Aber 
„ein Biſſerl Falſchheit ift allweil dabei!” Wir werden Deutichland bie 
Betheiligung an diefer Bervegung nicht rathen, jo lange wir nicht ir 
gend ein Intereſſe gefährdet sehen, welche3 go nur die gefunden Knochen 
eined pommer'ſchen Musketiers werth wäre, und ich glaube auch nicht, daß 
unſere Landsleute etwas für eine Politik de wollen, für die fie feine 
Intereſſen einjehen. Wir müffen mit unferen Soldaten fparfamer jein, als 
daß wir fie für eine Politit einfepten, für die wir fein Intereſſe haben. 
In fo fern find wir allerdings die mindeft Betheiligten ; vielleicht ift Frank— 
reich eben jo wenig betheiligt. Bon den übrigen betheiligten Mächten, mit 
denen allen wir im unbedingter Freundſchaft ftehen, kann man das nicht in 
jo weit abiolut jagen, als da die Dinge doch eine Gejtalt annehmen kön⸗ 
nen, welche bie türkiſchen Intereſſen zu den einheimifchen, englijchen und 
ruſſiſchen, machen können. Dieje Mächte find eben da in einer andern Lage. 
Wenn bie orientalifche Frage jetzt, wo fie fich überjehen läßt, fo meit fie 
überhaupt vorliegt, nach den jeßigen Gonjecturen feine Ktriegsgefahr enthält, 
fo enthält fie doch jehr wohl die Aufforderung zu einer vorfichtigen Politik, 
die ich den andern Mächten wohlmwollend und friebliebend empfehlen fann, 
weil fie feines ihrer Intereſſen verlegt. Mein Beftreben und meine mir 
bon Er. Majeftät dem Kaifer geftellte Aufgabe ift: dahin in dem diploma: 
tiichen Verkehr zu twirken, daß two möglich die guten Beziehungen, in denen 
wir zu den drei mächftbetheiligten Mächten find, ungetrübt oder doch wenig 
getrübt aus dieſer Krifis hervorgehen mögen, daß wir fie pflegen follen, wie 
wir können. Es könnte und nur dadurch diefe Aufgabe verborben und ge: 
Hört werben, wenn irgend einer unferer freunde von uns verlangte, unſere 
färkere ——— um ihm dadurch zu bethätigen, daß wir den anderen 

reund, der und e Hana nicht3 gethan Hat, der im Gegentheil unfer Freund 

leiben will, feindlich behandeln, und unfere ftärkere Liebe beweiſen follen 
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durch Hab gegen den andern. Es liegt das nicht außerhalb der Möglich: 
keit. Wir find in den Jahren 1853, 1854, 1855 Zumuthungen in. einem 
Maße ausgeſeht worden, two ich damals die Geduld unjeres damaligen aller: 
gnädigjten Heren bewundert habe, und wo meine politiichen Anfichten mit 
denen meines damaligen Vorgeſehßten nicht immer zufammenfielen. Jch würde 
in jeiner Stelle die Verfuche, welche gemacht wurden, uns für fremde In— 
terefien aus Gefälligfeit oder aus Furcht vor Krieg in einen jchädlichen 
Krieg mit Andern zu treiben, ſehr entjchloffen und ın einer unangenehmen 
Weiſe zurücgewielen haben, jollte ich auch jchließlid) in die Lage gefommen 
fein, den Zutritt zu der damaligen Parifer Gonferenz nicht mehr zu finden. 
Es wäre und gar nicht? verloren gewejen, wenn wir nicht dabei geweſen 
wären, (Heiterkeit. Sehr richtig!) Alſo dergleichen Liegt nicht außer dem 
Bereich der Möglichkeit, es geichah uns damals umd es hat jchließlich doch 
die treue und felte Gefinnung des damaligen Königs von Preußen feinem 
Volle gegenüber, das er in unnütze Kriege, in unnüße Händel, in ein Ber: 
würfnih mit einem feit mehreren Jahrhunderten ireu mwohlwollenden Nach: 
bar nicht bringen wollte, jchließlicy ihre Früchte und Nutzen getragen. Ich 
bin aber gar nicht des Glaubens, daß man uns jet gleiche Zumuthungen 
machen werde. Bis jetzt find fie ung von feiner Seite gemacht worden viel: 
jan ift unfere Allen gegenüber wohlwollende freundichaftliche Stellung, allen 
diejen dreien gegenüber, von jeder einzelnen gewürdigt worden; man hat 
diejelbe natürlich gefunden und uns mit jeder unbilligen Zumuthung ver: 
ſchont. Im Gegentheil, man weiß die J— dieſer unſerer Stellung 
zu ſchätzen; denn wir allein haben die Möglichkeit, unbetheiligt zu vermit— 
teln in einer Richtung hin, die entweder den Krieg verhindert, oder — 
wenn das ſich ala möglich in der Zukunft nicht erweiſen ſollte, wie wir 
bisher doch noch die Hoffnung haben — wenn es nicht verhindert wird, 
daß unjere Stellung wenigftens die Mittel dazu bieten kann, ihm einzu— 
ichränfen, oder, wie der Kunſtausdruck it, zu localifiren, jeine weitere Ber: 
breitung zu verhindern, zu hindern, dat aus dem vorientaliichen Krieg ein 
europäifcher werde, ein Krieg zwiſchen zwei europäiſchen Mächten. Alſo 
jelbft wenn, wie ich fchon erwähnte, die Gonferenz ſcheitern jollte, ſei es, 
dab die Mächte unter fich fich nicht einigen, fei es, dat fie über das, worü— 
ber fie ſich geeinigt, eine Zuftimmung der Türkei nicht erlangen, und wenn 
in Folge deſſen Rußland auf eigene Hand verfahren follte, fo ift deßhalb 
noch nicht nothwendig, dab diefer Krieg weitere Theilnehmer finde. Wenig: 
ftend wird unfer Beitreben dahin gerichtet jein, ſoweit freundichaftliche und 
beiden Theilen annehmbare Vermittlung da3 vermag, zu verfuchen, daß wir 
das MWeitergreifen des Krieges hindern. Jch halte es nicht für nothiwendig ; 
bie engliſchen und ruſſiſchen Intereſſen mögen ja fehr ſchwierige Berührungs— 
puncte = en und der Ausgleich unter fich jehr ſchwierig fein; ob aber eine 
Kriegführung zwiſchen zwei jo mächtigen Staaten, von denen feiner doch 
eographiich in der Lage ift, dem anderen einen vollen Zwang anzuthun, 
Fri wenn ex fiegreich fein follte, ob dies gerade die Verftändigung über die 
wunbden Puncte fördern würde, ob nicht beide jelbjt durch unfere Dermitts 
lung oder direct zu der Meberzeugung zu bringen find, daß fie beffer ihum, 
fich im friedlichen Ausgleich ihrer Jntereffen gegenjeitig zu verfländigen, 
da3 muß die Zukunft lehren. Wir hoffen, und jedenfalls wird unfer Be: 
—* dahin gerichtet ſein, in erſter Linie, daß wir uns den Frieden und 
ie Freundſchaft mit unſern bisherigen Freunden bewahren, in zweiler 
Linie, daß wir, ſoweit es durch freundſchaftliche, von allen Seiten bereit: 
tillig aufgenommene Vermittlung möglich ift, unter abjolutem Ausſchluß 
aber jeder comminatorischen Haltung von unferer Seite und beftreben, ben 
Frieden unter den europäiſchen Mächten unter fich nach Möglichkeit zu er: 
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halten, das Heißt alfo, den Krieg, wenn er im Orient er follte, nach 
Möglichkeit zur Iocalifiren. Gelingt dies nicht, m. H., fo entiteht eine neue 
Lage, über die ich mich in Gonjecturen nicht einlaffen kann und über die Sie 
Beute von mir feine Auskunft verlangen. Ich würde auch bei diefer Sachlage 
nicht jo lange Ihre Geduld in Anipruch genommen haben, wenn nicht der Excurs, 
den ber Jnterpellant auf das politifche Gebiet machte, die politiichen Hilfs: 
truppen, die er zur Unterftübung von Zollintereffen heranzog, mich genöthigt 
hätten, auch das politifche Gebiet zu betreten, das ich, joll ich nicht mißver— 
fanden werden, nicht betreten fann, ohne e3 im der ganzen, vom Herrn 
Interpellanten mir aufgenöthigten Ausdehnung zu durchſchreiten.“ 


6—13. December. (Heſſen.) Seſſion der beifiichen Landes— 
fynode, auf deren Berathungen und Bejchlüffe die Gemüther in 
Folge der im Lande eingetretenen Firchlichen Bewegung äußerft ge- 
Ipannt find. Die Majorität der Synode, ungefähr zwei Dritttheile 
gegen ein Dritttheil, entjpricht den Beftrebungen der Bewegung in 
feiner Weife, lehnt alle in ihrem Sinne geftellten Anträge ab und 
beharrt auf dem bisher von ihr und dem Kirchenregiment eingenom= 


menen Standpunfte. 
Ein Bericht über die Synode faht den Verlauf berjelben furz fols 
—— zuſammen: „Die Berathungen der Synode haben die Lage der 
Michen Landeskirche nur verfchlimmert. weil e3 der Majorität an jeglichen 
Verftändniffe der Bedürfniffe und Rechte der ev. Gemeinden fehlte. Die tief: 
gehende Unzufriedenheit der Gemeinden wurde einzig aus materiellen Grün: 
den hergeleitet, während doch die Begründung neuer unabhängiger Gemein: 
den weit mehr pecuniäre Opfer erfordert, als die viel geringeren Beträge 
der Kirchenjteuern. Alle Anträge auf ftärkere Vertretung des Laienelements 
und angemeflene Berückſichtigung ber größeren Gemeinden wurden abgelehnt 
und ſogar in abjolutem Bureaufratismus das natürliche Grundrecht jeder 
Gorporation, Petitionen und Anträge in den Lebenäfragen der Gemeinden 
an die oberfte Vertretung zu richten, in frage geftellt. ine Landesſynode, 
welche überhaupt noch darüber debattiren fann, ob die Gemeinde der Haupt: 
ſtadt des Landes in den wichtigften firchlichen Fragen fi) an die berufenen 
Männer menden darf, kann auf den Namen einer protejtantiichen kaum 
Anspruch machen. Dad Austunftsmittel, welches die Synode fchlieklich zur 
Veruhigung der aufgeregten Gemeinde ergriff, indem fie die Bitle an bie 
Regierung richtete, die Geiftlichen künftig bei der Berathung und Beſchluß— 
faffung über era eg auszuschließen, Tann nur als ein Ausdrud 
der Muthlofigkeit der Geiftlichen gelten, welche die Verantwortlichkeit für 
die wichtigften Angelegenheiten von ſich abmwälzen wollen.“ 


7.—14. December. (Preußen.) Proceß gegen den Bijchof 
von Münfter und Genofjen und Verurtheilung derfelben wegen Ver— 


untrenung reſp. Befeitigung von Geldfummen und Actenſtücken. 

Die Angeklagten find: der Biſchof Brinkmann, Prälat Dr. Giefe, 
die früheren Generalvicariatd:Secretäre FFievdez und v. Noel, der frühere 
Generalvicariat3:Galculator Haverjath, der Director des geſchloſſenen theolo: 
giſchen Convicts (Collegium Borromaeum) Dr. Richters und der bifchöfliche 
Caplan Schürmann. Sie find ſämmtlich exſchienen mit Ausnahme des 
Biſchofs und bes Prälaten Dr. Giefe, die im Auslande weilen; fyievez 
wird. aus dem Gerichtägefängnifie vorgeführt. Das Erfenntniß des I 
teö Tautet gegen Bifchof Brinfmann auf 1 Jahr Gefängniß, Prälat Dr. Gieſe 
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auf 2 Jahre, Geiftlihen Fiévez auf 3 Monate, Geiſtlichen Haverfath auf 
4 Wochen; die Geiftlichen dv. Noll, Dr. Richters und Schürmann werben 
freigefprochen. 

9. December. (Deutfches Reich.) Reichdtag: genehmigt 
das Budget für Elfaß-Lothringen für 1877. 

9. December. (Bayern) Gine Entichließung des Königs 
beftimmt, daß bei den Offizieren und Mannjchaften der Euiraffier- 
regimenter in proviforifcher Weife der Guiraß in Fortfall zu kom— 
men habe und leßtere (ausſchließlich der IUnteroffiziere, Trompeter 
und Pioniere) mit dem Garabiner auszurüften jeien; für Recruti- 
rung und Remontirung der Cuiraſſiere haben die für die Uhlanen 
gegebenen Beltimmungen zu gelten. 

In Oeſterreich hat man fich ſeit Jahren bereits zu diefer Maßregel 
entjchieden, in Preußen konnte man fich noch immer nicht dazu entichließen, 
obwohl die Erfahrungen des Feldzuges 1570/71 ebenfo wie jene der jeither 
ftattgehabten Gavallerie-Manöver gewichtig dafür ſprachen. E3 tritt deßhalb 
auffallend hervor, daß Bayern nicht die Regelung diejer Frage durch bie 
preußijche SKriegsverwaltung abwartet, fondern jelbitändig die als einen 

roßen FFortichritt zu betrachtende Maßregel anordnet. An martialifcher 
richeinung verlieren die Euiraffire allerdings bedeutend, wenn fie ben bli— 
enden Harniſch ablegen, wie fie bereit3 den malerischen weißen Mantel 
eingebüßt haben. 

11. December. (Deutſches Reich.) Der Juſtizausſchuß des 
Bundesrathes: beantragt bei dem Givilproceß und der Concurs- 
ordnung, jo wie fie aus den Bejchlüffen des Reichstags hervorge- 
gangen find, zuzuftimmen, im Gerichtsverfaflungsgejeß auf 15 Punkte 
zu verzichten, 5 für unannehmbar zu erklären, iu der Strafproceh- 
ordnung auf 21 Punkte zu verzichten und 8 für unannehmbar zu 
erklären. Deägleichen möge der Paragraph, wonach das Gerichtäver: 
faffungsgefeg an einem durch Geſetz zu beftimmenden Tage in Kraft 
tritt, abgelehnt werden. 

12. December. (Deutfches Reich.) Bundesrath: Entjchei- 
dung über die Stellung der Regierungen gegenüber der dritten Le— 
Jung der großen Juſtizgeſetzgebungsentwürfe. 

Den nk führt der Reichskanzler Fürſt Bismarck, ein Vorgang, 
ber feit einer Reihe von Jahren nicht ftattgefunden hat. An ber Berathung 
betheiligen fich die leitenden und die Juftizminifter von Vayern, Württem: 
berg, Sachſen, Baden, Hefjen und ſämmtliche zur Zeit anmejende Bevoll: 
mächtigie des Bunbesrathes. Die Beichlüffe gehen über jene des Ausſchuſſes 
hinaus, indem zwar der Giviiprocek und die Concurdordnung angenommen, 
aber im Gerichtsverfaffungsgejeg und im Strafproceh im Ganzen achtzehn 
Punkte ald „unannehmbar“ erklärt werden. Sie betreffen jämmtliche poli: 
tiſch⸗ principielle Beichlüffe des Reichätages der zweiten Leſung. Danach 
lehnt der Bundesrath ab alle Beſchlüſſe des Reichstages, welche die Preſſe 
betreffen, die Verweiſnng ber Preßdelicte vor die Schwurgerichie, die Auf: 
hebung des Zeugnißzwanges, das Forum der Beichlagnahme ; ferner werden 
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abgelehnt die Reichätagabeichlüffe bezüglich des Competenzconflictes, der Be: 
amtenverfolgung, der Veftimmung, wonach ber Angeklagte den Bertheidiger 
Iprechen darf ohne Zuziehung von Gerichtsperfonen, der Beichlagnahıne von 
Briefen durch die Staatsanwaltſchaft u. j. w. Dagegen werden 55 frühere 
Bedenken fallen gelaffen. 


Der Reichdtag wird eine Pauſe von zwei Tagen eintreten laffen, um 
den Fyractionen Zeit zu gönnen, zu den Bunbesrathabeichlüffen Stellung zu 
nehmen. Die Hoffnungen auf dad Zuftandefommen der Juſtizgeſetze find 
jehr vermindert und die DVerftimmung ift ziemlich allgemein. Die 18 
Punkte, in welchen ber Bunbesrath den Beichlüffen des Neichdtags über 
die Juſtizgeſetze die Zuftimmung verfagt, betreffen, möglichit ihrer inneren 
Bedeutung nach geordnet: 1—3) die drei Beftimmungen über Zuftändigfeit 
und Gerichtäftand Für Preßvergehen und den Zeugnißzwang ber Preife; 
4—5) bie beiden Beftimmungen über den Gompetenzconflict, die Normatide 
für die Gonflictgerichtshöfe und die gerichtliche Verfolgung ber Beamten be: 
treffend; 6—7) die Beſchwerde, Anklageverweigerung der Staatsanwaltichaft 
und das entiprechende Recht des Anſchluſſes als Nebenkläger; 8) den Titel 
über die Rechtsanwaltſchaft; 9) den Termin des Inkrafttretens der Geſetze, 
der Bundesrath ſcheint denjelben jet einem befonderen Gejehe vorbehalten 
zu wollen; 10) die Rechtäbelehrung des Präfidenten an die Geſchworenen; es 
wird gemeldet, daß diejelbe jett überhaupt geftrichen ſei, wahrjcheinlich hans 
delt e3 fich doch um die Protocollirung derfelben und den darauf gegründeten 
Caſſationsrecurs; 11) die Hilfärichter beim Landgerichte (jog. fliegende A: 
ſeſſoren); 12) die Zufammenfegung der Straflammer bei der Berufung von 
Schöffengerichten aus fünf ftatt nur drei Richtern, wie der Bundesrath will; 
13) die Incompatibilität der Theilnahme am Gröffnungsbefhluß und im 
erfennnenden Gericht, welche der Reichdtag bereit? auf ein Mitglied beſchränkt 
bat; 14) die Beichlagnahıre von Briefen (Ablehnung des in zweiter Lejung 
angenommenen Antrags Haenel, welcher dieſelbe auf beftimmte einzelne 
Briefe beichränkt); 15) das Recht der Durchficht beichlagnahmter Papiere, 
welches der Reichstag nur dem Richter geitatten till, der Bunbdesrath auch 
für den Steatsanwalt in Anſpruch nimmt; 16) da® Recht der freien Unter: 
redung des PVertheidigerd mit dem Beihuldigten in ber Vorunterfuhung; 
17) die Gafjation des Schuldſpruchs der Geſchworenen durch das einftimmige 
Gericht; 18) die Entjcheidung des Gerichts über den Beginn ber Straf, 
bollftredung. 


12. December. (Deutfches Reich.) Reichstag : Erfte Leſung 
der Vorlage des Bundesraths bez. Retorſionszölle. Der Bundes» 
bevollmächtigte, preuß. Minifter Achenbach, vertheidigt dieſelbe: 


„Proponiren wir einen Schubzoll? Wollen wir unfere Induſtrie 
künstlich großziehen? Nein! Wir halten an unferem früheren Standpunft 
feft,; aber wenn man in anderen Ländern fünftliche Mittel gebraucht, um 
für die dortige Meberproduction einen auswärtigen Markt zu jchaffen, fo ift 
e3 jedenfalls feine einer großen Nation würdige Rolle abzuwarten und fid) 
ſolche Dinge tortgejept bieten zu laffen; fie muß ihrerjeit Mittel ergreifen, 
um entftehende Echäden energildh abzuwenden. Handelten wir anders, fo 
würde da3 längft verjchollene Bild des deutſchen Michel, der alles über fich 
ergehen läßt, mwieberaufleben. (Ruf: Rukland!) Ich kann bie Abficht der 
Regierungen erklären: daß fie nur da von diefem Mittel Gebrauch zu ma: 
chen gebenfen, wo ein wirkliches Bedürfniß vorliegt und ſich in ben engften 
Schranlen Halten werden.“ 
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Der Reichdtag bejchließt, die Vorlage an eine Commiffion zu 
weifen. Diefelbe wird zwar fo ziemlich zur Hälfte aus Echubzöll- 
nern und zur Hälfte aus Freihändlern beftellt. Dennoch ift e8 un— 
zweifelhaft, daß eine Mehrheit des Reichstags der Vorlage nicht 
geneigt ift und die Vermweifung derfelben an eine Commiffion den Sinn 
bat, fie anftändig zu begraben. Ein Antrag des Führer ber Ul— 
tramontanen, Windthorft, die Aufhebung der Eifenzölle zu filtiren, 
der freilich offenbar mur barauf berechnet ift, die Wahlagitation der 
Ultramontanen am Rhein und in Weftphalen zu unterftüßen, wird 
mit 201 gegen 116 Stimmen abgelehnt. 


13. December. (Württemberg.). Allgemeine Wahlen zur 
I. Sammer des Landtags. Das Refultat ift eine Verſtärkung der 
Regierungapartei auf Koften der deutjchen (mat.-lib.) Partei, die 
Bildung einer gefchlofjenen, entjchieden ultramontanen Partei und end» 
lich die totale Niederlage der neuen, jog. deutjch-conjervativen Partei. 


Die zweite württemb. Kammer beſteht aus 23 Privilegirten und 70 
durch allgemeine, directe und geheime Stimmgebung gewählten Abgeordneten. 
Jene 23 Ha fi zufammen aus 13 Nittern, 6 evangeliſchen Prälaten, 
dem Bilchof, dem Abgeordneten des Domcapiteld in Rottenburg, dem ältes 
ften fatholiichen Decan und dem Kanzler der Univerfität. Unter diefen Pris 
vilegirten ift durch die Neuwahl wenig Beränderung eingetreten; nur daß 
das Domcapitel ftatt Danneder den Domprälaten v. Bendel jendet, ber 
um eine Schattirung „ſchwärzer“ jein foll, ala jener. Danneder hat fich 
nämlich gegen die neue „Latholiiche Partei“ ausgeſprochen und die Bildung 
einer folchen in Württemberg für überflüffig, ja dem firchlichen Frieden ge: 
fährlich erklärt. Die clericalen Heifporne aber, katholiſcher als der Biſchof 
und fein Gapitel, haben die Bildung einer württembergiſchen Gentrumss 
partei troßdem beichloffen, den Bedenken, welche der Biſchof Öffentlich gegen 
biefe Parteibildung ausgeiprochen, feine Rechnung tragend. Go war e3 der 
Rottenburger Curie unmöglich, wenn fie fi in ber Kammer nicht durch 
die Ultras überflügeln laſſen wollte, einen Mann zu ſenden, welcher bereits 
Stellung zu dein neuen Gentrum, und zwar in mißbilligender Weife, genommen 
hatte. Was die 70 direct gewählten Abgeordneten betrifft, find nur 35 
Mitglieder der feitherigen Kammer. Für das jo conjervative Württemberg ein 
unerhört ftarfer Wechſel. Unter den Neugemwählten find bie Democraten 
K. Mayer, A. Becher (1849 Reichäregent), R.:A. Ebner (Sigm. Schott ift in 
Zübingen unterlegen), dann die Mitglieder des neuen Gentrums, das fich um 
Probft und Streidy ſchaaren wird: Stabtpfarrer Mattes, R.⸗A. Unterjee, Rector 
Leonhard, Pfarrer Eggmann, Schultheiß Kehrle, ©. Holzherr, Redacteur 
Kupferichmi u. 9. Meberblidt man die Parteiverhältniffe der neuen Kam: 
mer im Ganzen, jo wird die nationalliberale Partei zufammen mit der Re: 
gierungspartei (mit der fie fich vollends ganz verichmelzen wird) von den 
92 Abgeordneten (dev Biſchof erjcheint nie) 20 Privilegirte und 45 birect 
Gewählte, zufammen 65 Abgeordnete, zählen, bie beiden übrigen Parteien, 
Democraten und Gentrum, zufammen 27, darunter die Katholiten 14, die 
Democraten 13. Unter den reichöfreundlichen Parteien werben in einzelnen 

ragen Differenzen zwifchen ber Liberalen und ber conjervativen, wie zwi— 
hen ber centraliftifchen und der particulariftiihen Richtung herbortreten. 
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(Bon jenen 45 werben der Regierungapartei 27 angehören, den eigentlichen 
Rationalliberalen unter Hölderd und Elbens Führung höchſtens 18.) Das 
Reiultat der Wahlen ift ſomit eine Verftärfung der Regierungspartei, ein 
Sichgleichbleiben ber democratiichen Partei, nur daß diefe zwei ausgezeich— 
nete Redner in Mayer und Becher durchgeießt hat, eine Verftärfung der 
fatholiich:clericalen Partei und das jelbitändige Auftreten derjelben, nachdem 
fie feither fich unter Democraten und Großdeutichen vertheilt hatte, endlich 
ein kleiner Berluft für die Nationalliberalen, fofern nämlich einige derjels 
ben, wie v. Echmid, künftig offen zur Regierungspartei übergehen wer: 
den. Bie u e in ber neuen Hammer — und das wird ein zweites 
Reiultat der hlen fein — werden entichiedbener als bisher hervortreten, 
Glericale wie Democraten werben ihren Standpunkt entichiedener als feither 
herauäfehren, und werden dadurch auch die reichäfreundlichen Parteien vers 
anlaffen, fich kräftiger ala jeither zu regen. — Der Wahlkampf war nament: 
li in den Bezirken, wo Glericale und Democraten ich gegenüberftanden, 
äußerft erbittert, jo daß man meinen follte: dad Tafeltuch zwiſchen beiden 
ſei zerichnitten: aber die Noth wird die beiden in der Kammer ſchon wieder 
zufammenführen. Abzuwarten bleibt, ob nicht unter den Democraten jelbft 
wieder eine Spaltung hervortreten und ob anbdrerjeit3 nicht innerhalb der 
Regierungapartei eine „Schulzenfracion“ fich Herauabilden wird, da bie 
Edultheigen in ber neuen Kammer unverhältnigmäßig ftark vertreten jein 
werden. Man zählt unter den 70 Abgeordneten nicht weniger ala 25 Orts: 
vorfteher und Amtäpfleger; Staatsbeamte find e3 20. Am heftigften wüthete 
der Wahlkampf in folgenden Bezirken: Ehingen, wo die Glericalen gegen 
den feitherigen Abg. vd. Schmid den katholiſchen Stadtpfarrer Schlipf in 
Waldſee aufftellten, 82 Proc. der Wähler ftimmten ab, 2201 waren für 
Schmid, 2121 für Schlipf, nur mit 80 Stimmen Mehrheit ift jener ge: 
wählt. In Aalen ftellten die Elericalen ben Redacteur des „Anzeiger? vom 
Jpf*, Pfarrer Wengert in Dirgenheim, gegen Moriz Mohl auf. Diejer 
fiegte faum mit 23830 gegen die 1976 des im Bezirk unbelannten kathol. 
Pfarrers. Im Bezirk Eihoners, two die bemocratifche Partei und bie 
Glericalen ſich allerhand Ungeziemlichkeiten an den Kopf warfen, fiegte ber 
fatholifche Priefter und Gymnafialrector Leonhard über den democratijchen 
Pofthalter Retter mit 3400 gegen 850 Stimmen. SHeftig war ber Kampf 
ferner in Göppingen: Hölder gegen ben Democraten Wörner; jener fiegte 
mit 3175 gegen 2775 Stimmen; in Waldjee, wo der Democrat Uhl von 
dem Stabtpfarrer Mattes mit 2300 gegen 1300 Stimmen gejchlagen mwurbe ; 
in Ulm Stadt, wo ber nationale Gandidat anderer dem Democraten Ebner 
mit 1600 gegen 1350 Etimmen unterlag. Im Wllgemeinen wird man 
lagen dürfen: die Ruhe, welche namentlich auf dem interconfeffionellen, aber 
auch auf dem politiichen Gebiet in Württemberg geherricht Hat, bürfte in 
der nächften Zegiälaturperiode einer aufgeregteren Atmoſphäre Pla machen; 
und wenn man fragt, was, wer daran 34 iſt, ſo darf man ſchon heute 
die Antwort geben: Schuld wird an dieſen Stürmen fein die ebenſo un— 
nöthige als gefährliche Bildung einer Gentrumspartei im württembergijchen 
Landtag — ein Vorgehen, welches ebenmähig don der gemäßigten Partei 
unter den Liberalen, wie von dem Biſchof und den gemäßigten Katholiken 
berurtheilt wird. 


13. December. (Xippe-Detmold.) Eröffnung des neuen 


Landtags. Thronrede des Fürften: 


„Nachdem auf verfaffungsmäßigem Wege ein neues Wahlgeleh zu 
Etande gekommen ift, habe ich Sie berufen laſſen, um eine Reihe von Ges 
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ſehen zu berathen, welche Ihre ganze aufopfernde Thätigkeit in Anſpruch 
nehmen werden... Sie werden erjehen, dat die Steuerkraft des Landes zu: 
genommen, alſo der Wohlftand gewachſen ift, und dab die Lanbdesfinanzen 
fi in einer günftigen Lage befinden. Die früheren Schulden find einem 
nicht unbeträcdhtlichen Gapitalvermögen — Es iſt dies hauptſächlich 
durch die dem Lande vom Reihe aus der franzöſiſchen Kriegskoſtenentſchä⸗— 
digung und ſonſt zugefloffenen Einnahmen veranlaft. Freilich bedingen 
auch gerade die Einrichtungen des Reiches und die dadurch hervorgerufenen 
näheren Beziehungen zu ben übrigen deutichen Staaten jehr erhöhte Aus: 
gaben, welche zum Theil bis jetzt faum Haben verichoben werben können. 
Namentlich fönnen die Gehaltsverhältniffe ber Staatsbeamten, Lehrer und 
Geiftlichen eine definitive Regelung nicht länger entbehren.... Zur voll: 
ftändigen Ordnung ber kirchlichen Ungelegenheiten bedarf es noch der Ein: 
führung einer Landesſynode, wozu hinfichtlich einiger Punkte Ihre Zuftim: 
mung erforderlich ift. Meiner dem Lande ertheilten Zulage gemäß ift ber 
im Jahre 1863 abgejchlofjene Vertrag über die Auseinanderjegung bes 
Staatshaushaltes und de3 Domanialhaushaltes von der hiezu ernannten 
Commiſſion einer nochmaligen Prüfung unterzogen worden und wird Ihnen 
darüber eine Vorlage zugehen, ſobald die Ausarbeitungen jener Commiſſion zu 
meiner Kenntniß gelangt find.... . In fpäten Lebensjahren unerwartet zur 
Regierung berufen, foll e3 die Aufgabe meines Lebens fein, dem Lande ge: 
ordnete und friedliche Zuftände zu geben, und gereicht es mir zur bejondern 
Freude, Eie hierzu um mich verfammelt zu ſehen.“ 


14. December. (Deutjches Reich.) Bundesrath: ertheilt den 
Ausichußanträgen betr. die Reform des Eijenbahngütertarifß feine 
Zuftimmung. Demnach wird daß auf der Dresdener Gonferenz der 
Gijenbahnverwaltungen vereinbarte Tarifſyſtem mit den vom Bun— 
desrath vorbehaltenen Aenderungen zunächſt auf allen beutjchen 
Ctaatsbahnen und den unter Staatöverwaltung ftehenden Privat- 
bahnen eingeführt werden. 


Nach diefem Beichluffe Hat der Bundesrath auch dießmal Bedenten 
getragen, felbftftändig in die Regelung des Tarifwejens einzugreifen, obgleich 
die Gompetenz des Bundesraths, ein einheitliches Tarifſyſtem für die deut» 
Ichen Eijenbahnen vorzuichreiben durch die bezüglichen immungen der 
Reicheverfaffung zur Genüge feftgeftellt ift. Ueber diefe principielle Frage 
hat der Bunbdesrath bisher eine Enticheidung micht getroffen. Der jeige 
Beſchluß Iegt alfo ben Eifenbahnverwaltungen keineswegs die Verpflichtung 
auf, dad auf der Dresdener Conferenz vereinbarte Tarifiyftem mit den von 
den Bundesrath als unerlählich betrachteten Abänderungen einzuführen. 
Indeſſen haben die Regierungen fich durch ihr Votum zu der Einführung 
desſelben veritanden. Was die Privatbahnnen betrifft, jo würde diefen aller: 
dings die Entjcheidung freiftehen, ob fie das Dresdener Syftem unter ben 
von den Regierungen geftellten Bedingungen einführen wollen. In ben 
weitaus meilten Fällen freilich werden fie jchon durch das Vorgehen ber 
Staatöbahnen und der unter Staatöverwaltung ftehenden Privatbahnıen zur 
Nachfolge gedrängt werden, obgleich die Erwartung nicht erfüllt worben ift, 
bat der Bundesrath fi auch mit den von der Dresdener Konferenz feitge- 
ftellten Marimaltariffägen einverftanden erflären werde. Durch die Annahme 
biejer Säbe würde ber Bunbesrath inbeffen nicht nur eine erhebliche Steige: 
rung ber Zarife janctionirt, ſondern auch die conceffionamäßigen Rechte ber 
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Regierungen ben einzelnen Bahnen gegenüber ein für allemal beichränft 
haben. Die Genehmigung der Zarifläe ift demnach den Landesregierungen 
vorbehalten worden. Dieſe Bedenken werden indeflen bie Privatbahnen 
Ihmwerlich abhalten, das Dresdener Syſtem zur Durchführung zu bringen, 
nachdem dasſelbe durch ihre Initiative feftgeftellt worden ift. Zu bedauern 
ift, daß der Bundesrat darauf verzichtet hat, dag neue Tarifiyftem einer 
borgängigen Prüfung durch Vertreter der Induſtrie, der Landwirthichaft und 
des Handels zu unterwerfen, obgleich doch feſtſteht, daß das Dresdener Sy: 
ftem in wefentlichen Punkten mit ben Anforderungen im Widerſpruch fteht, 
welche die bei ber früheren Enquöte zugezogenen Sachverftändigen aus jenen 
Kreilen in übereinftimmender Weile geitellt haben. Der Bundesrath hat, 
offenbar um die Tariffragen überhaupt einmal in Fluß zu bringen, es vor: 
gezogen, über die Vorteile und Nachtheile des Syſtems die Erfahrung ent: 
ſcheiden zu laſſen, und den Termin für die Erprobung des Syſtems auf 
drei Jahre (bis zum 1. Januar 1880) feftgefeßt, mit dem Borbehalt, ala: 
dann die von ber Tarif-Enquéte-Commiſſion ala weſentliche Grundlage eines 
einheitlichen Tarifſyſtems verlangte allgemeine offene Wagenladungsclaſſe ein: 
zuführen. Dieſe Reform wird jehr viel leichter zu erreichen fein, wenn erft 
einmal auf Grund ded Dresdener Syſtems die jet in Kraft ſtehende Mehr: 
beit von Zariffyftemen befeitigt fein wird. 


15. December. (Deutjches Reich.) Reichdtag: genehmigt in 
3. Leſung das Budget für das erfte Quartal des Jahres 1877. 


15.—16. Tecember. (Deutfches Reich.) Reichdtag: Miquel, 
der Präfident der Juſtizcommiſſion, Bennigſen und Lasker unter- 
handeln mit der NReichäregierung über eine Verftändigung bez. der 
Differenzen zwiſchen Reichetag und Bundesrath wegen des Juſtiz— 
gefeßgebungswerkes und fchließen mit denfelben einen Compromiß 
ab, nach welchem der Reichstag in einigen Punkten der Regierung 
ganz, in anderen twenigftens theilweife nachgeben würde. Diejer 
Compromiß wird von der nationalliberalen Partei in einer fyractiond« 
berathung mit allen gegen 4 Stimmen gut geheißen, von ber fyort- 
Ichrittspartei dagegen einftimmig abgelehnt. Es wird berechnet, 
daß derjelbe im Reichstag auf eine Mehrheit etwa 40—50 Stim— 
men zählen dürfe. Der Kaiſer, dem die Verftändigung vom Reichs— 
fanzler vorgelegt wird, ertheilt derjelben feine Zuftimmung. 


Der Compromißantrag, den Miguel, Bennigfen, Lasker und Gen. 
jomit im.Reichätag einbringen, lautet: Der Reichstag wolle beichließen: I. Zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz 1) den $ 69 dahin zu faflen: „So Weit die Ver— 
tretung eines Mitgliedes nicht durch ein Mitglied desjelben Gericht? möglich 
it, erfolgt die Anordnung bderjelben auf den Antrag bes Präfidenten durch 
die Landes: Yuftigverwaltung. Die Beiordnung eines nicht ftändigen Richters 
darf, wenn fie auf eine beftimmte Zeit erfolgte, vor Ablauf diejer Zeit, wenn 
fie auf eine unbefiimmte Zeit erfolgte, jo lange das Bedürfniß, durch welches 
fie veranlaßt wurde, fortdauert, nicht widerrufen werden; ift mit ber Ber: 
tretung eine Entjcheidung verbunden, fo iſt dieſe für die ganze Dauer im 
voraus feftzuftellen. Umberührt bleiben diejenigen landesgeſezlichen Beftim: 
mungen, nach welchen richterliche Geſchäfte nur von ſtändig angeftellten Rich: 
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tern wahrgenommen werben können, jo wie diejenigen, welche die Vertretung 
durch ftändig angeitellte Richter regeln.“ 2) Unter Streichung des $ 8 einen 
bejonderen $ 5a zum Einführungsgeſetz des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zu bes 
Ächließen. $ 5a: „Unberührt bleiben die beftehenden Belle il Vor: 
Ichriften über die Zuftändigfeit der Schwurgerichte für bie durch bie fie 
begangenen ftrafbaren Handlungen.“ 3) Den Titel 11 (Rechtsanwaltſchaft) zu 
ftreihen. 11. Zum Einführungsgeſehß des Gerichtsverf.“Geſ. 1) den $ 1 fo zu 
fafien: „Das Gerichtäverfaffungsgejeß tritt im ganzen Umfang des Reiches an 
einem durch Zaiferliche Verordnung mit Zuftimmung de3 Bundesraths feſtzu— 
fegenden Tage, ſpäteſtens am 1. October 1879, gleichzeitig mit der im $ 1a 
des Einführungsgeſetzes der Eivilprocekordnnung vorgejehenen Gebührenordnung 
iu Kraft." 2) Den i 10 fo zu faflen: „Die landesgejeglichen Beitimmungen, 
durch welche die ftrafrechtliche oder civilrechtliche Verfolgung öffentlicher Be: 
amten wegen der in Ausübung oder in Veranlaffung der Ausübung ihres 
Amtes vorgenommenen Handlungen an bejondere Vorausſetzung gebunden 
ift, treten außer Kraft. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
durch welche die Verfolgung der Beamten entweder im Falle des Verlangens 
einer vorgeſetzten Behörde oder — an die Vorentſcheidung einer be: 
fonderen Behörde gebunden ift, mit der Maßgabe, erſtens, dab die DVorent- 
Icheidung auf die FFeititellung beichräntt ift, ob ber Beamte fich einer Ueber— 
Ichreitung feiner Amtsbefugniffe oder der Unterlafjung einer ihm obliegenden 
Amtshandlung ſchuldig gemacht habe, zweitens, daß in den Bunbesftaaten, 
in welchen ein oberiter Verwaltungsgerichtshof befteht, die Vorentſcheidung 
diefem, in den andern Bundeäftaaten dem Reichsgerichte zuſteht.“ 3) Dem 
$ 16 eisen Abſatz 2 hinzuzufügen: „Für diejenigen Bunbdesftaaten, in denen 
die in 8 17 des Gerichtäverfaffuugsgejepes bezeichneten Behörden beftehen und 
nah Maßgabe der Vorichriften in 8 I7 Nr. 1 bi8 4 einer Veränderung 
ihrer Einrichtung und des Verfahren? bedürfen, kann die Veränderung, fo: 
fern fie nicht bi3 zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes ei N getroffen 
ift, durch Tandesherrliche Verordnung eingeführt werden.“ 4) Die $$ 22—25 
zu ftreichen. 11. Zur Strafprocehordnung 1) den Abja 2 des 8 7 zu 
ftreichen; 2) den $ 54 zu ftreichen; 3) den $ 100 fo zu faflen: „Zuläffig iſt 
die Beichlagnahme der an den Beichuldigten gerichteten Briefe und Sendun— 
gen auf der Poft, ſowie der an ihm gerichteten Telegramme auf den Tele: 
graphen:Anftalten; desgleichen ift zuläffig an den bezeichneten Orten bie Ve: 
ſchlagnahme folcher Briefe, Sendungen und ZTelegramme, in Betreff deren 
Thatjachen vorliegen, aus welchen zu fchließen ift, dab fie von dem Beichul: 
digten Herrühren oder für ihn beftimmt find und da ihr Inhalt für die 
Unterfuhung Bedeutung habe;“ 4) den Abſatz 3 des $ 149 fo zu faffen: 
„Bis zu demſelben Zeitpunkt kann der Richter, fofern die Verhaftung nicht 
lediglich wegen Verdacht? der Flucht gerechtfertigt ift, anordnen, daß den 
Unterredungen mit dem DVertheidiger eine Gerichtäperjon beimohne;* 5) den 
Eingang des $ 171 fo zu faflen: „Iſt der Antragfteller zugleich der Ber: 
legte, jo fteht ihm gegen diefen Beſcheid' u. ſ. w.; 6) die 88 301, Abjat 3, 
und 380 zu ftreichen; 7) im $ 492, Abſatz 2, Hinter a. „wenn“ zu ſetzen: 
„nah Mafgabe des $ 489;* b. 88 489 und 490 zu ftreichen; 8) ben Ab: 
fat 2 des 8 501 fo zu faflen: Die dem Angejchuldigten erwachienen noth: 
wendigen Auslagen können der Staatöcafje auferlegt twerden;“ 9) im $ 507 
ben zweiten Satz des Abſatz 1 jo zu faflen: „War das Rechtämittel u. ſ. w., 
fo können die dem Beichuldigten erwachſenen nothiwendigen Auslagen der 
Staatäcaffe auferlegt werden.“ IV. Zum Einführungsgeſeß ber Eivilprocek: 
ordnung: einen beionderen $ 1a aufzunehmen: „Das Koſtenweſen in bür: 
gerlihen Rechtöftreitigfeiten wird für den ganzen Umfang bes Reiches burch 
eine Gebührenordnung geregelt.“ 
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18.—21. December. (Deutjches Reich.) Dritte Lefung ber 
AJuftizgefege. Einbringung des Compromißantrags. Neden Miquel’s, 
Lasfer’3 und Bennigjen’3 zu Gunjten desjelben. Die Fortſchritts— 
partei jet demjelben ihrerjeit3 den lebhafteſten Wibderftand entgegen. 
Rede Hänel's. Schließlich werden der Givilproceß und die Concurs— 
ordnung einftimmig, das Gerichtsverfaſſungsgeſetz und der Strafproceß 
nach den Gompromißanträgen mit noch etwas mehr ala 50 Stimmen 
Mehrheit angenommen. 


19. December. (Deutſches Reich.) Neichetag: Die Vor: 
lage des Bundesraths bezüglich Retorfionzzölle wird von der Com— 
milfion für diefe Seſſion definitiv fallen gelaflen. 


22. December. (Deutjches Reich.) Bundesrath: genehmigt 
feinerfeit3 die Juftiznefege nach den legten Beſchlüſſen des Reichstags. 


22. December. (Deutjches Reich.) Schluß der Eejfion des 
Reichstags. Thronrede des Kaiſers: 


„Geehrte Herren! Bei den Schluffe der vierten und ai Eeifion 
der äweiten Zegislaturperiode des Reichstags darf ich Sie auffordern, mit 
Mir einen befriedigenden Rüdblid auf die Ergebniffe Ihrer Thätigkeit zu 
richten, um und zu bergegenmwärtigen, in welchem Make Ihre und der ver: 
bünbdeten Regierungen gemeinfame Arbeit im Laufe der lebten drei Jahre den 
Ausbau der verfaflungsmäßigen Grundlagen des Reiches gefördert hat. DTurch 
dad Reichsmilitärgeſetz ift die Organifation bed deutſchen Heeres feftgeftellt 
und damit eine zuverläffige Gewähr für die Unabhängigkeit des VBaterlandes 
und für feine berechtigte Weltftellung gejchaffen worden. Auf dem Gebiete 
der wirthichaftlichen Inlereſſen Hat das Bankgeje für die Regelung der Eredit: 
verhältniffe und des Geldumlaufs einheitliche Ordnungen eingeführt, von 
deren Wirkfamteit Handel und Verkehr eine ftetige und nachhaltige Förderung 
erwarten dürfen. Zugleich ift die Geſetzgebung darauf bedacht geweſen, ihre 
Fürſorge für die arbeitenden Glaffen durch die Organifation der eingejchrie: 
benen Hülfscafien zu bethätigen. Bon nicht geringerer Bedeutung ift das 
in der ablaujenden Legislaturperiode Geſchaffene für die Pflege der geiftigen 
Intereſſen der Nation. Die Rechte und — welche ſich an die litera: 
riſche Thätigkeit fnüpfen, find durch das Gejek über die Preffe neu geordnet; 
der erg a geiftigen Eigenthums hot durch die Geſehze über das Urheber— 
recht an fen der bildenden Künſte, an Muftern und Mobdellen eine lang 
entbehrte Erweiterung erhalten. So werthvoll aber auch die Ergebnifje Ihrer 
frühern Seifionen in den genannten und in anderen Beziehungen waren, fo 
werden fie doch an Bedeutung überragt durch die große Aufgabe, welche 
Ihnen auf dem Gebiete der Juftizgefeßgebung geftellt war. Nachdem eine 
Revifion de? Strafgeſetzbuchs in der vorigen Sejjion ftattgefunden hatte, fiel 
der heute fchließenden die Erledigung der Gejeßentwürfe zu, welche bie Ge: 
richtsverfaſſung, die Civil- und Strafprocehordnung und die Goncuräordnung 
regeln. Dieſe Entwürfe find von Ihren Gommijfionen mit angeipannteftem 
Fleiß und mit der eingehendften Sorgfalt geprüft worden, und der Reichstag 
bat die Berathungen über dieſe rn mit dem Eifer und ber ingebung 
—** wie ſie der großen nationalen Aufgabe würdig waren. Bei einem 
o umfangreichen und bedeutungsvollen Werke mußten in der erſten Beur⸗ 
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theilung die Meinungen über viele und wichtige Punkte nothiwendig in dem 
Mage audeinandergehen, wie ed der Verbreitung und der Vielſeitigkeit juri— 
ftifcher Durchbildung in allen Theilen unſeres VBaterlandes entſpricht. Den: 
noch ift es zu meiner aufrichtigen Freude gelungen, alle Meinungsverſchieden— 
heiten im Wege der Berftändigung unter Ihnen und mit den verbündeten 
Regierungen auszugleichen, und die Verhandlungen zu einem befriedigenden 
Abihluk zu bringen. Das Gefühl des Dankes Hr die Bereitwilligfeit, mit 
welcher Sie, geehrte Herren, den verbündeten Regierungen zu dieſer Berftän 
digung entgegengelommen find, ift in Mir um fo lebhafter, je Höher Ich ben 
Gewinn anjchlage, welcher aus dem Gelingen diejes Werkes für unjer natio« 
nales Leben erwachſen muß. Durch die ftattgehabte Verabſchiedung der Ju— 
ftizgejeße ift die Sicherheit gegeben, daß in naher Zukunft die Nechtapflege 
in ganz Deutichland nach gleichen Normen gehandhabt, daß vor allen deut— 
ſchen Gerichien nach denjelben Borfchriften verfahren werden wird; wir find 
dadurch dem Ziel der Rechtseinheit wefentlich näher gerüdt, die gemeinfame 
Rechtsentwidlung aber wird ir der Nation das Bewußtſein der Zuſammen— 
gehörigkeit ftärken uud der politiichen Einheit Deutichlands einen innern 
Halt geben, wie ihn feine frühere Periode unferer Gejchichte aufweist. Die 
Nechtzeinheit auch auf dem Gebiete des gefammten bürgerlichen Rechtes her: 
beizuführen, wird der Beruf der fommenden Seifion fein. Ich entlaffe Sie, 
geehrte Herren, indem Ich Ihnen für Ihre angeftrengte und erfolgreiche Arbeit 
wiederholt im Namen der verbündeten Regierungen den wärmften Dank aus: 
ſpreche, in dem fejten Vertrauen, daß auch, wenn der Reichstag fich wiederum 
hier verfammelt, es und vergönnt fein wird, unjere Arbeiten ausſchließlich 
den friedlichen Aufgaben der inneren Entwidlung des Reichs zuzumwenden. 
Der biäherige Fortgang der Verhandlungen der europäiſchen Mächle über die 
im Orient —J Fragen berechtigt Mich zu der Hoffnung, daß es 
Meinen Bemühungen und den einander entgegenkommenden friedlichen 
Intentionen der an der Entwicklung der Dinge im Orient unmittelbar 
betheiligten Mächte gelingen werde, die ſchwebenden Fragen ohne Veeinträch— 
“tigung der guten Beziehungen zu löfen, welche gegenwärtig unter ihnen ob» 
walten. ch werde, geftüßt von dem Vertrauen, welches Deutichlands fried— 
liebende Bolitit fich erworben Hat, im Wege freundichaftlicher ſelbſt— 
loſer Bermittelung mit Gottes Hülfe auch ferner dazu mitwirken.” 

22.—23. December. (Deutjches Reich.) Die Organe ber 
Hortjchrittspartei richten in Folge des Compromiſſes bezüglich der 
Juſtitzgeſetze förmliche Abfagebriefe an die Nationalliberalen mit der 
Erklärung, daß die Fortichrittspartei nunmehr bezüglich der bevor= 
ftehenden Reichstaggwahlen mit ihnen nicht mehr Hand in Hand 
gehen könne. Die Organe der Nationalliberalen acceptiren ihrer- 
ſeits dieſe Abjagebriefe. Der Bruch zwifchen den beiden Parteien 
ſcheint ein vollftändiger und unheilbarer zu fein. 

24. December. (Deutfches Reich.) Die nationalliberale 
Partei rechtfertigt ihr Verhalten bezüglich der Juftißgefege und diefe 
ſelbſt als nunmehriges Ganzes gegenüber den Vorwürfen der Fort— 
Ichritt3partei, der Ultramontanen, der Democraten ꝛc. durch folgende 
Anſprache an das deutſche Volk: 


„Als nach den Siegen des Jahre? 1866 die Verfaſſung des Nord— 
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deutichen Bundes unter langen und ſchwierigen Verhandlungen mil ben Re: 
gierungen zum Abſchluß gelangte, ftimmte die Berliner Yortjichrittspartei 
gegen diejelbe, indem fie die vereinbarte Verfaſſung für einen freiheitägefähr: 
lien Rückſchritt erflärte. Als das preußiiche Abgeordnetenhaus dieje neue 
ee een. ftimmte die Fortichrittäpartei gegen dieſen Beſchluß, 
weil die Verfaſſung die Volksrechte beichränfe und gefährde. Als nach den 
noch gewaltigeren Eiegen von 1870 die Verträge mit den ſüddeutſchen Staaten 
die einzig gegebene Grundlage zur Herftellung des jeit Jahrhunderten erjehnten 
deutſchen Reiches gewähren jollten, ftimmte die Fortſchriltspartei gegen bieje 
Berträge, lediglich weil Bayern einzelne Vorbehalte hatten zugeftanden werden 
müffen. Als im Jahr 1874 über unfere Heeresverfafjung eine Einigung ers 
zielt wurde, welche die Stärke und Feftigfeit unferes Heerweſens mit ben 
eonftitutionellen Rechten der Nation in Einklang brachte, und die Rechte und 
Pflichten aller wehrfähigen Deutſchen gleichmäßig regelte, ftimmte die Fort— 
ſchrittspartei gegen dem Ausgleich, obwohl das deutiche Volk laut und deut: 
ich feinen Widerwillen gegen einen neuen Militärconflict in dem jungen 
deutichen Reiche fund gab. Damals handelte es ſich um die Herftellung des 
Verfa — und die nothwendigen Schutzwehren für ſeine Befeſtigung 
und die Sicherheit der Nation. Heute fleht die deutſche Rechtseinheit, das 
innere deutſche Volksleben jelbft, in Trage. Heute ſtimmt wiederum die 
Yortjchrittäpartei gegen die Juftizgeiete, welche nach jahrelanger Vorbe—⸗ 
rathung und nad Tas Mühen und Arbeiten des Reichdtags und ber 
Bundesregierungen zum Abjchluffe gelommen find, weil einige in Betreff der 
Preffe gewünſchle neue Freiheiten noch nicht erreicht find. Die Freunde der 
nationalen Einheit, insbefondere die nationalliberale Partei, werden auch) 
dießmal don den Organen ber fyortichrittapartei, im unnatürlichen Bunde 
mit der clericalen, radfcalen und focialdemocratiichen Preſſe, des Verrathes 
an den Freiheiten der Nation beſchuldigt. Tas bdeutiche Volt wird aufge: 
rufen, die Männer zu verlaffen, welche feit einem Jahrzehnt an dem Auf: 
bau de3 Reiches reblich mitarbeiteten, und bis jept das Schiff des deutjchen 
Staates glüdlich durch alle Brandungen hindurchführen halfen. Berdächtis 
gungen der ſchmählichſten Art werden gegen den Charakter und die Gefinnung 
der Männer gejchleudert, die durch ihr gewiſſenhaft erwogenes Votum dem 
deutichern Volke die Wohltyat der Rechtzeinheit retteten. Dem deutſchen Volte 
Voll aber die freude an der neuen Errungenfchaft nicht verfümmert werden. 
63 darf nicht glauben, daß es fich hier nur um ein Werk der Einheit und 
nicht auch der Freiheit handle. Unter dem wüſten Lärm des Tages, welcher 
lediglich Wahlzweden dienen ſoll, darf der Irrthum nicht um fich greifen, 
ala wenn bie Einheit im Rechtäleben der Nation erfauft wäre durch ſchwere 
Opfer an Freiheit und Rechtsſicherheit des Einzelnen. Dieſes Blatt ſoll in 
furzen Zügen unferen Zandaleuten jagen und zeigen, daß die in alle Ver: 
Hältnifie des Volkes tief eingreifenden Juflizgefege, mehr als irgend ein ans 
dere3 Gejeh der letzten Jahrzeynte, Nechtsgleichheit und FFreiheit fördern, vor 
Willkür und Belieben fchügen, überall eine unabhängige, von allen äußeren 
Einflüffen freie Rechtspflege fichern und eine raſche und billige Handhabung 
der Juſtiz gewährleiften. 

„Die Eivilprocekorbnung beruft auf der Durchführung des 
Grundſatzes der Deffentlichkeit und Münblichkeit aller Verhandlungen. Die 
Enticheidung des Richters ſtützt fich nicht mehr auf eine trodene Vorlefung 
der Acten, jondern auf das lebendige Bild, entnommen aus der Rede und 
Gegenrede der Parteien. Ju voller Freiheit würdigt der Richter die Beweis— 
mittel nach feiner inneren Meberzeugung. Er ift nicht mehr an bie von ben 
Juriften erfundenen, dem Laien unvderftändlichen Beweisregeln gebunden. Die 
Parteien beivegen fich freier ala bisher, fie bringen dem Richter die That—⸗ 
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ſachen, fie führen vor ihm die Beweiſe, fie befragen felbit die Zeugen und 
Eadjverftändigen. Nicht mehr das kunſtliche Recht der Juriſten wird ges 
fucht, jondern das wahre Recht des Volles. Vor den Amtögerichten, welche 
nicht mehr allein in den größeren Städten, fondern auch in Eleineren Bes 
zirten auf dem Land eingerichtet werden, kommen alle Vormundſchafts-, 
Grundbuche:, Hypotheken: und Tepolitaljadhen, jowie alle fonftigen Sachen 
der freitwilligen Gerichtäbarfeit zur Verhandlung. Dort fommen alle Pro= 
cefje bi zu 300 Mark und viele eilige und wichtige Sachen über diejen Be— 
trag hinaus zur Enticheidung, während früher in Preußen vor dem Baga— 
tellerichter nur Bagatellefachen bis zu 150 Mark entjchieden wurden, und 
fonft bei den entfernteren Kreiögerichten Recht zu fuchen war. Die Parteien 
führen in einem kurzen, an wenige Formen gebundenen mündlichen Verfahren 
vor dem Amtärichter ihre eigene Sache, vor einem Richter, der, mit dem Bezirk 
verwachſen, Land und Leute kennt, jeine Stellung ala eine Lebendaufgabe be= 
trachtet und nicht, wie der Bagatellerichter, heute fommt, morgen geht und 
immer fremd bleibt. Ein raſches und energiiches Ererutionsverfahren fichert 
den Kläger vor fünftlichen Berfchleppungen. Berufung an dad Landgericht 
ift zwar gegeben, um vor Unrecht zu ſchützen, der Richter erfter Inſtanz kaun 
aber, wo er Böswilligfeit und Verjchleppung fieht, troß eingelegter Berufung 
bie Urtheile für jofort vollſtreckbar erklären. 

„Die neue Goncursordnung erftrebt vor allem eine raſche und 
zwedmähige Vertheilung der Concursmaſſe und wird durch ihre Beſtimmun— 
gen verhüten, daß die Maffe ſich zu Gunften der Gerichtsfoften und Advo— 
caten verzehrt, wie die bisher in vielen Landestheilen nur zu oft ber 

I war. 

„Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz macht alle Richter in deutſchen 
Landen von der Einwirkung der Verwaltung frei. Die Richter find ohne 
richterlichen zeigen unabjegbar und unverjegbar. Die Gerichtähöfe 
und die Abtheilungen bderjelben werden nicht mehr, wie vielfach biäher, von 
dem Juftizminifter zufammengefeßt; die Gerichtäcollegien ſelber vertheilen 
von Yahr zu Jahr ihre Geichäfte und beftimmen die Mitglieder der ein: 
zelnen WAbtheilungen. Die Zufammenfegung eines Gerichts für eine ein« 
zelne Sache nad) Wunſch der Verwaltung iſt unmöglid. Auch im Bertre: 
tungsfall fönnen Hülfsrichter nur unter der Beobachtung von Vorſchriften 
zur Verwendung gelangen, welche die willfürliche Einwirkung auf die Be: 
ſetzung der Gerichtshöfe ausſchließen. Cabinetsjuſtiz, wie fie theilweije noch 
in Medlenburg, Sachſen und Meiningen beftand, darf nicht mehr geübt 
werden. Die Beitimmungen über die Fähigkeit zum Nichteramte find für 
ganz Deutichland gleichmäßig geregelt. Jeder zum Nichteramte Befähigte 
fann in jedem bdeutichen Staat angeftellt werden. Alle befonderen Gerichte 
und alle Ausnahmsgerichte find aufgehoben. Die Gerichtsbarkeit der 
Stanbdeöherren und der Patrimonialherren hört auf. Lie Sprüche ber 
geiftlichen Gerichte Haben in weltlichen Sachen feine Geltung mehr. Die 
politiichen Ausnahmagerichte, insbejondere der preußiſche Staatägerichtähof, 
find bejeitigt. Schwere Straffachen werden abgeurtheilt vor den Geſchwo— 
rennen, leichtere Straffachen und Polizeifachen vor dem Amtsrichter nebit 
zwei aus dem Volke von den Gemeindevertretungen gewählten Schöffen. Die 
übrigen Straflachen find nicht wie bisher von drei Richtern nach einfachen 
Mehrheitsbeſchluß abzınırtHeilen, jondern von einem Collegium von fünf 
Richtern, welches nur ſchuldig jprechen kann mit vier gegen eine Stimme. 
Die Aufgabe der Geſchworenen ift erleichtert, da bie ſchweren Verbrechen 
gegen das Eigenthum (Diebftahl, Unterjchlagung, Betrug) den gelehrten 
Richtern überwielen, und jo die Geſchworenen von Geſchäften entlaftet find, 
über welche fie und die beften Freunde des Inftitut® am meiften klagten. 
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Die Berugniffe der Schöffengerichte zur Aburtheilung geringerer Vergehen 
find erweitert, damit das Bolt eine leichter zugängliche Nechtspflege erhalte, 
und Audlagen und Zeitverfäumniß für Parteien und Zeugen vermindert 
werden. Die Handelätammern find im einer verbeflerten Form ala Glieder 
der Landgerichte mit vollem Stimmrecht der Laien aufrechterhalten. Die Ges 
werbegerichte bleiben beftehen, und follen demnächft für ganz utſchland ein⸗ 
Arge und befjer geregelt werden. Eine Reihe wichtiger Beitimmungen 
orgt für die unabhängige Bildung der Geichworenengerichte und für bie 
Vetheiligung der Gemeinden bei benjelben. Ein höchſtes deutſches Reichsge⸗ 
richt wird die Nechtseinheit und die Rechtögleichheit in unferm Volke wahren. 
Der Niedergang der deutſchen Nation Tennzeichnete fi an dem Niedergang 
der Reichägerichte gegenüber den Gerichten ber Einzelftaaten. Das wieder— 
erftandene Deutjche Reich richtet in feinem höchften Gerichte die unerjchütter: 
lie Grundvefte bes nationalen Rechtslebens wieder auf. Diefer Foriſchritt 
allein würde die Juftizgefeße zu einer der werthvollſten Errungenſchaften ber 
Nation machen. 

„Die Strafprocehorbnung überweist die Verfolgung der Ver: 
brechen und bie Erhebung der Anklage nicht, wie bisher in den meiften deut: 
ſchen Ländern, ausichliehlich der Staatsanwaltſchaft, fondern gibt jedem Ein: 
zelnen das Recht ber Anklage bei Beleidigungen und leichten Körperverlep: 
ungen und geftattet dem Berlebten in allen anderen Fällen bei vermweigerter 
uns ber Anklage die Beſchwerde an das Oberlandesgericht, deſſen Spruch 
der Staatsanwalt fich unterwerfen muß. Der Gerichtäjtand ber —— 
fällt weg; jeder Deutiche darf nur abgeurtheilt werden an feinem Wohnſiß 
oder am Drte der verübten That. Die Gründe der Verhaftung und bie fyälle 
ihrer Zuläffigkeit find a tr Der Feftgenommene ift joforf dem Richter 
borzuführen, welcher ihn jogleich wieder entlaflen kann und entlaffen muß, 
wenn nicht binnen einer Woche die öffentliche Klage erhoben worden ift, und 
wenn nicht außerdem der Richter die yortdauer der Haft für gerechtfertigt 
hält. Nur der Richter kann die Dauer diefer Haft auf höchftens vier Wochen 
verlängern. Nach erhobener Klage ift bie Dauer der Verhaftung nur zus 
läffig bei dringendem Verdacht ber Flucht, oder wenn Thatfachen vorliegen, 
aus denen zu fchließen ift, daß der Angeklagte die Spuren That ver: 
nichten ober Zeugen und Mitſchuldige zu falſchem Zeugniß verleiten will. 
Bloße Dermuthungen find ausgeſchloſſen. Eine Reihe anderer Beftimmungen 
fihert den feiner freiheit Beraubten gegen Mißbrauch und gewährt ihm 
überall richterliches Gehör. Dem Unterfuchungsgefangenen ift jede freiheit 
zugeftanden, welche mit dem Zweck ber ars Mh verträglich ift. Ins⸗ 
befondere ift ihm eine humane und feinen Lebensgewohnheilen —— 
Behandlung im Gefängniß gewährleiſtet. Hausdurchſuchungen und Beichlag: 
nahmen können unter fichernden Formen nur im Fall des äußerſten Verzugs 
bon ben Beamten der Staatsanwaltichaft und der Polizei vorgenommen wer: 
den. Alle von der lekteren vorgenommenen Beichlagnahmen find dem Richter 
binnen drei Tagen zur Beftätigung vorzulegen, wenn bei der Beichlagnahme 
ber Betroffene oder ein .. = anweſend tvar, oder doch gegen die 
Beichlagnahme Widerſpruch erhoben hat. In allen anderen Fällen fann der 
Betroffene jeder Zeit gerichtliche Entfcheidung fordern. In Beichlag genom: 
mene Papiere muß der Staatsanwalt verfiegelt dem Richter, der allein zur 
Durchficht berechtigt ift, üiberliefern. Briefe und ZTelegramme dürfen nur 
dann in Beichlag genommen werben, wenn fie an den Beichuldigten ſelbſt 

erichtet find, oder wenn beftimmte Thatjachen vorliegen, aus denen zu 
ließen ift, daß fie für ihm beftimmt find, oder von ihm Herrühren und 
rt den Zweck der Unterfuchung von Bedeutung find. Nicht wie bisher erſt 
bei der Echlußverhandlung, auch ſchon während der Vorunterfuhung kann 
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ber Beichuldigte einen DVertheidiger nehmen. Iſt er verhaftet, jo fteht ihm 
dennoch der Schriftliche und mündliche Verkehr mit dem Bertheidiger frei. 
Nur der Richter kann anordnen, daß den Unterredungen des Vertheidigers 
mit dem PBeichuldigten eine Gerichtäperfon beiwohne, und dieß auch nur 
dann, wenn die Verhaftung nicht lediglich wegen Fluchtverdachts gerecht: 
fertigt ift. Um Meberrumpelungen und Uebereilungen zu verhüten, ift vor— 
geichrieben, daß in vielen wichtigeren Fällen eine Borunterfuchung ftattfinden 
muß. In allen anderen Fällen kann nicht der Staatsanwalt allein, jondern 
aud ber Beſchuldigte fie verlangen, wenn er erhebliche Gründe anführen 
fann, daß fie für jeine Vertheidigung nothwendig jei. Vor Eröffnung des 
Hauptverfahrene muß dem Beichuldigten eine Manage: eingehändigt 
werden, welche ihm Kenntniß gibt von der erhobenen Anklage, der wider 
ihn behaupteten That und dem vorgebrachten Beweismitteln. Der Beichul: 
digte kann auch dann noch eine Borunterfuchung fordern, oder die Erhebung 
einzelner Entlaftungöbeweife beantragen oder fonftige Einwendungen gegen 
die Eröffnung des Hauptverfahren® vorbringen. Auch in der Hauptverband: 
lung fann der Angeklagte, was bisher in Preußen und andern Ländern nicht 
ber Fall war, die Zeugen für feine VBertheidigung jelbft laden. Die Staats: 
fafie Hat die Auslagen für diefe Zeugen zu — — falls dieſelben für die 
Aufklärung dienſam waren. Durch eine Anzahl von Beſtimmungen iſt in 
weit größerem Imfang ala bisher dad Recht des Angeichuldigten, Beweis: 
mittel vorzubringen, die Abhörung der don ihm vorgeführten Zeugen zu 
verlangen, die Zeugen und Cachverftändigen felbjt zu befragen, gefichert 
worden. Das jorgfältig geregelte Recht des Angeklagten, die Ausſetzung der 
Entſcheidung zu fordern, beziehungszweiſe zu beantragen, hat den Zwed, ihn 
vor leberrumpelungen zu ſchützen. Der verurtheilte Angeklagte endlich kann, 
wenn er fih für unichuldig hält, in einer gegen da3 bisherige Verfahren 
außerordentlich erleichterten Weife bei Vorführung neuer Beweismittel bie 
Wiederaufnahme des Verfahrens fordern und den Nachweis jeiner Unſchuld 
führen. Gegen die Urtheile der Schöffengerichte ijt die Berufung an die 
Zanbdgerichte gegeben. Wenn es fich nicht um lebertretungen handelt, jo ift 
auch über dieſe Berufungen von fünf Richtern abzuurtheilen. Dem freige: 
ſprochenen Beichuldigten kann das Gericht nach den Umftänden des Falles 
den Erſatz der nothwendigen Auslagen aus der Staatscaſſe zuſprechen. Diele 
und viele andere Beitimmungen haben den Zweck, neben einer ernften und 
raſchen Verfolgung des Verbrechens doch zugleich die nothwendige Sicherheit 
für den Berfolgten und für die Vertheidigung de3 vielleicht unfchuldig An— 
eflagten zu gewähren. Faſt überall in Deutichland werden hiedurch große 
ortichritte gemacht, nirgend wird ein Rückſchritt zugelaſſen. Selbft die 
eftigften Gegner der Reformen haben dieß nicht zu behaupten gewagt. 
„Auf Grund diejer großen NReichögejehe wird in Zukunft in allen 
beutichen Landen von gleichmäßig und unabhängig bejekten Gerichten glei: 
ches Recht für alle geiprochen werden. Die gleichen Vorjchriften über das 
Verfahren werden überall gelten. Nicht allein die rvechtägelehrten Juriſten 
werden die Geſetze verftehen, auch jedermann aus dem Volke wird fie hand: 
haben lernen. Dem Handel und Verkehr wird dadurch große Förderung 
zu Theil. Das bereits geichaffene einheitliche DBerkehröleben wird erſt durch 
da3 einheitliche Nechtäleben zur vollen Geltung gelangen. Erſt jet ift die 
Herftellung eines einheitlichen bürgerlichen Rechts, an welchem ſchon heute 
bewährte Kräfte der Nation im Auftrag des Reichs arbeiten, möglich. Alle 
deutſchen Gerichte, auch wenn fie verjchiebenen Staaten angehören, leiſten 
wi — Rechtshülfe und haben ſich als Gerichte deſſelben Staates zu 
achten. 
„Diele Hier nur in aller Kürze gekennzeichneten Geſetze 
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hat die Mehrheit des Reichstages und insbeſondere die nationalliberale 
Partei in mühjam errungenem Ginverftändniffe mit den Regierungen zu 
Stande gebracht, weil fie in ihnen eine unerläßliche Nothwendigkeit Air die 
Entwidlung des Reiches und den größten ſeit Jahrhunderten gemachten 
Fortſchritt erblidte.e Die Minderheit, zulammengejegt aus Glericalen, 
Polen, Socialdemocraten und FFortfchrittspartei, hat die Geſetze verworfen, 
weil fie eine Verſtändigung mit den Regierungen über die von diefen bean: 
ftandeten Punkte ala der Würde des Reichstages nicht entiprechend erachtete 
und auf einzelne diefer Punkle jelbjt gegenüber dem großen Ganzen ein 
einfeitiged Gewicht legte. Der Bundesrath hat zu verichiedenen Malen 
ſowohl im der Commiffion ala im Reichätag fich den Wünſchen des Reich: 
tags gefügt. Schließlich nach der zweiten Leſung blieben noch 17 Puntte 
übrig. Obwohl der Bunbesrath diejelben für unannehmbar erklärte, hat ex 
dennoch in den lebten jeiten® der Bertrauendmänner der nationalliberalen 
Partei geführten Verhandlungen auch bezüglich diefer Differenzpuntte in 
den mwichtigften Beziehungen nachgegeben. So wurde die Beichränftung des 
Anflagemonopol3 der Etaatsanwaltichaft zu Gunften des Verletzten zuge: 
fanden, die civilrechtliche und ftrafrechtliche Verfolgung von Amtsüber: 
Ihreitungen der Beamten grumdjählich freigegeben, nur dab in Preußen 
und in einigen anderen Ländern, two biäher die Verfolgbarkeit ber Beamten 
aus Amtshandlungen von dem Belieben der Gompetenzgerichtähöfe oder an— 
derer Berwaltungsbehörden abhing, in Zutunft die frage: ob eine —* 
ung von Amispflichten vorliegt, vom Reichsgericht oder von ben völlig unab— 
hängigen höchſten Berwaltungsgerichtähöfen entichieden werden ſoll. So wur: 
ben die Beichlüffe des Reichätags in Betreff der Durchficht von in Beſchlag ge» 
nommenen Papieren, ber Beichlagnahme von Briefen und Telegrammen, der 
Nichttheilnahme der Verweilungsrichter an der Urtheilsfällung, des Erſatzes 
der Auslagen an ben fFreigejprochenen, der Zuſammenſetzung und be3 Ver: 
fahren? der Gompetenz:Gerichtähöfe, noch im letzten Augenblide von dem 
Bundesrathe voll oder mit unerheblichen Aenderungen zugeftanden. Nur 
einige auf die Preije bezüglihe Beftimmungen blieben be: 
anftandet. Aber auch in diejer Beziehung ift wenigſtens 
fein Rüdjchritt gem 1* Nach wie vor werden in den fübdeutichen 
Staaten Geſchworene über Preivergehen aburtHeilen. Die Ausdehnung der 
Befreiung vom Zeugnißzwang, ber den verantwortlichen Redacteur nad all: 
—— Beſtimmungen nicht trifft, auf Verleger, Redacteure und Drucker, 
owie auf das Hilfsperſonal iſt zwar nicht erreicht, aber wegen Zeugnikver: 
weigerung fann nicht mehr, wie bisher, eine Strafhaft auf unbeftimmte Zeit, 
fondern höchften® auf ſechs Monate erfannt werden. Dem Richter allein Liegt 
es ob, zu prüfen, ob bie eidliche VBernehmung nach ben Umftänden des Yalla 
geſetzlich zuläflig ift, während bisher das Belieben des Staatsanwalts entichied. 
Endlich darf erwartet werden, daß das höchfte Reichägericht auch hier eine ein= 
beitliche, durch die Lage der Prefje gebotene, Praxis einführen werde. Die 
Uengelafiene Beftimmung über den Gerichtöftand ber Preſſe Hatte nur eine 
tmelle Bedeutung, da die höchften bdeutichen Gerichtähöfe jchon bisher in 
Sinn erfannt hatten, und in Zukunft erfennen werden, daß die in 
einem ericheinenden Blatte verübte ftrafbare Handlung lediglich am Orte ber 
Herausgabe bed Blattes ihren Gerichtäftand finde. 

„Da3 deutiche Volt mag fein Urtheil jprechen, ob e3 berechtigt war, 
ſolche Geſetze um ſolcher Streitpuntte willen fallen zu laſſen — ob in einem 
monarchiichen Staate die Volfövertretung beanſpruchen darf, die Gejege in 
allen einzelnen Beziehungen allein nach eigenem Belieben zu machen, und 
ob es der Würde der Volksvertretung zuwiderlduft, mit den Regierungen 
eine billige Verftändigung zu ſuchen! Das deutſche Volt mag ur: 
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theilen, ob ihm mehr die Politik einer friedlichen Cinigung mit den Regie: 
.. auf den für Einheit und Freiheit günftigen Grundlagen, oder bie 
Politik des Conflicts frommt! Das deutiche Volt mag urtheilen, 
wohin e3 mit unjerm deutichen Bauterlande gelommen wäre, wenn bei jedem 
großen Geſetzgebungswerke, von ber Gründung de Norddeutichen Bundes 
an bi3 auf heute, diejenige Partei fi im Bunde mit den Feinden des 
Reichs der Mehrheit des Reichsſstags bemächtigt hätte, gegen deren Stimmen 
alle großen, biäher errungenen Fortichritie gemacht find! Das deutiche Volt 
. Hat hierüber in früheren Zeiten bereit3 fein Urtheil gejprochen, und wir 

weifeln nicht, da es bei den bevorftehenden Wahlen den gleichen Spruch 

fat wird. Aeußere Gefahren und innere Gonflicte haben wir genug, 

a3 deutſche Volt wird nicht wollen, dab feine Vertreter muthwillg neue 


fuchen.“ 

25. December. (Deutjches Reich.) Die Fortſchrittspartei 
erläßt folgenden Wahlaufruf bezüglich der bevorjtehenden allgemeinen 
Reichtagswahlen: 


„Die am 10. Januar bevorſtehende Neuwahl des deutſchen Reichs— 
tages vollzieht fich unter einer ungewöhnlichen Erregung der Parteien. So: 
wohl auf dem politiichen ala auf dem wirthichaftlichen Gebiete haben ſich 
ſeit den letzten Wahlen die Gegenſätze verſchärft. Vergeblich Hat die Nation 
gehofft, das einzige Mittel innern Friedens und äußerer Stärke: die Eini— 
gung in der Freibeit von den Reichsgewalten erfannt und von ber Gejeh: 
gebung verwirklicht zu ſehen. Statt defjen ift Beginn und Schluß ber ab: 
gelaufenen Legislaturperiode durch den Zulammenftoß ber Reichäregierung 
und der Volfvertretung bezeichnet worden, und jedesmal ift es der Reichätag 
geweſen, der in ber verhüllenden Form der Compromifje fi dem Willen 
der Regierungen gebeugt hat. Die deutjche Fyortichrittäpartei hat fich diejen 
Compromiſſen mit Entjchiedenheit widerſetzt. Bei der Berathung des Mili— 
tärgefeßes Hat fie fich geweigert, auch nur zeitweilig Verzicht darauf zu lei: 
ften, die Friedenspräſenzſtärke des Heeres, innerhalb feiner geſetzlichen Orga 
jation und unbejchadet jeiner vollen Kriegaftärte, budgetmäßig feitzuftellen, 
wie folches ohne dieſen Verzicht ar ak rer Recht des Reichstages 
wurde. Jeßt hat die deutſche Fortſchrittspartei dem Bundesrathe entſchie— 
denen Widerſtand entgegengeſtellt, als derſelbe das Zuſtandekommen eines 
Theiles der Juſtizgeſetze an Bedingungen knüpfte, die nicht nur mit aus— 
drücklichen Sägen der von allen liberalen Parteien aufgeſtelllen Programme, 
fondern auch mit dem Rechtöbewußtfein der Nation im Gegenſatze ftehen. 
Die deutjche Fortichrittäpartei Hat fich einem Compromiſſe nicht anichliehen 
fönnen, welcher im ———— mit ſoeben in zweiter Leſung faſt einmü— 
thig gefaßten Beſchlüſſen des Reichtages, in dritter Leſung auf weſentliche 
Garantien der Preßfreiheit und auf die geforderte Zuſtändigkeit der Schwur: 

erichte verzichtet, die Refte einer den ordentlichen Rechtägang hemmenden 

jeßgebung in Preußen erhält und innerhalb des deutjchen Reiches land» 
Ichaftliche WVerjchiedenheiten des öffentlichen Rechtes begründet. Es war ein 
Compromiß, geeignet, nad allem, was borausgegangen, das Anjehen ber 
deutſchen Bolfövertretung herabzuſetzen und auch in Zufunft die Berechnung 
ber leitenden Staatömänner auf die Schwäche des Reichstages anzumeijen. 
Die Fortſchrittspartei hat ſich durch die Erfolglofigkeit ihres Widerftandes 
gegen dieje Compromiſſe nicht entmuthigen laffen. Sie vermag auch zu F 
rem Theile auf eine arbeitsbolle und fruchtbringende Thätigfeit in der ab: 
laufenden Legislaturperiode hinzuweiſen. Die Abwehr einer größern Steuer: 
belaftung des Volles und ber durch die Strafgefenovelle auf Preß⸗ und 
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Redefreiheit gerichteten Angriffe, die durch dad Pre: und Bitfötofiengeieg 
gemachten Fyortichritte, die Ordnung unſeres Geld: und Bankweſens un 
nicht zum mindeften die Einzelbeftimmungen de Militärgejehes und ber 
Juftizgefege — fie alle weifen die Spuren der Arbeit und des Einflufjes 
auch unferer Partei auf. In allen wejentlichen Richtungen ihrer Thätigkeit 
bat fich die deutſche Fyortichrittspartei durch ihr Programm vom 9. Juni 
1861 leiten laſſen. Auch den Aufgaben der nächſten Legislaturperiode 
gegenüber Hat fie ein neues Programm micht aufzuftellen. In den 
wirtschaftlichen und focialen Nothftänden der Zeit wird fie eben jo jehr 
ben focialdemocratifchen Ausfchreitungen, als benjenigen Beftrebungen ent: 
gegentreten, welche die Bevölferung in Intereſſen-Gruppen zeriplittern 
und die bewährten Grundſätze unferer —— und Gewerbepolitik ver: 
lajfen. Aber jede Förderung wird fie dem ftaatlichen Maßregeln angebei» 
ben laſſen, welche dazu beftimmt find, die allgemeine und technifche Bildung 
der arbeitenden Klafien zu heben, den auf Selbfthülfe begründeten Organis 
jationen derjelben gelenliche Eicherheit zu verleihen, eine gerechte Vertheilung 
der Steuerlaft zu bewirken und den focialen Frieden auf der Grundlage 
voller Gleichberechtigung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, ber Groß: und 
ber Kleininduſtrie zu fördern. Rad wie vor bleibt bie Erfüllung wichtiger 
ftaatäbürgerlicher und conftitutioneller Forderungen zu erftreben, insbeſon⸗ 
dere in der geſetzlichen Regelung des Vereinsweſens, in ber Gewährung von 
Diäten an bie — — in ber geſehlichen Sicherung der Rechte 
des Reichstages im Budget: und Rechnungsweſen. Bor allen Dingen — es 
gilt nicht nur ber Abwehr hierarchiicher Uebergriffe und particulariftifcher 
Kl das deutiche Reich kann die letzten Bürgichaften feines Beſtandes 
und feiner Vollendung nur finden durch die Organifation der Reichsgewal⸗ 
ten im Geiſte des conftitutionellen Syſtemes. Das Reich bedarf bes vollen 
Nachdruckes einer jelbftändigen Executive, der VBeichränfung der in die Ver: 
waltung — —— — des Bundesrathes, und Hand in Frei 
biermit eines dem Reichstage politifch und rechtlich für den Gang ber Gefeh: 
rang und Verwaltung verantwortlichen Reichsminiſteriums. Erſt dann 
wird die Vertretung bes deutſchen Volkes bie ihr gebührende Stellung ein: 
nehmen. Erft dann wird die politifche Entwidlung der Nation nicht mehr 
auf Eonflicte und Gompromiffe, jondern auf das einträchtige Zufammen: 
wirken der Reichdregierung mit der Volfävertretung geftellt fein. Wir, — 
die deutiche Fortſchrittspartei — wir jehen die Einheit des Vaterlandes nicht 
verwirklicht in der Perfon eines allgewaltigen Einzelbeamten an der Spihe 
der Reichöregierung. Uns genügt nicht auch die reichfte Fülle techniſcher 

Wir verlangen vor allem den organifchen Ausbau ber Reichsver—⸗ 
fafjung, welcher nicht durch das Opfer, jondern durch die volle Anerkennung 
der Grundrechte ber Bürger und der Volksvertretung die nationale Einheit 
fiher ftellt. Das ift die Hauptaufgabe unferer politifchen Thätigkeit. Da: 
für rufen wir das deutjche Volt auf. Dafür hoffen wir, dab es Männer 
in den Reichstag ſende, ftark genug, um ber —— ber Macht Wiber: 
ftand zu leiften, einfichtig genug, um jeden Vortheil des Augenblides für 
des Volles Wohl und Freiheit wahrzunehmen.“ 


28. December. (Deutfches Reich.) Die nationalliberale 
Partei erläßt folgenden Wahlaufruf bezüglich der bevorftehenden 
allgemeinen Reichstagswahlen : 


„Erit ein Jahrzehnt ift jeit ber Begründung des Norbdeutichen Bun: 
bes, ber erften unerfchütterlichen Grundlage für die Wieberaufrichtung des 
Deutſchen Reiches verflofien, und Heut umfchlingt ein gemeinfames BVerfal: 
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ſungsband alle Glieder der Nation. Don Jahr zu Jahr ift die Macht und 
das Anjehen des Deutichen Reiches gewachlen. Je weiter fi in Europa 
das Bewußtſein von ber Stärke des deutichen Staates verbreitete, deito mehr 
Hob ſich zugleich dad Vertrauen zu dem friedlichen Beruf der deutjchen 
Nation. Nah außen ftart und geachtet, Hat das Deutiche Reich zugleich 
nad innen feine reformatorische und befreiende Thätigkeit bewährt. Ge: 
waltige Umgeftaltungen ber inneren Derhältniffe waren erforderlich, um 
bem neuen — Raum zu ſchaffen innerhalb der ſeit Jahrhunderten 
zerriſſenen Nation. Es galt eine Vertretung nach Außen, ein Heerweſen, 
ein Verkehrsgebiet, gleiche Bedingungen für die freie Bewegung und die 
freie Arbeit herzuſtellen. Es galt, Gewicht, Maß und Münze gleichmäßig 
zu ordnen. Es galt, die bürgerliche Ehe nach denſelben Normen zu regeln. 
Es galt, die zur Erleichterung de3 Verkehrs und zur Förderung bed Hans 
dels nothwendigen Amftitutionen zu entwideln und zu gemeinfamen Ein: 
richtungen de3 Reiches umzugeltalten. Solche tiefgreifende Aenderungen 
führten jelbftveritändlich auch Unzuträglichkeiten und fchwierige Mebergänge 
herbei. Noch find nicht alle Früchte der Arbeit reif. Lücken find auszus 
füllen, Mängel, welche die Erfahrung gezeigt hat, find zu befeitigen. Viele 
Aufgaben bleiben dem nächſten Neichetage vorbehalten. Neben den noth: 
wendigen Ergänzungen ber Suftiggefepe wird auf dem Gebiete des Verkehrs: 
lebens unfer Verhältnik zu anderen Nationen durch Erneuerung von Hans 
belöverträgen zu ordnen fein. Die Revifion des Actien- und Genofjenichaftss 
rechts wird ben Reichstag beichäftigen. Der in den Geſetzen ber letzten Le— 
gislaturperiode der Kunſt und den Gewerben gewährte Schutz ift durch ben 
Erlaß eines Patentgeſetzes zu vervollftändigen. Die Organijation der Be: 
hörden des Reiches muß vollendet werden. Mit dem wachienden Umfang 
und ber fteigenden Ausdehnung der Reichsgewalt wird das Bedürfniß nad) 
Einfegung verantwortlicher Träger ber einzelnen Zweige der Gejehgebung 
und Verwaltung bed Reiches immer dringender. Mit den Erfolgen wachjen 
die Pflichten. Die Nation ift deſſen eingedenf, nicht minder muß ed auch 
ihre Vertretung fein. Unſere Partei hat einen quten Theil an den unter 
ſchwierigen Berhältniffen errungenen Erfolgen. Sie hat die Verfaſſung des 
Norddeutichen Bundes mitbegründet, fruchtbare Keime freiheitlicher Entwide 
lung in fie hineingetragen und fie gegen die vereinten Angriffe der Gegner 
geihüßt. Sie hat mit Jmitiative eingegriffen und die Reichsregierung un: 
terftüßt, wo e3 darauf ankam, unerlänliche einheitliche Inſtitutionen zu bee 
gründen und den inneren Ausbau bes Reiches zu fördern. Ueberall ftrebte 
fie neben den Bedingungen der einheitlichen Neugeftaltung bie —— 
Forderungen zu wahren. In voller Freiheit prüfte fie alle Maßregeln der 
Reichsregierung. Sie ſuchte nicht muthwillig Conflicte, two eine die Volks— 
rechte wahrende Verſtändigung möglich war, fie widerſtand aber eben fo ent⸗ 
ſchieden den nach ihrer Meberzeugung unberechtigten Anforderungen der Regie: 
rungen. Diejes Verhalten unferer Partei Hat, wie die Wahlen der Ver: 
gangenheit beweifen, im beutichen Volke wachſende Zuftimmung gefunden 
und bat dem Baterlande zum Heil gereicht. Auch die eben abgelaufene 
Legislaturperiode legt hievon Zeugnig ab. Als im Beginn derjelben ein 
Conflict mir der Reichäregierung über das Militärgefeß drohte, haben wir 
die Rechte der Volfavertretung bei der Fyeitftellung der Militärausgaben und 
gleichzeitig den Fyrieden mit der Regierung zu wahren gewußt gegen ein 
Opfer, welches im Verhältnik zu dem erzielten Preife nicht zu hoch beimef: 
jen war. Der vieljährige Streit um die Organifation des Heeres und bie 
verfafjungsmäßige Behandlung bes Militärbudgets wurde endgültig beige» 
legt, und als erſtem unter allen Staaten des Gontinents wurde Deutichland 
eine vollftändige Kriegsverfaffung zu Theil, im welcher die Pflichten und 
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Leiftungen jedes Bürger? gefeglich geregelt find. Bei der Revifion des Straf: 
gejebuches haben wir das anerkannte Bedürfniß befriedigt, weitergehende 
Anſprüche aber abgelehnt. Die Forderung neuer Steuern haben wir ala 
durch die Lage der Finanzen nicht erechtfertigt abgewieſen. Am Schluffe 
der Zegislaturperiode war ed und Gulaichen, duch eine unter ben ſchwierig— 
ften Berhältniffen erreichte Derftändigung über die Juſtizgeſehze die Rechts: 
einheit, die unerläßlichfte Bedingung unſeres nationalen Lebens, zu fichern 
und damit dem Bolfe dad ibealjte Gut der Einheit ſowohl ala ber Freiheit 
zu ſchaffen. Ein verftändige3 Gingehen auf den Kern und Anhalt ber 
Juſtizgeſehe wird bie Wahrheit diefer Behauptungen darthun und wird dem 
Volke zeigen, daß die mit Rüdficht auf die verfaffungsmäßige Stellung ber 
Regierungen gebotene Bertagung einzelner Forderungen bezüglich der Preffe 
die Hohe Bebeutung der nationalen und freiheitlihen Errungenschaft nicht 
abzufchtwächen vermag. Das junge Deutiche Reich bedarf der Anjpannung 
aller Kräfte, de3 Zuſammenwirkens ber Reichdregierung und des Reichstags. 
E3 widerfpricht der Würde des Reichstags nicht, dieſes Einverftändniß auf 
den ber Einheit und Freiheit günftigen Grundlagen zu fuchen umd zu förs 
bern. Noch hat das Deutſche Reich der äußeren Feinde und der inneren 
zer genug! Noch bedarf das Deutiche Reich, mehr als ein anderer 

taat Europa’, der aus ber gegenfeitigen Berftändigung aller feiner Freunde 
erwachſenden Kräftigung! So war unfer bisherige Berhalten, jo wird es 
auch in Zukunft fein. Unſerer Pflicht und unferer DVerantwortlichkeit, für 
ba3 Reich fchaffend zu wirken, waren und bleiben wir und bewußt. Wir 
erwarten mit Rube den Spruch de3 beutfchen Volkes zwiſchen ung und un: 
feren Gegnern.” 

29. December. (Deutfches Reich.) Der Kaifer ernennt ben 
bisherigen Unterftaatsjecretär im preußifchen Juftizminifterium, Fried» 
berg, zum Staatäjecretär und Chef des neuen Reichajuftizamtes und 
ben bisherigen Ober-Regierungs-Rath Michaelis zum Director ber 
Yinanzabtheilung des Reichskanzleramtes. 

31. December. (Elfaß-Lothringen.) Der Kaiſer verjagt 
der Wiederwahl des entfchieden franzöfiich gefinnten Bürgermeifters 
von Met, Bezanfon, feine Genehmigung und ernennt den Kreiß- 
director v. Freiberg zum Bürgermeifterei-Berwalter von Dieb. 

— December. (Baden.) Die Ausführung des neuen Ge— 
jeßes über bie für alle Gonfeffionen gemeinfamen Volksſchulen ges 
ftaltet fich thatfächlich ziemlich eigenthümlich und entjpricht den In— 
tentionen der II. Kammer, die das Geſetz durchgedrüdt hat, jehr 
wenig. Da nämlich das Inſtitut des Ortfchulrathes abgefchafft 
und die Localaufficht der Schule dem Gemeinderathe übergeben ift, 
jo macht der Ießtere nahezu überall von dem Rechte Gebrauch, wo— 
nach er eine technische Schulcommiffion ernennen kann, und über- 
trägt den Vorfiß in derfelben dem Geiftlichen. So kommt in Baden 
die Geiftlichfeit, nachdem fie durch die Vorderthüre aus der Schule 
entfernt worden, zur Hinterthüre wieder hinein. 

— December. (Deutſches Reich.) Die Agitation der ver- 
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Ichiebenen Parteien für die auf den 10. Januar 1877 bevorftehen- 
ben allgemeinen Neuwahlen zum Reichdtag ift in allen Theilen 
Deutſchlands bereit? eine überaus intenfive. In Norddeutichland 
wird der Wahlkampf weſentlich von dem neuen Gegenſatz zwifchen 
Nationalliberalen und Fyortichrittspartei, neben dem alten zwifchen 
Liberalen, Ultramontanen, in Süddeutſchland wejentli) von dem 
letzteren Gegenſatz beherrjcht, während die Socialdemocratie hier wie 
dort drohend im Hintergrunde fteht. Daneben ift nunmehr auch 
die neue beutjch-confervative Partei, die in Norddeutſchland eine 
mehr feudalsconjervative, in Süddeutſchland eine vorwiegend evan- 
gelifch-orthodore Färbung trägt, auf den Kampfplatz getreten. 


II. 
Die Vefterreihifh-Angarifde Monardie. 


2.—8. Januar. Der dfterreichifche Minifterpräfident Fürſt 
Auersperg und die öfterreichifchen Minifter des Innern, der Finan- 
zen und des Handels conferiren in Peſth mit dem ungarifchen Mi« 
nifterium über die Erneuerung de3 Ausgleichs zwiſchen Deflerreich 
und Ungarn, namentlich über die Erneuerung des Zoll- und Han 
belsbündniffes und über die Bankfrage. Die Ungarn ftellen die 
weiteftgehenden Forderungen und gehen offenbar darauf aus, ihr 
Defizit durch den neuen Ausgleich auf Koften Defterreich® zu deden, 
ohne darum auf irgend welchen Bortheil ihrer politifchen Stellung 
innerhalb der Gefammmtmonarchie verzichten zu wollen. Die Gonfe- 
renzen bleiben daher vorerft refultatlos und werben abgebrochen. 

10.- 19. Januar. (Ungarn.) Abg.-Haus: tritt wieder zu—⸗ 
fammen und geht jofort an die Berathung der vom Minifterium 
Tisza vorgejchlagenen Comitatsreform. Diefelbe wird ſchließlich mit 
217 gegen 60 Stimmen angenommen. 

Die Vorlage wird von der äußerſten Linken unb von ber äußerften 
Nechten belämpft und felbft von der Majorität nicht jehr warm vertheidigt, 
aber von Tisza, der daraus eine Gabinetäfrage macht, durchgeſetzt. Der 

Bte Fehler, der der Regierungdvorlage — iſt, daß er ein Bitter: 
ing ift, ein Compromiß zwiſchen ben Principien ber Selbftverwaltung und 
jenen, welche einer geordneten Staatäverwaltung zu Grunde liegen. Die 
äußerfte Linke greift ihn an, weil er bie Municipalautonomie vernichte, die 
Rechte twieder opponirt bemfelben, weil er für eine geordnete Verwaltung 
durch Beibehaltung der gewählten Beamten und die Zufammenjegung bes 
Adminiftrationsausfchuffes feine Gewähr biete. Tisza will „Harmonie“ in 
ben Verwaltungsorganismus bringen, und glaubt diejelbe zu erreichen, wenn 
er ganz biöparate Elemente — ernannte Regierungd: und gewählte Comi— 
tatsbeamte, ſowie zur anderen Hälfte vom Municipalausihuß gewählte Mit: 
glieder — zu einem Körper zufammenfoppelt, der nun dad Gomitat zu ab» 
miniftriren berufen ift. Daß er dieß zu thun nicht im Staude fein, daf er 
zum mindeften al3 ein überflüffiger fyactor die Adminiftration nur hindern 
unb noch mehr verivirren werde, davon ift bis auf Tisza und feine intimfte 
Umgebung jedermann überzeugt. Die ingnigften machen ein Kehl daraus, 
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daß fie für das neue Gejeh ihre Stimme nur aus dem Grund abgeben, weil 
fie die neue Einrichtung bloß als ein Proviforium anfehen, deſſen Unhalts 
barkeit bald zu Tage treten werde, wo man dann auf ben richtigen Weg 
werbe einlenten können. Dielen hat aber Frhr. dv. Sennyey in einer be: 
merfenswerthen Rede vorgezeichnet und damit im Grunde wohl ber großen 
Mehrheit des Haufed aus der Seele geiprochen: er wünſcht einen von der 
Regierung ernannten Beamtenkörper, der dad Gomitat verwaltet unter Con: 
trole des Municipalausfchuffee, mit klar umjchriebenem Gompetenzfreife; zum 
Schutze der individuellen Freiheit gegen die Beamtenwilltür beftänden eigene 
Gerichte. So werde bad Comitat gleich dem Lande fein, dad auch eine er: 
nannte Executive, die Regierung, und eine gewählte Gontrole, da3 Parla: 
ment, befite. Die Mängel der Vorlage kritifirt Sennyey fehr ſcharf und 
zeigt, wie der im Ausichuß fihende Beamte feinen eigentlichen Amtspflichten 
nicht werde nachkommen können, ber Beamte außerhalb besfelben wieder 5 
bi3 6 Borgefeßte und daher leicht eine Ausrede haben werde, wenn er jo 
wenig ald möglich thut. Sennyey und feine Parteigenofjen machen fein 
* daraus, daß fie die Bach'ſche Organiſation, wie fierin den fünfziger 

ahren beftanden, zurüdwünfcdhen; an und für fich ſei diefe gut geweſen, 
nur gehabt und haſſenswerth, weil fie im antinationalen Sinne functionirte 
und dem Abjolutismus zu Dienft geftanden. 

12. Januar. (Defterreich.) Abg.-Haus: die Forderungen 
der Ungarn bez. der Bedingungen einer Erneuerung des Ausgleichs 
zwiſchen den beiden Neichahälften von 1867, jo viel davon verlautet, 
haben die öffentliche Meinung in Defterreich und das Abg.-Haus 
in große Aufregung verjeßt. Zunächſt die Obmänner der drei ver- 
faffungstreuen Fractionen des Abg.Hauſes und dann diefe jelbft 
fegen fich mit dem Minifterium in Verbindung. Diejes erflärt je- 
doch, daß es, jo lange die Verhandlungen mit dem ungarijchen Mi— 
nifterium ſchweben, nicht in der Lage ſei, nähere Aufflärung zu geben. 
Die Fractionen berathen daraufhin unter fich über die Frage einer 
Sinterpellation, der Beantragung von Rejolutionen ꝛc. Darin ſtimmt 
Alles überein, daß Defterreich fich eine wejentlich noch größere Be— 
laftung gegenüber Ungarn nicht gefallen laſſen könne und nicht ge= 
fallen Iafjen werde, und das Minifterium Auersperg ſcheint damit 
auch ganz einverftanden zu fein und daher bereit, mit ber Ber: 
faffungspartei des Reichsraths in fteter Fühlung zu bleiben, um für 
alle weiteren Verhandlungen mit Ungarn einen fejten Rüdhalt zu 
haben. 

12. Januar, (Dejterreich.) Weihbijchof Kutjchler wird vom 
Kaifer an die Stelle des verftorbenen Cardinals Raufcher zum Erz» 
biſchof von Wien ernannt. 

14.—17. Januar. (Defterreich.) Herrenhaus: Berathung 
be3 Kloſtergeſetzes. Daffelbe wird gegen den Widerftand der Mini» 
fter mit der Beitimmung, daßgu Errichtung oder Aufhebung eines 
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Klofterd ein Reichsgeſetz erforderlich jei, angenommen. Dagegen 
wird dad vom Abg.-Haufe befchloffene Geſetz über Regelung der 
Rechte der Altkatholifen vom Herrenhauſe abgelehnt. 

17. Januar. (Defterreich.) Celbft das Herrenhaus ift 
durch die Fordernngen Ungarns bez. des Ausgleichs in Bewegung 
gerathen. Auf Anregung Schmerlings treten Mitglieder aller Frac— 
tionen zuſammen und bejchließen, feiner weiteren Zoderung des Ein- 
heitsbandes der Monarchie zuzuftimmen, weil eine folche einer Mehr- 
belaftung Defterreich® oder einer Schädigung feiner Greditverhält- 
nifle gleich fäme. Diefer Beichluß wird dem Minifterium durch 
eine eigene Abordnung mitgetheilt. Das Minifterium ift darüber 
etwas verftimmt, da ihm die Hände für die Unterhandlungen mit 
Ungarn nachgerade allzufehr gebunden würden. 


18. Januar. (Dejterreih.) Der ausgezeichnete Journaliſt 
Levyſohn (Deutfcher) wird von der Regierung wegen angeblich „be= 
ftrucetiver Richtungen“ ausgewwiefen, ohne daß man ihm die Mög— 
lichfeit gegeben Hätte, fich gegen bejtimmt formulirte Anflagen zu 
vertheidigen. Die Maßregel macht in Defterreich und noch mehr 
in Deutfchland einen ſehr jchlechten Eindrud. 

29. Januar. (Ungarn.) Franz Deak }. Die Trauer um 
den Berftorbenen ift eine allgemeine. Die Kaiferin jelbft erjcheint 
an feinem Sarge, um unter ergreifenden Anzeichen jchmerzlicher 
Bewegung an demfelben zu beten und einen Kranz niebderzulegen. 
Das Abg.-Haus bejchließ, den großen Patrioten auf Staatskoſten 
beerdigen zu laſſen. 

2. Februar. (Defterreih.) Abg.-Haus: Der Präfident 
Rechbauer widmet dem Hinſchied des ungarifchen Patrioten Deak 
eine jehr warm gehaltene Nachrede. 

6.—8. Februar. (Defterreih.) Abg.Haus: Dreitägige 
Debatte über eine vom confeffionellen Ausſchuß vorgelegte Novelle 
zum Ehegeſetz, welche jchließlich angenommen wird. 

Die Debatte dreht fich faft nur um bie Frage, wie bad Ehehindernif 
ber kath. Geiftlichen zu Löfen jei. Die Majorität des Ausfchuffes glaubte 
einen Unterfchied machen zu jollen zwiſchen jenen, welche bie höheren und 
jenen, welche die niederen Weihen empfangen haben, und beantragte, daß 
bei erjteren das Ehehindernif nur im Falle des Uebertritts zu einer andern 
Religiondgenoffenichaft, bei Ordensperſonen hingegen jchon durch den Aus: 
teitt ana Orden allein befeitigt fein ſoll. Die Minorität des Ausſchuſſes 
dagegen till, von dem Grundſahe ausgehend, daß das Gölibat eine Sache 
lirchlicher Disciplin fei, um die ſich ber Staat nicht zu kümmern habe, die 
beiden Ehehinderniffe einfah aus dem bürgerlichen eg er audftreichen 
und don ftaatäwegen Geiftlichen und Ordensperſonen die Verheirathung ge— 
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ftatten, es dem Gewifjen des Einzelnen überlaffend, fich mit dem kirchlichen 
Derbote abzufinden. Umgekehrt wird von Frhrn. v. Handel beantragt, das 
Ehehinderniß der Höheren Meihen und de3 Ordensgelübdes in gleicher Weife 
für Katholiken fortbeftehen, daſſelbe aber erlöfchen zu laflen, fobald ber be: 
treffende Geiftliche zu einer andern Gonfefjion übertritt. Der vom ftaatli: 
chen Geficht3punfte aus principiell offenbar allein richtige Antrag ber Mi: 
norität des Ausſchuſſes wird mit 90 gegen 81 Stimmen verworfen und ber 
Antrag der Majorität bdefjelben angenommen. Die Minifter verhalten fich 
pafjiv und ftimmen gegen das Geſeß. 

13. Februar. (Defterreich: Tyrol.) Die clericale Agitation 
gegen die Durchführung bes Proteftanten-Patents hat die ihren Ur— 
bebern faum erwünjchte Wirkung erzielt, die Conftituirung der zwei 
proteftantijchen Gemeinden zu beichleunigen. 

Die norbiyrolifche Gemeinde conftituirte fih Ende Januars nach ben 
Vorichriften der Minifterialverordnung vom 9. Wpril 1861, wählte bie 
größere Gemeindevertretung, die ſodann die Wahl bes Kirchenvorftandes vor: 
genommen und Einleitung zur Belegung ber Mr e getroffen. Da 
ein Kirchenbaufonds mangelt, fo rechnet man auf die Liebesgaben in⸗ unb 
ausländiicher Glaubensgenoſſen. Die Eonftituirung der Meraner Gemeinde 
wird jetzt gleichfall3 vollzogen: fie hat bereits einen Pfarrer gewählt, befikt 
auch einen, allerdingd nicht ganz hinreichenden, Baufonds, jo daß wegen 
Ankaufs eined Bauplakes verhandelt werden fann. Die Agitatoren colpor: 
tiren nunmehr zwei Adreffen für Erhaltung der Glaubendeinheit, eine an 
den Kaiſer, die andere an den Landtag gerichtet, und veranftalten katholiſche 
Dereinäverfammlungen, nehmen jedoch zu ihrem Bebauern wahr, daß das 
Vereinsweſen burch den zwischen der tatbolifchen Reichapartei und ber Gio: 
vanelli’jchen Rechtspartei herrichenden Haber in Verfall gerathen ift, und 
das früher vom Keherhaſſe durchglühte Landvolk in folge des gefteigerten 
Fremdenverkehrs und ber damit verbundenen materiellen Vortheile fi) vom 
modernen Indifferentismus „angefräntelt" zeigt. 


13. Februar. (Defterreich.) Wieder wird ein beutjcher 
Sournalift, Kilian, „aus Nüdfichten der Öffentlichen Ordnung und 
Eicherheit“ aus Defterreich auögewiefen. 

14. Februar. (Defterreih.) Abg.-Haus: Die drei verfaf- 
ſungstreuen Clubs bejchließen durch Delegirte, eine Reihe beftimmt 
formulirter Grundfäße aufzuftellen, nach welchen die Vereinigung 
ber Verfaffungspartei zum Zwecke gemeinfamer Behandlung aller 


Derfaflungsfragen erfolgen foll. 

Der erfte Grundſaß ſpricht aus, daß alle diejenigen Fragen, bie fidh 
auf die Verfaſſung beziehen, aus ber Berathung der Clubs fortan ausge: 
ſchieden und der gemeinfamen Berathung der ganzen Verfafjungspartei un« 
—— werden ſollen. Zunächſt und momentan ließen die Clubs dieſes 
Uebereinlommen für jene Fragen, die mit dem ungariſchen Ausgleiche im 
Zuſammenhange ſtehen. Zu bindenden Beſchlüſſen in den gemeinſamen 
Verſammlungen, gegen welche dann fein Mitglied der ri an tar 
flimmen we ift Die Anweſenheit der Hälfte ber Mitglieder und Zweidrittel⸗ 
majorität der Stimmen ber Anweſenden erforberlih. Gleichzeitig wird bes 
ſchloſſen, die Bereinigung der Ruthenen ala einen Glub zu betradjten und 
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zu ben gemeinfamen Berfammlungen auch die Fraction der Democraten und 
jene Abgeordneten, welche feinem Glub angehören, einzuladen. 


16. Februar. (Defterreid.) AbgeHaus: die Regierung 
bringt einen Gefegentwurf ein, der fie ermächtigt, für die zu den 
Eiſenbahnbauten erforderlichen Auslagen und zur Dedung des vor— 
dandenen Deficits 49 Millionen Gulden durch Ausgabe von 4 Proc. 
Goldrententiteln zu bejchaffen. 

16. Februar. Defterreich.) Der öfterreichiiche Epifcopat 
erläßt eine Erklärung wider den im Reichsrathe verhandelten Klo— 
ftergefegenttvurf, worin er die Erwartung ausfpricht, daß das Geſetz 
nicht zu Stande kommen werde. Sollte jedoch diefe vertrauensvolle 
Erwartung getäufcht werden, jo müßte er pflichtgemäß gegen das 
Geſetz protejtiven. 

17. Tebruar. (Defterreih.) Dem in Preußen abgejehten 
Erzbifchof Ledochomwsti von Pofen, der nach Entlaffung aus feiner 
zweijährigen Gefängnißhaft nunmehr in Galizien eine ultramontane 
Demonftrationdg- und Agitationsrundreife unternommen hat, wird 
von der Regierung bedeutet, feine Reife nicht über Krakau hinaus 
fortzufeßen. 

19. Februar. (Defterreih.) Abg.-Haus: Die Regierung 
verlangt von demfelben die Einftellung eines Betrags von 660,000 fl. 
in das Budget zur Unterftügung des niedern Glerus für 1876. 


Bekanntlich hatte die Regierung gleich bei ihrem Amtsantritt in das 
Budget de3 Jahres 1872 einen Betrag don 500,000 fl. zur Unterſtützung 
lerus aufgenommen, ber fich feitdem alljährlih im Boranjchlage bes 
fand, und nur für heuer entfiel, da man in Regierungdfreifen die er 
hatte, noch in diefer Seffion die Gongrungebühren der Seeljorgegeiftlichkeit 
gejeglich erhöhen zu laſſen, und für diefen Zweck die Erträgniffe der Re 
ligionafondafteuer zur Verfügung geftellt werden follten. Der Umfang der 
für die Gongrua-Regulirung nothwendigen Vorarbeiten machte jedoch die 
Einbringung einer fpeciellen Vorlage für iept unmöglich ; daher die Vorlage. 
Diefe Summe von 660,000 fl. repräfentirt dad approrimative Nettoerträgniß 
der Religionsfondaftener, die ſomit heuer zum erftenmal zur Vertheilung 
Kant, während bie bisher jährlich vertheilten 500,000 fl. vom Staats⸗ 
chatz als einer jener zahllofen Vorſchüſſe des Staat? für den Religionsfonda 
entnommen wurden, deren Ziffer fich heute Schon nah Millionen berechnet 
und bei denen an eine Nüderftattung nie zu denken ift. 


20. Februar. (Defterreih.) Der in Preußen abgeſetzte 
Erzb. Ledochowäti von Pojen muß von der Regierung twiederholt 
aufgefordert werden, feiner Demonſtrations- und Agitationg-Rund» 
reife in Galizien ein Ende zu machen. Derjelbe reift endlich nach 
Rom ab. 

21. Februar. (Defterreich: Böhmen.) Bei den Neuwahlen 
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zum Landtag für diejenigen czechiichen Abgg., welche in den Land— 
tag nicht eingetreten und deren Mandate daher für erlojchen erklärt 
worden find, dringt in den Landgemeinden nur ein Verfaſſungstreuer 
durch, ſonſt fiegen überall die Altczechen. 

23. Februar. (Defterreich), Abg.Haus: verwirft, wie 
ſchon früher eine die Fufion der galizifsche® Bahnen bezwedende, 
nunmehr auch die die mährijche Gränzbahn und die Dux-Boden— 
bacher-Bahn betreffende Vorlage der Regierung. 

Das fo vielfach angefochtene Nördling'ſche „Sanirungsſyſtem“ ber 
Öfterreichifhen Eifenbahnen, welches die Grundlagen des von dem Handels— 
minifter eingebrachten Eifenbahnprogrammes bildete, kann damit als befeitigt 
angejehen twerden. Eine fo volljtändige Niederlage der Regierung auf wirtb: 
ſchaftlichem Gebiete hatte man jelbft in dem Streifen der Oppofition nicht 
erwartet. Das wirthichaftliche Ergebniß der dießmaligen Reichsrathsſeſſion 
ift alſo abermals gleich Null und man wird in den induftriellen Streifen, 
obgleich die wirtHichaftliche Nothlage immer gröhere Dimenfionen annimmt, 
endlich aufhören müffen, von dem Parlamente Abhilfe zu erwarten, ba die— 
ſes den meiften Vorlagen gegenüber eine bloß negative Haltung annimmt, 
ftatt die Vorlagen zu verbeſſern, oder aus eigener Initialive mit geeigneten 
Borichlägen hervorzutreten. 


25. Februar. (Defterreich.) Abg.-Haus: Der Juſtizmini— 
fter Tegt demfelben unter allgemeinem Beifalle den Entwurf einer 
neuen Givilproceßordnung vor. 

26. Februar. (Defterreich.) Abg.Haus: Lebhafte Debatte 
über den Handelövertrag mit Rumänien. Das Minifterium ftellt 
die Gabinetzfrage und erklärt, daß die Convention allerding3 nicht 
zu politifchen Zwecken abgejchloffen worden, daß aber ihre Ableh- 
nung eine ſchwere Schädigung des politifchen Anſehens Defterreichs 
in fich fchließen würde. Das Haus lehnt fchlieglich den Antrag der 
Minderheit des Ausjchufles auf VBertagung mit 167 gegen 82 Stim— 
men ab and nimmt den Vertrag mit 145 gegen 43 Stimmen ab. 

— Februar. (Ungarn.) Der Staatsausweis für das Jahr 
1875 ergibt, troß einer Befjerung der Bilanz um 21, Mill., boch 
ein Gefammtdeficit von 34,900,000 fl., während das Defizit nur zu 
21, präliminirt war. 


1. März. (Defterreih-Ungarn.) Die Verhandlungen über 
die Trennung des Südbahnnetzes von der oberitalienifchen Bahn, 
die in das Eigenthum des italienifchen Staates übergehen ſoll, 
welche zu finalifiren der italienische Yinanzminifter nach Wien ge- 
fommen war, find in allen Punkten zu Ende geführt ; bie betref- 
fende Convention der dÖfterreichifchen und der ungarifchen Regierung 
mit der Südbahn ift bereits unterzeichnet. Der Vertrag zwifchen 
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Defterreich und Italien wird in demſelben Augenblid unterzeichnet 
werden, two die einzuberufende Generalverfammlung der Sübbahn- 
Actionäre den Bafeler Vertrag, der Übrigens durch ein nachträg- 
trägliches Uebereinfommen in Wien theilweife Wenderungen erlitt, 
ratificirt haben wird. 

1. März. (Defterreich.) Abg.-Haus: Der Minifterpräfis 
dent Fürft Auersperg beantwortet eine Snterpellation über bie 
(allerdings gejegliche, aber doch höchſt mwillfürliche) Augweifung 
deuticher Journaliften in jehr ungenügender Weiſe. 

Die von der Regierung geforderte Goldrentenanleihe wird be= 
willigt. Eine Rede des Abg. Delz (Rechte, ultram.), voller Ankla- 
gen wider die Regierung, welche weder Vertrauen verbiene noch 
genieße, gibt dem Mlinifter Unger Gelegenheit zu einer glänzenden 
Nede, die ala ein fürmliches Ereigniß betrachtet wird, indem der 
Minifter erklärt, daß die Regierung nicht nur entjchloffen fei, am 
Ruder zu bleiben, fondern auch entjchloffen, mit ihrer (dev Verfaſ— 
fung3»)PBartei in engem Contact zu bleiben. 

Das Haus wählt feine Delegation und ſchließt damit feine 
Seſſion, um den Landtagen Pla zu machen. 

2. März. (Defterreich: Tyrol.) Das Jeſuiten-Convict Yag- 
nani in Briren wird von der Kegierung gejchloffen. Den großen- 
theil3 der italienifchen Nationalität angehörigen Zöglingen waren 
nicht nur jefuitifche Principien, ſondern auch Haß gegen die freiheit: 
lichen Inftitutionen Italiens beigebracht worden, jo daß jogar von 
der Möglichkeit einer diplomatifchen Intervention die Rede war. 

7. März. (Defterreih.) Zufammentritt der 17 Landtage 
der öfterreichifchen Reichshälfte. Die Regierung bringt bei denjelben 
irgend bedeutendere Vorlagen nicht ein; die Thätigfeit der meiften 
Zanbesvertretungen wird fich daher faſt ausſchließlich auf die Erle- 
digung des Landesbudgets und der laufenden Landtagsagenden betr. 
Gemeinde: und Straßenangelegenheiten bejchränfen. Nur in Tyrol 
erwartet man von vornherein eine Glaubenzeinheit3-Demonftration. 
In Prag erjcheinen die Jungezechen vollftändig, die Altezechen fehlen 
dagegen auch dießmal. 

9. März. (Defterreih: Tyrol.) Landtag: die Glericalen 
feßten die zum voraus geplante und verabredete Glaubenseinheits- 
Demonjtration ins Werf. 


Sofort bei Beginn der Sigung verliedt Graf Brandis, Obmann bes 
clericalen Clubs, eine Erklärung der Elericalen mit einem Protefte gegen die 
Wahlreform, gegen den Reicherath, gegen bie proviforifche Schulordnung und 
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geoen die proteftantiiche Gemeindebildung und fündigt an, daß jeine Partei 
ie DVerfammlung verlaffe, deren Rechte nicht geachtet würden. Die Ver: 
faffungstreuen bitten vergeblih ums Wort. Abg. Baron Dipauli bringt 
ein dreifaches Hoch auf den Kaiſer aus, Die ganze —————— ſtimmt ein, 
worauf die Clericalen den Saal verlaſſen. Statthalter Graf Taaffe weist 
während ihres Abgehend ihre Erklärung als grundlos und gejeßtwidrig zu: 
rüd. Abg. Wildauer erklärt für fich und feine Genoffen: „Jm Namen der 
Treue gegen Kaifer und Reich, im Namen der Gefehe und Landesinterefien 
erheben wir Proteft gegen den Gewaltaft und Friedensbruch, den die hoch— 
würdigen Mitglieder mit Genoſſen vollziehen, und behalten uns vor, bie 
weitere Ausführung des Proteftes dem Landesausfchuffe zu überreichen.“ Es 
erfolgt eine ftürmijche Scene, lautes Durcheinanderrufen : ber (ultramontane) 
Landeshauptmann verläßt den Saal, weil der Landtag beichlußunfähig fei. 
Der Landtag ift geiprengt. 

Die Erflärung der feudalsclericalen Mehrheit des Land: 
tags lautet: „Das Land Tyrol hat in den lekten Jahren bei mannigfal: 
tigen Anläffen die empfindlichften Kränkungen feines öffentlichen Rechtes er: 
litten. Zur das Wahlreformgeſetz für den Reichsrath ift im Widerjpruche 
mit der tirolifchen Landesordnung und mit den Landesordnungen aller 
übrigen Königreiche und Länder die Betheilung an den gemeinfamen Ange: 
legenheiten be3 Reiches den Ländern genommen und auf Perſonen über: 
tragen worden, die nicht au? den Landtagen hervorgehen. Im MWiderfpruche 
mit dem beftehenden Neichsgeiche hat dad Minifterium ohne den vom Land» 
tage beichlofjenen Geſetzentwurf einer Erledigung een eine provijorifche 
Schulordnung für Tyrol erlaffen und dadurch im adminifirativen Wege Ber: 
fügungen getroffen, welche jelbft nach den gegenwärtigen Verfaffungsgrunds 
ſähen nur im Wege der Landesgefehgebung rechtliche Geltung erlangen können. 
Das treue Land Tyrol fieht fich feiner ftaatsrechtlichen Stellung für verluftig 
erklärt, es fieht die katholifche Erziehung der Jugend und die Fortdauer der 
tyrolifchen Gefinnung durch die gegenwärtigen Schulzuftände bedroft. Nur 
Eines war übrig, was die tiefe Mißſtimmung noch zu fteigern vermochte. 
Fer Herr Minifter für Cultus und Unterricht hat die Einleitung zur Bils 
dung proteftantijcher Gemeinden im Lande angeordnet, ohne Rüdficht auf 
das Landesgeſetz vom 7. April 1866 zu nehmen, welches ausdrücklich vor: 
fchreibt, dat dieſe Bildung nur über Einverftändniß des Landtages erfolgen 
fönne. Der Herr Minifter für Cultus und Unterricht findet fich „eines 
Erachtens“ ermächtigt, Verfügungen zu treffen, welche ein von Sr. Majeftät 
dem Kaiſer fanctionirtes Geſeß willfürlich befeitigen. Das Gefühl ber vollen» 
betften Rechtsunficherheit Hat fich im ganzen Lande verbreitet, und jedes fatho= 
liſche und tirolifche Herz ift tief betrübt. Zahlreiche Zufchriften beftätigen 
ed. Die Regierung hat die im Tyroler tief wurzelnde Anhänglichkeit an die 
heilige fatholifche Kirche, die angeftammte Treue an das erlauchte Kaiſerhaus, 
das Bewußtſein des vaterländiichen Rechts, mit einem Worte Alles, was dem 
Tyroler werth und heilig ift, auf das Schwerfte gekränkt. Wir, die Ver: 
treter des Landes, jehen mit Kummer in die Zukunft, in welcher der Mo: 
narchie und dem Lande ernfte Tage bevorftehen. Wir fühlen, daß man bie 
Kraft Tyrols brechen will, welches immer in feiner innigen Anhänglichkeit 
an die Kirche auch die Begeifterung für Kaifer und Reich gefunden hat. Das 
Bolt erwartet von und, daß wir offen ausfprechen, daß fein Recht ſchwer 
verlegt ift, und daß wir feine Entrüftung darüber zum Ausdruck bringen. 
Zur Wahrung des Anſehens des Landtages erachten wir es für unfere Pflicht, 
biefe Verſammlung zu verlafien, deren verfafjungsmäßige Thätigfeit die Res 
gierung nicht achtet. Die Folgen haben wir erwogen: die Regierung wird 
in ber von ihr gewählten Richtung fortichreiten, jo lange es ihr geftattet 
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it — aber im diefer bittern Noth haben wir dad Vertrauen zu unferm Kaiſer 
nicht verloren. Er ift der Schirmherr des Rechtes, und wir hoffen, daß die 
Berwahrung, welche wir einlegen, und die fchmerzliche Klage des Volkes zu 
ben Stufen des Throned dringen werben, und daß bon bort bem treuen 
Lande Tyrol jene Hilfe und jener Schuß gewährt werben wird, für welche 
e3 feit Jahrhunderten bis zur Etunde und zwar insbefondere in der dor: 
liegenden Trage feinem erlauchten und geliebten Landesfürften den heißeften 
Dant zu zollen gewohnt war.“ Die Gegenerflärung ber liberalen 
MinderhHeit lautet: „Die geiftlicden Mitglieder des Landtags mit ihren 
Genoſſen, zufammen 36 von 68 Abgeordneten, haben heute ein Schaufpiel 
aufgerüßrt, das eines der dunkelſten Blätter der Geſchichte Tyrols füllen 
wird. Statt ihre Anliegen in den Formen ber Geſchäftsordnung zur Ver: 
handlung zu bringen, haben fie aus dem Geheimniß ihres Parteiclubs her: 
vor den Landtag plößlich mit einer Erklärung überfallen und nach deren 
Berlefung, den ehrlichen parlamentarifchen Kampf meidend, die Berfammlung 
beftig verlaffen. So haben fie im Bewußtjein der Unmwahrheit und Schwäche 
igrer Sache fich der Prüfung und Wibderlegung im Landtagsfanle durch feige 
t entzogen und nicht einmal Muth und Anftandagefühl genug gehabt, 

den Statthalter Sr. Majeftät ala Vertreter der kaijerlichen Regierung anzu« 
hören, jondern ihm während feines Proteft3 in geräufchvollem Enteilen durch 
alle Ausgänge des Saales höhnifch den Rüden gekehrt. Schon das Würde: 
Iofe eines ſolchen Vorgehens muß jedes dfterreichiiche Herz in Tyrol mit 
Betrübniß und Unmuth erfüllen. Die Erklärung —* aber, in welcher die 
clexicalen Abgeordneten das Verlaſſen des en aljo die offene Pflicht: 
widrigfeit und Geſetzesverachtung, ankündigen, hat die Treue gegen Kaiſer und 
Reich, die Anhänglichkeit an die jtaatliche Ordnung, dad Bewußiſein des vater 
ländifchen Öffentlichen Rechts, mit einem Wort Alles, was dem Bürger werth 
und heilig ift, auf's Schwerfte verlekt. Unſere Wähler und alle jelbftftän: 
dig urtheilenden Schichten des Volls in Stabt und Land erwarten von 
ung, daß wir die Selbjtüberhebung ber 36 Abgeordneten, bie fich allein für 
die Vertreter des Landes ausgeben, offen kennzeichnen und die allgemeine 
Entrüftung über ihren Gewaltjtreich zum Ausdrud bringen. Indem wir 
auf's Lebhaftefte bedauern, dat ber Landeshauptmann von Tirol für ben 
Rechtsbruch der Declaranten und ihre Mißachtung der Regierungsautorität 
fein Wort der Mißbilligung fand, erheben wir unter Beziehung auf unfere 
mündliche Erklärung im Landtage feierlichit Proteft gegen die rechtswidrige 
Willtür, mit der die Unterzeichner der Erklärung in Widerſpruch mit ihrer 
beſchworenen Pflicht (2.:0. $ 33 und 36, G.O. $ 56) den Landtag ver: 
und fo dad Land vielleicht für lange Zeit feiner Vertretung beraubt 

; wir erheben ferner Proteſt gegen jene die Volkswohlfahrt ſchädigende 
ückſichtsloſigleit, mit der die dringenditen Anliegen des deutſchen und des 
italieni] Landestheils einer muthwilligen Parteifucht geopfert werben; 
wir erheben enblich Proteft gegen jene Kühnheit der Entftellung, mit welcher 
Borwände zur Beichönigung bes Gemaltftreiches gefucht werben. Wir meifen 
nämlich zurüd jene Logik des Scheins, welche bie Stärkung des Reichäge: 
dankens durch die von den Derlaranten ſelbſt thatjächlich anerkannte Wahl: 
reform ala eine ftantsrechtliche Beraubung, die verbefjerte Schulbildung ala 
eine Religionsgefahr, die Gleichberehtigung ala einen Verſuch, die Kraft 
des Landes zu re ausgibt. Wir weiſen zurüd jene Verkehrung ber 
Wahrheit und fittlichen Lebensanfchauung, welche die Eprengung des Land» 
tage ala eine Wahrung feines Anſehens und die Pflichtwidrigfeit diefer 
Sprengung ald eine Pflicht anpreist. In dieſer bitteren Noth, im welche 
das Land durch die Willkür der clericalen Landtagsmitglieder verſetzt ift, 
hegen wir das auen, daß es der Regierung auch in Zukunft geſtattet 
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fein werde, mit wachlender Kraft in der von den Grundgeſehen vorgeſchrie— 
benen Richtung fortzuichreiten, dadurch jene Anmakung zu befiegen, welche, 
auf einen offenen Rechtsbruch hoffend, zu Schwächern des Rechts aufblidt, 
und endlich jene Verblendung zu heilen, welche die Ehrfurcht vor ber Krone 
mit der Mißachtung der Gejeke vereinigen zu können meint.” 


9. März. (Ungarn.) Abg.Haus: nimmt die Vorlage betr. 
eine Anleihe zum Zweck eine Arrangements wegen der garantirten 
Gifenbahnen unverändert an. 

10. März. (Defterreich: Dalmatien.) Der berzegowinijche 
Infurgentenführer Ljubobratic wird bei Weberjchreitung der öfter- 
reichifcehen Grenze verhaftet. Ihm und einigen anderen verhafteten 
Inſurgenten werden von der dalmatinifchen Bevölkerung auf dem 
ganzen Wege, den fie von ber Grenze nach Zara zu nehmen haben, 
fürmliche Ovationen bereitet. 

10. März. (Defterreich: Tyrol.) Der Minifter des Innern, 
v. Lafler, verfügt mit faiferlicher Ermächtigung die Echliekung des 
Landtag „wegen pflichtwidrigen Benehmens der Mehrzahl einer 
Mitglieder.“ 

12. März. (Defterreich.) Eine Abordnung der Altkatho— 
Iifen überreicht dem Gultusminijter die Kirchenverfaflung der Alt- 
fatholiten zur Genehmigung. 

Diefelbe führt den Titel: „Synodal: und Gemeindeordnung ber alt: 
tatholiſchen Gemeinden Oeſterreichs.“ In derjelben wird verlangt, daß dem 
altkatholifchen Biſchof dieſelben Rechte wie den katholiſchen Biſchöfen einge- 
räumt werden follen. In ber Leitung des altkatholiichen Gemeindeweſens 


Ion bem Bijchof eine Synobal:Repräfentanz zur Eeite ftehen. Außerdem 
ol jährlich eine Synode abgehalten werben. 


13. März. (Defterreich: Dalmatien.) Landtag: Bei Beginn 
der Sitzung verliest der Abg. Monti ein Echriftitüd, welches die 
Erklärung enthält, daß, nachdem der Präfident Ljubiffa fich von dem 
Vorwurfe, eine Geldjumme bei Vergebung der dalmatinifchen Bah— 
nen verdient zu haben, nicht gerechtfertigt habe, Redner und Gleich- 
gefinnte an den Situngen nicht mehr theilnehmen würden, jo lange 
fie nicht vom Vicepräfidenten oder einem von der Krone neuernanne- 
ten Präfidenten berufen würden. Der Präfident verbietet gejchäfte- 
ordnungsmäßig die Verlefung des Schriftftüdes und entzieht Monti 
dad Wort. Da Lebterer gleichwohl fortfährt, jo jchließt der Präſi— 
dent unter großem Lärm die Sitzung. 

15. März. (Ungarn.) Die von den ungarifchen Eifenbahn- 
verwaltungen gegen die Eifenbahnbeamten jchon feit längerer Zeit 
ausgeführte Deutjchenhege wird noch verjchärft, indem ein neuerer 
Erlaß dahin geht, daß „deutjche Eifenbahn-Beamte auch dann ihres 
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Poſtens zu entheben find, wenn fie ihre Prüfungen wohl beftanden 
haben, jedoch ein (mwürdiges) Landesfind um diefen von dem Frem— 
ben bejeßten Dienftespoften fich bewirbt.“ 

20. März. (Defterreich: Dalmatien.) Die Regierung löst 
den Landtag in Folge des Scandals vom 13. d. Mts. auf. 

20. März. (Defterreich: Galizien.) Landtag: lehnt einen 
Antrag auf größere Berüdfichtigung ber beutjchen Sprache an den 
galiziichen Schulen, der, bezeichnend genug, von ben Ruthenen ein= 
gebracht wird, ab und ſelbſt ein Antrag auf Gleichberechtigung der 
ruthenifchen Sprache mit der polnifchen an den Schulen Galizien 
wird nur mit Mühe einem Ausfchuß überwieſen. 

22—24. März. (Ungarn.) Abg.-Haus: genehmigt die Bor- 
lage der Regierung wegen Regelung bes jächfifchen Königsbodens in 
Siebenbürgen troß der Yebhafteften Oppofition der ſächſiſchen Ab— 
geordneten. Die fächfiiche Nationalität wird dadurch der allmäligen 
Abforption und Verdrängung durch die Rumänen geweiht. 


31. März. Die in Peſth abgebrochenen Ausgleichdconferenzen 
zwiſchen den beiden Reichshälften werden in Wien wieder aufges 
nommen. 

4. April. (Defterreich: Vorarlberg.) Landtag: die ultra= 
montane Mehrheit desſelben genehmigt ein von einem Ausſchuſſe 
bearbeitetes Volksſchulgeſetz für das Ländchen, das darauf hinaus- 
läuft, die Volksſchule wieder gänzlich und unbedingt dem Einfluffe 
des Clerus zu überantworten. 


Der Bericht der Commilfion ift durch die Art und Weile, wie ber 
Antrag motiviert wird, characteriſtiſch. Das angeftrebte —*1 baſirt hienach 
auf dem Grundſatze der Unterrichtsfreiheit; die Unterrichtsfreiheit nach katho— 
liſcher Auffaſſung ift aber die Freiheit der Eltern, ihre Kinder katholiſch er: 
ziehen zu laſſen; das kann nicht geichehen ohne die Kirche; dieſer gr 
Daher £raft des Naturrechtes und Eraft ihrer göttlichen Sendung bie Xeitung 
des Unterrichted. Der Katholik tritt feiner Kirche gegenüber nicht mißtrauiſch, 
fondern mit aller Hingebung auf; daher wird im Entwurfe dad Auffichte: 
recht derjelben voll und unbedingt anerkannt u. dgl. 


Der Regierungsvertreter hat jchon in dem Ausſchuſſe erklärt, 
daß die Regierung fich an ihrer eigenen Würde verjündigen würde 
wenn fie ein derartiges Gejeh der Krone zur Sanction unterbreiten 
wollte. 

„12. April. Das verbreitetite Wiener Blatt, „die Neue Freie 
Preſſe“ veröffentlicht eine Reihe von Actenftüden, welche die Wühle- 
reien Rußlands in den jlavifchen Provinzen der Türkei feit 1870 
darlegen und dem Blatt aus Gonftantinopel geliefert worden fein 
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jollen. Das Blatt fchildert die Page der Türkei Rußland gegenüber 
in den büfterjten Farben und prophezeit eine Katajtrophe von unab- 
jehbarer Tragweite, wenn man Rußland gewähren laffe, von dem 
Andraſſy und Defterreich geradezu dupirt würden. 

14. April. Die Ausgleichdconferenzen in Wien find annod) 
ohne Refultat, da beide Theile auf ihren entgegengejekten Stand» 
punkten beharren. Es foll nun noch eine Gonferenz unter dem Bor- 
fit des Kaiſers jelbft verjucht werden, um wenigſtens zu einer brauch- 
baren Grundlage für weitere Verhandlungen zu gelangen. 

18.—19. April. Ausgleichsconferenz der beiden Minifterien 
unier dem Vorſitze des Kaiſers jelbft. Es gelingt wirklich, fich über 
eine Grundlage für die weiteren Unterhandlungen zu verjtändigen. 
Die Ungarn erzielen darin gewifje Vortheile gegenüber Eigleithanien, 
jedoch bei weitem nicht Alles, was fie verfucht und angejtrebt haben. 
Der Ausschuß der djterreichifchen Nationalbank lehnt die Vorjchläge 
ber ungarifchen Regierung betr. Errichtung einer jelbitftändigen un— 
garifchen Rationalbanf nach dem Antrage der Bankdirection ein- 
ftimmig ab. Tiſza kehrt nach Peſth zurüd, um feine Partei von 
ber Sachlage zu unterrichten. 

22. April. (Ungarn) Tisza legt einer Gonferenz feiner 
Partei das Refultat der Wiener Ausgleichdverhandlungen vor. Eine 
Minderheit derfelben, 50 bis 60 Mitglieder, erklären fich entjchieden 
gegen weitere Verhandlungen auf ſolchen Grundlagen und verlan— 
gen eine völlige wirthichaftliche Trennung Ungarng von Oejterreich. 
Das Minifterium befchließt dagegen, einzulenfen und fich mit dem 
zu begnügen, was nach der Sachlage zu erreichen fein würde. 

28. April. (Ungarn) Tisza und mehrere andere Minifter 
gehen wieder nach Wien, um die Verhandlungen über den Ausgleich 
mit der andern Reichshälfte fortzufegen und wo möglich wenigſtens 
zu einem vorläufigen Abjchluß zu bringen. 

29. April. Graf Apponyi, der Tangjährige Botjchafter der 
Öfterreichifcheungarifchen Monarchie in Paris, tritt zurüd. Sein 
Nachfolger ift noch nicht ernannt. Unter den Gandidaten dafür wird 
namentlich auch Graf Beuft in London genannt. 

2. Mai. Gonferenz beider Regierungen in Wien unter dem 
Vorſitze des Kaiſers: e8 kommt wirklich zu einem vorläufigen Aus- 
gleich. Mehrere wichtige ragen müſſen indeß weiteren Verhand⸗ 
lungen und einer jpäteren Berjtändigung vorbehalten bleiben. Die 
Ungarn haben lange nicht alles, aber doch einiges zum Nachtheil 
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ber Öfterreichifchen Reichshälfte erreicht. In Ungarn ift man indeh 
in den weiteften Kreifen damit jehr wenig zufrieden, in Oeſterreich 
findet man dagegen vielfach jchon das zu viel. Beide Regierungen 
beichließen, da8 Erreichte gegenüber ihren Vertretungskörpern ſoli— 
darifch zu vertreten. 


Die weientlichiten Punkte der Vereinbarung find: 1) Das Zoll⸗ und 
Handelsbündniß wird auf 10 Jahre (wejentlich in der gegenwärtigen fa: 
fung) erneuert; eine Kündigung befjelben vor dem neunten Jahre ift auss 
geichlofien. 2) In Anjehung des allgemeinen Zolltarif3 einigte man ke, 
dahın : a) für einige Induſtrieartikel, insbejondere zum gs ber Textil⸗ 
Induſtrie, die Zollfäße ın einem den wirklichen Bedürfniffen ber Induftrie ent» 
ſprechenden Verhältniffe zu erhöhen ; b) bei einigen Artikeln der landwirth— 
Ichaftlichen Production tHeils die beftehenden Zollfäge beizubehalten, teils dies 
felben zu erhöhen ; c) ben Ausfuhrzoll auf Hadern beizubehalten; d) auf eine 
Reihe von Gonfumtionsartifeln, insbejondere Kaffee, Sübfrüchte, Petroleum, 
Wein x. im Intereſſe der Bermehrung der gemeinfamen Zolleinnahmen Höhere 
— zu legen. 3) In Betreff der Verzehrungsſteuern einigte man ſich da— 

in, daß bie Verhandlungen über bie nothiwendige Reform ber beftehenbden 
Gelege über die Zuder: und Branntweinfteuer eheftend zum Abſchluß ges 
bradt und hiebei ben Iandwirthichaftlichen Brennereien entjprechende Be: 
ünftigungen zugewendet werden jollen. 4) In Anjehung ber Beitrags» 
iftung zu ben gemeinfamen Angelegenheiten wurde ſowohl das biäherige 
QDuotenverhältniß ald der Abzug der Steuerreftitutionen von dem gemein: 
ſamen Zollerträgni beibehalten, mit ber Mobification jedoch, daß die beis 
ben Reichahälften an ber Reftitution für erportirten Zucker, Branntwein 
und Bier in dem Verhältniß theilnehmen, in welchem Jahr für Jahr bie 
Bruttoerträgniffe der Steuern für dieſe einzelnen Artikel in beiden Länder: 
gebieten zu einander ftehen. 5) Das Recht zur Errichtung einer ſelbſtändi⸗ 
en Zettelbant wurde von beiden Regierungen fich gegenfeitig zuerkannt. 
ür die nächiten 10 Jahre jedoch foll unter principieller Anerkennung ber 
inheit der Note und ihrer Bededung in ben beiden Ländergebieten zur 
ausichlieglichen Ausgabe von Banknoten nur Eine Bankgefellihaft mit zwei 
coorbinirten, in Wien und Peith zu errichtenden Bankanftalten und mit 
einem paritätijch — rin Gentralorgane ermächtigt werben, befjen 
Attribute auf jene Agenden be — ſein ſollen, die aus der Einheit der 
Note und ber Verwaltung des Bankvermögens mit Nothwendigleit folgen. 
Bon ber ſtatutenmäßig emittirten Notenmenge ſollen der Bankanſtalt in 
Wien 70 Procent und der Bankanſtalt in = h 30 Progent zur ausſchließ⸗ 
lichen Verwendung im Bankgeſchäfte zur Verfügung geltellt werben. Zus 
gleich Haben beide Regierungen ein Programm zur Ausführung dieſer prin⸗ 
eipiellen Abmachungen aufgeftellt, welches fie, vorbehaltlich der nothwendi 
erfcheinenden techniſchen Aenderungen, in den Berhandlungen mit der betref: 
fenden Bantgefellichaft in feinen Grundzügen zur Geltung zu bringen bes 
firebt fein werden. Diefes Programm enthält insbeſondere Punktationen 
über die Organifation der beiden Bankdirectionen, ſowie des leitenden Gens 
tralorganes der Unternehmung, deſſen Wirkungskreis in den wichtigften Bes 
ziehungen fejtgefegt wurde, über bie örtliche Aufbewahrung bes einheitlichen 
ftatutenmäßigen Metallichaßes der Bank, über welchen nur das Gentralorgan 
ber Geſellſcha zu verfügen hat, ſowie über bie Bildung eines außerhalb 
ber Bant fie n Gontrolorganed zur Ueberwachung des Beftanbes des 

Bedeckungsſchatzes. 
6. Mai. (Ungarn.) Tisza erläutert in einer Conferenz 
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ber Liberalen Partei die einzelnen Punkte des neuen Ausgleichs— 
bertrag3projectes 


und hebt hervor, dak ſich aus bemfelben für Ungarn eine jährliche 
Mehreinnahme von 4—5 Millionen ergebe, jowie daß die Löjung der Bants 
frage befriedigend fei. Es lönne Hier weder don einem Siege noch einer 
Niederlage die Rede fein, fondern e3 Liege ein Compromiß vor. Beſſeres 
jei gegenwärtig nicht zu erreichen geweien. Jokay fordert bie Abgeord⸗ 
neten ber liberalen Partei auf, bei der Entſcheidung über den neu abge 
Ichlofjenen Ausgleich fih offen und unzweideutig pro oder contra zu ã⸗ 
ren, da weder die eng noch bie liberale Partei ſich bei ber Abſtim— 
mung mit einer Kleinen Mehrheit unter Fyernhaltung der eigenen Partei: 
genofjen genügen laſſen dürften; er jelbft nehme ben Ausgleich an, da Nies 
mand etwas Befjered erzielen fönnte. 


9. Mai. Da der Vorfchlag Andrafiy’3 zu Löſung der Wir- 
ren in ber Türkei in der von allen Großmächten gebilligten 
und unterftüßten Note vom Ende December 1875, resp. Ende 
Januar 1876 zu feinem Ziele geführt bat, jo foll ein neuer Schritt 
zunächft wieder der drei DOftmächte gelegentlich der Durchreife des 
Kaiferd Mlerander durch Berlin vereinbart werden. Andraffy geht 
zu diefem Zwecke nach Berlin ab. 

11.—13. Mai. Berliner Gonferenz der drei Oftmächte über 
einen weiteren Schritt behufs Löſung der Wirren in ber Türkei. 
Ein folcher wird in Form eines Memorandums bejchloffen. Ruß- 
land tritt ftatt Defterreich3 in den Vordergrund der Action gegen- 
über der Türkei. (Dal. unter Türkei.) 

11. Mai. (Ungarn) Unterhaus: Tisza gibt demfelben 
eine Darlegung der vereinbarten Grundlagen des neuen Ausgleichs 
mit der andern Reichshälfte. Die Oppofition fpricht dagegen, ftellt 
aber feinen fürmlichen Antrag. Die Darlegung Tisza's wird da— 
ber einftimmig vom Haufe „zur Kenntniß genommen“, d. h. das 
Haus erflärt fich vorerft weder für noch gegen bie getroffene Berein- 
barung, bis die Unterhandlung völlig abgefchloffen und ihm der 
neue Ausgleichsvertrag in aller Form vorliegen werde. 

15. Mai. Gröffnung ber beiden Delegationen in Pefth. Die 
gemeinfame Regierung legt denfelben das gemeinfame Budget für 
1877 vor, in dem ſich auch ein nicht ganz unanfehnlicher Poften 
für den Unterhalt der Flüchtlinge aus der Herzegowina und Bosnien 
befindet. Anſprache (Thronrede) des Kaiſers bei Empfang jeder der 
beiden Delegationen : 


„Die Verſicherungen treuer Ergebenheit, welche Sie foeben an Mid; 
gerichtet Haben, erfüllen Mi mit aufrichtiger — Die Ereig: 
niffe im Orient haben, wie bei ben befreundeten Herrichern der beiden gro: 
Ben Nachbarftaaten, jo auch in Mir den Entſchluß nur zu befeftigen ver: 
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mocht, da3 Verhältniß zwifchen Unſeren Reichen zu einem noch näheren und 
innigeren zu geftalten. ch bege bie zuverfichtliche Erwartung, daß es Die: 
ſem Berbältniffe, ſowie den vereinten Bemühungen der anderen europäifchen 
Großftaaten, zu denen wir gleichfalld in freundichaftlicden Beziehungen jte: 
ber, gelingen werde, durch ein aufrichtiged Zufammenwirken die Segnungen 
des ri riedens zu erhalten. Auch hoffe Ich, daß bie rebuns 
gen der Mächte, die Pforte in den Aufgaben ber dauernden Bacification 
ihrer infurgirten Provinzen zu unterftügen, nicht erfolglos bleiben werben. 
Sie werden in den Borlagen, welche Ihnen ala das Ergedniß der Berathung 
Meiner Regierungen zugehen werden, dad Beftreben erkennen, alle Anforde: 
rungen auszuſchließen, welche nicht durch die Rückſicht auf die Wehrkraft 
der Monarchie geboten erfcheinen. Anden Ich dem bewährten Eifer und 
der patriotifchin Hingebung, mit welcher Sie fich Ihrer verfafjungsmähigen 
Thätigkeit unterziehen werden, vertrauensvoll entgegegenfehe, Heike Ich Sie 
auf ba3 herzlichfte willlommen.“ 

20.—24. Mai. Delegationen: Andraffy antwortet in beiden 
Delegationen auf gefchehene Interpellationen bez. der Lage ber 
orientalifchen Frage. Seine Antwort geht im Wefentlichen dahin, 
daß Defterreich mit allen Kräften bemüht fei, den Frieden zu er- 
halten und daß es zu diefem Ende hin für Reformen in den chrift- 
lihen Provinzen der Türkei thätig ei, indem er feinen Zielpunkt 
bezüglich der Türfei als „status quo ameliore“ bezeichnet: 

Kuranda Habe ihm zugemuthet, hier ein Programm zu entwideln: 
„IH Tage nur furz, daß ich mir einen Minifter mit einem firen Programm 
gegenüber ſtündlich wechjelnden und unberechenbaren Ereigniffen abfolut 
nicht denfen fann. Dr. Kuranda hat mid an Traditionen Defterreichd ans 
gewieſen, bie ich nur zu befolgen hätte, um darauf mit voller Beruhigung 
da3 Programm des Minifteriums bafiren zu können. Ich ſcheue gr nicht, 
es hier ganz Öffentlich auszufpreden: Solde Traditionen fenne ich nicht. 
Traditionen, bie in jeder Lage bei veränderten Greigniffen demſelben Ziele 
entiprechen, lenne ich überhaupt nicht; aber ich kenne auch die Traditionen 
nicht, die ben Beweis geliefert hätten, dab ed nur nothwendig fei, an ihnen 
feftzuhalten, um die wirklichen Intereffen Oeſterreich Ungarns mit Erfolg zu 
wahren. Daher kann ich nicht dad Verſprechen abgeben, mich an Trabitio: 
nen zu halten, die ich nicht aufzufinden vermag. Hr. Dr. Kuranda hat 
gelagt, e3 ſchwebe eine Ak“ Unflarheit über demjenigen, was dad Minis 
fterium will und anftrebt. Nun, was bie Unklarheit anbelangt, » muß ich 
bemerten, daß über die Ziele feine foldhe beftehen kann. Die Ziele de Mi: 
niſteriums des Auswärtigen habe ich die Ehre gehabt ſchon im —— 
und auch heuer auszuſprechen. Ich wiederhole fe jo kurz und lapidarifch 
als möglid- Es find diefe Ziele: die Erhaltung des allgemeinen europäis 
jchen Friedens, die Vermeidung weiterer Verwicklungen duch Theilnahme 
der Nachbarſtaaten oder Auzrebung ber Inſurrection im türkifchen Reiche, 
und drittend — unb ich muß es betonen, daß ich dieß mit für eine Mif- 
fion des öfterreihifcheungarifchen Staates Halte — die Anbahnung verbeffer: 
ter Zuftände, die bad periodiſche MWiederfehren gleicher Gefahren, bie in id: 
ren Gonfequenzen auch die Monarchie bedrohen könnten, Hintanzuhalten ges 
eignet find. Das find bie drei Zielpunfte ber Politik ber —— 
jr eig und ich habe aud) aus ber heutigen Discuffion die Ueberzeugung 
geihöpft, aß wir über dieſe Zielpunfte eine Einigkeit zwifchen dem Minifter bed 
eußern und ber hohen Delegation conftatiren lönnen, die ich mit Dant 
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entgegennehme. Mit welchen Mitteln dieſe drei Zielpunkte erreicht werben 
fönnen, da3 bin ich noch nicht in der Lage, Ihnen heute zu befiniren.” Das 
Refultat ber Berliner Gonferenzen fei zunächit die vollftändige Einigung ber 
Mächte über die Ziele und über die nad Maßgabe der gegenwärtigen Ber: 
hältniffe anzutwendenden Mittel, das BVerhältni ber drei Mächte fei ein 
einiges, vertrauensvolled geworben. Frankreich und Italien haben den ge= 
er Vereinbarungen zugeftimmt, und nur bie England3 jei noch aus— 
ftehend, wohl mehr um be3 formalen Grundes willen, daß nicht, wie jonft, 
im Wege von Noten, ſondern durch telegraphiiche Correſpondenz verhandelt 
werben mußte, was durch die unerwarteten Vorgänge in Salonidi, Smyrna 
und Konftantinopel ala nothwendig fich herausſtellte. Er glaube aber mit 
aller Entichiedenheit, daß England, fobald es die Pacificationdintentionen 
der Mächte genau fennen werde, auch mit feiner Zuftimmung nicht länger 
zögern bürfte. 


24. Mai. England Hat feinen Beitritt zum Berliner Me— 
morandum feinerfeit3 abgelehnt und durch feine Flotte in der Beſika— 
Bay thatjächlich eine mehr oder weniger drohende Stellung gegen 
Rußland eingenommen. Die Uebergabe des Memorandums unterbleibt 
daher. Die Ruffenfeinde in Defterreich, namentlich die „Neue Freie 
Prefle“ betrachten daher das Dreikaiferbündniß fo viel ala dahin 
gefallen und plaidiren für einen näheren Anſchluß Oeſterreichs an 
England wider Rußland. 

26. Mai. (Defterreich: Böhmen.) Der Gejchichtäfchreiber 
Palacky, der Führer der altezechifchen Partei, F in Prag. 

28. Mai. Sämmtliche in Wien beglaubigte Botjchafter find 
in Folge der Ablehnung des Berliner Memorandums, jeder von 
feinem erften Botjchafts-Referendar begleitet, in Peth um Andrafiy 
verfammelt. Die von Andraſſy infpirirten ungarifchen Blätter 
conftatiren, daß die Verhältniffe in der Türkei einen ernfteren Cha— 
racter annehmen und daß die Kraft der Inſurrection ſelbſt in den 
durch die militärifche Pofition der Türken bei Gatfchfo dominirten 
Gebieten noch ungebrochen fei, während die Türfei gerade in dieſem 
entjcheidenden Augenblide gar nichts thue: 

„Wenn einmal Gerbiend Einbruch erfolgt ift, dann erſcheint das 
Berliner Memorandum gegenftandalod. Europa wird dann im —— 
bie Rolle des Zuſchauers bei den blutigen Scenen im Süboften des Welt: 
tbeild übernehmen, und fein Eingreifen und feine Entichließungen für ben 
Zeitpunft vorbehalten müffen, wenn wenigſtens ber erfte Act bes Drama’s 
beendet ift. Nur eine rajche Annahme de3 Waffenftillftandes vermag biefe 
Eventualitäten zu durchichneiden. Es ericheint deßhalb faſt unverſtäͤndlich, 
wehhalb in diefer Richtung in Konftantinopel nicht? unternommen wird. 
Nichts verlautet noch darüber, daß das Berliner Elaborat ber Pforte vor: 

elegt worden ſei. Alles, was jeht zu geichehen hat, ift die Durchſehung 
MWaffenftillftandes bei ber orte und bei den Infurgenten. Died wäre 


möglich, wenn ed von allen Seiten loyal gewollt wird, wenn Europa feine 
ganze Autorität aufbietet. Dieß ift aber auch das einzige Mittel, um die 
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Gefahren ber Lage zu befeitigen. Was aber geichehen Toll, muß ohne Zö— 
gern mit allem Nachdruck gethan werden, den bie Mächte aufzubieten bers 
mögen. Europa hat nur mehr die Wahl zwiſchen energiſcher Pacification 
oder der Aufr ——— orientaliſchen Fragen mit allen ihren Gefahren und 
allen ihren unabſehbaren Conſequenzen.“ 

30. Mai. Die orientaliſche Frage verwickelt ſich immer mehr. 
Serbien, von Rußland in Folge der Haltung Englands und des 
Dahinfallens des Berliner Memorandums nicht mehr zurückgehalten, 
iſt offenbar entſchloſſen, loszubrechen. Der ruſſiſche General Tſcher— 
najeff wird vorläufig zum ſerbiſchen General ernannt. In Konſtan- 
tinopel wird Sultan Abdul Aziz des Thrones entjeßt. Die Groß- 
mächte jcheinen rathlo8 gefchehen zu laſſen, was fie nicht verhindern 
fönnen. 

2. Juni. Schluß der Seſſion der Delegationen in Peſth. 
Diefelben haben fich über das Budget vollftändig geeinigt, ohne 
daß eine gemeinfame Abjtimmung nöthig gewejen wäre. Dem 
Kriegsminifterium find nicht ganz 3 Mill. fl. abgeftrichen, weiter 
gehende Anträge der Defterreicher dagegen abgelehnt worden. Der 
Kaiſer ertheilt den Beichlüffen fofort feine Zuftimmung. Die un- 
garifchen Delegirten veranftalten für ihre Collegen aus Defterreich 
dießmal ein Abſchiedsbankett. 

21. Juni. Der gemeinfame Kriegäminifter, F. M.L. Koller, 
tritt zurüd und wird durch Graf Bylandt-Rheidt erjeßt. 

— Juni. (Ungarn) Die ungarifche Regierung befiehlt 
ihren Organen in Südungarn, deſſen ferbifche Bevölkerung mit 
Serbien offen fympathifirt, ein jehr wachſames Auge zu haben unb 
feinerlei Umtriebe für Serbien zu dulden. 

1. Juli. Das Berhältniß Defterreih® zu Rußland fcheint 
noch immer das bisherige zu fein. Der Kaifer bdecorirt faft die 
ganze rufliiche Gefandtichaft. 

7. Juli. Graf Wimpffen (nicht Graf Beuft) wird zum öfter- 
reichifchen Botfchafter in Paris, Graf Choted zum Botfchafter in 
Rom ernannt. 

8. Juli. Zuſammenkunft de8 Kaiferd mit dem von Gort- 
ſchakoff begleiteten Kaifer von Rußland auf der Rüdreife defjelben 
von Ems nach St. Peteräburg in Reichaftadt (Böhmen). 


Das Refultat der Zufammentunft wird dahin angegeben: Defterreich 
erkennt eine Aenderung des territorialen ar ar ir nur unter Zuziehung 
der Zraftatmädte an Fer hält an ſtren Neutralität für die Dauer 
bed Krieges feſt. Rußland erkennt eine Die Bosnien? mit ber 
Herzegowina ala den Intereſſen Defterreichd zumwiberlaufend an, wogegen 
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Defterreih nach dein Siege ber Türken für bie Integrität Eerbien3 und 
die Berliner Reformen eintritt. — Das in Reichftadt geführte Protocoll 
wird in Form eine „ertractiven Communique* (einer auszugsweiſen Mit: 
teilung) denjenigen Gontinentalregierungen mitgetheilt, welche dem Berliner 
Memorandum zugeftimmt haben. 


19.—21. Juli. Zuſammenkunft des Kaiſers mit dem deut- 
ſchen Kaifer in Salzburg auf dem Wege deflelben von Ems nach 
Gaftein. 

26. Juli. (Defterreich.) Die feudal⸗ſlaviſche Partei ſpricht 
fi in ihren Organen für Annerionen gegenüber der Türfei aus. 
Die Verfaffungspartei will dagegen von folchen entjchieden nichts 
willen. 

27. Juli. (Defterreich: Böhmen.) Gzechifche Verſammlun— 
gen zu Gunjten Serbien? werden von der Polizei verboten. 

14. Aug. Der Eectionschef im Minifterium des Auswärti— 
gen, Frhr. dv. Hofmann, wird vom Kaifer zum Reichsfinangminifter 
ernannt. 

16. Aug. (Ungarn) Miletic, da3 Haupt der ungarifchen 
Serben, und Gazapinovic, ein anderer angejehener Serbe, werden 
verhaftet, angeblich, weil fie fich verbündet hätten, dem Fürſten von 
Serbien ein Corp von 20 bis 30,000 Freiwilligen aus ferbifchen 
Staatöbürgern Ungarns zu organifiren und zuzuführen. 

18. Auguft. Der Geburtötag des Kaiſers wird auch vom 
ruſſiſchen Kaifer gefeiert, wobei der Czar auf die Gefundheit feines 
„Hreundes und Verbündeten, des Kaiſers von Defterreich“ toaftirt. 

18. Auguft. Die ftrategijch wichtige Bahn Galizien-Ungarn 
wird eröffnet. 

20. Auguft. (Ungarn) Der Sachjengraf Conrad wird bon 
der Regierung feiner Stelle enthoben. 

22. Auguft. (Ungarn.) Der Handelaminifter Simonyi nimmt, 
unzufrieden mit dem Ausgleich, joweit er bisher erfolgt ift, feine 
Entlaffung. 

23. Auguft. (Ungarn) Die Regierung bejeßt die Ober- 
geſpanswürde in zahlreichen ungArifchen und fiebenbürgijchen Comi- 


taten neu. 

Der Obergeſpan bekleidete biöher mehr eine Würde als ein Amt; oft 
war dieſes nur eine Sinecure, welche den in derangirten Dermögensverhält: 
niffen lebenden Magnaten verliehen wurde; mit bem neuen Bermwaltungs: 
geieh, das mit dem folgenden Jahre ind Leben zu treten hat, iſt eine Aen: 

rung infofern geichehen, ala jet ber Obergeipan birect ald Vertreter bes 
Staates fungirt, zahlreiche Agenden zu beforgen hat und gegenüber bem 
autonomen Municipium mit Ba Intereffen die Intereſſen ber Staats: 
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regierung mach jeber Richtung hin zu wahren haben wird. Es ift baher 
begreiflich, daß bie Regierung große Mufterung Halten mußte über alle, 
welche im Augenblick die Obergeſpanswürde befleiden, die weniger Befähig- 
ten und weniger Energiichen entfernen und burch geeignetere Perfönlichkeiten 


erjeßen mußte. Ob fie überall den richtigen Mann erwählt, wird erft bie 
Zukunft Iehren. 


27. Auguf. (Ungarn.) Ein ruffifcher angeblicher Sanitätd- 
zug nach Serbien wird in Pefth angehalten, auf telegraphifchen Be— 
fehl aus Wien indeß wieder freigegeben. 

1.—7. September. (Ungarn.) Zuſammentritt des interna= 
tionalen ſtatiſtiſchen Congreſſes in Pefth. 

2. September. (Defterreich: Galizien.) Zahlreiche ruthenijche 
Geiftliche wandern nach Rußland aus, 

24. September. Die Verhandlungen zwijchen den beiden Re— 
gierungen bez. der Erneuerung des Ausgleich gelangen zum Ab- 
ſchluß: Won der Meberzeugung geleitet, daß ſämmtliche auf den Aus» 
gleich bezügliche Geſetze gleichzeitig vorgelegt werden follen, was 
gegenwärtig noch nicht möglich ift, haben fich die Regierungen ge— 
einigt, die Gefammtheit der Vorlagen im Januar 1877 vor die 
Vertretungsförper zu bringen, letzteren derart die Gelegenheit bietend, 
fih über den ganzen Ausgleich ein klares, vollftändiges Bild machen 
zu können. Um die Verhandlungen mit der Nationalbank über das 
fünftige Bankſtatut Jofort einleiten zu können, find die Regierungen, 
da beide Theile an ihrem Standpunfte bezüglich der 80-Millionen- 
Schuld fefthalten, übereingelommen, den Vertretungskörpern eine Ge— 
ſetzworlage zu machen, wonach die Frage den Deputationen der Ver— 
tretungäförper vorgelegt, und, falls auf diefem Wege eine überein- 
ſtimmende gejeßliche Löſung fich nicht herbeiführen Ließe, ein eigens 
conftituirtes Schiedögericht berufen werben foll. 

27. September. Der Generalabjutant des Kaiſers von Ruß— 
land, Graf Samarokoff, trifft mit einem Handſchreiben des Kaiſers 
in Wien ein. Der Gzar fchlägt darin Defterreich eine Occupation 
Bulgariens durch Rußland, eine folche der Herzegowina und Bos— 
niens durch Defterreich und eine FFlottendemonftration Englands vor, 
um die Türkei zu größerer Nachgiebigfeit zu zwingen. Oeſterreich 
lehnt die erftere, England die letztere ab. 

6. October. (Ungarn.) Abg.Haus: Tiſza beanttwortet eine 
Snterpellation bez. der orientalifchen Frage dahin: 


Das ungarifche Minifterium fei mit der Politit des .. Anbrafiy 
einderftanden. Sämmtliche Garantiemächte hanbelten einmüthig. Ueber Durch): 
aige von Ruffen durch Rumänien könne er nicht3 jagen; ur ber durch 

ngarn gezogenen, mit bem Zeichen bes xothen Kreuzes Mißbrauch treiben: 
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ben Ruflen habe die ruffiiche Regierung auf Verſtändigung Andraſſy's ener: 
gilche Verfügungen getroffen; bie ruſſiſche Regierung habe weitere Beur: 
aubungen verboten. Betreffs der Ausrufung des Fürften Milan als König 
von Serbien hätten ber Fürſt ſowohl wie das ſerbiſche Gabinet amtlich er: 
Härt, fie wünfchten nur den Status vor dem Kriege. Dad Beltreben ber 
ungarifchen Regierung fei: Erhaltung des Friedens ohne Gefährdung ber 
eigenen Sintereffen und Einvernehmen mit den Mächten, um den Bölfern 
der Türkei ein beſſeres Boos zu fichern. 


Die Regierung legt dem Haufe das Budget für 1877 vor. 


Die Ausgaben besfelben find bezüglich des Ordinariums ziemlich bie 
nämlichen wie für 1876; die vorgenommenen Reductionen betragen unter 
Berüdfihtigung der nothiwendigen Mehrausgaben 4'/; Millionen Gulden. 
Die Bilanz ftellt filh wie folgt: Ausgaben 233 Millionen, Einnahmen 218 
Millionen, mithin Deficit 15 Millionen Gulden, welches ber Tyinanzminifter 
ohne Aufnahme einer Anleihe durch Verwertung von Eiſenbahn-Obliga— 
tionen, die Emiffion von Rente bis zur Lil der jährlich zu amortifiren: 
— ———— und durch Mittel aus den gemeinſamen Activen 

en will. 


9. October. (Oeſterreich.) Die Vergrößerungsgelüſte ber 
italieniſchen Preſſe, namentlich der Opinione, bezüglich Wälſchtyrols, 
Trieſts ıc., werben von ber geſammten öſterreichiſchen Preſſe energiſch 
zurückgewieſen. Auch die deutſche Preſſe erklärt, daß Italien auf 
dieſem Wege nicht nur dem Schwerte Oeſterreichs begegnen würde. 

9. October. (Ungarn.) Abg.-Haus: genehmigt die während 
der Vertagung gefchehene Verhaftung bes Abg. Miletic, des aner- 
kannten Hauptes ber ungarifchen Serben, mit großer Mehrheit. 


11. October. (Defterreich.) Die officiöfen Blätter ſprechen 
fi ſehr nachbrüdlich für die ungeſchwächte Fortdauer des Drei- 
faiferbündniffes aus. 


12. October. (Defterreich.) Giskra erklärt in einer Rechen- 
Ichaftsrede an feine Brünner Wähler, 

er halte es 'y die erſte Pflicht der öfterreichiichen Staatdmänner, da⸗ 
für zu forgen, daß Defterreih in einen Krieg zwiſchen Rußland und ber 
Zürfei nicht bineingezogen werde, und baf eine Intervention, wenn fie ndthig 
werden follte, nur im Wuftrag Europa’3 erfolge. Auf keinen Fall eine 
Occupation oder Annerion Bosniens unb ber J—— Sei der Zu⸗ 
ſammenſturz und bie Theilung des osmaniſchen Reiches unvermeidlich ges 
worden, jo könne ſich Oeſterreich mit Bosſsnien und ber —— nicht 
abfinden laſſen, ſondern es müſſe auch Macedonien und bas geſammte Ge: 
biet bis zum Aegäiſchen Meer und bis zur griechiſchen Grenze an ſich nehmen. 

15. October. (Oeſterreich: Tyrol.) Die Regierung ſchließt 
Jämmtliche fünf Elöfterlichen Lehrerinnenanftalten; den bisherigen 
Zöglingen werden bei eventuellem Uebertritt in Staate-Präparandien 
Staatd-Stipendien refervirt. 


19. October. (Defterreich.) Abg.-Haus: der Finanzminiſter 
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legt bemfelben da8 Budget für 1877 vor. Dasfelbe weist ein De- 
fiit von 26 Millionen aus. 


22. October. (Ungarn.) In Peſth wollen die Stubenten 
dem türfifchen Generalconful einen Fackelzug bringen, um für bie 
Verbrüderung der magyarijchen und der türkiſchen Nationalität gegen 
Rußland zu demonftriren. Tisza begnügt fich, ihnen davon abzu= 
rathen. Der Senat der Univerfität und die Stadtdirection unter= 
jagen jedoch bie Demonftration förmlich und ber türkifche Conful 
lehnt fie feinerfeit3 ab. Die Strömung der Öffentlichen Meinung 
ift jedoch entjchieden eine Rußland feindfelige. 

24. October. (Ungarn.) Abg.-Haus: der Landesvertheidig- 
ung&minifter dv. Szende erflärt im Finanzausſchuſſe, daß 217 Ba— 
taillone Honveds nöthigenfalls binnen 8 Tagen völlig ausgerüftet 
und mobilifirt werben könnten. 


25. October. (Defterreich: Galizien.) Bei den galizifchen 
Landtagswahlen werden die Bauern und Ruthenen in 31 Bezirken 
verdrängt. Im Landtage werden die Polen über 50, die Ruthenen 
über 17 Stimmen verfügen. Acht gewählte Beamte werben eine 
Mittelpartei bilden. 

26. October. An der Spibe der November-Avancementälifte 
für die Armee befinden fich die beiden jüngjten Söhne des Kaiſers 
Alerander von Rußland. 

26. October. (Defterreich.) In Prag und Agram werden 
Studentendemonftrationen zu Gunften der jlavifchen Sache von ben 
Behörden verboten. 


27. October. Die beiden Regierungen Defterreichd und Un- 
garns übermitteln der Direction ber Nationalbank ihre Borjchläge 
betr. eine künftig gemeinfame Notenbant. Diefelben beftehen aus 
einer von dem dfterreichiichen und dem ungarifchen Finanzminifter 
gezeichneten Note an ben Gouverneur der Nationalbant und zwei 
Beilagen, enthaltend die Statuten und das Reglement der „privis 
legirten öfterreichifch-ungarifchen Bankgeſellſchaft.“ 

27. October. (Dejterreich.) Abg.-Haus: Der Minifter- 
präfident fFürft Auersperg beantiwortet eine Interpellation des Abg. 
Herbft und Gen. dahin, daß die Politit Defterreichd in der orien- 
talifchen Frage in erfter Linie conftant dahin gehe, den Frieden und 
die Intereſſen Defterreichd in jeder Richtung energiſch zu wahren, 
mit dem Beifügen: 
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„daß ber Minifter de3 Aeußern entichloffen fer, fich weder durch 
Manifeftationen friegerijcher Art, noch durch Kundgebungen, welde die Kraft 
und dag Anjehen der Monarchie möglicher Weife Nhäbigen fönnten, von der 
bis jeßt feftgehaltenen Richtung ablenten zu Lafjen.“ 

Diefer Zufa erregt im Haufe Tebhafte Agitation und gro= 
Ben Unmillen, indem darin eine durchaus ungehörige Drohung er— 
blidt wird. 

Ein Eingabe der czechifchen Reichrathsabgeordneten Böhmens 
lehnt die Theilnahme derjelben an den Arbeiten des Reichsraths 
wiederum wie bisher ab. Der Präfident beantwortet fie einfach 
durch die Erklärung, daß die Abgeordneten dadurch als ausgetreten 
zu betrachten jeien und Neuwahlen jtattzufinden hätten. 

30. October. (Defterreih.) Abg.-Haus: Der Minifter- 
präfident fieht fich zu der Erklärung genöthigt, daß feine Antwort 
bez. der orientalifchen Frage vom 27. d. M. gänzlich mißverftan- 
den worden fei. 

30. October. (Defterreich.). Die deutſche Stubdentenfchaft 
Wiens beantwortet die Aufforderung der Pefther Studenten, fi an 
ihrer Demonftration zu Gunften der Türken gegen die Slaven zu 
betheiligen, ablehnend dahin: 

„Wir haben mit Befriedigung zur Kenntniß genommen, daß ihr 
nunmehr, da ihr euer Volk in Gefahr glaubt, mit einem Male die Cultur— 
bedeutung des beutichen Volkes anerkennt. Euer Vorgehen gegen unfere 
Stammesgenoffen in Siebenbürgen und die confequente Verfolgung der deut: 
ſchen Sprache in eurem Lande fann und aber nie vergeffen aa wie ſehr 
eure heutigen Worte im jchroffen Widerfpruche ftehen mit euren Thaten. 
Ebenfo wenig aufrichtig erfcheint uns ber gerade aus eurem Munde fo fon: 
berbar Elingende Appell an unſere Gefühle für das „ungetheilte Geſammt⸗ 
reich”. Wollten wir 2 jelbjt zugeben, daß bie flavifchen Beſtrebungen in 
Sg Zeit auch unſere Sicherheit bedrohen fünnten, jo glauben wir denn 

och nicht, da die Gefahr, die euch Magyaren von dieſer Seite droht, in 

gleicher Weiſe über der großen deutſchen Nation ſchwebt. Die —— 
jenes abgebrauchten Schreckbildes vermag uns demnach nicht in dem Maße 
zu verwirren, daß wir in dem „tapferen Türkenvolke“ bie „Träger“ ber 
Givilifation und ein „Brudervolk“ erbliden könnten. Mit theilnehmenbem 
Ernfte jehen wir dem blutigen Echaufpiele zu, das fich uns barbietet; aber 
wir bedürfen nicht des Umherblickens nah Hilfe, um uns das beruhigende 
Bewußtſein ber Sicherheit zu verichaffen. Wir vertrauen vielmehr a4 die 
glorreiche Vergangenheit und Gegenwart der deutſchen Nation.“ 

— October. Während ein Theil der deutjch-dfterreichifchen 
und die geſammte magyarifche Prefje fich entjchieden auf die Seite 
der Türkei ftellen und in jeder Weije gegen Rußland agitiren und 
jelbjt beten, ift die ganze öffentliche Meinung Deutſch-Oeſterreichs 
faft ohne Ausnahme durch das Schweigen Deutfchlandg und bie 
Intimität defjelben mit Rußland im höchften Grade beunruhigt 
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und fieht in dem Fortbeſtand des Dreifaiferbündnifes eine wachſende 
Gejahr für Dejterreich. 


„Man braucht, um dieß handgreiflich zu erkennen — meint eine jolche 
Stimme — nur zurüdzubliden auf die Ereigniffe, wie fie fich im Lauf eines 
Jahrs entwidelt haben. Deflerreich mußte zufehen, wie nicht allein 

bie zufjiiche Diplomatie Schritt vor Schritt, oder jagen wir lieber von Fall 
- Tall, Bortheile errang, ſondern, was noch wichtiger ift, wie die ruſſiſche 
achtſphäre unaufhaltiam an Ausdehnung gewann. Defterreich mußte zu= 
jeden, wie Serbien au3 dem fuzeränen Berhältniß zur Pforte förmlich Los: 
gelöft und im ein ſolches Verhältniß zu Rußland gebracht wurde; ed mußte 
zufehen, wie die jerbiiche Armee langfam ruflificirt ward. Aehnlich ging es 
mit Montenegro, welches noch in feiner früheren Periode jo vollftändig in 
die Gewalt der ruffiichen Agenten und Militärd gebracht worden. rner 
mußte Oeſterreich zuſehen, wie Rumänien, welches Monate hindurch ſein 
Gebiet dem Durchzug ruſſiſcher „Freiwilligen“ öffnele, eine Mobilifirung im 
IJuterefje Rußlands anordnete. Bon dem Augenbli an wo ruſſiſche Trup— 
penförper jih am Pruth ſammeln, fteht Rumänien zu Rußland in dem— 
felben Berhältnif wie Serbien. Dad alles vollzieht fich unter unfern Augen 
langiam und ftetig und unter den Aufpicien bes Drei⸗Kaiſer-Bundes. In 
bemjelben Maße wie der ruffiiche Einfluß an Terrain gewann, mwurbe der 
öfterreichiiche zurüdgedrängt, und wer heute noch redet von einem „öfter 
reichi ſchen Donauftrom,“ der muß, wenn er anders geneigt ift mit Thatfachen 
zu rechnen, bei Alt:Orfowa, wenn nicht ſchon bei Semlin, er machen. 
Das ifi eine jehr ſchwache Tröftung, die heut in einem hochofficiöſen Ber: 
liner Briefe der „Pol. Corr.“ verabreicht wird, daß ed im Grunde gleiche 
giltig jei, wen dad Mündungsgebiet der Donau angehört. Die Mündun: 
gen und ber ganze Strom hätten heutzutag einen internationalen Charafter!? 
Es fieht fürwahr in der Wirklichkeit nicht jo aus. Sobald das Ponau:Delta 
wiederum in ber Gewalt Rußlands ift, tritt Rumänien von felbft in ein noch 
untergeorbdnetered Verhältni zu Rußland; die Bulgarei joll, glei) Serbien, 
ein ruſſiſches VicelönigtHum werden, und ber Strom auf der ungeheuren 
Ausdehnung zwiſchen diejen Gebieten wird unvermeidlich ein ruffiicher Strom 
werben. auf welchem Rußland dem Verkehr diefelben Chilanen bereiten kann, 
bie e3 ihm an ber preußijchen Gränze bereitet. Das ift das Ziel, welches 
Rußland langjam und umfichtig und immer unter den Aufpicien bes Drei: 
KHaijerbundes anftrebt. Aber noch ganz andere Galamitäten erwuchſen Defter: 
xeich aus ber fatalen „Geichäftsverbindung‘. Die panflavijtiichen Pioniere 
Rußlands griffen auf Öfterreichiiches Gebiet hinüber und konnten ihre Une 
weſen treiben im Banat, an der Moldau und am Bniefter. So wuchſen 
die inneren Schwierigkeiten, mit benen Defterreich Heute zu rechnen hat. 
Damit nicht genug, lockte der ruſſiſche „Verbündete“ einen guten Freund 
im Süden herbei, und in Stalien fing man an, faltblütig zu berechnen, ob 
man im fall einer Action der „verbündeten Mächte“ im Orient eine „Goms 
penjation“ am Fuße der Alpen, oder am Strand ber Adria zu juchen habe. 
Auch diefe ſonderbare Afpiration entjtand und entwidelte fich unter dem 
weiten Deckmantel bed „unerjchütterlichen” Drei-Kaiſerbundes. Da ift wohl 
die Behauptung gerechtfertigt, daß Delterreich mit feinem anderen Bünbdniffe 
Schlechter Hätte fahren können. Und dennoch ift der Kaiferftaat, wie heute 
die Dinge liegen, faum im Stande, fi von biefer langſam würgenden 
ganz ft loszuſagen. Es ift jedenfalls fo lange nicht möglich, ala 
tichland an jeiner myſteriödſen Intimität zu Rußland erg Würde 
Oeſterreich ſich von dem Drei⸗Kaiſerbunde PR ah dann ſetzte es fich ber 
Gefahr aus, Rußland und Deutichland zu offenen Gegnern zu erhalten, und 
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an dieſe jchlöffe fich natürlich jofort Italien an. So wählt man das ver: 
meintlich Kleinere Mebel und jegelt im panflaviftiichen Fahrwaſſer tweiter, 
während fi) die Magyaren anſchicken, auf einen Kampf auf Tod und Leben 
mit dem Slaventhum fich vorzubereiten.“ 

2. November. (Ungarn.) Der Enthufiagmus der magyari- 
Ichen Jugend kennt bald feine Gränzen mehr. In Peſth, wo fich 
das Grab eines türkfifchen Heiligen Gul Baba befindet, begeben fich 
circa 600 Perſonen, meift junge Leute, dahin. Auf das Grab wer— 
ben Stränge niedergelegt und Reden in magyarifcher, englifcher, fran= 
zöfifcher und polnifcher Sprache gehalten. Unter Eljenrufen gebt 
die Verfammlung augeinander. 

3. November. (Defterreih.) Abg.-Haus: ber Finanzmini- 
fter eröffnet dem Steuerreform-Ausfchufle, daß rücdfichtlich ihres 
Privatvermögend weder der Kaiſer, noch die Mitglieder feines Hau- 
je eine Steuerbefreiung beanjpruchen werben. 

4.—7. November. (Defterreich.) Abg.-Haus: Debatte über 
bie orientalifche Frage. Diejelbe wird durch Herbſt und Greuter 
ala Generalredner zum Abjchluß gebracht. Greuter führt aus: mit 
ber Annerion Bosniens und der Herzegowina würde Defterreich nur 
eine ihm gebührende Erbichaft antreten. Herbſt erklärt dagegen: 
nur in der Berbeflerung des Looſes der jlavifchen Ehriften der 
Türkei die wahre Aufgabe Defterreichs erbliden zu können, und gibt 
jchließlich dem Wunſch Ausdrud, daß der Monarchie die Erhaltung 
be3 Friedens vergönnt fein möge. Bon irgend welchem praftifchen 
Einfluß auf die Politik Oeſterreichs ift die Debatte nicht. 

7. November. (Dejterreich.) Der Kaifer verfagt dem von 
beiden Käufern des Reichsraths bejchloffenen Kloſtergeſetz ſeine Sanc— 
tion, beauftragt indeß dag Minifterium mit der Einbringung eines 
neuen Entwurf. Den bauptjächlichiten Differenzpunkt zwiſchen 
Krone und Reichsrath bildet die Beftimmung, daß zur Errichtung 
oder Aufhebung von Klöftern ein bejonderer Tegislativer Act noth— 
wendig jei, während die Regierung fich dieſes Recht jelbjt vorbehal- 
ten wifjen will und die Grenzen der Legislative enger zieht. 

14. November. (Defterreich.) Abg.-Haus: Debatte über eine 
Reform der politifchen Verwaltung. Der frühere Minifterpräfident 
Hohenwart entwidelt dabei ein neues föderaliftiiches Programm, 
befien erſte Forderung dahin geht, es Jollten die Landeschefs ihren 
rejp. Landtagen gegenüber für die aus der Gompetenz derſelben her⸗ 
vorgegangenen Geſetze in Zukunft verantwortlich fein. 
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19. November. (Defterreich: Böhmen.) Aller Orten wer— 
den Gomite’3 zur Unterftügung ruffifcher Verwundeter gebildet und 
im Geheimen organifirt. 

21. November. (Defterreih-Ungarn) erläßt mit Rückſicht 
auf die Verwidelung der Dinge im Orient ein Pferdeausfuhrverbot. 

21. November. (Defterreich) Abg.Haus: der Fyinanz- 
minifter Depretis gibt demfelben eine Darftellung der dem Abſchluß 
nahen Ausgleichsverhandlungen mit Ungarn. Diejelben gehen dahin: 

Durch die am erflen Tage diejed Jahres eröffneten Unterhandlungen 
wurde Einigung darüber erzielt, daß außer dem Zoll: und Handelsbündniſſe 
auch das Duotengejeg zu verhandeln, daß alle bezüglichen Verhandlungen, 
au die ungeregelte Bankfrage, gleichzeitig zur legislativen Beſchlußfaſſung 
vorzubringen jeien. Das beftehende Zoll: und Handelsbündniß joll auf ein 
Decennium ohne Zuläffigfeit einer früheren Kündigung erneuert werden. 
Eine Bereinbarung fol das Verhältniß der auf beide Ländergebiete — 
Wirkſamkeit ausdehnenden Actiene und Verſicherungsgeſellſchaften, Erwer 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften regeln. Beide Regierungen einigten fich 
über einen Entwurf zu einem allgemeinen Zolltarife für das gemeinjame 
Zollgebiet, bei deſſen Durchführung die Einhebung der Zölle in Gold ein: 
tritt. Der Abſchluß einer proviforifchen Verlängerung ber Hanbdeleverträge 
mit England und Frankreich fteht bevor. Die Bertragsverhandlungen mit 
Deutſchland werden binnen Kurzem ihren Abſchluß finden. Ueber die Zuder: 
und Branniweinfteuer find Gejegentwürfe vereinbart; ebenfo über die Ein: 

hrung einer Verbrauchsabgabe für Mineralöle. Aur Löſung der Bank— 
frage unter a des Principe der Noteneinheit find ein Bank— 
ftatuten-Entwurf und ein Reglement ausgearbeitet. Die frage der Adhtzig- 
Millionen:Schuld joll Deputationen beider Vertretungskörper, eventuell einem 
Schiedsgericht vorgelegt werden. In Erwartung der Beendigung der Ber: 
bandlungen mit der Nationalbant werden das Zoll: und Handelsbündniß, 
das Quotengeſetz, die — —— ——— die Bankacte und das Achtzig— 
Miltionengelek im Januar, ebenjo jedenjall3 vor enbdgiltiger Beſchlußfaſſung 
des en über die Gefammtvorlagen auch der Zolltarif vorgelegt 
werden. 

Das Haus hört ſtillſchweigend, ohne irgend ein Zeichen des 
Beifalls oder Mißfallens abzugeben, die „Eröffnungen“ an, die in 
keinem Punkte etwas Neues bieten. Nach Schluß der Sitzung gibt 
ſich jedoch der Mißmuth deutlich genug kund. Geſtiegen ſind die 
Chancen des Ausgleichs durch dieſe Eröffnungen nicht, und wenn 
es wahr ift, daß die beiderſeitigen Regierungen die Ausgleichs-Feſt- 
legungen als ein Ganzes anjehen, welches ala abgelehnt zu betrach— 
ten ift, wenn ein Theil deflelben von einer der beiden Vertretungen 
abgelehnt wird, jo ift wenig Ausficht für das Zuftandefommen des 
Ausgleich® vorhanden. Namentlich das eben befannt gewordene, 
zwifchen beiden Regierungen vereinbarte neue ganz dualiftiiche Bank— 
ftatut für die Nationalbank erregt auf öfterreichifcher Seite das 
entichiedenfte Mißfallen. ' 
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22. November. (Defterreich.) Abg.-Haus: 179 verfaflungs- 
treue Mitglieder treten zufammen, um fich über das neue Bank— 
jtatut zu berathen: dafjelbe wird mit einmüthiger Entrüftung für 
geradezu unannehmbar erklärt und befchloffen, demnächſt eine zweite 
Conferenz abzuhalten und zu derfelben auch die Minifter einzuladen, 
um von ihnen Aufflärungen zu verlangen über die Details, die der 
inanzminifter in feinem Erpoje über den Stand de3 Ausgleichs 
verſchwiegen hat. 

23. November. (Dejterreih-Ungarn) Die Direction der 
Nationalbank weit das neue von beiden Regierungen für fie verein- 
barte Statut auch ihrerfeits al durchaus unannefmbar ab. Die 
ungarifche Preffe äußert fich über diefe Ablehnung ſehr erbittert. 

24. November. (Defterreih.) Abg.-Haus: lehnt ſchließlich 
alle Anträge bez. Reform der politifchen Verwaltung ab. 

25. November. (Defterreich- Ungarn.) Ein vertraulicher 
Erlaß Andrafiy’3 bezeichnet die Neutralität sans phrase al® Richt- 
ſchnur der dfterreichifchen Politit. Nur in dem einen Yalle wandle 
diefe Neutralität fich in eine bewaffnete um, wenn nämlich die öſter— 
reichifch-ungarifchen Reichägrenzen direct bedroht würden. Aber auch) 
dann gejtatte die ZTrefflichfeit der militärischen Organijation des 
Reiche, die Mobilifirung fo lange wie möglich zu unterlaffen. 

27. November. (Defterreich.) Abg.-Haus: Zweite Gon- 
ferenz ber drei verfaflungstreuen Clubs, der ſämmtliche Minifter 
beiwohnen, über den Ausgleich mit Ungarn: 

Nach Verlefung der von den Obmännern ber drei Glub3 vereinbar: 
ten Fragen: ob das veröffentlichte Vankſtatut authentifch fei, ob die Regie: 
rung daffelbe vertrete, ob zwiſchen den einzelnen Ausgleicyungspunctationen 
ein derartiger Gonner beftche, daß mit der Ablehnung eines Punktes der 
ganze Ausgleich fcheitere, und ob bie Regierung bei ben weiteren Verband: 
lungen wegen der Bankfrage auf ähnlicher Bafis wie bisher verhandeln 
wolle — erklärte der Finanzminifter Depretis im Namen der Regierung, 
daß ber veröffentlichte Text authentifch fei. Was die übrigen den Ausgleich 
betreffenden‘ Borlagen angehe, fo unterjchieden fich diejelben dadurch von 
dem Banfftatut, daß fie in volllommener Zertirung dem Haufe vorgelegt 
würden, während das Bankftatut der Bankdirection zur Vornahme even: 
tueller Modificationen habe vorgelegt werben müſſen. Nach dem Belannt: 
werden der Wünſche der Bankdirection würden bie beiberjeitigen Regierun: 
gen fich ins Einvernehmen ſetzen behufs weiterer Verhandlung mit ber 
Nationalbank, um die Angelegenheit in einer allen Jutereffen ent! techenden 
Meife abzufchließen. Detaild könne die Regierung in der u Mir 
nicht geben, doch jei fie jederzeit zu vertraulichen Aufichlüffen bereit; ebenſo 
jei fie jedenfalls entichloffen, die Conjequenzen der Vorlagen zu tragen. Be: 
züglich der übrigen Vorlagen fei die Regierung definitiv gebunden, nur bes 
züglid) — Banfſtatuts würden noch Verhandlungen mit der Nationalbant 
porangehen. 
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Die Direction und der Ausfchuß der Nationalbank lehnen in 
gemeinjchaftlicher Sigung das von beiden Regierungen vereinbarte 
neue Banfftatut einftimmig und entjchieden ab und bejchließen, die 
Regierung aufzufordern, im Vereine mit der Nationalbant andere 
Grundlagen für ein Bankſtatut vorzufchlagen. 


1. December. (Defterreich.) Die Minifter Lafer und de Pretis 
begeben fich nach Peith, um mit der ungarifchen Regierung über die 
Banffrage zu conferiren, da die Nationalbank ſelbſt das zwiſchen 
beiden Regierungen vereinbarte neue dualiftifche Statut abgelehnt hat 
und es außer Zweifel ift, daß die dÖfterreichiiche Regierung dasſelbe 
auch im Abg.-Haufe des Reichsraths nie und nimmer würde burch- 
bringen können. 


1. December. (Defterreich.) Abg.-Haus: der Handelsminiſter 
macht demſelben eine Reihe von Eifenbahnvorlagen. Diejelben be- 
zweden ihrem Kernpunkte nach die Ermächtigung der Regierung zur 
Dedung von Betriebsdeficit?, wogegen der Staat befugt jein joll, 
bei allen den Staatsſchatz ſtark belaftenden garantirten Eifenbahnen 
den Betrieb entweder ſelbſt zu übernehmen, oder benfelben einer an- 
deren Bahngefellfchaft zu übergeben. Ferner wäre die Regierung 
zu ermächtigen, verfehrspolitifch wichtige, den Staatsfchaß aber über- 
laftende Linien dergeftalt anzufaufen, daß fie die Prioritätzfchuld 
übernimmt und für die Actien Aprocentige Eijenbahnftaatstitel ge— 
währt. 

1. December. (Ungarn.) Unterhaus: der Minifterpräfident 
Tisza erklärt auf eine Snterpellation bez. der Bankfrage und des 
Ausgleich mit Defterreich überhaupt: 

Es jei nicht jeine Aufgabe, das Berfahren ber öfterreichiichen Regie- 
rung zu kritiſiren; ſolche Kritit würde außerhalb feiner Befugnifle liegen. 
Die im Mai mit der gedachten Regierung getroffenen Vereinbarungen jeien 
ſeines Erachtens vortheilgaft für Ungarn, und ex werde daher feine Beran- 
laffung ee diefe Vereinbarungen rüdgängig zu machen. Bezüglid ber 
Hrage, ob die Regierung geneigt ei, mit ber gegenwärtigen öſterreichiſchen 

egierung in Unierhandlungen zu treten, äußert fich Tisza folgendermaßen: 
zum Zwecke einer Aenderung ber Grundprincipien ber ah Verein⸗ 
barungen werde er mit der öſterreichiſchen Regierung allerdings nicht unter: 
handeln, indeffen ſei es feine Pflicht, bei foldden Angelegenheiten, welche 
beide Reichshälften betreffen, mit ber Regierung in Verbindung zu treten, 
welche vom Kaiſer in der anderen Reichshälfte eingejept jei. 

3. December. (Defterreich.) Abg.-Haus: die drei Clubs der 
Berfaffungspartei erklären in einer neuen Konferenz nochmals ein« 
fimmig, unter vollftändiger Offenhaltung ihres Votums für eine 
andere ben Ausgleich mit Ungarn betreffende Vorlage, die in dem 
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letzthin veröffentlichten Statutenentwurf ausgeführten Grundjäge für 
die Organifation de Bankweſens für unannehmbar. 

4. December. (Dejterreich.) Die beiden Minijter kehren 
ohne alles Rejultat von Peith nach Wien zurüd. Ungarn jcheint 
entichloffen, auf die Errichtung einer jelbitftändigen ungarifchen Bank 
nur. dann zu verzichten, wenn die Nationalbank ganz dualiftiich 
organifirt wird, was Defterreich feinerjeit3 faum je zugeben wird. 


5. December. (Defterreih-Ungarn.) Da eine Berftändi- 
gung Über den neuen Ausgleich zwiſchen beiden Reichshälften fich 
jedenfalls jehr in die Länge ziehen dürfte, jo wird der bejtehende, 
feiner Zeit von Ungarn gefündete Handelsvertrag zwiſchen Cefter- 
reich und Ungarn vorerjt wenigjtens noch auf ein Jahr verlängert. 
Ä 6. December. (Deftereich- Ungarn.) Differenz mit Serbien 
wegen des Dampfers Radetzky. (S. Serbien.) 

7. December. (Dejterreich.) Abg.-Haus: Schluß der Ge- 


neraldebatte über das Budget für 1877. 

Der Finanzminiſter de Pretis widerlegt in längerer Rede die im 
Laufe der Debatte gegen die Regierung vorgebrachten Anfehuldigungen, in: 
dem ex eine Beflerung der voltötirthlchaft ichen Berhältniffe und daß der 
Öfterreichifche Eredit umerjchüttert fei, nachweist. Er proteftirt entichieden 
gegen bie in der Debatte gefallene Aeußerung, dab eine Zinsreduction be— 
vorjtehe. Bezüglich des Ausgleiches mit Ungarn folle man, bevor man ein 
Urteil fälle, erft den Erfolg abwarten. Der Minifter v. Laſſer erklärt, 
daß — der Beſprechung des Ausgleiches mit Ungarn und insbeſon— 
dere der Bankfrage Seitens der —*— und ungariſchen Miniſter in 
Gegenwart des Monarchen, allerdings eine Differenz bezüglich der gemachten 
Vorbehalte conjtatirt, doch documenlariſch ſicher geſtellt worden, daß von 
feinem Theile eine mala fides vorgewaltet habe, ſondern von beiden Seiten 
bona fide vorgegangen worden jei. 

12. December. (Ungarn.) Unterhaus: beichließt mit einer 
Mehrheit von 78 Stimmen den Ankauf der ungarifchen Oftbahn 
und nimmt mit 15 Stimmen Mehrheit den Antrag auf gerichtliche 
Verfolgung der Concejfionäre, Bauunternehmer und Directionsräthe 
diefer Bahn an, obwohl Tisza von einer Unterfuchung ala wahr 
Icheinlich erfolglos abräth. 

14. December. (Defterreich) bringt feine neue Goldrenten- 
anleihe zum Emiſſionscurs von 56 und fteuerfrei mit 4°/o berzins- 
bar zur Emijfion. 

15. December. (Dejterreich.) Abg.-Haus: genehmigt das 
Budget für 1877 in namentlicher Abjtimmung mit 214 gegen 106 
Stimmen. Herbft erklärt unter lebhaften Beifall, es fei unter den 
gegenwärtigen kritiſchen Umpftänden erforderlich, da Minifterium 
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jeitend der Berfaffungspartei einmüthig zu unterftügen. Der Han- 
deläminifter erneuert die Erklärung, daß er den Zeitpunkt für Ueber: 
nahme der garantirten Eifenbahnen in den Betrieb des Staats für 
aefommen erachte. 

19. December. (Defterreih:Ungarn.) Neue Differenz mit 
Serbien. Serbien erflärt fich fofort zu jeder Genugthuung bereit. 
(S. Serbien.) 

— December. (Dejterreih-Ungarn.) Das Kriegsminifte- 
rium trifft eine Reihe von Maßregeln, die offenbar auf den Kriegs— 
fall berechnet find, und bereitet alles vor, um im Nothfall auf's 
ſchleunigſte mobilifiren zu können, obgleich offenbar entjchloffen, die 
Mobilifirung oder friegerijche Maßregeln überhaupt fo lange als 
nur immer möglich zu verfchieben. 


IH. 


Außerdeutfche Staaten. 


1. Portugal. 


2. Januar. Eröffnung der Cortes. Thronrede des Könige. 

Der König bemerft darin, die unparteiifche Enticheidbung bes Mar: 
ſchalls Mac: Mahon betreffö der —— habe glücklicherweiſe eine übri— 
gens friedliche Differenz mit England zum Abſchluß gebracht; er habe dem 
Marſchall für feine hohe Unparteilichleit und das Gerechtigkeitsgefühl, welche 
er bei diejer jo heifeln Angelegenheit gezeigt, feine Dankbarkeit ausgeiprochen. 
Belreffs des Budget3 wird — daß der gedeihliche Zuſtand des Landes 
leine neuen Steuern erfordere. Hierauf erwähnt der König die Arbeiten, 
welche die gegenwärtige Seſſion beſchäftigen werden. Es ſoll die Lage ber 
Golonien verbeffert und ber ge ber Territorien mehr befeftigt werden. Ju 
Bezug auf Portugal jelbft zählt der König darauf, daß die Cortes alle 
Arten materieller und Leaf Reformen beichließen werden, namentlid) 
die Reform des Öffentlichen Unterricht3, den obligatorischen Unterricht, ben 
Bau der Eijenbahnen der Provinz Beira. Man erwartet, daß der Golonien: 
minifter Andrado Corvo, angefichts des glüdlichen Standes des Schatzes, ein 
beträchtliches Anlehen in Vorichlag bringen werde zur Verbefferung der Lage 
der Eolonien, zum Bau von Eifenbahnen, Brüden, Bahnhöfen, Straßen, 
Zelegraphen und Leuchtthürmen. 

15. Januar. Beide Kammern haben der Anwendung bes für 
Frankreich ftipulirten Zolltarif8 auf England ihre Zuflimmung er- 
theilt, Jowie den Vorlagen der Regierung betr. Eifenbahnbauten in 
Ober- und Nieder-Beira. Lebtere haben auch eine internationale 


Bedeutung, da fie die portugiefifchen mit den fpanifchen Bahnen 
verbinden. 

18. Januar. Abg.Kammer: die Regierung legt derjelben das 
Budget für 1876 zugleich mit einer Darlegung der Finanzlage des 
Landes vor. Nach derjelben wird auch in dem bevorjtehenden Jahre 
zu feiner Anleihe gegriffen werben müſſen. UWeberhaupt läßt die 
wirthichaftliche Lage des Landes gegenwärtig wenig zu wünſchen 
übrig. 

21. Januar. Abg.-Rammer: Yao de Andrado Corvo, Mini— 
iter des Aeußern und interimiftifcher Miniſter der Eolonien, Tegt 
den Kammern einen Gejeßentwurf vor, welcher die letzten Spuren 
der Sklaverei auf Sao TIhomes befeitigen will. Die Sklaverei iſt 
dort durch den jüngft geftorbenen Marquez Sa da Bandeira ab» 
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geſchafft, das an ihre Gtelle getretene Dienftbarfeitsverhältniß der 
freigelaffenen Neger aber von den Plantagenbefißern in der unmenfch- 
lichften, graufamften Weile angewendet worden. Es follen nun bie 
legten Refte dieſes Verhältniffes fallen. Der Minifter Gorvo hat 
bereit3 in Macao die weiße Sklaverei befeitigt. 

25. Januar. Abg.Kammer: die Cppofition beantragt eine 
Revifion der Verfaſſung. Die Regierung erklärt jedoch ihrerfeits 
eine ſolche für nicht zeitgemäß und die Anträge der Oppofition 
werden mit 55 gegen 16 Etimmen abgelehnt. 

22. April. Schluß der Seſſion der Gortes durch eine könig— 
liche Commiſſion. 


2. Spanien. 


1. Januar. Ein königliches Decret ſetzt den Zufammentritt 
der Cortes auf den 15. Februar d. 3%. fell. Die nur dießmal nach 
dem allgemeinen Stimmrecht erfolgende Wahl der Deputirten und 
Senatoren beginnt am 20. Januar; die von den Garliften richt be— 
fegten Städte von Vizcaya und Navarra wählen die Deputirten 
und Senatoren auch für diejenigen Städte, welche, fich in der Hand 
der Garliften befinden. 

Mitte Januar. Mehrere Bifchöfe richten Erlaffe an die Wäh- 
ler zu den Gortes, durch welche diejenigen Gandidaten, twelche bie 
religiöfe Intoleranz oder Glaubenzeinheit nicht aufrecht erhalten 
wollen, für antifatholifch und gottlos erklärt werden. Die Regie- 
rung belegt dieſe Erlaffe mit Beichlag. 

20. Januar. Allgemeine Gorteswahlen. Diefelben ergeben 
auf 406 Abgeordnete nur 30 Sagaftiner, 10 ausgeſprochene Ultra- 
montane und 3 Republikaner, worunter Gaftelar; alle übrigen find 
mehr oder weniger minifteriell. Aus allen Provinzen ertönen laute 
Klagen über die Beeinfluffung der Wahlen durch die Regierung. 
Bon Freiheit der Wahlen kann feine Rede fein, wie es übrigens 
ſchon ſeit Jahren und unter den verfchiedenften Regierungen der 
Tall war. 

25. Januar. Beginn der umfafjendften Operationen gegen 
die Garliften, um dem Unweſen des Garlismus endlich ein Ende zu 
machen. 

29. Januar. Die Garliften jehen jich genöthigt, das Bom— 
bardement von San Sebaſtian einzuftellen. 

30. Januar. Die Regierungstruppen rüden vor. Die Gar: 
liften find gezwungen, die Belagerung von Bilbao aufzugeben. 

1. Februar. General Guefeda rüdt mit den Regierungstrup- 
pen in Bilbao ein. Die Regierung erläßt für die Garliften eine 
bedingte Amneftie, 
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2. Februar. General Primo de Rivera ift bis Eftella, dem 
feften Gentralpunfte der Garliften, vorgerüdt. 

6. Februar. General Gueſeda befeßt Durango. Die Regie- 
rungstruppen find thatjächlich bereit3 im Befi von ganz Navarra 
und Alava. 

14. Februar. Die Regierung übermacht ihren Vertretern im 


Auslande ein Memorandum über die Zuftände auf Guba. 


Dad Memorandum beginnt mit einer gefchichtlichen Darftellung. Der 
Aufftand brach am 11. October 1868 los in Folge der Nachricht von der 
Revolution in Spanien, während fich bei einer Bevölferung von 1,400,000 
Seelen nur 7500 Soldaten auf der Inſel befanden. Da die Aufftändiichen 
zu Anfang feinerfei Unabhängigkeit für fich forderten, jondern zu Prim und 
der ſpaniſchen Revolution Halten zu wollen angaben, To fraternifirte eine 
Anzahl Spanier in unverfenubarer Weife mit ihnen; bald aber gaben einige 
der Spanischen Nationalität feindlich gefinnte Anführer der ganzen Bewegung 
einen jeparatiftiichen Character. Ein Theil der creolifchen Jugend ſympathi— 
firte mit diejen Ideen in der Einbildung, daß es möglich fein werde, eine 
von Weißen geleitete Regierungsform in einem Lande einzurichten, deſſen 
Bevölkerung in der überwiegenden —8 aus Negerſclaven beſtand. Die 
in Waffen ſtehenden cubaniſchen Weißen überſteigen indeß nicht die Zahl 
von 800. Der Aufftand iſt daher thatſächlich zu einem Racenkampf gewor— 
den, der im Gefolge hat, daß die Empörer alles, was in ihren Bereich kommt, 
verioliften und niederbrennen. Ihr Sieg würde ein Schlag in's Geficht der 
Givilijation fein. Selbft die wenigen weißen Gubaner, welche daran Theil 
nehmen, find vollftändig unfähig, eine geordnete Regierung zu bilden. Spanien 
allein bietet den Intereſſen des Auslandes wie dem FFortichritte der Civili— 
* feſte Garantieen. Der Triumph Spaniens würde ſofort zur Abſchaf— 
ung der Sclaverei führen, welche nur noch gegen den Willen der Regierung 
und der Vertreter der Inſel in den Cortes beſteht. Das Beiſpiel Portoricos, 
wo die Sclaverei ſchon abgeſchafft iſt, wird hierbei Nachahmung finden. 
Schon hat im Verlaufe des Aufſtandes ein Drittheil aller Sclaven ſeine 
reiheit erlangt. Seit König Alfons Thronbeſteigung hat Spanien inner— 
Ib eines Jahres 24,445 Soldaten nach Cuba entſandt, und wenn der Car⸗ 
liftenaufftand einmal bewältigt ift, wird bie Armee fofort erheblich verftärkt 
werden. Die Marine umfaht 45 Schiffe mit 132 Kanonen und 2426 Mann. 
Die einheimifchen Infurgenten überfteigen die Zahl von 1000 nicht. Der 
Kampf wird durch die eigenthümliche Natur des Landes verlängert, befons 
ders auch dadurdh, daß die Halbwilden Neger und Mulatten an: die Bes 
bürfniffe regelmäßiger Truppen in unwirthbaren Gegenden von Trrüchten, 
Wild und gelegentlichen Plünderungen zu leben vermögen. Die Aufftändiichen 
find im Beſitz einer Art von Wüfte, von wo es ſehr ſchwierig ift, fie zu ver: 
treiben, wo fie aber auch nicht den Schatten geordneter Regierungsverhält: 
niffe einzurichten im Stande gewefen find. Da fie niemals eine Schlacht 
oder offenen Kampf wagen, jo befteht die ganze Kriegführung aus gegen: 
jeitigen Ueberfällen. Die Aufftändifchen gleichen in dieſer Beziehung den 
entlauferren Negern, welche, wo fie fich zu größerer Anzahl vereinigten, wohl 
Niederlagen erleiden, aber jehr ſchwer ausgerottet werden fonnten. Das ift 
nichts Neues. rg der Verſchiedenheit ber Hülfsquellen brauchten die 
Vereinigten Staaten das Doppelte der biäherigen Dauer des cubanijchen 
Aufftandes, um den von Florida nieberzuwerfen, und Frankreich hat noch 
weit mehr Zeit damit zugebracht, Algerien zu unterjochen. Die fyolgen bes 
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Aufftandes ſind zweifellos im höchften Grade bellagenswerth. Trotzdem hat 
fi) dadurch der Reihthum und die Ertragsfähigkeit der Inſel nicht weſent⸗ 
lid vermindert. Dies verdankt man dem Umftande, da die Aufftändifchen 
niemal3 im Stande waren, in die weſtliche Provinz der Inſel, die reichfte 
von Euba, einzudringen. In dieſem Departement befanden fich vor ber Re: 
volution 1070 Pflanzungen; heute gibt es deren viel mehr. In den anderen 
zwei Departements beftehen dagegen nur 302. Die Zuderproduction belie 
fih vor dem Aufitande auf 500 Millionen Kilogramm, und bieje hat fi 

feit 1868 erheblich gehoben. Die anderen zivei Departement? zufammen er: 
zeugen dagegen nur 52 Millionen Kilogramm Zuder. Der Tabaldertrag 
der Weftprovinz beläuft ſich auf 445,000 Gentner, ber der beiden anderen 
Provinzen dagegen nur auf 257,000 Gentner. Die berühmten Tabatpflan: 
zungen der Vuelta Abajo befinden ſich in der exfteren. Die Gaffeeproduction 
des weitlichen Theile beträgt 3,750,000 Kilogramm, bie der ganzen übrigen 
Injel kaum die Hälfte davon. Die Ernte der weftlichen Provinz wird durd;: 
ſchnittlich auf 4 Millionen Piafter geichäbt, die der beiden anderen auf 2 
Millionen. Kurz, der ganz überwiegende Theil von Intelligenz und Reid; 
thum befindet fich in ber weftlichen — vereinigt, welche durch den Auf: 
fand nicht im geringften gelitten hat und fi einer volllommenen Ruhe 
erfreut. Ebenfo Find auch in den öſtlichen Provinzen die Pflanzungen rings 
um Santiago herum durch die beftändige Anweſenheit von Truppen vor 
jeder Bermwüjtung bewahrt geblieben. Die Aufrührer haben feinen einzigen 
— im Beſitz. Dem Schriftſtück iſt eine Karte mit Bezeichnung der 
Po — auf welche die Inſurgenten in den Wäldern beſchränkt find, bei: 

gegeben. - 


15. Februar. Eröffnung der Gortes. Thronrede des Königs. 


„Es wird mir ftet3 Freude bereiten, die Vertreter der Nation um mich 
verfammelt zu jehen; heute aber habe ich diefe Empfindung in um jo höherem 
Grade, ala e3 das erfte Mal ift, da ich in Ihrer Mitte den Thron befteige, 
indem ich heute die Thore dieſes Saales wieder öffne, welche die Ziwietracht 
jo lange geichlofjen gehalten. Diejer Zwietradht ein abſchließendes Ziel zu 
legen, iſt felbftverftändlich meine erfte Pflicht; in der That aber ift es nicht 
allein meine, e3 ift unjer aller Pflicht, die wir hier verfammelt find. Die 
Nation, ermübet, erichöpft und verarmt wie fie ift, fordert dies dringlich 
und die ganze Welt, die an ber ungewöhnlichen Dauer unferer Uebel weniger 
AntHeil ala Aergerniß nimmt, erwartet e3 mit Ungeduld. Ahr Anblid er: 
füllt mein Herz mit Hoffnung; in dem reife — von den beſten 
Abſichten bejeelter und für die Wohlfahrt des Vaterlandes nicht minder als 
ich jelbft bejorgter Männer — ich nicht zu fürchten, daß fie, die War: 
nungen der Bergangenheit vergefjend, dem Werke des Friedens und ber 
MWiederaufrichtung, dad Gott und allen auferlegt hat, ihre Mitwirkung vor: 
enthalten werden. Das Vaterland verlangt nicht, daß irgend Jemand feinen 
theoretifchen Beftrebungen entjage; es genügt, guten Glauben? bie gegen: 
wärtige Thatfächlichkeit der Dinge zu würdigen, diejenige et welche 
den Design der Öffentlichen Wohlfahrt und den Bebürfniffen der Zeit 
am en entjpricht, zu wählen und anzunehmen. Die heute beginnende 
ſchwierige Aufgabe ftellt an Sie die gebieteriihe Mahnung, die ganze Ver: 
gangenheit dem unparteiifchen Urtheil der Geichichte zu überlaflen. Sie 
werden von nun ab Ihre ganze Wachſamkeit, Sorge, Fähigkeit und Thätig: 
feit aufbieten müffen, um mit mir den Uebeln ber beige abzubelfen und 
mich zu unterjtügen in dem Beftreben, der Zukunft unſeres Landes befjere 
Bahnen zu Öffnen. Wie groß auch meine Befriedigung iſt, die Vertreter 
von Parteien, die fich zu verjchiedenen Anfichten bekennen und mit erlaubten 


270 Spanien. (Dec. 15.) 


Mitteln denſelben im Staate die Oberhand zu verichaffen juchen, um mich ver- 
jammelt zu jehen, jo gedenke ich doch mit Schmerz, daß die Fahne eine 
übelberathenen Prinzen und unverjöhnliden Feindes der 
europäifchen Givilifation no aufden Gipfeln der Pyrenäen 
at Durch die von meiner Regierung getroffenen Maßregeln, die zug 
eit meiner Generäle und die Tapferkeit meiner Soldaten zur Ohnmacht herab— 
gebrüdt, kann dieje vermeffene Empörung nur den traurigen Ruhm gewinnen, 
die Leiden de3 Baterlandes bis zur äußerften Gränze zu verlängern, indem fie 
feine Bevölkerung, feinen Reichthum, feinen Eredit immer mehr verringert 
und das Heilmittel, welches jo große Nebel nicht nur für die jegige, jondern 
auch für zulünftige Generationen nothwendig machen, immer ſchwieriger macht. 
Meine DObliegenheiten ala König und ala oberftes Sr ber Armee erforbern 
nochmals wie jchon vor einem Jahre meine perfönliche Mitwirkung zur ſchleu⸗ 
nigen Erzielung des Friedens. Wenn ich diejer Pflicht nicht früher nachge- 
fommen bin, jo ijt der Grund ber, daß ich hier eine andere Aufgabe zu er- 
füllen Hatte: ich mußte Sie erwarten. Durch Ihre Unterftügung geſtärkt, 
bege ich ben Wunjch, meine Reife in die Provinzen, wo das Heer mit jolcher 
Standpaftigkeit für den Triumph meines Rechtes kämpft, dag mit dem 
Nechte der auf eine verfajjungsmäßige Regierung halten— 
den Nation identifch ift, nicht länger hinauszuſchieben. Wenn ber 
innere Friede augenblidlich noch zu wünf übrig läßt, jo find dagegen 
die Beziehungen meiner Regierung mit allen anderen Regierungen der Welt 
gegenwärtig erfreulicher Weiſe friedlich und freundichaftlid. Eine offene und 
ehrenhafte Goritit und der fefte Entſchluß, allen Angelegenheiten eine raſche 
und gerechte Löſung zu bringen, werden fie ohne Aweitel täglich herzlicher 
machen, tvie bied mein Wunſch. . .. . Unjere vorher unterbrochenen Bezieh: 
ungen mit dem heiligen Stuhle find glüclicherweife wieder hergeftellt ; 
es werden gegenwärtig zwiſchen den beiden Mächten Unterhandblungen zur 
Regelung der jchwebenden Angelegenheiten innerhalb der von den beiderjei- 
tigen Intereffen der Kirche und de3 Staates gegebenen Bedingungen ge: 
pflogen. Don den Anfichten, die ich Ihnen auseinandergejegt, geleitet, wird 
meine Regierung Ihnen die erforderlichen Geſetzentwürfe vorlegen, welche be: 
ftimmt find, die regelrechte Durchführung des Repräſentativſyſtems, beſſen 
Herftellung ein jo dringendes Erforderniß ift, zu erzielen und unfere Geſetz⸗ 
gebung in Politit und Berwaltung mit den natürlichen Bedingungen der 
conftitutionellen Monarchie in Einklang zu ſetzen. Weiterhin wird meine 
Regierung Sie mit dem Stande unferer Finanzen befannt machen und 
Ihnen fobald wie möglich die in diefem grundlegenden Theile der öffentli: 
chen Verwaltung von den Umftänden erheilchten Entjcheide zur Erwägung 
vorlegen. Die financielle Lage ift durch die tiefgehenden und langen Ber: 
twirrungen und zumal durch die beiden, für den Staatsſchatz und die Nation 
fo verderblichen inneren Kriege bis zum Aeußerſten verjchlimmert. Der nahe 
Friede fann allein uns bie Hilfsmittel erjchließen, um dem erduldeten Uebeln 
zum großen Theile Abhilfe zu jchaffen. Ich rechne auf Ihren Eifer und 
Ihren Patriotismus in ber jchwierigen Aufgabe, das Gleichgewicht zwiſchen 
den Ausgaben und ben Einnahmen des Staates herzuftellen, indem alle Gläu: 
biger im Bereiche des Möglichen befriedigt werden, ohne daß jedoch die Ent: 
wiclung der productiven Kräfte bes Landes vergeflen wird. In diefem Augen: 
merk bereitet meine Regierung verichiedene Geſehentwürfe, betreffend die öffent: 
lien Arbeiten, ben Unterricht und das allgemeine Wohl vor, indem fie fich 
vorbehält, Sie, wenn die Zeit gelommen fein wird, um Ihre Mitwirkung 
zu bitten. Die unheilvolle Hartnädigkeit der Förderer des Bürgerkrieges 
auf der Halbinfel hat meine Regierung nicht vergeſſen Lafjen, daß unſere 
Ehre und unſer Recht in Amerika, wenn nicht geichädigt, fo doch wenigſtens 
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bedroht ift; und jeit bem Tage meiner Thronbefteigung en mehr ala 
32,000 Mann den Ocean durchfreuzt, um die Armee auf Cuba zu ver: 
ſtärken. Die Gmpörer, welche geftern die Unabhängigkeit und heute ben 
Ruin des Bodens, ben fie vermwüften, erftrebten, haben unfer gegen jeine 
überjeeifchen Colonien ftet3 edelmüthiges Spanien nicht verhindern können, 
durch eine Wohlthat bed Gejehes 76,000 Eclaven bie Freiheit zu geben. 
Diefe beiden Angaben beweijen augenfällig die Umerjchütterlichkeit unſeres 
Entichlufjes, die Unverjehrtheit unſeres Gebieted zu wahren, ſowie unfere 
Abfiht, anf diefem Gebiete Civiliſation und Gerechtigkeit walten zu laſſen. 
Meine Herren Senatoren! Meine Herren Abgeordneten! Indem ich bie 
allgemeine Zage ber öffentlichen Angelegenheiten im gegentwärtigen Augenblide 
betrachte, Tann ich nicht umhin, der Vorjehung eın offenes Zeugniß tiefen 
Dankes für die großen Wohlthaten zu geben, welche fie der Nation und mir 
während be3 erften Jahres meiner Regierung geipendet. Wenn auch ber Zur 
fand der Nation noch nicht meinen Wünſchen entipricht, fo kann ich 
boch ohne eine ara an zu fürchten und ohme Meberhebung audfprechen, 
dab Alles fi) mit großer Schnelligkeit auf ein gutes Ziel Hin bewegt, und 
bat alles fich erfüllt hat, wad man auch mit großem Vertrauen auf die 
Gunft bes Glüdes menjchlicher Weile hoffen durfte. Heute fieht Spanien 
die Wertreter ber Großmächte ohne Ausnahme, jowie die Vertreter aller 
jonveränen Staaten, die in feinen befferen Zeiten bei ihm vertreten zu fein 
pflegten, mit Vergnügen bei fi. Alle jeine Provinzen im Gentrum, und 
namentlich das Maeftrazggo und Katalonien, two die Aufftände immer jo 
ſchwer zu überwinden waren, find im Genuffe tiefen Fyriedend. Ganz Bis— 
caya, die Provinz Alava und der gröhere Theil Navarras find jchon mit 
Waffengewalt r dem ſchuldigen Gehoriam gebracht. Der Feind, der vor 
einem Fahre Madrid bedrohte, fieht fich jebt in den rauheſten Theil ber 
Pyrenãen eingeichlofjen, und auch da überläht er die Sorge des Iekten Wider: 
ſtandes mehr der Strenge bed Winters, ala jeinem Echwerte. Die Empörung 
auf Kuba wird von Tag zu Tag ee das Heer ber Halbinjel und 
das ber Golonien ift auf eine Zahl geftiegen, bie in unferer —— nie 
erreicht worden. Die wieder in Stand gefehte und neu ausgerüſtete Kriegs— 
flotte ift bereit, unfere Intereſſen zur vertheidigen. Kurz, Alles in Allem er: 
gibt fich, daß meine Regierung, ob auch kurz und ſchwierig, für dad Gute nicht 
verloren geweſen ift. Allerdings waren jchon vor meiner Thronbefteigung 
lobenswerthe Anjtrengungen gemacht —— um das Land wieder aufzu⸗ 
richten, indem man ihm die geeigneten Mittel verſchaffte, den carliſtiſchen 
Krieg, die kubaniſche Piraterie und die innere Anarchie zu bezwingen; aber 
allem, was bis dahin geichehen, hat meine Regierung eine lange Reihe von 
Dienften Hinzugefügt, die Niemand, ohne ungerecht zu fein, leugnen kann. 
Wenn unfer Baterland noch, wenn nicht die größte, jo doch eine der größten 
—— ſeiner Geſchichte zu machen hat, um ſeine Stufe unter den 
civiliſirien Nationen der Welt zu behalten, ſo beweiſt es dafür klar, weſſen 
es fähig ſein wird an dem glücklichen Tage, wo die ganze Kraft, die es 
bisher auf fruchtloſe Kriege und Gährungen verwendet, ausſchließlich und 
ftetig auf die fruchtbringenden Arbeiten des Friedens gelenkt fein wird. 
Möge Gott fortfahren, meine Herren Senatoren und Abgeordneten, Meine 
und Ihre Wünfche bis zu Ende zu begünftigen und uns geftatten, für die 
ungeheuren und jchmerzlichen Opfer, die wir jeht darbringen, bald den Lohn 
zu ernten.“ 


15. Februar. Auf der Inſel Menorca eröffnet der Biſchof 


Manuel eine Verfolgung der Proteftanten, indem er namentlich dar- 
auf ausgeht, die proteftantiichen Schulen und Kirchen wieder zu 
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unterdrüden. Die Blätter veröffentlichen darüber folgenden ſehr be= 
zeichnenden Erlaß des Biſchofs: 


„In Ausübung einer unjerer heiligften Amtäflichten haben wir ber 
öffentlichen Schule, welcher Sie vorftehen, einen Beſuch abgeitattet und bort 
mit Mißbehagen bemerkt, dab die Kinder, welche jo unglüdlich find, Ta: 
milien anzugehören, die von dem Gifte des proteſtantiſchen Fanatismus 
angeftect find und welche daher jelbit diefen abſcheulichen Zuftand tHeilen, 
im Verein mit der fatholifchen Jugend unterrichtet werden. Wenn die Kirche 
ftreng darauf befteht, daß die Todten abgejondert Liegen müſſen, die fich aus 
ihrem Schooße entfernten, fo ift da3 Zufammenfein jo verichiedenartiger 
Glieder im Leben noch viel weniger ftatthaft. Niemandem fällt es ein, einen 

ejunden Körper mit einem derpefteten in Berührung zu bringen, unb ber 

—*8*— kann eine —— Unordnung nicht dulden, die man perfider Weiſe als 
darauf hinausgehend betrachten könnte, die unſchuldige katholiſche Jugend zu 
verderben. Wir machen darum von unferer hohen Machtbefugnig Gebrauch 
und benachrichtigen Sie, befehlen Ihnen jogar, wenn es nothwendig ift, 
daß Sie unverzüglich die feperiichen Kinder abjondern von jedem Um: 
gang mit den fatholijchen, es jei denn, dab jene den Katechismus der Did- 
ceſe, Be denjenigen bed Gardinals Cueſta gegen ben Proteftantiimus aus⸗ 
wendig lernen und die h. Sakramente empfangen und beſuchen. Im Uebrigen 
werden wir niemals etwas dagegen haben, daß Sie den Kindern der Ketzer 
Privatunterricht ertheilen, wenn fie denjelben benußen, um in ber Etille das 
Licht der Wahrheit in der Finſterniß ihrer Seelen zu verbreiten. Gott er: 
halte Sie viele Jahre.“ 

Der Untergouverneur in Mahon, Gaftaneira, gibt ſich alabald 
zum willigen Werkzeug des Bijchofs her. 

15. Februar. Die clericale Preſſe Spaniens veröffentlicht ein 
durch fönigliche® Decret beftätigtes Urtheil des geiftlichen Gerichts- 
hofes für die Provinz Gadiz, wonach die Yeiche eined Mannes, der 
ſich nur bürgerlich hatte trauen laffen, aus der geweihten Erbe bes 
Kirchhofes von Sanlucar de Barrameda wieder ausgegraben unb 
an einem andern Orte bejtattet werden jolle. 

Das Aftenftüd erinnert an die ſchönſten Zeiten jpanifcher Keherverfolgung. _ 
Don Yoje Romero, jo führt das Urteil aus, habe 7—8 Jahre mit einem Weibe 
im Goncubinate gelebt, dann aber, um berjelben fein Vermögen zuzuwenden, 
ſich bürgerlich trauen laffen, ohne daß felbft bei einer darauffolgenden jchmerz: 
lichen Krankheit die Ermahnungen der Priefter, auch die kirchliche Trauung 
vorzunehmen, ſowie das jchließliche Anerbieten, dies koftenfrei zu thun, etwas 

efruchtet hätten. Da Romero im Uebrigen als ein rechtichaffener und gottes: 
Plirchtiger Mann bekannt gewejen fei, auch in feinem Haufe Bildniffe der 
Jungfrau Maria und andere geweihte Gegenſtände beſeſſen habe, jo ſei nicht 
anzunehmen, daß er ein Jude, Proteftant oder fonftiger Heer gewelen. Als 
Katholik habe er gewußt, daß die Givilehe als ein durch die Geſehe gleichſam 
—— Concubinat ſchlimmer denn ein ſolches ſei; auch habe er ſich aus 

cham in den Kirchenregiſtern als ledig eingezeichnet. Obzwar nun Romero 
zweifellos als Katholik geſtorben ſei, jo müſſe ihm doch nach der Bulle Dete- 
stabilem Benedift'3 XIV, die Beerdigung in geweihter Erde verſagt werden. 
Auch könne eine mildere Auffaffung gerade im gegentwärtiger Zeit Pak 
inden, da die AInftitution ber Givilehe da3 religiöfe und moralifche Bewußl⸗ 
ein des ſpaniſchen Boltes angefreflen und bie Begriffe in Betreff des heiligen 
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Sacrament3 der Ehe verwirrt habe. Die Civilehe fei aus geradezu Iuthera- 
niſchen Seßereien hervorgegangen, die der Ehe das Recht, unter die Sacra- 
mente gerechnet zu werden, ftreitig machten. Daß ein jolches Urteil von 
einem — Gerichtshofe ausgehen kann, iſt wohl nicht zu verwundern, 
wunderlich aber iſt es, daß der Juſtiz-Miniſter dasſelbe vollſtändig im Ein— 
flang mit der Be Gejeßgebung findet und nach diesbezüglichen Vor: 
trage beim König die Ausgrabung ber Leiche Romerod verordnet, wofern 
diejem Act das Intereſſe der öffentlichen Gejundheit nicht im Wege ftehe, 
andernfall3 aber das Grab desjelben durch einen Zaun abzujondern und die 
übrigen Gräber aufs Neue einzuweihen befiehlt. Solche Verordnungen find, 
wie das königliche Decret mittheilt, ſchon früher in Folge ähnlicyer Vor⸗ 
— auf den Kirchhöfen von Selfars, Danes und Billena erlaäſſen 
worden. 


16. Januar. König Alfons geht zur Armee gegen die Car— 
liſten ab. 

18. Januar. General Primo de Rivera beginnt das Bom— 
bardement von Eſtella, der letzten, aber auch feſteſten Stellung der 
Carliſten. Die carliſtiſche Junta von Guipuzcoa flüchtet nach 
Frankreich. 

19. Januar. General Primo de Rivera nimmt die Eſtella 
beherrſchende Stellung von Montejurra. Eſtella ergibt fih auf 
Gnade und Ungnabe. 

21. Februar. General Primo de Rivera bejegt alle Forts 
von Navarra. König Alfons zieht in Toloſa ein. 

22. Februar. Dorregaray, Saballs und eine Reihe anderer 
Garliftenführer find bereit? nach Frankreich übergetreten. Die Car— 
liften unterwerfen fich den Regierungstruppen mafjenhaft. 

23. Februar. Der Reſt der carliftifchen Armee concentrirt 
fi) mit Don Carlos jelbft- bei Alcaſuea und Zamarraga. König 
Alfons zieht in San Sebaftian ein. 

28. Februar. Don Garlos tritt nach Frankreich über, Die 
Refte der carliftifchen Armee ergeben fich oder Löfen filh auf. Der 
Garliftentrieg ift beendigt. Die Generale Campos und Primo de 
Rivera vereinigen fich, um das Land vollends von ben Garliften 
zu jäubern. 

4. März. Die Regierung erläßt ein Amneftiedecret zu Gun: 
Iten der Garliften, welche fich bis zum 15. d. M. unterwerfen. 

7. März. Ein kgl. Decret ordnet bereits eine wejentliche Re— 
duction der Armee an. 

15. März. Der höchite Gerichtshof bejchließt, den Proceß 
gegen den carliftiichen Biſchof dv. Urgel niederzufchlagen. 

18. März. Gortes: genehmigen mit 276 gegen 30 Stimmen 


die Antwort3adreffe auf die Thronrede. 
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20. März. König Alfons zieht nach glüdlicher Beendigung 
des Garliftenfriegs an der Spihe jeiner Truppen wieder in Madrid ein. 

28. März. Gortes: die Regierung legt denjelben den Ent- 
wurf einer neuen Berfaffung vor. Um den Anjchauungen nach 
gerade ganz Europa’3 gerecht zu werben, beharrt der Entwurf da— 
bei, die ehemalige og. fatholifche Glaubengeinheit nicht iwieder ein= 
zuführen, fondern fichert der Art. 11 de3 Entwurfs den Anders- 
gläubigen wenigitens eine gewille Toleranz zu. Die Cortes über- 
weifen den Entwurf einer Commiflion zur Worberathung. 

Art. 11 des Entwurfs beftimmt: „Die fatholijche, apoſtoliſche, rö- 
miſche Religion ift die Religion de Staated. Die Nation verpflichtet ſich, 
den Cult und feine Diener zu unterhalten. — Niemand wird auf jpanifchem 
Boden wegen feiner religiöfen Meinungen, noch wegen der Ausübung fei: 
nes betreffenden Cultus, die der chriftlichen Moral jchuldige Achtung vor— 


ausgeſetzt, beläftigt werden. — Uebrigens werden andere Geremonien und 
öffentliche Kundgebungen, als bie der Staatäreligion, nicht geftattet.“ 

— März. Der Papſt erläßt ein Breve an den Gardinal= 
Erzbiichof von Toledo, durch welches er auf dem Begehren der 
Wiedereinführung der vollen Glaubenseinheit in Spanien beharrt 
und gegen ben Art. 11 des neuen Berfaffungsentwurfs feinerjeits 
proteftirt. 

Der Papft bezieht fich im Eingang auf ein Schreiben des Garbinals, 
in welchem bexjelbe ihm von feiner an die Cortes gerichteteten Petition für 
die Glaubendeinheit in Spanien Mittheilung gemacht hatte. — und 
durch die zahlreich aus allen Theilen Spaniens erſchallenden Bitten bewo— 
gen, habe er, Pius, feinen Nuntius, nach Madrid geſandt, mit dem Auf: 
trage, bei ben KHammer:Deputirten, den Miniftern und dem Könige felbft 
mit aller Energie dahin zu wirken, daß bie lehten Spuren ber beflagen®: 
werthen Revolutionen der Jüngftzeit verwifcht würden und das Goncordat 
vom Yahre 1851 nebft ben jpäter darauf gefolgten Verträgen wieder in 
feine alten Rechte trete. Das Breve fährt nun fort: „Und da bie Verfaſ— 
jung von 1869 eine fchwere Vergewaltigung gegen diejen Vertrag enthielt, 
eine DBergewaltigung, der man durch die Proclamirung ber Gultusfreiheit 
Gejepeökraft gab, jo wandte unjer Nuntius gemäß den don ung einpfange⸗ 
nen Inſtructionen feinen ganzen Einfluß an, diefen Vertrag wieder in Kraft 
treten zu laſſen, mit emergifcher Zurücdtweifung jeder Neuerung, bie ihrer 
Natur nach der religiöfen Einheit Hätte jchaden können. Gleichzeitig eradh: 
teten wir es für ah Pflicht, dem katholiſchen Könige in einem eigenhän: 
digen Schreiben unfere Anfichten in diefem Punkte auseinanderzufeßen. 
Selbft dann noch, als die ſpaniſche Prefje den Text des neuen Verfaſſungs— 
entwurfs veröffentlichte, wie ex den Cortes zur Berathung vorgelegt werden 
follte und deſſen elftes Gapitel ſich auf die gefeßliche Billigung der Freiheit 
oder Duldung ber nichtkatholifchen Neligionsbefenntniffe bezieht, felbft dann 
nod haben wir unjerm Gardinal-Staatzjecretär aufgetragen, dem Vertreter 
der ſpaniſchen Nation unter Zugrundelegung des in frage ftehenden, vom 
13. Auguft 1875 bdatirten Documents unfere auf Recht und Pflicht begrün- 
beten Einwürfe gegen das genannte Gapitel auseinanderzufegen. Als bie 
ſpaniſche Regierung uns hierauf mit einer Anzahl von Auseinanderjegungen 
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ertwwiberte, haben wir noch einmal die gleiche Klage erhoben, und unſer 
Nuntius in Madrid fuhr Ion in feinen Gonferenzen mit dem Staatsmini» 
fterium zu verlangen, daß feine Beichwerden den öffentlichen Acten bes 
Minifteriums eingereiht würden. Und troß alledem erlebten wir den tiefen 
Schmerz, zu ſehen. daß unjere eigenen Bemühungen, wie die bed Garbinal: 
Staatöjecretärd und unſeres Nuntius zu Madrid gleich fruchtlos blieben. 
Noch einmal proteftizen wir im Verein mit den Bilchöfen und dem größten 
Theile der Gläubigen Spaniens dagegen, daß die Toleranz der nichtkatholis 
ichen Culte —— erlangt, wir proteſtiren dagegen als gegen eine 
Per der Wahrheit und der Rechte der tathofsigen Kirche. Würbe 
biefe Duldung zur Thatfache, jo wäre damit der Verbreitung des Irrthums 
und in zweiter Linie der Verfolgung ber katholischen Kirche Thür und Thor 
geöffnet. Eine Unzahl von Mebeln würde ſich über dieſe erhabene Nation 
ergieken, welche von jeher dieſe Religionäfreiheit mit Unwillen von fich 
zurücgewiejen hat, welche mit ganzer Seele an ber von ben Vorfahren er: 
erbten Religionseinheit hängt, die 5 innig mit den Dentmälern und Ueber— 
Lieferungen der Geichichte, der Sitten und des Ruhmes diefer Nation ver: 
past iſt.“ Pins IX. wünſcht, daß biefem Schreiben dur ben Mund 
er Kirche die größtmögliche Verbreitung unter allen Gläubigen Spaniens 
zu Theil werbe. 


4. April. Senat: Sanchez Silva bringt die Abichaffung 
reſp. Beſchränkung der Fueros der baskiſchen Provinzen zur Sprache. 
Der Minifterpräfident jet dagegen außeinanber : 

daß ber legte Bürgerkrieg nicht in den Fueros feinen Anlaß gefuns 
den und auch feinen ausſchließlich fueriftiichen Charakter gehabt Habe: es 
fei eine Thatjache, dat berjelbe aus den Tiefen der Ihanik en Gejellichaft 
hervorgegangen jei, und daß er in den bastiichen Provinzen nur länger ge: 
dauert habe als in anderen Zandestheilen, was allerdings in der inneren 
Berfaflung jener Provinzen, im der Verfchiedenheit ihrer Sprache und Sit- 
ten, namentlich aber in ihren geographiichen Verhältniffen begründet war; 
fo wahr es jei, daß die baskiſchen Provinzen die letzte Gitabelle des carli— 
ftiichen Aufſtandes gewefen, und daß der militäriiche Widerſtand dajelbft 

rößere Schwierigleiten bot ala anderwärts, fo könne man doch nicht be: 
Baus: daß die Thatjache, die in den baskifchen Provinzen Hervorgetreten 
ift, ich nicht auch in Gatalonien und in einem Theile von Arragonien und 
Balencia gezeigt habe. Ferner komme bei Beurtheilung der Frage in Be: 
trat: daß fich in den baskliſchen Provinzen ſelbſt zwei Parteien entgegen: 
anden, daß bie größten Städte berjelben treu zu Spanien bielten, und 

& auch jelbft in der Mitte der von Don Carlos beherrichten Lanbdftriche 
treue Anhänger der Regierung fich befanden. Auch ſei zu bedenken, daß es 
Hug fein werde, die Basten nicht ala Befiegte, fondern ald Brüder zu bes 

ndeln. Neber das, was in Bezug auf die innere Verwaltung der basti: 
hen Provinzen und Navarra’3 zu veformiren ift, wird Canovas bel Gaftillo 
zunächit mit Delegationen derſelben unterhandeln, die im Mai in Madrid 
erwartet werden. 


8. April. Gortes: befchließen mit 279 gegen 4 Stimmen, 
die Art. 6, 7 und 8 des Berfafjungsentwurfs, welche vom König, 
von der Thronfolge, der Minderjährigkeit und der Regentjchaft han- 
dein, feiner Debatte zu unterwerfen. 


18. April. Gortes: Beginn der Debatten über den neuen 
18 * 
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Verfaffungsentwinf. Der Bericht des Ausſchuſſes über denjelber 
ift jehr unbedeutend. 


Er Hat an dem Project nur wenig bemängelt, oder, richtiger gelagt, 
ex hat fich auf einige unbedeutende redactionelle Aenderungen beichräntt, die 
den Sinn nicht verändern. Nur der Senat hat die Aufmerkjamteit ber 
Gommifjion in Höheren Grade auf fich gelenkt. Dieſe hohe Körperſchaft 
macht nicht genug von fich reden, und daraus könnte leicht der Schluß ge— 
zogen werden, daß fie im Grunde genommen überflüfjig ſei. Es war deß— 
halb geboten, diefelbe zu vermehren, und da man nun in Spanien bei ber- 
artigen Reformen nicht gern auf halbem Wege ftehen bleibt, beſonders wenn 
fie der jeweiligen Negierung gelegen fommen, fo beichloß man gleich 100 
neue Senatoren zu beichaffen; 50 jollen gewählt und die andere Hälfte von 
der Krone ernannt werden. Der 8 11 hat ſich feinerlei Veränderung zu 
erfreuen gehabt. 


23. April. Gortes: der Finanzminifter Salaverria gibt den— 
felben eine Darlegung der Finanzlage und unterbreitet bdenjelben 
Vorſchläge bezüglich der Staatsjchuld, die in Wahrheit geradezu 
den Staat3bankerott conflatiren. 


Der ſpaniſche Staatsbankerott tritt jogar äußerlich in einer rückſichts— 
loferen Form auf ala irgend eine andere ähnliche Makregel eines europäi- 
ſchen Stantes in den legten Jahrzehnten und ſelbſt die jüngfte Zahlungs: 
unfähigfeit der Türkei. Die Türkei gab wenigſtens die beften Berfprechun: 

en für die Zukunft und wollte bei paflender Gelegenheit Alles nachholen, 
panien aber geht viel radicaler zu Werke. Der Nennwerth der Renten: 
titel wird nicht verkürzt, aber die Gläubiger erhalten erft vom 1. Januar 
1877 ab wieder ein Drittel der Zinjen, vom 1. Juli 1889 an bie Hälfte 
und treten erft dann wieder im ihren vollen Zinjengenuß, wenn durch Die 
vom 1. Januar 1879 an zur Schuldentilgung jährlich zu verwendenden 
25 Millionen Pejetad die Höhe der Staatsſchulden jo weit vermindert ift, 
daß 180 Mill. Peſetas jährlich zur vollitändigen Verzinfung ausreichen. 


1. Mai. Beginn der Gonferenzen zwijchen der Regierung 
und Delegirten der baskifchen Provinzen bez. Aufhebung resp. Be— 
Ichränfung der Fueros. Die Regierung ftellt denjelben für Abgabe 
einer bejtimmten Erklärung einen Termin bis zum 7. Mai. 


Die Frage ift allerdings eine doppelt fchiwierige. Auch die Liberalen 
Elemente diejer Länder, welche während des Bürgerkrieged fo feit und treu 
zur Regierung geftanden haben, find doch in dem Punkte mit den ehemali= 
gen Anhängern des Don Garlos einig, daß fie die Madrider Mißwirxthſchaft 
von den fleigigen und verhältnigmäßig blühenden Provinzen bes Nordens 
ige möchten. Anbererjeit3 ift es eine nur allzu gerechte Forderung 
e3 ganzen übrigen liberalen Spaniens, daß die Früchte eine Sieges, der 
fo ungeheuere Opfer an Geld und Menfchenleben forderte, nicht durch die 
Beibehaltung all jener Sonderrechte verfümmert werden dürfen, ohne welche 
jener Krieg kaum möglich gewejen wäre. Wurde doch auch bie Herrichaft 
der Clans in dem jchottiichen Hochlanden durch die Revolution von 1745, 
die Sonderftellung Irlands durch den Aufftand von 1798 hinweggeſchwemmt. 
Unter der Herrichaft der Fueros wählen die Basten ihre Gemeindevorftände 
(Ayuntamientos) felbft, aus dieſen gehen die Provinzial: oder Landesvertre: 
tungen (Juntas) hervor, welche alle zwei Jahre in Biscaya, jährlich im 
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Guipuzcoa und Halbjährlih in Alava tagen. Don bdiefen Juntas werben 
alle Behörben eingejeßt und dieſe Beamten verkehren vollftändig auf dem 
Truhe der Gleichheit mit den königlichen Gorregidores, welche in jeder Pro: 
pinz die Verwaltung überwachen follen, aber fich nirgendwo einer beiondern 
Autorität erfreuen. Die Steuererhebung ift in den Händen einheimischer 
Beamten, und feine der baskiſchen Provinzen leiftete biäher zu den allge: 
meinen Staatsausgaben mehr ala eine verhältnikmäßig geringe, rund bes 
meffene Summe. Die Aushebung, welche alle Spanier, zumal die niederen 
Claſſen, als die jchwerfte ihrer Laften betrachten, erſtreckt fich nicht auf die 
Basen, und ihre Migueletes find nicht verpflichtet, außerhalb des Heimath: 
landes Kriegsdienfte zu leiften. Monopole oder Zollſchranken eriftiren nicht 
für da3 freie Baafenland, wohl aber hat Spanien zur Erzwingung einer 
Gegenleiftung für dieſe Zugeftändniffe eine Zollgränze längs des Ebro gezo— 
gen, two alle Handelsartikel fat übermäßig hohe Abgaben entrichten müffen. 

3.—12, Mai. Corte: Debatte über den Art. 11 der neuen 
Verfaſſung betr. Toleranz auch gegenüber Nichtkatholiten. Alle 
Amendements zu demfelben werden abgelehnt, ſowohl folche auf 
Heritellung der ſog. Glaubenseinheit (mit 226 gegen 39 Stimmen), 
als jolche auf Herftellung voller Glaubenzfreiheit (mit 163 gegen 
12 Stimmen), dagegen wird der Artikel nach dem NRegierungsent- 


mwurf mit 220 gegen 84 Stimmen angenommen. 


6. Mai. Die Delegirten der basfifchen Provinzen und von 
Navarra bejchließen, dem Minifterpräfidenten Canovas del Gaftillo 
die Erklärung abzugeben, daß fie jede Verantwortlichkeit für die 
Folgen, welche die Aufhebung der Fueros haben könnte, ablehnen 
- und auch nicht geneigt feien, fich in Unterhandlungen über dieſe 
Trage einzulaflen. 

20. Mai. Senat: die Regierung legt demfelben einen Ge— 
jeßesentwurf betreffend eine theilweile Aufhebung der Fueros Na— 
varras und der baskiſchen Provinzen vor. 


Die Motive des Geſetzes erläuternd, erklärt Canovas bel Gaftillo: 
die conftitutionelle Einheit Spunien® dürfe nicht länger in 5» e geftellt 
werden. Der erfte Artikel des Entwurf3 verpflichtet mmtli e Provinzen 
zum Militärdienft. Im zweiten Artikel behält fich die Regierung gewiſſe 
Maßregeln für den all vor, daß Provinzen das Gontingent verweigern. 
Der dritte Artikel beftimmt, daß die Provinzen nach ihren Vermögensver⸗ 
hältniffen Steuern zahlen. Die wichtigen communalen zc. fyreiheiten ber 
Provinzen dagegen werden burch den Gelepenttwurf nicht berührt und blei- 
ben unangetaftet. 


22. Mai. Die alte Königin Chriftine kehrk nach Aranjuez 
zurüd. Dagegen verjchiebt der König wieder die Rückkehr ber Er- 
Königin Ylabella. Diefelbe ſoll jpäter die Bäder von Santander 
befuchen und hierauf nach furzem Aufenthalt in Madrid ihren 
Wohnfig in Sevilla nehmen. 
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24. Mai. Gortes: haben bereits den ganzen Verfaffungsent- 
wurf durchberathen und angenommen. 

27. Mai. Der General Duefeda verfündigt den Belagerungs- 
zuftand für Navarra und die basischen Provinzen. 

17. Juni. Senat: nimmt den Art. 11 des Berfaffungsent- 
wurfs feinerfeit8 mit 113 gegen 40 Stimmen an. 

19. Juni. Senat: lehnt einen Antrag auf vollftändige Auf- 
bebung der Fueros Navarra’3 und ber baskiſchen Provinzen mit 
111 gegen 24 Stimmen ab. 

22. Juni. Genat: nimmt die neue Berfafjung mit 127 
gegen 11 Stimmen an und genehmigt die Vorlage bez. theilweifer 
Aufhebung der Fueros Navarra’3 und ber baskifchen Provinzen mit 
94 gegen 9 Stimmen. 

27. Juni. Gortes: Nach Beendigung der Berfaffung gehen 
diefelben nunmehr zu Berathung der Regierungsvorlage betr. den 
Erlaß einer Reihe organifcher Geſetze über. 

Die Vorlage ftoßt auf Widerftand in den Reihen faft aller fyractio: 
nen. Bis auf ben heutigen Tag genoffen in Spanien die Gemeinden eine 
ziemlich große Unabhängigkeit. Damit ſoll num mit einem fFederftriche auf: 
geräumt werden, mit anderen Worten, die Regierung verweigert dem Lande, 
was fie den Basken gewährt. Diefen läht man ihre berechtigten Eigenthüm— 
licheiten, jenes ſoll ſich dem Gentralifationg:Syftem, wie es unter Napoleon III. 
in — blühte, unterwerfen. Die Cur iſt zu radical, um nicht Be— 
denken und na bi rag zu erregen. Wenn auch dad Volk gegen bie 
Politit im Großen und Ganzen nach den vielen Umwälzungen gleichgültig 
— iſt, jo iſt es doch kaum denkbar, daß es ————— Rechte, 
ie mit feinen Intereffen eng verwachien find, ohne Weiteres verzichtet. 

30. Juni. Senat: die Regierung legt demfelben einen Geſetz- 
entwurf über feine künftige Zufammenfeßung vor. 

Demnach foll es außer den Senatoren von Rechtswegen und ben auf 
Lebenszeit ernannten Senatoren, 150 Senatoren geben, welche die 49 Pro= 
vinzen des Königreich und die Inſel Puerto:Rico, je 3 für die Provinz, 
ernennen. Die Wahl foll nach dem Geſetz von 1870 ftattfinden. Die Bor: 
lage verjpricht der Inſel Cuba feierlich eine Vertretung im Senat jofort 
nach dem Ende be3 Aufftandese. Dann werden die drei wenigft bevölterten 
Provinzen je einen Senator verlieren. Die Erzbiichöfe, Bilchöfe und Me: 
tropolitancapitel jollen zufammen 9 Dertreter im Senat befommen, jede 
Univerfität 1; 5 follen von den Academien und 5 von ben volfäwirthichaft: 
lichen Vereinen des Landes ernannt werden. Der Wahljenat foll 5 Jahre 
dauern, ausgenommen ber Fall der Gortedauflöfung. Für die Ernennung 
der Senatoren von Rechtöwegen und ber lebenalänglichen Senatoren erläßt 
die Regierung die erforderlichen Borjchriften. 

9. Juli: Cortes: verwerfen einen Antrag, Navarra und bie 
basfifchen Provinzen wie bisher vom gemeinen Rechte bezüglich der 
Beiteuerung augzunehmen, mit 117 gegen 11 Stimmen und geneh- 
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migen dagegen auch ihrerfeit® die Regierungsvorlage bez. diekfälliger 
Aufhebung der Fueros jener Provinzen. 

15.—16. Juli. Gortes: beichließen auf das Verlangen der 
Regierung die Fortdauer der bisherigen dictatorifchen Gewalt der= 
jelben mit 213 gegen 20 Stimmen. Der wichtigfte Theil der neuen 
Verfafiung bleibt alfo vorerft noch ein todter Buchftabe. Der Re— 
gierung wird überdieß noch ein ausdrückliches Vertrauensvotum mit 
211 gegen 26 Stimmen ertheilt. 

29. Juli. Die GEr-Königin Iſabella ehrt nad) Spanien 
zurüd, zunächft nach Santander, wo fie von König Alfons em— 
pfangen wird. 

25. Auguft. Zorilla und Salmeron erlaffen von Paris aus 
eine Art Manifeft der republitanifchen Partei. Für den Augenblid 
ift dasfelbe ohne große Bedeutung. Gaftelar ſetzt demfelben fol» 
gendes zunächſt nicht für die Deffentlichkeit beftimmte Programm 
entgeaen: 

1. Die Conftitution von 1869, ergänzt durch den Beichluß ber Gortes 
vom 11. Februar 1873, das ift die Proclamirung der Republil. 2. Sieben: 
jährige Präfidentfchaft jenes Mannes, der die meisten liberalen Elemente mit 
ben größten u zu Gunften der öffentlichen Ordnung und bes 
ftehenden Heeres in vereinigt. 3. Organiiche Geſetze, die mit der Eonfti: 
tution im Einklange find und eioiffenbalt gehandhabt werden. 4. Verküns 
digung der Gonftitution nach vorausgegangenem Plebizcit, um bie conftitui- 
rende Periode zu vermeiden und unmittelbar gewöhnliche Cortes — 
zu können. 5. Seine Dictatur. Sie iſt volllommen überflüſſig, wenn bie 
Regierung wirflich entichloffen ift, die öffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten. 
6. Die Löfung der vier Probleme: „Finanzen, Berwaltung, Eolonien und 
öffentlicher Unterricht”, muß da3 überwiegende Ziel aller öffentlichen Thätig: 
feit werden. 7. Fernhaltung aller föderalen und focialiftiichen Elemente. 
8. Berjchmelzung der ganzen großen Partei der Liberalen auf vorſtehenden 
Grundlagen. 


28. Auguft. Die Regierung jchließt mit verjchiedenen ſpani— 
fchen Bankhäufern eine Convention ab, durch welche letztere fich ver— 
pflichten, der Regierung 15 bis 25 Mill. Piafter für den cubanifchen 
Krieg vorzufchießen. Das Capital foll in zehn Jahren amortifirt, 
zehnprozentig verzinst und durch das Zollerträgniß Cuba's garantirt 
werden. Der Vertreter der jpanifchen Bank in Cuba protejtirt, da 
ihr laut Vertrag ein bedeutender Theil der Zolleinnahmen zur 
Dedung ihrer jehr anfehnlichen Vorſchüſſe verfchrieben feien, gegen 
eine anderweitige Verwendung diefer Summen. Die Regierung küm— 
mert fich indeß nicht darum. Spanien hat niemals ein fo nachthei« 
liges Anlehen aufgenommen: nach Lage der Verhältniffe kann fich 
der Zinafuß bis auf 30 Procent fteigern. 
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— Auguft. Vom Bijchof von Menorca veranlaßt, chicanirt 
der Untergouverneur von Mahon die dort von Engländern gegrün- 
deten proteftantifchen Schulen auf die Eleinlichite Weiſe, indem er fich 
dabei auf den (überaus dehnbaren) Art. 11 der neuen Berfaflung 
ftüßt. Die unabhängige |panifche Preffe verurtheilt den Untergou- 
verneur von Mahon einftimmig und das Urtheil der gefammten Libe- 
ralen Preſſe Europas lautet noch viel ſchärfer. Die ſpaniſchen Prote- 
ftanten wenden fich ihrerfeit3 an die englifche Geſandtſchaft um Schuß 
gegen folche Plafereien. 


12. September. Die Regierung erläßt in Yolge bes fatalen 
Lichtes, welches die Eleinliche Verfolgung der Proteftanten auf den 
Balearen auf die neue Wirthichaft in Spanien wirft, eine Circular— 
depefche an ihre Vertreter im Auslande, um, wie fie jagt, die „aus 
ländiſche Preſſe“ aufzuklären: 


„Der Art. 11 der Verfaſſung gewährt Cultusfreiheit, aber da die 
Maßregeln ber Behörden zur Anwendung dieſer Toleranz der Oppofition 
zur Waffe dienen gegen die Regierung und vor den Augen der Fremden 
entftellt wurben, jo halte ich es für nüßlicy, Sie über die Haltung zu unter: 
richten, welche die Regierung in einer fo wichtigen Angelegenheit einzunehmen 
edenkt. Der Text ded Art. 11 ift jehr deutlich, und wenn . etwas ums 
eftimmt wäre, jo hätten die Erflärungen der Regierung an die Hammer 
alles Mißverſtändniß befeitigen müffen. Der Artikel ftellt die Duldung ber 
Eulte feft, aber verbietet ausdrüdlich jede öffentliche Kundgebung irgend 
eines bdiffentirenden Gultus außerhalb der Mauern der Gotteshäujer und 
Begräbnißplätze. Demgemäß find Anichläge und Kundmachungen an ber 
Aubenfeite von nichtkatholifchen Gotteshäufern ausdrücklich verboten, ebenjo 
wie jeder äußere Alt. Aber wenn man diefes grunbjäßliche Bedenten auch 
außer Acht Iaffen wollte, jo fann man doch nicht verfennen, daß die öffent: 
liche Straße und die äußern Mauern der Gebäude unter der Autorität und 
Yurisdiction des Staates ftehen, der erlauben und verbieten kann, dafelbft 
gewiffe Akte zu begehen. Diejes Recht ift um fo weniger zu beftreiten, wenn 
die Alte irgend einen Einfluß auf die öffentliche — haben fünnen. 
Das ifl jo gewiß, als die Öffentlichen Kundgebungen eines Cultus fogar ge: 
jegmäßig verboten werden können, ſobald man annehmen ann, daß diefelben 
zu irgend welchen Unordnungen Anlaß geben können. Auf den balearifchen 
Inſeln hat man bereits feit einiger Zeit unter dem Schub der unbedingten 
Gultuäsfreiheit, die dort feit 1869 eingeführt ift, eine antifpanifche Propa= 
ganda gemacht; darum haben die Behörden der Balearen bei aller Achtung 
vor den diffentirenden Kulten im Innern der Tempel gewiffe Makregeln er: 
greifen müffen, welche die Staatäregierung —— mußte. Das find die 
Thatſachen. Ew. Erz. kann fie auf dieſe Weiſe präzifiren und hinzufügen, 
daß die Regierung mit aller Loyalität und im guten Glauben den Art. 11 
ber Derfaffung zur Ausführung zu Haag a gedentt, wie berjelbe von ben 
Gorte3 ausdrücklich erklärt worden ift, bevor darüber abgeftimmt wurde. 
Dieje Erklärung war fo beftimmt, daß die fogenannte conftitutionelle Partei 
damals den Artikel in diefem Sinne nicht annehmen zu können behauptete 
und auch dagegen ftimmte. Die Regierung wird auf das Gtrengite die Hand⸗ 
lungen und Geremonien achten, die im Innern der Diffidententempel vorge: 
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nommen werden, ſowie bie freiheit, daran Theil zu nehmen für Alle, die 
nicht ber fatholifchen Religion angehören. Es ift diejes die Vorſchrift des 
Art. 11, welcher durch die größte Mehrheit beider Kammern gulgeheißen 
worden ift. Die Regierung wird alle äußern Kundgebungen verhindern und 
fih nicht des Rechtes begeben, welches jeder Regierung zufteht, in gewiflen 

ällen Maßregeln zu treffen, welche fie für die öffentliche Ordnung nöthig 

lt. Außerdem werden Ew. Erz., indem Sie die conftitutionelle Loyalität 
ber —— der Regierung bei dieſer Gelegenheit hervorheben, zugleich dem 
Cabinette, bei welchem Sie beglaubigt find, die beſtimmteſte Verſicherung 
geben, daß die religtöfe Duldung auf dem ganzen jpanifchen Gebiete aufrecht 
erhalten werben wird.” 


Die Ausführungen Ganovas de Gaftillo machen jelbftverjtänd- 
lich nicht den mindeften Eindrud auf das Ausland, da feine heuchle- 
riſchen Berficherungen mit den Thatfachen in allzu grellem Wider: 
ſpruch ftehen. Im Gegentheil fie befeftigen nur die Ueberzeugung, 
daß 3. 3. die alte unbuldfame Politik in Spanien wieder die Ober- 
band Hat. Die Hoffnungen, daß Spanien fich unter der Herrfchaft 
des Königs Alfons allmälig wieder erhole, werden dadurch überall 
fehr gemindert. In Spanien ſelbſt aber wird der dem gegenwär— 
tigen Regiment abholden oder gar feindfeligen Strömung, wenn fie 
auch augenblidlich völlig machtlos ift, durch die Gonnivenz der Re= 
gierung mit der römifchen Curie weſentlich in die Hände gearbeitet. 

15. September. König Alfons wohnt der feierlichen Wieder: 
eröffnung der Gerichte nach den Ferien bei und hält bei diefer Ge— 
legenheit wieder eine Rede, die den beiten Willen an den Zag legt, 
Spanien wieder emporzubringen. Kaum find jedoch die letzten Worte 
Don Alfonfo’3 unter einem raufchenden Beifallafturm verjchollen, 
als fich eine tiefe, Eräftige Stimme aus dem Publikum vernehmen läßt: 
„Was jetzt noth thut, ift, daß auch alle die fchönen Phrafen zur 
Ausführung kommen.“ Der Eindrud ift unbefchreiblich. Alles jchreit 
und eifert gegen den Mann, der in der jedoch Menge verſchwunden ift. 

21. September. Die Er:Königin Iſabella fiedelt von San— 
tander nach dem Escurial über. 

1. October. Der unduldfame römifch-fatholifche Biſchof von 
Menorca fchleudert ein neues Rundfchreiben an feine Parochialgeijt- 
lichen wider die protejtantijchen Kleber: - 

„Wir erneuern ben Befehl, die große Exrcommunication gegen alle 
diejenigen zu exlaffen, welche nach der Verordnung Apostolicae Sedis Kleber 
Find, gleichviel, welcher Glaffe und welchem Stande fie auch angehören mögen, 
gegen ihre Genofjen und Schüler, gegen die Väter, Vormünder und Haus: 
genofien derſelben, gegen ihre Helfershelfer, Beſchüher, gegen ihre Lehrer und 
diejenigen, welche ihnen Wohnungen oder ere Räume vermiethen, two 


ihre ſchändlichen Lehren verbreitet oder ihr falicher Gottesdienft abgehalten 
wird; gegen diejenigen, welche fie unterftügen durch Geld, Geſchenle, Bor: 
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ſchüſſe, durch Hinterlaffung eines Erbtheild oder durch irgend welches Wer: 
mächtniß; gegen Diejenigen, welche freundichaftlichen Umgang mit ihnen ge: 
flogen ober fie in Wort und Schrift, befonders aber durch Drudjachen be: 
—*8 vertheidigen oder ſich mit ihren Lehren und religiöſen Gebräuchen 
gewiſſer Maßen einverſtanden zeigen, die wahre Religion angreifen, indem 
fie ſich entweder direct an den Katholicismus heranwagen oder dies unter 
ben trüglichen Titeln Ultramontanismus, Clericalismus zc., die Heute bei 
den Gottlofen Mode geworben find, vollbringen.“ 


Durch einen zweiten Erlaß fordert der Biſchof auch die Echul- 
vorfteher auf, alle Kinder nichtkatholifcher Eltern vom Schulunter⸗ 
richt auszuschließen. 

8. October. General Martinez Campos wird ala Oberbefehls— 
haber aller fpanifchen Truppen nach Cuba geſchickt, General Jovillar 
ſoll indeß Gouverneur der Inſel bleiben. 

13. October. Die Er-Königin Jfabella fommt nur auf einen 
Tag nach Madrid hinein und kehrt dann fofort nach dem Escurial 
zurüd, um jpäter nach Sevilla oder Paris überzuficdeln. Die Be— 
völferung zeigt ihr große Gleichgültigkeit. König Alfons aber fcheint 
entjchloffen, die Ex-Königin nicht in feiner Nähe haben zu wollen. 

17. October. Marjchall Serrano, der fich bisher ziemlich neu» 
tral verhalten, nähert fich der Partei Sagaſta und diefe erflärt mit 
feiner Zuftimmung, daß die Gonjtitutionellen nach wie vor Monar— 
hiften jeien, daß fich ihre Principien allerdings in der Berfaffung 
von 1869 wiederjpiegeln, fie aber die von der Kammermehrheit ge- 
Ichaffene Gonftitution als Gefeg anerkennen und kommenden alla 
mit Hülfe derjelben regieren würden. Sie behalten fi indek vor, 
unter Zuftimmung der Cortes auf demfelben gejeßlichen Wege man- 
cherlei zu verbollftändigen und namentlich Elarer zu faflen. 

27. October. Zahlreiche Truppen jchiffen nach Cuba ein. Die 
Regierung wünſcht um jeden Preis, den dortigen Wirren ein Ende 
zu machen. i 

4. November. Der Minifterpräfident Canovas legt einer Ver: 
ſammlung der Majorität der Abg.-Kamıner und des Senates neuer- 
dings fein Programm vor und fichert fich ihre Zuftimmung. Gleich- 
zeitig beräth auch die Liberale Oppofition über ihr Programm und 
ftellt dasſelbe feit. 

An ber Verfammlung der gegenwärtigen Majoritätspartei bei: 
der Kammern nehmen ca. 250 Abgeordnete und Senatoren Theil. Canovas 
ipricht über den Satan, dom 29. December 1874 bis zur Bertagung ber Cor: 
tes und über die Zukunft. Zuerſt erinnert er Daran, daß bereit3 drei wichtige 

tagen, die Verfaſſung, Die rege ee und die nationale Ein: 


it ihre Löfung gefunden en. taatsgrundgeſetz fei mit Leichtigkeit 
eingeführt worden, nur der Artikel 11 Habe einige Zweifel auflommen Laffen, 
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auf welche bie a ar vorbereitet gewejen ſei, obgleich fie nicht von Ans 
fang an zu ihrer Bejeitigung geichritten, um feinen religiöjen Conflict herauf: 
zubeſchwören. Nach jeiner Meinung ift die Zahl der Sectirer in Spanien 
fo gering, daß fie feine bejondere Beachtung verdienen. Aber unter dem 
Dedmantel gewiſſer Glaubenäbelenntnifie können politifche Wühlereien in 
Scene geſetzt werden, und aus dieſem Grunde ſei die Regierung genöthigt 
weien, Regeln über die Auslegung des Artikel 11 zu geben. Auf bie 
nanzielle Lage übergehend, welcher er beiondere Fürſorge gewibmet haben 
will, weil von ihr die Ehre der Nation abhänge, betont er, daß ihm bie 
ungeheuern Opfer, die fi) Alle auferlegen müſſen, nicht unbefannt geblieben 
feien. Der Friede fei die ficherfte Bürgfchaft, um ben früheren Gredit in 
feinem ganzen Umfange wieder herzuftellen. Gin Volk, welches eine Schuld 
von 2300 Millionen trage, ein Anlehen von 500 Millionen für Euba ab: 
fliegen und 25,000 Mann vollftändig ausgerüftet dahin ſenden könne, müſſe 
mit der Zeit und unter den Segnungen des Friedens ſich einen Giß im 
europäifchen Wettftreite erwerben; denn die Nationen feien heute mächtiger 
durch das proſaiſche Gleichgewicht in ihren Einnahmen und Ausgaben, als 
ihre ZTruppenmadt. Die Vervollftändigung der nationalen Einheit 
durch das Geieh über die Sonderrechte Fueros) ſei im der Theorie leichter 
burchzuführen, als in der Praxis. Auch Hier ei das Beſte von ber Zeit 
zu erwarten. Man müſſe in den baafifchen Provinzen Alles reipectiren, was 
Auſpruch auf Achtung habe, und auch Rüdfichten auf bie dortigen Liberalen 
nehmen. Dann fpricht Canovas den Wunſch aus, die Legiälaturperiode bal: 
digft beendigt zu jehen. Die Gejehe über ben Senat und die Wahlen follen 
bie Aufgabe der bevorftehenden Verhandlungen fein. Das allgemeine Stimm: 
zecht ift ihm zumider; im Falle dasjelbe richtig ausgeübt wird, werben alle 
Menſchen von Verſtand und Vermögen ein Spielball der Maffen, im andern 
Falle ift dad Syftem eine unwürdige Poſſe. Ein Entwurf der Regierung 
behufs Billigung aller feit bem 3. Januar 1874 erlaffenen Decrete kommt 
zur Berlefung und dann erklärt Canovas, feine Regierung werde eine con: 
fervativ:liberale Politit verfolgen und fich ber Bildung von neuen Parteien, 
die auf bem gejeßmäßigen Boden ftänden, nicht widerſetzen. Er glaube in: 
deſſen, daß die Regierung nicht in die Hände biefer im Entftehen begriffenen 
Gruppen übergehen dürfe, jo lange fie nicht die nöthige Kraft befähen, um 
die Grundlagen bes jebigen politiichen Organismus aufrecht zu erhalten. — 
In der Berfammlung der conjtitutionellen Oppofition führt Sagafta 
den Borfig und bdiefelbe beſchließt ala ihr Programm für die Zufunft: 1) daß 
fie die in Kraft getretene Verfaſſung von 1876 ald Ausgangspunft annehme, 
wenn ſchon diefelbe nicht ihr Ideal ſei; 2) daß fie die ın dem Staatögrunbd: 
gefeg von 1869 niebergelegten Principien nicht verleugne; 3) daß fie, bat 
es in ihrer Macht liegt, die Verfaffung don 1876 verändern werde. Im 
Uebrigen war ber Gedanke vorherrichend, die Regierung energiſch zu bes 
fämpfen und mit den andern oppofitionellen Gruppen ſowohl a ber rechten 
* a der Linken Seite bes Haufe das möglichfte Einverftändniß her: 
zuftellen. 


12. November. Gortes: ber Finanzminiſter Barzallanana er= 
Märt in Antwort auf eine Snterpellation, daß der vierte Theil der 
Coupons der confolidirten Staatsfchuld gewiffenhaft werde bezahlt 
werden und zivar, twie die Regierung veriprochen habe, zu den an= 
gezeigten Beitabjchnitten. 


14. November. Senat: die Regierung erflärt neuerdings be= 
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züglich des Artikel 11 der Verfaffung: fie fei entfchloffen, die Freiheit 
der Religion aufrechtzuerhalten und zu ſchützen, wie dieß die Ver- 
fafjung ausgejprochen, fie werde die Unverleßlichkeit der Gotteshäujer 
und Kirchhöfe ebenſo gewifienhaft beobachten, wie dieß bei andern 
freien Völkern geſchehe. 

6. December. Gortes: die Regierung läßt denjelben ihre Vor: 
lagen zugehen. Die wichtigjten davon find ein Gefehesentwwurf über 
die Organifirung des Juſtizweſens, ein folches über die Wahlen zu 
den Gortes und ein Geje über das Unterrichtäwefen. 


Alle drei entiprechen auch den beicheidenften Liberalen Forderungen 
und Erwattungen nur fehr wenig. Nach dem Wahlgeſetzentwurf Toll das 
beftehende allgemeine Stimmrecht aufhören, für die Wähler ein nambaft er: 
er Steuercenſus eintreten, nach Provinzen gewählt, mit Einem Worte 
auf das Wahlgejeh von 1865 zurüdgegriffen werden. Nicht mindere Sen: 
fation erregt die Vorlage des neuen Kr über da3 Unterrichtsweſen; der 
fyomento:Minifter Graf Toreno, der Verfaljer diejes Entwurfes, ıft Moderado, 
und als folcher will ex die unmittelbare Leitung und Infpicirung des öffent: 
— ——— den Biſchöfen und der ihnen unterſtehenden Geiftlichkeit 

ergeben. 


12. December. Gortes: beichließen, die noch zu erledigenden . 
22 Gejegentwürfe in täglichen fechsftündigen Sitzungen zu berathen 
und Für Anträge, Interpellationen und Fragen nur den Samſtag 
Nachmittag einzuräumen. Damit wird mit Ginem Gchlage die 
Minderheit mundtodt gemacht, aber auch gleichzeitig das von der 
Kammer angenommene Reglement umgeftoßen. Die Oppofition auf 
allen Seiten der Kammer, von den Moderados an bis zu Gajtelar, 
wehrt fich energifch dagegen und weist nach, daß die von allen Seiten 
des Haufes angenommene Gejchäftsordnung Mittel und Wege an die 
Hand gebe, die vorliegenden Arbeiten zu überwältigen, ohne der Ini— 
tiative des Einzelnen den Todesſtoß zu verjehen, aber umfonft. 


Die Berfolgung gegen Anderzgläubige geht fort. Nachdem 
die Duldfamkeit in firchlichen Dingen auf das bejcheidenfie Maß 
zurüdgeführt worden ift, jucht man jet nach und nach im Stillen 
ganz damit aufzuräumen. 


Es geht das aus folgendem falle hervor. Die deutichen Miffionen 
fauften im Jahre 1874 in Granada ein Haus zur Errichtung ihrer Kirche 
und Schule. Der heutige Werth besjelben wird von dem bortigen Stadt: 
architekten auf 13,800 Pejetad angegeben. Die biöherige Steuer betrug 128 
Peſetas. Bor einigen Tagen wurde biefelbe nun auf 1088 Pejetas erhöht. 
Auf die Beſchwerde de3 Geiftlichen wurde ihm der Beſcheid zu Theil, daß 
proteftantiiche Kirchen und Schulen viel eintragen, außerdem aber die Nach: 
barhäufer im Werte Herunterdrüden und folgli dafür auffommen müffen. 
Einftweilen ift indeß feitgeftellt worden, daß die Nachbarn durchaus nicht 
weniger ala früher bezahlen. 
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20. December. Das neue Geſetz über die Zuſammenſetzung 
de3 Senats ijt von beiden Käufern genehmigt worden. Der neue 
Senat bejteht demnach aus 360 Mitgliedern, worunter 20 Granden 
von Spanien, 10 General-Gapitäne, 10 Erzbifchöfe, 32 Akademiker 
und Hohe Beamte, 138 von der Krone auf Lebenszeit ernannte und 
150 von den Provincialräthen gewählte Perfonen. Er wird alfo 
ein Inſtitut des jetzigen Minifteriums im wahren Sinne des Wortes 
fein und etwaige Ausjchreitungen des Congrefjes ohne Anftrengung 
in die einmal gezogenen Gränzen zurücdweilen. 


23. December. Gortes: genehmigen mit großer Mehrheit, 
wenn auch erjt nach langen Debatten, das neue cubanijche Anlehen. 


30. December. Die Regierung erläßt ein Decret, wonach alle 
Güter der Garlijten vom Sequejter befreit werden. Aus dem allge= 
meinen Stande der Landesverweifungen und VBermögensfequeitrirungen 
gegen die Garlilten, der dem Decret beigefügt ift, geht hervor, daß 
die Landesverweifungen ſich auf 10,579 Individuen erjtredten und 
daß 11,766 Sequefter bejtätigt wurden; davon wurden jedoch nur 
3364 auögeführt, die ca. 580,000 Peſetas ergaben. Aus einem 
zweiten, dem Decret angehängten Berichte ergibt fich, daß 2622 
Garliften um die Aınnejtie nachjuchten und daß diefe an 2576 der— 
ſelben ertheilt wurde. 


31. December. Gortes: genehmigt einen Geſetzesentwurf betr. 
Bejeitigung der noch geltenden zeitigen Sufpendirung der verfaſſungs— 
mäßigen Garantien. Die Befeitigung ift jedoch nur eine fcheinbare, 
indem die Decrete, durch welche die Sufpendirung eingeführt mwurbe, 
beibehalten werden. Die Oppofition geißelt daher den Gejeßesent- 
wurf aufs jchärffte. Der allgemein gneachtete, ehemalige Minifter 
Romero Ortez ruft denn auch, ohne daß ihm wiederjprochen werden 
fann, aus: 

„Angeblich die Dictatur aufgeben und fie dadurch ftändig machen, 
bag man bie Derrete, wonach fie eingeführt wurde, beibehält, ift mehr als 
ein Widerſpruch, ift bitterer Hohn. Die Verfaffung ftellt Preffreiheit auf und 
diejer Beitimmung zumider hält ein Decret die ganze Preffe gefangen. Die 
Berfafiung verheißt religiöfe Duldung und Sie verwandeln diejelbe in In— 
toleranz, indem Sie Kundgebungen, die nicht von der Staatäkirche ausgehen, 
beftrafen. In ber Verfaſſung endlich ift das Recht, fich zu verfammeln, ge: 
wahrt — und jetzt kann jeder Gouverneur, jogar jeder Bürgermeifter die 
Erlaubniß zu einer Berfammlung verweigern. Auf dieſe Weife will bie 
Regierung ihre außerordentlichen auge eg ri niederlegen. Das heißt 
fi) über das Parlament, die Verfaſſung und das Land Iuftig machen. Ent: 
weder ift die Dictatur nothwendig oder nit. Im lehteren Falle legt Eure 
Aemter nieder, da Ihr nicht ohne diejelben zu regieren verfteht, im anderen 
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ſchliehet die Cortes, hebt bie verfafjungsmäßigen Garantieen wieder auf, bemm 
Dictatur und Parlament find zwei unvdereinbare Begriffe.“ 


— December. Die Zuftände in den ehemald aufftänbifchen 
Nordprovinzen find am Schluffe des Jahres für die Regierung noch 
jehr wenig befriedigende. Diejelbe hat bis jet weder da3 jeit Jahres» 
frift decretirte Tabalamonopol einzuführen gewagt, noch Rekruten aus— 
heben können. Sie erfühnt fich nicht einmal, zu den Gemeinderaths- 
wahlen zu jchreiten, jo gering ift die Autorität ihrer Gouverneure 
und die Macht ihres Beſatzungsheeres. 


3. Großbrittannien. 


4. Januar. Lord Northbroof refignirt auf fein Amt ala 
Vicekönig von Indien, Lord Lytton wird dazu ernannt. 

— Januar. Die englifche Regierung jtimmt, nachdem fie 
ich Bedenkzeit ausgebeten, doch der Note Andraſſy's an die Türkei 
be3. Pacification der Herzegowina und Bosnien? vom Ende Dechr. 
1875 bei, nachdem alle übrigen Großmächte derjelben bereit beige- 
treten find. 

3. Februar. Der neue Gerichtshof für Tirchliche Angelegen- 
beiten, der durch das Kirchendisciplinargefeg von 1874 gejchaffen 
worden ift, fällt fein erſtes Urtheil in den zahlloſen Ritualiften- 
Icandalen. Der betreffende Geiftliche, Nisdall aus Folkſtone, wird 
Ichuldig befunden, erhält eine Verwarnung und hat die jehr bedeu— 
tenden Koſten des Verfahrens zu tragen. 

4. Februar. Etwa 180 ritualiftifche Geiftliche veröffentlichen 
eine Erklärung, worin jede Betheiligung an dem Vorſchlage des 
Cardinals Manning zur Wiedervereinigung der Nitualiften mit 
Rom abgelehnt und erflärt wird, daß felbjt jede Baſis zu Pour— 
parler3 darüber undenkbar erjcheine, Jo lange nicht die vaticanifchen 
Decrete auf das Formellſte widerrufen jeien. 

8. Februar. Das Parlament wird von der Königin in 
Perfon mit folgender Thronrede, die der Lordkanzler verlieft, eröffnet: 


„Es geihieht mit dem Gefühle großer Genugthuung, daß ich wieder 
ben Rath und Beiftand meines Parlaments in Anſpruch nehme Meine 
Beziehungen mit allen fremden Mächten fahren fort, den Cha: 
ralter der Herzlichkeit zu tragen. Die aufftändiiche Bewegung, welche wäh: 
rend ber lebten ſechs Monate in ben — Provinzen Bosnien und 
Derzegoiina unterhalten worden ift und welche die Truppen des Sultans 

3 heute eg im Stande gewejen find zu unterdrücden, hat die Aufmerk: 
ſamleit und das Intereſſe der großen europäijchen Mächte auf fich gelentt. 
habe es ala meine Pflicht erachtet, mid) von den Anftrengungen, die 
nn bon mit mir verbündeten und in Freundichaft lebenden Regie 
zungen zur Beruhigung der den Störungen unterorfenen Bezirke gemacht 
wurden, nicht fern zu halten, umd ich habe daher, ohne der Unabhängigkeit 
ber Pforte zu nahe zu treten, mich jenen Mächten angeichlofen, um dem 


s 
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Sultan die Zwedmäßigkeit der Vornahme folcher Mahregeln zur Reform 
der Verwaltung nahe zu legen, die alle vernünftigen Urſachen des Mißver— 
gnügens Geitens feiner chriftlichen Unterthanen wegräumen würden. Sch 
habe, unter Vorbehalt Ihrer Zuftimmung, ben Anfauf der Suezfanal: 
Actien, die dem Khedive von Aegypten gehörten, genehmigt, und ich ver: 
traue mit Sicherheit, daß Sie mich in den Stand jehen werden, ein Ge: 
ſchäft, an dem die öffentlichen Intereffen tief beteiligt find, zum Abſchluß zu 
bringen... Ich bin von tiefer Dankbarkeit dafür erfüllt, daß mein ge 
liebter Sohn, der Prinz von Wales, während feiner Reife durch Indien 
ein ununterbrochenes Wohljein genofjen hat. Die Herzlichkeit, mit ber er 
von meinen indijchen Unterthanen aller Claſſen und Stämme empfangen 
worden ift, gibt mir die Gewißheit, daß fie unter meiner Herrichaft glücklich 
und meinem Throne treu anhänglich find. Als die unmittelbare Regierung 
meines indifchen eig auf die Krone übertragen wurde, wurde fein befon: 
derer Zufaß zu der Bezeichnung und den Titeln des Souverains ge: 
macht. Es jcheint mir gegenwärtig Die pafjende Gelegenheit — zu 
ſein, dieſe Unterlaſſung gut zu machen, und eine Vorlage wird Ihnen bar: 
über zugehen. Die humane und aufgeflärte Politik, die von dieſem Lande 
mit Beitänbigfeit befolgt worden ift, um der Sklaverei im eigenen Ge: 
biete ein Ende zu machen und den Sklavenhandel in der ganzen Welt zu 
unterdrüden, macht e8 wichtig, dab das Verfahren britijchnationaler Schiffe 
in den Gewäſſern fremder Staaten mit diefen großen Principien im Ein: 
lange fei. Ich habe deßhalb Anweifung gegeben zur a einer tgl. 
Gommiffion, um alle Verträge und andere internationale Verpflichtungen, 
die diefen Gegenftand betreffen, und alle an meine Marineoffiziere von Zeit 
zu Zeit gegebenen Inftructionen zu unterfuchen, damit feftgeftellt werde, ob 
Schritte zu thun find, um meinen Schiffen und den Befehlshabern im Aus: 
lande größere Vollmachten zur Wahrung des Recht? perjönlicher Freiheit 
zu geben. Es wird Ahnen eine Bill vorgelegt werden zur Beitrafung von 
Sklavenhändlern, die Unterthanen indijcher eingeborner Fürſten find... .* 


9. Februar. Beide Häufer des Parlaments erlaſſen ihre 
Antwortsadreffen auf die Thronrede. Im Oberhaus gibt Lord 
Derby folgende Auffchlüffe über die Motive des Beitritt3 Englands 
zu der Note Andrafiy’s an die Pforte: 

Er hebt hervor, wie wichtig es fei, daß der Aufſtand im der Herze: 
gowina nicht dor Frühjahr weitere bedeutende Fortſchritte made und zu 
einem Ausbruch der orientaliichen Frage und einem Kampfe zwiſchen Tür: 
fen und Chriften führe, der ſich vielleicht nicht auf Europa beichränte, fon: 
bern in einem andern Welttheile mit erneuter Heftigfeit entflamme. Unter 
folchen Berhältniffen wäre es für England nicht gerechtfertigt, Rußland und 
Defterreich diefe Frage allein erledigen zu laſſen und fi) von der Ausübung 
feine rechtmäßigen Einfluffe® durch fühle Zurüdhaltung auszuſchließen. 
Um fo mehr aber habe die Lage Englands Betheiligung erheiicht, da nicht 
nur die übrigen europäifchen Mächte, jondern fogar die Pforte jelbft darum 
nachgefucht habe. Sodann twäre e3 auch nicht wohl möglich geweſen, fich 
ganz fern zu Halten. Hätte man der Pforte einfach gerathen, die Note an: 
zunehmen oder abzulehnen, und wäre der Rath nicht befolgt worden, fo 
wäre man in eine bemüthigende Gtellung gerathen. Was ſchließlich eine 
Gonferenz anbelange, jo hätte man den Vorſchlag nicht machen fönnen ohne 
einen beftimmten Plan, und im beften Falle hätte man ſchließlich ala Er- 
gebniß eben wieder nur ein definitive Project erhalten, das nach jehr ſchäd— 
lihem Berzuge der Pforte hätte vorgelegt werden müſſen. Bezüglich der 
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Note des Grafen Andraſſy erflärte Lord Derby, die Regierung habe diejelbe 
im Allgemeinen unterftügt. Sie befinde fich indeflen in der Lage, wenn e3 
ihr paflend jcheinen follte, fich jeden weiteren Schriltes in diefer Richtung 
zu enthalten, und im Uebrigen liege in der Einreichung der Note feine Ver- 
legung des Parijer Vertrages. 


11. Februar. Oberhaus: der Lordkanzler legt demjelben einen 
Gejegentwurf betr. die Errichtung eines oberften Appellhofes für 
da3 vereinigte Königreich vor und legt den bisherigen Gang ber 
Frage bar. 


Es war urjprünglich beabfichtigt geweſen, die Reorganifation bes 
englifchen Juſtizweſens durch Einrichtung eines oberften Tribunals zu frös 
nen, welches die höchfte Appelljurisdiction übernehmen ſollte. Sie Acten 
binjichtlich dieſer Mebertragung waren in der That durch die Geſetzgebung 
ſchon geichloffen, und es handelte fi, nur noch um den Zeitpunft, wo bie 
ganze Reorganijation in Kraft treten ſollte. Da entwidelte fi außerhalb 
de3 Parlaments ftarker Widerftand gegen die Abficht, dad Oberhaus feines 
Charakters ala oberjten Appellhofs zu entkleiden. Die Regierung gab dem 
Drange nach, führte den Reſt der Reorganifationsmaßregeln ein, und begrüns 
bete, Matt eines oberjten Tribunals, zunächſt eine Mittelinftanz der Appel: 
lation, welche nad) wie vor vom Oberhaus überragt wurde. Die Frage 
des höchften Tribunals wurde zur Erledigung für die laufende Sefjion vor: 
behalten. Der Lorbdfanzler fei im Stande, dem Oberhaufe die Verſicherung 
zu ertheilen, daß die Reorganijation der unteren Inſtanzen bereits die beften 
Erfolge gehabt Habe. Was die Yurisdiction der Lords ala höchſter Appell: 
inftanz anbelangt, jo wird im weiteren die Beibehaltung durch Aufftellung 
des Grundſatzes motivirt: das Haus fie als Rathgeber de3 Souveräns im 
hohen Tarlamentshofe. Der Modus der Beibehaltung, wie er darauf ent« 
wickelt wird, fann füglich ala ein Compromiß bezeichnet werden. Es jollen 
innerhalb des Oberhaufes eine Anzahl Peerd, welche hohe Richterftellen bes 
kleidet haben, zu Appellationslords (Lords of Appeal) ernannt werden. Zu 
diejen jollen zwei befoldete Appellationsrichter hinzukommen, welche ala Peers 
auf Zebenzzeit in das Oberhaus berufen werben, und beftimmt find, mit 
dem LZordfanzler zufammen die eigentliche Arbeit zu thun. Dieje Richter, 
welchen ein Gehalt von 6000 Pf. St. audgeworfen werben foll, bleiben auch 
während der Vertagung oder Auflöfung des Parlaments in Thätigfeit. Um 
einen Berührungspunkt mit dem richterlichen Ausfchuß des Geheimen Staats— 
rathe3, ber Appellinitanz für Englands auswärtige 6 zu gewinnen, 
an nad Ableben oder Ausjcheiden von zivei der bejoldeten 4 Mitglieder 
e3 beftehenden Gerichtähofed ein weiterer Lord of Appeal mit Befoldung 
und bei Abgang zweier weiteren Mitglieder ein vierter befoldeter Appella: 
tionslord ernanut werden, und zwar follen dieſe beiden gehalten jein, im 
tirchlichen Ausſchuß jowohl, ala im Appellhofe des Oberhaufes zu fungiren, 
fo daß — ſchließlich einen höchſten Gerichtshof in zwei Kammern erlan— 
gen würde. 


15. Februar. Unterhaus: der Schatzkanzler beantragt die 
Bewilligung eines Credites von 4,080,000 Pf. St. zu Bezahlung 
der vom Khedive von Aegypten angekauften Suezcanalactien. 


Northeote Inüpft daran eine gejchichtliche Darftellung des Ganalunter: 
nehmens und bezeichnet bie finanzielle Lage dee Gejellichaft und die weitere 
Entwidlung der Ertragsfähigkeit bed Canal ala durchaus ufriedenftellend. 
Er jchlägt vor, daß der Kaufpreis für die Actien von der Commifjion für 
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die Staat3jchuld entnommen werde, und daß für die Bezahlung der Zinien 
und für die Amortifirung der Kaufſumme die fünfprocentigen Zinfen, Die 
der Khedive zu zahlen Habe, als Unterpfand dienen follen. Er hoffe, bafı 
auf diefe Weife die ganze Schuld in 35 Jahren vollitändig getilgt jein 
werde. Was vie Intereflen Englands bei der Adminiftration der Gejellichaft 
anbelange, jo jei die Vertretung Englands nicht auf zehn Etimmen im der 
Generalverfjammlung beichräntt. Als ein Hauptreiultat der zu Stande ge: 
fommenen Vereinbarung müſſe die Herftellung freundlicher Beziehungen zu 
Leffeps, dem Gründer des Unternehinens, betrachtet werden. Die Verhand— 
Lungen mit demielben würden ununterbrochen fortgejept, er hoffe, daß die 
jelben nicht bloß eine befriedigende Löjung der Tonnengelderfrage und an: 
derer fragen, auch die Aufnahme von drei Vertretern Englands in die Ad» 
miniftration zur Folge haben würden. Er könne feinen Grund abjeben, 
weßhalb der Khedive die von ihm zu zahlenden Zinfen nicht abführen ſollte. 
Gave jei von dem Khedive in der entgegenfommendften Weiſe aufgenommen 
worden. Man habe ihm mit der größten Offenheit begegnet und jede ge: 
wünſchte Aufllärung ertheilt. Als generelles Ergebniß der von Cave ange: 
ftellten Unterfuchung ſei anzujehen, daß die Hülfsquellen Aegyptens ganz 
außerordentliche feien und dab die Erſchließung derjelben raſch zunehme, 
aber die Verwaltung der finanzen ſei bis jegt eine ſehr ungenügende ge 
weſen. Die engliiche Regierung fei zu der Heberzeugung gefommen, daß, 
wenn ber Khedive fich ehrlich und aufrichtig zu einer Gontrole der Aus: 
gaben und zu einer Beſeitigung nicht productiver Ausgaben verftehen follte, 
es recht gut möglich fein werde, für Aegypten ſolche Einrichtungen zu tref— 
fen, daß allen beftehenden Verpflichtungen genügt und die Finanzverwaltung 
in befriedigender Weiſe geführt werden könne. Northcote macht ſchließlich 
bie weitere Mittheilung, der Khedive habe die englijche Regierung um die 
Dienfte eines tüchtigen englifchen Finanzmannes eriucht, und die Kegierung 
habe fich entichloffen, ihm im der Perſon des General:Gontroleurs der Staats: 
ſchulden, Rivers Wilfon, einen Mann von großer Erfahrung und hervor: 
ragenden Fähigkeiten zu fenden. Derſelbe werde, fall ex in die vom Khe— 
dive ihm zugedachte Etellung eintrete, mit der englijchen Regierung in kei— 
ner Weife verbunden bleiben. 

17. Februar. Unterhaus: Disraeli macht demjelben eine 
Vorlage betr. einen neuen Titel der Königin als Beherrſcherin 
von Indien. 

An feiner Vegründung ſpricht Disraeli die Ueberzeugung aus, bie 
Annahme de3 neuen Titels, den er beiläufig mit feinem Wort erwähnt, 
würde in Indien, wie fonft im engliſchen Reich allgemeinften Beifall erlan: 

en, das Siegel auf die Empfindung drüden, dab England entichloflen jei, 
ndien zu behaupten, und eine Antwort darftellen für die Volkswirthſchaf— 
ter daheim und die Diplomaten im Auslande, welche fich mit der Anſicht 
trügen, Indien fei eine Laft und eine Gefahr. Gegen das Andringen Bright’s 
auf Mittheilung des beabfichtigten Titeld wendet Disraeli ein, die Königin 
würde es als einen Eingriff in ihre Prärogative betrachten, wenn er diefem 
Verlangen folge leiftete. 


22.— 24. Februar. Unterhaus: Erjte Lefung des Gefehent- 
wurfs betr. den Anlauf der Suezcanalactien. Gladftone und Lowe 
Iprechen vom finanziellen Standpunkte aus gegen den Schritt der 
Regierung, Disraeli vertheidigt ihn aus politifchen Gründen. Auf 
eine Anfrage bez. der Tonnengelder ertwiedert der Schaßlanzler: in 
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diefer Beziehung könne keinesfalls eine Aenderung eintreten, bevor 
nicht der Khedive, die Pforte und die betheiligten Seemächte eine 
Jolche erwogen und genehmigt haben; die Verhandlungen zwiſchen 
Leſſeps und Oberft Stofes nähmen indeffen einen fehr befriedigenden 
Fortgang und Oberſt Stofes fehre demnächſt nach England zu— 
rüd. Auf weitere Einzelheiten jet einzugehen, fei nicht ange— 
meſſen. Schließlich wird die Vorlage unter lang anhaltendem Bei- 
fall der Majorität angenommen. 


24. Februar. Unterhaus: billigt mit einer Mehrheit von 
45 Stimmen die Ernennung einer föniglichen Gommiffion zur Vor— 
berathung de3 Regierungscirculard betrefi3 Aufnahme Flüchtiger 
Sclaven auf brittifchen Ediffen, und lehnt den Antrag ab, das 
Gircular während der Commiſſionsarbeiten zu fufpendiren. 


2. März. Unterhaus: der Kriegaminifter verlangt eine Er- 
böhung des diekjährigen Militärbudgets. 

3. März. Unterhaus: Eine von Osborne Morgan eingebrachte 
Nefolution über die Beerdigung von Diffentern auf den Kirchhöfen 
der Hochkirche wird mit einer Parteimehrheit von 279 gegen 243 
Stimmen abgelehnt. 


5. März. Gave, der Generalzahlmeifter, trifft von feiner 
ägyptifchen Miffion zurüd in Paris ein, wo er mit Hrn. Rivers 
MWiljon, dem Generalcontroleur der Staatzjchuldenverwaltung, eine 
längere Gonferenz bat, ehe diejer letztere Beamte fich nach Cairo 
begibt, an Ort und Stelle die Verhältniffe einfieht und fich ent= 
fcheidet, ob er fich der Aufgabe unterziehen will, im Dienfte des 
Khedive die thatfächliche Leitung der ägyptifchen Finanzverwaltung 
zu übernehmen. Dagegen lehnt England die Entjendung eines eng— 
liſchen Commiſſärs (neben einem franzöfiichen und einem italieni= 
jchen) in die neue ägyptiſche Staatsbank feinerfeit3 ab, um jede 
geichäftliche Beziehung zwiſchen der englifchen Regierung und der 
neuen Bank zu vermeiden. 

6. März. Unterhaus: genehmigt die Guez-Canal:Bill in 
britter Leſung. 

9.—16. März. Unterhaus: befchließt, die indifche Titelbill 
zur zweiten Lefung zuzulaffen. Disraeli eröffnet nunmehr, daß der 
neue Titel der Königin lauten jolle „Kaiferin von Indien“. Das 
Haus genehmigt die Vorlage in der Specialberathung mit 305 gegen 
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13. März. Der Prinz von Wales tritt feine Rückkehr nad 
England von feiner Tour durch Indien an. 


21.—23. März. Unterhaus: nimmt die indifche Titelbill in 
dritter Lefung mit 209 gegen 134 Stimmen an. Disraeli erklärt, 
die Königin würde feinesfall® den Zitel „KHaiferin“ in England 
annehmen. Das Gerücht, daß bie Kinder der Königin „Saiferliche 
Hoheit“ heißen würden, ſei unbegründet. Die Amendements, Die 
dahin gehen, auszufprechen, daß ber Titel „Kaiferin“ Lediglich loca— 
ler Natur fei, werden abgelehnt. Die Maßregel ift indeß im allge- 
meinen nicht nur nicht populär, jondern in weiten Streifen entjchie- 
den unpopulär. 


23.28. März. Unterhaus: Debatte über die ägyptiſchen 
Tinanzen. Disraeli erklärt bez. des Berichtes Cave: 

„Als ich den Bericht Tas, empfand ih — und biejes Gefühl wurbe 
einftimmig von meinen Gollegen getheilt — daß es nothwendig ſei, fich in 
ber Trage der Veröffentlichung deffelben zuvor an den Khedive zu wenden. 
Diejer Schritt wurde gethan, und der Khedive erhob ftarfe Einwendungen 
dagegen, daß bei der gegenwärtigen ungeorbneten Lage der ägyptiidhen Fi: 
nanzen (Gelächter) diefer Bericht veröffentlicht werde; und in Anbetracht, 
daß Vieles von den im Berichte enthaltenen Nachweifungen vom Khedive 
felber geliefert worden und vertraulichen Charakters ift, ſehen wir und ver: 
anlaßt, feinen dießbezüglichen Wünfchen Rechnung zu tragen.“ 

28. März. Oberhaus: Lord Shaflesbury zeigt an, er werde, 
fobald die Titelbill in zweiter Leſung berathen worden fei, die Er: 
laflung einer Adreſſe an die Königin vorjchlagen, worin diefelbe er— 
jucht werde, ſtatt des Titels „Kaiferin“ lieber einen Titel anzuneh— 
men, welcher mehr mit der Landesgefchichte und der Loyalität treuer 
Unterthanen im Einklang jtebe. , 

29. März. Die neuen Feſtungswerke zum Schutze der Haupt 
jtadt gegen den Angriff einer feindlichen Flotte find nunmehr nicht 
nur dvollftändig ausgebaut, jondern auch mit jchiweren neuen Ge— 
ſchützen armirt. Dieje neuen Forts vereint mit den ältern Feſtungs— 
werfen, jämmtlich armirt mit ſchweren Geſchützen neuefter Conſtruc— 
tion, entjprechen nach dem Urtheil der Fachmänner volllommen 
allen Bedürfniffen der Gegenwart, und die Hauptjtadt wie dag Ar— 
fenal find gegen Angriffe einer feindlichen Flotte ficher geftellt. 

30. März. Oberhaus: die indifche Titelbill wird ohne Ab— 
ftimmung zum zweiten Mal gelefen. In der Debatte wird aber 
jehr lebhaft beftritten, daß ein Bedürfniß nach dem neuen Titel ob- 
walte, oder daß ein jolcher von Indien felbft gewünſcht werde. 


31. März. Unterhaus: ein Antrag des Sir F. Chambers 
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auf Einleitung einer Unterfuchung über die Anzahl, das Verhältniß 
der Zunahme, den Character und die gefehliche Stellung der Mönchs- 
und Nonnenklöfter in Großbrittannien wird mit 127 gegen 87 Stim- 
men abgelehnt. England verfolgt bis jet beharrlich das Syſtem 
des Vogels Strauß. 

— März. In der Provinz haben während der zweiten Hälfte 
des Monats zahlreiche Proteftmeetings gegen die entjchieden unpopu«= 
läre Maßregel der indifchen Titelbill ftattgefunden. 

Es ſcheint außer Zweifel, daß bie Vorlage auf ben Wunſch ber 
Königin erfolgt ift, die in Etifettefragen nicht hinter denjenigen Regierungen 
zurüdjtehen will, die ſich den Kaifertitel beigelegt haben, beſonders feit der 
Zeit, da der Herzog von Edinburg mit der Tochter des ruffilchen Kaiſers 
vermählt ift. 

3. April. Oberhaus: lehnt den Antrag des Lord Shaftes- 
bury, eine Petition an die Königin zu richten, in welcher diefelbe 
erfucht werben folfte, einen Titel bez. Indiens annehmen zu wollen, 
der befjer im Einklang mit der Gefchichte und den Gefühlen bes 
englifchen Volkes fei ala der Titel Kaiferin, mit 137 gegen 91 Stim— 
men ab. 

4. April. Unterhaus: der Schatfanzler legt das Budget für 
1876 vor. Nach feinem Expoſé beträgt der Ueberſchuß der Staats— 
rechnung von 1875 710,000 Pid. Sterling, das muthmaßliche Deficit 
für 1876 dagegen 774,000 Pfd. Sterling. Er ſchlägt daher vor, 
die Einfommenfteuer um einen Penny zu erhöhen. Bon diefer Steuer: 
erhöhung foll indeß das Einfommen bis zu 150 Pfd. Sterling nicht 
betroffen werden, ebenfo find noch andere Ausnahmen von der Steuer: 
erhöhung in Vorſchlag gebracht. In Folge der proponirten Gteuer- 
erhöhung ftellt fich außer Dedung des anjchlagamäßigen Deficits 
noch ein Ueberſchuß von 365,000 Pfd. Sterling Heraus. Die großen 
Ueberjchüffe, wie unter der Whigregierung, haben unter der Zory« 
verwaltung freilich aufgehört. 

6. April. Oberhaus: ber Lordlanzler erklärt, die Regierung 
jei nach reiflicher Erwägung zu dem Schluffe gefommen, daß es 
keineswegs nothiwendig fei, in die Zitelbill ein befonderes Amende- 
ment aufzunehmen, um den neuen Kaifertitel auf Indien zu be= 
Ichränfen. 

Unterhaus: Diron regt die Schulfrage an, indem er die obli- 
gatorifche Einführung der Schulämter auch in den Landgemeinden 
beantragt, um fo allmälig zum allgemeinen Schulzwang zu gelangen. 
Sein Antrag wird jedoch mit 281 gegen 160 Stimmen abgelehnt 
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und da dieſes Ergebniß eine Abnahme der Anhänger der Bill um 
4 und eine Berftärkung der Gegner um 26 gegen voriges Jahr dar— 
ftellt, jo wird e8 von den Minifteriellen mit lautem Triumph auf 
genommen. | 

8. April. Oberhaus: nimmt die indifche Titelbill in dritter 
Lefung ohne jedes Amendenent an. 

Mitte April. Die Regierung veröffentlicht ein Blaubuch über 
die orientalifche Frage. 

28. April. Eine fgl. Proclamation verkündet die Annahme 


des Kaifertiteld Seitens der Königin. 


Die Königin erklärt darin: „... Wir haben es für angemeffen er- 
achtet, und wir thun es hiemit, auf den Rath und mit Zuftimmung unferes 
Geheimrathes, zu beitimmen und zu erklären, daß Hinfort, joweit dies ziem= 
Lich erfcheinen mag, bei allen Gelegenheiten und in allen Inftrumenten, worin 
Unſere Benennungen und Titel — werden, vorbehaltlich und mit Auss 
nahme aller FFreibriefe, Vollmachten, Patente, Berleihungen, Vorladungen, 
Ernennungen und anderer derartiger Documente, deren Rechtägiltigteit fich 
nicht über dad Vereinigte Königreich hinaus erſtreckt, der folgende Zuſatz 
zu ben mit der NReichäftone des Vereinigten Königreichs und feiner Neben: 
länder verbundenen Benennungen und Titeln gemacht werden joll, nämlich 
in lateiniſcher Sprache in diefen Worten: Indiae Imperatrix, und in eng» 
Lifcher Sprache in diefen Worten: Empress of India. Und unſer Wille und 
Belieben ift ferner, dab der gedachte Zuſatz nicht gemacht werden joll iu 
Dollmachten, Freibriefen, Patenten, Berleihungen, VBorladungen, Ernennungen 
und anderen ähnlich vorftehend befonderd audgenommenen Urkunden. Und 
Unfer Wille und Belieben iſt ferner, dab alle Gold, Silber: und Kupfer: 
münzen, welche jet im Umlauf und gejegliche Münzen des Bereinigten König: 
reichs find, und alle Gold, Silber: und Kupfermüngzen, welche an ober nad) 
biejem Tage unter Unſerer Autorität mit denfelben Prägungen geichlagen 
werden follen, ungeachtet ſolchen Zufages zu Unjeren Benennungen und 
Titeln als gangbare und gejekliche Münzen des Vereinigten Königreich3 an: 
gejehen und angenommen werden follen ꝛc.“ 

Digraeli hat damit ein altes Gelüften des Hofes glüdlich durchgefickt. 
Die große Mehrheit des engliichen Volkes bleibt indeß dem neuen Titel ent— 
ſchieden abgeneigt und auch die angefehenften Organe ber öffentlichen Mei: 
nung Europa fprechen fich über die Mafregel ſehr ungünftig, zum Theil 
in jehr fcharfen Ausdrüden, aus. 


11. Mai. Unterhaus: James beantragt eine Tadelrefolution 
gegen die Regierung, da fie ihren Verheißungen bez. Beſchränkung 
des Kaiſertitels auf Indien in ihrer Proclamation vom 28. April 
nicht gerecht geworden fei. Der Antrag wird indeß mit 334 gegen 
226 Stimmen abgelehnt, wobei die beiden großen Parteien ziemlich 
compact, die eine für, die andere gegen, jtimmt. 

Der Prinz von Wales trifft von feiner indifchen Reife wieder 
in London ein. 

15. Mai. Oberhaus: lehnt eine von Lord Granvilfe bean- 
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tragte Relolution betr. die Begräbniffe der Diffidenten auf den Fried» 
böfen der Staatäfirche mit 148 gegen 92 Stimmen ab. 


18. Mai. Unterhaus: Lord Sandon, der PVicepräfident der 
Unterrichtsabtheilung im Staatsrathe (Unterrichtsminifter), legt dem— 
jelben eine Zufagbill zu dem bisherigen Unterrichtägefehe vor, die 
zwar nur verhältnigmäßig Heine und nur ſehr allmälige Fortfchritte, 
aber doch Fortichritte im Volksſchulweſen Englands anbahnen jolt. 


Dem Entwurfe zufolge bleibt allen Gemeinden, dem Geſetze zufolge, 
das jehige Recht zur Einſetzung eines Schulamtes mit genau ken Le. 
fugniſſen wie bisher. Wo auf andere Weile feine vorfchriftsmäßig genügenden 
Schulen errichtet werden, da wird die Regierung wie bisher ſich das Recht 
vorbehalten, den Gemeinden die Wahl eines Echulamtes obligatorifch aufzus 
eben. Wo fein Schulamt befteht, ſoll in der Stadt der Stadtrath, auf dem 
nde bad Armenamt befugt fein, einen Schulzwang vorzufchreiben, ohne erft 
ein Schulamt einzujegen. Für Kinder aufwärts bis zum Alter von eins 
Ichließlich zehn Jahren joll jede Beichäftigung unterfagt fein. Will ein Kind 
zwijchen zehn und vierzehn Jahren bejchäftigt werden, jo foll der Befik eines 
Schulzeugniſſes unumgänglich jein, welches nachweift, daß der Inhaber ents 
weder die Prüfung für die vierte Unterrichtäftufe beftanden, oder aber wäh: 
rend der vorhergehenden fünf Jahren im nicht mehr als höchſtens zwei öffent: 
lichen Volksſchulen jährli 250 Mal die Schule beſucht hat. Erlangt ein 
Kind beide Zeugnifje zugleich, jo foll e8 ein Ehrendiplom erhalten, welches 
ihm für die folgenden drei Jahre freien Unterricht fichert. Tiefe Beftimmung 
hat fi in Mittelfcyulen bewährt und verfpricht, einen jegensreichen Wett: 
eifer anzuregen. Es ift der Wunſch der Regierung, die Eltern mehr mittel: 
bar als unmittelbar zu zwingen. Unter gewiflen Umftänden jollen Aus— 
nahmen gemacht werden, jo, two der fyabrifacte gemäß halbe Tage gearbeitet 
werben; hier ſoll eine niedrigere Prüfungäftufe zuläffig fein. Eben fo in 
ländlichen Bezirken zur Merntezeit. Gin wejentlicher Grundſatz der Vorlage 
ift, daß die beftehenden Behörden biefelbe Freiheit behalten, einen höheren 
Mapftab anzulegen, aber gezwungen werben, nicht unter den Normalmaßſtab 
hinabzugehen. Die neuen Behörden — Stabträthe und Armenpfleger — er: 
halten diejelben Befugniffe und diejelbe Pflicht wie die Schulämter inner: 
Halb des Rahmens, welchen bereit3 bie beftehende Gejehgebung — Fabrik— 
geiebe, Bergwerksgeſetze u. dgl. — ihnen läßt. Wo ſolche bejondere Gejehe 
ereit3 in Anwendung fommen, follen fie unter Regierungsaufficht fortbes 
fiehen. Auch bie Stadträthe und Armenämter follen vorläufig zwei Jahre 
lang einer directen Staatdaufficht unterliegen. Später wird man ſich ohne 
weifel auf fie verlaflen können. Bermögen bie Behörben bie Eltern eines 
indes nicht dazu zu veranlaffen, dasjelbe in die Schule zu ſchicken, fo follen 
fie befugt fein, das Kind durch fummarifchen Befehl in eine induftrielle Schule 
zu ichiden. Die Beitimmungen des neuen Gejehes fommen nur allmälig in 
Anwendung. Im Yahre 1877 bleibt das gänzliche Verbot der Beichäftigung 
auf Kinder bi zu neun Jahren beichräntt. Nach 1877 follen Kinder über 
zehn ala Befähigung zur Beichäftigung ein Zeugniß über beftandene Prüfung 
auf zweiter Stufe oder über regelmäßigen Schulbefuch in den zwei vorher: 
gehenden Jahren aufweifen können. Im Jahre 1879 wird die Prüfung auf 
die dritte Stufe erhöht, dev Schulbejuch auf drei Jahre verlängert. 1881 
tritt das Geſetz im ganzen Umfange in Kraft. Ein Mangel, welcher jehr 
Ichmerzlich fühlbar geworben, ift, daß ber Betrag ber Staatähülfe fich ſtets 
nach dem Betrage Örtlichen Beiträge gerichtet hat, denſelben nie über: 
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fteigen durfte. Ye ärmer daher und je hülfsbebürftiger die Gemeinde, befto 
weniger Staatshülfe hat fie eınpfangen. Das foll anderd werden, wie es in 
Schottland ſchon anders ift. Dort ijt für erflärt „arme“ Bezirke die Regie: 
rung dafelbft zu höheren Beiträgen befugt; jo foll e8 auch in England 
werden. Der Staat wird befugt fein, dad Doppelte der im Orte erhobenen 
Beiträge zu leiften. 


20. Mai. England lehnt feinen Beitritt zu dem fog. Berliner 
Memorandum der drei KHaifermächte bez. der orientalijchen Trage, 
durch welches Rußland ftatt, wie bisher, Defterreich mehr in den 
Vordergrund tritt, ſeinerſeits ab und ſchickt eine ftarke Flotte in die 
türkifchen Gewäfler. Die Maßregel ericheint ala eine entjchiedene 
Warnung, wo nicht Drohung an Rußland. Die öffentliche Meinung 
in England erklärt fich damit einverjtanden. 


21. Mai. Lord Stratford de Rebeliffe, der Iangjährige Ver— 
treter Großbrittanniens in Stambul, anerkannt einer der beiten 
Kenner der Türkei und ihrer Politik, der eigentliche Urheber - des 
Hat Humayum, der 1855 nach dem Krimmkriege der Türkei von 
Europa aufoctroyirt, von ihr aber nie ausgeführt wurde, veröffent- 
licht in der Times ein ausführliches Expoſe über die gegenwärtige 
Lage der orientalifchen Yyrage. Daffelbe Tautet: 


„In der Hoffnung, daß England nun endlich einen entichiebeneren 
Antheil an der Gonferenz nehmen und daß die Gonferenz, erleuchtet durch 
die füngiten Erfahrungen, ihre Erwägungen auf den vollen Umfang jener 
Trage richten wird, von welcher die jlaviiche Empörung nur einen in Die 
Augen fallenden Bruchtheil bildet, nehme ich feinen Anjtand, einen Umriß 
folder Mittel zur Abhilfe vorzulegen, wie fie nach meinem Ermeſſen die 
einzige Ausſicht auf eine friedliche Löſung der orientalischen Frage darbie— 
ten. Die Hilfsmittel müffen natürlich den Bedürfniffen angemefjen fein. 
Wo Schwäche ift, da muß Unterftügung fein. Wo das Bertrauen im In— 
nern erichöpft iſt, müſſen Sidyerheiten von Außen herbeigerufen werden. 
Wenn fi) die Gewohnheiten der Adminiftration durch die Erfahrung ala 
verderblich erweilen, jo muß das Heil in Prinzipien von gejunderer Art 
gejucht werden. Der Stolz auf nationale Unabhängigkeit muß zeitweilig 
vor den Erwägungen der Wohlfahrt und der Nothwendigfeit zurücdtreten; 
vor Allem aber müſſen die Mittel — die finanziellen Mittel — ber Lebens: 
kraft eines Staates aus den einzig berechtigten Quellen: Induſtrie, Credit 
und Sparjamteit, gewonnen tverben. 

„Der erſte feitzujegende Punkt ift ſohin die Gleichitellung aller 
Glafjen der Bevölkerung vor bem bürgerlichen Gejehe. Der zweite ift bie 
Reform der fiscalifchen Verwaltung. Der dritte: die Zulaffung aller 
Staat3angehörigen zum Dienſte in der Armee, mit der Befreiung vom aclis 
ven Dienfte gegen Bezahlung einer bejtimmten Kriegstaxe. Der Haratſch 
bat in allen Fällen ala für immer abgeichafft zu gelten. Viertens müls 
fen der Staatsrat und alle anderen weltlichen Rathskörper in der Haupt: 
ſtadt ſowohl ala in den Provinzen zu angemeffenen Theilen aus Chriften 
und anderen nichtmufelmanifchen Unterthanen zufammengejegt werden. 
Fünftens ift ed nmöthig, dab die formelle Anerkennung der religiöjen 
freiheit erfolge, jo zwar, daß nicht bloß der öffentliche Gottesdienſt und 
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bie Firchlichen Gebäude vor jedem twie immer gearteten Eingriff gefichert 
feien, jondern aud, daß fein Individuum oder YJudividuen, wer dieje auch 
immer feien, twegen der Religion, welche fie befennen, follen beläftigt werben 
fönnen. Sechſtens: “3 hir feine Strafe oder Buße ohne vorgängiges 
Proceiverfohren vor dem in der Sache zuftändigen Gerichte und nur nad 
Maßgabe bes in Kraft ftehenden Gejehes verhängt werden. Siebentens 
wäre ein Handel3amt zu errichten, deſſen Mitgliederzahl in billigem Wer: 
hältniß ſowohl aus Fremden, wie aus Mufelmanen und anderen Unter: 
thanen de3 Sultans zujfammenzufeßen wäre. Achtens mühten die vor» 
ftehenden Artitel zur Grundlage einer Uebereinkunft zwiichen dem Sultan 
und feinen Verbündeten, den vermittelnden Mächten, gemacht und die wirf: 
fame Ausführnng derſelben unter die Ueberwachung einer gemifchten, verant» 
lichen Commiſſion gejtellt werden. 

„Diez find die Verbefferungen und Sicherftellungen, zu welchen ein 
in einen Zuftand abhängiger Schwäche verfallener Staat vernünftigerweife 
greifen follte. In dem Falle, in welchem die Türkei fich befindet, würden 
diejelben mit dem Nationalgefühl immerhin ſich in Einklang bringen, laffen, 
ba ja bie Nothwendigkeit ihrer Annahme eine offenfundige, der Dortheil 
einleuchtend, die Annahme großentheils eine freiwillige ift, und was jchlieh: 
ne am meilten ind Gewicht fällt: e3 würde einem bereit3 thatjächlich be: 
ftehenden Zuftand der Tinge wenig mehr ald eine conbentionelle Form ges 
geben. Die oberftie Würde des Neiches würde den Eroberern und ihrem 18: 
lamitifchen Souverän verbleiben. Ein feuriger Derehrer des Friedens, wel: 
cher die volle Wichtigkeit der orientaliichen Frage begreift, mag verſucht fein, 
diefem politifhen Problem ein finanzielles Gorollar hinzuzufügen. In die— 
fer Zeit der großen Accumnlationen, könnte er jagen, würde ficherlich eine 
Geſellſchaft unternehmender Millionäre gefunden werden können, welche eine 
ben Gapital, von welchem die jährliche Zahlung des Tributs die Intereſſen 
darftellen würde, gleichlommende Summe ———— geneigt wäre. Sein 
weiterer Gedanke könnte ſein, daß eine ſo bedeutende, unter geeigneten Vor— 
fichten dem Sultan zur Verfügung geſtellte Summe ausreichend befunden 
werden dürfte, Sr. Majeftät Verbinblichkeiten zu decken und feine finanzielle 
Adminiftration auf einen feinen Bebürfniffen entiprechenden Fuß zu ftellen. 
Wenn große Intereffen auf dem Spiele ftehen und die Gomplicationen bei: 
nahe, wenn nicht ganz jo groß find, jo nimmt der menfchliche Geift, wenn 
nicht erdrüdt durch die Schwierigkeit, einen ungewohnten Aufſchwung, und 
nach dem berühmten Beifpiel de3 Alterthums zerhaut er den Knoten, ben 
zu löfen fich ihm fein Mittel barbieten will.“ 

22. Mai. Oberhaus: Lord Derby beftätigt auf eine Anfrage 
Lord Granville’3, daß die englilche Regierung ihren Beitritt zum 
Berliner Memorandum abgelehnt habe, mit dem Beifügen: 

„ ... Ich darf fagen: wir famen mit Bedauern zu biefer Entſchei⸗ 
dung, und biejelbe war in feiner Weife durch einen Beweggrund beeinflußt, 
den man, wie ich ſehe, ums zugeichrieben hat, nämlich die Thatjache, daß 
wir nicht bei Abfafjung des Schriftftüces, für welches man unfere Zus 
ftimmung nachjuchte, zu Rathe gezogen worden waren. Wenn wir geglaubt 
hätten, daß der vorgeichlagene Plan Ausſicht Habe, feinen Zweck zu erfüllen, 
jo würde die eben von mir amgedeutete Erwägung fein Gewicht für und 
gehabt Haben... .“ 

25. Mai. Die englifche Regierung lehnt die Aufforderung 
der drei Kaiſermächte, Modifications- oder Gegenvorfchläge zu dem 
Berliner Memorandum zu machen, ab. 
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26. Mai. Die englifche Flotte langt in der Beſika-Bay, un— 
weit Konjtantinopel, an. 

27. Mai. Unterhaus: genehmigt eine vom Minifter des In— 
nern Groß vorgelegte ſog. Commonsbill in dritter Lefung. 


Seit mehr al3 anderthalb Jahrhunderten hat e3 bie geſetzgebende 
Derfammlung als im Intereſſe de3 Landes und der Bevölkerung liegend 
betrachtet, ſolche Streden unfruchtbaren oder unbebauten Yandes, für welche 
fein Befigtitel konnte aufgewiejen werden, an die nächſten Landeigenthümer 
zur Einhegung zu überlaffen. So find nad oberflädhlicher Schähung jeit 
1710 mehr als fünf Millionen Morgen theild ausgezeichneten Landes, theila 
Moorland und Miüfteneien oder Wälder, theild Gemeindeallmenden durch die 
reichen Landbefiter abjorbirt und ihren Privatlandgütern ala Parke, Jagd⸗— 
gründe oder Aderland und Weiden einverleibt worden. Die von der Regie: 
rung eingebrachte Bill hat feinen andern Zweck, als ba3 alte Raubſyſtem 
in etwas anderem und anfländigerem Gewande twieder zu legalifiren. Zwar 
verwahrt fich der Minifter in feiner Einleitungsrede gegen die Anfchuldigung, 
dab er die Einhegungen ber noch übrig bleibenden Allmenden erleichtern 
wolle, und betont im Gegentheil die Thatjache, daß es im Intereſſe der Be: 
völferung fei, offene Ländereien als Nationalgut zu bewahren. Allein auf 
einem Umwege ermöglicht er immerhin die Erwerbung ſolcher Allmenden. 
Dergebens fandten die Landarbeiter und Bauern, welchen die Nutznießung 
der Allmenden in der Regel zufteht, Petitionen an den Minifter; vergebens 
protejtirten Männer tie Fawcett und Lefevre gegen dieſes gemeinjchädliche 
—* Nachdem der Miniſter zuerſt verſucht hatte, die odioſe Bill an einem 
ziemlich flauen Abend durch das Unterhaus zu ſchmuggeln, wird ſie nun 
doch durch die gefügige Majorität im dritter Leſung qlüdlich durchgebracht. 
Das herrenloje Land, deffen Areal einft in die Millionen ging, ift num auf 
die beicheidene Summe von anderthalb Millionen, meiftentheil3 Gebirgaland 
in Wales und Norfihire, herabgeſunken. Bald werden dieſe auch verwirth: 
Ichaftet und verichachert fein. 


30. Mai. Unterhaus: lehnt einen Antrag Trevelyans auf 
Ausdehnung der Wahlrefornm von 1868 auch auf die Ländlichen 


Bezirke mit 264 gegen 165 Stimmen ab. 


Die Reformacte von 1868 kam nur dem ftäbtiichen Bezirken zu gute. 
Seitdem haben die FFortichrittsmänner auf dem linken Flügel der liberalen 
Partei fi von Jahr zu Jahr mit geringerem Erfolge bemüht, das Inter: 
haus und das Land für den Vorſchlag zu begeiftern, daß auch den ländli— 
hen Bezirken die Ermäßigung der Bedingungen zur Ausübung des Wahl: 
recht3 zugeftanden werde. Die Führer der Minifteriellen wie der Oppofition 
hatten in letter Zeit eingewandt: ein folcher Borjchlag ſei unvollitändig, 
wenn man ihn nicht mit einem Plane zur Neueintheilung der Wahlbezirke 
ergänze. Dem entiprechend trat nunmehr Hr. Trevelyan, der begabte Wort: 
führer der Fortſchrittsmänner, der jüngft erſt ald Biograph feines Oheims 
Macaulay verdiente Anerkennung auf anderem Gebicre geerntet hat, mit 
zwei Relolutionen hervor: bie erfte erklärt Gleichftellung der Wahlberech— 
tigung in ftädtifchen und ländlichen Bezirken, die zweite Neueintheilung ber 
MWahlbezirfe für wünſchenswerth. Die Reden, welche für und gegen die Ne: 
folutionen gehalten werden, zeugen jedoch von der in Sachen ber Wahl: 
reform ER rraafeie ichläfrig a spe Stimmung. Außerdem tritt auch 
— augenfällig der Mangel an Einigkeit in den Reihen ber Liberalen 
zu Tage. 
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19. Juni. Unterhaus: der Unterftaatäfecretär des Aeußern 
Bourfe erflärt auf eine Anfrage Duff's, die englifche Negierung 
werde feine Gelegenheit vorübergehen Iaffen, die fpanifche Regierung 
aufzufordern, dem Art. 11 der Verfaſſung betreffend die Toleranz 
in Religionsfachen die weitefte Auslegung zu geben. 

30. Juni. Unterhaus: Ein Antrag des Führers der fogen. 
Home-ARulerd, Butt, daß ein Sonderausſchuß ernannt werde, wel- 
cher den Gharacter, die Ausdehnung und die Gründe des von einem 
großen Theile des irifchen Volkes geftellten Verlangen nach Wie- 
dereinführung eines iriichen Parlament? zur Verwaltung der inne- 
ren Angelegenheiten unterfuche und Bericht erftatte, wird mit 291 
gegen 61 Stimmen (die jog. iriſche Brigade) abgelehnt. 

10. Juli. Verſuchsweiſe wird die Mobilifirung von zwei 
Armeecorpe nach) dem im vorigen Jahre ausgearbeiteten neuen 
Mobilifirungsplane gemacht. 

12. Juli. Die „Daily News“ veröffentlichen einen Bericht vom 
30. Juni über die türfifchen Gräuelthaten bei Unterdrüdung des 
Sinfurrectionsverjuchs in Bulgarien. Der Bericht macht auf die 
Öffentliche Meinung einen gewaltigen und nachhaltigen Eindrud. 

14. Juli. Lord Derby erklärt zwei Deputationen, welche die 
Aufrechterhaltung volltommenfler Neutralität Englands gegenüber den 
Ereignifjen im Orient befürworten : 


Die Regierung fei für firicte Neutralität, außer wenn befreundete 
Mächte das Ende des Kampfes beichleunigen wollten. England habe nur 
Debhalb dem Berliner Memorandum nicht zugeftimmt, weil es geglaubt, 
daß dieſes nicht reüffiren würde. England habe jeine Flotte nach der Befica 
Bay geichidt, weil die Vertreter der Mächte in Konftantinopel einftimmig einen 
Schutz für die Nichtcombattanten für wünjchenswerth erklärt hatten. frank: 
reich und Jtalien würden nichts thun, was eine Störung bes Friedens her: 
beiführen könnte. Deutjchland Habe gar fein directes Intereſſe im Orient. 
England betrachte einen europäiichen Arieg als da3 größte Unglüd. Defler: 
reich wünſche im eigenen Intereſſe die Erhaltung des Friedens. Der Kaijer 
von Rubland habe, obwohl im Inlande eine ftarfe ſlaviſche Partei fei, als 
aufrichtigfter FFriedenäfreund im Neichitadt eine Politit der Nichtintervention 
vereinbart, welche eine Mediation nicht ausichließe, die von allen Mächten 
unternommen würde. Wenn die Gelegenheit zur Mediation gegeben jei, 
werde England mit demfelben Nachdrud wie die andern Mächte zur Erhal« 
tung der Eintracht der Mächte beitragen. 


15. Juli. Die Regierung veröffentlicht ein zweites Blaubuch 
über die orientalifche Frage. 

26.—31. Juli. Unterhaus: Detailberathung der Schulvor- 
lage. Diejelbe wird fchließlich genehmigt, doch nicht ohne Modifi— 
cationen, die nicht gerade Verbefferungen genannt werden fünnen, 
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27. Juli. Beginn der Entrüftungg-Meetings über die türfi- 


chen Graufamfeiten in Bulgarien. 


Das Schon jeit längerer Zeit von den Männern abfoluter Nichtinter: 
vention und den Freunden der Aufftändiichen in der Zürfei borbereitete 
Meeting wird in London unter dem Vorſitze der Grafen don Shaftesbury 
unter Betheiligung einer Anzahl Parlamentsmitglieder, meift vom Tinten 

lügel der Liberalen Partei (unter Andern Mundella, Holms, Fawcett, 

oward, Maclaren), abgehalten. In den gefahten Nefolutionen wird das 
Verlangen nach ftrenger Neutralität und der Abjchen vor den von ben 
Türken verübten Graufamfeiten ausgeſprochen und außerdem bie Auffordes 
rung an die türfifche Regierung gerichtet, einem alle civilifirten Völker em: 
pörenden Treiben inhalt zu thun und den aufjtändiichen Provinzen die 
vollen Rechte der Selbftverwaltung zu gewähren. 


31. Juli. Unterhaus und Oberhaus: Debatte über die orien— 


talifche Frage. 

Im Unterhaufe liegen dem Haufe 4 Anträge vor. Zwei rühren 
von ber minifteriellen, zwei von der Oppofitionsjeite her, und alle vier gehen 
von unabhängigen Mitgliedern aus, die mit den Leitern ihrer Parteien nur 
in ziemlich loſem Zufammenhange ftehen. Die Gonfervativen find dieſes 
Mal zuerft auf dem Plate: Hr. Charles Bruce erflärt in feiner Motion, 
das Haus billige im Allgemeinen die Politit der Regierung bezüglich türki- 
Icher Angelegenheiten und hoffe, Ihre Majeftät werde berathen werden, einer: 
jeit3 die den beftehenden Verträgen jchuldige Achtung aufrechtzuerhalten, 
andererjeit2 aber auch all ihren Einfluß aufzubieten, um die allgemeine 
Wohlfahrt und gleichmäßige Sun ung der verſchiedenen Stämme und Be: 
fenntniffe, welche unter der Autorität der hohen Pforte ftehen, zu fichern. 
Hr. Forſyth, ebenfalld von den conjervativen Bänken, jagt in einem Amen: 
dement zu dieſem Antrage, das Haus erfenne mit Befriedigung bie Politik 
der Regierung und erkläre e3 für Pflicht derjelben, bei etwaigen Schritten 
zur Wiederherftellung des Friedens für die jlavijchen Provinzen der Pforte 
zureichende und wirkſame Garantien für gute und unparteiiiche Regierung 
ohne Rüdficht auf Abftammung und Glaubensbelenntnig zu erzielen. Der 
Hauptunterichied zwiſchen beiden Auträgen liegt darin, dab ber lektere Ga: 
rantien verlangt. Don der liberalen Seite erklärt dagegen Lord Edmond 
Fitzmaurice: das Haus billige die Weigerung ber Regierung, ſich dem 
Berliner Memorandum anzujchließen, bedaure aber, dab bdiejelbe den Ber: 
tragaämächten feinen Gegenvorichlag unterbreitet Habe, um ben Inſurgenten 
die Wohlthaten der Selbftverwaltung zu fichern. Weniger fcharf äußert fich 
Eir George Campbell, deſſen Antrag folgendermaßen lautet: „Das Haus 
weiß die Beweggründe der föniglichen Regierung bei ihrer Zurüdhaltung 
von thätiger Unterftüßung des Berliner Memorandums zu ſchähen, würbe 
jedoch bedauern, wenn durch dad Auftreten der brittiichen Regierung Maß: 
regeln gehindert würden, über welche fich die Hauptmächte Europa’3 etwa 
einigen würden, um einen Vertilgungskrieg der Racen und Belenntniffe in 
ber Türkei zu verhindern.“ 

Der Debatte voraus waren zwilchen den beiden großen Parteien, 
genaner geiprochen zwiſchen deren Geichäftzleitern Verhandlungen gegangen, 
welche den gewünjchten Erfolg gehabt Hatten. Unter ben vier Anträgen 
hatte nur einer, den ber vorgeichrittene liberale Lord Edmond Fitzmaurice 
eingebracht hatte, jo viel Schärfe bejeffen, daß er die ürage bed Vertrauens 
oder Mißtrauens in die Politik ber —— in den Vordergrund bringen 
konnte. Er äußerte nämlich Bedauern darüber, daß die Regierung nicht dem 
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von ihr abgelehnten Berliner Memorandum einen Gegenvorjchlag entgegen: 
geftellt habe. In der zwölften Stunde fand ſich der Antragjteller jedoch 
veranlaft, jeine Erklärung abzuändern und nach diefer Abänderung erſchien 
der glatte Ablauf der Debatte, der in der That fchon früher angenommen 
worden war, faum mehr zweifelhaft, und es fehlte daher von Anfang an 
die Spannung, mit welcher die Hörer den Reden folgen, wenn ein ernſtes 
politifches Treffen erwartet wird. Bruce ala erfter Redner weist zur Be: 
gründung jeined® Antrags nad, daß die Chriſten im der Türkei fich nach 
feiner Richtung hin ala beſſer vermöge ihrer Religion ala ihre mufelmänni: 
ſchen Zandaleute beiwiefen hätten, daß fie nicht ——— beſteuert ſeien als 
die Mohammedaner. Die Duelle der Erbitterung der Chriſten gegen bie 
Zürfen jucht er in dem Einfluß, den Rußland über die griechiiche Kirche 
übe, und in der Allianz der Chriften mit den Feinden der Türkei. Für 
Bulgarien und die übrigen Provinzen hält er jchon wegen der gemijchten 
Bevölkerung Autonomie Hr unmöglich und Beherrichung durch überlegene 
Macht für Notwendigkeit. Bezüglich der Worte des Grafen Andrafiy pro: 
teftirt er gegen den Anſpruch, daß die Norbmächte berechtigt jeien, ihren 
alleinigen Willen in der Türkei durchzufegen. Im Uebrigen müfje jede Ne: 
form zunächſt von jämmtlichen Mächten befürwortet und dann auch für die 
ganze Einwohnerichaft de3 türkifchen Reiches ftatt einfeitig nur für einen 

Heil in Ausficht genommen werden. Hanbury, der den Antrag Bruce’ 
unterftüßt, verweilt befonder3 bei der Hilfe durch fremde Sendlinge, die dem 
Aufftande in jehr bedeutendem Make zu Theil geworben jei. Als nächiter 
Redner läßt fich Forſyth, der Urheber des zweiten Antrages, vernehmen, 
ber ben beiden Vorgängern ihre Bi Laie are der Türken verweist und 
feinerjeit3 an der Pforte wegen ihrer Unverbeflerlichkeit auf dem Gebiete der 
Berwaltung kein gutes Haar läßt. Die einzige Rettung aus der heutigen 
Schwierigkeit fieht er in einer gemiſchten Ueberwachungscommiſſion von Con: 
fuln, die zu forgen hätte, daß die türfiiche Regierung ihren Verheißungen 
gerecht werde. Sollte auch dieſes Mittel nichts fruchten, jo bleibe nichts 
übrig ala ruffiihe und öfterreichifche Occupation, um auf dem Wege des 
Zwanges die Sache durchzufehen. Am Schluſſe ftellt er einen Antrag, ber, 
feinen Auseinanderjegungen entiprechend, Garantien für die Ausführung der 
türfiichen Verſprechungen fordert. Nun tritt Lord E. Fihmaurice mit 
feiner Motion hervor und billigt in feiner Rede die Ablehnung des Berliner 
Memorandums, um dafür anbererjeit3 lebhaft gegen die Politit der Iſoli— 
rung, welche England verfolge, Einipruch zu erheben. Holms, der ihm 
fecundirt, fieht die einzige Abhilfe in der Errichtung eines Staatenbundes 
um bie Türkei herum und will in bie neuen Schöpfungen auch Bulgarien 
einbegriffen jehen. MWirkliches Intereſſe erlangt die Erörterung erft, als 
Gladftone, der lekte Staatsmann aus jenem Gabinet, das in den Krim: 
krieg „hineingetrieben,* da8 Wort nimmt und einen Rückblick auf bie Ge: 
fchichte feit jenen Tagen wirft. Es wird in demfelben beſonders betont, daß 
man auf Rußlands Antheil in diefer ganzen Angelegenheit viel zu viel Gewicht 
lege. Rußland ſowohl ala Defterreich hätten ide Beftes zu Gunften des 
Frieden? gethan. Leider aber jeien alle Bemühungen an der Nichterfüllung 
der türkiichen Verheißungen geicheitert. Da diele Nichterfüllung weniger 
aus üblem Willen, ald aus der Machtlofigkeit der Regierung in Gonftan: 
tinopel entiprungen jei, räumt Gladftone weiterhin ein, gründet aber auf 
dieſes Zugeftändnig alsbald die Forderung von Garantien für gute und 
gleichmäßige Regierung, ohne Rückſicht auf Abjtammung oder Religion. Die 
—— tadelt er, weil fie ſich aus dem europäiſchen Concert zurückgezogen 
habe, ftatt in demſelben das Mittel zu ſuchen, dem Oſten die Ruhe wieder⸗ 
zugeben. Auf dem Boden des Berliner Memorandums Hält er eine Vers 
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ſtändigung für möglich. Uebrigens erfennt er die Schwierigkeilen, mit wel— 
chen die Regierung zu kämpfen habe, an, tritt aber dringend für die Noth— 
wendigkeit ein, das europäiſche Zuſammenwirken wieder herzuſtellen, um 
ſchließlich vollsthümliche Regierung und Selbſtverwaltung in der Türkei zu 
erzielen. Durch freundichaftliche Vermittlung jei Vieles zu leiften, noch ehe 
enticheidende Schläge im Felde geführt worden feien. Schließlich erflärt er 
fih für Aufrechterhaltung der türfiichen Integrität, bemerkt aber nochmals, 
er ziveifle an guter Verwaltung durch eine Gentralftelle in Conſtantinopel. 
Zur Entgegnung tritt der Premier Didraeli auf, der im Eingang mit 
ziemlicher häre bedauert, daß Lord E. Fitzmaurice nicht doch jeinen Anz 
rag in ber Form des Tadelsvotums belaffen Habe, wie der Vorredner in 
einer Weiſe gefprochen, die zu einem Tadelsvotum paſſe. Da inzwiſchen ein 
wirklicher Tadeldantrag nicht vorliege, jo habe er nicht die Politit der Re: 
gierung zu vertheidigen, jondern nur zu erflären: fie Habe zuerſt Anftand 
genommen, die Note des Grafen Andrafiy anzunehmen, habe ſich derſelben 
jedoch alädann angeſchloſſen, um nicht vom europäijchen Concert gejchieden 
zu werben. Allerdings ſei die Regierung, wie fie eine Politit der Nicht: 
intervention begünftige, in eine Sonderftellung gerathen, doch ftehe fie Heute 
nicht mehr allein, weil auch die übrigen Mächte Heute fich über Nichtintervention 
geeinigt hätten. Wohl habe das Minifterium da3 Berliner Memorandum 
abgelehnt und feinen Gegenvorichlag gemacht, allein welche Ausſicht Hätte 
auch ein ſolcher gehabt? Die brittiiche Flotte ſei nicht verftärkt und im 
die Beſika-Bai gelanot ‚worden, um die Dardanellen zu jchüten, fondern um 
brittiſche Intereſſen zu wahren und überhaupt ala Symbol brittifcher Auto: 
rität in jenen Gewäfjern zu dienen. Eine Drohung ſei keineswegs beabfich: 
fichtigt, fondern nur die Andeutung, daß feine Gebietöveränderung oder Berthei: 
lung in jenem Theile der Welt vorgenommen werden dürfe ohne Englands Bor: 
wiſſen und gen ig Die Türkei fei gegenwärtig in einen Bürgerfrieg 

verwidelt, und er jehe feinen Grund, warum England fi) einmiſchen follte. 

Falls eine günftige Gelegenheit jich biete, werde das Land übrigens bereit 

fein, in Nebereinftimmung mit jeinen Aliirten zu handeln, und er hoffe, 

daß aladann ihre Bemühungen mit Erfolg gekrönt würden, denn er glaube 

nicht, daß der heutige Zuftand lange anhalten könne. Ber Führer ber 

Dppofition, Marquis von Hartington, ber die Diäcuffion jchliekt, ift 

mit den Anfichten der Regierung einverjtanden, findet aber gegen ihre Politik 

Manches einzuwenden. Die an neutrale Regierungen gerichteten Vorftellun: 

gen ſchienen ihm nicht kräftig genug. Auch hätte er von einer zeitigeren 

Erörterung des Gegenjtandes gute Wirkungen erwartet. Die Abjendung ber 

Flotte nad) der Beſika-Bai habe viel Mikdeutung hervorgerufen, und ihm 

wäre eine offene, männliche Darlegung der brittiichen Politif Lieber gewelen. 

Antrag und Amendements hält er übrigens für gleich unnütz und empfiehlt 

fie fammt und ſonders zurücdzuziehen, was auch geſchieht. Die Erörterung 

ift damit erledigt. 

Oberhaus: Lord Stratheben Ienkt die Aufmerkſamkeit de3 Haufes 
auf die vorgelegte diplomatische Correſpondenz in der orientalifchen Frage 
und beantragt eine Rejolution, wonach fi) dad Haus bereit erflärt, alle zur 
Aufrechthaltung der Verträge von 1856 nothwendigen Mahregeln auf ſich 
zu nehmen. Im Laufe der Debatte fritifirt Granville die Politik der 
Regierung, erflärt, mit der Politit der Nichtintervention einverftanden zu 
fein, bedauert aber, daß die Regierung das Berliner Memorandum en bloc 
abgelehnt, und findet, die Neutralität der Regierung ſei für die Türkei eine 
wohlwollendbe. Lord Derby fpricht fich gegen den Antrag Stratheden’s aus, 
vertheidigt die Politit der Regierung gegenüber ben Ausftellungen Gran: 
ville's und weist die Beichuldigung zurüd, daß die Regierung eine der Türkei 
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wohlwollende Neutralität beobachte. Die künftige Politik der Regierung fei 
von den Sriegdergebnifien und der Möglichkeit, eine Cooperation der übrigen 
Mächte zu erlangen, abhängig. Die Regierung werde ihrerjeit? ed an An: 
ftrengungen nicht fehlen lafjen, daß feine nicht durchaus nothwendige Der: 
änderung eintrete, und fich in Verpflichtungen für weit gehende Projecte nicht 
einlafjen, jondern nur thun, was eine zufriedentellende dauernde Löſung ber 
gegenwärtigen Frage herbeiführen könne. Die orientaliidde Frage überhaupt 
anzuregen, fei leicht, diejelbe aber abzujcließen, jchwer. Die Regierung 
wünſche nicht, eine Gefahr zu laufen, wobei der europäilche Friede ohne 
Noth geitört werden könnte. Stratheden erklärt fi zur Zurüdziehung des 
Antrages bereit, was mit Acclamation genehmigt wird. 

Das Urtheil der Preſſe über die große Debatte, namentlich die des 
Auslandes, lautet nicht günftig. Die Welt weiß nunmehr nur, was fie 
ſchon vorher wuhte, was England nicht will, aber nicht, was England pofitiv 
will oder anftrebt. In den Erklärungen Disraeli's und Derby’3 ift Alles 
unbeftimmt und ziemlich mangelhaft. Das ſei nicht die Politik Caſtlereagh's 
und nicht die Ganning’s, es ſei ein Ziwitterding, auf Feilſchen und Handeln 
berechnet — eine Politik, die allzeit bereit jei, bald den Verhältniſſen etwas 
abzuzmwaden, bald fi von ihnen treiben zu lajjen; es jei eben die berühmte 
Politik der freien Hand. Tür das Ausland fei die Debatte dennoch von 
Intereſſe, wenn audy nur don negativem; man wiſſe, was das Gabinet nicht 
will und daß es nicht wife, was ed will. Das ſei die Formel für die Politik 
Disraeli's, und man dürfe wohl neugierig fein, ob es mit derjelben Afliixte 
finden oder auch nur das Einverſtändniß zwiſchen den Mächten zu Etande 
bringen werde, auf das Zisraeli und Derby noch Hoffen. Defterreich werbe fich 
einer ſolchen Politit Englands mit Vertrauen wenigſtens nicht anjchließen 
können. 


1. Auguſt. Da die Türkei feine Fonds für die Bezahlung 
der Coupons der von ihr gemachten, von England und Frankreich 
garantirten Anleihe von 1855 angewieſen hat, jo werden diefelben 
vorerft von der englifchen Regierung, immerhin unter Regreß an 
die Pforte, bezahlt. 

2. Auguft. Eine VBerfammlung von Delegirten Tiberaler Ver: 
eine protejtirt gegen die Schulvorlage der Regierung, namentlich gegen 
die neuen Abjchnitte, welche von den Freunden confejfionellen Untere 
richts in das Geſetz Hineingebracht worden feien und fordert von den 
Führern der Oppofition im Unterhauſe weiteren Widerjtand gegen 
die Vorlage. Diefelben lehnen einen folchen jedoch als ausſichtslos 
ab, zumal das Geſetz felbjt in der heutigen Gejtalt doch einen be= 
deutenden Fortſchritt auf dem Gebiete de Unterrichtsweſens darftelle. 

5. Auguft. Unterhaus: genehmigt in dritter Lefung die Schul- 
vorlage der Regierung mit den in zweiter Leſung bejchlofjenen Mo— 
dificationen ohne großen Widerftand der Oppofition. Ebenfo wird 
der für die Miffion Cave nach Aegypten geforderte Credit bewilligt. 


Cave vertheibigt feinen Bericht und hebt hervor, daß der Khedive bei 
ſparſamer Verwaltung, wie er fie beabfichtige, immer feinen Berpflichtungen 
genügen könne, wenngleich die Schuldenlaft Aegyptens jeit Erftattung des 
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Berichts fich abermals vermehrt habe. Lowe gegenüber, der behauptet, Cave's 
Miifion Habe den ägyptiſchen Credit ruinirt, tritt auch der Schapfecretär 
Sir Northeote für Cave's Miffion ein. 


7. Auguft. Unterhaus: Die Regierung wird wegen der in 
Bulgarien von den Türken begangenen barbarijchen Graufamfeiten 
interpellirt und muß zugeben, daß nach den Berichten des engliſchen 
Gefandtjchaftsfecretärd Baring von den Türfen in Bulgarien nicht 
weniger ala 60 Dörfer eingeäjchert und über 12,000 Chriſten er- 
mordet worden jeien. Der erjte Bericht der „Daily News“ wird 
dadurch im Großen und Ganzen amtlich bejtätigt. 

Die gegen dieſe Barbarei ins Werk gejehte Agitation Ichlägt 
in der Öffentlichen Meinung über alles Erwarten ein. Bon diefem 
Tage bis zum 28. Sept. finden in den verjchiedenen Theilen des 
Königreich! nicht weniger ala 268 ſog. Entrüftungsmeetings ftatt. 

12. Auguſt. Disraeli wird von der Königin zum Grafen von 
Beaconsfield ernannt. Die öffentliche Meinung ift damit einver- 
ſtanden und jelbjt die Oppofitionzprefje enthält fich jeder hHämijchen 
Bemerkung. 

15. Auguft. Schluß des Parlamentes. Thronrede der Königin. 


Die Sejfion gehört nach den übereinftimmenden Urtheilen aller Par: 
teien zu den an großen Maßregeln unfruchtbarften, wenn auch im Einzelnen 
mancher kleine Fyortichritt der Geſetzgebung erzielt wurde. Die meifte Zeit 
wurde durch abjolut unfruchtbare nterpellationen bez. der orientalifchen 
Trage vertrödelt. 


6. September. Gladjtone veröffentlicht eine Boſchüre über 
die Gräuelthaten in Bulgarien. In derjelben wird ausgeführt, dag 
einer Erneuerung folcher Vorgänge nur vorgebeugt werden könne, 
indem Bosnien, die Herzegowina und Bulgarien der türkilchen Ver— 
waltung entzogen würden. England müſſe vereint mit den anderen 
Mächten hierauf hinwirken. Gladftone geht jo weit, geradezu die 
Austreibung der Türken aus Europa zu fordern: „Mögen die Türken 
jet ihre Mißbräuche in der einzig möglichen Weile fortichaffen, in— 
dem fie fich ſelbſt fortſchaffen!“ 

8. September. Bei einem Bankett in Sheffield empfiehlt 
Hartington, der gegenwärtige Führer der Oppofition, die baldige 
Berufung des Parlaments und führt aus, die orientalifche Frage 
Jolle nicht durch Krieg gelöft werden, fondern durch Vermittlung der 
Großmächte. Die Löfung ſei ſchwierig, aber unerläßlich. England 
müfle aufhören, alle Echritte abzulehnen, die nicht von ihm aus— 
gingen. 

9. September. Lord Stratford de Redeliff zeichnet in einem 
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Briefe an bie Times die neuen Umriffe einer orientalifchen Politik 
Englands. 

„Um bie vorhandenen Schwierigkeiten zu beficgen, muß nothiwenbiger« 
weiſe ein Drud von Außen ftattfinden, der dem Widerftande von Innen 
überlegen ijt. Ein wohlbelanntes Sprichwort jagt: „Einigkeit macht ftarf.* 
Eine von den ſechs chrijtlichen Mächten, welche den Bariler Vertrag unter: 
zeichneten, geführte Vermittlung würde natürlich einen ganz andern Eindrud 
machen, alö der Rath einer einzigen freundlichen Regierung, felbft wenn er 
mit dem höchften Grade von Wahrheit und Ernfthaftigkeit ertheilt würde. 
Es bleibt nur übrig, zu unterfuchen, ob in bem gegenwärtigen Falle eine 
berartige Gombination moraliſch era: und thatfächlich erreichbar fein würde. 
Mir jcheint fie beides zu jein. ß fie, wenn fie nicht ſchon verabrebet ift, 
ohne Schwierigleit verwirklicht werden dürfte, läßt wenig Zweifel zu. Die 
Anbdrafiy’ihe Note wurbe von ben fechd Mächten janctionirt und befürtvortet, 
und die Weigerung Englands, die Berliner Vorfchläge zu unterftühen, hatte 
ein allgemeines Gefühl ber durch den Mangel an Einigkeit verurfachten Uns 
—— zur Wirkung. Es iſt nahezu unmöglich, daß die Mächte der Chriſten⸗ 
heit Türken, jo triumphirend er auch fein mag, erlauben können, wieder 
ſein Joch über die Naden irgend welcher emancipirter Provinzen zu werfen. 
Es ift viel Grund vorhanden zu glauben, daß eine Kette autonomer, obwohl 
vielleicht dem Sultan noch immer tributpflichtiger Staaten vom Schwarzen 
Meer bis zum adriatiichen Meer mit Bortheil für diefen Potentaten jelber 
ausgedehnt werben bürfte. Aber auf alle Fälle ift die bloße Idee ber Wieber: 
einjegung der türfijchen Mikwirthichaft in Orten, die einmal davon gefäubert 
worden, einfach empörend. Welche vertraggmäßigen Bedingungen auch das 
Rejultat der Vermittlung fein mögen, fo ift es klar, daß fie wenig Werth 

gen würben, er ihre Ausführung nicht durch irgend etwas Wirkungss 
volleres ala bloße türkifche Autorität gefichert wird. Es wäre gut, wenn 
bie Punkte der Uebereinkunft durch eine Convention feftgeftellt und Limitirt 
würden. Eine gemifchte Commiſſion von Mitgliedern, ernannt von den ber» 
fchiedenen Parteien, dürfte mit der Aufgabe betraut werden, die Ausführung 
der Reformen zu überwachen und ihren xeipectiven Regierungen Berichte 
darüber zu erftatten. Das Facit meiner Meinung ift, den Krieg in ber 
Türkei durch einen Frieden zu jchließen, ber die Türken in Konftantinopel 
lafjen würde unter agsbedingungen mit den Großmächten der Ehriften: 
beit.” — — 

10. September. Auf einem Entrüftunggmeeting in Blafheath 
verlangt Gladftone geradezu, daß England und Rußland zufammen- 
wirfen follen, um die nothwendigen Reformen in den chriftlichen Pro- 


vinzen ber Türkei von diefer zu erzwingen. 


11. September. Aus der Antwort Lord Derby’3 auf die An— 
jprachen zweier Deputationen bez. der Politit Englands in der orien- 


talijchen Frage ergibt fich, 
daß die englifche Regierung nad) wie vor an dem Grundfaß feſthält, 
daß troß allem, was in Bulgarien dorgefallen, und was die liberalen Mee— 
tings fprechen und beichließen, die Nothwendigleit der Erhaltung ber Türkei 
ortbefiche, und daß bieje Erhaltung durch das Intereſſe Englands geboten 
ei; daß ferner der Plan, bie Türken aus Europa zu vertreiben, nur zu noch 
Beren Gräueln führen müßte, ala es die vielbeflagten bulgarian atrocities 
nd. Dagegen wird England für die Bevölterungen der Türkei thun, was 
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e3 für eine freiheitliche Entwidlung berfelben thun kann, ebenfo bie Be: 
ftrafung ber verübten Sraufamlkeiten verlangen und Vorkehrungen gegen ibre 
Wiederholung fordern. 

16. September. Gladſtone veröffentlicht ein langes Schreiben, 
worin er die Neußerungen Derby’3 vom 11. d. M. einer fcharfen 
Kritik unterwirft und die Anflagen gegen die Regierung aufzählt: 

Die Minifter Hätten bie Verpflichtungen, welche gegen Untertanen 
bed Eultand, namentlich gegen die chriftlichen, aus dem Krimkriege erwachien, 
nicht anerfannt, die Einigung der europäiichen Mächte, wodurch allein eine 
befriedigende Löfung erreichbar geweſen, verhindert, die Pläne anderer Staaten 
über den Haufen geworfen, ohne Andere? an deren Stelle vorzujchlagen, 
und dadurch den Kriegsausbruch beichleunigt. Durch die Abjendung bes 
Geſchwaders nach der Beſika-Bai, welche ohne Erläuterung erfolgt fei, und 
durch die Erhöhung des Geſchwaders zu einer Flotte nach der Berübung der 
ſchlimmſten bulgarijchen Greuel, habe das Minifterium, welche immer auch 
feine Abficht geweſen, ber Pforte wirklich eine moraliſche und materielle 
Unterfiügung geliehen. Rußland könne nur dburdy Gewährung von Frei: 

iten an bie chriftlichen Völlerſchaften ferngehalten werden. Wenn Derby 
ehaupte, die Regierung fei nicht prinzipiell Verfaffungsänderungen in der 
Türkei entgegen, was habe fie denn zu deren ing. ethban? Wenn 
Derby ſage, er wolle feinen unfruchtbaren Vorjchlägen han: io ſei 
bieß die nämliche Haltung, wie bei dein Berliner Memorandum; er vereitle 
nämlich Vorſchläge Anderer, ohne etwas an deren Stelle zu ſehen. Wenn 
Derby von der Einigkeit ber Mächte in den Friedenswünſchen ſpreche, jo 
ehle eine Andeutung über die Einigkeit bezüglich der Anfichten über die Art 

3 Friedens. Diefe Einigkeit fei nur durch die Belchrung der engliichen 
— ——— Bezüglich der Wiederholung der Greuel ſei anftatt Pro: 
tefte ein Machtivort an die Türkei Seitens der Mächte zu richten. „Es ift 
Zeit — ruft Gladftone am Schluffe — gegen diefe Protefte Proteft einzu: 
legen, weil diejelben zu einem ſyſtematiſchen Schwindel hinabzuſinken drohen. 
Es ift die höchſte Zeit zu erklären: „Ihr müßt.“ Europa befinire jorgfältig, 
wa? Recht ift, und bringe e3 dann zur Ausführung, und England über: 
nehme die Rolle des Wagenlenkers ftatt des Hemmſchuhes. Bor zehn Tagen 
hoffte ich, die Regierung werde den nöthigen Anfto von der nationalen 
Bewegung erhalten. Diefe Hoffnung bat fich nicht erfüllt, und ich fchliehe 
mich Heute herzlich Lord Hartington’s Anficht an, daß eine Herbitjeifion des 
Parlaments unbedingt nöthig fei.“ 


20. September. Die amtliche Zeitung veröffentlicht den Be— 
richt des englijchen Botjchaftsfecretärd Baring in Konftantinopel. 
Der Bericht ftellt jehr ausführlich die Entjtehung und den Verlauf 
der aufjtändifchen Bewegung dar und verlangt eremplarifche Be— 
ftrafung der höchſten türkifchen Beamten in Bulgarien, die für 
das Blutbad verantwortlich feien, während die türkifche Regierung 
benfelben ſogar Orben dafür ertheilt Habe. Der englifche Gefandte 
in Konftantinopel, Sir Elliot, erflärt die laut gewordene Entrüftung 
für jehr berechtigt. Die Art und Weile, ben Aufftand zu unter 
drüden, ſei Höchft unmenfchlich geweſen; für jeden Schuldigen hä 
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21. September. Lord Derby richtet, geftüßl auf den Bericht 
Baring über die türkifchen Gräuelthaten in Bulgarien, eine Depejche 
an ben Vertreter Englands in Konftantinopel, in der er fich ener- 
gifch gegen ſolche Gräuel ausfpricht und ſowohl Genugthuung für 
die Bevölkerung, als ftrenge Beltrafung der oberften türfifchen Be— 
amten, welche jene verjchuldet haben, fordert. 


23. Eeptember. Gladftone Hält in ber Grafichaft Durham 
eine neue Rede über die Stellung Englands zu der orientalifchen 
Frage, in welcher er erflärt, die Conjervativen müßten die Regie— 
rung in die Richtung drängen, die die Öffentliche Meinung einge- 
fchlagen, fonft würden die Liberalen aus dem gegenwärtigen Stande 
der orientalifchen Frage einen Parteivortheil ziehen. Englands 
Gewicht ſei bisher in die unrechte Wagfchale geworfen worden. 


— Geptember. Während des ganzen Monats find die Mee— 
tings gegen die türkifchen Gräuel in Bulgarien und gegen die tür- 
tenfreundliche, ruffenfeindliche Politit des Gabinet3 Disraeli in allen 
Theilen des Landes fortgegangen und haben augenfcheinlich die Hal— 
tung des Gabinet3 beeinflußt und bdafjelbe in feiner bisherigen 
Haltung fowohl gegenüber der Türkei, als gegenüber Rußland ge- 
lähmt, ohne e8 doch zu einer grundjäßlichen Modification feiner 
Stellung zu bewegen, obgleich offenbar auch ein Theil der Eonfer- 
vativen von ber Bewegung mit fortgerifjen worden ijt. Der Lon- 
doner Gorrejp. eines deutſchen Blattes meint bereit? in richtiger 
Vorausſicht: „Sollte, worauf alle Anzeichen Hindeuten, Rußland 
activ auftreten und England ifolirt werden, jo darf fich das Gabinet 
von St. James diejen politifchen Selbjtmord jelbjt zufchreiben. Es 
hätte Beacondfield nur ein Wort gefoftet und er wäre zu gleicher 
Zeit der Führer der Nation und der Herr der Action gewejen; da— 
durch, daß er nicht zur rechten Zeit umgekehrt, hat er dem Erb- 
feinde Englands in die Hände gearbeitet.“ 


3. October. Die öffentliche Meinung beginnt in Folge der 
ruſſiſchen Miffion Sumarokoff’3 nach Wien, durch welche Rußland 
verräth, daß es eine Decupation Bulgariens anjtrebt, indem es 
Defterreich einladet, feinerjeit3 gleichzeitig Bosnien zu bejegen, ums 
aujchlagen. 

4. October. Ueber die Thätigfeit der Gejellichaft zum Bau 
des Ganaltunnel® im Jahre 1875 Liegt ein Bericht vor, welcher 
eine Geſammtausgabe von 61,000 Fr. nachweilt. Die Gejellichaft 


2u* 
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hat in jenem Jahre 1522 Lothungen vornehmen laſſen. Die endgiltige 
Bildung der Actiengefellichaft it, dem Berichte zufolge, in Franf- 
reich wejentlich weiter vorgefchritten ala in England. Zum Schluffe 
conftatirt der Bericht, daß die zu den Vorarbeiten nöthige Summe 
von zwei Millionen Francs noch nicht aufgebracht worden ift. 


14. October. Eine Anzahl liberaler Blätter beginnt die all- 
zu lebhafte Agitation Gladftone’3 gegen die Regierung und für 
eine Verftändigung mit Rußland mit wachjender Entjchiedenheit zu 
verläugnen. 

19.—24. October. Minifterräthe in London und in Balmoral 
über die Kriegafrage gegen Rußland. Die Blätter wollen willen, 
daß zwar fein befinitiver Beſchluß gefaßt worden fei, daß aber bie 
Regierung nicht geneigt ſei, fih in einen Krieg mit Rußland zu 
ftürzen ohne die Allianz einer andern Großmacht, wozu offenbar 
feine geneigt ift. 

19. October. Die Times plaidirt für ein englifch-deutjches 
Bündniß wider Rußland. Die deutjche Preſſe lehnt jedoch das An— 
erbieten ihrerfeits entjchieden ab: Deutjchland habe Feine Luft, für 
England und feine Intereffen die glühenden Kohlen aus dem Ofen 
zu holen, — für England, da8 überhaupt ein ſehr unzuverläfliger 
Bunbdesgenofje wäre. 

21. October. Der englifche Botjchafter in St. Peteröburg wirb 
beauftragt, ſich nach Livadia, wo fich der rufliiche Kaifer 3. 3. auf 
hält, zu begeben und dort bi zur Rückkehr deflelben nach St. Pe- 
tersburg zu bleiben. 

21. October. Der wenigſtens theilweife Umfchlag ber öffent» 
lihen Meinung ſpricht fi) darin aus, daß vielfach conjervative 
Meetings für die orientalifche Politit der Regierung die früheren 
liberalen gegen die Regierung abzulöfen beginnen. 

— October. Bei dem Beginne des Studien-Termins in 
Cambridge ift der Zudrang junger Damen fo groß geweſen, daß 
Girdon Gollege und Newham Hal fie nicht aufnehmen können und 
viele fich eine andere Wohnung Haben fuchen müfjen. . 


— October. 63 zeichnet den Umfchwung der Stimmung, 
daß zwei liberale Peers, die Lords Stanley of Alderley und Fih- 
william in offenen Bufchriften für die Politit des Minifteriums 
gegen die Agitation Gladftone’s, die einem Xheile der Liberalen 
Partei entjchieden zu weit geht, eintreten. \ 
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— October. Die Regierung Hat für alle fälle gewiſſe 
Rüftungsmaßregeln getroffen. Der vom abeffinifchen Krieg bekannte 
General Napier, der jüngft zum Gouverneur von Gibraltar ernannt 
worden, harrt dort täglich auf die telegraphifche Ordre, ſich an die 
Spitze de3 Armeecorps zu ftellen, welches ihm angewieſen werden 
wird. Als Bortrab würden die beiden Garnifonen von Gibraltar 
und Malta dienen, welche dann wahrfcheinlich durch Miligen von 
England erjeßt werden dürften, wie dieß während des Krimkrieges 
auf den jonijchen Inſeln der Fall war. Doch belaufen fich diefe 
beiden Garnifonen nur auf etwa 12,000 Mann. Dagegen ftehen 
zwei Armeecorps zur Einjchiffung bereit, da8 eine in England, das 
andere in Indien — angeblih, um nach China transportirt zu 
werden, wenn mit dem bimmlifchen Reich ein Krieg ausbrechen 
follte. 

2. November. Lord Loftus, der brittifche Botjchafter am ruf» 
fifchen Hofe, berichtet über eine Unterredbung, die er an diefem Tage 
in Livadia mit dem ruffichen Kaifer Hatte. 

Kaifer Alerander erflärte danach dem englifchen Botjchafter: „Wenn 
Europa gelonnen wäre, fi) die wiederholten Zurüdweifungen Seitens der 
Pforte gefallen zu laſſen, jo könne doch er es nicht länger mit der Ehre, 
der Würde oder den Intereſſen Rußlands vereinbaren. Er wünſche fehns 
Lichft, fich nicht von dem europäiichen Goncerte zu trennen, aber der jetzige 
Zuftand ber Dinge fei unerträglich und dürfe nicht länger fortdauern, unb 
wäre Europg nicht bereit, mit igfeit und Thatkraft zu handeln, jo mü 
er e3 allein thun.“ Der Botichafter fügt bei: „S. 4 verpfändete fein 
heiliges Ehrenwort in ber erniteften und ——— iſe, daß er nicht 
die Abſicht habe, Konſtantinopel zu erwerben, und daß, wenn die Nothwen⸗ 
digkeit ihm zur Beſetzung eines Theils der Bulgarei nöthigen follte, dieß 
nur vorläufig fein würde, bis der Friede und bie Sicherheit der chriftlichen 
Bevölkerung gefeftigt ſeien.“ (S. unter Rußland.) 

8. November. Die Regierung ernennt ben Minifter für In- 
bien, Lord Saliabury, zum außerordentlichen Bevollmächtigten Eng- 
lands bei der bevorftehenden Konferenz ber Großmächte in Kon— 
ftantinopel bez. ber orientalifchen frage neben dem Botjchafter 
Eir H. Elliot. 

9. November. Der Minifterpräfident Lord Beaconäfield 
(Disraeli) hält beim Lordmajorsbankett in London eine Rebe, die 
gewaltige Aufjehen erregt, da er darin Rußland geradezu heraus- 
zufordern fcheint. 

Disraeli wirft darin zuerft einen Rüdblid auf den ganzen Derlauf 
ber orientaliſchen Frage feit der Mitte des Jahres 1875 und die Haltum 
England berfelben gegenüber und fährt dann fort: „... Ich will mich 
nr über das verbreiten, was fpäter vorfiel. Es gereicht una zu großer 

tedigung, dab ein Waffenftillftand endlich erlangt worben ift. Er babe 


310 Grofbrittennien. (Nov. 20.) 


viel über ein Ultimatum gehört — das ift ein häßliches Wort - -, wenn 
wir und bemühen, eine friedliche Löfung herbeizuführen. Allein ich glaube, 
da3 Ultimatum war in biefem falle ähnlich einer Klage wegen einer uld, 
welche bereit ganz bei Gericht eingezahlt war. Sobald ein Waffenftillftand 
vereinbart war, machte Ihrer Maj. Regierung Europa ben Vorſchlag, daß 
ein Gongreß zufammentreten möge, um dieſe Den in Erwägung zu ziehen 
und jene Regelung herbeizuführen, welche alle Menfchen von befonnener und 
emäßigter Denktungsart ın allen Ländern zu erzielen fo beforgt find. Es 
Meint uns, daß diefe Gonferenz auf einer breiteren Baſis flattfinden follte, 
ala die, welche durch die bloße Verſammlung von Tiplomaten, die oft eine 
zu locale und befchräntte Anſchauung von Dingen und nicht immer, wie ich 
glaube, zur Pflege eines zu Herzlichen Einvernehmens haben, gewährt wer— 
den würde. Um demnach in dieſe Gonferenz etwas K ere und breitere 
Anschauungen zu bringen, haben wir vorgeichlagen, daß jede der Mächte bei 
diefer Gelegenheit durch einen außerordentlichen Botichafter, ſowie durch ben 
ftändigen Botichafter vertreten fein jollte. Und zu diefem Zwecke bat Ihre 
Majeftät geruht, meinen edlen Freund, den Marquis von Salisbury, zu ih: 
rem Dertreter in die Gonferenz zu ernennen, und ich bin autorifirt zu in 
daß nunmehr fämmtliche Mächte beſchloſſen Haben, ſich an derfelben zu bes 
theiligen. Mein edler Freund befitt das vollftändige Bertrauen feiner Eol: 
legen, und ich zweifle nicht, daß er alle feine Fähigkeiten —— und au3: 
üben wird, um jenen dauernden fyrieden in Europa herbeizuführen, der, wie 
alle Staatämänner übereinjtimmen, am Beiten durch ein halten an ben 
eriftirenden Berträgen gefichert werden kann, wohl wiffend, daß die Unab— 
hängigfeit und territoriale Integrität der Türkei nicht durch bloße Feder: 
und Zinten-Arbeit gefichert werden ſolle. Falls nicht bie große Maſſe bes 
Volkes findet, daf fie unter einer Regierung lebt, die ihre Wohlfahrt ftubirt 
und ftolz auf ihre Wohlfahrt ift, muß jelbft die Unabhängigkeit und Inte— 
grität eine? Landes verſchwinden. Aber ich Hoffe, daß wir bei der gegen: 
mwärtigen Stimmung Europa’3 im Stande fein werden, die erftrebten Zwecke 
zu erreichen ohne jenen fürchterlichen Appell an ben Krieg, von bem wir, 
wie ich denke, zu Häufig und zu viel gehört haben. Es gibt fein Land, das 
an ber Erhaltung bes Friedens fo interelfirt ift, ala England. Friede ift 
fpeciell eine engliſche Politit. Es ift feine amgriffäluftige (aggressive) 
Macht, denn es ıft nichts vorhanden, was es wünſchen könnte. Es begehrt 
feine Städte, feine Provinzen. Aber, obwohl die Politit Englands der 
— iſt, gibt es kein Land, das ſo gut für einen Krieg vor— 

ereitet iſt, wie dad unſrige. Was es wünſcht, ift, das beiſpielloſe 
Reich, dad es aufgebaut hat, und das, wie es ſich mit Stolz erinnert, eben 
fo jeher duch Sympathie wie dur Macht eriftirt, aufrecht zu erhalten. 
Wenn es fi auf einen Kampf in einer gerechten Sache einläßt — und ich 
glaube nicht, daß England einen Krieg führen wird, ausgenommen für eine 

erechte Sache — wenn ber Kampf einer ift, der feine freiheit, feine Unab— 
Bängigteit oder fein Neich berührt, find feine Hülfsquellen uner: 
ihöpflid. Es ift fein Land, das, wenn es fich auf einen Krieg einläßt, 
fi zu fragen bat, ob e3 einen zweiten oder einen britten Feldzug ertragen 
kann. Baht ed ſich auf einen Feldzug ein, fo wird e3 nicht 
eher endigen, ala bis Gerechtigkeit geübt ift.“ 

20. November. Lord Salisbury geht nach Konftantinopel 
ab und zwar über Paris, Berlin, Wien und Rom, um fich vorher 
noch überall mit den Teitenden Staatsmännern über die Sachlage 
und die Möglichkeit einer Berftändigung aller Großmächte zu be= 


nehmen. 
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8. December. Abhaltung einer ſog. nationalen Conferenz zur 
Erörterung der oriental. Frage in der St. James Hall zu London. 
Es nehmen an derjelben über taufend mehr oder weniger herbor= 
ragende oder doch angejehene Perfönlichkeiten aus allen Theilen 
Englands Theil. Die eigentlichen Beranftalter der Demonftration 
gehören indeß meift dem Linken Theil der Liberalen Partei an. 
Gladſtone geht darin mit ihnen. 

Dem erften Theil der Eonferenz präfidirt der Herzog v. MWeftminfter. 
Den Hauptgegenftand der Reden bilden die Mißregierung in der Türkei, bie 
von ber Norte zu verlangenden Reformgarantien und bie Protefte gegen 
einen Krieg Englanda für die Türkei; fchlieklich wird eine einzige Rejolution 
angenommen, welche die Bildung eines Gomite’3 zur förderung der Zwecke 
der Gonferenz vorſchlägt. Der Herzog dv. Weftminfter hebt hervor: er ers 
blicke ben — —— der Conferenz in Förderung eines freundlichen Zus 
ſammenwirkens Englands und Rußlands, wodurch die Hoffnung der Türkei, 
baß fie jedenfall® auf die Unterflühung Englands rechnen könne, zerftört 
werde; nöthigenfalla müßlen engliihde Schiffe und Truppen gegen die Türkei 
geſendet werden. Dem zweiten Theil präfibirt Lord Shaftesbury. Derſelbe 
hält eine längere Rebe, worin er ſich in antitürfiichem Sinne ausſpricht, 
gegen Fortdauer ber türkiſchen Herrſchaft in dem chriftlichen Provinzen auf 
tritt umd vorſichtiges Zufammengehen mit Rubland verlangt. Gladſtone 
führt aus, dad Land mihbillige die die Türkei begünftigende Politik, für 
welche Diöraeli perlönlich verantwortlich fei. Die Türlkei Habe den Parifer 
Vertrag verlegt und vernichtet, die engliiche Regierung habe die Türkei da: 
zu ermuntert. Der abloluten ottomonischen Suprematie in Bulgarien, Bos⸗ 
nien und der Herzegowina müſſe ein Ende gemacht werden, wozu frembe 
Sintervention unbedingt nothiwendig ſei. Gladftone ſpricht ſich anerkennend 
über den Ezaren und das ruſſiſche Bolt, mißtrauifch nur gegen bie ruſſiſche 
Militärpartei aus und fchliekt mit der Erklärung, England müſſe zum Des 
freiungswert im Drient beifteuern. 


28. December. Die englifche Flotte verläßt auf Befehl des ” 
Lords Ealisbury die Beſika Bay und geht nach Athen, ausgeſpro—⸗ 
chener Mafen, um ber Pforte gewiffermaßen Hanbgreiflich zu zei= 
gen, daß fie auf den Beiltand Englands nicht zählen dürfe, wenn 
fie den Forderungen der Gonferenz in Konftantinopel Wibderftand 
leiften werde. 


4. Zrankreid). 


1. Januar. Der Neujahrsempfang geftaltet fih für ben 
Marichall-Präfidenten der Republik jehr anftrengend. Anftatt ben 
Präfidenten der bisherigen Nationalverfammlung, der im Rang 
über ihm fteht, nach Paris, wie er e8 bequemlichkeitshalber gewünscht, 
fommen zu lafjen, zwingen ihn die Gonjervativen, ſchon am Morgen 
früh nach Verſailles zu fahren, um dem Herzog d'Audiffret-Pasquier 
bie erfte Aufwartung zu machen. Nach Paris zurüdgelommen, bat 
er gerade noch Zeit, ein amerifanifches Frühſtück ftehend einzuneh- 
men, um dann das diplomatijche Corps ⁊c. zc. zu empfangen. 

2. Januar. Troß aller mündlichen Inftructionen des Mini» 
fterpräfidenten Buffet an ſeine Präfecten beflagen fich diefelben, 
noch feine fchriftlichen, überhaupt noch feine beftimmten, bindenden 
Inſtructionen bez. der officiellen Gandidaturen erhalten zu haben, 
fo daß fie zwijchen dem Liberalen und republifanifchen Yuftizminifter 
Dufaure, der blau jagt, und dem reactionären und clericalen Mini«- 
fterpräfidenten und Minifter des Innern Buffet, der in allen Far— 
ben der focialen Gefahr fpielt und zufammentmwürfelt, noch immer 
nicht wiſſen, woran fie fich zu halten und wie fie die officielle Can— 
didatur zu verftehen haben. Die Haltlofigkeit und der Wirrwarr 
unter den Gandidaten der Regierung ift daher groß. Doch jtellt 
Buffet in feiner Perfon da3 erjte Modell der Amtscanbibatur auf 
und zwar für den Genat in feinem Departement der Vogeſen. 

7. Januar. Buffet ftellt „im Namen der Regierung“ bie 
antirepublifanifche (bonapartiftiiche) Candidatur des Marſchalls 
Canrobert auf und ſetzt ſich auch über den formellen Beſchluß der 
Nat.Verſammlung hinweg, der jedem Beamten, alſo auch dem 
Minifter des Innern verbietet, fich in die Wahlen einzumifchen. 


Buffet u nämlich jet ein Mitteldden gefunden. den einzigen libe⸗ 
ralen Artikel, den die Afjfembl& in das Dufaure’fche Preßgeſetß eingefügt, 
illuforifch zu machen. Diejer Artikel befagt, daß die Admintftrativbehörben 
künftig nicht mehr das Recht haben, den Verkauf und die Vertheilung von 
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Journalen auf Öffentlicher Strahe zu unterlagen. Nun aber hat Hr. Buffet 
in einem an die Präfecten gerichteten Girculare demonftrirt, daß der Stra: 
Benverläufer von Journalen ein Golporteur ift und nach einem Geſehe von 
1849 die Präferten den Golporteuren den Gewerbebetrieb nur unter ber 
jpeg Kader jollen, daß bie zu colportirenden Bücher und Schriften 
in einem Verzeichniß, das ber Behörde zuvor vorgelegt fein muß, beftimmt 
enannt und aufgeführt find. Hiernach braucht aljo ein Präfect nur ein 
Fach die Autorifation zum Gewerbebetriebe zu verjagen, wenn Jemand ihm 
ein ſolches Verzeichniß vorlegt, in dem ein republikaniſches Journal enthals 
ten ift. Und da da3 neue Preßgeſeß nicht allein die Golporteure, welche 
eine Gontravention begehen, ſondern auch ihre „Gomplicen” zu belangen 
erlaubt, jo wird fich auch gegen bie Redacteure und Geranten republitani: 
fcher Blätter ala gen die Gomplicen ftrafbarer Golporteure gerichtlich ein: 
fchreiten lafien. So bie Theorie Buffet's. 


8. Januar. Gin Artikel des „Figaro“ gegen den Tyinanz- 
minifter Leon Say, der dem Minifter des Innern Buffet jelbit zu= 
gefchrieben wird, verurfacht eine Minifterkrifis. Die beiden republi= 
fanifchen Miniſter Dufaure und Leon Say geben ihre Entlaffung 
ein. Mac Mahon nimmt fie indeß nicht an und die Krifia wird 
wieder beigelegt. 


Unter der Ueberſchrift „Ein Scandal“ erjcheint nämlich im „Tyigaro“ 
ein anonymer Artikel, in welchem der Finanzminiſter Leon Say auf das 
beftigfte angegriffen wird, weil er als Gandidat für den Senat im Depar: 
tement Seine et Dife angeblich mit offenen Feinden ber Regierung gemein: 
ſchaftliche Sache gemacht habe. Leon Say hat nämlid mit Feray und 
Gilbert:Boucher ein gemeinfames Wahlichreiben an die Senatoren: Wähler 
erlaſſen, welches offen für die Republik eintrat mit ben Worten: „Wir be: 
trachten die Revifionzclaujel als eine für die Verbefjerungen des republifa: 
nifchen Regime’3 offengehaltene Thür, und nicht ala ein Mittel, in diefelbe 
Breſche zu legen oder fie umzuftürzen.“ ie Minifterfrifid endet zur 
Genugtduung des republifaniichen Finanzminiſters, der nicht, wie Buffet 
gewünjcht Hätte, feine Verbindung mit ben 88 Feray und Gilbert:Boucher 
1d3t und fein mit ihnen erlaſſenes Wahlfchreiben zurüdnimmt, fondern das» 
jelbe vielmehr troß Buffet in allen Theilen aufrecht Hält. 


13. Januar. Der Marfchall-Präfident erläßt bez. ber be= 
vorftehenden Wahlen zu beiden Kammern folgendes Manifelt: 

Franzöſiſche Republit. zen Zum erften Mal ſeit rg 
Hahren jeid Ahr zu allgemeinen hlen einberufen. Ihr Habt vor fün 
Fahren die Ordnung und den Frieden gewollt. Ihr Habt fie mit 
den jchwerften Opfern, durch bie furchtbarften Feüfungen hindurch erfauft. 
Heute wollt Ihr abermals die Ordnung und den fyrieden. Die Senatoren 
und Abgeordneten, welche Ihr wählen werdet, werden mit dem Präfidenten 
ber Republik an ihrer Aufrechthaltung zu arbeiten haben. Wir werden 
vereint, mit Aufrichtigkeit die Verfaſſungsgeſetze anwenden, beren Revifion 
zu veranlaffen bis im Jahre 1880 mir allein das Recht zufteht. Nach To 
viel Aufregung, Hader und Mißgeſchick ift die Ruhe unferem Lande noth- 
wendig, und ich erachte, daß unjere Einrichtungen nicht revibirt werden 
jollen, ehe fie reblich durchgeführt worden find. Um fie aber durchzuführen, 
wie die Wohlfahrt reichs es erhbeifcht, ift die confervative und 
wahrhaft liberale Politik, welche ich fietö getrachtet Habe, zur Gel: 
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tung zu bringen, unerläßlid. Sie zu unterflüben, appellire ih an den 
Verband der Männer, welche die Bertheidigung der gejellichaftlichen Orb: 
nung, die Achtung dor dem Geleke, die Hingebung für dad Baterland über 
die Erinnerungen, die ParteisBeftrebungen und’ Verpflichtungen ftellen. Ich 
fordere Sie auf, ſich ſämmtlich um meine Regierung zu ſchaaren. Inter 
dem ubße einer ftarlen und geachteten Autorität müflen ſich die aebeilig: 
ten Rechte, die über alle Regierungsmwechiel hinaus fortbeftehen, müſſen jich 
die berechtigten Intereffen, die zu ſchirmen Sache jeder Regierung iſt, ber 
volltommenften Sicherheit erfreuen. Nicht nur müffen diejenigen, welche dieſe 
Sicherheit in der Gegenwart trüben könnten, entwaffnet, fondern auch bie 
entmuthigt werden, welche fie durch die Verbreitung antifocialer Lehren und 
revolutionärer Programme in der Zukunft bedrohen. Frankreich weiß, daß 
ich die Gewalt, mit der ich befleidet bin, weder gejucht noch gewünſcht habe, 
aber es darf ſich darauf verlaffen, daß ich fie ohne Schwäde handhaben 
werbe, und ich hoffe, daß Gott mir helfen wird, die mir anvertraute Sen: 
dung bis ana Ende zu erfüllen, und daß die Nation mir ihren Beiftand 
nicht entziehen wird. Der Präfident der franzöfiicden Republik Marſchall 
von Mac:Mahon, Herzog von Magenta. Im Namen bed Präfidenten ber 
ne Der Bicepräfident des Minifterratde, Minifter des Innern, 
. Buffet.” 

Das Manifeft fcheint aus einem Comprommiß zwilchen Buffet und 
Dufaure hervorgegangen zu fein, da es einerjeit3, abgelehen von der umum: 
gänglichen Ueberichrift, den Ausdrud Republik gefliffentlich vermeidet, ander: 
jeit3 aber doch die ehrliche Ausführung der neuen Berfaffungsgefeße betont. 


— Januar. Die verfchiedenen politifchen Parteien haben in 
ben Organen, durch welche fie in der Parifer Prefje vertreten find, 
ihre Programme für die bevorftehenden Wahlen zum Eenat und 
zur Dep.-Kammer veröffentlicht. 

Es läßt ſich hiernach die Stellung der Parteien kurz wie folgt charac⸗ 
terifiren: A. Programm ber legitimiftiiden Partei. 1) „Union“, 
7. Jan. 1876. „Die Haltung der Royaliften läßt fich mit zwei Worten bes 
ftimmen : Wiffen, was man will, und e8 wollen. Die demagogiichen und xe- 
volutionären Bewegungen ber legten 80 Jahre haben in Frankreich den Grundftein 
des Staates, bie „chriftliche Fyamilie* zerftört. Die royaliftifche Partei muß 
mit diefem Banner in ben hitampf gehen. 2) „Eorceipondance St. ⸗ 
ron“: „Die Legitimiſten werden ihre eigenen Candidaten aufftellen. 
eine ehrenhafte Einigung möglich iſt, werden ſie eine Verſtändigung mit den 
andern conſervaltiven Candidaten eingehen; wo nicht, werden fie in erſter 
Linie für ihren jpeciellen Gandidaten jtimmen, indem fie fi) für das zweite 
Skrutin ihre fyreiheit wahren. Yhr Programm ift dad Terrain der Revi⸗ 
fion.“ B. Programm ber Regierungdpartei, fpeciell die orlea:= 
niftifche Fraction. 3) „Moniteur Univerjel*, 9. Jan.: „Unterftügung bes 
heutigen Gouvernement3 ala eines Repräjentativ-Gouvernements mit Prin- 
cipien, die der republilanifchen wie der monarchiſchen Staatsform gemeinjam 
find. Diefe Principien ſchließen das Plebiscit wie dad Imperalivmandat 
ans und befämpfen bie imperialiftifchen, ſowie die radicalen Prätentionen. 
Es find die Principien bes „. e essentiellement repr6sentatif‘‘, welches 
die Drleaniften immer hochgehalten haben. Nur mit diefen Principien kann 
man ber Gefahr bed ultrademofratifchen, wie des kaiſerlichen Abfolutiamu 
entgehen. C. Programm ber bonapartiſtiſchen Partei. 4) „Pays“, 
6. A: „Wir wollen bad Goudernement treu unb —— unterſtũtzen, aber 
wir wollen uns nicht von ihm hintergehen laſſen (duper). Beharrt die 
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Regierung dabei, den Orleanismus ausfchlieklich zu unterftüßen, fo wird 
fie und unter ihren Gegnern finden, und wir werden offen unfere Fahne 
entfalten.” D. Programm des linken Gentrumd. 5) Lanfrey’jches 
Manifeft: Es wirft einen Rüdblid auf die Haltung des linken Centrums 
bi3 zum Schluß der Nationalverfammlung; es jchildert den Antheil bes 
linfen Gentrum3 an dem Zuftandefommen der neuen Gonftitution vom 
25. Februar: „Unfer Programm ift: Die Bildung einer neuen Majorität, 
gegründet auf den Refpect vor dem Geſetz — die Gonfolidirung der Republik 
— , das Zuftandebringen einer großen nationalen und conftitutionellen Par: 
tei.“ E. Programm der republitanifchen Linken. 6) Rebe von 
Jules Simon: — betont mit Entichiedenheit das N nk an ber errun⸗ 
genen republitanifchen Eonftitution, weift die Anklagen focialiftifcher been 
zurüd und erflärt, daß die Republitaner Eonfervateurd de3 Eigenthums, ber 
Familie und der Religion, wie auch ber heutigen Regierung ſeien. „Wir 
find ber Frieden und die freiheit, denn wir find die Republik.“ F. Bro: 
gramm der Außerften Linken. 7) Brief Gambetta's. „Republique 
Francaiſe“, 6. Jan., gibt eine kurze Analyje ber neuen Gonititution und 
der Senatswahlen und fordert alle Republifaner zur Einheit und Mähigung 
auf — „energifche Vertheidiguug der Gonftitution — underjöhnlicher Krieg 
gegen jede monarchiſche oder prinzliche Reftauration — —— der Re⸗ 
vifion bis 1880 und dann allein vorzunehmen zur Verbeſſerung der repus 
blifaniichen Anftitutionen. Die wahren Gonjervativen find die heidiger 
des gegenwärtigen Regime; die Freunde und Urheber der Unordnung und 
ber Anarchie find in den Reihen feiner Gegner.“ — Im lekten Augenblide 
bat die Regierung ihr officielled Programm in der Anrede des 
Marihalle Mac Mahon an das franzöfifche Volk veröffentlicht. Die Prefie 
ipricht ſich je nach ihrem Standpunkt über dieſes Manifeft aus. Die Oppo: 
fition wirft dem Marſchall vor, feine eigene Autorität vermindert zu haben, 
um bie feines Minifterpräfidenten, des Hrn. Buffet, aufreht zu erhalten. 
Anklang bat in der republifanifchen Partei der Pafjus über die Revifion 
der Berfaflung gefunden. 

15. Januar. Der Papft richtet am Vorabend ber Wahlen 
ein Schreiben an feinen theuern Sohn Guftave Thery in Lille, 
worin der Feldzug gegen die franzöfifche Civilehe in aller Form 
eröffnet wird. Das „Univers“ beeilt fih, das Schreiben jofort zu 
veröffentlichen. 

16. Januar. Wahl der Wahlmänner für die Senatswahlen 
in ganz Frankreich. 

Nah dem Senatoren: Wahlgeje vom Auguft 1875 hat jede Gemeinbe 
bes Landes behuſs Wahl ber durch bie Departement? auf neun Yahre zu 
mwählenden 225 Senatoren einen Delegirten zu ernennen. Die Gemeindes 
Delegirten eines jeden Departement3 haben die Mifjion, am 30. b. M. mit 
ſämmtlichen Deputirten, Generalräthen und Arrondifjementsräthen bed Des 
partement3 in der Hauptjtadt deſſelben umter Vorſitz des Chefs be3 Eivil: 
Tribunal zu einem Wahltörper zujammenzutreten und mit Zweidrittel⸗ 
majorität die auf dad Departement entfallende Anzahl von Senatoren zu 
wählen. Der erfte Wahlact ift alfo nur die Ernennung ber Gemeinbe:Dele: 
girten, und es haben zu biefem Behufe in jämmtlichen Gemeinden Frank: 
reichs bie ge ge zu einer außerordentlichen Sitzung zufammenzus 
treten und in berjelben in geheimer Abftimmung, ohne Debatte und durch 
abfolute Mehrheit, bie Delegirten zu wählen. Ten Borfig während biejes 


I) 


316 Frankreih. (Yan. 20. — Anf. Febr.) 


Wahlactes hat den Beitimmungen bed Geſetzes zufolge ber Maire zu führen, 
doch darf derſelbe perjönlich na an ber Abſtimmung nicht betheiligen. Be: 
kanntlich werden ungefähr 25 bis 30 Gemeinden nicht durch gewählte Mu: 
nicipalräthe, ſondern durch von der ee ig ernannte Gommiffionen ver: 
waltet. In diefen Gemeinden bat na m Geſetze ebenfalld ber ſuſpendirte 
Gemeinderath den Delegirten zu wählen. Auf dieſen Wahlact nun Haben 
ſämmtliche reactionäre Parteien ihre Hoffnungen geftügt. Das Land zählt 
ungefähr 37,000 Gemeinden, es werben daher 37,000 Delegirte zu wählen 
fein. Diefe Armee von Gemeinde-Delegirten tritt num mit ungefähr 380 
Generalräthen, 3000 Arrondiffementsräthen und 700 BDeputirten in ben 
87 Departements zu ebenjoviel Wahlkörpern zufammen, und leidet es baber 
feinen Zweifel, dab die Gemeinde-Delegirten, die Vertreter ber Dörfer und 
Märkte, jomit das bäuerliche Element, die Vertreter der Städte und der Sn: 
telligen; majorifiren werden, denn Paris, die Zwei-Millionen:Stadt, hat 
ebento wie die fleinfte, aus wenigen hundert Seelen beftehende Gemeinde nur 
Einen Delegirten für die Senatäwahlen zu entjenden. Dad Augenmerk des 

ren Buffet ift alfo dahin gerichtet, daf diefe Wahlen ein günftiges Re 
ultat für die fogenannte conjervative Union ergeben, daher das Beltreben, 
die Wahl ber von der Regierung ernannten, meih bonapartiftiiden Maires 
u Gemeinde:Delegirten durchzuſetzen. Der Minifter des Innern hat zu die: 
em Behufe den ganzen ihm zur Berfügung ftehenden adminiftrativen Ap- 
parat vom Präfecten bis zum Garde champötre in Bewegung geſetzt. Dem 
Drud der adminiftrativen Organe Buffet's fteht nur der gejunde Sinn ber 
franzöfiichen Landbevölferung und die frifche Agitationäfraft ber republika⸗ 
niſchen Partei gegenüber, 


20. Januar. Buffet tritt den Interpellationen und Beſchwer⸗ 
ben der Permanenzcommifjion der Nat.-Berfammlung aufs fchrofffte 
mit der Erklärung entgegen: „Ich wiederhole, daß ich meine In» 
ftructionen an die Präfecten einfach aufrecht erhalte und entjchlofjen 
bin, an diefer Stelle feinen auf die Wahlen bezüglichen Reclama- 
tionen Rede zu ftehen.“ 


30. Januar. Wahl der Senatoren in ganz Frankreich. Der 
Minifterpräfident Buffet unterliegt dabei mit feiner eigenen Candi— 
datur. Ebenfo unterliegen die Gandidaturen bes bisherigen rechten 
Gentrums (der Orleaniften) faft überall. Trotzdem hat die conjer- 
vative oder reactionäre Partei Urfache, mit dem Wahlrefultat zu- 
frieden zu fein. Wenn auch nicht ficher auf die Majorität, jo kann 
fie doch jedenfall3 auf eine der Majorität ziemlich nahe kommende 
Minorität im künftigen Senate rechnen, wenn alle ihre Elemente, 
(Regitimiften, Bonapartiften, Orleaniften und Clericale) feſt zufam« 
menbalten. Der Herzog von Broglie ift unter den Gewählten. In 
Paris find die Wahlen unter dem Einfluffe Gambetta’3 ſehr ge- 
mäßigt und gegen die eigentlichen Radicalen ausgefallen. 


Anf. Februar. Die ultramontanen Blätter verfündigen mit 
großer Genugthuung, daß für die katholiſche Univerfität Lille be 


Srankreig. (Febr. Anf. — 14.) 317 


reitö 1,007,140 Fr. eingegangen ſeien, worunter von einer einzigen 
Perjon Fr. 500,000. 

— Februar. Buffet, über feine perfönliche Niederlage bei 
ben Genatöwahlen erbittert, läßt fi nunmehr in 2 oder 3 Wahl« 
bezirten ala Gandibat für die Deputirtentammer aufftellen und ver— 
Doppelt jeinen Drud auf bie Beamten, um confervative Wahlen 
zu erzivingen. Die „France“, welche die Nachricht bringt, er werde 
fogleich nach ben Deputirtenwahlen zurüdtreten, wird dafür vor 
Gericht gezogen, da die Beamten jelbftverftändlich Bedenken tragen 
würden, fi für einen Minifter zu compromittiren, deſſen Schub 
ihnen nad den Wahlen abhanden käme. 


9. Februar. Der Polizeipräfident von Paris, Leon Renault, 
der obgleich eigentlich Orleaniſt, ein ziemlich republilanifches Ma— 
nifeft erlaffen hat und dadurch bei Buffet in Ungnade gefallen ift, gibt 
feine Entlaffung und wird durch den bisherigen Abg. Felix Voifin, 
wieder einen Orleanijten, erjeßt. 

11. Februar. Ein offenes Schreiben des faiferl. Prinzen be= 
fämpft die Gandidatur des Prinzen Napoleon gegen Rouher auf 
Eorfifa und erklärt, daß der Prinz Napoleon feine Politit nicht 
vertrete. 

12. Februar. Gambetta macht 3. 3. eine Rundreiſe durch 
Tranfreih, zuerft nach Lille, dann nach Marfeille, Montpellier, 
Borbdeaur x, um namentlih im Süden für feine Vermittlungs- 
politit Propaganda zu machen, weßhalb ihn ſelbſt das „Journal 
bes Debats“ mit feinen bejten Wünfchen begleitet. Diele find der 
Meinung, daß, wenn e3 ihm gelinge, mit feiner Politit in Paris 
und im Gübden burchzudringen, er in der künftigen Deputirten- 
kammer fo ziemlich Herr der Lage fein werde. 


13. Februar. Selbſt der Minifter des Auswärtigen, Herzog 
Decazes, ſpricht fih in einer Wählerverfammlung zu Paris ent« 
fchieden für die neue Verfaffung vom 25. Febr. aus, 

welche er bie einzige Zufluchtsftätte nennt, bie Frankreich im Innern 
Ordnung und Freiheit und nach Außen Achtung und Vertrauen fichern 
fönne. Er Hofft, der Verſuch mit der republifaniichen Staatdform werbe 
unbehelligt bis zum Jahr 1880 fortgefeßt werden können, jo daß man „nur 
die von der Erfahrung gebotenen Verbeſſerungen in die Verfafjung einzu- 
führen brauche.“ 

14. Februar. Die nach dem Gejeh freien Wählerverſamm— 
lungen zu Befprechung der bevorftehenden Abgeordnetenwahlen gehen 
mit diefem Tage zu Ende. 
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20. Februar. Wahl der Deputirten in ganz Frankreich. Die 
Republikaner erringen durch diefelbe das unbeftreitbare Uebergewicht 
in ganz Frankreich. Der Minifterpräf. Buffet fällt in allen Wahl- 
freifen, in welchen er fich als Gandidat hat aufftellen laſſen, durch. 
Der Sieg überfteigt alle Erwartungen der Republikaner. Die kirchen- 
politiiche Frage tritt vielfach als entjcheidend auf: etwa drei Bier- 
tel der Gewählten haben eine mehr oder weniger anticlericale Bes 
deutung. Die Ultramontanen dringen nur in den wenigen Depar- 
tements durch, wo die Geiftlichleit und der Landadel bis heute 
einen großen Einfluß bewahrten. Die Bonapartiften aber erweiſen 
fih ala entjchieden jchwächer, als man bisher geglaubt hatte. In 
Corſika ftehen fi) Rouber und der Prinz Napoleon mit 5653 gegen 
4498 Stimmen gegenüber, jo daß eine Nachwahl jtattfinden muß. 

21. Februar. Der bisherige Präfident der National-Berfamm= 
lung Herzog von Audriffet-Pasquier und der Juftizminifter Dufaure 
erklären Mac Mahon, daß Buffet unmöglich geworben jei. Buffet 
gibt feine Entlaffung. 

22. Februar. Dufaure wird an die Stelle Buffet’3 zum Prä- 
fidenten (nach der neuen Verfaſſung nicht mehr bloß Vicepräfidenten) 
des Minifteriumd ernannt und übernimmt proviforifch auch das 
Minifterium des Innern. 

26. Februar. Dufaure verlangt von den Beamten bez. ber 
Nachwahlen zur Deputirtenfammer volltändige Enthaltung jeder Ein- 
miſchung. 

28. Februar. Gambetta hält in Lyon eine Rede, ſeine erſte 
ſeit den Wahlen zur Deputirtenkammer, gegen den Clericalismus. 


Der erſte Eindruck, den die Rede macht, iſt wiederum der einer großen 
Mäßigung und weiſen Zurückhaltung, die der Exdictator zur leitenden Richt: 
ſchnur jeiner Politik zu machen unleugbar beftrebt ift und 3 der die ganze 
republikaniſche Partei hinzuführen ſein eifrigſtes Bemühen bleibt. Der Kern 
und die Bedeutung der Rede liegen jedoch in der ſcharfen und ſchneidigen 
Polemik, welche Gambetta gegen die clericale Partei führt. Wie ein rother 
erh durchzieht feine ganze Rhetorik der eine Gedanke, daß die geichehenen 

ablen in Frankreich vor allem einen anticlericalen Character tragen. Das 
ift ihm der „point culminant“ und die „note dominante‘ der Wahlen, daß 
ganz Frankreich in bemfelben feinen entjchiedenen Willen kundgegeben habe, 
den „clericalen Geift im Innern und nad außen zu befämpfen“ und fi 
ben drohenden Webergriffen zu widerſehen, die feit fünf Jahren ber Gleris 
calismus in Frankreich verfucht hat, und zwar bis zu dem „traurigen“ Ge: 
jehe über ben höheren Unterricht hin, vielfach mit Erfolg! Gambetta geikelt 
in ernften Worten das Treiben ber Glericalen in ber alten Rationalverjfamm: 
lung und fpricht mit Genugthuung und Bewußtſein e8 aus, daß das repu⸗ 
blitanische Frankreich nimmermehr feine Hand zu ultramontanen Madhina: 
tionen und Unternefmungen leihen, ſondern feine alte glorreiche Rolle wieder 
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aufnehmen werde, nämlich der Repräientant der modernen Wahrheit und 
des erh rg ber Zeit zu fein! Die liberalen Blätter wollen wiffen, 
Garmbetta treffe in den von ihm entwidelten Gedanken mit Hrn. Thierd zus 
jammen, ber gleichfalld in Privatgefprächen und Unterhaltungen mit den 
Chef ber une Frractionen wiederholt darauf zurückgekommen jei, 
daß die innere Politit der Republifaner vornehmlich den Stempel einer anti« 
elericalen Oppofition tragen müfle. Dieß fei das gemeinfame Band, welches 
bie ganze Partei umſchlingen und zufammenhalten müffe, darin werde die 
Partei ihre Einigung, ihre Kraft und die Eympathien Europa’3 gewinnen. 


29. Februar. Don Carlos, nach Frankreich übergetreten, wird 
von ber frangöfiichen Regierung nicht an ber fpanifchen Grenze ge= 
buldet. Bon den übergetretenen ca. 15,000 Garliften kehrt ein Theil, 
von der in Spanien verfündeten Ammneftie Gebrauch machend, in 
fein Vaterland zurüd, die übrigen werden internirt. 


— Februar. Auf eine Anfrage des Handelaminifters haben 
fich die Handeläfammern des Landes bis auf wenige übereinftimmend 
für die Beibehaltung des bisherigen Freihandelsſyſtems ausgeſprochen, 
das fich jeit 1860 für Frankreich bewährt habe. 

3. März. Mehr ala 50 Mitglieder des ehemaligen linken 
Gentrum? der Rational-Berfammlung, welche jet im Eenat ober 
in ber Deputirtentammer einen Pla gefunden haben, darunter bie 
einflußreichften Mitglieder der Partei, treten zu einer Conferenz zu= 
fammen und einigen fich rajch über das, was jeßt zunächſt Noth thue. 

Nach dem der Deffentlichkeit übergebenen Protocol! wird einftimmig 
beichlofien, die Gruppe ‚linkes Gentrum“ unter diefer Pezeichnung beizus 
behalten; ferner wird die durch die neuen Wahlen gefchaffene Lage in Ve— 
tracht gezogen und mehrere Punkte des Regierungsprogramms, wie es ſich 
ihrer Meinung nach den beiden Kammern aufdrängen wird, werden erörtert; 
von allen Rednern wird übereinftimmend betont, daß e3 mit einer bloßen 
Auzfüllung der durch den Rücktritt der HH. Buffet und Meaux entftandenen 
Lücken nit gethan fei, ſondern dab auf Grund eined zuvor vereinbarten 
Programm ein neues gleichartiges, und zwar unumwunden republifanifches 
Minifterium gebildet werben müſſe. Dieſes Minifterium dürfe auch nicht 
ausſchließlich aus Mitgliedern des linken Centrums beftehen; die gemäßigte 
Linke dürfe dabei um fo weniger leer ausgehen, ala fie unftreitig die ee 
ſtärkſte Gruppe in der neuen Kammer bilde Auch über ihr eigenes Pro« 
gramm wird die Verſammlung raſch einig. Das linke Centrum verlangt 
vor allem einfchneidende Beränderungen in dem höheren Berwaltungsperjonal; 
bie Präfecten und Unterpräfecten, welche ſich nicht entblödeten, noch jet die 
republitanif Gandidaten offen zu befämpfen und dafür Monarchiften, 
ja jogar Anhänger des Kaiſerreichs unter ihren Schuß zu nehmen, dürften 
keinen Augenblid länger im Dienjte gebuldet werben. Was ferner bie Ges 
meindefrage betrifft, jo müfle das ſogenannte Broglie'ſche Geieh vom 20. 
Januar 1874 wieder aufgehoben und ala Minimum zu dem Gejehe vom 
14. April 1871 zurüdgegriffen werden, nach welchem bekanntlich in ben 
Gemeinden von weniger ald 6000 Seelen die Maired von den Gemeindes 
räthen, in ben größeren Stäbten zwar von der Regierung ernannt, jedoch 
den Gemeinderäthen entlehnt werden ſollen. Tas Univerfitätägefeg wünſcht 
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bie Partei, wenn nicht aufgehoben, boch in einigen wichtigen Beftim- 
mungen amenbirt zu jehen. Das Recht der Verleihung der Grade joll ſofort 
dem Staat ausſchließlich zurüdgeftellt und den Didcejen die ihnen von ber 
National:Berfammlung zugefiandene Eigenichaft einer bürgerliden Perion 
wieder entzogen werden. In ber Frage der Amneſtie endlich emticheidet ſich 
die Verfammlung für die Einfeßung einer neuen Gnadencommilfion, 
die Arbeiten der vorigen vervollftändigen ſolle. Die u Bardour, Fra 
und Lanfrey werben beauftragt, diefe Beichlüffe ber Partei zur Kenntni 
des neuen Premierminifter® Hrn. Dufaure zu bringen, damit er fie bei den 
re über die Bildung des neuen Gabinet3 gebührend berüd: 
tige. 

3. März. Der Präfident der Republit wäre nicht ungeneigt, 
den entfchieden confervativen Republitaner Caſimir Perier an die 
Spitze eines neuen Minifteriums zu ftellen. Dufaure unterhandelt 
mit demjelben über die Bedingungen. Perier verlangt, überein- 
ftimmend mit dem größeren Theile des Iinfen Centrums: die voll- 
ftändige Erneuerung de3 administrativen Perſonals des Minifteriums, 
ferner Wiedereinführung des Geſetzes von 1871 über die Ernennung 
ber Maires, Modification des Geſetzes über den höheren Unterricht 
und Neuwahl der Gnadencommiffion mit dem Auftrage, die Ver— 
handlungen der Gommiffion einer Revifion zu unterziehen. Mac 
Mahon kann fich jedoch zu einer gründlichen Purification des Be— 
amtenperſonals noch nicht entjchließen und die Unterhandlungen mit 
Perier werden abgebrochen. 


5. März. Die Nach» oder Etichwahlen zu den Deputirten- 
wahlen am 20. Februar beftätigen nur das Refultat von jenem 
Tage: wenige Radicale und Royalijten, etwas mehr Bonapartiften, 
aber weit weniger als die Organe der Berufung an das Volk durch» 
äzufegen fich gerühmt Hatten; endlich eine Zahl Republicaner, die für 
fih allein der Gejammtheit der Ermwählten aller andern Parteien 


weit überlegen ift. 

Die enbgiltige lau u ber Deputirtenlammer ift bemnad) 
folgende: 90 Bonapartiften, 80 Monardiften und 360 Republicaner aller 
Scattirungen. Die an Zahl ftärfte — Fraction wird die der 
Leilung Gambetta's gehorchende ſein und 150 bis 200 Mitglieder zählen. 
Im Senat ſitzen ca. 40 Bonapartiſten. Zählt man die Ergebniſſe der erſten 
und der zweiten Wahl zuſammen, ſo hatten die Republikaner 4,687,117 
Stimmen, bie Conſervativen 2,147,094 und bie Bonapartiſten 1,699,411. 
Das ergibt für die Republicaner eine Ueberzahl von 1,024,467 über die bei: 
ben andern Parteien zufammen. Die Geſammiſumme der abgegebenen Stim: 
men ift 8,533,612, beinahe diejelbe, twie bei dem Plebiscit von 1870, wo 
fieben Millionen mit „Ja“ und anderthalb Millionen mit „Nein“ ants 
worteten. Durch ein jonderbares Zufammentreffen hat das Kaiſerthum jept 
faft dieſelbe Zahl von Stimmen, twie feine Gegner damals hatten, und vice 
versa. Dies ift nun gerade der Grund, warum das Kaiſerthum im Erile 
ift anftatt auf dem Throne. frankreich Hat jo eben fein Plebiscit gemacht 
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ohne e3 zu wiſſen, in berjelben Meife, wie e8 bei dem Plebiscit von 1870 
einen Krieg machte, ohne es zu ahnen. 


7. März. Gambetta ſetzt eine Generalverfammlung der re= 
publicanifchen Senatoren und Abgeordneten durch, indeß unter der 


Bedingung, daß die 3 Gruppen der Linfen immerhin auch künftig 
abgejondert fortbeftehen jollen. Die Generalverfammlung jpricht fich 
einjtimmig für die Forderung eines republicanijchen Minifteriums aus. 


Der Hergang, der großes Aufjehen macht, ift folgender: Nach den vorberei: 
tenden Sigungen beider Häuſer treten 120 fortgejchrittene republicanijche Mit: 
glieder des Senat? und Abg.:Haufes im Hötel des Reſervoirs zufammen und 
entjenden auf Antrag Gambetta’s3 eine aus Diefem, Schölcher und Dréo be: 
ftehende Deputation an die eben BRAND in beträchtlicher Stärke verſam— 
melte gemäßigte Linke, um diejelbe zu einer gemeinfchaftlichen Berathung 
über die allgemeine politijche Lage einzuladen. Gambetta führt im Namen 
jeiner Freunde das Wort und entwicelt die Nothwendigfeit einer Kundgeb: 
ung, welche den bisherigen Schwankungen der erecutiven Gewalt ein Ende 
mache und diejelbe zur Bildung eines rein republicanifchen Kabinets, wie 
ſolches allein durch da3 Ergebniß der allgemeinen Wahlen geboten fei, nöthige. 
Jules ge Leblond und Albert Grevy machen verichiedene Bedenken gegen 
diefen Vorjchlag geltend, bleiben aber in der Minderheit. Die Verſammlung, 
welcher auch mehrere Abgeordnete vom linken Gentrum angehören, willigt 
in den ihr von Gambetta angefonnenen Schritt, hebt ſogleich die Sikung 
auf umd begibt fi) in corpore zu den ihrer harrenden Radikalen ins Ba 
de3 Rejervoird. So ijt hier eine Generalverfammlung von dreihundert Mit: 
gliedern beider Häufer hergeitellt. re Shölcher führt als Weltefter den 
Vorſitz, Herr Marcellin Pellet ald Yüngfter das Protokoll. Nach kurzen 
Ausführungen Gambetta’3 und Langlois’ wird auf Vorſchlag Henri Brif: 
fon’3 einftimmig folgende Nejolution angenommen: „Die republicani: 
Ichen Senatoren und Abgeordneten haben fich Heute, den 7. März, im Hötel 
des Réſervoirs verfammelt. Auf die Minijterfrage bedacht, welche dem Lande 
wit Recht jo nahe geht, erklärt die aus Mitgliedern der republicanifchen 
eh beider Häufer beftehende Verſammlung, daß ber Beiftand dieſer 
Mehrheit nur einem Homogenen Gabinet — ſein wird, welches ent⸗ 
ſchloſſen iſt, das Land in entſchieden republicaniſchem Sinne, dem 
Geiſte der Verfaſſung und dem Willen der Nation gemäß zu verwalten.“ 

So inftalliren fi) Gambetta und feine Freunde im felben „Hötel des 
Réſervoirs“, wo ehemald Broglie und Changarnier die Zufammenfünfte und 
Zettelungen der Berjailler Fraction zu veranftalten pflegten. Wenn Game 
betta troß aller Schwierigkeiten feine Generalverfammlung der republicanis 
ſchen Senatoren und Abgeordneten zu Stande bringt, verdankt er e3 theil: 
weije dem Senator Hrn. Scherer aus dem linken Centrum und vom „Temps“, 
welcher nicht wenige Mitglieder des linken Gentrums dazu Be Urſprüng⸗ 
lich waren Scherer und der „Temps“ gegen bie Generalverſammlung. Aber 
die Schwierigkeiten bei der Bildung des Minifteriums haben fie zu Gunjten 
einer Kundgebung der neuen Mehrheit der beiden Kammern umgeftimmt, 
welche auf den Marichall und auf Hrn. Dufaure einen tiefen und maß: 
gebenden Eindruck hervorbringt. Die Generalverfammlung fam übrigens 
nur unter dem Vorbehalt zu Stande, daß bie drei Gruppen der Linken abs 
reg: fortbeftehen, um nicht als ar Maſſe ausſchließlich in Gam— 

etta's Leitung und Hände zu gerathen. mbetta ſelbſt äußerte ſich für 
die Opportunität dieſes Fortbeſtandes. 
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8. März. Zufammentritt der beiden neuen Kammern. Der 
Präfident der frühern Nat.-Verfammlung überträgt in aller Yorm die 
Bollmachten der ehemaligen Nat.-VBerfammlung auf die neuen Kam— 
mern und bie Regierung nach Maßgabe der nunmehrigen Berfafjung. 


Deputirtenfammer: wählt mit 414 von 433 Stimmen Albert 
Grevy (Linke) zum proviforifchen Präfidenten und Rameau, den von 
Broglie abgefegten Maire von Verjaillee, mit 298 Stimmen zum 
proviforifchen Vicepräfidenten. Die Bonapartijten jtellen feine eige- 
nen Gandidaten auf und enthalten fich zum Theil der Abſtimmung. 
Die Berfündigung beider Wahlergebniffe wird von ben Bänken der 
Republicaner mit warmen Beifallärufen begleitet. 


Mac Mahon bildet fein neues Minifterium; von den Mit- 
gliedern des Minifteriums Buffet find nur 4 Minifter übrig ge— 
blieben: der Juftizminifter Dufaure, der jebt die Präfidentichaft des 
Minifterraths führt, der Finanzminiſter Leon Say, der Kriegsminiſter 
de Ciſſey und der Minijter des Aeußern Herzog Decazes. Die Mi— 
nifterien des Innern, des Unterrichts, des Handels, der Bauten und 
der Marine find neu befjeßt, und den HH. Ricard, Waddington, 
Teiſſerene de Bort, Chriftophle und dem Admiral Fourichon, der am 
4. September 1870 in die Regierung der Nationalvertheidigung be= 
rufen war, übertragen worden. Das neue Minifterium gehört bie 
auf den confervativen Kriegsminiſter Ciſſey und vielleicht Decazes 
ausschließlich dem Linken Gentrum an. Sein Mitglied der Tinten 
hat in demfelben Pla gefunden. Dennoch glaubt es, auf die Unter- 
ftüßung der gefammten republicanifchen Partei zählen zu bürfen. 


Namentlich der neue Minifter des Innern Ricard und der 
neue Minifter des Unterrichts Waddington find entjchieden Tiberal 
und republicanifch gefinnt. Das Minifterium des Cultus und Unter= 
richts ift in zwei getheilt, fchon weil Waddington Proteftant ift. 


11. März. Die Deputirtenlammer und Cenat: wählen ihre 
Abtheilungsvorftände, die erftere faſt ausſchließlich Liberal und re= 
publicanifch, Teßterer dagegen in 5 Abtheilungen durchaus confer= 
vativ, nur in 4 Abtheilungen ganz oder überwiegend liberal und 
republicaniih. Es fteht dadurch bereits feit, daß bie Liberale und 
republicanifche Partei auf eine fichere Majorität im Senat nicht 
rechnen kann, daß fich in diefem, wie in der früheren Nationalver- 
fammlung, beide Parteien vielmehr jo ziemlich die Wage halten. 
Die wenigen Orleaniften (des früheren rechten Gentrums) werden 
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vielfach den Ausjchlag geben. — Beginn der Wahlprüfungen in 
beiden Kammern. 

11. März. De Marcöre, entjchieden liberal und republicanifch, 
wird zum Unterjtaatsfecretär des Minifterd des Innern Ricard 
ernannt. 

12. März. Etwa 40 radicale Senatoren und Abgeordnete 
treten bei Victor Hugo zufammen und bejchließen folgenden Antrag 
bez. Erlaß einer vollftändigen Amneftie für die Communeereigniffe 
von 1871, welcher im Senat von Victor Hugo, in ber Deputirten= 
fammer von Raspail Vater eingebracht werden joll: 

„Die unterzeichneten Senatoren (Abgeordneten), von dem Wunfche ge: 
leitet, die Spuren des Bürgerfriegd zu verwilchen, beehren fich nachitehenden 
Gejegentwurf einzubringen: Art. 1. Eine Amneftie wird für alle Perjonen 

gt, welche für Acte verurteilt find, die auf die Ereignijje vom März, 
April, Mai 1871 Bezug haben. Die Berfolgungen für folche Acte find und 
bleiben eingeftellt. Art 2. Diefe volle und uneingeichränfte Amneftie wird 
auf alle politifchen und Prebverbrechen und =» Vergehen, jomwie auf alle Ber: 
urtHeilungen erftredt, welche aus Anlaß politifcher Ereigniſſe feit der letzten 
Amneftie von 1870 verhängt worden find.“ 

12. März. Thiers, jowohl in den Senat ala in die Depu- 
tirtenfammer gewählt, optirt für die Deputirtenfammer, in ber nun— 
mehr unzweifelhaft das Schwergewicht ruht. 

13. März. Die republicanifchen Deputirten und Senatoren, 
etwa 250 an ber Zahl, treten neuerdings zufammen, um über bie 
Haltung der Partei gegenüber dem neuen Minifterium zu berathen. 
Die Verfammlung bejchließt auf den Antrag Gambetta's folgende 
Icharfe Rejolution betr. eine Purification de Beamtenperjonals: 

„Die Verfammlung, welche aus Senatoren und Abgeordneten befteht, 
bie die republifanifche Mehrheit bilden, und überzeugt ift, dem Willen des 
Landes Ausdrud zu geben, erklärt, daß fie in ihrer früher gefaßten Reſo— 
Iution beharrt. In der Hoffnung, daß bad Kabinet ſich von den Erfor: 
dernifjen der Situation Recyenichaft legt, erivartet fie von ihm, daß es bie 
verjchiedenen Beamten, welche bisher das jeht durch den Volkswillen begrün« 
dete Regime befämpft haben, durch entjchieden republikaniſche Verwaltungs: 
männer erjeben werde.“ 

Gambetta: „Ein Mißtrauensvotum gegen das neue Minifterium 
verlangt hier Niemand; wohl aber ift es unfere Pflicht, Angeſichts der per 
jönlichen Antezedentien feiner Mitglieder, wobei wir una weniger über bie 
neu eingetretenen, al3 über bie zurüdgebliebenen zu beklagen haben, ihm 
offen zu erklären, welche Acte wir von ihm erwarten, bamit es auf unferen 
Beiftand zählen könne. Seit fünf Jahren haben wir eine ſorgſam aus allen 
unferen Gegnern zufammengejeßte Verwaltung zu erdulden, welche das Land 
beinahe wie einen er behandelt; e3 gibt feinen Zweig unferer 
Staatswirthſchaft, der fich nicht in den Händen von ſyſtematiſchen Gegnern 
ber Republil befände. Während der lebten Wahlen für den Senat und 
bad Abgeordnetenhaus bis auf die Stihmwahlen herab hat diefe Armee von 
Beamten offen und mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln gegen die 
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herrichenden Snftitutionen und die ihnen ergebenen Männer agititt. Nun 
benn, dieſe Präfeften, auf welche alle Welt mit Fingern weijt, befinden fich 
heute noch in ihren Aemtern und verkünden höhniſch, daß man bie neue 
Mehrheit ſchon zur Raifon bringen werde; nach einem jo feierlichen Ber: 
bitte Frankreichs hat fich doch noch fein Minifter gefunden, der auch nur 
ein Beijpiel hätte ftatuiren wollen. Tiefer Umſtand muß uns bie größte 
Reſerve dem neuen Gabinet gegenüber auferlegen. Wie follen wir ferner 
Vertrauen fafjen, wenn man uns fagt, daß die Bedingungen, welche ein fo 
notoriſch conjervativer Staatsmann, wie Caſimir Perier, ftellte, für unan— 
nehmbar erachtet wurden. Darum aljo: kein Mißtrauen, aber auch fein 
Vertrauen! Die Minifter dürfen fich nicht einbilden, daß fie, weil man fie 
nicht gleich angreift, es fich bequem machen können, oder dab es ihnen viel: 
leicht gelingen werde, uns zu jpalten und ſich jo eine ſchwanlende, oder ge— 
fügige Mehrheit hHerzuftellen. Jeder von uns jollte vielmehr jeine Stimme 
erheben und in furzen Worten alle die Mißbräuche jchildern, deren fich die 
Agenten der „Regierung des Kampfes” in feinem Departement ſchuldig ge: 
macht haben. Dieſem Unfug kann nicht raſch genug ein Ziel geleßt werden. 
Frankreich hat zu deutlich feinen Willen erklärt, ala da es nicht die Schul: 
digfeit der Regierung wäre, ihm durch eine gründliche und jchonungaloje 
Reform des Berwaltungsperfonald Genugthuung zu verichaffen. Wer fidh 
heute noch biefem Willen widerſetzen wollte, der wäre fein Gonjervativer, 
ſondern der ſchlimmſte aller Revolutionäre.“ 


13. März. Cenat: beftellt fein Bureau: Der Herzog von 
Audriffet-Pasquier wird mit großer Mehrheit zum Präfidenten ge- 
wählt. Bei der Wahl der Vicepräfidenten, Secretäre und Quäſtoren 
gibt dagegen das Fleine (orleaniflijche) rechte Centrum (Bocher ıc.) 
den Ausſchlag und vertheilt die Nollen ganz gleich zwiſchen der 
Rechten und der Linken. 


Immerhin gelingt dem Duc de Broglie, verbunden mit General Chan: 
garnier und dem Grafen Daru, der mit Rouher und de Fourtoun arbeitet, 
der Beweid, daß er ſich der Mehrheit zu bemächtigen vermag, fo oft die 
Republicaner den etwa 20 conftitutionellen Orleanijten Gründe oder Vor: 
wände geben, lieber die Broglie’fche Mehrheit als die Verfaſſungsmehrheit 
hr ergänzen. Der Beweid wird dadurch hergeſtellt, daß Broglie als einen 

icepräfidenten de Senat? Hrn. Kerdrel, geweſenen Führer der clericalen 
Rechten der Nationalverfammlung, gegen Jule? Simon (dem conjervativen 
Republicaner und gewejenen Minifter unter Thierd als Präfidenten der Re: 
publif) durchzufegen vermag; Jules Simon fällt durch. 

14. März. Das neue Minifterium theilt beiden Kammern, 
im Senat durch Dufaure, in der Deputirtenfannmer durch den Her: 
309 Decazes, fein Programm mit. Dasſelbe Tautet: 

„Meine Herren! Bon dem Präfidenten der Republik auserfehen, in 
feinem Namen die Gewalten zu üben, welche die Verfafjung ihm überträgt, 
haben wir nur Ihre definitive Organifirung abgewartet, um uns mit Ihnen 
in Verbindung zu ſetzen. Im Schoße unferer ruhigen und arbeitiamen 
Nation Hat fich ein großes Ereigniß vollzogen. Die republilaniſche Regierung 
war mit den Bürgichaften der Stärke und Dauerhaftigkeit, welche in Ber: 
faffungsgefepen liegen, gegründet; der Präfident der Republid war ernannt, 
feine Brtichten und Rechte waren beftimmt; aber die beiden großen Verfamm: 
lungen, welche mit ihm das Ganze der öffentlichen Gewalten bilden, fehlten 
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noch unferem politifchen Organiamus. Der Ausdrud ber Vollsſouveränelät, 
das allgemeine Stimmrecht, hat unter verjchiedenen fyormen und Beding: 
ungen, aber immer mit der nämlichen Autorität, durch feine Wahlen ſowohl 
als durch die Principien-Erflärungen der von ihm bevorzugten Ganbdidaten 
dad große Verfaſſungswerk, welches die letzte u mich nad) 
fünfjährigen patriotiichen Bemühungen hinterlaffen hatte, beftätigt. Die Ne: 
gierung lann in unferen menjchlichen Gejellichaften feinen höheren Urſprung 
haben, und wir bürfen wohl vor Ihnen ausſprechen, bei noch nie eine Res 
gierung auf rechtmäßigeren Grundlagen geruht hat. In feiner Proclamation 
vom 13. Januar zeichnete der Präfident der Republit das Programm ber 
Arbeiten, die wir mit Jhnen zu vollbringen haben, alfo vor: „Wir werden 
im Berein bie Berfaffungsgefeke, deren Revifion bis zum Jahre 1880 ich 
allein zu veranlaffen das Recht habe, aufrichtig zur Anmwendung bringen 
müſſen. Nach jo viel Aufregungen, inneren Kämpfen und Leiden bedarf 
unfer Land der Ruhe, und ich glaube, daß unfere Einrichtungen nicht eher 
revidirt werben follen, als bis fie ehrlich geübt worden find." — Dieſe weilen 
Worte werden und beftändig zur Richtſchnur dienen. Don ber ehrlichen 
Uebung ber Verfafjungsgeieße hängen die Ruhe, bie Größe, die Zukunft 
unjeres Landes ab. ir werden dem liberalen und zugleich conjervativen 
Geifte, den fie athmen, in unſeren Beziehungen mit Ihnen, in der Ausarbeis 
tung ber Gejehe, die wir Ihnen vorlegen werden, in jedem unferer Acte treu 
bleiben, und wir werden verlangen, daß auch alle unfere Untergebenen aller 
Grade ihm mit uns treu bleiben. Wir können in der That nicht geftatten, 
daß die Regierung unter den Agenten, die ihr dienen ſollen, Verkleinerer 
finde. In ihrem näheren Verkehr mit der Bevöllerung können fie vielmehr 
diejelbe das Regime, unter welchem wir leben, begreifen und würdigen Ichren; 
fie werden unjerem Wunſche entiprechen, wenn fie ihr jagen, daß die Republik, 
wie fie aus den Beichlüffen der National:Verfammlung hervorgegangen ift, 
der Regierung bie größte Kraft verleiht, weil diefelbe im Namen und im 
Intereffe Aller geübt wird, daß fie mehr ala irgend eine andere Regierungss 
form darauf angewiejen ift, fich auf die heiligen Geſetze der Religion, der 
Sitte und der Familie, auf das unverlegliche und allgeachtete Eigenthum, 
auf die ermunterte und geehrte Arbeit zu ftüßen, und daß fie endlich jenen 
friegerifchen Abenteuern widerftreben wird, im welchen die Regierungen nur 
allzu oft bie Ehre und das Dermögen ber Völker auf das Spiel geſetzt 
Be — Mir werden Yhnen die Lage deö Landes mit der gebührenben 
Ausführlichkeit darlegen, wenn wir bie Gejepe einbringen werden, auf welche 
wir Ihre Beratdungen zu lenken wünjchen. Das Finanzgeſeß für 1877 wirb 
Ahnen ohne Verzug vorgelegt werben; es wird ein eingehende und vollftän- 
diges Bild unferer Finanzlage enthalten, und wir brauchen Ihnen jeht nur 
zu jagen, daß das Bubget fich in einer ſehr einfachen fyorm ohne Erichwers 
ung der Zaren, ohne von den Steuerträgern irgend ein neues * zu ver⸗ 
langen, im Gleichgewicht halten und dabei doch nach Maßgabe der früheren 
Verträge die Rüdzahlung der Schuld de3 Staated an die Bank von Frank— 
reich fichern wird. — Unſere Beziehungen zu ben fremden Mächten haben 
nicht3 von ihrem freundichaftlichen und Priedlichen Gharafter verloren. Frank: 
zeich Hat fich den Bemühungen, welche zur Beichwichtigung der Unruhen in 
ben weftlichen Provinzen der europäifchen Türkei unternommen worden find, 
angeichlofjen, und wir bewahren die Hoffnung, daß das Einvernehmen ber 
gt Mächte, welche gemeinfam die Achtung vor den Verträgen und ihre 
befannte Friedensliebe befräjtigen, feine Früchte tragen wird. Keine Macht 
hat von dem Bürgerkriege, welcher Spanien hHeimfuchte, —* gelitten als 
wir; keine fonnte das Ende desſelben mit lebhafterer und aufrichtigerer Bes 
friedigung begrüßen. Dieje Beihwichtigung ber Geifter an ben beiden äußers 
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ften Enden von Europa, dieſes innige Verlangen nad) fyrieden, von welchem 
ſich alle Völker wie alle Regierungen bejeelt zeigen, werden die commerziellen 
Unterhandlungen begünftigen, zu welchen unſere Regierung ſich anjchidt. 
Der Umjtand, daß die Handels: und Schifffahrtverträge, die und an bie an: 
deren Mächte fnüpfen, demnächft ablaufen, verſetzt die öffentlichen Gewalten 
in die Nothiwendigfeit, das wirthichaftliche Regime, welches für unfere Han: 
belabeziehungen zum Auslande in Zukunft maßgebend jein fell, neu zu bes 
ftimmen. Dieſe für den Schuß der nationalen Arbeit und die Förderung 
bes öffentlichen Reichthums jo wichtige Frage erheifcht unfere sr Obforge. 
Wir werden fie im Dereine mit Ihnen zu löfen tracdhten und dabei bemüht 
fein, unferen Gemwerben die von Zarif:Beränderungen unzertrennliden Er— 
ſchütterungen zu erjparen, indem wir an der Politit maßvoller Han: 
belafreiheit feſthalten werden, unter deren — unſere Umſätze mit 
dem Auslande eine jo bedeutende und fruchtbare Ausdehnung gewonnen 
haben. Die Wiederherftellung unferes Heeresſtandes geht allmälig (peu & 
peu) nach den von der National:Verfammlung angenommenen Grundjäßen 
und nad) Maßgabe Ber verfügbaren Hilfsquellen des Staatsichafes vor fich. 
Sie werden die Regeln für die Heereöverwaltung und dad Generalftaba- 
weſen zu bejtimmen haben, da die betreffenden Gejeßentwürfe von der legten 
National: Berfammlung nicht mehr berathen werden konnten. Die Einſchränk— 
ungen, welche das Marine:Budget in Folge des Krieges erfahren mußte, 
hatten die unvermeidliche Folge, dab in dem Material der Flotte und im 
den Vorräthen der Arjenale eine Entwerthung und Verarmung eintraten, bie 
nicht ohne Gefahr fortdauern können. Andererſeils haben die neueften fort: 
jchritte des Schiffsbaues alle Seemächte beftimmt, ſich auch neue Laften auf: 
zuerlegen. Frankreich muß jeinerjeits diejelbe Hahn betreten und auf ihr 
ebenso entjchloffen ala vorfichtig fortichreiten.. Schon dad Budget von 1877 
trägt diefen fo lebhaft empfundenen Bedürfniffen Rechnung. Die Regierung 
wird fich in ber Folge wie bisher beftreben, der Ausführung ber öffentlichen 
Arbeiten einen angemefjenen Impuls zu geben. Sie wird die Durdführung 
ber einichlägigen Geſetze beichleunigen, welche die National:Berfammlung vor 
ihrem Auseinandergehen votirt hat. Zwei Fragen haben in ber lebten Zeit, 
wie Sie wiſſen, einen politijchen Charakter angenommen. Die eine betrifft 
die Verleihung der Grade im höheren Unterrichtsweſen, die andere die Er— 
nennung der Gemeindevorftände. Wir werden Ihnen für beide Fragen 
Löſungen dorichlagen und dabei wichtige und mit Fug verlangte Freiheiten 
mit den Rechten des Staated und den unerläßlichen Prärogativen ber voll: 
ftredfenden Gewalt in Einklang zu bringen fuchen. — Wir treten nicht ohne 
innere Bewegung in biefe erite Seffion der conftitutionellen Republik; wir 
jehen die Schwierigkeiten, bie fie mit fich bringen kann, voraus; wir tagen 
aber zu Hoffen, daß fie ſich werden bewältigen Iafjen durch Ihr Vertrauen 
in die hohe und Ioyale Weisheit des Präfidenten, durch das beftändige Ein» 
vernehmen der beiden Kammern und durch unjeren gemeinfamen, leidenichaft: 
lichen Wunſch, Frankreich ſich wieder aufrichten und wachſen zu jehen durch 
Freiheit, Ordnung und Frieden.“ 


Im Senat wird diefe Mittheilung mit entjchiedenem, bei vie» 
len einzelnen Stellen und am Schluffe laut hervorbrechendem Beifall 
aufgenommen. Die Deputirtenfammer verhält fich dazu etwas Fühler. 
Die äußerſte Linke ſchweigt beharrlich, und die gemäßigte Linke, die 
ſtärkſte Partei des Haufes, gibt ihre Zuftimmung nur bei dem Aus» 
falle gegen die Eriegerifchen Gelüfte früherer Regierungen und bei 
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der Stelle, welche die freihändlerifchen Tendenzen des neuen Cabinets 
betont, zu erkennen. 

Deputirtenfammer: der neue Präfident Grevy (von der Linken) 
übernimmt das Präfidium mit den Worten: 

„Eine große Aufgabe ift und zugefallen, wir haben eine neue Ber: 
fafjung einzumweihen, wir haben den Beweis zu liefern, daß die Republit 
eine Regierung ber Ordnung, der freiheit und des Friedens ift. (Sehr gut!) 
Die erfte Bedingung hiezu ift dad ungetrübte Einvernehmen zwiſchen allen 
Fractoren der Stantägewalt. Dieſes Einvernehmen müfjen wir fördern burdh 
unfere Mähigung und ae durch alle Zuge änbnifie: welche mit dem 
oberften Intereſſe der Republik vereinbar find. (Stürmiicher Beifall links.) 
Nur fo dürfen wir Hoffen, an dem Gedeihen Fyranfreichd mitzuwirken.“ 

15. März. Senat: wählt an die Gtelle deö verftorbenen 
Zegitimiften de la Rochette den neuen Minifter des Innern Ricard 
mit 174 gegen 84 Stimmen, welche auf Hrn. dv. Leſſeps fallen, zum 
Leben3länglichen Senator, indem die Republifaner und die gemäßigten 
Drleaniften feft gegen bie Broglianer, die Legitimiften, die Bona- 
partiften und einige von der äußerften Linken zufammenhalten. Ricard 
Hatte vorher laut erHlärt, daß er vom Minifterium zurüdtreten werde, 
wenn er nicht gewählt würde. Seine Nichtwahl hätte daher fofort 
das Minifterium zum mindeften ins Schwanken gebracht und einen 
Conflict zwifchen beiden Kammern hervorgerufen. 

17. März. Die fog. gemäßigte oder republifanifche Fraction, 
meitaus bie ftärffte der Deputirtenfammer, ift offenbar ſowohl mit 
Rüdfiht auf die Neigungen des Präfidenten der Republik ala mit 
Rüdficht auf die Lage im Senat, entjchloffen, jehr behutfam vorzu- 
gehen und fich unter Umftänden Lieber dem Syſtem vor Compro>» 
miflen zu bequemen. Die Antrittsrede des neugewählten Präfidenten 
der Fraction, Yules Ferry, ſpricht das fehr ſcharf und deutlich aus. 

„Wir haben in ber Abgeorbnietenfammer eine zahlreiche und ent: 
ſchloſſene Mehrheit, welche weiß, was fie will, und bie feſt entichloffen ift, 
Sie geftatten mir dad zu verfichern, niemald mehr zu tollen, ala fie ver: 
mag. Im Schoohe dieſer Mehrheit ift die Einigung leicht, ift bie Eintracht 
vollftändig; fie würbe alfo nur ihr Programm feitzuftellen, ihren Willen 
audzufprechen haben, wenn ihr nicht die einfachite Klugheit geböte, mit ben 
mit ihr rivalifirenden Gewalten zu rechnen. Wir haben zwei Kammern, 
und ich fürchte, daß wir alle in der Freude ber erften Tage bad ein wenig 
vergeflen haben... Ich ſpreche es jehr laut aus: daß ich den Eenat nicht ji 
einen Feind halte, aber für den Augenblid ſcheinen ſich in ihm ber Geift 
Fortſchritis und den Geift des Widerſtandes zu faft gleichen Kräften zu 
theilen; von Ihnen, m. HH., hängt es ab, die Waage ſich neigen zu machen, 
fie durch Ihre Klugheit nach links zu bringen, oder fie durch faljche Schritte 
nach rechts finken zu laſſen. Hier tritt alſo ber Geift der Unterhand— 
Lung wieder in fein Amt und feine Rechte ein, und hier muß ber Geift ber 
Initiative, welcher einer jungen und vollöthümlichen Kammer zufteht, fich 
zu beſchränken wiflen.“ 
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Das ift das von Gambetta in letzter Zeit, noch in der ehe- 
maligen National-Berfammlung und bei den Wahlen, practiſch ver— 
folgte und auch laut ausgefprochene Syſtem, obgleich Gambetta per— 
jönlich nicht diefer Fraction angehört und fich wenigſtens äußerlich 
von der jog. äußerften Linken nicht getrennt hat, fortwährend be— 
müht, mäßigend auf fie einzuwirfen und die unverbefferlichen Radi— 
calen zurüd zu drängen. Diefem Syſtem und dem Einflufle Gam— 
betta’3 ift e3 denn auch wejentlich zuzufchreiben, daß die Berfaffung 
vom 25. Februar 1875 und das thatfächliche Lebergewicht Der 
republifanifchen Partei in der ehemaligen Nationalverfammlung bis 
Ende des Jahres 1875 durchgejegt werden Eonnte. 

18. März. Der neue Unterrichtsminifter Waddington empfängt 
ben Lehrförper der Parifer Lyceen, Iegt ihm einen Theil ſeines Pro— 
gramm dor und fordert ihn auf, demſelben die größtmögliche 
Deffentlichkeit zu verichaffen: 

Meine HH. Profefjoren! Ich muß Ihnen mein Programm, nach 
welchem ich das Unterrichtsweien leiten will, darlegen. Ich bin für Die 

reiheit des Unterrichts; ich habe fie immer für notwendig gehalten und 

Ite fie aud; noch für nothwendig. Was aber die Verleihung der Grade 
betrifft, jo ift e3 mein fefter und ummiderruflicher Wille, fie dem Staate 
zurüdzuftellen: der Staat allein fol das Recht haben, die Grade zu ver: 
leihen. In diefem Punkt habe ich nie meine Anficht geändert, und ich bitte 
Sie, meine Erklärung in den weiteften Kreifen zu verbreiten. Der Univer: 
fität (dem officiellen Unterrichtäförper) bin und bleibe ich ergeben, und werde 
nicht vergeffen, daß ich einen Theil meiner Studien auf einem Parifer Lyceum 
gemacht habe.” 

18. März. Deputirtenfammer: Floquet bringt einen Antrag 
auf jofortige Aufhebung des Belagerungazuftandes, wo er noch be- 
fteht (in Paris, Marfeille ıc.), ein. Es ift das einer der Punkte des 
Programms aller Fractionen der republifanifchen Partei. Die Dring- 
lichkeit de Antrags wird daher jofort mit großer Mehrheit ange— 
nommen und bderjelbe einem Ausſchuß übertwiejen. 

20. März. Deputirtenfammer: die Regierung legt derſelben 
dad Budget für 1877 vor. 

Dasjelbe jchließt mit folgenden Ziffern ab: Einnahmen 2,672,140,530 
Franc, Ausgaben 2,667,296,751 Francs, demnach Neberihuß der Einnah: 
men 4,843,779 Francs. Die Ausgaben überfteigen jene des Jahres 1876 
um 97,111,948 Francs, die Einnahmen jene des Vorjahres um 96,794,238 
Francs. In den Motiven wird ausgeführt, daß für das Jahr 1877 zwar 
feine Erhöhung der Steuerlaften geboten, doch auch feine Reform derfelben 
geftattet fei: dad gegenwärtige Erträgniß fei für die Erhaltung des Gleich: 
gewicht3 unerläßlich. Die Berzinfung der Staatsſchuld erfordert 1,201,423,330 

rancd, dad Militärbudget beträgt 335,663,385 Francs ohne die außerorbent: 
ihen Ausgaben für Feſtungswerke und Kriegämaterial, dad Marinebudget 
185,975,023 ohne die außerordentlichen Ausgaben, das Unterrichtäbudget da» 


Frankreid. (März 21— 22.) 3929 


gegen nur 4%,980,937 Francs. Dad Marinebubget ftellt fi um 15,154,125 
Francs höher ala im Vorjahre. Darauf ift man fchon durch die Minifterial: 
erflärung vom 14. vorbereitet worden. Das Erforderniß des Kriegsminiſte— 
riums beläuft fih um 35,625,270 Francs höher ala jenes des Jahres 1876. 
Mit ber Einberufung der Referviiten, an die man hiebei vielleicht denken 
fönnte, ift indeß nur ein Koftenaufwand vou 7 Millionen verbunden. 

Die Commiffion der Kammer zur Vorberathung des Antrags 
auf unverzügliche Aufhebung des Belagerungazuftandes erflärt fich 
einftimmig dafür und die Annahme desfelben durch die Kammer ift 
gefichert, da fich auch die Regierung für denjelben erflärt hat. 

21. März. Deputirtentammer und Senat: Raspail Vater 
bringt in der Deputirtenfammer, Bictor Hugo im Senat den radi« 
calen Antrag auf eine allgemeine Amneftie der politifchen und Preß— 
vergehen (befonders bez. ber Gommuneereigniffe von 1871) vor. Die 
Dringlichkeit wird in beiden Kammern auf den Wunjch der Regie: 
rung faſt einftimmig beſchloſſen. 

In der Deputirtenlammer erklärt ſich der Minifter des Innern 
Ricard ſowohl gegen allgemeine Amneftie wie auch gegen eine folche, welche 
ganze Gategorien im ſich ſchließe; gleichwohl richte er an die Kammer das 
Erjuchen, die Vorlagen al3 dringliche zu behandeln, man müſſe diejelben 
ohne Berzug erörtern, da fie geeignet wären, aufregend auf die Gemüther 
zu wirken. Im Senat erflärt Dufaure, der Präfident der Republit könne 
die Mahregeln der Milde rüdfichtlich der Deportirten und Flüchttinge, welche 
ihre verbrecheriichen Ausschreitungen bereuen, vervielfältigen, aber e3 jei un: 
möglich, Tenjenigen zu verzeihen, welche Feinde der Gejellichaft bleiben und 
finnreiche Mittel antvenden, verleumbderische Schriften gegen die Regierung 
und die Gejellichaft in Frankreich einzubringen (Rocefort?). Er verlangt 
die Pringlichkeit, denn man müſſe jchnell beſchließen über Tragen, welche 
Merjonen betreffen, die nicht auf Milde rechnen dürfen. 


Die Majorität der Deputirtenfammer, auch die Linke, nur die 
äußerfte Linke ausgenommen, ift fichtlich entjchloffen, den Antrag als 
ſolchen von vornherein zu verwerfen, ohne damit indeß einer Mil« 
derung in dem bieherigen Vorgehen gegen die der Theilnahme an 
dem Gommuneaufjtand Verurtheilten oder Angefchuldigten entgegen zu 
fein. Im Eenat ift die VBerwerfung von vornherein felbjtverjtändlich. 

22. März. Der ftreitbare Biſchof Dupanloup von Orleans 
erläßt bereits ein ſchneidiges Manifeft wider den Unterrichtsminifter 
Waddington wegen feines angekündigten Antrags gegen die jog. fatho- 
lifchen Univerfitäten. 

22. März. Die Regierung jucht doch dem lauten und drin— 
genden Verlangen der öffentlichen Meinung betr. Purification des 
Beamtenperfonal3 zu entſprechen; eine Anzahl der compromittirteften 
Präfecten wird abgeſetzt und penfionirt, zur Dispofition geſtellt 
oder verjeßt. Die republifanijche Prefje erkennt in der Maßregel 
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bloß eine Abfchlagszahlung, erflärt fich aber mit derjelben ala folder 
leidlich zufrieden. 

23. März. Deputirtenfammer: der Unterrichtsminifter legt 
berjelben einen Gefehentwurf vor behufs Abänderung des Geſetzes 
über den höheren Unterricht und Wiederherftellung des alleinigen 
Rechtes des Staates auf Verleihung der afademifchen Grabe vor. 


24. März. Der Minifter des Innern, Ricard, empfängt bie 
Maires von Paris und fagt bei diefer Gelegenheit: „Wir wollen 
ben republifanifchen Staatseinrichtungen den Sieg verjchaffen; aber 
es hieße den Präfidenten, das Land und uns jelbft verrathen, wenn 
wir und nicht beftrebten, diefen Sieg durch weile und eminent con» 
fervative Maßregeln zu erringen.“ 

24. März. Deputirtenfammer: Wahlprüfungen: die Kammer 
bejchließt mit 307 gegen 169 Stimmen eine Unterfuchung über bie 
Wahl des (clericalen Agitators) Rittmeiftere Graf Mun im Mor: 
bihan behufs Gonftatirung der Einmifchung der Geiftlichkeit. 

Mun erwidert, eine Unterfuchung ſei unnüß, da bie Einmifchung ber 
Geiftlichkeit zu feinen Gunften unbeftritten ſei. enn bie Religion bedroht 
fei, habe die Geiftlichfeit dba3 volllommene Recht, zu Gunften ber heibi 
der Religion einzutreten. Gambetta erklärt, bie Republilaner ari 
weder die Religion noch die aufrichtigen Katholiken an; fie wollten lediglich 


ben Clerus in die Kirche zurückweiſen und erinnern, der Vermittler der Ein: 
tracht und des Friedens zu bleiben. 


25. März. Senat: die von ihm für Vorberathung bes Am- 
neftieantrag3 niedergejehte Gommiffion beichließt, „um jede Möglich- 
feit eine Gonflictes im vorhinein abzufchneiden,“ ihren Bericht nicht 
eher zu erftatten, als bis die Frage in der Deputirtenfammer er: 
ledigt fei. 

Deputirtenfammer: beftellt erft jet die Commiſſion für Vor» 
berathung des Amneftieantrage. Bon 10 Mitgliedern derfelben find 
8 don bornherein gegen, nur 2 für benfelben. 

29. März. Senat: die Minifter des Innern und der Juſtiz, 
Ricard und Dufaure, erklären in der Amneftiecommilfion neuerdings, 
daß die Regierung die allgemeine Amneftie entfchieden zurückweiſe, 
jedoch die Begnabigung Einzelner zulaffe. 

29. März. Die 30 Bifchöfe, welche die fog. katholiſche Uni— 
verfität Paris gegründet haben, halten ihre Jahresverfammlung nad 
den Statuten des Inſtituts. Die Fatholifchen Blätter verdffent- 
lichen darüber folgende Note: 


„Die Biſchöfe erledigten in ber Verſammlung die laufenden Geſchäfte 
und ließen fich über die nunmehr vollendete Organifirung ber drei Facul⸗ 
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täten für Recht, Literatur und Naturwiflenichaften Bericht erftatten; fie 
ftellten da3 Budget für das laufende Jahr feit und erörterten Projecte zu 
einer neuen Erweiterung der Univerfität; im diefem Sinne beſchloſſen fie die 
Gründung von zwei neuen Lehrftühlen in der Nechtöfacultät, nämlich für 
Gerverbegeießgebung und für Stempel: und Notariatöweien. Tie verfammel: 
ten Prälaten konnten nicht umhin, auch die Yage in's Auge zu fein. welche 
den freien Univerfitäten durch ben Gefekentwurf bereitet wird, ber ihnen 
jede Theilnahme in der Verleihung der Grade entziehen foll. Sie theilten 
ich gegenfeitig die ſchmerzliche Ueberraſchung mit, welche ihnen die Familien⸗ 
väter ihrer Didcelen über diefen umerwarteten Eingriff in ein jo lange vor: 
bereitetes und erſt dor fo kurzer Zeit votirtes Geſetz, auf Grund deſſen fo 
viele materielle und fittliche Interefien eingejegt worden find, ausgeſprochen 
haben. Die beiden Gardinal:Erzbiichöfe von Rouen und Pari® haben es 
übernommen, bei der Regierung dem einmüthigen Gefühl aller ihrer Eollegen 
ala Dolmetich zu dienen.“ 

30. März. Deputirtenfammer: die Abtheilungen derfelben 
wählen in die Gommiffion zur Borberathung der Borlage Waddington 
bez. der fatholifchen Univerfitäten lauter Anhänger der Vorlage. 

Genat: die Ausloofung des Drittheild der Senatoren, welcher 
nach 3 Jahren durch neue Wahlen erneuert werben foll, fällt zu 
Gunften der republifanifchen Partei aus, indem 1879 nur 21 Re— 
publifaner, dagegen 53 Bonapartiften und Monarchiften einer Neu— 
wahl unterliegen werben. 

31. März. Das „Journal officiel“ veröffentlicht die Ernennung 
de3 Hrn. Fourcaud zum Maire von Borbeaur, welches Amt er jchon 
unter der Regierung des Hrn. Thiers beffeidet hat. Hr. Fourcoud 
gehört der äußerften Linken des Senat? an. Die conjervativen 
Blätter fönnen ihren Augen nicht trauen, ein ſolches Decret von 
dem Marichall Mac Mahon unterzeichnet zu ſehen. „Gambetta 
ober Naquet hätten feine andere Wahl treffen können.” 

— März. Mehrere Blätter veröffentlichen Enthüllungen 
über eine große clericale Verbindung Oeuvre de Jesus roi neben 
berjenigen Oeuvre de Jesus ouvrier. Ganz frankreich ift offenbar 
von folchen Verbindungen überfponnen. Die Mitglieder berjelben 
gehören meift den unterften Volksklaſſen an, doch nehmen auch na= 
mentlich weibliche Perfonen der höheren Stände daran eifrigen Anz 
theil, an der Spibe ftehen Hoch und Höchftgeftellte Perfönlichkeiten. 
— Tür bie fatholifche Univerfität Lille find bereit 2,660,000 Tr. 
gezeichnet. 

1. April. Deputirtenfammer: der für die Unterfuchung über die 
Wahl des clericalen Grafen Mun in Pontivy gewählte Ausſchuß ver- 
nimmt den Minifterpräfidenten Dufaure in feiner Eigenfchaft ala Eult- 
minifter und ftellt an ihn präcife ragen bez. des Verhältnifies zwifchen 
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Etaat und Kirche. Antwort Dufaure’3. Die ultramontanen Blät- 
ter erflären, daß dadurch der Gulturfampf auch in Frankreich eröff- 
net ſei und das „Univers“, das Organ Beuillots, wirjt der Depu— 
tirtenfammer und dem Gtaate als folchen den Handſchuh mit gro- 
Ber Kühnheit vor die Füße. 

Die Fragen, welche der Ausihuß an die Regierung ftellt, find fol: 
gende: „1) Iſt die Geiftlichfeit nach den Anichauungen der Regierung ver: 
pflichtet, die Artitel des Goncordats und die Declaration bes franzöfiichen 
Glerus von 1682, welche beiden Actenftücde die Grundlage des franzöfiichen 
Stirchenrecht3 bilden, zu beobachten? Wird dieſe Pflicht aud) in den Se 
minarien gelehrt? 2) Hat die Regierung für den Fall, dab die Geiftlichkeit 
dem Gejehe nicht gehorcyen follte, ven Willen und die Mittel, dem Geſehze 
Achtung zu verſchaffen?“ Dufaure geht einer principiellen Beantwortung 
diefer heiflen Fragen aus dem Wege und erklärt nur, er wolle es ſich ange: 
legen fein lafjen, zu ermitteln, ob derartige Eingriffe bei der Wahl des 
Hrn. dv. Mun in Pontivy vorgetommen fein. Wenn dieß der Fall gemeien 
fei, jo werde er die Geiftlichen, die fich im ihrem Eifer für den Syllabus 
über das Landrecht Hinweggeiept hätten, zu ihrer Pflicht zurüdzurufen wifjen. 
Der Ausſchuß lenkt dann die Aufmerkſamkeit des Cultminiſters auf die von 
Hru. d, Mun in der Hammer vertretene Theorie, daß die Geiftlichen überhaupt 
vom Staate unabhängig jeien, jowie ferner auf die Thatjache, da Publicationen 
der röm. Gurie, welche eine verfaffungs: und —— Propaganda mach⸗ 
ten, ungeſtraft im Lande verbreitet werden dürften. Die außerordentliche 
Zurückhaltung, welche Hr. Tufaure allen dieſen Beſchwerden gegenüber be: 
obachtet, macht auf den Ausichuß keinen guten Eindrud. Derjelbe beichlicht, 
erftlih vom Minifter des Innern alle ihn zugegangenen Berichte über die 
Wahl von Pontivyg zu fordern, zweitens den Gardinal:Erzbiihof ven 
Paris und den Pilot von Vannes zu vernehmen. Beiden Prälaten gegen: 
über joll mit der größten Schonung vorgegangen werden: man wird dem 
Gardinal Guibert anheimftellen, warn und wo er feine Ausſage abgeben 
will, und an den Bilchof von Banned wird man eigens eine Untercommij: 
fion abordnen, die in Pontivy feine Ausfage mit denjenigen anderer Zeugen 
entgegennehmen foll. 

Zur Erklärung der Sachlage dient folgendes: Die Stellung der Kirche 
in — iſt unter dem zweiten Empire und ber ſeinem Sturze folgen: 
den Republik gegen den Zuſtand von 1848 total alterirt worden, ohne daß 
geſetzlich die geringſte Veränderung vorgenommen worden wäre. Das Em— 
pire ließ geſchehen, das Gouvernement de combat förderte die Verſchiebung 
ber Verhältniſſe. Geſehlich iſt es noch immer die Declaration von 1682, 
wodurch die Principien der gallicaniſchen Kirche feſtgeſtellt wurden, iſt es 
das Concordat und ſind es die demſelben beigefügten organiſchen Artikel, 
welche das Verhältniß der Kirche zum Staate und das Verhalten der Bi— 
ſchöfe normiren; aber ſeit einem Vierteljahrhundert iſt der Gallicanismus 
ſachte Stück für Stück bei Seite geſchoben worden. Die organiſchen Artikel 
wurden vom Clerus als gar nicht und dad Concordat nur inſofern als vor: 
handen betrachtet, ala es Vortheile gewährt. Wider alles Recht und Geſetz 
fendete Rom Mandate, die dem Landesgeſehe widerſprachen, unb warf ben 
Syllabus herein, ohne daß Einſprache geſchah. Der Eyllabus wurde nun 
vom Glerus als Richtichnur betrachtet und geradezu gegen das Landesgeieh 
Sturm gelaufen. Dieſes Verhältniß bloßzulegen, war die erfte That der 
Enquete:Gommifjion, die den Hebel beim Staate anfehte und den Cultus— 
minifter ziwingt, nicht länger den Blinden zu jpielen. Sie hat ihn gefragt, 


— 
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ob die Declaration von 1682 noch in den Seminarien als Anweiſung ge: 
lehrt werde und ob er fih den Einfchmuggelungen römischer Schriftftüce 
reicht widerfegen werde, das heißt: Beſteht der Gallicanismus zu Necht und 
wird er ungejeglich bei Seite geichoben, und ift es Rom geitattet, im Sinne 
des Eyllabu3 und der Ynfallibilität3:Erklärung vorzugehen? Dufaure hat 
das Zweite offen verneint und in Bezug auf das Erftere eine Enquöte ver: 
Tprocden. 

Tas Univerd Veuillots aber, das leitende Organ der weltlichen ultra= 
montanen Partei nicht bloß in Paris, fondern jo ziemlich in der ganzen 
katholiſchen Welt, jpottet jofort über die „Harmloſigkeit“ Tufaures und fügt 
frech die fchneidige Erklärung hinzu: „Nun wohl: die Unterfuchung ift ohne 
Nuten! Hr. ** hätte ſofort die nöthigen Auftlärungen geben können. 
Run! Die Erklärung von 16882 (fie conftiluirt die gallicaniſche Kirche) wird 
in den Eeminarien nicht gelehrt, und zwar deihalb nicht, weil in den 
Seminarien nur bie von der unfehlbaren Autorität des Pabftes gebilligten 
Doctrinen gelehrt werden und weil die Lehren der „Erklärung“ vielfach 
förmlich verdammt worden find. Will der Juftizminifter zufällig und um 
den Radicalen zu gefallen, verlangen, daß diejer Unterricht nicht den Lehren 
ber Kirche gemäß gegeben wird? Mir benachrichtigen ihn, daß er einen 
Weg betritt. wo der MWiderftand Fräftiger fein wird als fein Wille; ſelbſt 
bie gehäjligiten sen werden ohne Wirkung bleiben, Was bie ans 
beren Fragen des Hrn. Bethmont, die Verhinderung der Veröffentlichung 
der Lehren des Papftes in Frankreich, anbelangt, jo warten wir, bi3 wir 
erfahren, wa3 Hr. Dufaure jagen wollte, als er von feiner Pflicht und von 
feinem Willen jprach, dem Eifer der Priefter Einhalt zu thun, welche den 
Spyllabus gegen die Verfaffung und die Gejehe auslegen. Wenn die Worte 
be3 Hru. Dufaure den nämlichen Sinn haben wie die des Hrn. Bethmont, fo 
wiſſen wir, daß die Regierung des Marjchalld, den Befehlen der radicalen 
Partei gehorchend, die Verfolgung gegen die Geiftlichkeit und die Katholiken 
überhaupt beginnen will. Was jich auch ereignen mag, verbergen fann man 
e3 fi nicht, daß die Mevolution fich vorbereitet. Für die Katholiten ift 
e3 der Augenblic, fich feil zu zeigen und laut zu fagen, daß fie entfchlofien 
find, eher Alles zu erdulden, ald auf ihre Rechte zu verzichten, und daß fie, 
ohne die Verfolgung zu befürchten, mit der man fie bedroht, fich bis auf's 
Aeußerſte vertheidigen werben.“ 

Wenn die Unterfuchung, jo wie fie von der Unterfuchungscommiffion 
gefordert wird, eingeleitet und durchgeführt werden jollte, jo würde bie 
Situation in einer Weife Har gelegt werden, daß die gegenwärtigen Bezie: 
bungen zwiichen Staat und Kirche in Frankreich unmöglich werden müßten. 
Der Eulturlampf wäre auch in Frankreich eutfeſſelt. Aber ohne Zweifel 
würde er im Frankreich eine andere Form annehmen als in Deutichland. 
Tür Frankreich würde fich die Frage dahin zuipigen: Beſtehen die alten 
Gefehe zu Recht, dann hat der Clerus fich ihnen zu fügen, wo nicht, dann 
hat auch das Eultusbudget, ein Gorollar de3 Goncordats, eine Verpflichtung 
zu fein aufgehört. In Deutichland ift die dee einer Trennung zwischen 
Staat und Kirche ein entjchieden überwundener Etandpunft; in Frankreich 
dagegen find die Gemüther in diefer Doctrin vielfacdy und in überwiegenden 
Maße noch ganz und gar befangen. Die ganze grundjäßliche Unterfuchung 
über da3 Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche im Frankreich wird jedoch 
bloß angeregt, aber jpäter nicht durch. und zu einem feiten Refulate geführt, 
fondern ziemlich bald, da fich tagtäglich andere fragen in den Vordergrund 
drängen, wieder fallen gelafjen werden. Ein entichiedened Worgehen gegen 
die maßlojen Anfprüche der römischen Kirche hat in np feine Shiie: 
rigfeiten. Der gemäßigte „Zemp3" jagt darüber: „Der Syllabus des Pap: 
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ftes ift einfach über alle unfere Gejeke hinweggeſprungen, bie Regierung hat 
ihn gewähren laffen und die gallicanijche Lehre hat fich eines Tags durch 
eine Lehre von jenfeit3 der Berge erjeht geliehen, die unſerer Berfaffung zum 
Troß eingeführt worden und bejtimmt ift, in die Grundlagen unjeres öffent: 
lichen Rechts Breſche zu legen! So hat fich die ultramontane Sakung uns 
ter dem erjtorbenen Auge einer dahinfiechenden Regierung der franzö er 
Satung gegenüber aufgerichtet. Die Nationalverfammlung von 1871 hat 
biefe gefährliche Nebenbuhlerichaft nur noch begünftigt. Heute ftehen uns 
ihre traurigen Wirkungen vor Augen. Sogar bie öffentlichen Gewalten 
find davon beunruhigt. Aber vermögen fie etwas dagegen und wie? Der 
Gultusminifter hat erklärt, daß die Regierung die Pflicht Hat, die clericalen 
Ueberfchreitungen zu ahnden. Welche Mittel —* ihr aber zur Verfügung? 
Ein einziges: der Appell wegen Amtsmißbrauchs, d. i. ein platoniſcher, 
jeder Sanction entbehrender Recurd. Faſſen wir alfo die Dinge mit männ— 
licher Entichloffengeit ind Auge! Die Mißbräuche, worüber man fich beflagt, 
find fehr bedenklich und voller Gefahren; aber fie find das Ergebniß einer 
ſchon alten Ufurpation, einer verwegenen Befignahme, vor ber die Landes: 
eſetze fich fo Lange — haben, daß ſie heute nicht mehr im Stande ſind, 
ch aufzurichten. an darf bezweifeln, ob der Cultusminiſter mit dieſen 
abgenüßten und verdorbenen Waffen noch etwas wird anfangen fönnen. 
Wenn daher die Regierung den Augenblif für gelommen hält, dem llebel 
abzuhelfen, jo wird fie faum umhiu können, bei den Kammern die geeigne: 
ten Mittel dazu nachzuſuchen und wirkſame Vorfchriften an Stelle folcher 
zu ſetzen, die e3 längjt nicht mehr find.“ Die Regierung müßte aljo, um 
gegen ben Ultramontanismus vorgehen zu können, ſich, wie die preußifche 
Regierung in Deutjchland, zuerft an die Kammern wenden und fi von 
biefen bie geſetzlichen Mittel in die Hände geben laffen. Dazu aber hat Hr. 
Dufaure ganz und gar feine Luft und dev Marjchall-Präfident mo möglich 
noch weniger. Auf der andern Seite hat aber auch die Hierarchie alle 
Urfache, den Ausbruch des Gulturlampf3 wo immer möglich, jelbjt mit eini— 
gen Opfern, zu bermeiden. 


2. April. Deputirtenfammer: die Fractionen des Linken Cen— 
trums und der Linken bejchließen, an die Regierung das Erfuchen 
zu richten, daß den Municipalräthen das Necht der Wahl ihrer 
Maires alsbald wieder zurüdgegeben werde. Die Frage war von 
vorneherein einer der Punkte des Programms der gefammten repu= 
blifanifchen Partei gewejen. 

3. April. Beide Kammern: bejchließen bie jofortige Aufhe— 
bung des noch in 4 Departements bejtehenden Belagerungszuftandee. 
Die Regierung ift damit einverftanden und die Aufhebung wird 
von ihr verkündet. 

4. April. Deputirtenfammer: die Budgetcommiffion wählt 
Gambetta zu ihrem Präfidenten. Die Wahl wird als ein Ereigniß 
angejeben, da die republifanifche Partei beabfichtigt, die wichtigften 
Reformfragen an das Budget anzufnüpfen, über welches die Sou- 
veränetät der Deputirtenfammer für eine vollftändige angejehen 
wird, ohne Theilung mit dem Senat oder mit dem Präfidenten 
ber Republik. 
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5. April. Der Präfident der Republik verfügt die Abhaltung 
einer allgemeinen Weltaugjtellung in Paris auf das Jahr 1878, 
Die Öffentlihe Meinung ift mit der Maßregel, einverjtanden und 
die Blätter wiſſen viel für dieſelbe anzuführen und ſprechen jetzt 
von „friedlichem Wettftreit“, „Friedlicher Revanche“ ftatt Eriegerifcher. 

7. April. Deputirtenlammer: annullirt wieder mehrere cle= 
ricale Wahlen wegen offenbar widergeſetzlicher Beeinfluffung durch 
die Geiftlichkeit und ebenſo auch die bonapartiftiiche Wahl Rouhers 
in Yjaccio, fowie einige andere bonapartifche Wahlen. 

11. April. Deputirtentammer: der Ausſchuß trägt auf Ab— 
lehnung des Antrags betr. Erlaß einer allgemeinen Amneftie an, 
wünfcht aber eine diekfällige Beichlußfaffung erſt nach der Ver— 
tagung. 

Beide Kammern bejchließen, fi) nach Abwidelung der drin— 
gendften Gejchäfte bis zum 10. Mai zu vertagen. 

14. April. Der Minifter des Innern, Picard, verfügt eine 
zweite Serie von Entlafjung und Verſetzung von Präfecten, welche 
fih gegen die Republit compromittirt haben. Ginige ber abgefeßten 
oder verfeßten Präfelten erlauben fich im erften Zorn gegen ihren 
Vorgeſetzten jo unanftändige Kundgebungen, daß der Minifter in 
der Purification des Verwaltungsperſonals ſelbſt gegen feinen Wunſch 
immer weiter gedrängt wird. 

— April. Die Regierung ernennt nicht den Gandidaten der 
römifchen Curie, fondern den Bifchof ven St. Die zum Erzbifchof 
von Lyon und geht auch auf den bebarrlichen Wunſch Rom’s, 
St. Etienne ala eigenes Bisthum von Lyon abzutrennen, nicht ein. 
So weit weht der Wind augenbliclich gegen Rom. 

18. April. In Paris tritt der fünfte Eongreß der katholi— 
ichen Gejellenvereine unter dem Vorſitze des Gardinal-Erzbijchofg 
von Paris zufammen. Der lebtere ergreift die Gelegenheit, um mit 
maßlofer Heftigfeit gegen die Vorlage Waddingtons bez. der Fatho- 
liſchen Univerfitäten zu eifern. 

20. April. Deputirtenfammer: Budgetcommiffion : verwirft 
einen Antrag auf Aufhebung des Botjchafterpojtens im Batican, 
genehmigt dagegen die Anregung de Miniftere de3 Auswärtigen, 
auch die Gefandtichaft beim Duirinal zu einer Botjchaft zu erheben, 
falla Italien einen ſolchen Wunſch äußere, um die beiden vielfach 
untereinander feindjeligen Gejandtjchaften ER in Rom wenig» 
ſtens äußerlich gleich zu ftellen. 
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20. April. Deputirtenfammer: die Regierung erflärt in der 
Commiſſion für Ausarbeitung eines neuen Gemeindegejeßed, daß fie 
in der Trage der Wahl der Maires auf dem Recht der Ernennung 
berjelben in allen Gemeinden über 20,000 Einwohner, jowie in 
allen Hauptjtädten der Gantone bejtehe. 

20. April. Der Bilchof von Tarbes kündigt auf den 3. Juli 
eine große eier in Lourdes an, um die feit dem vorigen Jahre 
etwas eingejchlafenen Wallfahrten wieder in Zug zu bringen. Dem 
Erlaß iſt ein päpftliches Breve beigefügt, da3 die feierliche Krönung 
der Etatue U. 8. Fr. in Lourdes genehmigt. Sänmtliche franzö— 
fifche VBiichöfe find zu dem Feſte eingeladen und die Gifenbahnen 
werden für die Pilger ermäßigte Preije jtellen, jo daß dieſelben 
Gelegenheit haben, zu billigem Preiſe gleich auch die Pyrenäen zu 
bejuchen. 

22. April. Jahresverſammlung der Bertreter der zahlreichen 
gelehrten Gefellichaften Frankreichs in der Sorbonne zu Paris. 
Unter ihnen erjcheint auch der Unterrichtsminifter und Großmeijter 
der Univerfität, Waddington, und gibt denjelben über jein Regie- 
rungsprogramm folgende Andeutungen bez. des Volksſchulweſens: 

„Wir werden von dem Patriotismus der Sammer viel zu verlangen 
haben, die Reformen, twelche die Regierung durchzuführen gedentt, erheifchen 
bedeutende Gredite. Auf dem Gebiete des höheren Unterrichts werden wir 
die Gründung neuer Laboratorien, Bibliothefen und Lehrftühle, endlich die 
Vereinigung der Facultäten zu mächtigen Univerfitäten vorichlagen. Bei 
aller Schonung für die Privilegien des Unterrichtöförperd werden wir darauf 
bedacht jein müfjen, ihm etwas neues Blut einzuflößen. Was den Elemen: 
tarunterricht betrifft, find wir Anhänger des Schulzwanged. Wir find 
entichloffen, auf diefer Bahn, wenn auch mit der nöthigen Behutjamteit, 
‚vorzujchreiten. Schon jeht die allgemeine Schulpflicht ala Geſetz Hinzuftellen, 
wäre ein Fehler, man muß zuvor dafür jorgen, dab die Familien überall 
Schulen in ihrer Nähe Haben. Sobald die geichehen fein wird, werben 
wir die allgemeine Schulpflicht einführen und Strafbeftimmungen gegen die 
Zuwiderhandelnden beantragen. Zieh ift die Bahn, welche der räfident 
der Republik einzujchlagen gedentt. Indem er auf 1878 eine MWeltaus: 
ftellung anberaumte, wollte er zeigen, daß Frankreich, nachdem es fich feines 
Provijoriums entledigt hat und nachdem feine definitive Berfaffung von dem 
allgemeinen Stimmrecht jo glänzend bejtätigt worden ijt, auf der Bahn des. 
Tortichritt3 zu wandeln, und daß die junge Republik ihre erften Lorbeeren 
in einer friedlichen Arena zu pflüden wünet Engen Sie, ın. H., Denen, 
welche Sie hierhergefandt haben, daß die Regierung feit entjchloffen ift, bie. 
Ordnung im Innern und den Frieden nad) außen aufrecht zu erhalten, daß 
fie dem Zalar des Profeſſors und dem Gewande des Priefters denjelben 
Schutz angedeihen laſſen will. Mit Gottes Hilfe wird die Republit von 
1876, unjere theuere Republik, lange Tage bed Gedeihens, bes Ruhms und 
ber Größe zählen.“ 

Die Berfammlung antwortet auf das Programm mit Tautem, lang 
anhaltendem Beifall, der ſich zu einer vollftändigen Ovation für den Minifter 
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geftaltet. Ein bonapartiftiiches Blatt Hat indeß bie Frechheit, die aus ganz 
Paris und aus der Provinz verfammelten Gelehrten ald „Univerfitätspöbel“ 
zu bezeichnen. Was Waddington für die Vermehrung, Vergrößerung und 
Berbefjerung der auch über die Departements fi) auöbreitenden Univerfitäts- 
anftalten thun wird, ift vorzüglich dem beutichen Univerfitätämwejen entlehnt. 
Der entichloffene Reformminiiter, welcher die Eriftenz des Landes und die 
Zufunft der Nation mit der Republik folidarifirt, beläßt den Glericalen ben 
Zroft, den Schulzwang nicht unverzüglich anzuftreben. Aber es ift ein gar 
Ichlechter Troſt. Für den umverzüglich einzuführenden Schulgwang gibt e3 
noch nicht genug Schulen, Echulmeifter und Schullehrerinnen. Vorerſt will 
Wabbington das Beltreben ber Gemeinden und Privaten befördern, mittelft 
neuer und vergrößerter Laienſchulen die Congregationsſchulen entbehren zu 
fönnen, und bat er erft Raum unb Lehrer jr alle jchulfähigen Kinder, 
wird der Schulgwang nicht auf fi warten laſſen. Im Intereſſe der all: 
gemeinen Schulpflicht wie der Säcularifirung ber Volksſchule kann man nicht 
practijcher vorgeben. 


23. April. In Paris und einer Anzahl von Departements 
finden Nachwahlen zur Deputirtenfammer in Folge von Optionen ıc. 
ftatt. In Paris werden zwar Radicale, aber jehr gemäßigte, ge= 
wählt, Arbeitercandidaten fallen alle durch; in der Provinz erringen 
die Republifaner mehrere neue Erfolge, namentlich gegenüber den 
Bonapartiften. Nicht minder bedeutfam ift, daß bei Wahlen für 
abgehende Generalräthe Republikaner gewählt werden. Nirgends ift 
der Localgeift und der perfönliche Einfluß von größerer Bedeutung, 
als bei diefer Gattung von Wahlen. Die Wahl von Republifanern 
zeigt, daß Jeit den Falle Buffet’3 auch Hier ein Wechſel der Stim- 
mung jtattgefunden Hat. Die Beamten arbeiten nicht mehr im 
reactionären Einne. 


23. April. In Paris und dem ganzen Geinedepartement 
findet der erjte Appell der Territorialarmee (Landwehr), Alteräclafie 
von 1866, ftatt. 

Das Syſtem ber allgemeinen perjönlichen Wehrpflicht greift, obwohl 
die einjährigen Freiwilligen vielfach verhätichelt werden, ſchon tief im bie 
focialen Berhältnifje ein, wird aber auch eng an bie entjprechenden Bürger: 
rechte geknüpft. Zum erftenmal werden bie Soldaten bed Territorialheeres 
einberufen, dorerft zu feinem andern Zwed, ald zur Gonftatirung ihrer An: 
meienheit. Man will eben nur ein erſtes Erperiment mit der Einberufung, 
Einrückung und Zujammenziehung machen. &3 wird jedoch mit militärischer 
Strenge gegen die Berfpäteten, die Ausbleibenden und gegen Discıplinar: 
vergehen verfahren. Andrerſeits wird auf die Mannjchaft Rüdficht genom: 
men, welche an dem betreffenden Einrüdungstag ala bler eine politifche 
Bürgerpflicht zu erfüllen hat. Für folche Bezirke wird die Einberufung auf 
den nächitfolgenden Sonntag übertragen. Den Officieren des Territorial: 
heeres wird der jonft übliche Ausftattungsgeldbeitrag bewilligt. 


24. April. Eröffnung der Seffion der Generalräthe. 


Die reactionären — werden durch die Seffion um eine Täuſchung 
reicher. In den Generalräthen hofften fie eine Stühe zu finden, bie, wenn 
22 
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fie auch die Negierung nicht ftürzen, doch biefelbe jchwächen und auf ben 
Senat zurückwirken könnten. Dieſe Hoffnung ift zu Waſſer geworden. Nur 
wenige bonapartiftiiche Präfidenten wagen e8, der Regierung entgegenzutreten, 
indem fie dem entfernten Präfecten ein Vertrauensvotum geben. Die Anderen 
erflären fich für die Republit und für die republifanifche Regierung, oder 
wenn fie e8 nicht thun wollen, jchtweigen ſie. Daß fie nicht zu reden wagen, 
liefert den eclatanteften Beweis, daß fie die Stimmung, die Öffentlihe Mei: 
nung nicht für fi) haben. Sie Hatten ehedem die Stüße der Regierung. 
Diefe fehlt ihnen nun, und fie fteden ihre Fahne in die Taſche. Den Com: 
mentar dazu gibt die Erzählung der Männer, die von den Sitzungen Heim: 
ehren. Die Stimmung ift umgewandelt. Die Aengftlichleit und die Furcht. 
welche früher von amtswegen den Leuten eingejagt wurde, ift verichwunben, 
jeitdem nun die Beamten die Leute im Gegentheile zu beruhigen ftreben, 
die Republikaner allenthalben, wo fie mit den Leuten in Berührung fommen, 
fie ihrer — Anſchauung verſichern, und am Ende die Bevölkerung 
fieht, die republifanifche Regierung beftehe nicht aus Jacobinern und bie 
republifanischen Kammern beftänden nicht au3 Communards. Die Lands 
bewohner ſchwärmen weder für Bourbonen älterer noch jüngerer Linie, und 
wo fie den Feind geichen, find fie auch des Kaiſerlhums jatt geworden. Ge: 
lingt es, die drei Sabre, für welche die jetzige Kammer gewählt ift, eine ge 
mäßigte und Fuge Regierung zu erhalten, jo wird die nächſte Kammer, ber 
das Reviſionswerk anheimfält, feine Monarchie herftellen. 


24. April. Zujammentritt der protejtantifchen jog. delegation 
liberale, d. 5. der Bertretung der freifinnigen Proteftanten Frank— 
reichs. 

Aller ihrer Bemühungen und aller Verheißungen der letzten Cultus— 
minifter de Gumont und Wallon ungeachtet, ift die Lage ber Kirchen, die 
ſich den Beichlüffen der orthodoren Synode beharrlich widerjeken, und denen, 
beiläufig gelagt, mehr ala 300,000 Mitglieder, d. i. mehr ald die Hälfte 
der franzöfiichen Proteitanten angehören, noch diejelbe wie vor drei Jahren, 
oder in vielen Fällen jogar eine jchlimmere, da große Gemeinden ohne Seel: 
jorger, bie Kirchengüter anderer jeitdem mit Beichlag belegt worden find u. ſ. w. 

29. April. Das Journal de Paris, bisher das Hauptorgan 
der Orleanijten, geht ein. 


30. April. Große Wallfahrt nach der provijorifchen Kapelle 
des Montmatre. Der Jeluitenpater Re hält die Predigt. Die Politik 
jpielt eine Hauptrolle in feiner Rede. Er fucht darzuthun, daß das 
Herz Jeſu Ehrifti vor allen Nationen Frankreich ausgezeichnet und 
zu Frankreichs Gunften bereit3 viele Wunder verrichtet habe. Frank—⸗ 
reich wird, wie er prophezeit, durch die Kirche feine frühere Größe 
und feinen Glanz zurüderhalten, und Rom und Paris werben in 
Zukunft nur eine Stadt bilden! 

— April. Dom Episcopat aus wird eine allgemeine Sturm: 
petition des „Eatholifchen“ Theiles der Bevölferung gegen Wadding- 
ton’® Vorlage organifirt. Gleichzeitig betreiben auch die Rothen 
Sturmpetionen für ein Begnadigungsgefeß, nur daß die Regierung 
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diefen beſſer auf die Finger fieht und die Petitionen in den Schenken 
und Kaffeehäufern wegnehmen läßt. 


4. Mai. Der neue Präfident des Parifer Gemeinderatheg, 
Hr. Foreft, tritt fein Amt mit einer Rede an, in welcher er die 
Haltung des Parijer Gemeinderathes beleuchtet und das Programm 
diejes großen Gemeindeweſens darlegt: 


2 den Gemeindewahlen vom 29. November 1874, welche für 
Paris eine Gelegenheit waren, feine republikaniſchen Geſinnungen in glän— 
—— Weiſe zu befunden, find wir an's Werk geſchritten mit dem Feten 

orjaße, von allen unſeren Rechten Gebrauch zu — ohne jedoch je über 
die Grenzen ber ſtrengſten Geſetzlichleit hinauszugehen. Die Aufgabe war 
eine nicht ganz gefahrloſe unter der „moralifchen Ordnung“ mit einer „Re: 
erg des Kampfes,“ die nie ben Vorwurf einer übertriebenen Zärtlichkeit 
gegen die Republit verdient hat; aber wir bürfen uns das Zeugniß aus 
ftellen, daß wir ihre, Dank dem reiflichen Ernft unferer Beichlüffe und der 
befonnenen Feſtigkeit unferes Auftretens in den heifelften Angelegenheiten, 
nie den geringiten Vorwand geboten haben, Paris feines ———— Ge⸗ 
meinderaths zu berauben, um es unter das Regime der Gemeinde-CTommiſſionen 
zu ftellen. ner haben wir das nicht minder werthvolle Refultat erlangt, 
daß unfere Haltung eben jo gehäffigen ala lLächerlichen Verleumdungen Schwei: 
gen gebot und uns bas Öffentliche Vertrauen gewann, den höchſten Lohn, 
auf welchen die Gewählten des allgemeinen Stimmrecht? Anſpruch machen 
bürfen. In der That war ber lehte Nachhall de Wahltampfes faum ver: 
ftummt, al3 wir beauftragt wurden, da3 Publikum zu der Betheiligung an 
der Anleihe aufzufordern, welche behufs Liquidirung ber von der Verwal: 
tung des Kaiſerreichs Hinterlaffenen Schulden von unjern Vorgängern im 
Amte beichloffen tworden war; wir verlangten Millionen, man Bat ung 
Milliarden gebradt. M. HH., Sie find diefem Ergebniffe nicht fremd, da— 
von dürfen Sie fejt überzeugt fein; denn Sie — durch die ſtrenge, wach⸗ 
ſame und aufgeklärte Controle, die Sie in die Finanzverwaltung und in 
die Gemeindeangelegenheiten mitbringen, dazu beigetragen. Durch dieſes Bei: 
ſpiel ermuthigt, wollen wir unferen Eifer, unfere Thätigfeit und Wachjam: 
feit noch verdoppeln, und den Ungläubigften den Beweis liefern, daß bie 
Gemeinden nie bejjer verwaltet werden, al3 wenn dieß durch ihre unmittel- 
baren Bevollmächtigten gejchieht. In einer Stadt von 2 Millionen Ein: 
wohnern, deren Budget über 200 Millionen beträgt, ift das Amt eines Ge: 
meinderath3 immer mit viel Arbeit und nicht felten mit Schwierigkeiten 
verbunden. Man muß bedauern, daß eine verwidelte, unklare, jchle t definirte 
und einen Ausnahınazuftand bildende Beiehpebung diefe Schwierigkeiten noch 
vermehrt. Es ift das Gejeh, und wir find ihm Gehorfam ſchuldig. Aber 
unjere Pflicht gebietet und, aus allen Kräften nach einem Gemeindegefeße zu 
trachten, welches die Intereſſen der Gemeinden wirkfamer jchüßt und mit ben 
republifanifchen Einrichtungen im Einklang if. Der aus den Wahlen vom 
20. Februar hervorgegangenen Kammer liegt vor allem die Sendung ob, 
dieſem Gejeh einen hinreichend democratiichen Character zu geben, damit es 
die berechtigten Wünſche de3 Landes vollftändig bejriedige. Jedermann weiß, 
daß unfere größte Sorge dem Volläunterricht gilt; ich will hier nur bei— 
läufig an bie lebhafte und beftändige Theilnahme erinnern, welche ber Muni: 
cipalrath für unjere Gemeinbdejchulen an ben Tag legt, auf daß fein Eifer 
wo möglich noch zunehme; denn wir können nie genug thun, um die arbei: 
tenden Glaflen durch die Wifenichaft und die Vernunft zu befreien. Indem 
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wir für die Arbeiter der Zukunft forgen, wäre es ungerecht, die Arbeiter 
der Gegenwart zu vergeljen. Dank unjeren Bemühungen, unferer Initiative, 
fol ber Arbeit und dem Gewerbe ein großer und herrlicher Aufihwung ge 
geben werden. Das republifanijche Frankreich lädt alle Völker zu einer all: 
gemeinen Ausftellung ihrer Erzeugniſſe ein ac. 

5. Mai. Der Minifter des Innern, NRicard, erklärt den Prä— 
jidenten durch ein Rundjchreiben, daß die Regierung bejchloffen Habe, 
alle (von der KHampfesregierung) außerhalb der Municipalräthe er- 
nannten Maires und Adjuncten ohne Ausnahme zu entlaffen und 
durch ſolche zu erjeßen, die den Gemeinderäthen angehören, alſo auch 
das Zutrauen derjelben befigen. Die republifanifche Partei iſt von 
diefem entjcheidenden Schritt, der mit den reactionären Tendenzen 
der lebten Regierung volljtändig bricht, im höchſten Grade befriedigt. 
Die Republik fcheint endlich eine Wahrheit werden zu follen. 

7. Mai. In Folge der Ermordung des franzöfiichen Conſuls 
in Salonichi ſchickt die Regierung eine Flottendivifion dahin. 

7. Mai. Der Bilchof Dupanloup ergreift eine große Feier— 
lichkeit zu Ehren der Jeanne d'Are in Orleans, um dem Marjchall- 
Träfidenten der Nepublit unter der Kirchenthüre des Domes der 
Stadt nahdrüdlich zu Gunften der Kirche in's Gewilleu zu reden. 

11. Mai. MWiederzufammentritt beider Kammern nach der 
DVertagung. 

12. Mai. Der Minifter des Innern, Ricard, F ganz uner— 
wartet. 

15. Mai. Der Herzog don Broglie, die Seele der reactionären 
Dppofition gegen die neuen republifanifchen Zuftände, erläßt an die 
von ihm gegen die Kandesmehrheit und den Nationalwillen ernann= 
ten Präfecten, Unterpräfeeten und Maires, die Organe der früheren 
Kampfesregierung, ein in Yorm und Yallung ganz minijterielles 
Rundjchreiben, 


worin er biefen Beamteten einjchärft: ihre erfte Bürgerpflicht wie 
ihre Beamtentreue erheifchen, der Berfafjungspartei und dem regierenden 
Minifter zum Troß auf ihrem Poften zu verbleiben, alle Inftructionen und 
Ungerechtigfeiten jcheinbar fich —— zu laſſen, um der Ordnungspartei 
und der Regierung des — Mar) alla noch ferner, wenn nicht öffentliche, 
doc) geheime Dientte gegen die Republif der Republikaner leiften zu können, 
mithin unter feinen — ihre Dimiſſion anzubieten oder nachzufuchen. 
ſondern im jchlimmften Fall ihre Abſetzung herauszufordern. 


16.—19. Mai. Deputirtenkammer: Debatten über den An— 
trag der äußerjten Linken, eine allgemeine und vollftändige Amneftie 
namentlich auch bez. der an dem Communeaufſtand Betheiligten zu 
erlaffen. Die dafür niedergefeßte Commiffion trägt auf Verwerfung 
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des Antrags an. Dufaure wirft den diefe Amneftie befürmwortenden 
Rednern vor, daß fie die Commune zu rehabilitiren verfuchten, ver— 
theidigt die damalige Nationalverfammlung und Thiers, welche Frank⸗ 
reich retteten, und weift jeden Amneftieantrag zurüd. Er beansprucht 
das Vertrauen der Kammer; wenn das Vertrauen verfagt werde, 
müfſſe man andere Minifter wählen. Die Regierung werde nur den 
Reuigen verzeigen. Der Antrag wird mit 394 gegen bloß 52 Stim— 
men verworfen. 


16. Mai. Der bisherige Unterftaatsfecretär im Minifterium 
des Innern, de Marcere, ein entjchiedener Republicaner, wird an 
die Stelle Ricards zum Minifter des Innern ernannt. 


16. Mai. Der Prinz Napoleon wird in Ajaccio mit 6023 
gegen 2880 Stimmen zum Abgeordneten gewählt. Die Leiter der 
bonapartiftiichen Partei find darüber jehr unzufrieden. In einer 
Zufchrift an feine Wähler erkennt Prinz Jerome Napoleon die Exi— 
ſtenz der Republif an und erklärt, der Patriotismus gebiete, fich 
berjelben zu untertverfen, da fie die einzig mögliche Regierungsform 
fei; er acceptire die Lage der Dinge loyal ohne Hintergedanfen. 


19. Mai. Senat: der Tegitimiftiiche Marquis de Franclieu 
verlieft einen an den Minifter de3 Innern gerichteten Brief, in 
welchem Verwahrung-eingelegt wird gegen eine Stelle in dem jüng- 
ften Rundjchreiben des Ministers des Innern, welche den die zufünf- 
tige Revifion der Gonftitution vorbehaltenden Verfaffungsartifel ver— 
letze. Minifter de Marcere hebt in feiner Antwort hervor: der betr. 
Verfaflungsartifel jei dahin auszulegen, daß derjelbe wohl Aender- 
ungen der Verfaffung im Tiberalen Sinne, aber keineswegs den Um— 
fturz oder einen Wechjel der Regierungsform geſtatte. Marquis de 
Tranclieu kündigt darauf eine Interpellation in diefer Sache an. 
Die Republicaner betrachten troß der Reviſionsklauſel die republi= 
canifche Berfaffung als eine definitive, die Gegner der Republif 
dagegen nur ala eine vorläufige und wollen fich die Möglichkeit einer 
monarchifchen Reftauration wenigſtens offen behalten. 

20. Mai. Deputirtentammer: ertheilt der Regierung eine Art 
Vertrauensvotum. 


Der legitimiſtiſche Marquis de Caſtellane erhebt wegen der Maires— 
Ernennungen gegen den Minifter des Innern de Marcere den Vorwurf, daß 
berfelbe die Radicalen begänftige. Minifter de Marcere antwortet: was er 
wolle, fei die gemäßigte Republik. Bardoux jchlägt darauf eine Tagesord⸗ 
nung bor, welche beiagt: die Kammer finde mit Befriedigung in der Er: 
Häxung des Minifters den Ausdruck ihrer eigenen liberalen Politit. Diele 
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Tagesordnung wird mit allen 343 Stimmen, welche abgegeben werben, au— 
genommen. 

21. Mai. Die Nachwahlen zur Deputirtenfammer haben fol= 
gendes Ergebniß: 4 werden ala Bonapartiften, einer als Monarchiſt 
und 6 ala Republicaner bezeichnet; in zwei Wahlbezirfen müflen 
engere Wahlen ftattfinden. Die 6 gewählten Republicaner treten 
an die Stelle von ebenfoviel Monarchiften, deren Wahlen für un= 
giltig erklärt worden waren. 

22. Mai. Senat: verwirft den Antrag auf allgemeine Amneftie 
nach einer Rede Victor Hugo’s, welchem Niemand antwortet, ohne 
eigentliche Abftimmung. 

22. Mai. Der Minifter des Innern de Marcere befiehlt die 
Aufftellung der Büſte der Republik in den Sitzungsſälen aller Ge— 
meinderäthe des Landes. 

24. Mai. Senat: Debatte über eine Jnterpellation bes Sena=- 
tor3 Paris, betr. die og. Revifionsklaufel der Verfaffung. 

Paris erflärt in einer kurzen Motivirung, ed liege ihm jeder Ge: 
danke an eine kleinliche Oppofition fern, und er wolle durchaus nicht bie 
Schwierigkeiten einer Lage noch vermehren, für welche vielmehr Jedermann 
ohne Unterjchied der Partei ben beiten Willen mitbringen müſſe. Als Con 
fervativer und Berfafjungstreuer fei er fich die größte Mäßigung jchuldig. 
Der Artikel ſei ſowohl feinem Wortlaute nach, ala nach den Erläuterungen, 
die ex in ber Derfafjungsdebatte jelbft erhalten habe, jo flar, daß bie vor— 
liegende Interpellation „green ben juriftiichen Grundfaß zu verftoßen fcheine, 
nach welchem nur dunkle Texte einer Auslegung bedürfen. Jules Favre: 
Warum Haben Sie dann überhaupt das Wort ergriffen? Paris: Als Mit: 
glied und Berichterftatter des Verfaſſungsausſchuſſes befand ich mich bei ber 
Abfaffung diefes Artikels in voller Nebereinftimmung mit den Herren Wallon 
und Dufaure.. Das minifterielle Rundichreiben vom 6. Mai fcheint mir 
aber über die Bedeutung des Artikels ra de und darum wünſche 
ih don dem Minifterium eine Aufklärung. inifterpräfident Dufaure: 
Dad Runbdjchreiben vom 6. Mai wollte durchaus nicht aus dem Herzen un: 
ſerer Eollegen „Hoffnungen“ herausforjchen, welche darin wohl verſchloſſen 
ruhen. Die Revifion ift möglich aber nicht nothiwendig; der Art. VII darf 
ben definitiven Charakter der Berfafjung nicht beeinträchtigen. Die Ver: 
affung ift ebenjo gut eine definitive, wie die amerifanifche, oder wie bie 

erfaffung des zweiten Kaiferreichd es geweſen ift. Ich kann nicht jagen, 
ob man ım Jahre 1880 die Berfaffung und in welchem Sinne man fie 
dann ändern wird; das wird eventuell der Gongreß allein zu enticheiden 
haben oder richtiger bie Öffentliche Meinung, die in dieſem Augenblide fou: 
verän fein wird. Bis dahin werden wir allerjfeit3 wohl daran thun, Kon: 
flitten auß dem Wege zu gehen, und ich erfuche daher ben Senat, die De: 
batte in Frieden zu ſchließen. Achten wir Hoffnungen und Bebauerniffe, 
verurtheilen wir aber die Verſchwörungen. (Febhatte Zuftimmung links 
und im Gentrum.) Herr Paris beantragt nun jelbjt im Einvernehmen 
mit der Regierung die einfache Tagesordnung. Hr. dv. Franclieu erklärt 
% von ben Auslaffungen bes Premier- Pinifters zufriebengeftellt. Die ein 
ache Tagesordnung wird mit allen gegen zwei Stimmen (von der äußerften 
Rechten) angenommen. (Heiterfeit.) 
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24. Mai. Der Minifter des Innern de Marcere hält in 
Arras eine Gelegenheitsrede, in der er fich ebenfo unumwunden ala 
nachdrüdlich für die Beibehaltung und Ausbildung der beftehenden 
republifanifchen Berfaffung ausfpricht: 

„. . . Alle Regierungsformen find feit achtzig Jahren durchprobirt 
worden, und endlich hat die unperjönliche Form allen aufgeflärten und uns 
parteiijchen Geiftern die Löfung geichienen, die man jo mühſam fuchte, Diele 
Nothwendigkeit hatte fich der Nationalverfammlung aufgedrängt; das Land 
beftätigte fie vor drei Monaten mit der ungeheuren Mehrheit feiner Stimmen, 
und noch geftern erwirkte ihr die beredte Zunge des Minifterpräfidenten bie 
Eanction de3 Oberhaufes, deſſen einftimmiges Votum nunmehr da3 erfreu: 
liche Einvernehmen der drei Gemwalten, der Regierung, des Senats und ber 
Kammer, befiegelt. So wäre denn die Politif des Friedens und der Ein: 
tracht, die Politif der nationalen Einheit, glüdlich eingeweiht. Ein Land, 
welches das Bedürfnig empfindet und ben Wunſch hegt zu arbeiten, kann 
ſich nicht auf die Tauer zu elenden Spaltungen verurtheilen und feine Hilfs: 
quellen in Gefahr bringen, indem e3 Streitigfeiten unterhält, die ſich jelbft 
wahrlich jchon überlebt Haben. Alle guten Bürger verneigen fi) vor ber 
Verfaffung und treten freiwillig der Regierung bei, welche die Durchführung 
berfelben übernommen hat. Alles fordert una daher auf, Hoffnungsvoll in 
die Zukunft zu bliden. Unſere Politik ift gleichzeitig eine Politik der Frei— 
heit und der Ordnung. Sie ift aber namentlich eine Politik der Klarheit. 
Das Land Hat nicht zu fürchten, daß wir ed auf dunkle Bahnen führten, 
und vielleicht wird Frankreich e3 ung eines Tages Dank wiffen, feine erften 
Schritte auf dem Pfade geleitet zu haben, den es heute mit ruhiger und 
vertrauensvoller Entjchlofjenheit einfchlägt.“ 


25. Mai. Die Regierung veröffentlicht wieder die Ernennung 
von 4 Wräfecten, fowie einer großen Anzahl von Unterpräfecten 
und Generalfecretären in republicanijchem Sinne. Gelbft die ge— 
mäßigte republicanifche Prefje erklärt fich damit nur zum Theil be- 
friedigt und verlangt weitere Bervollftändigung der Purification in 
den Organen der höhern Verwaltung. 


25. Mai. Deputirtenfammer: Budgetausfchuß : derfelbe jtreicht 
im. Budget für 1877 eine Reihe von Anfäten im Gultusbudget 
(Gultminifter Dufaure). Diejelben find zum Theil wirklich ganz 
erorbitant, wie 3. B. der Anſatz von 1,172,000 Francs für Stipen- 
dien fatholifcher Seminariften, da nicht einmal die vom Staate für 
den gefammten wirklichen Unterricht beftimmten Unterftüßungen diejen 
Betrag erreichen. 


27. Mai. Der Juftizminifter jet auf Veranlaffung des Mar: 
Ihalla eine befondere Commiſſion, bejtehend aus den Maires ſämmt— 
licher Arrondiffements von Paris, den Präfidenten der beiden Kam— 
mern und dem Kriegsminifter nieder, welche die von den politischen 
Derurtheilten eingelaufenen Begnadigungsgefuche, reſpektive die ent- 
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Iprechenden Vorfchläge der Gefängnik- und anderen Behörden prü- 
fen ſoll. 

28. Mai. Der Episcopat richtet gegen die Vorlage Wad- 
dington betr. die Beichränfung des kath. Univerfitätsgefeges und 
die Rüdgabe der Staatsprüfungen an den Staat eine Eingabe und 
Denkichrift an den Marfchall und an beide Kammern. 


Das Wweitjchweifige Actenftüd enthält auch nicht einen Gedanten, ber 
nicht ſchon breitgetreten wäre; die Bilchöfe behaupten ftatt zu beweilen, fie 
pochen auf ihr Recht, fie führen das Gewiflen ber yamilienväter ins Feld 
und flagen, die brei Arlifel, die man ihnen ftreichen wolle, jeien ‚„das Mini- 
mum befien, was Noth ift, damit die Univerfitätsfreiheit eine Wahrheit 
werde‘. Es ift ja befannt genug, daß Gardinäle, Erzbiſchöfe und Biſchöfe 
ber neuern Zeit immer am Minimum deſſen zu ftehen pflegen, was fie haben 
möchten, und daß, wenn es fich um freiheit für Betreibung ihrer Zwecke 
handelt, ihnen das Heil bed Vaterlandes gerade jo nahe geht, wie ben Mit» 
gliedern der Internationale. 


29. Mai. Deputirtenfammer: die Regierung legt derjelben 
ben angefündigten Entwurf eine® Gemeindegejees vor. Nach dem= 
jelben foll die Wahl der Maire allen Gemeinden zurüdgegeben wer— 
den mit einziger Ausnahme der Hauptjtädte der Departements, Ar= 
rondiffements und Gantone. Die dem Entwurf beigegebenen Motive 
Iprechen fich darüber dahin aus: 

„Die Regierung verhehlt ſich nicht, baß fie mit dieſer Beftimmung 
ein jehr gewichtiges Zugeſtändniß macht und eine der Prärogativen aufgibt, 
welche von ihren Borgängerinnen durch dad Organ ber freifinnigften Männer 
mit aller Entjchiedenheit aufrechterhalten worden find. Sie weiß, daß ber 
Maire, wenn er einerfeit3 recht eigentlich der Mann der Gemeinde ift, anber: 
feit3 auch ber Mann der Regierung fein foll, und daß fein werkthätiger 
Beiftand für ben regelmäßigen Gang der Staatägejchäfte unerläßlich ift; 
aber fie rechnet auf den aufgeflärten Ratriotismuß der Gemeinderäthe, twelche 
am Belten in der Lage find, die — gg audzuerjehen, und 
fih auch nicht darüber täufchen werden, dab, wenn fie fich zu fchlechten 
Wahlen verleiten ließen, die öffentliche Meinung bald von der Regierung 
— wird, daß fie die Ausübung einer Befugniß, welche ihr bisher 
zuftand, wieber am fich nehme. Neben der Regel fteht im Art. 21 die Aus: 
nahme. Dieſelbe betrifft die Hauptftädte der Departements, Arrondiffementa 
und Gantone, fo daß das Grundprincip auf 33,123 Gemeinden feine An: 
wendung finden würde Die Regierung Hat in der Gantonshauptftadt feine 
Dertreter mehr. Der Friedensrichter ſoll dem politiichen Gebiet jchlechter: 
dings fern bleiben; der Cantons-Commiſſär ift abgeichafft tworden, und die 
Miederherftellung diejes Amtes wäre nicht wünſchenswerth. Nun kann aber 
bie Regierung nur in der Gantond:Hauptftadt mit den Landbevölterungen 
in Berührung treten und fich von ihren Wünjchen und Beftrebungen unter: 
richten. Wenn die Unterpräfeften und Präfelten nicht von den Maires der 
Gantons:Hauptftädte aufgeklärt und gegen werden, bleiben fie vereinzelt, 
ohne Fühlung mit der Bevölkerung und ohne Einfluß auf diefelbe. 
immer unferen neuen Staatdeinrichtungen ernſtlich ergeben ift, wirb an: 
erkennen müflen, daß die Regierung Angeſichts ber Verwirrung, in twelche 
das lange Proviforium die Einwohnerſchaft gewiſſer Theile von Frankreich 
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a ———— Rechtes nicht entäußern lann, ohne gegen ihre Pflicht 


— Mai. Die Regierung und die verſchiedenen Parteien ohne 
Ausnahme find darüber einig, daß Frankreich in der orientalischen 
Frage zunächft Feine active Rolle fpielen, fondern ſich darauf be- 
Ichränfen folle, für die Erhaltung des Friedens zu wirken und ge— 
gebenen Falls zwifchen den widerftreitenden Intereſſen der Mächte 
wo möglich zu vermitteln. 

1.7. Juni. Deputirtenfammer: Debatte über die Vorlage 
MWaddington, betr. Beſchränkung der og. katholischen Univerfitäten . 
refp. Zurüdforderung der Staatsprüfung (Verleihung der alademi- 
chen Grade) ausschließlich für den Staat. Damit beginnt der 
Kampf der Volfövertretung in Frankreich gegen die Ansprüche des 
Ultramontanismus. Bericht der dafür niedergefeßten Commiſſion 
(Spuller). Diejelbe trägt auf Annahme der Norlage, dagegen auf 
Ablehnung aller über diefelbe hinausgehenden Amendements an. 
Schließlich wird die Vorlage mit 388 gegen 128 Stimmen ange- 
nommen und werden alle jowohl von der Rechten ala von ber linken 
Eeite geftellten Amendements abgelehnt. Die Glericalen zählen nun— 
mehr darauf, daß die Vorlage vom Senat werde verworfen werben, 
während die Liberalen fich der Hoffnung bingeben, daß fie auch dort, 
wenn auch vielleicht nur mit geringer Mehrheit, durchdringen 
werde. 

8. Juni. Senat: die reactionäre Rechte fucht fich zu confoli« 
diren und jtellt daher ftatt des verftorbenen Miniſters Ricard ben 
Er-Minijter Buffet ala Gandidaten für die Stelle eines lebensläng- 
lichen Senator? auf. Die Republicaner ftellen ihm den greifen 
Renouard entgegen. Die Wahl wird für die beiden Parteien im 
Senat eine entjcheidende fein. 

12. Juni. Deputirtenfammer: verwirft mit 238 gegen 197 
Stimmen einen Antrag, die Militärdienftzeit auf 3 Jahre herabzu- 
jeen und das Inſtitut der Einjährigefreiwilligen abzujchaffen. Der 
Kriegaminifter befämpft den Antrag, ebenfo Gambetta. Xebterer 
jagt: Die Zeit für einen folchen Antrag iſt noch nicht gekommen; 
das Budget und die Unterofficierärecrutirung geftatten e& nicht, den 
Antrag anzunehmen, welcher jedoch ein gewiljenhaftes Studium 
verdiene. 

14. Juni. Deputirtenfammer: Budgetcommilfion: der Unter- 
richtsminiſter Waddington legt zur Begründung feiner Mehrfor— 
derungen im Budget für 1877 ein ganzes Programm vor. 
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Die Regierung, jagt Waddington, tritt entichieden dem Princip der 
allgemeinen Schulpflicht bei. Diejes Princip hat einerſeils mit dem 
böjen Willen der Eltern zu lämpfen: diejem wird durch ein befonderes Straf: 
gefek entgegengetreten werden. Andererjeit3 erfordert es neue Schulhäuſer 
und Ausbefferung der ſchon beftehenden. Der Bau von Schulhäuſern ift 
eine Gemeindeangelegenheit und die Regierung ihrerjeits fann zur Förderung 
der Sache nicht mehr thun, ala daß fie den Gemeinden die für diefen Zmed 
gewährten Subventionen erhöht. Der betreffende Gredit foll alfo von zwei 
auf fünf Millionen Francs gebracht werden. Sobald biefe Erhöhung be: 
willigt ift, werden die Präfecten diejenigen Gemeinden, deren Schulgebäude 
unzulänglid find, auffordern, ihre Anträge derart zu ftellen, daß fie von 
den Generalräthen in der Auguft:Selfion geprüft werden fünnen. Man be 
rechnet, daß der Staatsjubvention von fünf Millionen eine Beifteuer ber 
Gemeinden und Departement? von zehn Millionen entiprechen wird: mit 
Hilfe diefer fünfzehn Millionen werden mehr als taufend neue Schulhäuſer 

ebaut und die alten wieder in Stand gefett werden können. Nun ift ferner 
ür das Lehrperfonal zu jorgen. Das Land befigt gegenwärtig nur 81 Lehrer: 
feminare, worunter 2 beoteftantifche, und 16 Lehrerinnenjeminare, worunter 
1 proteftantifches. Die Subvention für diefe Anjtalten foll um 245,000 
Franc vermehrt werden, wovon 100,000 ben Lehrerinnenjeminarien allein 
zu Gute kommen follen. Ferner ift es umerlählich, die Penfion für die 
Schullehrer, weldye vor dem 1. Januar 1874 zurüdgetreten find, von 3u0 
auf 500 Francs zu erhöhen, was eine Mehrausgabe von 410,000 Francs 
mit ſich bringt. Weiter verlangt der Unterrichtsminifter je 100,000 Francs 
für die Schulcaffen, welche die armen Kinder mit Kleidungsſtücken und 
manchmal auch mit Nahrung verfehen, und als Beifteuer für die Gründung 
von Töchterfchulen in den ganz Eleinen Gemeinden. SHinfichtlich der Mittel: 
Ichulen will die Regierung bei den Gemeinbdevertretungen auf Erhöhung ihrer 
Beifteuern hinwirlen und ihrerjeit3 den Gredit für diefelben von 200,000 
auf 2 Millionen Francs erhöhen. Was endlich den höheren Unterricht be: 
trifft, To find als natürliche Mittelpuntte desjelben die vier großen Univer— 
fitäten von Paris, Lyon, Bordeaur und Nancy gegeben. Diele Hochſchulen 
werben jet mit dem ganzen Rüftzeug der anderen Wiflenichaften auszuftatten 
fein; fie werden fich ferner einer gewiſſen Autonomie und eigener Fonds zu 
erfreuen haben. Die Facultäten diefer Hochſchulen ſollen um fiebzig „‚maitres 
de conferences“ bereichert werden, die etwa ben deutichen Privatdocenten 
entfprechen, nur mit dem Unterjchiede, daf fie einen Gehalt von 2400—-3000 
Francs bezichen follen. Das Syftem der Stipendien, twelches bisher nur 
für die Mittelfchulen beftand, Toll jet auch auf die Univerfitäten ausgedehnt, 
im Wege de3 Concurſes ſollen in diejer Weile für das erfte Jahr 300 Stipen: 
dien bon je 1200 Francs vergeben werden. Der Minifter weit auf das 
Beifpiel Englands und Deutichlands hin und hofft, daß die Departements 
und Gemeinden fich bei dieſer ugung nothdürftiger Studirender eb» 
haft betheiligen werden. Der Ausihuk nimmt alle diefe DVorichläge und 
Grediterforberniffe, die fi auf ein Plus von 3,885,100 Francs im Budget 
belaufen, mit unverhohlener Sympathie und Bereitwilligleit entgegen. 

16. Juni. MUebereinftimmend mit feinen Mittheilungen an 
die Bubgetcommiffion erläßt der Unterrichtsminifter Wabddington fols 
gendes Rundſchreiben an die Präfecten: 

„Die Regierung hat bie Abficht, allen Kindern, welche im Alter find, 
bie Schule zu beſuchen, ſobald ala möglich die Wohlthat des Elementar: 
unterricht3 zu ſichern. Um dieß zu ermöglichen, müflen erſt einige Vorbe— 
dingungen erfüllt werden. Erftlich ift e8 nothiwendig, in unferem Lande jo 
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viele Lehranftalten zu errichten, daß die Familien überall eine Schule in 
ber Nähe haben und die Kinder von jechs bis dreizehn Jahren nirgends fo 
weit zu gehen brauchen, daß ber lange Weg als Vorwand für einen unregel: 
Ber Schulbeſuch geltend gemacht werden kann. Zweitens müflen Die 
Schulhäufer durch ihren Umfang und = äwedmäßige Ginrichtung alle 
mwünfchenswerthen Garantien der Bequemlichkeit und einer guten Hygiene 
bieten. Bor allem müffen die Schulzimmer hinreichend mit Luft und Licht 
verjehen jein. Vergeſſen wir es ja nicht, Hr. Präfect, daß wir, indem ber 
Aufenthalt in der Shule dem Zögling angenehm gemacht und dem yamilien: 
vater bie rg beigebracht wird: bie Gefundheit feines Kindes könne 
durch ben Bejuch der Boltsichule nicht leiden, am unmibderruflichiten auf 
eine ber gewichtigften Cinwendungen antworten, welche von den Gegnern 
der allgemeinen Shutpflicht erhoben worden ift. Endlich muß der Lehrer 
im Schulgebäude für fich und die Seinigen eine angemefjene Wohnung finden 
und ihm ein Garten von mäßigen Umfang zu feiner Verfügung geftellt 
werben. Iſt es in der That nicht in jeder Hinficht wünfchenswerth, daß 
ber Lehrer das ulhaus liebgewinnt, daß er Anftrengungen macht, um es 
jeinem Geichmad, feinen Bedürfniffen anzupaffen und es ſchließlich gewifler: 
maßen als fein Eigentgum betrachtet? I es andrerſeits nicht billig, daß 
die Vortheile, welche mit einer Amtswohnung verbunden find, ihm Kir bie 
ſehr empfindlichen Mühen feines täglichen Berufs eine Kleine Erleichterung 
ewähren? Die Regierung gedenkt bie eben angedeutete Bahn ſogleich zu 

treten, und hat daher nicht gefäumt, von ben öffentlichen Gewalten neue 
Grebite zu verlangen, welche dem Staate gejtatten follen, den Departements 
und Gemeinden in reichlicherem und folglich wirffamerem Maße zu Hülfe 
zu fommen, wenn e3 fi um ben Bau oder die Einrichtung und die innere 
Ausftattung von Schulhäufern Handeln wird. Diefe VBorichläge find von 
bem Budget: Ausschuß des Abgevrdnetenhauſes mit fichtlicher Sympathie auf: 
enommen worden, und man darf fich dem Glauben hingeben, daß der Aus: 
—* in dieſem Falle nur den Geſinnungen entgegengelommen iſt, welche die 
beiden Kammern in Betreff des Volksunterrichts beſeelen. Wollen Sie da— 
her, Hr. Präfect, von dieſem Standpunlt allein, ohne den Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes vorzugreifen, unverweilt die Gemeindeverwaltungen von 
ben Abſichten ber Regierung in der Frage, bie uns hier beſchäftigt, in Kennt— 
niß ſetzen. Es ift * viel daran gelegen, daß Credite, welche bewilligt 
werben ſollen, ſchon im nächſten Frühjahr eine zweckmäßige Verwendung 
finden. Sie werden demnach darauf hinzuwirken — daß die Gemeinde— 
räthe, und namentlich die jener Drtichatten, deren Nothftand bereits con: 
ftatirt ift, die Prüfung von Plänen betreffend, ſei e3 die — neuer 
Schulen für Hauptorte oder Weiler, ſei es den Bau, den Ankauf, die Er: 
weiterung und Derbeflerung von Käufern, die für Schulzwede beftimmt find, 
in Angriff nehmen. Die Pläne und Voranſchläge müfjen binnen fürzefter 
Friſt entworfen werden, damit die Geſuche um Beifteuern, dem Gejek vom 
10. Auguft 1871 zufolge, nach orbnungsmäßiger Prüfung dem Generalrath 
in feiner nächſten Auguſt-Seſſion unterbreitet werden können. Dann werden 
Sie mir Ipäter alle Acten mit den zuftändigen Beweisftüden, ſowie einen 
Auszug des Beſchluſſes des Generalrath3 übermitteln, welcher ben Betrag 
feftfebt, der jeder betheiligten Gemeinde aus dem Departementsfonds bewilligt 
werben könnte.“ 

Ein zweites Rundſchreiben des Unterrichtäminifter® von demjelben 
Datum übermittelt den Präfecten zur Ausfüllung einen aus 21 Punkten 
beitehenden Fragebogen über den Stand der Schulhäufer oder dad Bedürf— 
niß ſolcher in den verjchiedenen Gemeinden. Die Antwort auf diefe Fragen 
foll dem Minifter bis jpäteftens zum 15. October erftattet werden. 
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16. Juni. Senat: wählt Buffet, den Gandidaten der Rechten, 
mit 144 Stimmen zum Yebenslänglichen Senator. Der Candidat 
der republifanifchen Partei, Renouard, bleibt mit 141 Stimmen in 
der Minderheit. Es ſteht dadurch feit, daß die reactionäre Rechte 
im Senat über eine entjchiedene, wenn auch nur jehr fleine, Mebr: 
heit gebietet. 

17. Juni. Deputirtenfammer: die äußerfte Linke conftituirt 
fih nun doch wieder ala eine felbftändige Partei, was Gambetta 
bisher abgerathen und auch Hintangehalten hat. Gambetta tritt ihr 
Euger Weife perfönlich auch jelbjt wieder bei. Die Fraction zählt 
immerhin ca. 80 Mitglieder, von denen indeß nur die Eleinfte An- 
zahl zu den fog. Sntranfigenten gehört, während die übrigen fich 
von Gambetta leiten laſſen. 

18. Juni. Die Regierung veröffentlicht wieder eine ziemlich 
umfangreiche und eingreifende Lifte von Abſetzungen und Verſetzun— 
gen von Präfecten und Unterpräfecten. Die liberale Preſſe erkennt 
darin die Einleitung zu einer vollftändigen Umgeftaltung des höheren 
Verwaltungskörpers in republifanifchem Sinne und muß zugefteben, 
daß die Regierung dießmal ohne Echonung vorgegangen ſei, wie 
man meint, als Antwort auf die Wahl Buffet's durch den Senat. 

20. Juni. Deputirtenfammer: die Commiffion für Unter- 
fuchung der Wahl des ultramontanen Grafen de Mun legt ihren 
Bericht vor. Die Situng geftaltet fich alsbald überaus ſtürmiſch. 

Der Zufall will, daß Grevy abweſend ift und Bethmont an feiner 
Stelle präfidirt. Bethmont ift ein Außerft wohlwollender und wohlerzogener 
Mann, aber nicht dazu angethan, Schreiern wie Caſſagnac oder unrubigen 
Edelleuten wie der Herzog Larochefoucauld:Bifaccia die Spitze zu bieten. 
Sie [pringen wiederholt von ihren Siken auf, rufen wilb brein, ftrafen die 
Behauptungen des Berichtes Lügen und werden dafür von der Linken aus: 
geladt. In diefem Tumulte hört man oft fein Wort. Der Berichterftatter 

r. Zurguet aber ift ein Menih von Eifen. Er läßt fih nicht aus ber 

fung bringen, nicht aufregen, erwiedert auf alle Heransforderungen nicht 

ine Silbe, jondern beginnt nach jeder Unterbrechung den früheren ak 
nochmals zu lefen. Die Facta, die er vorbringt, grenzen an’! Strafbare, 
Don ber Kanzel herab, am Altar und während der Mefje wurden die Leute 
— für den Grafen Mun zu ſtimmen. Es wurde ihnen geſagt, 
daß ſonſt die Männer erwürgt, die Häuſer verbrannt werden würden. a, 
e3 wurde ihnen mit Entziehung des Sacraments gedroht. Pfarrer begleite: 
ten ihre Pfarrfinder zur Abftimmung, beauffichtigten fie, ließen fich die 
Stimmzettel zeigen und zerriffen die gegnerifchen. In der Beichte wurden 
die frauen befragt, für wen ihre Männer geftimmt hätten. Die ultramon: 
tanen ng nd drohten ihren Pächtern mit Kündigung des Pachtes, wenn 
fie nicht für Dun ftinmten, und Hr. Buffet verlangte von den Präfecten, 
für ihn zu arbeiten, obwohl ex in feinem Gircular nicht einmal des Mar: 
Ichalla erwähnt hatte. „Das ift bedauerlich,“ telegraphirte Yuffet, „aber 
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wir brauchen den Mann, da religiöje Fragen vorlommen werben.“ Die 
Berificirungs:Commiffion aber hat ſich mit Aufzählung biefer Yacta nicht 
begnrügt, fondern einen zweiten Bericht hinzugefügt, der den Stanb ber Ge- 
feßgebung über den Glerus in —— zeigt, der nachweiſt, daß die galli— 
caniſche Erklärung vom Jahre 1682 noch zu Recht beſtehe und daß der Bor: 
gang der Seiftlichen bei ber Wahl Mun's ein geſetzlich verpönter Mißbrauch 
ſei. Dadurch wird auch die principielle Frage zur Discuffion fommen, und 
wird fie auch nicht entichieden, fo machen ſolche Tebatten der Bevölkerung 
tlar, um was e3 fich handle. Der kirchliche Kampf drängt fich in ben Bor: 
dergrund, fo ſehr die Regierung bemüht ift, ihn zu vermeiden. 
Budgetceommiffion: ber Unterricht3minifter legt derfelben weitere 
Greditforderungen behufs Ausführung feines Reformprogrammes vor. 
Seine Vorſchläge werden mit Eleinen Reductionen von der Com— 
mijfion angenommen; die Gefammtjumme diefer Ergänzungscredite 


beträgt etwas mehr al3 7 Millionen Francs. 

21. Juni. Senat: die Majorität desfelben ſcheint entjchloffen, 
die Vorlage betr. die ſog. katholifchen Univerfitäten ſeinerſeits abzu— 
lehnen. In die Commiffion dafür wählt er 6 Gegner und nur 3 
Freunde der Vorlage. 


23. Juni. Deputirtenfammer: der Minijterpräfident betont 
der Rechten gegenüber wiederholt und mit Nachdrud, daß nunmehr 
eine „regelmäßige und definitive” Regierung hergeſtellt jei. 

28. Juni. Der Marfchall-Präfident richtet, nachdem er von 
den gerichtlichen Verfolgungen Kenntniß genommen, die jeit dem 1. 
Sanuar 1875 bis zum 1. Juni 1876 von den Militärbehörden gegen 
Theilnehmer am Aufftande von 1871 verfügt worden find, folgendes 
Schreiben an den Kriegaminifter: 


„Eine Menge Perjonen, welche an dem Aufftande von 1871 theil: 
genommen haben und nicht verurtHeilt tworden find, haben bis auf den heu— 
tigen Tag in der Angit — entdeckt und —5 verfolgt zu werden. 
Gleihmwoht hat ſich in Wirklichkeit die Militärbehörde feit nahezu zwei Jah: 
ren neuer Derfolgungen enthalten, es jei denn gegen Perfonen, mel 
gemeiner Verbrechen, die da find Mord, m und Diebftahl, ſchuldig 
gemacht oder in der Organifirung und Führung des Aufftandes eine her: 
vorragende Rolle geipielt hatten. Die ftatiftiichen Angaben, die Sie mir 
mitgetheilt haben, Heilen feit, daß im Laufe des Jahres 1875 die Zahl der 
Befolgungen 52 nicht überichritten hat und daß in den erſten fünf Monaten 
des laufenden Jahres nur 10 Verfolgungen verfügt worden find. „Sch be: 
merke, dab 22 dieſer Verfolgungen Morde, 17 ungeſetzliche Verhaftungen, 
13 das Verbrechen der Plünderung, 6 das Verbrechen der Brandftiftung 
und nur 4 aufrühreriihe Handlungen im eigentlichen Einne zu Grunde 
liegen. Aus diefen Ziffern geht deutlich hervor, daß das Werk der Kriegs⸗ 
gerichte, was die Beitrafung des Aufitandes von 1871 betrifft, mit Aus: 
nahme der Sontumazfälle ala beendet angefehen werden darf. Bon nun an 
darf feine Verfolgung mehr ftattfinden, wenn fie nicht gewiffermaßen von 
dem einhelligen Gefühl aller vechtichaffenen Leute, welcher Partei fie aud) 
angehören mögen, geboten ift. Das Öffentliche Gewiſſen würde fi mit Recht 
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ängjtigen, wenn Diejenigen, welche weder das Leben noch die Freiheit noch 
dag Eigentum Underer jchonten, jobald es galt, ihre va ei oder Hab: 
jucht zu befriedigen, ſowie Jene, twelche die aufftändiiche Bewegung vor: 
bereiteten, organijirten und leiteten, am hellen Tage wieder aufträten, wäh- 
rend weniger grohe Verbrechen ftreng geahndet worden find. Aber von biejen 
Ausnahmelällen abgeſehen, die ein Gele ſchwerlich im Voraus beftimmen 
tönnte, erachte ich, daß wir alle Handlungen, welche mit dem unheilvollen 
Aufftande von 1871 zufammenhängen, der Bergefjenheit anheimgeben müſſen. 
Damit nun in diefer Hinficht alle Peforgniffe aufhören und Diejenigen, 
welche fich noch bedroht wähnen, fich ficher fühlen dürfen, erfuche ih Sie, 
allen unter Ihren Befehlen ftehenden Generalen, die mit der Ausübung der 
militärifchen Gerichtägewalt betraut find, anzuempfehlen, daß fie fich die eben 
ausgeführte genaue Unterjcheidung wohl merken, die Wohlthat der Vergeſſenheit 
Denen angedeihen laſſen, die nur irregeleitet worden find, und in feinem 
Tall eine Unterfuchung oder einen Proceß einleiten Lafjen, —* Sie erſt da— 
von unterrichtet zu haben. Sollte Ihre Aufmerkſamkeit auf beſonders be— 
denkliche Thatſachen gelenkt werden, die in eine der angedeuteten Kategorien 
fallen, jo werden Sie den Minifterrath davon in Kenntniß zu jegen und 
ihm die Gründe darzulegen haben, die Ihnen eine Verfolgung nothwendig 
erfcheinen laſſen. Ich hoffe, daß es und auf dieſe Weife gelingen wird, alle 
dieſe Beſorgniſſe zu beſchwichtigen, indem wir der Nachſicht und der Ber: 
gefienheit einen jo weiten Epielraum ala nur immer möglich gewähren, ohne 
an die Principien und die großen Intereſſen zu rühren, deren Obhut und 
anvertraut ift.“ 

Im Anſchluß an diefen Brief veröffentlicht das „Journal 
- officiel“ die Anzeige, daß der Präfident der Republit 87 wegen 
Theilnahme an dem Aufftande von 1871 verurtheilten Individuen 
ihre Strafen im Gnadenwege theila für den Reſt ganz erlafien, theila 
herabgejeßt oder umgewandelt hat. 

1. Juli. Die Regierung beruft den „Kleber,“ das lebte fran— 
zöſiſche Echiff, welches dem heiligen Vater in den Gewäfjern von 
Gorfica zur Verfügung gehalten wurde, ab und beauftragt das Schiff, 
die Filcherei längs der Küften von den Hyerifchen Inſeln bis Men- 
tone zu bewachen. 

2.—3. Juli. Große Pilgerfahrt nach Lourdes. Der Papjt 
erläßt dazu ein eigenes Breve und es nehmen daran der päpftliche 
Nuntius, 35 Bilchöfe und 3000 Geiftliche Theil; ebenjo die Spitzen 
bes ultramontanen Adels, der Herzog von Nemours, der Herzog und bie 
Herzogin von Alengon, der Herzog und die Herzogin von Parma x. 
Die Spitze der ganzen fyeierlichkeit bejteht in der Krönung der Statue 
der Mutter Gottes durch den Nuntius als eine „feierliche Anerkennung 
der Wahrheit und Wechtheit der Erjcheinungen und Offenbarungen, “ 
welche zuerft dem Hirtenmädchen Bernadette Soubires zu Theil ge 
worben jein follen. Die Feſtpredigt hält der vertriebene ſchweizeriſche 
Biſchof Mermillod von Genf, um zu erweilen, daß „die Krönung 


der Mutter Gottes von Lourdes das Belenntniß des Chriſtenthums 
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in feiner unverfälichten Lehre ſei.“ Es begegnet auch ein neues 
Wunder: eine gewiſſe Yanfereau, die 19 Jahre lahm war, wirft 
plößlich ihre Krüden fort und geht aufrecht davon. 

Die Hauptceremonie findet erft am zweiten Tage ftatt, die Krönung 
des Marienbildes. Dasſelbe ift zu diefem Behufe aufgetteit auf einer pracht: 
vollen Eftrade; im glängendften Kirchenornate fteigt der Nuntius Meglia 
hinauf, ergreift die —— aus Perlen und Gold gefertigte Krone und 
ſetzt ſie der Statue auf's Haupt. Da krachen die Kanonen, die Muſit fällt 
ein, alle Gloden werben geläutet, die Damen ſchwenken die Tafchentücher 
und taufendftimmiges Gejchrei erichallt: „Es Iebe der Papft, es lebe die un: 
befledte Empfängnig!" Die ultramontanen Blätter triumphiren über bag 
großartige Felt. Das Univerd Beuillot’3 rufen begeiftert aus: „Wer könnte 
nad Alledem noch zweifeln, daß frankreich eines Tages, und diefer Tag ift 
vielleicht nahe, wieder völlig da3 fein wird, was es niemals aufgehört hat 
zu jein, das Königreih Maria's“. Dagegen urtheilt ein liberales Blatt 
ſehr jcharf darüber nach einer ausführlichen Schilderung der ganzen feier: 
lichkeit: „Was follen wir zu diefem mit jo riefenhaftem Pompe in Lourdes 
aufgeführten Schaufpiele jagen? Gewiß, wir können mur den Schmerz der 
Verachtung ausdrüden, den Schmerz der Religion, die Verachtung ihren jog. 
Trägern gegenüber. Die Sache jelbft betrachten wir ala bie deutlichfte und 
völligfte Manifeftation des ultramontanen, römiſchen Katholicismus nad 
Form und Inhalt und zugleich als die tieffte Erniedrigung deffen, was man 
Religion nennt; zur Krönung einer Marienftatue, welches Gejchäft ber 
Sacriftan von Lourdes am beten bejorgt hätte, ſpendet der Papſt verſchwen⸗ 
beriich feine Gnadenſchätze, erfcheint der Franzöfifche Nuntius, erfcheinen mehr 
als dreißig Bilchöfe ꝛc, — das heißt wahrhaftig ber Religion alle Würbe, 
alle Ehrwürdigfeit nehmen, Heißt das Bolt mißbrauchen und betrügen. — 
Jammert einft nicht, ihr modernen Pharifäer, wenn ber wilde Sturm einer 
biutigen Reaktion über euch Hereinbricht!” 

10. Juli. Das Journal officiel veröffentlicht wieder eine neue 
Eerie von etwa 30 Ernennungen, Abjeungen und Verjegungen von 
Präfecten, Unterpräfecten und Generaljecretären. 

10. Juli. Der unter dem Vorſitze des Handelsminiſters wegen 
der frage der Erneuerung der Handelsverträge verjammelte Ober: 
handelsrath erklärt fich neuerdings mit großer Mehrheit für Auf- 
rechterhaltung des jeit 1860 herrſchenden Freihandelsprincips. 

Der darüber von der Commiſſion ausgearbeitete Bericht ſpricht fich 
dahin aus: Der beftehende Conventionstarif, der zuerft im Jahr 1860 mit 
England vereinbart wurde, hätte anfangs in ganz Frankreich Unzufriedenheit 
erregt, teil er, wie e3 hieß, manche im Lande einheimilche Gewerbszweige, 
bie 6 feiner auswärtigen Concurrenz verſahen, in Nachtheil verſehzte. Dieſe 
Klagen wären, wenn auch für den Augenblick einigermaßen begründet, doch 
immer übertrieben geweſen und bie neuen Maßregeln hätten vom Anbeginne 
an da3 Gute gehabt, daß fie die franzöfiiche Induftrie aus ihrem ug rian 
aufrüttelten, zu reger Thätigfeit non al und einen löblichen Wetteifer 
wedten, indem fie die Fabrifanten zwangen, fich nach den neuen Erfindungen 
umzufehen und mit ihnen Schritt zu halten. Wenn heute ähnliche Be: 
ſchwerden laut würden, fo jei die Antwort darauf immer dieſelbe: die fran— 
zöſiſche Imduftrie müfje muthig den Kampf mit dem Auslande aufnehmen 
und könne ſchließlich nur dabei gewinnen. Die Gommiffion hätte daher be: 
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ſchloſſen, die Gonventionstarife anzunehmen, doch nicht ohne fie hie und ba 
um ein Geringed zu erhöhen in der Borausficht, daß die fremden Unter: 
händler jo viel Zugeftändniffe ala nur möglich verlangen würden und daß 
die Lage ber franzöfiichen Bevollmächtigten eine jehr unangenehme twäre, 
weil fie alle Forderungen zurückweiſen müßen, da ihnen jchon die niebrig- 
ften Tarife vorgefchrieben wären. Die Zölle ad valorem follen in ſpezifiſche 
Zölle umgewandelt und jo die falichen Angaben unmöglich gemacht werben, 
welche dem ES chat Berlufte und der Douane tägliche Pladereien bereiteten. 

11.—12. Juli. Deputirkenfammer: Debatte über die Regie- 
rungsvorlage, betr. die Ernennung der Maires, welche zwar das 
Geſetz Broglie von 1874, der die Ernennung aller Maires ohne Aus- 
nahme der Regierung übertrug und ihr die Befugniß ertheilte, die— 
jelben jogar außerhalb des Schooßes der Gemeinderäthe wählen zu 
dürfen, aufhebt, aber doch der Regierung die freie Wahl der Maires 
in allen Hauptftädten der Departements, Arrondiffements und Gan= 
tone überläßt. Die Commiffion trägt darauf an, den Entwurf zu 
genehmigen. Gambetta jtellt dagegen den Antrag, die Debatte zu 
vertagen und die Trage erſt mit dem ganzen Gemeindegejege zur 
Entjcheidung zu bringen. Die Regierung ftellt dagegen die Ver— 
trauensfrage: Der Antrag Gambetta’3 wird abgelehnt und der Ent- 
wurf mit großer Mehrheit genehmigt, doch mit dem Zufate, daß 
binnen 3 Monaten jämmtliche Gemeinderäthe einer Neuwahl zu 
unterwerfen feien, damit die Öffentliche Meinung Gelegenheit haben 
werde, ihre Anufchauungen und ihren Willen ar zu Tage zu legen. 
Die Regierung erklärt fi) mit dem Zuſatze ihrerfeit3 einverftanden. 

13. Juli. Deputirtenfammer caffirt mit 308 gegen 181 Stim- 
men die Wahl des clericalen Agitatord Grafen de Mun wegen un— 
gehöriger und gejegwidriger Beeinfluffung desjelben durch den Clerus. 

14. Juli. Deputirtenfammer: genehmigt einftimmig die Ab— 
haltung einer Weltausftellung zu Paris im Jahre 1878. 

18.—21. Juli. Senat: Debatte über die von der Deputirten- 
fammer angenommene Vorlage Waddington ‚betr. Beichränfung ber 
ſog. kath. Univerfitäten bez. der Verleihung der afad. Grabe (xeſp. 
der Staatsprüfungen). Diejelbe wird jchließlich mit 144 gegen 139 
Etimmen abgelehnt. 


Zu ber Verwerfung wirken die clericalen, legitimiſtiſchen, bonapar: 
tiftifchen und die andern der Republik oder doch ihrer liberalen Regierung 
mebr oder weniger feindlich gefinnten Senatoren zufammen, unterftügt darin 
von einigen jogenannten Liberalen und Liberalconfervativen, wie Laboulaye 
und Wallon. Nach dem Senatsbeſchluß wird das Unterrichtsgeſetz alſo bis 
auf weiteres beftehen bleiben und werden die ohne ftaatliche Mitwirkung an: 
geftellten und verjegbaren Profefforen der freien Mniverfitäten bei der Ber: 
leihung der Grade gleichberechtigt mit den Profefjoren des Staats mitwirken 
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fönnen. Die Regierung bat bei biefer Vorlage bie Gabinetöfrage nicht ges 
ftellt; dagegen will man wiſſen, dat Waddington entichloffen ſei, die Vor: 
lage glei nad) den fyerien neuerdings einzubringen, was indeß dann b 
nicht geichieht. Die Verwerfung der Vorlage ift ohne Zweifel ein großer 
Sieg ber reactionären Parteien des Eenats. Die Majorität berfelben ift 
indeß doc) noch eine mehr oder weniger unfichere; ben Ausſchlag geben dieß— 
mal 3 Bonapartiften, welche im vorigen Jahr noch gegen das Gejeh betr. 
Die fath. Univerfitäten geftimmt haben, jet aber mithelfen, die Vorlage 
Waddington zu Fall zu bringen. 

19. Juli. Deputirtenfammer: Nachdem die Amneftie für die 
Eommune-Ereigniffe von 1871 von beiden Kammern abgelehnt wor= 
den ift, trägt Gatineau darauf an, wenigſtens alle noch ſchweben- 
Den und Fünftigen Procefje in Folge diefer Ereigniffe einzuftellen. 
Die Regierung (Dufaure) will aber auch darin nicht fo. weit gehen 
und unterhandelt nunmehr mit der von der Kammer niebdergefeßten 
Commiſſion über einen Compromiß in diefer Frage. 

23. Juli. Die infallibiliftiichen Decrete des vaticanifchen 
Concils werden in der Didcefe von Coutances und Arranches erft 
jegt proclamirt. 

Der kürzlich verftorbene Biſchof v. Coutanced, Migr. Bravard, weigerte 
ſich nämlich, diefe Decrete anzuerkennen, man hatte aber um Scanbal zu ver: 
meiden, ein Auge zugedrüdt und einfach beflen Tod abgewartet, der bei 
ei fränklichen Gejundheit jeden Augenblid zu erwarten war. Sein Nadh: 

olger, Migr. Germain, ein entjchiedener Ultramontaner holt dad BVerfäumte 
natürlich jofort nad und die Verkündigung der Decrete findet an biejem 
Tage in ber Gathedrale in Anwejenheit von über 400 Prieftern und einer 
Anzahl von Gläubigen ftatt. Der neue Biſchof gibt dann feiner Geiftlich- 
keit in einem Schreiben vom 1. Auguft von dem Borgefallenen Kenntniß 
und am 15. Auguft (Mariä Himmelfahrt) werden die Unfehlbarkeit des 
Papftes und die übrigen Decrete auch in allen übrigen Kirchen der Diöcefe 
von der Kanzel befannt gemadht. 


23. Juli. Eine an diefem Tage aufgelegte Anleihe der Stadt 
Paris zum Curſe von 465 wird beinahe 54 mal überzeichnet. Die 
letzte Parifer Stadtanleihe von 1873 war zum Curſe von 440 aus- 
gegeben und 43 mal gededt worden. 

Der Barifer Gemeinderath bejchließt in Folge von allerlei 
Umtrieben der fath. Religionslehrer an ben ftädtifchen Schulen bez. 
Prozeffionen, Wallfahrten, Jubelfeiern u. dgl.: 

„Der Gemeinderath, in Erwägung, dab ber Religiondunterricht in 
den Gemeinbejchulen zwar obligatorifch ift, jedoch nur von den dazu ange: 
ftellten Lehrern ertheilt werden darf, während die Geiftlichen der verjchiedenen 
Belenntniffe nur bie Aufficht zu führen haben; in Erwägung, daß die relis 


giöſe und namentlich bie fatholifche und clericale Propaganda gelentich ver⸗ 
boten bleibt, fordert die Behörden auf: 1) In den Gemeindeſchulen jede reli⸗ 


giele Hebung und jede Art von religiöfer Propaganda, mag fie nun bon 
hrern oder Geiftlichen betrieben werden, ftreng zu verbieten; 2) nicht zu 


geftatten, baf die Lehrer und Lehrerinnen die Zöglinge der ftädtifchen Schulen 
Schulthess, Europ. Geſchichtökaleuder. XVIL Band. 23 
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bei irgend einer ihrem pädagogischen Amte fremden Geremonie begleiten, und 
geht zur Tagesordnung über.“ 

25. Juli. Senat: Eine reactionäre Mehrheit desfelben  ift 
offenbar entjchloffen, auch in der Frage der Wahl der Maires der 
Regierung und der Deputirtenfammer entgegenzutreten. Die für 
dieje Frage niederzufegende Commiſſion wird aus 5 NReactionären 
und nur 4 Liberalen beftellt. 


26. Juli. Der Präfident der Republik verfügt, 127 weiteren 
Gommune-Berurtheilten ihre Strafe im Gnadentwege theil® ganz zu 
erlaſſen, theils berabzufegen oder umzuwandeln. 

27. Zuli. Deputirtenfammer: Beginn der Debatten über das 
Budget für 1877. Die Budgetcommiffion beantragt im Gultus- 
budget ſehr eingreifende Abftriche, namentlich beantragt fie, bie 
Beloldung der Regiments-Almofeniere ganz zu unterdrüden und 
der hauptjächlich von diefen Almvfenieren, einer Einrichtung der Kam— 
pfesregierung DBroglie, betriebenen ultramontanen Agitation in ber 
Armee ein Ende zu machen. Auch im Kriegs: und im Marine- 
budget beantragt die Commiffion troß aller Vorliebe für die Armee 
einige Abitriche. 

28. Juli. Der Gemeinderath von Touloufe bewilligt 5 Mill. 
Fres. für die Errichtung einer medicinifchen Facultät in diefer Stadt. 

31. Juli. Deputirtenfammer: Budget für 1877, Minifterium 
des Öffentlichen Unterrichte. Das ganze Unterrichtsbudget, obgleich 
gegen das Vorjahr faft um 10 Mill. Fres höher, wird mit großer 
Majorität angenommen. Der Minifter Waddingten ift entjchieden 
und ausgefprochener Maßen für Einführung der allgemeinen obli— 
gatorifchen Schulpflicht ſowie der Lehr: und Lernfreibeit; aber er 
beantragt weder die eine noch die andere, zumal der Senat fie ohne 
Zweifel veriwerfen würde. Gegen feine Greditforderungen für Hebung 
bes Volksſchulweſens, der Mittelfchulen und der Univerfitäten (diefer 
wejentlich nach deutjchem Mufter) ift dagegen die reactionäre Mehr— 
heit des Senats völlig machtlos. Während der ganzen Verhand— 
lungen ift das volllommenfte Einverftändniß zwiſchen dem Unter- 
richtsminiſter Waddington und der Majorität der Kammer zu Tage 
getreten. 

Senat: Das linke Gentrum besjelben ftellt für die Wahl 
eines Tebenslänglichen Senator? an die Stelle des verftorbenen Ca— 
fimir Perier den Juftizminifter Dufaure als Gandidaten auf, um 
eine neue reactionäre Wahl, wie die Buffets war, womöglich zu ver- 
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eiteln. Die reactionäre Rechte ftellt dagegen ben ultramontanen 


Zegitimiften Chesnelong ala ihren Gandidaten auf. 

31. Juli. Mit diefem Tage beginnen die Prüfungen für die 
Grtheilung der academifchen Grade (tejp. der Staatsprüfungen) zum 
erjten Mal durch Delegirte der Etaatsuniverfitäten und der neuen 
fog. kath. Univerfitäten, obgleich dieſe leßteren noch in der Bildung 
begriffen find. 

— Juli. Wie einft die Idee des Suezkanals durch Leſſeps, 
jo ift in Frankreich ein neues großartiges Project aufgetaucht, bie 
Wüſte Sahara durch einen angeblich ziemlich Teichten Durchbruch 
vom mittelländijchen Meere her wieder in ein innere Meer hinter 
Tunis und der algierifchen Provinz Conftantine umzuwandeln. An 
der Spibe fteht der Ingenieur und Stabshauptmannn Roubaire. 

Dad Project findet jeboch auch entichiedene Gegner. Man kennt bie 
der engliichen Politik mut rs Bone Abfichten auf Aegypten und Kreta. 
Tripolis ift faft gänzlich jchon anglicanifirt. Es wird ber englifchen Politik 
die Abficht zugejchrieben, vom Bey von Tunis die zwei Inſeln Gabes und 
Gerba am Eingange des Golfs von Gabes zu erfaufen oder doch bag Pro: 
tectorat hierüber zu erwerben. Thatſache ift es, daß englifche Dfficiere, unter 

ührung des engliichen Generalconfuld in Tunis, jchon vor zwei Jahren 
jene Jnjel vermeflen und ihre topographiiche Beichreibung aufgenommen 
haben. Da3 von Hrn. Roubaire geplante innere Meer würde in den Golf 
von Gabe ausmünden. Im Befi der erwähnten Inſeln würden die Eng: 
länder auch den Eingang jenes inneren Meeres beherrichen, das eine Ziele 
von 15 bis 22 Meter erhalten joll. Sie wären in der günftigften Lage, ben 
ri mit Gentralafrifa faft zu monopolifiren, je nad) Umſtänden im 

üden von Tunis und Algerien zu operiven. Auch hüten fie fidh, den Plan 
des Hrn. Roudaire zu kritiſiren, wie ehemals den Lefjeps’ichen Plan. Wie 
Hr. v. Leſſeps, die franzöfiichen Ingenieure und Gapitaliften ſchließlich für 
englifche Interefien gearbeitet haben, mangelt e3 indeß auch Hrn. Roudaire nicht 
an Enthufiaften für fein inneres algeriſch⸗-tuniſiſches Meer, bad, von frans 
zöfiichen Ingenieuren und Gapitaliften errichtet, ſchließlich ebenfall3 den 
Macht: und Handeldinterefien England3 dienen würde. In diefer Beziehung 
wird der franzöfilche Generalconful in Tunis, wo ber franzöfiiche Finanz: 
zath Hr. Villette die Finanzen wieberhergeftellt hat, wie er es, zumächit 
ebenfall3 für die engliſche Interefien, in Aegypten thut, beauftragt, die er: 
mwähnten zwei Inſeln nicht mehr aus den Augen zu laffen. 


1. Auguft. Deputirtenfammer: Der Kriegaminifler Eifjey ver⸗ 
langt und erhält einen Ergänzungsceredit von 32,510,308 Fred. für 
1876. 

Zugleich fündigt die Verwaltung an, daß vor Ende des Finanzjahres 
1876 noch weitere Forderungen unerläßlich fein würden. Bezeichnend für bie 
Stimmung ber Kammer ift es, daß die formelle Seite, das Bewilligungss 
recht der Deputirten ftreng gewahrt wird und ber Kriegäminifter, der in der 
Verausgabung von 3,502,935 Fred. für Erhöhung don DOfficierslöhnungen 
e. twillfürlich verfahren Hatte, um Entſchuldigung bitten muß, dagegen 

ie jonftigen Anträge auf Eriparniffe wenig Beifall und in Renault einen 
23* 
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eifrigen Gegner finden; wie e3 bezeichnend ift, daß die allgemeine Verhand— 
lung, bie on jo redenreiche „Generaldebatte* bejeiligt wird. Man will 
fih und dem Lande, vor Allem aber dem Auslande nicht zugeftehen, welche 
enormen Weihegeichente man auf den Altar des Kriegsgottes legt, um ihn 
bei ehefter Gelegenheit günftig für bie grobe Nation, wie die Einen jagen, 
ober für den Ireueften Bundesgenofien des Papfted und ber Jeſuiten, wie 
bie Andern bdenfen, zu ftimmen. Sämmtliche Dfficiere, deren Löhnung 
feit 1. Januar 1876 durch Decret vom 26. December 1875 geleßwibrig 
erhöht ward, behalten ihre Solderhöhung, und, wie jo oft, Hat auch dies— 
mal ber SKriegaminifter nicht nur feinen Willen durchgeſetzt, ſondern jelbft 
bie liberalen Blätter reden feinem Vorgehen das Wort. An der Armee darf 
man nicht fparen! war feit Februar 1871 Grundſatz der Nationalverfamm: 
lung und ift feit dem 20. Februar 1876 noch entjchiedenerer Grundſatz der 
Deputirtenlammer. Jedes Volt muß jelber willen, was zu feinem Frieden 
dient; es ift aber deſto Lächerlicher, wenn franzöfiiche Blätter jo häufig über 
die Rüftungen der übrigen Großftanten Berwunderung heucheln. „Wir 
leben nicht mehr in der Zeit“, Außert übrigens der Moniteur bei Gelegen: 
heit des Kriegäbudget?, „wo bie Nothiwendigfeit ftehender Heere beftritten 
und ein Kriegsbudget von 360 bi3 380 Millionen als eine erbrüdende, das 
Land zu Grunde richtende Laft befämpft wurde; nein, ein um ein Drittel 
höheres Budget erjcheint nicht mehr übertrieben.” 


2. August. Deputirtenfammer: Der Bautenminijter Chriftophle 
bringt zwei Gefeßesentwürfe ein betr. die Regulirung der Seine 
zwifchen Paris und Rouen und ber Rhone zwijchen Lyon und Mars 
feille, jo zwar, daß da8 Bett der beiden Ströme allenthalben eine 
Tiefe von mindeſtens 3 Mir. 20 Emtr. hat und alfo für Seejchiffe fahr- 
bar ift. Die Gefammtkoften find auf 45 Mill. Fred. veranichlagt. 


5. Auguft. Deputirtenfammer: Budget für 1877, Militär- 
budget. Dasfelbe wird faft durchweg nach den Anträgen der Bud— 
getcommilfion in einigen Puncten erhöht, in mehreren anderen da— 
gegen einigermaßen befchnitten. Der KHriegaminifter Ciſſey verthei- 
digt die Regierungsanfäße auffallend ſchwach. Die Gehalte der 
Teldgeiftlichen (Almofeniere) werden nach dem Antrage der Com— 
miſſion gänzlich geftrichen. 

Aus der Debatte. Keller (ulte.) beantragt, den Anfaß für bie 
Frelbgeiftlichen mit 281,904 Fr. wiederherzuftellen. Es ftehe der Kammer 
nicht zu, auf diefe Weije ein *8 indirect abzuſchaffen. Der Staat ſei es 
dem Soldaten ſchuldig, für die Befriedigung ſeiner religiöſen Bedürfniſſe zu 
ſorgen. Die Kirche werde es in dieſer Hinſicht allerdings, auch wenn der 
Ausſchußantrag durchgehe, an fich nicht fehlen laſſen; aber es werde der 
Geiftlichkeit oft jchwer fallen, die Stunden für den Gottesdienft fo einzu: 
richten, iwie e3 der Heeresbdienft gerade geftattet, und darum ſei es befler, be= 
ſondere Fyeldgeiftliche anzuftellen. Die a jei immer bie befte Stüße 
und Lehrerin des Patriotismus geweſen. ilfon entgegnet im Namen bes 
Ausſchuſſes: dad Geldbewilligungsrecht ber Landesvertretung ftehe über allen 
anderen Principien. Der Ausschuß erachte nnn einmal das Inſtitut der 
Feldgeiſtlichen für überflüffig und gefährlid. Die Soldaten werden immer 
in die nächſte Kirche gehen können, um ihre Andacht zu verrichten; aber es 
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ift gut, die Armee dem intriganten Einfluß ber Geiftlichkeit zu entziehen. 
Bei den Beförderungen hat nur allzu oft die Empfehlung des Almoſeniers 
mehr gegolten ala das Urtheil de infpicirenden Generals: dieſen Mißbrauch 
will der Ausſchuß befeitigen. Méline fchlägt vermittelnd vor: man folle 
nur elf wirkliche Almofenierd beibehalten, und 58, die ihm entbehrlich ſchei— 
nen, ftreichen. Der Kriegaminifter beruft fich auf das Geſetz, nach welchem 
jeder Truppenkörper von mehr ala 2000 Mann mit einem fyeldgeiftlichen 
—— werden ſoll; es ſei genug, wenn man den Oberalmoſenier und 
die Geiſtlichen der Armeecorps abgeſchafft und das ganze Inſtitut ausſchließ⸗ 
lich unter die Autorität der Militärbehörde geftellt habe. De Baudry 
d'Afſon: Die Vorichläge des Ausſchuſſes athmen einen religionsfeindlichen 
Geift, den er als Katholif und Royalift nimmermehr zulafien könne. (Unruhe). 
Die Erſparniß als folche fei ganz unbedeutend; man wolle nur den Priefter 
von dem Soldaten fernhalten und ein durch das Geſetz geheiligtes Inſtitut 
zu nichte machen. Mit folchen Acten werde ſich die junge Republit wahr: 
lich nicht einbürgern. Die Religion werde darum nicht zu Grunde gehen, 
fie Habe ſchon andere Anfechtungen überbauert, und übrigens bleibe noch 
immer ber Senat und ber Marichall. Der Antrag des Hrn. Keller wirb mit 
306 gegen 142, ber a | de3 Hrn. Meline mit 217 gegen 212 Stimmen 
abgelehnt; ber pe für die Fyeldgeiftlichen bleibt alſo geftrichen. — Eine 
weitere Debatte erregt die fyrage: ob ber zweite Theil bes Contingents, wie 
ber Ausſchuß verlangt, ein Jahr oder, wie der Kriegsminiſter beantragt hat, 
nur ſechs Monate unter ben — behalten werden ſoll. Hier, wie in 
manchem anderen Puncte, find Die Rollen verkehrt, wenigſtens ſcheinbar; 
benn ber Kriegsminiſter de Cifſey entwickelt in dieſer ganzen Debatte eine 
ſolche Gleichgiltigkeit und Einfylbigkeit, daß man nie recht weiß, ob und 
wieweit e3 ihm mit feinen Vorſchlägen Ernft iſt. Die Deputirten felbft find 
von dieſer Haltung de3 SKriegaminifter® auf das Unangenehmfte berührt. 
In dem vorliegenden Fyalle verlangt alfo der Ausſchuß eine Erhöhung der 
Ausgaben um 12,850,000 Fr. Der Kriegsminifter ſchweigt. An Pisa 
Statt vertritt der Bonapartift Cunéo d'Ornano feinen Stanbpunct, alſo 
halbjährlichen Verbleib des zweiten Theils des Gontingent3 bei ben Fahnen. 
Gambetta entgegnet kurz: die militärifche Erziehung des Landes erheijche 
ebieterifch ein ftärfered Effectiv, ald man bisher im Dienfte behalten ; ber 
Roftenpunet fönne nicht in Trage fommen, wo ed fi um die Ehre und 
bie Sicherheit Frankreichs hanble. 

8. Auguft. Deputirtenfammer: bewilligt 1,700,000 Fr. für 
Unterftüßung der in Frankreich gebliebenen carliftifchen Flüchtlinge, 
doch mit der Beftimmung, daß mit Ende September jede Unter» 
ftügung diejer Flüchtlinge von Seite Frankreich aufzuhören habe. 

8. Auguft. Die in der Sorbonne ftattfindende Vertheilung 
der Preife an die Zöglinge der Lyceen von Paris und Berfailles 
gibt zu einer lebhaften Ovation des Unterrichtsminifters Waddington 
Anlaß, der eine furze Rede hält, die aber fat ohne Aufhören von 
Beifall begleitet wird und ſich mehrere Male zu einem fürmlichen 
Aubelruf geftaltet: 

Als der Minifter jagt, ba bie „Feſte ber Univerfität die Feſte Frank⸗ 
reichs“ feien, ift ber Beifallafturm fo groß, dab der Minifter nicht weiter 
Iprechen kann. Gleich groß ift die Begeifterung, al ſich ber Minifter Glüd 
wünſcht, daß die Kammer jo bereitwillig neue und große Summen für ben 
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Unterricht bewilligt habe. Die Ankündigung neuer Reformen, das Lob ber 
claſſiſchen Studien und befonderd die Belräftigung der Republif, „die, mit 
Meisheit und Geduld in Anwendung gebracht, den Frieden im Ausland und 
bie Ruhe im Innern bringen werde“, macht einen tiefen Eindrud auf bie 
Verſammlung. Herzlich wird dad Lob auf ben Marichall Mac Mahon auf: 
genommen. Die Rede des Unterrichtäminifters jchließt mit den Worten: 
„Welcher Augenblid wäre für einen neuen und fchnellen Aufihwung aller 
geiltigen Kräfte ber Nation geeigneter, als die gegenwärtige Stunde? Frank⸗ 
reich hat laut feinen Willen erflärt; indem es den Frieden mit dem Aus: 
land, die Ruhe im Innern don Herzen wünfcht, jet es feine Hoffnungen 
auf die republicaniiche Berfafjung, welche e3 fich frei gegeben hat. Die Res 
gierung der Republit und der edle Soldat, der an ihrer Spitze fteht, wer: 
den die Aufgabe, die fie übernommen, und bejonderd die von bem Lande 
tundgegebenen Wünſche erfüllen. Möge jo unter der Negide einer wirklich 
nationalen Regierung und inmitten eines tiefen Friedens die Erziehung ber 
franzöfifchen Jugend ſich auf allen Abftufungen erheben und unter allen 
ormen ausdehnen. Wenn ihr zuweilen bei der Erinnerung an unfere fürze 
ichen Unglüdsfälle von einer patriotifchen Traurigkeit erfaßt werdet, jo er: 
innert euch, junge Zöglinge, daß die Zukunft euch angehört und daß es bem 
Geichlecht, deffen Bortrab ihr feid, zufteht, auf den Trümmern unjerer ehe: 
maligen Zwiſtigkeiten die Grundlagen des neuen Frankreichs zu erheben.“ 
Auch dieſe letzteren Worte des Unterrichtäminifterd werden mit Beifall auf: 
enommen, da man darin eine Anjpielung auf die zufünftige Weltftellung 
rankreichs erfennt. Man feiert in der Univerfität den Mann, ber Alles 
aufbietet, daß Frankreich nicht in die Hände der Jeſuiten falle und unter 
ihrer Leitung verkomme. 


11. Auguft. Senat: verwirft den Artikel 3 (die Neuwahl 
fämnntlicher Gemeinderäthe im ganzen Lande binnen 3 Monaten) in 
dem bon der Deputirtenfammer nach den Wünſchen des Miniſteriums 
angenommenen Gejfeß-Entwurfe betr. die Wahl der Maires mit 159 
gegen 131 Stimmen. Die Orleaniften (Bocher) ftehen babei ent- 
ſchieden auf Seite der reactionären Fractionen und Helfen ihnen 
eifrig zum Giege. 

Deputirtenfammer: Budget für 1877. E3 wird ein Erebit 
von 76,000 Francs zur Wiederherftellung der ehemaligen proteftan= 
tiſch⸗ theologiſchen Facultät von Straßburg in Paris bewilligt. 

12. Auguft. Senat: wählt den Minifterpräfidenten Dufaure 
zum lebenslänglichen Senator mit 161 gegen 109 Stimmen, welche 


auf den ultramontanen Legitimiften Chesnelong fallen. 

Beide Kammern werben durch Decret bed Präfidenten ber Republik 
vertagt, ohne daß ein Anfangstermin für den Wiederzufammentritt derjelben 
beftimmt wird. Diefer liegt alſo in der Hand bes Präfidenten, ber jedoch 
bie Bertagung nicht allzulange dauern laſſen kann, tweil dad Budget für 
1877 noch nicht zu Ende berathen ift. 

12. Auguft. Der neue Erzbifchof von Lyon hält einen pome 
pöjfen Einzug in die Stadt, unter Kanonendonner, zwilchen den 


Spalieren der Infanterie und von Gavallerie und Artillerie escor⸗ 
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tirt. Die Feierlichfeit erregt in Lyon, das fehr anti⸗clerical iſt, 
großen Anftop. 

14. Auguft. Das Organ des Bilchofs von Orleans erklärt, 
daß bie Armeegeiftlichen im Dienfte bleiben werden, obgleich bie 
Deputirtenfammer ihren Sold geftrichen habe; bie Armeegeiftlichen 
hätten ein Recht auf Gehalt, und fie würden fich an bie Gerichte 
wenben. 

17. Auguftl. Der Kriegäminifter, General Ciſſey, der das 
Militärbudget in der Deputirtenfammer fo gar ſchwach vertheibigt 
bat, wird vom Marjchall-Präfidenten entlaffen und durch den Ge— 
neral Berthaut, einen entjchiedenen Reformer in Militärangelegen- 
beiten, erjeßt. 

19. Augufl. Ein großer Scandal wirft ein höchſt fatales 
Licht auf die Kriegdgerichte gegen die an den Commune-Ereigniffen 
von 1871 Betheiligten. 

Der Marinecapitän Grimal, Regierungscommiffär bei dem britten 
— in Verſailles, das bie Unterfuchung gegen die Mitglieder der 
Gommune führte, wird zu fünf Jahren Gefängnig und zehnjährigem Verluſt 
feiner bürgerlichen Rechte verurtheilt. Be ſchon dreimal wegen unehr⸗ 
licher Handlungen bisciplinarifch beftraft, hatte Grimal dennoch jene Stelle 
eines Öffentlichen Anklägers erhalten. Als jolcher unterſchlug ex wichtige 
Papiere und benußte dieſelben nach feiner Abjegung zu Artikeln für bie 
bonapartiftiichen Blätter. 

20. Auguft. Der Minifter des Innern, de Marcere, hält 


neuerding® zu Dompierre eine Rede zur Verherrlichung der Republit. 


21. Auguft. Zufammentritt der Generalräthe im ganzen Lande. 
48 derſelben beftellen ihr Präfidium in republifanifchem, 41 in 
reactionärem Sinne. Die Zeiten haben fich geändert: die Präfecten, 
welche bisher die Generalräthe meift von nichts anderem unterhielten, 
als damit, daß die beftehenden Zuftände unzulänglich jeien und daß es 
durchaus nothwendig jei, daß alle guigewillten Männer fich gegen 
den angeblich drohenden Umfturz vereinigten und feſt zujammen« 
hielten, erflären fich jet überall laut für Anerkennung der beftehen- 
ben verfafjungsmäßigen Einrichtungen. 

22. Auguft. In Bordeaur wirb unter dem Vorſitz des greifen 
Cardinals Donnet ein neuer Tatholifcher Congreß eröffnet, der unter: 
der Benennung „Congreß der Directoren ber katholiſchen Stiftungen 
für den Arbeiterftand“ auftritt. Der Cardinal, der bisher für einen 
eifrigen Verfechter de3 Gallicanismus galt, ergreift die Gelegenheit, 
um fi) für die Nothwendigkeit einer abjoluten Unterwerfung unter 
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die Autorität des römifchen Stuhles zu erflären. Als Hauptrebner 
erfcheint der Jefuitenpater Marquigny. 

28. Augufl. Der clericale Agitator de Mun, beffen Wahl 
von der Deputirtenfammer für ungültig erflärt worden ift, wird im 
Wahlbezirk Pontivy wiedergewählt, aber diegmal nur mit jehr kleiner 
Stimmenmehrheit, da die Geiftlichkeit e3 doch nicht mehr wagt, wie 
dag erſte Mal mit allen erlaubten und unerlaubten Mitteln für 
ihn zu agitiren. 

29. Auguft. In Dijon wird unter dem Vorſitz des Cardinal⸗ 
Erzbiſchofs von Paris ein Congreß der Profeffjoren an den neuen 
log. katholifchen Univerfitäten eröffnet, um über die Aufftellung eines 
Programms für das nächſte Schuljahr, ſowie über die Mittel, eine 
mebdizinifche Facultät in Paris zu gründen, zu verhandeln und einen 
Generalrector für ſämmtliche Fatholifche Univerfitäten zu wählen. 

30. Auguft. Da der Senat auf den Betrieb Broglie’3 und 
Buffet’3 die Neuwahl fämmtlicher Gemeinderäthe des Landes ver- 
worfen hat, jo ordnet der Minifter des Innern wenigſtens die Er— 
gänzung aller (33,000) Gemeinderäthe, welche demnächit ihre Maires 
jelber wählen follen, an, um jo der öffentlichen Meinung doch 
einigermaßen Gelegenheit zu geben, fich geltend zu machen. 

30. Auguft. Das dritte Pariſer Kriegsgericht fällt wieder ein 
Zodesurtheil gegen einen Gommunard. 

— Auguft. Der Garbinal-Erzbifchof von Paris wird vom 
Papft zum Großmeifter aller jog. katholiſchen Univerfitäten ernannt. 

1. September. Der Zufammentritt und bie Einkleidung der 
zu den großen Herbftmanndvern einberufenen Referven erfolgt überall 
auf's bereitwilligfte und mit der befriedigenbdften Präcifion. Der neue 
Geftungsgürtel um Paris kann ala nahezu vollendet betrachtet wer⸗ 
den; benn auch die zuleßt angelegten Forts von Chatillon und 
St. Eyr werden bis Ende September vollftändig armirt fein. 

2. September. Der Minifter des Innern, de Marcere, con= 
ftatirt, daß zum erftenmal feit Jahren die Seſſion der Generalräthe 
in ſämmtlichen Departements ohne die geringfte Gejeßesüberjchreitung 
zu Ende ging und fein einzige® Votum von der Regierung zu 
annulliren ift. 

9. September. Der Präfident der Republik geht zu den großen 
Herbitmanndvern ab und verbindet damit einen Beſuch der betreffen- 
ben Zandestheile, namentlich auch Lyon’3, two er mit der Aufnahme 
Seitens ber Bevölkerung zufrieden fein kann. Uebrigens vermeidet 
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der Marichall, wie ſchon bisher, überall das Wort „Republif“ aus— 
zufprechen, um dafür „die Inftitutionen“ zu jagen. 

17. September. Die Ergänzungswahlen für die (33,000) Ge— 
meinderätbe find überwiegend zu Gunſten ber Republicaner oder ganz 
farblos (Dorfmagnaten) ausgefallen. 


Das confervative Journal des Debat3 fagt barüber: „E3 ift eine 
bebeutjame characteriftifche Thatjache der Gegenwart: die Lanbbevölferung ift 
zur republicanifchen geworden. Seit fünf Jahren geht unter ber Zandbe: 
völferung eine durchgreifende Umbildung vor. Noch kürzlich waren fie die 
Hoffnung und das Werkzeug der Reactionen; ftand die Revolution gewalt: 
farm tieder auf, warf ihre Stimme fie wieder zur Erbe; fie gab ben Staatd» 
ftreichen die Weihe. Deßhalb rechnete man im Jahre 1573 auf fie, aber 
umſonſt; eine Revolution ging in den großen Maſſen vor fi. Früher hatte 
die Republit zweierlei Anhänger, einige großdentende Geifter, die mit ihren 
Gedanken die Zeit überflügelten, und die Mafje der Proletarier; diefe mijchten 
ihre jocialen Anſprüche unter ihre politiichen Ideen. Die Republik erichien 
folglich als das Symbol der Anarchie; die Landbevölferung hielt beide Dinge 
für dasjelbe und verwarf fie auf gleiche Weife. Deßhalb die Scheidung, die 
bei jeder Wahl zwiſchen den Land: und zwijchen ben Stadtwählern an den 
Tag trat. So lange biefe Scheidung beftand, konnte die Republif nur eine 
fragliche Eriftenz haben, benn fie hatte für fih nur eine Minderheit: die 
Mehrheit des Landes wollte nicht3 von ihr willen. Aber ala die Regierung 
von Thierd das Bild einer Allen geöffneten, weiſen, ehrlichen, gemäßigten, 

ugleich confervativen und verföhnenden Republik vorführte, ala die Land: 
evölkerung diefe Republik da3 Land, unter der Leitung von Staatdmännern, 
nicht von Träumern und Sectirern, aufrichten ſah, befamen fie die bee 
einer neuen von ber alten jehr verfchiedenen und bem, was die Monarchie 
Gutes und Liberales befaß, ſehr ähnlichen Republit. Diele wollten fie, auf 
dieje gingen fie los und von biefem Tage an war e8 flar, daß die Sadıe 
ber Republit gewonnen war. Und fie triumphirt auch wirklich, denn fie 
hat die Landbevölferung, d. h. die Mehrheit.“ 


23. September. Ein Hirtenbrief des Biſchofs Guilbert von 
Gap tadelt nachdrüdlich die Einmiſchung der Kirche in die Politik 
und weift fie auf ihr wahres religiöfes Gebiet zurüd. Das Schrift- 
ftüd weicht in Ton und Inhalt ſtark ab von den gewohnten Aus— 
lafjungen der Bijchöfe und die fog. fath. Organe und die Ultra= 
montanen find darüber jehr ungehalten. 

2.—11. October. In Paris tritt ein Arbeitercongreß zu= 
fammen und beräth über die fociale Frage. Die Anfichten der ver= 
fchiedenen Redner und Rebnerinnen find vielfach utopiftifch, die ge— 
faßten Refolutionen wenn auch unhaltbar, doch ſachlich. Im 
Ganzen verläuft der Gongreß gemäßigt und in voller Ordnung. 
Die Regierung kann fich freuen, dem Drängen der Reactionäre nicht 
nachgegeben und den Gongreß nicht von vorneherein verboten zu 
haben. 

2. October. Ergänzungswahlen zur Deputirtenfammer ergeben 
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2 Bonapartiften und 4 Republikaner, feinen Legitimiften und feinen 
Drleaniften, auch feinen ausgeſprochenen Ultramontanen. 

8. October. Wahl der Maires durch die Gemeinderäthe ber 
dazu nunmehr berechtigten ca. 33,000 Gemeinden. Die meijten 
Wahlen find Beitätigungswahlen. Wo die Maired von der Broglie- 
ſchen Kampfesregierung abgefegt worden waren, werden dieſelben 
meift jeßt wiedergewählt. An vielen Orten müffen die Bonapartiften 
erklärten Republifanern weichen. 

Ein Blatt bemerkt zu dem Refultat: „Im November kommenden 
Jahres werden jämmtliche Gemeinderäthe und auch die Maired erneuert, und 
e3 ıft darauf zu zählen, daß bann allenthalben die republicaniiche Note 
Grundton fein werde. Den NRepublilanern räth daher die Erfahrung mög— 
Lichft bejcheiden zu fein; jeder Tag fördert ihre Tendenz. Die Reaction hat 
e3 eilig; wenn e3 lange dauert, iſt fie verloren; daher ihr Stürmen unb 
Drängen.“ 

8. October. Großartige clericale Kundgebung der Elſaß— 
Lothringer. 5000 Pilger und Pilgerinnen werden nach der provi—⸗ 
forifchen Kapelle de Mont-martre geführt. 

Nach ber Pau tfeierlichteit ſprechen zwei elfäffiiche Geiftliche die Menge 
an, ber eine im deuticher, der andere in * öſiſcher Sprache. Der erſtere 
ſchließt mit dem Refrain der heutigen — * Pilgerzüge: — Jeſu, 
rette Paris! rette Frankreich!“ Der letztere mit dem — n Gott 
den Krieg von 1870 geftattete, jo geſchah es, um Tauſende von Elſaß-Loth— 
tingern hierher zu führen, damit fie die Parifer befehren, welche ohne fie 
fich nicht befehrt haben würden! Wir waren die Märtyrer des Krieges, 
wir werden bie Befieger des Teufels fein.“ 


9. October. Deputirtenfammer: Budgetcommiffion: nimmt 
einen „borbereitenden“ Bericht Gambetta’3 entgegen, der im Princip 
die Einführung der Einfommenfteuer fordert und ſämmtliche Werthe, 
auch die franzöfifche Rente, zu dieſer Steuer heranziehen will. 

— October. Der Unterrichtsminifter Waddington macht eine 
Rundreife im Süden, um gewiflermaßen für feine Ideen Propa= 
ganda zu machen, nicht ohne Erfolg, da er überall aufs Tebhaftefte 
gefeiert wird. 

— October. Die einträglichen Pilgerzüge nach Lourdes erregen 
die Eiferfucht anderer Bifchöfe. Auch andere früher wunderthätige 
Heiligenftatuen follen zu Ehren gebracht und nun gekrönt werben. 
Auf den November wird eine große Wallfahrt zum Grabe des hei- 
ligen Martin von Tours angekündigt. „Mehr ala 80 Gardinäle, 
Erzbiichöfe und Bilchöfe Haben das Wiederaufleben des Cultus dieſes 
Heiligen gutgeheißen.“ 

— October. Die liberalen Blätter conftatiren, daß die fog. 
fath. Univerfitäten ihr Biel bis jeßt verfehlt oder doch noch gar nicht 
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erreicht haben. Was bis jeht wirklich organifirt worben ift, find 
einige jog. kath. Rechtsfacultäten, während alles andere noch in jehr 
embryonijchem Zuftande, bez. der Medizin und der Naturwifien- 
Ichaften aber noch gar nicht? zu Stande gebracht worden fei, ob— 
gleich doch gerade dieje ala die Heimftätten des Materialismus und 
der Treidenferei zumeift angegriffen worden feien, um die „Freiheit 
des höhern Unterricht3” zu Gunften der Kirche zu verlangen und 
zu erhalten. Ein Vertrag, welcher die Spitäler ber Stabt Lille ala 
Klinik zur Verfügung der dortigen kath. Univerfität ftellte, wird 
vom Minifter des Innern ala geſetzwidrig caffirt. Die Blätter 
conſtatiren überhaupt eine merfliche Abnahme der Schüler und Zög— 
linge in den clericalen Schulen und GErziehungshäufern mit dem 
Eintritt des neuen Schuljahres. 


25. October. Der bisherige Botjchafter Frankreichd beim 
PBapite, v. Corcelled, tritt ind Privatleben zurüd. Der Präfident 
der Republik ernennt den Baron Baude, bisher Gefandter in Brüffel, 
an feine Stelle. 


27. October. Gambetta vertheidigt fiegreich vor feinen Wäh- 
Iern in Belleville feine Opportunitätspolitif und erflärt fich ganz 
offen gegen eine allgemeine Amneftie für die am Aufftand der Com— 
mune von 1871 Betheiligten. Die zahlreihe Berfammlung fett 
einen Gegner Gambetta’3 jchließli an die Luft und geht außein- 
ander, nicht ohne vorher Gambetta noch eine Ovation dargebracdht 
zu haben. 


27. October. Deputirtenfammer: Budgetausfchuß: der Finanz⸗ 
minifter Leon Say erflärt fich gegen den Gambetta’fchen Steuer- 
reformplan. 


Er theilt mit Gambetta bie Meinung, daß die Steuerfraft des Landes 
in Folge ber Kriegsbegebenheiten arg angelpannt ift; aber er hält es doch 
für ſehr bedenklich, in dieſem Augenblid an den Grundlagen des herrichen: 
ben Steueriyftem3 zu rütteln. Es gebe nt zwei Arten, die Steuer: 
laft zu erleichtern: Erſparniſſe im Budget, dieſe feien unmöglich; zweitens 
jeweilige Verwerthung der Mehrerträgnifje, dieß fei viel leichter und vers 
preche auf die Dauer den beften Erfolg. Durch fie Hofft der Minifter, ohne 
Erichütterung des allgemeinen Finanzſyſtems, ſchon in Kürze eine Herab⸗ 
fegung der Poft« und Zelegraphentare, dann in dem Budget von 1878 bie 
Reform der Geifen: umd Delfteuer beantragen, ferner die Reform ber 

tachtenfteuer gleichzeitig mit ber — ———— anbahnen zu können und 
bei —— Mittel zu einer Reform ber Verzehrungsſteuer übrig zu bes 
halten. gegen müſſe er ſich auf's Entſchiedenſte namentlich gegen eine 
Pefteuerung der Nente erklären, welche in feinen Augen nur eine andere 
Form der Zinfenreduction, in dem Geſetz ausdrüdlich verboten und auch für 
da3 nationale Gewiflen unannehmbar ſei. Ueberdieß wäre bie Rentenfteuer 
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noch ein jchlechtes Geſchäft: wenn man die Rente mit 3 Procent befteuere, 
dränge man ihren Curs um 3 Procent zurüd, und vernichte jo den für bie 
Converſion erforderlichen Ecart; um 22 Millionen zu gewinnen, würde man 
34 Millionen auf’3 Spiel feken, denn dieß ſei bad Minimum der von ber 
Eonverfion zu erhoffenden Eriparnif. 


30. October. Differenz mit dem Papft bez. der Erzdiöcele 
Lyon. Der Staat beharrt auf feinem Rechte und der Papft jet 
feinen Willen nicht durch. 

In den lekten Jahren war häufig davon bie Rede, bie fehr aus: 
gedehnte Didcefe des Erzbiichofs von Lyon, Primas von Gallien, zu zerlegen 
und von ihr ein meued Bisthum Saint:Etienne abzuzweigen, gerade wie im 
Anfang des Jahrhunderts das Erzbisthum Paris ein jelbftändiges Bisthum 
Derjailles abzutreten hatte. Nach dem Tode des lekten —*2 von Lyon, 
— Ginoulhiac, bemühte ſich der Hl. Stuhl, dieſe Trennung durchzuſetzen; 

ie —— bot aber zu einer ſolchen nicht die Hand und ernannte den 
Biſchof von Saint:Die, Hrn. Caverot, zum Erzbiſchof von Lyon, ohne Ein» 
ſchränkung feines Wirkungskreiſes. Der Batican gab ſich nicht für geichlagen; 
nachdem er die Erlaffung der Einfehungsbulle für den neuen Erzbiihof bis 
zum 26. Juni verzögert, ließ der Papft in dieſes Schriftftüd den ungewöhn: 
lien Satz einfließen: daß er fi) das Recht vorbehalte, jobald e3 ihm und 
bem Hl. Stuhl pafjend jcheine, einen neuen Sprengel von der Diöcefe Lyon 
abzuzweigen (novam circumscriptionem, quandocumque nostro ipsiusque 
sedis arbitrio faciendam). Nun bejtimmt aber dad Goncordat in feinem 
Artikel 2 ausdrüdlich, daß neue bifchöfliche Bezirke nur im Einvernehmen 
wit der Regierung gegründet werden fönnen. Hierauf und auf das ihr durch 
die organifchen Artikel zugeficherte Vorrecht geftüht, alle päpftlicden Bullen 
vor ihrer Veröffentlichung in frankreich zu prüfen, hat der Präfibent ber 
Republik auf den Antrag des Eultusminifterd und Siegelbewahrerd Dufaure 
ein Decret erlaffen, durch welches die erwähnte Einfegungsbulle nur mit der 
Maßgabe promulgirt wird, daß ber darin formulixte Vorbehalt nicht zuges 
lafjen werden fönne; die Phraſe quandocumque .nostro ipsiusque sedis 
arbitrio faciendam wird demnach in. der für die Archive des Staatsraths 
beftimmten Abichrift ded Documents feinen Bla finden. Man erinnert fich, 
daß ber Hl. Stuhl einen — Eingriff in die Rechte des Staats und 
mit demſelben Mißerfolg in Lauſanne verſucht hat. 


30. October. Wiederzuſammentritt beider Kammern. Sn ber 
Deputirtenfammer wird fofort der Antrag Gatineau, betr. Einftellung 
ber Verfolgungen wegen Betheiligung an dem Gommuneaufftand 
von 1871, auf die Tagesordnung geſetzt. 


3. November. Deputirtenfammer: Debatte über den Antrag 
Gatineau bez. der Communards: der Minifterpräfident Dufaure ſpricht 
fih formell gegen den Antrag Gatineau auf Einftellung der gericht- 
lichen Verfolgung der an dem Commune-Aufftand Betheiligten aus. 
Die Linke bringt einen Bermittlungs- Antrag ein, wonach einen Monat 
nach Erlaß des Gejehes die Verjährung eintreten ſoll. Diefer An— 
trag wird mit 353 gegen 149 Stimmen angenommen, ohne daß bie 
Regierung ihre Stellung dazu beftimmt präcifirt hätte. 
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5. November. Die Wahl eines neuen Gemeinderaths in Mar» 
Teille fällt ausfchließlich republitanifch und democratifch aus. Auch 
Die Bourgeoifie gibt ihre Stimme ganz überwiegend in diefem Sinne ab. 

7. November: Senat: in der Finanzeommiffion des Senats ver« 
langt die Regierung unter Anerkennung des gleichmäßigen Budgetrechts 
beider Kammern bie Wieberherftellung der verfchiedenen von der 
Abgeordnetenfammer im Unterrichtsbudget geftrichenen Pofitionen, 
namentlich des Poſtens für die theologifche Facultät in Rouen. 

Die Deputirtenfammer jet die Berathung des Marinebudgets 
fort und bejchließt die Reduction der Gehalte der Marine-Almofeniere. 

10. November. Graf Chaubordy wird von der Regierung zum 
außerordentlichen Bevollmächtigten für die Conferenz der Großmächte 
in Konftantinopel neben dem bortigen franzöfifchen Botjchafter er» 
nannt. 

11. November. Hrn. Jules Labbe, einem befannten Publis 
ciften und ehemaligen Univerfitätsdocenten, der öffentliche Vorlefun- 
gen „über den Kampf zwijchen Kirche und Reich im Mittelalter“ 
angekündigt hatte, wird dieß von dem Polizeipräfecten verboten. Da— 
gegen proclamirt der Minifter des Innern, der die Verantwortlich- 
feit für jenes Verbot ablehnt, gewiſſermaßen den unkirchlichen Staat. 
So lange Volkszählungen jtattfanden, enthielt der Aufnahmebogen 
bie Rubrik Religion, mit den Unterabtheilungen katholiſch, proteftan= 
tifch, ifraelitifch. Hr. de Marcere Hat die Rubrik bei der jetzt be— 
ginnenden Zählung einfach unterdrüdt. Gleichzeitig ſetzt der Bifchof 
von Gap in einem neuen Schreiben jeine patriotifche und wahrhaft chrift= 
liche Gampagne für die Trennung zwijchen Kirche und Politik und 
gegen die politifchen Agitationen des Glericalismus fort. 

11. November. Deputirtenfammer: Budget: Madier de Montjan 
(Intranfigent) verlangt die Streichung des Gredites von 110,000 Fres. 
für die Botjchaft beim Vatican. Gambetta ſpricht fich dagegen aus 
und erflärt, Frankreich werde für den Fall einer Papftwahl nicht 
jeder Betheiligung entjagen können; dieß jei der wahre Grund für 
die Beibehaltung der Botſchaft. Die Streichung wird mit 377 gegen 
93 Stimmen abgelehnt. 

16. November. Der Minijter des Innern rühmt in einem 
mit ausführlicher Amtsinftruction verfehenen Umlauffchreiben an die 
Gemeindevorftände die freifinnigen und republifanifchen Ergebniffe 
der neuerlichen Maireswahlen in den etlichen 30,000 Gemeinden, 
legt jedoch den frei erwählten Maires ihre Amtspflichten gegenüber 
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der Centralregierung deſto mehr an's Herz, je mehr die gemeindliche 
Selbſtregierung eine Thatſache wird. 

19. November. Im Departements des Doubs wird ein cleri— 
caler Legitimiſt zum Senator gewählt. Noch im Januar J. J. war 
bie Wahl in demfelben Departement republifanifch ausgefallen. Durch 
bie Neuwahl verlieren die Republikaner wieder eine Stimme im 
Senat. 


19. November. Eine ganze Gemeinde in der Nähe von Lyon 
tritt zum Proteſtantismus über. Sie bejchuldigte ihren Pfarrer die 
Verſetzung des beliebten Echulmeifter erwirkt zu haben, und ver— 
langte, daß auch der Pfarrer gewechjelt werde. Als der Bilchof es 
verweigerte, erbaten fie fich von der proteftantijchen Synode in Lyon 
zwei Paſtoren, damit fie die Gemeinde — evangelifiren. Die Paftoren 
find inftallirt. Der Maire und 150 Hausbeſitzer traten öffent- 
lich zu dem neuen Cultus über. Ein Gemeindeausſchuß von jech® 
Mitgliedern ift beauftragt, die Unterjchriften und die Beiträge von 
Projelyten in der Umgegend zu ſammeln. 


23. November. Deputirtenfanmer: Der Abg. Floquet bringt 
die Frage des Verhaltens des Militärs bei Givilbeerdigungen von 
Mitgliedern der Ehrenlegion zur Spradhe. Der Minifter des Innern 
jeßt der Anregung folgenden Vorſchlag der Regierung entgegen: 


Art. 1. Die militärischen Ehren, welche das Decret vom 24 Mef: 
ſidor des Jahrs XII und dad Decret vom 13. Oct. 1863 vorf reiben, wer⸗ 
den aud) fünftig den Militärs aller Grade erwieſen, welche fi im Augen: 
blick ihres Ableben? im activen Dienft befinden. Art. 2. Die genannten 
Decrete finden auf die Mitglieder der Ehrenlegion und auf die Giaatö- 
beamten, welche dem Civil angehören, feine Anwendung. 


Der Vortrag des Miniſters ruft feine Befriedigung hervor. 
Hr. Germain, der Präfident des Linken Centrums und der autorifirte 
Dolmetih und Deandatar der ganzen Mehrheit ftellt ſofort den 
Dringlichkeit3-Antrag, um feinen Zweifel übrig zu laflen, daß die 
Kammer die wichtige Frage raſch zur Entjcheidung bringen wolle, 
und ala er dabei verfichert: „Die Kammer wird die Frage ficherlich 
im Sinne der Gewifjenzfreiheit löſen,“ folgen feinen Worten von 
allen Bänfen der Linken und der Gentren lange Beifallsjalven. Die 
Dringlichkeit wird angenommen. 

24. November. Senat: wählt ben legitimiftifchen Mltramontanen 
Chesnelong und den gemäßigten Republilaner Renouard (ehemaligen 
Drleaniften) zu Iebenslänglichen Senatoren. Der Candidat der Bona- 
partiften, General Vinoy, fällt troß aller Bemühungen Broglie's 
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und Buffet’ und der reactionären Rechten durch, indem fich die jog. 
eonftitutionellen DOrleaniften doch nicht dazu verftehen wollen, ihm 
ihre Stimme zu geben. | 


Deputirtenfammer: Budget des Euftus: Prinz Napoleon hält 
feine erjte Rede als Deputirter, indem er die Ultramontanen auf’8 
beftigfte angreift und behauptet, nur die Rüdficht auf die welt» 
liche Herrſchaft des Papftes habe im Jahre 1870 Frankreich der 
Allianz mit Italien und mit Defterreich beraubt und dadurch 
den Berluft des Eljaffes verjchuldet. Seine Rede verurfacht einen 
geradezu unbejchreiblichen Tumult, der indeß für die Parteiverhält- 
nifle der Kammer im böchjten Grade characteriftiich ift. 


Prinz Jeröme Napoleon: Ach halte es für meine Pflicht, auf 
bie Gefahr hinzuweiſen, mit welcher bie beftändigen Uebergriffe ber clericalen 
Partei den Staat bedrohen. Als Grundlage für die Beziegungen zwiichen Staat 
und Kirchedient da3 Concordat; aber von den Beitimmungen dieſes Vertrags ift 
eine nach der anderen umgeftoßen und illuſoriſch gemacht worden; noch mehr 
gilt dieß von den organischen Artikeln, welche einen integrirenden Beftand: 
theil des Goncordats bilden. Im Jahre 1828 find die Jefuiten aus Frank: 
reich ausgewieſen worden, heute find fie in unferem Lande allmädtig. Sie 
waren es, welche im Jahre 1849 die unfelige römische Expedition herbei— 
gerät haben. Eine andere hiftorijche past ift noch viel jchlagender. 

ie Dertheidigung der weltlichen Herrichaft der Päpfte hat ung — das Land 
möge e3 nur wiflen — ben Berluft von Eljaß-Lothringen zugezogen. (Stürs 
miſche Unterbrechungen rechts). Wenn wir beim Ausbruch des Kriegs bie 
weltliche Ichaft ihrem Schickſal überlaffen Hätten, jo hätten wir eine 
Allianz (Italiens) fofort gehabt, und eine andere (Oeſterreichs) hätte nicht 
lange auf fi) warten (affen. Diefe traurige Erfahrung möge wenigſtens 
für die Folge beherzigt werden. Blide ich mach inmen, jo verbanten wir 
ben Glericalen das Falloux'ſche Gejeg über den Mittelunterricht und ſpäter 
das Univerfitätägejeg. Ihnen allein fteht es frei, ſich nad Gutdünfen zu 
verſammeln. Nie wagt es die eg ar ihnen gegenüber das Gejek zur 
Geltung zu bringen; in der fyrage der Givilbegräbniffe nahm fie lieber ihre 
Zuflucht zu einer Vorlage, welche jett jchon allgemein gerichtet ift, und ber 
zufolge 3. B. der General Changarnier, wenn er heut ftürbe, nicht einmal 
Anſpruch auf militäriiches Geleite hätte, weil er dem Penfionsftande anges 
hört. Selbſt für active Officiere würde dazu die Genehmigung des Sriegs: 
minifter3 erforderlich fein. Man jagt, der Geift der Armee mache das noth: 
wendig, aber Haben wir nicht geliehen, wie Militärs, die 3. B. im Duell 
gen waren, von ber Kirche zurüdgemwiejen und doc) don den Spitzen ber 

mee zu ihrer leten Ruheftätte geleitet wurden? Nein, bie Armee ift eine 
nationale, und die Glericalen legen ihr nur ihre Ideen unter. Wohl ift 
ber Sieg ber clericalen Partei in Frankreich unmöglich; aber fie jäet im 
Lande beftändig Unruhe und Aufruhr, und darum ift fie ſtaatsgefährlich. 
Dem Auslande gegenüber ifolirt fie uns vollftändig; denn welche Regierung 
Europa’3 ftüßte fich noch auf die römifche Curie, es fei denn höchſtens die 
Türkei? (Heiterkeit und Beifall links). Für die volllommene Streichung des 
Gultusbudget3 hält der Redner den Augenblid noch nicht für gelommen; 
wohl aber will er für die von dem Ausschuß dvorgeichlagenen Abftriche ftim: 
men, twelche der ultramontanen Partei ein verftändliches: Bis hierher und 
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nicht weiter! zurufen jollen. Nein, ſchließt der Redner, dasfelbe Frankreich, 
welches die Revolution von 1789 gemacht Hat, kann nicht die legte clericale 
Mucht in Europa fein. Jch für meinen Theil werde den großen Principien 
der Revolution treu bleiben. (Beifall und Lärm.) Hr. Triſtan Lambert: 
Der Empörer find Sie! Gie find im Aufruhr gegen dad Oberhaupt Ihrer 
Familie! Hr. Keller: Der Vorredner hätte weniger als irgend ein Anderer 
die ſchmerzlichen Erinnerungen von 1870 wachrufen follen; denn er trägt 
einen Namen, welcher mit blutigen Zügen in das zudende Fleiſch Elſaß— 
Lothringens eingegraben ift. (Beifall links. Entrüftete Aufichreie unter dem 
een Hr. Triftan Lambert: Sie find, Hr. Keller, der officielle 
Candidot des Kaiſers geweien!) Wie kann man die Anhänger ber Kirche 
Aufrührer nennen, da fie im Gegenteil in dem beftändigen Wechſel der 
Dinge und Meinungen, in dem allgemeinen Umfturze allein an unwanbel: 
baren Grundjäßen efthalten? Man muß das Goncordat fireng von ben 
organischen Artikeln trennen, durch welche der erſte Conſul Hinterliftig feine 
tyranniſchen Abfichten auf die Kirche verwirklichen wollte. Wir Katholiken 
wollen Katholiten bleiben, wie es der Papft und unfere Bilchöfe verftehen, 
und nicht, wie Sie es ung dorjchreiben wollen. Jetzt verlangt man gar bie 
Bertreibung der Jeſuiten. (Hr. Allain:Targe: Sind Sie etwa für bie 
Sefuiten?) Gewiß, und ich rechne es mir zur Ehre. Hüten Sie fi, meine 
Herren Republikaner, in ihnen bie ee bar: Feinde unferes Glauben 
und unferer Gewißienzfreiheit zu erbliden! (Beifall rechte.) Hr. Ernſt 
Dreolle: Die Worte, mit welchen ber Vorredner begann, find eine nichts— 
würbige Berleumdung! (Lärm.) Hr. Gambetta (wird von den Bonas 
partiften mit einem wahren Sreuzfeuer von Schimpfredben empfangen, und 
ann erft zum Wort gelangen, nachdem zwei von ihnen, die Herren Cuneo 
d'Ornano und Lengle, zur Ordnung gerufen worden find): Ich möchte aus 
bem auf diefer Tribüne ziviichen den Bonapartiften der älteren und ber 
jüngeren Linie aufgeführten Kampfe die für ung Alle heilfame Lehre ziehen. 
(Prinz Napoleon: Das ift ein verleumbderifches und zugleich lächerliches Argus 
ment!) Was bie angebliche Berleumdung de3 Hrn. Seller betrifft, jo ver— 
weife ich nur auf das Abſetzungsdecret, an welchem wir Ihnen (zu ben 
Bonapartiften gewendet) nicht zu rütteln erlauben werden. Dieſes Decret 
hat heute nur noch eine Betätigung 2 eine Perjönlichkeit empfangen, 
welche mehr al3 irgend wer, felbit ala ber Bicefaifer, berufen ift, von ben 
Tehlern der Bonapartiften zu ſprechen. Hr. Triſtan Lambert (wüthend 
aufipringend): Es Lebe der Kaiſer! Es Lebe ber Kaiſer! (Unbeichreiblicher 
Tumult. Hr. Mabdier de Montjau: Das ift eine Infulte für ganz Frank: 
zeih!) Präfident: Bei ber Beharrlichkeit, mit welder Hr. Zriftan Lam: 
bert ungeachtet aller Ermahnungen und Orbnungsrufe die Redner unters 
bricht, und im won auf ben Ruf, den er foeben ausgeftoßen hat, muß 
ich beim Haufe beantragen, bie Strafe der Cenſur über ihn zu verhängen. 
Diefer Antrag wird angenommen. Hr. Gambetta fährt fort: Wir wiſſen 
et aus dem Munde des ehrenwerthen Abgeordneten für Korfila, daß wir 
eim Beginn bed fo blöde unternommenen, fo blöde vorbereiteten Kriegs 
Allianzen haben konnten und dba dieje Thatjache diplomatiſch und Hiftorijch 
beglaubigt ift. Nun denn, wenn nur ber clericale Fanatismus, welcher bie 
Spanierin bejeelte, aus der man eine Kaiferin von Frankreich gemacht Hat... 
(Neuer Tumult. Hr. Sarlande: O, Sie find fein Franzofe! Ein Fran: 
zoſe infultirt feine Frau und am Wenigſten eine verbannte Souveränin! 
Be Brierre! Warum haben Sie fi) nad St. Sebaftian geflüchtet? Baron 
ufour: Sie allein waren ber Ufjurpator!) Präf.: Es gibt Anftande: 
rücfichten, von denen man fich, gleichviel um welche politifche Perfönlichkeit 
es fich Handeln mag, nie entfernen darf. Ich bitte Hrn. Gambetta, dieß zu 


Frankreih. (Nov. 25. — Ende.) 369 


beachten. Hr. Sambetta: Alſo mit anderen Worten: Wenn die Nath: 
Tchläge, welche die Anhänger der weltlichen —— in den Tuilerien 
gern ung, wie jeßt nicht mehr bezweifelt werden kann, um Allianzen ges 
racht haben, jo ift dieß ein neuer Beweis dafür, daß Elericaliamus und 
Gäjariämud vereint an all unferem Unglück ſchuld find und mit gleichem 
Nachdruck befämpft werden müſſen. Hat doch ein faiferlicher Prinz ſelbſt 
gelest: Du, verruchte Race, haft zus zu Grunde gerichtet. (Lebhafter 
eifall links). Raoul Duval bricht noch, vereinfamt wie immer, eine 
Zanze für bie liberalen Tendenzen des Bonapartismus, und Hr. Madier 
De Montjau entgegnet, daß eine folche Apologie doch nicht vor den Pro: 
Jeribirten von 1851 geführt werden follte, worauf die Debatte gefchlofien wird. 
25. November. Deputirtenfammer: Cultusbudget: ein Antrag 
auf Bejeitigung de3 ganzen Budget3 und damit einer vollftändigen 
Trennung zwiſchen Staat und Kirche wird vom Minifterpräfidenten 
Dufaure auf’3 nachdrüdlichite befämpft und ſchließlich mit 430 gegen 
62 Stimmen abgelehnt. 


30. November. Deputirtenfammer: erledigt das Cultusbud— 
get in durchaus anticlericalem Sinne: der Gultusminifter wird be= 
auftragt, eine volljtändige Lifte aller in Frankreich beſtehenden reli— 
giöjen Genofjenjchaften herzuftellen, um auf diefe Weife die „clericale 
Invaſion“ ftatijtifch nachzuweilen; da8 Domberrncapitel Et. Denys 
wird auf den Ausſterbeetat gejeßt; die Subvention für eine clericale 
höhere Studienanftalt (die Carmelitenfchule), welche den katholiſchen 
Univerfitäten Docenten und Profeſſoren liefern joll, wird unterdrüdt; 
der Poften für Pfarrverwejer von 600,000 Franc auf die Hälfte 
herabgejegt und namentlich der ganze Anja für die neu errichteten 
Regimentsalmofeniere gejtrichen, wodurch dag ganze Inftitut, das 
dazu beftimmt war, die Armee dem clericalen Einfluffe zu unter- 
werfen, wieder aufgehoben würde. Der Minifterpräfident Dufaure 
will unter biefen Umftänden zurüdtreten. 


— November. Die clericalen Blätter bringen folgende An— 
gaben über die „freien katholiſchen Univerfitäten Frankreichs“: 
Dan habe urfprünglich fünf folder „freien“ Univerfitäten gründen 
wollen, aber bie jei zu „jchwierig” geweſen und man habe fich mit vier 
ügen müſſen, welche ſchon theilieile in Paris, Angers, Lille und Lyon 
eben. Für Paris habe man 1,000,000 Francs se. für 
Lille 5,000,000 Francs, für Anger 1,200,000 Francs, für Lyon 900,000 
Francs. In Paris beftehe erft eine Facultät der Rechte, der Philojophie 
und der Naturwifjenichaften, noch feine für Theologie und Mebdicin. Angers, 
Lille und Lyon hätten erft eine Rechtsfacultät und erftere nur eine theolo« 
ifche Filiale in Poitierd, In Lille werde nächften® noch eine Facultät ber 
Paturtoiffenfehaften und eine literariſche Facultät errichtet und find u. U. 
die in ber Gelehrtenwelt eines Rufs genießenden Profefjoren: Dr. Dechamps, 
Dr. de Mangerie und Chantal gewonnen, in Paris Dr. Nifard und Pater 
Soubert. Unter den ſonſt Genannten befinden ſich 43 Jejuiten bezw. Patres. 


Sähulthess, Gurop. Geſchichtökalender. XVIL Bd. 24 


370 Sraukrei. (Dec. 1-12.) 


1. December. Senat: Iehnt den von ber Deputirtenfammer 
bejchlofjenen Gejeges-Entwurf betr. Einftellung der weiteren gericht- 
lichen Berfolgung von GCommune:Betheiligten ab. 

2. December. Deputirtentammer: der Minifter des Innern, 
be Marcere, zieht den von ihm eingebrachten Gefeßes-Entwurf betr. 
die Erweifung militärifcher Ehrenbezeugungen bei Begräbniflen von 
Rittern der Ehrenlegion ohne Kirchliche Feier zurüd und erflärt fich, 
ohne dazu vom Minifterium ermächtigt zu fein, mit der dießfälliger 
Tagesordnung der Kammer: 

„die Kammer get in der Ueberzeugung, daß in der Anwendung der 
Decrete über bie Ehrenbezeugungen bei Begräbnifjen die Regierung fortan 


den Grundjäßen der Gewifjensfreiheit und der Gleichheit der Bürger Achtung 
zu verichaffen wifjen wird, zur Tagesordnung über,“ 


einverftanden. Der Kriegsminiſter ift darüber jehr ungehalten. Du— 
faure und das ganze Gabinet geben in Folge davon ihre Ent— 
lafjung ein. 

2.—4. December. Deputirtenfammer: die drei Fractionen der 
Linken berathen über die eingetretene Minifterfrifis. Der allgemeine 
Wunſch derjelben geht dahin, daß Jules Simon ala Minifterpräfident 
an die Stelle Dufaure’3 treten möchte, das gefammte übrige Cabinet 
dagegen bleibe. Die Vorftände aller drei Gruppen einigen fich über 
folgende Refolution: 

„Die Delegirten der Gruppen ber Linken haben im Berfolg ber ab— 
ebaltenen DBerfammlungen einmüthig erkannt, baß die drei Gruppen in ber 

urtHeilung der Urfachen der gegenwärtigen Kriſis durchaus einig find. 
Demgemäß wird die Majorität ein wahrhaft parlamentarifches Gabinet unter: 
ftügen, das entichlofien ift, dem Widerfpruch ein Ziel zu ſehen, twelcher 
zwiſchen dem Geifte der Majorität vom 20. Februar und der Haltung einer 
allzu großen Zahl von Beamten herrſcht.“ 

11. December. Die Minifterkrifis ift noch nicht gelöst. Die 
Linke der Deputirtenfammer ift daher entjchloffen, die weitere Be— 
rathung des Budget3 zwar nicht förmlich auszufegen, aber basjelbe 
entjchieden nicht perfect zu machen, bevor ein neues republifanifches 
GCabinet vom MarfchallePräfidenten acceptirt fein werde und über- 
dieß don dem neuen Gabinet gewifle Garantien gegen ein perfönliches 
Eingreifen des Marſchalls zu verlangen, jowie auch auf ihren For— 
derungen bez. militärifcher Ehren bei Givilbeerdigungen zu beharren. 

12. December. Deputirtenfammer: die Rechte proteftirt gegen 
bie Abficht der Linken, das Budget nicht fertig zu machen, bevor 
ein republifanifches Gabinet ernannt fein würde, indem dadurch ein 
ungehöriger Drud auf die Entfchließungen de Marjchall-Präfi- 
benten ausgeübt werden jolle. 
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Der Marjchall-Präfident entjchließt fich endlich zu einem Ga- 
binet Jules Simon. Dasjelbe wirb gebildet: Jules Eimon über- 
nimmt das Präfidium und das Minijteriun des Innern, Martel 
die Juſtiz; die übrigen Minifter bleiben. Es fcheiden alfo nur Du— 
faure und de Marcöre aus. 


14. December. Deputirtenfammer: der neue Minifterpräfident 
Jules Simon macht derjelben folgende Programm-Erklärung: 


„Sch lege Ihnen fein Programm vor. Sie brauchen ein folches 
weber für mich, da ich jeit langer Zeit dem politischen Leben angehöre, noch 
für meinen freund Martel, noch für die bisherigen Minifter. Ich bin, wie 
Sie wiſſen, von Grund aus Republifaner (Beifall links und im 
Gentrum) und von Grund aus conjervatid (Beifall auf denjelben Bänten 
und auch recht), vermöge der aus den Studien meines ganzen Leben ges 
wonnenen Meberzeugungen dem Grundjaße der Gewifjensfreiheit ergeben 
(lebhafter Beifall), für die Religion von aufrichtiger — beſeelt. 
(Neue Zuſtimmung). Das Cabinet, welches vor Ihnen ſteht, iſt ein parlas 
mentariſches und will es bleiben. (Lebhafter Beifall), Wir brauchen hierin 
nur bem Beifpiel des erften Beamten der Republit zu folgen, der bei jeder 
Gelegenheit die Grundfäge der conftitutionellen Regierung auf das genauefte 
zu beobachten befliffen ift. (Beifall), Wir find unter und und mit ber 
Majorität des Parlaments einig. Wie diefe, wollen wir den Fort— 
beftand, die endgiltige Befeftigung ber republikaniſchen 
Berfaffung, welche Frankreich fich gegeben hat. Bon diefem Geifte durch: 
drungen, gedenken wir den verjchiedenen ung anvertrauten Verwaltungs: 
zweigen eine folche Einheit zu verleihen, daß fie, weit entfernt, fich in ihren 
Beitrebungen zu durchkreuzen, im Gegentheile ſich in der Erfüllung eines 
gemeinjfamen Werke gegenjeitig ergänzen und unterftügen. Dasſelbe gilt 
auch von jeder einzelnen Verwaltung für fich betrachtet. Damit die Freiheit 
eine wahre jei, muß die Autorität ftarf fein, unb bad ift nicht mög: 
lich, wenn fie gegen fich ſelbſt geipalten ift. Don der oberften bis zur 
niebrigften Stufe ber Hierarchie müfjen die Beamten nicht nur 
die ihnen gewordenen Weifungen pünftlich ausführen und die Gejeße überall 
wachſam und feit zur Anwendung bringen, jondern Ex mit ihrer Hand» 
lungsweiſe, ihrem Betragen, ihrer Sprache das Beifpiel der Achtung für bie 
Regierung geben, der fie zu Organen dienen. (Anhaltenber ln): Wir find 
unerihütterlidh entjchlojjen, Hierauf ftreng zu halten. Frank— 
reich will Ruhe und u e3 will feine Agitation mehr. Dieje Ruhe und 
biejen Frieden, deren e3 für feine Arbeiten bedarf, wollen wir ihm geben, 
und ei vertrauen, mit Ihrem Beiſtande dieſer patriotifchen Aufgabe gerecht 
zu werden.“ 

Die Anſchauung über bad neue Gabinet ift in den verjchiedenen par: 
lamentarifchen Gruppen eine verfchiedene. Das Verbleiben des Kriegsmini— 
ſters Berthaut im Amte erregt Bejorgnifie. Die Rechte feiert dies als einen 
Triumph. Sie hat eine eigene Art inamovibler Minifter. Das madt ein 
Loh in die Minifter:Berantmwortlichkeit. Ein großer Theil der Linken ift 
ebenfalls diefer Anficht. Das linke Centrum meint aber, man müfje warten. 
Dem Präfidenten der Republik müßte in irgend einer Weife eine Satisfaction 
gegeben werden. Es jei ein großer Schritt vorwärts gejchehen. Ein Mann 

es 4. September, ein offenfundiger Freidenler, ftehe an der Spike des Gabinet3, 
und bei der Geichilichkeit Simon's laſſe fich erwarten, dab er bie Ans 
Ihauungen der Hammer zur Geltung bringen werde. Das linte Centrum 
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hat in der Minifterkrifis die Hauptrolle geipielt, und feine Haltung bürfte 
auch jet maßgebend jein. Das Hindert nicht, daß die Linke fehr wachſam 
fein wird, Simon ift nächſt Thierd ber gewandtefte Parlamentarier. Um 
fo jchärfer wird er von den vorgerückten Republifanern in's Auge gefaßt. 
Dem Clerus gegenüber erklärt er es für feine Abficht, jehr wohlmwollend zu 
fein, aber nichtsdeſtoweniger bie gejeglichen Beſtimmungen zur Geltung zu 
bringen, und dieſe gehen zum Theil weit über das, was in Deutichland die 
vielangegriffenen Mai-Gejehe beftimmen, hinaus. Nur müffen fie gehanb- 
habt werden. Privatim erklärt der neue Minifterpräfident den Führern ber 
Linken wiederholt: „Ih bin Republitaner und ich werde den Beamten nicht 
bloß nicht geftatten, gegen die Republik zu fein, fie müſſen vielmehr für die 
Republik auch einftehn.* Daneben betont er aber auch, dat „die Rückſichten, 
die von der Lage geboten werben, nicht außer Acht gelafjen werden dürften“ und 
daß es fich darum handle, die Republik Sg (aimable) zu machen, 
ihr neue Freunde zu erwerben und die Zahl ihrer Gegner nicht zu mehren. 

14. December. Der Oberhandelsrath bejchließt den Mißbrauch 
der jog. titres d’acquit à caution einigermaßen zu bejchränfen, hält 
denjelben aber’ gerade in denjenigen Beziehungen feft, in welchen das 
ganze Syitem die Interefjen der deutfchen Eifenfabrication jchädigt. 


15.—16. December. Deputirtenfammer: Berathung des Bud— 
get3: mit großer Mehrheit, 377 gegen nur 105 Stimmen, wird dem 
Finanzminiſter die Abjchaffung der Calzjteuererhöhung auferlegt. 
Der Ausfall beträgt nur 7 Millionen Franc, aber die öffentliche 
Meinung fieht darin wenigſtens einen, wenn auch nur jchtvachen, 
Anfang der jo dringend nothwendigen Steuerreform, die von Gam— 
betta betrieben wird, die aber der Regierung fehr zuwider ift. 

17. December. Der neue AYuftizminifter Martel betrachtet es 
als eine Ehrenfache, als erſte Maßregel bei Antritt feines Amtes 
den Generalprocurator am Appellhof von Bejangon, welcher die Juris» 
prudenz der decembriftifchen Deportationscommiffion gebilligt hat, in 
Dieponibilität zu fegen. Die Bonapartiften fchreien darüber laut auf. 

19. December. Der Marfchall- Präfident ammneftirt 61 Come 
munards. 

19. December. Senat: Berathung des Budgets: der Vor—⸗ 
ſitzende des Budget-Ausſchuſſes, Pouyer-Quertier, hebt hervor: die 
Budget-Rechte des Senates würden durch die republikaniſche Mehr: 
heit der Abgeordnetenkammer in Frage geſtellt; die Commiſſion jedoch 
ſchlage die Wiederherſtellung der von der Regierung beantragten, 
aber von der Kammer reducirien oder geftrichenen Credite vor. 

20. December. Der Parifer. Gemeinderath votirt faſt ein- 
ftimmig 30,000 Franes Unterftüßung für die Familien der verur- 
theilten oder flüchtigen Communards. Die neue Regierung erhebt 
dagegen feine Einwendung. 
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22.—27. December. Senat: Berathung des Budgets: es wird 
eine ziemliche Reihe von durch die Deputirtenfammer reducirten oder 
ganz geftrichenen Pofitionen der Regierungsvorlage, namentlich die— 
jenigen zu Gunſten des Glerus, wie bejonder& auch die geftrichenen 
Gehalte der Militärgeiftlichen wieder hergeftellt. 

27.—3. December. Deputirtenfammer: Berathung bes vom 
Senate zurüdgelommenen Budget3: die Budgetcommiffion beantragt 
mit 12 gegen 11 Stimmen, jämmtliche vom Senat abgeänderte Po— 
fitionen wieder herzuftellen. Gambetta trägt darauf an, gegen das 
Vudgetrecht bes Senates eine befondere Erflärung zu erlaffen. Sein 
Antrag wird abgelehnt. Dagegen werden die meiften der ftreitigen 
Anſätze nach den früheren Beichlüffen wieder hergeftellt, nur in der 
Frage ber Militärgeiftlichen wird mit 269 gegen 211 Stimmen dem 
Senate nachgegeben. 

29. December. Senat: beruhigt fich mit den Gonceffionen ber 
Zeputirtenfammer und genehmigt nunmehr das ganze Budget nad) 
den letzten Bejchlüffen derfelben. Die principielle Differenz zwiſchen 
beiden Kammern bleibt ala ſolche unentfchieden. 

30. December. Die Regierung bejchließt die Abfegung mehrerer 
reactionärer Maired, um ihren guten Willen gegenüber der Majori- 
tät der Deputirtenfammer an den Tag zu legen. 

30. December. Schluß der außerordentlichen Seſſion der bei- 
den Kammern. Am 9. Januar 1877 foll die ordentliche Seſſion 
berjelben eröffnet werden. 


5. Italien. 


8. Januar. Minghetti jet e8 im Minifterrathe durch, da 
der Kammerbeihluß, am 20. Januar wieder zufammen zu treten, 
virtuell umgeftoßen wird, indem ein fönigliches Decret die Sitzungs— 
periode von 1875 fchließt und eine neue erjt für Anfang März an 
ordnet, da die Eijenbahnfrage vorher doch nicht zur Berathung 
fommen könnte. 

10. Januar. Der Minifter des Innern, Cantelli, richtet vier 
lange Girculare an die Präfecten, mit dem Auftrage, der Regierung 
fihere und genaue Auffchlüffe über den gegenwärtigen adminiftrativen 
Stand der milden Stiftungen jeder Provinz zukommen zu laſſen. 


Ob die Mafregel eine entfernte Präliminarie der Einziehung oder 
doch Verwaltung derjelben durch den Staat fein foll, geht aus dem Rund: 
jchreiben jelbft nicht hervor. Die Elericalen fürchten e8 aber und erheben 
ein Zetergefchrei. Indeß fteht es feſt, daf viele diefer milden Stiftungen 
(Anftalten) fich in den traurigften Berhältniffen befinden, daß die Verwal: 
tung eine teure und zugleich ſchlechte ift, daß die Verwendung des Ertrags 
der Stiftungen vielfadh eine ganz willfürliche und ungerechte ift, daß ım 
vielen nicht einmal Buch geführt, ſondern nach Belieben geichaltet und ge: 
waltet wird. Cine ftrenge Aufficht oder noch befier eine Verwaltung durch 
den Staat ift daher für jeden Unbefangenen ein geradezu — — Bebürt, 
niß. Gantelli ſchätzt das Gapital der eigentlichen Wohlthatsanftalten 
(istituzioni limosinieri) auf 350 Millionen, das der Aiyle für Arbeits: 
unfähige und Greiſe auf 100, das der Kranfenhäufer auf 400, das ber 
Waifenhäufer auf 100, das der Kinder: und Mädchen:Afyle auf 100, bas 
ber Studienjtipendien auf 40 (2 Millionen Rente), das der Mitgiftsftiftun- 
gen (monti delle doti) auf 50, das der Pfandhäufer auf 60, daß ber Saat: 
vorſchuß- und ähnlicher Anftalten (monti frumentari) auf 48 Millionen, 
zufammen 10,243 Millionen; und der Minifter meint: er habe noch lange 
nicht alle aufgezählt. Jedenfalls find darin nicht die 40 Millionen veran: 
fchlagt, welche die Gemeinden und Provinzen jährlich für wohlthätige Zwecke 
außgeben, jo daß es micht zu hoch gegriffen ijt, wenn man die Gefammt: 
fumme, welche jährlich für die Armen Italien? ausgegeben wird, auf 100 
Millionen ſchätzt. Viele diefer Anftalten, wie die Krankenhäuſer, erfüllen 
aber ihren Zweck gar nicht, weil fie troß ihres Reichthums eine Bezahlung 
verlangen müſſen; andere weil die Summen Wohlhabenden, anjtatt Dürf: 
tigen, zufommen. Wie unordentlich die Verwaltung der meiften ift, geht daraus 
hervor, daß im Jahre 1874 5038 dieſer Anftalten die Bilanz nicht her: 
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Stellen konnten, 27,923 Rechnungen nicht abgelegt wurben, 17,319 von ben 
Provinzialausfhüffen nicht gebilligt werden konnten. Die meiften dieſer zahl: 
zeichen Stiftungen (dev mildthätigen Bruderichaften find allein 8325; ber 
Opere pie, welche einen getrennten Etat haben, 13—14,000) find freilich 
xedt arm. Gibt es doch folche, die nur 50, ja nur 20 Lire Jahresrente 
Haben; dagegen freilich auch ſolche, wie das Holpital vom Santa Maria 
Maggiore ın Florenz, das allein 2 Millionen Eintommen hat. Die Durch⸗ 
Tchnittöfumme der Jahreseinnahme iſt 30,000, von denen leider durch bie 
—— Verwaltung thatſächlich nur der dritte Theil an ihre Abreſſe 
ommt. 

19. Januar. Der Unterrichtsminiſter Bonghi macht endlich 
Ernſt, die Geſetze auch gegenüber den geiſtlichen Seminarien durch- 
zuführen. Die Kirche gibt nad). 

Bonghi hatte zu wiederholten Malen die Directoren ber Seminarien ' 
aufgefordert, entiweder den Unterricht von Laien ganz aufzugeben, ober fich 
den Geſehen zu unterwerfen, welche die Erlaubnik zur Eröffnung von Unter: 
richtsanftalten von dem Erlangen gewifler alademifcher Grade und dem Bes 
ftehen gewiffer Staatsprüfungen abhängig machen. Da alle feine Drohungen 
und Ermahnungen nichts oder weni Beer haben, jo ergreift ex endlich 
energiihe Maßregeln. Ferri, ein befannter Philoſoph und Profefior an ber 
römiſchen Univerfität, wird mit ber Inſpection der Seminarien ber Stabt 
und Provinz Rom beauftragt und Mafi, der Oberinfpector des Königreichs, 
nad Zurin gejandt, um die piemontefiichen Seminarien zu unterfuchen; an 
andern Orten find es die localen Inſpeckoren, welche die Weifung erhalten 
einzufchreiten, und jofort kommt es auch zu Eonflicten, bei denen der Minifter 
eine lobenswerthe TFelligfeit an den Tag legt. Der Oberfchulinfpector ber 
Provinz Mailand, Hr. Gioda, begab fi) am 15. d. Mt3. nad) Como, deſſen 
Biſchof ein nicht anerkannter ift, mit dem er fi alfo nicht vorher in's Ein» 
vernehmen ſetzen konnte. So wandte er fich denn direct an den Rector des 
Seminars, mit ber Bitte, ihm über die Gymnafialclaffen feiner Anftalt Aus: 
funft zu geben, und indem er es vermied, die geringfte Neugierde bezügli 
der theologiichen Glafien an den Tag zu legen. Der Rector weigerte fi 
Eier nicht, alle gewünschten Antworten zu geben, aber ala ber königliche 
Inſpector die Glaffen felber zu befuchen verlangte, verſchanzte er fich Hinter 
die Beitimmungen des Tridentinums und verweigerte den Zutritt, worauf 
Hr. Gioda darüber ein Protocol aufnahm und den Vorgang nach Rom 
meldete. Der Minifter telegraphirte zurüd: das Seminar von Como jei fos 
fort zu ſchließen, was denn auch geichah. Darauf hin nun erklärte der 
Rector, nachdem er ſich mit feinem Chef, dem Bijchof von Como, und, wie 
es ſcheint, auch mit ben andern Bilchöfen ber Lombardei verftändigt, wohl 
auch vom Batican inftruirt worden war: er fei bereit, dem Inſpector die 
Claſſen zu öffnen. Diejer telegraphirte nad) Rom und bat um Verhaltungs⸗ 
maßregeln. Bonghi feinerjeit3 fendet jedoch bie Weifung, auf der Schliekung 
zu beharren. Die Unterwerfung fei zu ſpät gelommen. Die Sache werbe 
jet ihren xegelmäßigen Lauf nehmen und dem Oberftudienrath zur Ent: 
eidung — werden müſſen. Das wirft. Die Inſpectoren finden 
von jet in die Seminarien Thore und Thüre offen. Ber Cardinal Pane: 
bianco ala Präfident der Poenitenzeria erlaubt den Directoren ber em A 
Seminarien ausdrüdlich, fich zu unterwerfen, „um fchlimmeren Uebeln aus: 
zuweichen.“ 

21. Januar. Die Unterhandlungen wegen des Rückkaufes der 
ſfüdlichen Eiſenbahnen find beendet. Zwiſchen dem Miniſterium und 
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der Gefellichaft ift eine volltommene Uebereinftimmung erzielt. Die 
Gejellfchaft Löft fih auf und überläßt dem Staate das Eifenbahn- 
ne und das bewegliche Material. Der Staat übernimmt die 
ſchwebende Schuld und die Anleihen der Gejellichaft und gefteht der- 
jelben 25 Lire Rente per Actie zu, welche nach Abzug der Steuer 
21.70 Lire beträgt. Durch diefe Operation wird die gegenwärtige 
Ausgabenbilang nicht um mehr erhöht, als um die gegenwärtige 
Sarantiefunme. 

alien Hat damit jämmtlihe Eifenbahnen an den Staat gezogen. 
Nachdem die römiſchen Eifenbahnen ſchon ſeit Jahresfrift vom Staate ver: 
waltet und durch die Bafeler Convention feitgeftellt worden ift, dab auch bie 
oberitalienifchen Bahnen vom 1. Juli d. 3. ab dur Ankauf in den Befitz 
be3 Stantes übergehen follen, joll num auch die Verwaltung der füditalieni- 
pie Bahnen, und zwar jchon vom 1. Januar d. %. ab, auf Staatskoſten 
übernommen werben. Ob das Parlament diefe Verträge nachträglich geneh- 
migen wird, muß freilich noch gewärtigt werben. 

31. Januar. Die vom Parlamente niedergefehte Commiſſion 
zur Unterfuchung der Zuftände in Sicilien fehrt von dort zurüd. 
Diefelbe bejchließt zum Ausbau des Eiſenbahnnetzes auf ESicilien, 
zu welchem die vom Parlamente bewilligten Summen nicht aus— 
reichen, die Verwendung der Einkünfte ſolcher Wohlthätigkeits-Anftal- 
ten vorzufchlagen, welche ihrem Zwecke nicht mehr entjprechen. In— 
zwifchen follen fich die ficilianifchen Zuftände etwas gebefjert haben, 
fo daß die von der Regierung dem Parlament mit jo viel Mühe 
abgerungenen Ausnahmsgeſetze wenigſtens zunächit feine Anwendung 
finden follen. 

— Januar. Die Clericalen, an ihrer Spibe die ſog. „Gejell- 
Ichaft der Fatholifchen Jugend,“ rufen durch Circulare zu einer 700= 
jährigen Jubelfeier des Sieges des Papftes Aleranders III. und ber 
lombardijchen Städte über den Kaifer Friedrich Barbaroffa bei Leg- 
nano auf. Gelbitverftändlich ift e8 im Grunde darauf abgefehen, 
den verhaßten Deutjchen in ihrem neuen Kampfe gegen Rom und 
feine Anfprüche den Handſchuh Hinzumerfen. Angeblich ſoll e8 eine 
Antwort an Deutjchland fein „wegen der Beſchimpfung des lateini— 
chen Namens,“ weil e8 dem Arminius ein Denkmal errichtet habe, 

4. Februar. Die Budgetcommiffion genehmigt einen Anſatz 
im Budget für 1877 betr. Regulirung der Tiber, jedoch nicht nach 
den Plänen Garibaldi’s, ſondern nach denjenigen des fog. consiglio 
superiore für öffentliche Arbeiten, d. 5. der Ingenieure. Garibaldi 
ift darüber fehr ungehalten. Minghetti erklärt, fich die Freiheit 
feiner Entjchließungen vorbehalten zu müſſen. 
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18. Februar. General Menabrea wird zum italienischen Bot» 
ſchafter in London ernannt. 

18. Februar. In Bologna organifirt fih eine „D’GConnell- 
Liga für bie Freiheit des Fatholifchen Unterrichts in Italien.“ Die 
italienifchen Elericalen wollen nicht Hinter den franzöfiſchen Ultra- 
montanen zurüdjtehen. 


25. Februar. Ein fönigliches Decret fchließt die Seffton von 
1875 und beruft das Parlament zu derjenigen von 1876 auf den 
6. März ein. 

1. März. Der König ernennt 24 neue Senatoren. 

1. März. Die Regierung läßt in Wien einen Vertrag mit 
Defterreich über die Abtrennung der dfterreichifchen Südbahn von 
dem Neb der oberitalienifchen Bahnen (Rothſchild) unterzeichnen. 

2. März. Stalien und Oeſterreich erheben ihre bisherigen 
GSefandtichaften beiderfeitig zum Range von Botjchaften. 


4. März. Feierliche Eröffnung des vom Parlament befchloffenen 
neuen Gaflationshofes in Rom. 


Die Regierung und das Parlament Haben nämlich einftweilen bes 
Tchloffen, zwei Gaffationsabtheilungen in Rom einzurichten und denfelben die 
höchſte Entſcheidung über Civil- und Criminalprozeſſe anheimzuſtellen, ſo 
wie fie auch in einigen Specialfragen ala oberſtes iedsgericht entſcheiden 
zu laſſen. Der Juſtizminiſter hält indeß eine Rede, deren Schwerpunct in 
der Erklärung liegt, daß er im Princip für einen einzigen und allerhöchſten 
Caſſationshof für ganz Italien ſei und daß bie Einrichtung des neuen Gaf: 
ſationshofes zu Rom ala ber erfte Schritt zur Erreichung dieſes Zieles zu 
betrachten jei. 


6. März. Eröffnung des Parlaments. Thronrede des Königs: 

„Da3 abgelaufene Jahr hinterläßt und Gefühle der Befriedigung und 
Hoffnung für die Zukunft. Im Innern des Landes find die Verhältnifie 
gute, die Beziehungen nach augen durchaus freundichaftliche. Die Bewerf: 
ftelligung einer internationalen lebereinftimmung mit einem befreundeten 
Souverän gab meiner Regierung die Idee des Rückkaufs ber Eifen- 
bahnen ein. Stalien geht mutBvol an da3 —— Problem, mit dem 
ſich die Regierungen und Parlamente ber civilifirteften Nationen beſchäftigen. 
Man wird ihnen einen Vertrag mit Defterreich vorlegen, ſowie das Project 
wegen des Ankaufes und Betriebes der Eifenbahnen de3 Königreich! und 
wegen ber zur Vollendung berfelben nothmwendigen Finanzoperation. Ob— 
mg diefe Reform den Staatsſchatz belaftet, hege ich die Zuverficht, daß wir 
in diefer Seſſion zum erften Male das Gleihgewidt in Einnahmen 
und Ausgaben werden hHerftellen können, ohne die Steuern zu erhöhen. 
Die guten Gefinnungen, welche bei dem jchwierigen Werte der Revifion ber 
Zarıfe in Mebereinftimmung mit frankreich, der Schweiz und Defterreich 
obwalten, laſſen Hoffen, daß meue Handelsverträge Ihnen während ber 
Seſſion vorgelegt werben können. Mein Wunſch geht dahin, daß man durch 
Erfahrung erwieſene Fehler berichtige, die Einnahme des Staatsſchatzes er: 
höhe und ben italienischen Producten ausgedehntere Abfakgebiete eröffne, 
gleihwohl aber die Grundfäße des Freihandels unverſehrt aufrechterhalte.“ 


378 alien. (März 7—8.) 


Die Thronrede kündigt fodann die Vorlegung auf die Rechtäpflege und Wer: 
waltung bezüglicher Gefeßentwürfe an und fährt hierauf fort: „Ich war 
ftolz, in ben Uebungslagern bie ee der Armee zu Zonftatiren. Wir 
müſſen alle unfere So Hat der Marine zuwenden, welche dasſelbe Recht, 
wie die Armee, auf die Liebe bed Landes und die ſorgſame Beachtung des 
Parlaments Hat. Mein innigfter Wunſch geht dahin, dem Lande berechtigtes 
Vertrauen auf fich ſelbſt einzuflöken, welches die ficherfte Garantie jener 
Unabhängigkeit und der Achtung feiner Rechte ift. Italien ſah die Be: 
ftätigung feiner guten internationalen Beziehungen in ben Bejuchen bes 
Kaiferd don Defterreichd und bes beutichen Kaiſers und war fehr glüdlich, 
bie Eouveräne zu empfangen. Venedig und Mailand erwielen fi ala wär: 
dige Dolmetjche ber Gefühle der Nation. Diele Beweiſe Herzlicher Freund⸗ 
Ichaft ziwifchen ben Souveränen find das Unterpfand ber dauerhaften Sum: 
pathie zwiichen den Bölkern. Der Aufftand in Bosnien unb ber Herze: 
gomwina veranlafte Verhandlungen zwilchen den Großmächten als Garanten 
der Integrität des ottomanifchen no. Ich erachtete e3 für zeitgemäß, 
an benfelben theilzunchmen, um in MWebereinitimmung mit den anderen 
Mächten die Ruhe im Orient Herzuftellen und das Loos ber cdhriftlichen 
Dölker zu fichern. Der Sultan hat die ihm gemachten Vorſchläge bereit- 
willig aufgenommen. ch hoffe, daß durch eine raſche und treue Ausfüh- 
rung der angekündigten Reformen jene Gegenden pacificirt und eine beffere 
Zufunft für fie vorbereitet werde. Italien wird feine Pflichten ala Groß: 
macht erfüllen, indem es zur Aufrechthaltung des Friedens beiträgt und fich 
angelegen fein läßt, feine Inftitutionen und feine Wohlfahrt im Innern zu 
entwideln, und wird feinen Einfluß in folder Weile ausüben, dab es ſich 
bie Achtung und das Vertrauen der civilifirten Nationen fichert.* 


7. März. Deputirtenfammer: wählt Biancheri mit 172 Stim— 
men twieder zu ihrem Präfidenten; De Pretis, der Gandidat der 
Linken, erhält 108 Stimmen. 


8. März. Deputirtenfammer: bei der Wahl der Vicepräfiden- 
ten, Secretäre und Quäſtoren der Kammer erringt die Linke, indem 
fie fich mit den ungzufriedenen Toscanern verbindet, einen entjchiede- 


nen Sieg. 

Da die Wahl der Vicepräfidenten zuerft zu feinem Refultate führt, 
verändert die Linke ihre Taktik, verbindet ſich mit den unzufriedenen Tos— 
canern, alle von ber Rechten, und ftellt eine gemäßigte, aber antiminifterielle 
Lifte auf, an deren Spitze Peruzzi fteht, der „beitgehakte" Mann bei ber 
Linken. Auf biefen Vertreter der äußerften Rechten folgen der Erminifter 
Gorrenti vom Centrum und ber berühmte Rechtägelehrte Mancini von ber 
Linten. Alle drei werden gewählt. Bon den fünf Secretären —— drei 
der entſchiedenen Linken an, einer dem linken Centrum, einer der Rechten; 
beide Quäftoren, zwei Officiere dev Armee, find von der Linken; alle dieſe 
10 Mitglieder des Präfidiums aber find diegmal von der Linken ala Can: 
bidaten der Linken erwählt. 


8. März. Der Gemeinderath von Rom ertheilt dem deutfchen 
Gelehrten Gregorovius, dem Gejchichtsfchreiber der Stadt, erſt durch 
Acclamation und dann auch in geheimer Abftimmung das römifche 
Ehrenbürgerrecht. 
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9. März. Der bisherige deutſche Sefandte in Rom, vd. Keudell, 
überreicht dem König feine Greditive als nunmehriger Botſchafter. 

9. März. Deputirtenfammer: der Minifter für öffentliche 
Arbeiten, Spaventa, legt derſelben die abgefchloffenen Eiſenbahncon— 
ventionen, für Ober» und für Unteritalien, vor. Die Kammer ges 
nehmigt die dringliche Behandlung der Vorlagen. 

9. März. Das Eeminar von Mantua wird auf Antrag des 
Schulinfpectord® Gantoni aufgelöst wegen gefeßtwidriger Vorkonms 
niffe, d. 5. Aufnahme von Laienfchülern. 


Der ftreitbare Biſchof, Mir. Nota, der das königliche Erequatur nicht 
Hat, aljo nicht im bifchöflichen Palaft wohnen fann, muß nun aud das 
Seminariumsgebäude verlafjen, two er bis jeßt eine Zuflucht gefunden. Es 
bat ihn alſo nichts geholfen, im jüngiter Zeit weichere Saiten aufzuziehen 
und jelbit den vom König defignirten Abbate von Santa Barbara dem hl. 
Stuhl al „vom König von Italien in feiner Eigenſchaft eines Nachfolgers 
ber Fürſten von Gonzaga“ ernannten Gandidaten zu empfehlen, indem ex 
fo, zum erftenmal in einem von der Curie angenommenen Document, den Kös 
nig von Sardinien zum König von Jtalien beförberte. 


11. März. Deputirtenfammer: bejchließt auf den Vorſchlag 
Nicotera’3 (Linke), indem die Toscaner und einige Andere von der 
Rechten wieder mit ihr ftimmen, troß der Einfprache der Regierung 
ſchon jebt, ehe noch das Budget vorliegt, eine Budgetcommilfion zu 
ernennen und beſetzt diefelbe überwiegend aus Mitgliedern der Linken. 
Das Minifterium Minghetti kann fichtlich auf eine Majorität in 
ber Kammer nicht mehr zählen. 

13. März. Deputirtenfammer: die Linke erringt einen neuen 
Sieg: Peruzzi Hat die Wahl zum Vicepräfidenten nicht angenoinmen. 
Etatt feiner geht der Gandidat der Linken mit 170 Stimmen aus 
der Wahl hervor, während der Gandidat der Rechten und des Mini» 
ſteriums mit 140 Stimmen in der Minderheit bleibt. 


15. März. Der Unterrichtöminifter verordnet die Schließung 


ber noch beftehenden vaticanifchen oder päpftlichen Univerfität. Das 
Decret lautet: 


„In Anbetracht, daß notorisch in Rom ein wiſſenſchaftliches Inſtitut 
befteht, da3 unter dem Namen „vatifanifche oder päpftliche Univerfität,“ be: 
fannt ift, welches burch die Perjonen, die e3 leiten und darin lehren, Func— 
tionen und Titel fi) anmaßt, welche allen Solchen zufommen, die vom König 
oder dem Unterrichtäminifter ernannt oder gejeglich zum Unterricht berechtigt 
find, in Anbetracht, daß dieſe illegale Verbindung von Lehrern nur dahin 
zielen Tann, die Werke der Geſetze zu ftören, durch welche der Unterricht ge: 
leitet wird, fowwie bie Neberzeugung zu fördern, dak man auch außer dem 
Geſeh und gegen dad Gejeh für einen Lebensberuf berechtigt werden könne, 
in Anbetracht, daß bie Zeugniffe, Diplome und afademifchen Grade, welche 
von ber päpftlichen Pſeudo⸗Univerſität erteilt werden, eben durch ihre un: 
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geiehmäßtge Eriftenz werthlos find und augenſcheinlich die Abſicht vorliegt, 
jene ben gejeßlichen Zeugniffen und Diplomen zu unterfchieben, wodurch bie 
Unerfahrenen getäufcht werden können; in Anbetracht, daß eine berartige In— 
ftitution den Studenten, welche angehalten werben, fie zu bejuchen, äußerfi 
Ichädlich fein muß, ſei e8 wegen des mangelhaften Unterricht?, jei es wegen 
de3 Mangels an Laboratorien und Sammlungen, und weil die Studenten, 
um ihre Studien verwerthen zu können, gezwungen find, ihren Beruf, ſoweit 
e3 angeht, ungejeglich auszuüben oder ber Verwaltung des öffentlichen Unter: 
richt? zur Laft zu liegen, damit dieſe fie in ber einen oder andern Weile 
anerfennt; in Anbetracht, daß aus dem Wortlaut der von biefer Univerfität 
ertheilten Diplome hervorgeht, wie die Perfonen, welche diejelbe bilden, ficdh 
borgenommen Haben, dem Gemüthe der Jugend die Anfchauung beizubringen, 
daß die gegenwärtige politiihe Ordnung Roms nicht normal jei, und daß, 
fobald dieſe, nad ihrer Meinung, normal werbe, die Diplome ipso facto 
volle Giltigkeit erhalten würden, ' daß e3 inzwiſchen weder ei li noch 
unmoralifch fei, fich derfelben für die Ausübung des Lebenaberufs zu be- 
dienen, foweit und two immer es geht — becretirt der Unterrichtsminiſter; 
die fogenannte vatikaniſche oder päpftliche Univerfität, ſowie das wiflenichaft: 
liche Inſtitut, welches im Palazzo Altemps zu Rom befteht, wird für un: 
gejeglich erflärt und geichloffen. Der Präfeet ber Provinz Rom wird mit 
dem Vollzug beauftragt.“ 


16. März. Deputirtenfammer: Minghetti legt berjelben das 
jährliche Erpofs über die Lage der Finanzen vor und glaubt, mit 
1877 das Gleichgewicht zwifchen Ausgaben und Einnahmen endlich 


erreichen zu können. 

Er weist nad, dab der Rechnungsſchluß pro 1875 gegenüber dem 
Voranſchlag eine Beſſerung von 50 Millionen ergeben habe. Das Jahr 
1876 werbe u. mehrfacher im Budget nicht vorgeſehener Mehrausgaben 
mit "einem Weber Bi von 10 Millionen abſchließen. Das Budget pro 1877 
weiſe mit Inbegriff der Amortifirungen und Eifenbahnausgaben 1305 Mil. 
Einnahmen und 1290 Millionen Ausgaben nad, mithin 15 Millionen Meber: 
ſchuß. Der Finanzminifter Hofft, die neuen Kanbelöverträge werben nicht 
nur dem ir e, jondern auch den wirthichaftlichen Verhältniffen des 
Landes erſprießlich fein. 

18. März. Deputirtenfammer: Minghetti erleidet in der 
Frage der Mahlfteuer eine Echlappe und das ganze Minifterium 
gibt fofort feine Demiffton ein. Der König nimmt fie an und be- 


auftragt Depretis, das Haupt der Linken, mit der Neubildung des 


Minifteriums. 

Auf die Interpellation Moranad wegen ungerechter Grhebung ber 
Mahlfteuer erwidert Minghetti: Die Regierung ftubire bereit3 verbeflerte 
Mittel und Wege zur Erhebung der Mahlſteuer, die fi) gegentwärtig dem 
Marimalerträgniffe von 90 Millionen Lire nähere. Morana erklärt, daß 
ihn die Antwort des Minifters nicht befriedige, und beantragt eine Motion, 
wonach die Kammer bie Ueberzeugung hege, daß das Minifterium in An: 
wendung bed Mahlgeſehes die Steuerpflichtigen ungerecht belaſte. Minifter- 
präfident Minghetti erklärt, Die Regierung beabfichtige über die Frage des 
Ankauf der Eifenbahnen ein Votum der Kammern zu provociren; bis bahn 
möge man auch bie tg über die von Morana beantragte Motion 
vertagen. Diejer Antrag bes Minifterd wird jeboch von Depretis, Gorrenti 
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und Piccioni befämpft und, nachdem Minghetti denfelben noch zu wieder: 
Holten Malen befürwortet hat, ſchließlich mit 242 gegen 181 Stimmen ab» 


geleHnt. 

25. März. Das neue Minifterium ift endlich zu Stande ge= 
fommen, und zwar, nachdem Verſuche, ein Goalitionsminifterium zu 
bilden, gefcheitert find, ausſchließlich aus den Reihen der Linken: 
Depretis, Minifterpräfident und Finanzminiſter, Baron Nicotera 
innere, Melegari Aeußeres, Mancini Juſtiz, Coppino Unterricht, 
Mezzacapo Krieg, Brin Marine, Zanardelli öffentliche Arbeiten. 

28. März. Deputirtenfanımer: das neue Gabinet legt derjelben 
fein vorläufige Programm vor. Dasjelbe enthält folgende Punkte: 

Reform des politiichen Wahlgeſetzes im Sinne wahrer Freiheit und 
unbeftreitbarer Aufrichtigkeit des Nationswillens; Unverträglichkeit des Ab: 
geordnietenmandat3 mit der Begleitung öffentlicher Aemter, Verbefjerung der 
Zage der Beamten, unbedingte Unabhängigkeit des Nichterftandes. An ber 
Kirchenpolitik werde das Gabinet nicht Teinbfelig vorgehen, — auch 

u feiner Vereinbarung herbeilaſſen, es werde die beſtehenden Geſetze ſtreng 

eobachten, behalte ſich jedoch die Einbringung von Geſetzentwürfen betreffs 
ausgedehnterer Sicherung der Gewiſſensfreiheit, der Verwaltung des Kirchen: 
vermögens und des obligatoriſchen Volksunterrichts vor. Bezüglich der aus: 
wärtigen Politik, der Armee und Marine werde die frühere Ener weiter 
verfolgt und ein Handelsmarinegeſetz vorgelegt werden. Das Gabinet acceptire 
die Webereinfunft bezüglich der Trennung und des Rückkaufs ber oberitalies 
niſchen Bahnen, ſei jedoch nur für Mebernahme des Betriebs eines Theils 
berjelben. Die Finanzlage habe ſich zwar wejentlich gebeffert, aber das 
Gleichgewicht ſei noch nicht hergeftellt, indem noch Zwangscurs herriche. 
Das Cabinet jagt ſchließlich eine Steuerreform und Prüfung der ſchwebenden 
SHandelöverträge im Sinne der Handelsfreiheit zu. 

31. März. Der Gemeinderath von Florenz ernennt einftimmig 
den Deutjchen Alfred v. Reumont, anerfanntermaßen den grünblich- 
ften Kenner der florentinifchen Gejchichte, zu ihrem Ehrenbürger. 

4. April. Der neue Minifter des Innern, Baron Nicotera, 
weist die Präfecten an, fich jeder Beeinflufjung der politifchen Wah— 
len zu enthalten. 

10. April. Da jekt ein entjchieden liberales, d. h. linkes 
Minifterium an’ Ruder gefommen ift, nimmt Garibaldi die ihm 
vom Parlament votirte Dotation an mit dem Beifügen: „Indem 
ich fie annehme, werde ich zum Nuten Rom's mich an den Arbeiten 
der Tiber betheiligen können.“ 

19. April. Die neue Regierung trifft in ber Bejehung der 
PBräfectenftellen eingreifende Veränderungen, indem 28 Präfeeten ver= 
jeßt und 11 neue Präfecten ernannt werden. Bon den feitherigen 
Präfecten werben 7 penfionirt, 3 abberufen, 3 fuspendirt, einer in 
Disponibilität verſetzt. 
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23, April. Die Regierung febt eine königliche Commiſſion 
nieder, um die Wahlreformfrage zu jtudieren und eine andere, welche 
im Intereſſe der Givilifation und der Hülfsbedürftigen Reformvor— 
ichläge machen ſoll, um die öffentliche Wohlthätigfeit danach zu 
regeln, damit das „Armengut“ befjer und umfichtiger vertwaltet werde, 
ala dieß bisher der Fall gewelen fei. 

26. April. Deputirtenfammer: der neue Minifter des Innern. 
Baron Nicotera, wird wegen ungejeßlichen Verbot3 eines radicalen 
Meetings in Mantua interpellivt und antwortet in einer Weiſe, 
wie e8 von jedem Manne der äußerften Rechten hätte geſchehen 
fönnen, 

indem er zugibt, daß fein ag Arte ungeiehlih geweſen jei, doch be: 
hauptet, Notwendigkeit fenne fein Gejeh, ein Mißtrauensvotum Heraus 
fordert (ſchon jekt!) und eine Jndemnitätsbill verlangt. Reben jei Leicht ; 
aber wenn man an ber Regierung jei, müffe man ben Erforderniſſen und 
der Verantiwortlichkeit ber —— Rechnung tragen. .. „Sch werde nie 
zugeben, daß man öffentliche Derfammlungen halte, um Steuern abzujchaffen. 
die in vollitem Umfang aufrecht erhalten werden müflen, und die um feine 
Lira vermindert werden bürfen. Ich werde jeden ſolchen Verſuch unter: 
brüden. Die Gewalt muß dem Geſetze bleiben.“ Und ala e3 fih um andere 
fleine Unruhen in Corato handelt, redet der neue Minifter des Innern in 
einem noch entjchiedeneren Ton über die Nothiwendigkeit, die Ordnnug auf: 
rechtzuerhalten. Er fpricht den Er eig ge Tadel gegen die Localbehör—⸗ 
den aus; aber die Regierung habe die nrößte Energie gezeigt, die ſtrengſten 
Makregeln ergriffen; fie berubigte fich erft, ala fie erfuhr, daß „die Ordnung 
in Gorato herrſche.“ Die Radıcalen der biöherigen Linken find über dieſe 
Energie nicht wenig verblüfft. 


28. April. Der bisherige Geſandte in Paris, Gav. Nigra, 
der ehemalige intime Freund ber Faiferlichen Familie und ein faft 
nur zu warmer Freund der Franzoſen, wird ala Gejandter von 
Paris abberufen und nach St. Petersburg verfekt. 

2. Mai. Unterhandlungen ber neuen Regierung mit dem 
Haufe Rotbichild über eine Herabminderung des f. 3. von Sella 
in Bajel ftipulirten Kaufpreifes für das oberitalienifche Eijenbahn- 
neß find bisher rejultatlos geblieben und doch Tann die neue Re— 
gierung nach ihrem früheren Verhalten bez. diefer Convention nicht 
wohl mit dem Antrage auf unveränderte Genehmigung vor das 
Parlament treten. 

4. Mai. Deputirtenfammer: ftellt die Prüfung der Eifen- 
bahnconventionen auf die Tagesordnung und zwar in erjter Linie 
die Basler Convention bez. der oberitalienifchen Bahnen. Da Roth- 
Ihild von befjeren Bedingungen der Regierung gegenüber nichts wiſſen 
will, jo foll jet vom Parlament aus ein Drud auf ihn ausgeübt 
werden. 
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5. Mai. Deputirtenfammer: genehmigt einen Gejeß-Entwurf, 
der an die Stelle der bisherigen religiöjen Formel beim Echwur, 
fowohl vor dem Griminal- ald vor dem Givilgericht, die einfachen 
Worte jet: „Ich ſchwöre.“ 

6. Mai. Die Regierung nimmt das bijchöfliche Seminar in 
Mantua in Beichlag und Fündigt dem Bijchof Rota an, daß er die 
Mohnung in demjelben binnen 8 Tagen zu räumen habe. 

7. Mai. Deputirtenfammer: die Oppofition wählt 140 Mit- 
glieder ſtark Cella zu ihrem Führer, die nunmehrige Regierungs— 
partei (ehem. Linke), ohne die Minifter gleichfall3 140 Mitglieder. 
zählend, überläßt die Bezeichnung ihres Führer? dem Minifterpräfi- 
denten, deſſen Wahl auf Erispi fällt. 

11. Mai. Deputirtenlammer: jämmtliche Abtheilungen Haben 
die Basler Convention vorberathen: 7 haben fich für Verwerfung, 
nur 2 für Genehmigung derjelben ausgejprochen. 

15. Mai. Die fardinifchen Bijchöfe beſchließen einftimmig, 
daß die Tirchliche Trauung der bürgerlichen troß dem Geſetze vorzu= 
gehen habe. 

16. Mai. Der König ernennt 24 neue Senatoren. Trotzdem 
ift es jehr zweifelhaft, ob die neue Regierung auf eine Majorität 
im Senate hoffen darf. 

24. Mai. Die Regierung verfügt neue Abjegungen von Prä- 
fecten, Unterpräfecten und Gtaat3anwälten; noch mehrere werben 
verfeßt. Die Veränderung im Perſonal der höhern Verwaltung 
ift nachgerade eine jehr gründliche. 

26. Mai. Gorrenti geht im Auftrage der Regierung nad) 
Paris, um mit Rothichild neue Verhandlungen über eine Herab— 
minderung des Kaufpreiſes der oberitalienifchen Eifenbahnen anzu— 
fnüpfen, da die Basler Convention ſonſt allem Anjchein nach von 
ber Deputirtenfammer würde verworfen tverden. 

29. Mai. Feier der Schlacht bei Legnano im Batican und 
in Mailand. 

Im Vatican wird das Feſt mit großem Glanz begangen. Die große 
Gonfiftorium&halle ift gedrängt voll von den Vertretern der 24 Städte, welche 
ehedem zu jener Liga gehörten. Als der Papft, von feinem ganzen Hofftaat 
umgeben, auf dem Thron Plah genommen, verliest der Präfident des Am— 
brofius: Vereins zu Mailand eine Adreſſe, welche der Papft mit einer längeren 
Rebe erwidert. Er dankt dafür, daß man ben er jened Sieges vor Allem 
feinem Vorgänger, dem Papft Alexander III, zuichreibe, dann geht er auf 
bie neueren Zeiten über. Bei Pius VII. glorreiher Rückkehr in die Haupt: 


ſtadt des Weltalls jei ein König von Sardinien zugegen geweien; bald aber 
hätten die Keher im Verein mit einer gewiflenlojen Preſſe ihr jchnödes Werk 
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ber Untergrabung aller lirchlichen und moraliſchen Sitte begonnen. „Mir 
werden nicht nach Cauoſſa gehen,“ Habe der Bee führer der Stirchenver: 
folgung gejagt. Ob diefer Mann doch noch nach Canoſſa ge werde ober 
nicht, das wiſſe er, der Papft, nicht, das aber wiſſe er, en x beige a ſchließ⸗ 
lich über alle Verfolgungen triumphiren werde. Zum Sch der feier 
wird Sr. Heiligkeit ein Geſchenk von 60,000 Lire Kr 


In Mailand und in Legnano jelbft ijt die eier überaus 
matt, offenbar gemacht, indem die Mafjen für die Hiftorifche Bes 
deutung des Greigniffes Feinerlei Verſtändniß zeigen. Doch bethei= 
ligen fich nicht nur Glericale, fondern auch Liberale an der Feier. 
Die Liberalen leiften indeß durch das am 28. d3. an den preußifchen 
Landtag gerichtete wohlwollende Telegramm ihres Feſtausſchufſes 
alles Menjchenmögliche in entgegengejeßter Richtung, indem fie das 
Yubiläum als „den Anfang der Verbrüderung der Nationalitäten 
und die Grundlage der Verbrüderung der Völker“ feiern und „ber 
deutjchen Nation einen in durch Dankbarkeit befeftigter Liebe dieß aus» 
Iprechenden Gruß“ jenden! 

31. Mai. Garibaldi geht wieder nach Gaprera zurüd. 

5. Juni. Die neue Regierung erklärt die dem Papfte für 
den Berluft des Kirchenftaat3 ausgejegte, von ihm aber bisher mit 
Starrheit nicht bezogenen Rente von ca. 3 Millionen Franc nach 
dem Gejeß für wieder dem Staate verfallen. 

8. Juni. Deputirtenfammer: der Minifter Zanarbelli erklärt 
auf eine Interpellation bez. der Verlegenheiten, in welche das Gott= 
hard⸗Unternehmen gefallen jei, jehr bejtimmt, daß die Regieruug 
feinen Gentime über die bereit3 bewilligten 45 Millionen Francz 
von der Kammer verlangen werde. 

10. Juni. Der reiche Herzog von Galliera will für den Aus— 
bau des Hafens von Genua nicht weniger ald 20 Millionen Francs 
hergeben, knüpft aber daran mehrfache für die Regierung fehr Läftige 
Bedingungen. Die Regierung unterhandelt mit ihm und fchließlich 
fommt eine Derftändigung zu Stanbe. 

11. Juni. Gorrenti erreicht in Paris von der Gejellichaft 
Rothſchild fchließlich doch noch eine etwelche Ermäßigung des Kauf: 
preijeg für die oberitalienifchen Bahnen um ca. 26 Millionen. Die Re— 
gierung will nunmehr für die Genehmigung des Basler Vertrags 
durch das Parlament einjtehen. 

12. uni. Die Erneuerungswahlen in Rom, für den Ges 
meinderath und für den Provinzialrath, fallen zur Hälfte radical, 
zur Hälfte gemäßigt aus. Die Glericalen enthalten fich der Wahl, 
nachdem fie das Terrain fondirt haben. 
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23.—29. Juni. Deputirtenfammer: Debatte über den An— 
fauf der oberitalienifchen Gifenbahnen nach dem Basler, Wiener 
und Barijer Vertrag. Die Commiffion trägt im Einverftändniß mit 
der Regierung auf Annahme an. Der Artikel 4 der Vorlage ver- 
pflichtet die Regierung, in der nächjten Seffion einen Gejeg-Entwurf 
betr. Uebergabe des Betriebs an die Privatinduftrie einzubringen. 
Schließlich wird die ganze Vorlage mit diefem Artikel, für welchen 
fich 251 gegen 163 Stimmen ergeben, von 344 gegen 35 Stimmen 
angenommen. 


Die ſämmtlichen Eijenbahnen Italiens gehen aljo in das Eigenthum 
de3 Staates über, nur der Betrieb derjelben Tot der Privatinduftrie über⸗ 
Laffen werden. Die Vorgeſchichte dieſer großen und lehrreichen Thatjache ift 
folgende. Das alte Königreich Sardinien Hatte fich jelbjt und von Staats 
wegen ein vortreffliches Eiſenbahnnetz gebaut und führte eine Verwaltung 
besjelben durch Regierungsbeamte, deren Ruhm noch heute auf Aller Zungen 
ift. Nah den Annerionen griff man im Eifer, viel und raſch zu bauen, 
zu dem Syſtem der vom Staat unterftügten und verjchiedenartig garantirten, 
Dafür aber auch ar ide Ye und gemaßregelten Privatinduftrie. Die erften 
Anfänge waren mehr nur Verſuche. Im Jahre 1865 erft war man fo weit, 
daß man, ohne noch Rom und Venedig zu beſitzen, ein das ganze Königreich 
umfafjendes Syftem einzurichten unternahm. an ging von dem Grundfaß 
aus, daß der Private eim beſſerer Jnduftrieller fei, ala der Staat, und ge 
dachte, Hand an die Organijation von drei großen Gejellichaften zu legen, 
die ein umfaſſendes Ne ausbauen und ordentlicdy verwalten müßten. Zu: 
gleich war man fein genug, anf eine derartige Gruppirung zu finnen, daß 
eine gewifle Concurrenz möglich würde und die Monopolifirung irgend einer 
wichtigen Aber durch eine Gejellichaft ausgeichloffen bliebe. Da Fand man 
zunächft die oberitalieniiche Gejellichaft vor, hervorgegangen aus jener, Die 
1856 von ber dfterreichiichen Regierung die Linien der Südbahn und der 
lombardiſch⸗venetianiſchen Bahnen angefauft und Gonceffionärin der Bahnen 
von Gentralitalien geworden war. Diejer Gejellichaft hatte man nach ber 
Annexion der Lombardei, Toscanad und der Emilia ihre Eonceffionen ge: 
lafjen, tworauf diejelbe das piemontefijche Ne ankaufte und die beiden Theile 
ihres großen eifernen Reiches, das öfterreichiiche und italienifche, mit getrenn: 
ten Berwaltungen aber gemeinjfamem Budget, zum Schaden de3 nicht italienis 
ichen Theils ausbeutete. Dieſe Gejellichaft erhielt aljo jetzt die Linien des 
Po⸗Thals, mußte aber zur dont wie zur Linken je ein Stüd des alten 
nah an zwei andere Gejellihaften abtreten. Die Liguriſche Bahn und 
die Bahn Savona:-Turin ging an die römiſche, die Linie Bologna:-Ancona 
an bie Gejellichaft der a Sübditaliend über, und für dieje beiden auf 
ihwaden Grundlagen ftehenden und mit ſchweren Verpflichtungen belafteten 
Gejellichaften wurde ein Syitem von kilometriſchen re en auf be 
weglicher Scala erſonnen in ber Abficht, diefe beiden Geſell Gatten an der 
Entwidlung des Verkehr in jenen der Welt noch unerjchloffenen Gegenden 
zu intereffiren, und in ber Hoffnun ‚ mit dem fteigenden DVerfehr die Laften 
de3 Staates langjam gemindert zu ns Eine vierte, kleinere Gejellichaft 
baute jeit 1863 jchon an ben Bahnen der Bafılicata, der drei Calabrien und 
Eiciliend. Aber im Süden und in ber Mitte Italiens gingen die Sachen 
ſchlecht. Frühere Schulden, Beruntreuungen im großartigiten Maßſtabe bei 
den römischen Bahnen und, bei beiden Gelellihaften, ihre übermäßigen Ber: 
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pflichtungen bezüglich der Herftellung noch unvollendeter Linien und mangel: 
2 Aufficht von Seiten des Staat3 jegten die römische und die füditaliemitche 
ejellichaft bald außer Stand, ihren Verpflichtungen nachzulommen. Ser 
Staat warf jeine — — in ein Danaidenfaß. Wo er einen 
Reingewinn garantirte, fand er, daß das Intereſſe der Geſellſchaft an ihrem 
Werke erlahmte und daß man ſich mehr auf die Garantie denn auf die 
—— eigenen Strebens und Fortſchreitens verließ. Garantirte man einen 
eſtimmten Rohertrag, jo fand man, daß man eine Strafe auf jeden Fort: 
ſchritt und jede Verbefferung im Betrieb gejeßt Hatte. War man jchlauer 
und jebte eine feite Garantiefumme aus für das Capital und eine mit den Er- 
trägen bis zu einer gewifjen Grenze fteigernde Prämie, jo jehte die Gejell: 
ichaft die Tarife hinauf, bis jener äußerſte Punkt erreicht war, und bie Folge 
der fünftlichen Steigerung war fchließli ein um fo rajcheres Sinfen bes 
Verkehrs. König, Regierung und Parlament zerbrachen jich die Köpfe über 
die Mittel, die Gefellichaften in Lebenskraft zu erhalten und einen regel: 
mäßigen Umlauf des ftaatswirthichaftlichen Blutes herzuftellen; aber man 
befand ſich immer wieder „da capo.“ Um die Unterbrechung der Bauten zu 
verhindern, gab das Parlament der Regierung die Erlaubniß, den Gefell- 
ichaften die kilometriſchen Unterftügungen ala Vorſchuß zu übermachen. Da: 
durch — es, wichtige Strecken auszubauen, aber der Nothſtand der Ge— 
— auerte fort, und fo entſtand ſchon 1867 der von Jacini formu— 
lirte Gedanke, die beiden Privatgeſellſchaften durch den Staat zu verdrängen. 
Ein Gefegentwurf vom 13. Juni 1867 ſchlug den Erwerb der Rechte der 
römischen, füdlichen, calabrifchficilifchen Bahnen gegen dreiprocentige Staatä: 
rente vor, während der Betrieb verpachtet werden ſollte. Der Entwurf fiel 
vorläufig in's MWafjer, die jüdlichen Bahnen, von einer rein italienifchen Ge: 
ſellſchaft verwaltet, arbeiteten fich empor, den übrigen aber, abgefehen von 
der oberitalienifchen, ging’3 fo jchlecht, daß der Regierung nicht übrig blich, 
ala einen Vertrag nach dem anderen aufzulöfen und die Fertigſtellung ber 
twichtigeren Linien jelbjt im die Hände zu nehmen. So ging für 35 Mill. 
die Linie Florenz-Lucca-Maſſa und deren Fortſetzung bis zur franzöfiichen 
Grenze von der römischen Gefellfchaft an die Regierung über, die Vollendung 
des calabrifcheficiliichen Netzes mußte ebenfalld der Staat übernehmen, und 
furz und gut, ohne ed zu wollen, ſah fich der Staat ſchließlich im Befi 
von 1966 Kilometer Eifenbahnen, während da3 ganze Ne etwa 80 
aufwies. Im Jahre 1873 brachte der Staat ferner da3 ſog. römische Eifen: 
bahnnetz don der geradezu banferotten Gejellichaft an fi und nunmehr 1876 
auch das oberitalienifche und das füditalienifche Eiſenbahnnetz. 

— Juni. Den Errungenichaften der Linken im Parlament 
geht eine ſtarke Niederlage in den ſog. adminiftrativen oder Gemeindes 
wahlen theils gegenüber der gejtürzten Partei der Jog. Gemäßigten, 
theil8 gegenüber den Glericalen zur Eeite. 

Nur in Neapel Hat die ſog. FFortichrittspartei einen Sieg errungen, 
der fich jedoch am treffendften als ein fpanifcher Wahlfieg bezeichnen läßt. 
Im Norden und in der Mitte Italiens Hat dagegen alles politiiche Mihver: 
gnügen gegen die Moderati nicht gehindert, dag man bie ftädtiichen Verwal⸗ 
tungsförper mit ruhigen und Ai ii Hase Leuten aus dieſer Partei —* 
In Padua haben die Gemäßigten völlig, in Genua in Verbindung mit den 
dortigen ſehr gemäßigten Glericalen gefiegt. Turin, dad immer bie befte 
— Verwaltung gehabt hat, iſt den Moderati treu geblieben, und ſelbſt 
in Mailand haben die dort heftiger gährenden politiſchen Leidenſchaften die 
Wähler nicht jo weit beeinflußt, daß fie Politik und Verwaltung durchein— 
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ander gemifcht hätten. In Florenz aber, da3 ſich in allen Wahlangelegen: 
Heiten ftet3 äußerft lau gezeigt hat, haben nicht nur die Radicalen, E en 
fogar bie zur neuen Majorität übergetretenen Gentrumsleute eine ganz auf: 
fallende Schlappe erlitten. In einer Reihe mittlerer und kleinerer Städte haben 
die Glericalen gejiegt. 


29. Juni. Senat: genehmigt den Ankauf des oberitalienifchen 
Bahnnetzes für den Staat auch jeinerjeit3 mit 113 gegen 5 Stimmen. 


30. Juni. General Gialdini wird zum Botfchafter in Paris, 
an Nigra’3 Stelle, ernannt. 


14. Juli. Senat: die Regierung erleidet in demjelben eine 
Niederlage. Der Gejeß-Entwurf über die Einrichtung von Freihäfen, 
den Depretis als einen Theil des Gabinetsprogramms bezeichnet hat, 
wird mit Stimmengleichheit abgelehnt. Große Erregung. Mehrere 
Senatoren protejtiren und erklären die Abftimmung für ungültig. 

15. Juli. Senat: die Regierung feßt es durch, daß die Ab— 
jtimmung vom 14. ds. mit 63 gegen 62 Stimmen für ungültig er= 
flärt und vorläufig eine neue Abſtimmung bejchloffen wird. 

20. Juli. Der Kronprinz und die Kronprinzeffin gehen zum 
Bejuche der ruffiichen Kaijerfamilie nach St. Petersburg. 

20. Juli. Deputirtenfammer: die Regierung legt ihr einen 
Gefeg-Entwurf über die Beitrafung derjenigen Cultusdiener, welche 
ihre Amtsbefugnifje überfchreiten, vor. Derjelbe lautet: 

Artikel 1. Der Eultusdiener, twelcher feine Amtöbefugniffe zur Auf: 
reizung der Öffentlihen Meinung oder zur Störung des Familienfriedens 
mißbraucht, wird mit Gefängnik von 4 Monaten bis zu 2 Jahren oder mit 
Geldbuße bis zu 2000 Lire beitraft. Artikel 2.2 Der Gultusdiener, welcher 
bei der Ausübung jeiner Amtsbefugniffe die Geſetze oder Einrichtungen des 
Staats, ein Lönigliches Decret oder irgend ein anderes obrigfeitliches Acten: 
ftüc durch Rede oder Vorlefung in a Verſammlung ausdrüdlich 
tadelt oder auf andere Weije öffentlich ſchmäht, wird mit Gefängniß bis zu 
3 Monaten oder mit Geldbuße bis zu 1000 Lire beftraft. Wenn die Rede, 
Schrift ober —— darauf gerichtet iſt, zum Ungehorſam gegen die 
Staatsgeſetze oder gegen bie obrigleitlichen Maßregeln aufzureizen, jo wird 
der Schuldige mit oe bon 4 Monaten bis zu 2 Jahren oder mit 

Geldbuße bis zu 2000 Lire beftraft. Wenn die Aufforderung zum Inge: 
horfam Widerftand ober Gewaltthätigfeit gegen die Staatsbehörde ober ein 
anderes Verbrechen zur iyolge Hat, jo wird der Urheber der Aufforderung, 
wenn dieſe feine Mitſchuld ausmacht, mit Gefängniß über 2 Jahre oder mit 
Geldbuße über 2000 bis 3000 Lire beftraft. Diejenigen, welche oben er: 
wähnte Reden oder Schriften veröffentlichen oder verbreiten, werben mit 
benfjelben Strafen belegt. Artikel 3. Die Eultusdiener, welche den VBerorb: 
nungen ber Regierung entgegen Eultusacte vornehmen, werden mit Gefäng- 
nib bis zu 3 Monaten und mit Geldbuhe biß zu 2000 Lire raft. 
Artilel 4. Jede Zuwiderhandlung gegen bie er welche Hinfichtli 
zur Beröffentlichung oder Ausführung von Cultusverordnungen nöthigen 
Zuftimmung ber ie vorgejchrieben find, in Dingen, two dieſe di 
ftimmung noch erforderlich ift, wird mit Gefängniß bis zu 6 Monaten o 
25* 
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mit Geldbuße bis zu 500 Lire beftraft. Artikel 5. Die Cultusdiener werben 
für jedes andere Verbrechen, welches jie bei der Ausübung ihrer Amtsbefug— 
niffe begehen, auch wenn es vermittelt der Preſſe geichieht, mit einer um 
einen Grad höheren Strafe ald ber gewöhnlichen belegt. In den anderen 
Mißbrauchsfällen, welche im letzten Theile des 17. Artıtela des Geſetzes vom 
13. Mai 1871, Nr. 214, angeführt find, können Eultusdiener civilgerichtlich 
zu Gunften der benachtheiligten Privatperfonen, oder wenn das civilgericht: 
liche Urtheil auf —— des Staatsanwalts erlaſſen worden iſt, auch 
zu Gunſten des Staates zu Schadenerſatz verurtheilt werden; dieſer darf aber 
nicht über 2000 Lire hinausgehen. 

26. Juli. Senat: die Regierung hat dafür geſorgt, daß zahl- 
reiche, bisher abwejende oder fonjt nie an den Arbeiten de Senats 
theilnehmende Mitglieder in der Sigung erjchienen find: die Vorlage 
über die Errichtung von Freihäfen wird nunmehr mit 114 gegen 
102 Stimmen angenommen. Die Stellung der Regierung gegenüber 
dem Senat bleibt indeß vorerft eine unfichere. 

— Juli. Der für die thatlächliche Aufhebung reſp. Liqui— 
dation der zahlreichen Klöfter in Rom 1873 aufgeftellte Ausſchuß 
(Giunta liquidatrice) hat feine Aufgabe jo ziemlich vollendet. 

Die Arbeit des Ausſchuſſes war in der That eine ebenjo delicate ala 
mühvolle. In einer Beilage, welche der damalige a de Falco 
1872 mit ber erften Aufhebungs-Vorlage zugleich der Kammer einreichte, be: 
zifferte fich die Anzahl der in Rom vorhandenen KHlöfter und Häufer reli— 
giöjfer Orden auf 232. Davon famen auf die männlichen Orden und Ber: 
einigungen 126 Klöfter (114 von befikenden, 12 von Bettelorden), 5 Go: 
jpitäler und 3 Pönitentiarieen: auf die weiblichen Orden 90 Käufer, 6 Ho: 
jpitäler und 2 Strafanftalten. Die Mitglieder der erjteren beliefen fich auf 
2375, und zwar 1636 Priejter und 739 Laienbrübder, die ber legteren auf 
2183, und zwar 1778 Ghorijten und 405 Converſen. Zufammen ergab 
dies die anjehnliche Zahl von 4558 Mitgliedern religiöjer Orden oder bei 
ber damaligen Bevölkerungszahl der Stadt eins derfelben auf je 53 Be: 
wohner. Dem in Folge des Geſetzes vom 19. Juni 1873 durch königliche 
Verordnung eingejehten Ausſchuſſe lag nun die Aufgabe ob, bei diejen 
gr Orden und Vereinen das Vermdgen zu ermitteln, eine Reihe 
von Vorfragen zu erledigen, nach welchen deſſen Ertrag auch fernerhin ver: 
wendet werden ſoll — 3. B. wie viel davon für Zwecke des öffentlichen 
Intereſſes, für Schulweſen oder Krankenpflege oder Wohlthätigkeittanftalten 
oder bejondere Gultzwede jährlich verwendet würde, da dieſe Leiftungen be: 
ftehen blieben —, ferner die Jahrgehälter für die einzelnen Oxrdensmitglieder 
zu beftimmen, ihnen die einft ind Klofter gebrachte Mitgift herauszubezahlen 
und die öffentlichen Verkäufe des Grundeigentgums einzuleiten, beziehentlich 
zu erledigen, welche der Imtandlung besjelben in Staatsrente vorangehen 
müßten. Der Ausihuß hat bei 151 Ordenshäuſern diefe Obliegenheiten im 
Derlauf der drei Jahre zu Ende geführt. Bei 75 Häufern ergab fich, daß 
fie nicht unmittelbar unter das betreffende Gejeg der Aufhebung, jondern 
unter die allgemeinen Beftimmungen über das Vereinsweſen fallen, ba ihre 
Mitglieder nicht durch Clauſur oder beſondere Gelübde gebunden oder nicht 
auf Lebenszeit verpflichtet find, kurzum, da die Kennzeichen, welche das er: 
wähnte Geſetz voraus 1 nicht zutrafen. Es verdient als eine beſondere 
Rückſicht, die man auf Rom, als den Mittelpunkt der katholischen Kirche 
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und Wohnſitz des Papftes genommen hat, hervorgehoben zu werben, daß von 
den Klöſtern fein einziges an Privatleute verfauft worden ift. Diejelben 
find entweder in den Befi des Staates übergegangen und dienen ber öffent: 
—— Verwaltung oder fie find in die Hände der römiſchen Stadtgemeinde 
gelangt, um für Schule und andere Zwecke verwandt zu werden, oder harten 
noch ihrer Beitimmung. Alle Geſuche von Privaten, welche beabfichtigten, 
die zum Theil ungemein ausgedehnten Gebäulichkeiten früherer Hlöfter zu 
gewerblichen oder faufmännifchen Zwecken zu verwenden, hat man abge: 
wieſen. Es ift ferner eine Thatjache, daß der Staat wenigſtens in ben zwei 
erften Jahren, ehe die für die verfauften Ländereien fälligen Summen zu 
fließen begannen, finanziell ein ſehr jchlechtes Gefchäft gemacht hat. Abge— 
fehen von ben Koſten, welche die Abwicklung der Liquidation mit fich brachte, 
hatte der Staat bereit für dad Jahr 1874 eine auf 700,000 Lire ſich bes 
laufende Summe an — für die Mitglieder der aufgehobenen 
Orden in Rom zu zahlen, eine Summe, ich für 1876 bis auf 
1,200,000 Lire geſteigert hat. Daneben ſtellte ſich das Vermögen der auf— 
zuhebenden Rörperfchaften als lange nicht jo hoch heraus, wie man ver» 
mutbet haben mochte. Die Glanzzeiten für die römiſchen Klöfter gehen Hinter 
die franzöfiiche Revolution zurüd; nur wenige haben in das neunzehnte 
Jahrhundert ein rg ey hinüber gerettet, und wenn ihr Grundbeſitz 
in ber Gampagna und in der ganzen römiſchen Provinz auch im Buche 
außerordentlich groß war, jo entiprach der Ausdehnung desſelben doch feines: 
wegs ber wirkliche Werth und Ertrag. Zu alledem kam noch die Gefahr, 
daß bie Verfteigerungen jo bedeutender Grundwerthe, wenn fie jo raſch, wie 
die politiiche Nothwendigkeit es verlungte, auf einander folgten, fich gegen: 
feitig drüden und jchädigen würden. Die Beſorgniß Hat * jedoch keines⸗ 
wegs erfüllt — im Gegentheil, die allerdings zu meiſt niedrigen Anſchlägen 
ausgeboienen Grundſtücke Haben einen Verkaufspreis von 23 Millionen Lire 

ielt und damit das Ausgebot um 4 Millionen überftiegen. Zu dieſem 
Kloftergut von 23 Millionen an Grundbefiß fommt num noch der Betrag 
von 49'/. Millionen an baarem Bermögen, welches der Ausſchuß vorfand, 
alfo eine Gefammtjumme von 72'/. Millionen im Haben, der dann freilich 
31 Millionen im Soll gegenüberftehen. Da das Geſetz vom 13. Juni 1873 
ausdrüdlich feftiegt, daß alle ettvaigen Meberichüffe für den Eult: und Pa: 
rochialfonds in Rom verwandt werden follen, jo wird auch nach dem A 
günftigen Stande der Dinge der Fiscus noch fein Geichäft mit der Aufheb: 
ung ber Klöfter machen, ſich aber allerdings die geleifteten Vorſchüſſe zurüd: 
erftatten laſſen können. 

Der Ausschuß ſelbſt ſteht nun vor dem | feiner Thätigfeit. 
Die Arbeit der Befigergreifung, Umwandlung und Anweifung der Dotationen 
und Penfionen an die Bewohner ift nur noch bei ſechs Klöftern zu doll: 
ziehen. Dann ift noch eine Reihe von Proceſſen, u über ftreitige Zus 
ftändigfeit erhoben, zu erledigen. Die Anzahl der in den drei Jahren ein: 
geleiteten Procefie, in welchen der Ausſchuß theils als Kläger, theils ala 
Derklagter auftritt, belief fich auf 220; 84 davon find gewonnen, 20 ver: 
Ioren, 22 durch Vergleich erledigt worden, 96 ſchweben nod). 

Und die Mönche und Nonnen felbft? In der Frage der Aufhebung der 
Nonnentlöfter wurde mit der größtmöglichiten Rückſfichtnahme zu Werke ges 
angen. In der That find nach diefer Seite hin felten begründete Klagen 
{aut geworden. Indem man den einzelnen Nonnen ihre Jahrgehälter ans 
wies und ihre Mitgift ar ftellte man ihnen frei, entweder in ihre 
Familien zurüdzufehren oder, falls fie dies nicht könnten oder wollten, im 
einem der ausdrücklich für diefen Zweck zur Verfügung — Klöſter, in 
welchem die Mitglieder verſchiedener weiblicher Orden neben einander Auf: 
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nahme fanden, ihre Wohnung zu nehmen. Beides ift denn auch geicdhehen, 
und noch einen dritten Weg hat man im einigen Fällen damit eingeihlager:, 
daß man ber Aebtiffin und den Schweitern einen Kleinen aber binreichenben 
Theil ihres eigenen Klofterd auf Yebenzzeit überließ. Mit den OrdenS- 
brüdern ift man ähnlich verfahren, jedoch Hat man nur den Alten umb 
Schwachen unter ihnen eine Kleine Anzahl von Afylen geöffnet, in denen 
nun Angehörige aller Arten von Orden fi zufammenfinden und bie ſchwarze 
Kutte mit der braunen und ber weißen friedlich zulammen ihr Mahl ver— 
zehrt. Andere find entweder zur Bedienung ber Kirchen oder zur Pflege ber 
Kanten, ober aber bei einigen Bibliothefen ald Beamte in ihren biäheriger: 

Stellungen geblieben, jo 3. B. bei den brei größten römijchen Bibliotheter: 
gebructer Bücher diejenigen Mitglieder des Dominicaner:, Auguftiner- und 
Dratorianerordend, welche bis dahin diefe Stellen verjehen hatten. Noch 
andere find ins Privatleben zurüdgefehrt, während endlich eine nicht un= 

beträchtliche Anzahl — Privathäufern era Tr eingemiethet hat 

und dort ihr Leben in gewohnten Weije weiterführt. Diele Leute zehren 

benn von ben Gehältern, welche allen, die vor 1870 bereits in einen Orden 

eingetreten waren, zuerkannt worden find. Erweiſt fich die allerdings nicht 

übergroße jährliche Summe ala ungenügend, jo fteht nichts im Wege, daß 

der Einzelne fich nebenbei etwas verdiene, und in Rom werben die abjonber: 

lichften Dinge über die verichiedenen Nebenerwerbszweige erzählt, denen ſich 

manche unter biefen Leuten hingegeben haben. 

So hat benn mit dem erften Hammerjchlage des Auctionatord — es 
war im Winter 1873, und zwar im Jefuitencollegium, wo zum erften Male 
feit Menfchengedenten Kloftergut verfieigert wurde — eine neue Zeit für 
die religiöjen Orden in Rom begonnen. Aufgehoben, d. h. ihrer früheren 
Borrechte und ihres Characterd als juriftiiche Perjonen entlleidet, find fie 
nun, vernichtet aber keineswegs. Ob es ihren Leitern und Obern, die man 
ausdrücklich auch ftaatlicherjeit3 in Rom anerlannt hat, gelingen wird, ihnen 
noch auf eine längere Dauer hin unter Eluger Benutzung ber beftehenden 
Berhältnifie und Geſetze das Scheinleben, welches fie bis auf Einen nun 
ſchon feit hundert Jahren geführt haben, zu friften, wird die Zukunft lehren. 

7. Auguft. Ein Rundfchreiben des Minifterd des Innern 
an die Präfecten verbietet neuerdings die Proceffionen außerhalb 
ber Kirchen; boch wird die bürgerliche Behörde ermächtigt, diefelben 
in ganz befonderen Fällen zuzulaſſen, wenn die Geiftlichkeit 14 Tage 
zuvor um die Erlaubniß dazu einkommt. 

Dieſes Zugeftändnik ift, was unter den obwaltenden Umſtänden be: 
willigt werden mußte, wollte man nicht in ein Wespenneft greifen; es follte 
nun von der Umficht der Präferten und Bürgermeifter abhängen, die Sache 
in möglichft enge Grenzen zu jchließen und dielen Kreis allmählich auf einen 
bloßen Punkt zufammenzudrängen. Bis dahin wird e3 aber in Stalien 
noch lange dauern. Das biöherige Verbot war nur Stückwerk geblieben; 
denn bustelbe wurde nur in ben erften Tagen mit Zagen und großer Un— 
fiherheit von Seite der Behörben aufrecht erhalten, um dann gänzlid in 
Dergefienheit zu gerathen. Auch jeht geht es nicht viel anderd. Die Be: 
völferung, namentlich die Landbevöl rg hängt an der alten Gewohnheit 
und bie Geiftlichfeit hat wenig Luft, fich dieſes Hebels für Wiederanfachung 
be3 religiöfen Fanatismus aus den Händen winden zu lafien. Un einigen 
Orten kann das Verbot durchgeführt werben, an ben meiften aber kümmert 
ſich die Geiftlichkeit gar nicht darum und Hält die Proceffionen nach wie vor 
ab, ohne daß die Behörde es wagt, energiſch einzufchreiten. 
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Mitte Auguf. In Galabrien und auf Sicilien ift die öffent- 
liche Sicherheit nach übereinjftimmenden Berichten wieder im höchften 
Grade gefährdet und der Zuftand ein mehr als bebdenflicher. Die 
Autorität der Behörden zeigt fich dem Verbrechen gegenüber neuer: 
dings ala völlig machtlos. 

3. September. In Rom, Mailand, Turin, Neapel ıc. finden, 
ähnlich wie in England, Entrüftungsmeetings bez. der türfifchen 
Grauſamkeiten in Bulgarien ftatt. 

13. September. Der Minijter des Innern Nicotera erläßt 
ein Rundfchreiben an die Präfecten gegen das wiederauflebende und 
überhanduehmende Klofterwefen. 

Daffelbe fußt auf zwei Thatlachen: 1) Erfolgen in vielen Provinzen 
des Reiches neue Ablegungen von Ordensgelübden; 2) Haben bie Generale 
der aufgehobenen Orben den jäcularifirten Mönchen eingejchärft, beifammen: 
zuleben, unter Androhung jchwerer FKirchenftrafen. Die Begründung bes 
Girculars ift folgende: Die Klöfter gingen nach der geieptichen Aufhebung 
der Orden von dem Grundſatze aus, e3 ſei ihnen zwar die juriftifche Per: 
fönlichkeit entzogen, es ftehe ihnen aber nach dem Gtatut ($ 32) zu, ala 
Vereine fortzueriftiren. Das Gircular leugnet die Identität der KHlöfter mit 
Vereinen. Die Klöfter jeien vermöge der Permanenz ihrer Regeln, ihrer 
Disciplin und Hierarchie, der Einheit ihrer Abfichten und ihrer Action etwas 
ganz Anderes, ala die gewöhnlichen, voriibergehenden Vereine, die der Staat 
mit Leichtigkeit zu Überwachen vermöge. Die Klöfter bilden, fährt das Cir— 
cular fort, wegen diejer ihrer Verfchiedenheit von Vereinen gewöhnlicher Art 
eine Macht im Staate und in Betracht des — en Verhältniſſes des 
italieniſchen Staates zum Papſte eine wahre DE Kir ben Staat, benn 
fie hängen von ber kirchlichen Autorität ab. Es ſei daher nicht nur ein 
Necht, ſondern eine Pflicht des Staates, ihnen die Eriftenz abzufprechen. 
Der Staat fönne überdieß nicht dulden, daß fich in feinem Schooße Affociatio: 
nen bilden, welche mit dem Geifte der Zeit und der öffentlichen Inftitutionen 
ber Nation im geraden Widerſpruche ftehen, was beſonders bei jenen ber Fall 
ift, welche die abjolute Klaufur und das Gelübde der Keufchheit zur Regel 
haben. Biejes Gelübde wird von Solchen abgelegt, die zu jung unb uns 
erfahren find, die Tragweite folcher Dinge zu ermeffen. Die Neuorganifirung 

ber Klöfter jei dem Geifte des Geſetzes zumider, welches die Klöſter aufhob, 
fie nicht nur der juriftifchen Perfönlichkeit, ſondern auch ihrer Häufer und 
Gtabliffements entkleidete. Sie follen und müſſen daher aufgelöst werben. 
Die Präfecten werben daher angetwiefen, Thatfachen biefer Art auf’3 Ge: 
nauefte nachzuforichen, bie es beweilen, daß e3 fich eventuell um neugegrüns 
bete ober folche Klöfter Handle, die, nachdem fie aufgehoben worden, fich in 
neuer Hin unter neuem Namen reproduciren. Das Eircular bedroht ferner 
bie profelytenmachenden Nonnen und legt ben Präfecten auf, dem Minifte: 
rium alle jene Fälle befannt zu geben, im welchen Perfonen durch Anwen: 
bung moralifcher oder materieller Gewalt entweder zur Ablegung von Klofter: 
elübden oder zum Verbleiben im Klofterverbande verhalten worden find. 
fe dieſer Art follen von den Gerichten geahndet werden. Es handle ſich 
in diefer Angelegenheit im hohen Grade um das Wohl des Landes. 


20. September. Der Jahrestag der Einnahme Roms durch 
die italienischen Truppen wird in Rom ala Volksfeſt gefeiert, an 
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dem fich jelbft die Transteveriner betheiligen. Rom ift nachgerade 
bereitö ein ganz anderes geworden, als e8 unter der päpftlichen Herr⸗ 
Ichaft war. 

Anfang October. Man will wiffen, daß Italien fich gelegent- 
lich des Befuches des Kronprinzen und der Kronprinzefſin in St. 
Peteröburg enger an Rußland angefchloffen und mit dbemfelben ver- 
ftändigt habe, um bei einem allfälligen Zuſammenbruch des türfi- 
chen Reichs in Europa ſeinerſeits nicht leer auszugehen. Cinige 
angefehene Organe der Preſſe erörtern neuerdings die Möglichkeit 
einer Annerion von Wäljchtyrol und Trieft, andere jprechen von 
einem Erwerb von Tunis für Stalien. Die öfterreichifche Preſſe 
weist alle derartige Gelüfte energifh ab und wird darin von der 
beutfchen Preffe unterſtützt. Offiziell werden alle derartigen Ideen 
verläugnet. 

2. October. Der König erläßt aus Turin ein ziemlich weit 
gehendes Ammnejtiedecret, „um den Tag zu feiern, an welchem Rom 
1870 burch das Plebizcit mit Jtalien vereinigt und fo bie nationale 
Einheit durch das Botum des italienijchen Volkes vollendet wurde.“ 

7. October. Ein kgl. Decret [d8t die Deputirtenfammer auf 
und ordnet bie Neuwahlen auf den 5—12. November, den Zuſammen— 
tritt der Kammer auf den 20. November an. 

8. u. 15. Oktober. Der Minifterpräfident Depretis entwickelt 
vor feinen Wählern in Stradella, Cella, das nunmehr anerfannte 
Haupt der Oppofition der Gemäßigten, vor den feinigen in Goflato 
ihr Programm. Gella erklärt ganz offen: „Die Linke Hat fich, feit 
fie Regierung ift, jehr gemäßigt und die Rechte ijt weit davon ent= 
fernt, jo bald wieder an die Spibe der Gefchäfte zu gelangen.“ 

9. October. In Bologna wird der dritte italienifche Katho- 
Tifencongreß in Antvefenheit des dortigen Gardinal® Morichini, 6 
anderer Kirchenfürften und vieler Prälaten durch den Präfidenten 
Duca Salviati eröffnet. Es wird ein päpftliches Breve verlefen, 
welches die Tendenzen des Congreſſes billigt und die Mitglieder zur 
Betheiligung an den gejeßlichen Wahlen der Municipien und Pro= 
vinzialräthe auffordert. Der weitere Verlauf der erften Sitzung wird 
mit der Abfaffung eines Ergebenheit3-Telegrammes an den Papft 
und einigen jtreng zur Sache gehaltenen Reden ausgefüllt. Am Nach: 
mittage ſollte die Situng wieder aufgenommen werden. Die Ber 
völferung der Stadt ift aber größeren Theil mit dem Congrefie 
nicht einverjtanden. Ein Pöbelhaufe infultirt die davongehenden 
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Eongrefmitglieder, die Studenten tumultiren und Yärmen und eine 
Deputation von Bürgern verlangt vom Präfecten die Aufhebung 
des Gongrefjes, um die Ruhe wieder herguftellen. Der Präfect und 
der Minifter des Innern, an den er telegraphirt, find ſchwach ge— 
nug, dem Begehren zu entjprechen. 


— October. Der Minifter des Innern, Baron Nicotera, 
läßt die Gazzetta d'Italia wegen eines ſcharfen Artikels gegen feine 
politifche Vergangenheit (im ehemaligen Königreich Neapel) mit Be— 
jchlag belegen. Das Blatt erhebt dagegen gerichtliche Klage und e3 
fteht darüber ein gewaltiger Scandalproceß in Ausſicht. 


5. u. 12. November. Allgemeine Wahlen zur zweiten Kammer. 
Diefelbe ergeben für die neue Regierung eine geradezu überwältigende 
Majorität. Bon den 508 Volksvertretern des Königreich Italien 
find 385 entjchiedene Progreffilten, d. h. minifteriell gefinnt, 20 reine 
Republikaner, 9 Amphibien, 94 gehören der Oppofition an. Aus 
der verfloffenen 12. Legislaturperiode treten 332 Abgeordnete in die 
13. ein, während von den übrigen 176 ungefähr 43 in früheren 
Zeiten der Volkävertretung angehört haben, ſomit dießmal etwa 133 
ganz neue Deputirte gewählt find. Bei den Wahlen und Nach- 
wahlen werden nicht tweniger als 181 Exrdeputirte der lebten Legis— 
laturperiode aus dem Felde gejchlagen. 

Die Niederlage der bisher Herrfchenden Partei ift eine furchtbare. 
Eine ganze Reihe ihrer hervorragendften Mitglieder ift nicht wieder gewählt. 
Die Regierung der Linken hat ſich dabei der Einmiſchung keineswegs ent: 
halten. Die Preffion berjelben —— im Gegentheil vielfach alles Maß. 
Das Schlimmſte dabei iſt, daß eine ſolche rg ganz unnöthig war; Die 
allgemeine Strömung war der geftürzten Partei jo zuwider, daß fie aud) 
ohne jede Einmifchung der Regierung der heraufgelommenen Partei den Sieg 
gegeben haben würde. Eine mäßige Majorität Hätte ſich in firenger Die: 
ciplin zujammenbalten müffen; eine jo überwältigende wird fich in Fractionen 
auflöfen, deren eine oder die andere fich wieder an die Oppofition anjchließen 
wird, wie es früher im emtgegengefegten Sinne der Fall war. 421 mehr 
ober weniger Minifterielle, gegen 87 mehr oder weniger Oppofitionelle ift 
fein richtiged und kein geſundes Verhältniß. Sicilien und die neapolitanı: 
ichen Provinzen, die bisher durch 147 von der Linken und 45 von ber Rech— 
ten vertreten waren, zeigen jebt 184 Linfe und nur 8 Oppofitionelle. 


17. November. Der König ernennt zur Verftärfung der Re— 


gierung im Senat, wo fie leicht gejchlagen werden kann, 32 neue 


Senatoren. Gegen die Perfönlichkeit der neuen Senatoren läßt fich 
nicht viel einwenden. 


20. November. Gröffnung des Parlaments. Thronrede des 
Könige: 
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„Bei biefer feierlichen Geremonie, mit welcher ich Ihre Arbeiten ex: 
öffnete, Habe ich ftet3 in meiner Geele ben Glauben an die Beflimmung 
Italiens und an die Zukunft ber freifinnigen Inftitutionen, welche wir be: 
ſchworen haben, wachſen gefühlt. Die neu —— Vertreter der Nation 
haben die Bedürfniſſe und die Wünſche der Bevölkerung unmitlelbar kennen 
gelernt; fie werden getreue Dolmelſcher derſelben ſein. Wenn ih Sie um 
mich verfammelt ſehe, jo durchlebe ich in meinen Gedanken die Gejchichte 
unjerer nationalen Wiedergeburt, und ich bringe ber emfigen angeftrengten 
Thätigleit der früheren Geſetzgebungslörper meine ur dar, welchen 
bie Befeftigung der italienifchen Einheit zu danken ift. Glei seitig muß ich 
Sie daran erinnern, daß ich feit 20 Jahren, jedesmal wenn ich das Wort 
an bie Vertreter ber Nation xichtete, dieſelben aufgefordert habe, die be: 
ſchützende Action des Staates einfach, leicht und öfonomifch zu geftalten. 
Um diefes Ziel zu erreichen, werden die Minifter, tvelche ich, meine Wahl 
zwar nach den Abftimmungen des Parlaments regelnd, doch mit ganzem 
und vollem Vertrauen zur Leitung der Staatsgeſchäfte berufen habe, eine 
Reihe von Befepentwürfen einbringen, welche id Ihrem patriotiichen Eifer 
anempfehle. Die früheren Minifterien haben es ſich in den Iekten Jahren 
angelegen fein laſſen, das Gleichgewicht zwiidhen den Einnahmen 
unb Ausgaben zu erreichen. Dirtes Gleichgewicht ift nicht mehr ein ent: 
ferntes Biel, es ift eine naheliegende Wohlthat. Wir werden von jet an 
beginnen, die Wirkungen derjelben zu genießen; wir fönnen ſogar hoffen, 
bat wir bald in der Lage fein werben, allmälig dire Störungen, welche durch 
ben Zwangscurs geichaffen find, zu unterdrüden. Der 8 enwärtigen Legis⸗ 
laturperiode liegt es ob, dieſes Werk der Befreiung zu — leunigen; meine 
Regierung wird bemüht fein, die nützlich erſcheinenden Maßregeln vorzu— 
bereiten. Iuzwiſchen Habe ich gewünfcht, dak vor allem diejenigen Bor: 
ſchläge einer Prüfung unterzogen werden, welche bezweden, die Härten bei 
der Erhebung · der Steuern zu mildern und die beflehenden Steuern auf eine 
ben Anforderungen ber Billigkeit entiprechende Weife auf die Steuerpflich: 
tigen zu vertheilen. Das ſchon jo mähig bemefjene Budget des Krieges 
und der Marine können wir nicht herabjegen. Ebenfowenig können wir 
bie Arbeiten aufgeben, welche beftimmt find, von einem Ende der Halbinfel 
bis zum andern bie aus ber Erleichterung ber Communicationsmittel ents 
ftehenden Wohlthaten auszubreiten. Nur Dierdurdh verleihen wir allen Theis 
len des Landes die ihnen zur Vollendung ihrer wirthichaftlichen Umgeftal- 
tung erforderlichen Kräfte. — Es Hat die Befürchtung entftehen können, daß 
bedrohliche Ereigniffe una von diefen nüßlichen Aufgaben abwenden könnten. 
Aber die völlig Freundichaftlichen Beziehungen, welche wir beftändig mit allen 
Mächten unterhielten, geftatten ung, Bertrauen in den Erfolg der Rath: 
Ichläge zur Mäßigung zu jehen, welchen meine Regierung ihre wirkſame 
Unterftügung elieben bat. Getreu allen feinen Verpflichtungen, wird Italien 
niemals bes, daß es bei llebernahme jeiner Großmachtſtellung leich⸗ 
zeitig eine Miffion übernommen hat, welche dem Fortſchritt ber Giv-Lifation 
ewibmet ift. — In ber Hoffnung auf die Wohlthaten des Friedens, werben 
ie bie günftige Zeit dazu verwenden, um unfere Inftitutionen zu befeftigen. 
Es ift nöthig, den Staat von jeder übermäßigen Einmiſchung zu entlaften 
und für die Provinzen und Gemeinden einen Zuftand fruchttragender Auto: 
nomie zu ſchaffen. Die Gejegentwürfe, welde Ihnen in dieſer erften 
Selfion behufs ficheren Functionirens der localen Freiheiten vorzulegen find, 
werden durch andere Vorlagen — werden, welche die Controle der Re: 
gierung über die eng > em e3 Rechnungsweſens ber öffentlichen Ber: 
waltung und ber frommen Stiftungen volltommener und wirffamer zu machen 
beftimmt find. Andere Gejegentwürfe follen die dkonomiſche Lage der Staats: 
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beamter verbeffern und gleichzeitig ihre Würbe erhöhen, indem fie für alle 
ihre Handlungen verantwortlich gemacht werden. Die Vorlage bed Straf: 
gr und des Hundelsrechts werden das große Werk ber Iegislativen 
intgung zum Abſchluß bringen. Es bleibt una noch übrig, an ein Problem 
beranzuıtreien, welches bis jet nur unvollftändig gelöst it. Die Freiheiten, 
welche ber Kirche in Italien in weit reicherem Maß als in einem anderen 
fathgolifchen Staate bewilligt find, dürfen nicht in einer Weile ausgeübt 
werben, welche den öffentlichen fyreiheiten Abbruch thut ober die Rechte ber 
nationalen Souveränetät beeinträchtigt. Meine Regierung wird Ihrer Prüs 
fung Diejenigen Maßregeln unterbreiten, welche nothwendig jind, um bie in 
dem Garantiegejeße jelbit beftimmten Vorbehalte und Bedingungen wirfjam 
zu maden. Meine Regierung wird Yhnen weiter die Revifion e once 
verträge, ſowie Vorichläge bezüglich der Betriebsübernahme von Eijenbahn: 
linien und bezüglich der Unt R jur, einiger Dampferlinien unterbreiten. 
Endlich werden wir mit Entſchloſſenheit die Wiederherftellung ber Kriegs⸗ 
marine und die fchleunige Vollendung ber jchon weit vorgefchrittenen neuen 
Drganijation der Armee in’ Auge faflen müffen. Ebenfo müffen wir bie 
BertHeidbigungsarbeiten in Angriff nehmen, welche beftimmt find, die an ben 
Zanbeögrenzen gelegenen Feſtungen zu verſtärken. Es war mein Wunſch, 
daß ba3 — einer neuen Prüfung nach der Richtung unterzogen werde, 
um mehr und mehr die Zahl ber ftimmfähigen Bürger zu erhöhen. Gleich: 
zeitig wird meine — Ihnen einen Vorſchlag auf vollſtändige Re: 
organifation der Vollsſchulen unterbreiten. Es iſt unerläßlich, dem Unter: 
richt eine weitere Ausdehnung zu geben, und allen bie Berpflichtung aufzus 
erlegen, fi auf die Ausübung der bürgerlichen Pflichten vorzubereiten. 
Meine n Senatoren und Deputirte! Seit 6 Jahren feiern wır in Nom 
ba3 unferer nationalen Einigkeit. Die Wiederherftellung unjerer Ein: 
Heit Hat ſchon glorreiche Fyrüchte getragen. Wir haben viel gethan, aber es 
bleibt una noch viel zu Ihun übrig. Wir haben noch ein Werk vor uns, 
welches das gröhte Maß von Geduld, Arbeit und Einigkeit erfordert; wir 
miüffen das gefammte Regierungsgebäude immer mehr befeftigen unb verboll: 
Eoınmnen. Dieſer Zwed kann nur erreicht werden durch allfeitigen aufrich— 
tigen Wettftreit und durch treuefte Beharrlichkeit. Ich bin ficer, daß in 
biefem Kampfe für die Reorganifation de3 Landes die gefammte Nation 
meinem Aufruf durch ebelmütbige Dpfer entiprechen wird.” 


21. November. Deputirtenfammer: wählt Grispi, den Führer 
der Linken, mit 232 von 347 Stimmen zu ihrem Präfidenten. Der 
Abg. Filopanti, welcher Jeiner Eidesleiftung einen Vorbehalt Hinzufügen 
will, wird vom proviforifchen Präfidenten Gorrenti daran gehindert 
und aufgefordert, den Saal zu verlaffen. 


11.—22. December. Deputirtenfammer: Erſte Lejung des 
Budgets für 1877. Das Gleichgewicht der Einnahmen und Aus» 
gaben ift darin zwar noch nicht, wie Minghetti verfündet hatte, 
wirklich erreicht, aber es fteht doch bei weiſer Sparfamfeit in 
Ausſicht. 


20. December. Die Zahl der Biſchöfe, welche unter Beob— 
achtung der erforderlichen yormalitäten bei der Regierung direct die 
Verleihung der Erequatur nachfuchen, mehrt ſich allmählich. 
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— December. Beginn des großen Prozefje der Gazzetta 
d’Italia gegen den Minifter de3 Innern, Baron Nicotera, in 
Florenz. 
— December. Die ſiciliſchen Zuſtände ſind noch immer höchſt 
unbefriedigende. In der Provinz Palermo regiert mehr die Mafia 
ala die Regierung, weil die Mehrheit der Bevölkerung mit den 
Banditen im Haß gegen die Regierung und ihre Beamten über- 


einftimmt. 


Die päpſtliche Gurie. 


Anfang Februar. Der deutjche Cardinal Hohenlohe entjpricht 
endlich dem Berlangen des Papftes und verlegt feinen Wohnſitz wie— 
der nad Rom. 

— Februar. Die durch die Flugjchrift Reichensfpergers (fiehe 
unter Deutjchland) und durch die Rückkehr des Cardinals Hohenlohe 
veranlaßten Gerüchte über eingeleitete Unterhandlungen zwiſchen 
Preußen und Rom betreffend eine Ausföhnung werben von der Eurie 
ſcharf dementirt. 


Ein allgemein dem Garbinal Antonelli zugefchriebened? Communique 
erflärt jehr unzweidentig: „Zugleich mit großem Schmerz und Staunen 
haben die Kirche, der Papft und die Gläubigen, namentlich in Preußen, 
eine Verfolgung auftauchen jeen, welche ſich auf feinen Beweggrund oder 
auch nur Vorwand berufen konnte und welche militärifchen Stegen folgte, 
bei denen die beutichen Katholifen ihr Gut und Blut und ihre Thränen 
geopfert Hatten. Diele a war gewiß mehr ala eine Undankbarkeit; 
fie war ein politifcher Fehler, ein unüberlegter Verzicht auf achtungswerthe, 
für die Monarchie fruchtbare und nützliche Staats-Traditionen. Vebrigens 
dauert bie Verfolgung fort und nimmt einen Charakter an, der die Ver: 
zweiflung der Autorität, welche fie unternommen hat, enthüllt. E3 herricht 
fogar unter den Wohlgefinnten der von der Kirche getrennten Parteien Ein: 
ftimmigfeit, einen ſolchen Wahnfinn zu verdammen und das fchließliche Ende 
besjelben, das für eine Autorität verhängnißvoll fein wird, vorauszuſagen. 
Aber im gegenwärtigen Augenblid Tann das Wort oder vielmehr die Ini⸗ 
tiative der Verjöhnung nicht von den Katholiken kommen; um eine Verjöh: 
nung mit der Kirche zu erlangen, braucht ber — Staat nicht die 
Katholiken, er braucht nicht die Geiſtlichkeit, die Biſchöfe, noch den Papſt. 
Es genügt, wenn er die Geſetze, die er gemacht Hat, verbeſſert. In Deutich: 
land wie in Jtalien und in den Ländern, wo die Verfolgung wüthet, müſſen 
fih die Katholiken hüten, den geringften Schritt den BVerfolgern ent: 
gegenzuthun. Dieſe könnten glauben, der chriftlicde Muth ermatte und 
werde ſchwach; le würden noch ftolger werden, fie würden unannehmbare 
Bedingungen auferlegen, und Allee müßte von Neuem angefangen werben. 
Vollftändiger Gehorfam gegenüber den gerechten Geſetzen, ftillichiweigender 
Widerſtand gegenüber den ungerechten, Dieß ift die Pflicht der Katholiken... 
In Deutſchland befonbders jollen die Katholifen Bi Fußes 
den Berfolger in Ganofja erwarten; er wird in biefer ober in jener 
Form dorthin fommen, wenn er fi ganz von der Ohnmacht feiner Maß— 
regeln gegen den chriftlichen Geift überzeugt haben wird, Jedes Opfer, 
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welche? getroffen wird ober fällt, bezeichnet eine Niederlage ber Verfolgung 
und daher einen Sieg der Kirche. Bon Niederlage zu Niederlage erſchöpft 
fi die Verfolgung, und von Sieg zu Sieg rüdt die Kirche jener Berjöh: 
nung entgegen, um welche ber Feind fie demüthig wird bitten müffen und 
welche fie im Namen Desjenigen gewähren wird, der im Papft auf ber 
Erde lebt und er ejentlich gröber formulirt der päpftliche 
Moniteur, die Voce della verita, die Berföhnungsbedingungen bes 
Vaticans alſo: „1) Legt die Maigefege in den Kaften unb benft an ein 
ehrliches und brüderliches Einverftändnig zmwijchen den zwei Gewalten, zu 
dem Ihr immer Se. Heiligkeit bereit findet werdet. 2) Seht die Gejepe 
wieder in Geltung, wie fie unter dem trefflichen Friebrich Wilhelm IV. 
waren, deſſen Name ganz Deutichland fo theuer iſt. 3) Sept die Biſchöfe, 
Pfarrer, Priefter und Mönche, die Nonnen in ihre ar und Klöfter wieder ein, 
mit der —— daß ſie ſich für die erduldeten Leiden einzig dadurch rächen 
werden, da J Tag für Tag für das Wohl des Landes und der Dynaſtie 
beten und arbeiten. 4) Gebt das ungerecht Geraubte zurück und entjchädigt 
fo viel ald noch möglich die Kirchen, Bilchöfe, KHlöfter und Private für den 
ihnen angerichteten Schaden. 5) Gebt dein Profefjor v. Schulte und feinem 
Bilchof Reinkens einen Zwangspaß nad Auftralien mit 1000 Francs Pen: 
fion, damit fie nicht Hungers ſterben. 6) Den wenigen Alttatholiten gebt 
auf, zu wählen, ob fie wieder Katholifen werden oder offene Proteftanten 
werden wollen. Wir jind bereit, fie gratis und fchmerzlos abzutreten. Thut 
diefe Dinge und Alles ift zu Ende. Und über dieje fünf fchredlichen Jahre 
und die zehn, die ihnen vorausgegangen, wird ber Papft feine zur Verzeih— 
ung geneigte Hand erheben.“ 


3. März. Der in Preußen abgejehte und dafür vom PBapft 
zum Gardinal ernannte Erzbijchof Ledochowski von Pofen und Gnefen 
trifft in Rom ein, um dajelbft fortan feinen Wohnfig zu nehmen. 


— März. Die von Biſchof Doupanloup eifrigft betriebene 
Heiligſprechung der Jungfrau von Orleans ſtößt im Batican auf 
ſchwere Bedenken, indem befanntlich die heilige Inquifition die Jung- 
frau als Ketzerin bat verbrennen laſſen und man dieſen Urtheils— 
Ipruch doch nicht gern ala faljch erklären möchte. 


Anfang April. Das Emporkommen der Linfen zur Regier- 
ungsgewalt in Italien fcheint im Batican großen Eindrudf gemacht 
zu haben, namentlich die Ankündigung des neuen Minifterpräfidenten 
Depretis, er werde feine clericalen Umtriebe und Demonjtrationen 
mehr dulden. Augenblidlich wenigſtens ift am päpftlichen Hofe eine 
völlige Windftille eingetreten, jede Kundgebung ift unterfagt und 
ſelbſt die clericalen Zeitungen befleißigen fich eines ziemlich gemäßigten 
Zone. 

3. April. Der Papjt ernennt wieder zwei neue Gardinäle. 
Giner derjelben ift Mitglied des Jeſuitenordens. 

— April. Das päpftliche Hof und Kirchenhandbuch gibt dem 
„D. Reichd- Anz.“ Veranlaſſung zu einigen Bemerkungen über dag Ber: 
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hältniß, in welchem die Zahl der kirchlichen Würdenträger italieni= 
icher Abftammung zu derjenigen anderer Nationalitäten fteht: 


Nah Inhalt der Zujammenftellung dieſes Handbuchs befindet ſich 
bie eiserne der römijchen a bi3 auf eine verjchwindend Kleine 
Mi norität in be 


ei näherem Eingehen auf die einzelnen rege nn 
eftehende Kardinalskolle⸗ 


noczy, gleichwie fein Amtsgenoſſe Fürft Schwarzenberg in kan * en. 
neten 79 


fatHolifche Deutſchland nach realer und er. Bedeutung auf Vertretung 
und en pen 
ber Kirche machen kann. 

14. Mai. Der Papft feiert feinen 85. Geburtätag. 

29. Mai. Der 700fte Jahrestag des von der Iombardifchen 
Liga über Friedrich Barbaroffa bei Legnano erfochtenen Siege wird 
in Mailand und Legnano und zugleich in Rom vom Papfte gefeiert 
(j. unter Italien). 

16. Zini. Der Papjt tritt in das 30fte Jahr feines Ponti- 
ficates ein. 

— Juli. Ein energifcher Zufammenftoß zwijchen Staat und 
Kirche in Venezuela zeigt, daß die Kirche auch nachgeben kann. 


Der Streit drehte ſich uriprünglih um die Abfegung eines wider: 
ipenftigen Erzbiichof3 und die Ernennung eines andern durch den Staat. 


400 Die püpklige Curie. (Sept. 26.) 


Als die erg zu feinem Abkommen fich herbeilaffen wollte, richtete ber Prä: 
jident eine Botichaft an den Gongreh jenes Staates und biejer beichlok bie 
ftrengften „Maigeſetze“, welche jedes Band zwiſchen der fatholifchen Kirche 
in Venezuela und dem päpftlichen Stuhle zerjchnitten. Da wurde man in 
Rom plöglich weiſer. Es erfolgte alöbald die Sendung des Nuntius Roca 
Cocchia nad) Garäcas, die Wiederaufnahme der Unterhandlungen und endlich 
die päpftlicde Einwilligung zu der Abjeßung des Erzbiichof3 Guevara und 
zu der vom Senat vollzogenen Ernennung feines Nachfolger? Joſé Ponte. 
Guevara wird mit einer Entihädigung und einem Jahresgehalt abgefunden. 
Der neue Erzbifchof Hat in Gegenwart aller Behörden feinen ftaatlichen Eid 
— und dabei eine Rede gehalten, worin er Guzman Blanco neben 
uguſtus, Perikles und Karl den Großen ſtellte. Nachdem die Regierung 
ihren Willen durchgeſeht, richtete Guzman Blanco wiederum, am 19. Juni, 
eine Botichaft an die Legislatur, worin er das Berfahren ber Regierung 
gegenüber der römischen Curie erläutert und die Aufhebung der firchen: 
politifchen * verlangt. Seinem Erſuchen wurde willfahrt. Dieſe vor— 
übergehende Geſetzgebung hat alſo — ein nicht allzu würdevolles Verfahren 
— nur den Zweck gehabt, Se. Heiligkeit zum Nachgeben zu zwingen, was 
indeſſen, wie man ſieht, vollſtändig gelang. 
Der dem Staate vom neuen Erzbilibof geleiftete Eid lautet wörtlich: 
„Ich Joſé Antonio Ponte, Staatdangehöriger von Benezuela, präconifirter 
Erzbiichof von Garäcas und Venezuela, ſchwöre, dab ich niemals den Eib, 
gehorfam zu fein der Verfafjung, den Geſetzen und der Regierung ber Re— 
publif, welchen ich, ehe ich Seiner Heiligkeit präjentirt worden, geleiftet 
habe, durch den Eid des Gehorſams gegen den apoftolifchen Stuhl, welchen 
ich bei meiner Weihe zu leiften haben werde, direct oder indirect annullirt, 
noch durch irgend einen jpäteren Act unter irgend einem Vorwande ala 
weniger gültig betrachten werde. So wahr mir Gott helfe.“ 


— Eeptember. Das Organ der päpftlichen Curie jchlägt in 
allem Ernte vor, im Januar 1877 den Tag zu feiern, an welchem 
vor 800 Jahren Kaifer Heinrich IV. dem PBapfte Gregor VII. in 
Ganofja ſich unterwarf. 


26. September. Die päpftliche Ponitenzerie erläßt bezüglich 
der bevorjtehenden Wahlen zur italienischen Deputirtenfammer auf 
die Anfragen zahlreicher Bifchöfe kraft apoftolifcher Auctorität fol- 
gende Verfügung: 

„Da von einigen Biſchöfen der Provinzen Venedig, Mailand, Genua 
und Gagliari- dem 5. Stuhle Bittjchriften zugejandt wurden, worin inftäns 
dig erfucht wird, ben Zweifel zu bejeitigen, ob die Gläubigen, da nunmehr 
die Wahlen für bie gejeßgebende Deputirtenlammer ausgefchrieben find, mit 
Berüdfichtigung der hat ache, daß der Sitz dieſer Kammer mittela frevel: 
hafter Gewaltthat nach) Rom verlegt worden, an diefen Wahlen mit beru- 
higtem Gewiſſen Theil nehmen können — entichied das h. Pönitenziar-Amt 
in Folge reiflicher Erwägung eines Jeglichen, daß man antworten folle: Es 
fei an den jchon mehrmals ertheilten Inftructionen und hauptſächlich an 
der am 1. December 1866 erlafjenen Antwort, 88 1 und 2, welche hier zu 
wiederholen als zufömmlich erfannt wird, nichts zu ändern. $ 1. Anfrage: 
Wie foll man denen, welche anfragen, ob fie die Deputirtenftellen im Par: 
lament annehmen dürfen, antworten? Antwort: Bejahend, unter folgenden 
drei Bedingungen: Erſtens haben die erwählten Deputirten der don dem 
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Geſehe geforderten Eibesleiftung für Treue und Gehorfam den Beiſatz anzu— 
ſchließen: „unbeichadet der göttlichen und kirchlichen Geſetze.“ Zweitens joll 
biejer Beiſatz während ber Nachſprechung der Eidesformel dermaken audge: 
Iprochen werden, daß berjelbe zum mindeiten von zwei Zeugen gehört wird. 
Drittens follen bie erwählten Deputirten jelbft gefinnt ſein und erklären, 
daß fie ungerechten und unlauteren Geſetzen weder Unterftüßung noch ihre 
Stimme geben, ja, ſolche Geſehze, falls fie vorgeichlagen würden, offenkundig 
befämpfen wollen. $ 2. Anfrage: Welches joll das Benehmen ber Bijchöfe 
fein, falls fie erjucht werden, bie Wahl guter Deputirten zu befördern ? 
Antwort: Sie können ſolches thun unter der Bedingung, daß bie Biſchöfe 
bei Gelegenheit der Wahlen, fall fie um förderung erjucht werben, dem 
Bolt in Erinnerung bringen, daß jeder Gläubige verpflichtet fei, jo weit es 
in feiner Gewalt fteht, dad Böfe zu verhindern und das Gute zu befördern.“ 

16. October. Großartiger Empfang eines gewaltigen fpani- 
Tchen Pilgerzuges in Italien. Die Zahl der ſpaniſchen Pilger ſoll 
nicht weniger als 7000 betragen, darunter 1200 Priefter. Der 
Werth der mitgebrachten Geſchenke wird auf eine Million 2. an— 
gegeben. Der Gejandte des Königs Alfons wird troß der Vor— 
weifung jeine® Billet3 zu dem Empfang nicht zugelaffen. 

6. November. Der Gardinal-Staatzjecretär Antonelli }. Der- 
felbe Hinterläßt ein ungeheures Vermögen, da8 feinen Verwandten 
zufällt. Der Kirche vermacht er nur wenig, dem Papſte jelbjt nur 
eine werthvolle Kleinigeit. 

12. November. - Gardinal Simeoni, der bisherige Nuntius in 
Madrid, wird an Antonelli’3 Stelle vom Papft zu feinem Staats- 
fecretär ernannt. 

17. December. Gardinal Patrizi, der Generalvicar des Papſtes f. 

20. December. Der Papſt ercommunicirt den neuen altkatho— 
Lifchen ſchweizeriſchen Biſchof Herzog. 

21. Deceniber. Der Papft ernennt den Cardinal Monaco La 
Baletta zu feinem Generalvicar an die Stelle des verftorbenen Car— 
dinals Patrizi. 

— December. Clericale Blätter veröffentlichen ein neues, die 
päpſtliche Unfehlbarkeit betreffendes Breve Pius' IX., welches an 
den Biſchof von Rottenburg gerichtet zu ſein ſcheint: 

„Wir haben mit wahrer Befriedigung erfahren, daß Du, ehrwürdiger 
Bruder, ben Entwurf mißbilliget haft, welchen auch wir in der Folge tadeln 
mußten, und obwohl wir nur zu jehr wifjen, daß die befonderen Verhält— 
nifle, welche fi aus den air aus den Zeitläuften und aus den in den 
politiſchen Verfammlungen geführten religiöjen Zebatten ableiten, den Weg 
zum Irrthum erleichtern, halten wir es doch für nüßlich, die Jrrenden auf: 
merkſam zu machen, jo oft fich dazu die Gelegenheit bietet.” Aladann ide 
der Papft feinen Schmerz aus, daß noch immer einige Geiftliche in Deutjch: 
land die Definition der Unfehlbarkeit für nicht opportun erklären. Dieſen 
wird des MWeitern nachgewiejen, daß fie fich durchaus auf dem Irrwege bes 
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finden; welche Beweisführung mit dem Sabe jchlieht: „Fürwahr, bie Wechiel: 
fälle unferer Zeit, die größere, noch nie dageweſene Anzahl der Irrt hũümer 
und bie neuen Irrthümer, welche die Hölle täglich zum Nachtheile der Kirche 
außfpeit, die dem Statthalter Jeſu Chriſti entriffene Freiheit, die den Bis 
ichöfen genommene Möglichkeit, nicht bloß fich zu verlammeln, fondern ſelbſt 
auch zu lehren, bezeugen, mit welcher Opportunität die göttliche VBorjehung 
augelafien bat, dab die Definition der päpftlichen Unfehlbarleit gerade da: 
mals verfündigt wurde, al3 die directe Regel des Glaubens und der Haltung 
inmitten jo vervielfältigter Schwierigleiten jeder anderen Stühe beraubt 
wurde. Aber abgejehen davon, wenn die Definitionen der Öcumenijchen 
Goncilien unfehlbar find, weil fie aus ber Weisheit und dem Rate des 
heiligen Geiftes hervorgehen, jo gibt es nichts Ungereimteres, ala zu glauben, 
der heilige Geift lehre wahre Dinge, aber er fönne fie inopportun lehren.“ 
Der Biſchof wird daher aufgefordert, folche Priefter, wenn es deren in feiner 
Didcefe geben follte, ernftlich zu ermahnen, daß es ihnen nicht verftattet üft, 
ihre Beiſtimmung innerhalb jener Grenzen einzufchränten, noch auch fie als 
eine Folge des obgleich löblichen Actes (dev Unterwerfung) dieje oder jemes 
Biſchofs, anftatt der Autorität der Kirche, Herrühren zu laſſen, und dab es 
unumgänglich nothwendig ift, daf fie die Definition mit voller und ganzer 
Beiftimmung des BVerftandes und des Willens annehmen, wenn fie nicht 
von dem wahren Glauben abweichen wollen. 





6. Die Schweiz. 


17.—27. Januar. Zweiter internationaler Weltpoftcongreß 
in Bern. 

Großbrittanien verlangt ben Eintritt von Brittifch- Indien, Frank: 
reich, die Niederlande und Epanien verlangen den Beitritt ihrer Colonien, 
Brafilien feinen Beitritt zu der allgemeinen Poftunion. Deutichland ſchlägt 
vor, die Bedingungen des Seetranäport3 für alle überfeeifchen Länder außer: 
halb de3 Unionsgebietes definitiv feftzuftellen. Es wird der Beitritt bon 
BrittiiheIndien und der franzöfiichen Colonien bejchloffen, derjenige von 
Brafilien, jo wie der jpanifchen und niederländifchen Eolonien und der Ans 
trag Deutſchlands auf einen jpätern Congreß verſchoben. Zum Schluß Ipricht 
ber Generalpoftdirector Faflieur den Wunſch aus, daß fich auf dem Gebiete 
des Eiſenbahnweſens bald ähnliche Unionbeftrebungen fund geben möchten, 
wozu die Schweiz durch ihre Anregung zur Aufftellung eines inlernationalen 
Neglement3 über den Frachtverlehr bei den Grokmächten bereits den erften 
Schritt gethan habe. 

28. Januar. (Graubünden.) Großer Rath: ftellt den Ent» 
wurf einer revidirten Gantonsverfaffung definitiv feſt. Die Volks— 
abjtimmung darüber Hat in den Gemeinden bis ſpäteſtens zum 31. 
März zu erfolgen. | 


Lebhafte Kämpfe haben beſonders der Artikel über das Unterrichtä: 
weſen umd feine Stellung zum Staate verurfacht, jo wie ber jog. confelfio: 
nelle Artikel, Bezüglich des erfteren Punktes — es ſich vornämlich um 
die Oberhoheit des Staates im Unterrichtsweſen, was die Gegner mit Nach: 
drud in „Staatomnipotenz* umzuwandeln beliebten. Ob die Staatsober: 
aufficht für das gelammte Unterrichtswejen, wie man von liberaler Seite 
forderte, oder nur für das „bürgerliche“ gelte, wie einer der conjerbativen 
Führer beantragte, darum fragte es fich, in erfter Linie. Offenbar wollte 
im eigentlichen ulramontanen Lager da3 fatholijche Priefterfeminar in Ehur 
der Staatöoberaufficht entzogen werben. Der —— der unbedingten 
Staatsoberaufſicht über das geſammte Unterrichtsweſen des Cantons ging 
aber ſchließlich mit 32 gegen 17 Stimmen ſiegreich hervor. Im ſog. con: 
feſſionellen Artilel handelte es ſich um die Frage, ob dem Staat nur das 
Oberaufſichtsrecht oder ausdrücklich die Oberhoheit über die Kirchen zuzu— 
meſſen ſei. Der Antrag der Ultramontanen auf ein bloßes Oberauffichts⸗ 
recht fiel glänzend durch, doch vermochte auch die Oberhoheit nicht durch: 
udringen und wurde fchließlich ein etwas milderer Antrag in folgender 

fung genehmigt: „Die Glaubens: und Gultusfreiheit ift gewährleijtet. 
26* 
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Im Belonderen Hat jede Religionsgenofienichaft das Recht der Selbftconfti: 
tuirung und der Celbfiverwaltung unter der Oberaufficht des Etaates, wel: 
cher dafiir zu jorgen hat, daß das Vermögen diejer Genoffenichaften weder 
jeinem Zwecke entfremdet, noch außer Landes gezogen, noch überhaupt ver: 
geubet werde. Die Berfafjungen der Religionsgenofienidhaften, fo wie bie 
diesfälligen Abänderungen find den mahgebenden Behörden zur Berification 
vorzulegen. Die Gemeinden befiten dad unbedingte Gollaturredht. Die 
gegenwärtigen Eigenthumsrechte der Gemeinden an den Kirchengütern find 
garantirt. Aenderungen an den Zwedbeftimmungen bei frommen Stiftungen 
find ber Genehmigung der Regierung zu unterbreiten.“ 

2. Februar. (Thurgau.) Großer Rath: Belchließt mit 67 
gegen 15 Stimmen ein neues Steuergeſetz mit Progreffivfteuer. 

2. Februar. (Neuenburg) Großer Rath: Beſchließt mit 
36 gegen 24 Stimmen ein neues GSteuergejeg mit Progreffivfteuer. 
Die Steuer wird auf 3 pro Mille für das Vermögen und 3 pCt. 
für dag Einkommen feftgefeßt. Das Geſetz unterliegt nunmehr noch 
der Abftimmung durch dag Volk. 

12, Februar. Bundesrath: Beſchließt mit Rüdficht darauf, 
baß neben vielen zweifelhaften und ungültigen doch über 30,000 
(33,729) gültige Unterfchriften für das Begehren einer allgemeinen 
Volksabſtimmung über das Banknotengeſetz vorliegen, diefe Abſtim— 
mung auf den 23. April anzuberaumen. 

Mitte Februar. Das große Unternehmen der Gotthardbahn 
geräth in eine ſchwere Kriſis, da ſich herausſtellt, daß die Vollend— 
ung derſelben nicht, wie bisher angenommen wurde, 187, ſondern 
vielmehr 289 Millionen Franken, alfo um nicht weniger al3 102 
Millionen mehr koſten wird und es von vornherein zweifelhaft ift, 
ob Italien, Deutjchland und die Schweiz, zu einer bedeutend höheren 
Subvention (al die bisher vereinbarte von 85 Millionen) fich her— 
beilafjen oder ob und wie das Unternehmen mit Einfchränfungen we— 
nigſtens in der Hauptſache durchgeführt werden fünne. 

Die Direktion der Gotthardbahngejellfchaft richtet über die Finanzlage 
berfelben einen Bericht an den Bundesrath zu Händen der jubventionirenden 
Staaten, dem eine ausführliche er und Berechnung des Oberingenieurs 
—— beigelegt iſt. Es ergibt ſich daraus im Weſentlichen Folgendes: 

ad) dem internationalen Staatsvertrag, welcher im Jahre 1871 zwiſchen 
der Schweiz, Deutichland und Italien abgeichloffen worden ift, wurde das 
gejellichaftliche Kapital nad) einem im Jahre 1864 aufgeftellten Präliminar 
auf 187,000,000 Franken feftgejeht. Davor übernahmen die Staaten bie 
Beihaffung von 85 Millionen & fond perdu, nämlich Italien 45, Deutich- 
land und die Schweiz je 20 Millionen. Der Reft von 102 Millionen follte 
duch Actien und Obligationen aufgebracht werden. Dieje legtere Summe 
repräfentirte nämlich dasjenige Capital, welches en! Rechnung der inter: 
nationalen Gonferenz aus den Betriebserträgniffen der fertigen Bahn mit 
7 Proc. verzinft werden fan. Nach den Berechnungen des Herren Hellwag 
ift num 1) für den Bau der noch nicht im Angriff genommenen Linien die 
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Summe von 174,390,000 Fr. erforderlich, während bafür nur 108,300,000 
Franlen in Rechnung genommen waren. Diek ergibt aljo ein Mehrerforder: 
niß von 66,090,000 Franken. 2) Für den großen Tunnel 63,373,900 
Franken, anftatt 59,600,000, aljo mehr 2,773,900 Franken. 3) Weift 
Dr. Hellwag nad, daß die Teſſiner Thalbahnen, welche nad) dem Beſchluß 
ber internationalen Gonferenz bis Ende 1874 zu vollenden waren und auch 
vollendet worden find, nicht die dafür ausgeworfene Summe von 18,559,193 
Franken, jondern 51,660,000 Franken erfordert haben, reip. mit Einrechnung 
de3 bis zur Vollendung ded ganzen Nebes erwachjenden Zinfen: und Betriebs: 
verluftes erfordern werden, was ein Mehrerfordernig von 33,100,807 Franken 
ergibt. Das Gefammtgelderforderniß für den Bau der Gottharbbahn beläuft 
fich ſonach nach der Berechnung de3 Oberingenieurd Hellwag auf 289,423,900 
— alſo um 102,423,900 Franken höher als das Stammcapital des 

nternehmens. Der Bundesrath wird daher aufgefordert, die beiden andern 
fubventionirenden Staaten zur gemeinfamen Prüfung des Projectes und ber 
Koſtenberechnungen und zu neuerlichen Berathungen über bie Finanzlage 
des Gotthardbahn-Unternehmens einzuladen. Das Schreiben der Direction 
endet mit dem folgenden Sat: „Indem wir unfere Eingabe fchließen, find 
wir bon dem fejten Dertrauen befeelt, daß das Werk ber Gottharbbahn, 
troß der gegenwärtigen Ungunft der Verhältnifie, in einer alle berechtigten 
Sintereffen nach Thunlichkeit chonenden Weife werde zum Ziele geführt, 
und daß Sie, Tit. die eben fo einſichtsvolle ala thatkräftige Unterſtützung, 
beren c3 fid) bisher von Ihrer Seite zu erfreuen hatte, ihm am —— 
2 a Augenblid entziehen werden, two es berjelben am bdringenditen 
bedarf.“ 


20. Februar. (Nargan.) Das Volk verwirft in allgemeiner 
Abjtimmung die ihm vorgelegte revidirte Cantonsverfaſſung. Die 
Abftimmung findet gruppenweife ftatt und e8 werden nur zwei minder 
wejentliche Gruppen angenommen, die anderen aber meift mit an— 
jehnlicher Mehrheit verworfen. " 

Anfang März. Der Bundesrath veröffentlicht den Entwurf 
eines eidgendffifchen Fabrikgeſetzes, das er der demnächft zufammen» 
tretenden Bundesverfammlung vorzulegen beſchloſſen hat. 

6. März. Zufammentritt der beiden Räthe ber Bundesver- 
ſammlung. 

7. März. Nationalrath: beſchließt mit 62 gegen 29 Stim— 
men, in den ihm vom Bundesrathe vorgelegten Geſetzentwurf, be— 
treffend die Beſteuerung der Bürger zu Cultuszwecken nicht ein— 
zutreten. 


In Ausführung des letzten Sahzes des Artikels 49 ber — 
ung legte der Bundesrath den eidgenöſſiſchen Räthen einen Geſetzentwurf, 
betreffend die Beſteuerung der Bürger zu Cultuszwecken vor. Die Erſtbe— 
handlung des Gegenstandes fiel dem Nationalrathe zu. Die in Sachen 
niedergeſetzte Kommiſſion erörterte in erſter Linie die ir e des Eintretend 
in bie bundesräthliche Geſetzesvorlage. Die liberale ee der Kom: 
milfion, beftehenb aus Soliffaint, Ruchonnet, Sarer, Stoffel und Straub, 
elangte zu dem Antrag, es fei zur Zeit eine fpecielle Ausführung der im 

lubja von Artikel 49 der Bunbdesverfafjung enthaltenen Beftimmung 
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auf dem Gejehgebungatwege nicht geboten, und daher in ben hierüber vom 
Bundesrathe ar. ner Gejegentwurf vom 26. November 1875 nicht ein- 
utreten. Die Minderheit der Gommilfion, beftehend aus Segefſer und 

ef, ftellte dagegen ben Antrag, e3 ſei auf den Gefekentwurf des Bundes— 
rathes einzutreten. Der Nationalrath tritt der Commiſſionsmehrheit bei und 
ber Erlaß eined Bundesgeſetzes, betreffend die Erhebung von Steuern zu 
Gultuszweden bleibt demnach bis auf weiteres verjchoben. 

9. März. Ständerath: genehmigt ein allg. eidgenöffifches 
Forſtgeſetz, das namentlich für den Schuß der Waldungen im Hoch— 
gebirge von eingreifender Bedeutung ift. 

Der erite Abſchnitt enthält darüber folgende ED BED RRIEN: 
„Der Bund hat dag DOberauffichtsrecht über die Forſtpolizei am Hochgebirg. 
Die Oberaufficht erſtreckt ſich 1) auf das Gejammtgebiet der Gantone Urı, 
Schwyz, Unterwalden ob und nid dem Wald, Glarus, Appenzell, Inner» 
und Außerrhoden, Graubünden, Teffin und Wallis; 2) auf dem gebirgigen 
Theil de3 Gebiet? ber Kantone Zürich, Bern, Luzern, Zug, Freiburg, St. 
Gallen und Waadt. Der Bundesrath wird die Gränzen der unter eidgenöf: 
ſiſche Oberaufficht zu ftellenden Gebirgägegenden in den lehtgenannten Can— 
tonen im Ginverftändniß mit den betreffenden Regierungen feftichen. In 
re two ber Bunbesrath und eine Gantondregierung fih über die forſtliche 

bgränzung nicht vereinigen können, entjcheidet die Bundesverjammlung. 
innerhalb des eidgenöffiichen Forſtgebietes fallen ſämmtliche öffentliche Wal: 
dungen, fowie jämmtliche Privatwaldungen, welche ald Schußwaldungen zu 
betrachten find. Unter Schußwaldungen find alle diejenigen Waldungen 
verſtanden, welche — ihrer Lage zum Schutze gegen jchädliche tlimatiähe 
Einflüffe, Windichäden, Lavinen u. ſ. mw. dienen.“ 

12. März. (Solothurn) Die allgemeinen Erneuerungs- 
wahlen des Großen Rathes ergeben ein glänzendes Refultat zu Gun- 
jten der Kibgralen: es werden 105 Liberale und nur 9 Ultramontane 
gewählt. Der fait ganz katholiſche Canton ift dem Ultramontanis= 
mus definitiv verloren. 

15. März. Nationalrath: Berathung des Forſtgeſetzes. Die 
vorberathende Gommilfion will entjchieden weiter gehen, ala ber 
Entwurf de3 Bundesrathes und als die Beichlüffe des Ständerathes. 

Namentlich Ipricht fie fich auch dafür aus, da ſämmtliche Waldungen 
innerhalb ber eidgenöffifchen Zone, mögen fie nun Öffentliches oder Privat: 
—— ſein, der eidgenöſſiſchen Oberaufſicht zu unterſtellen ſeien. Der 

ald, meint fie unter anderen, könne ſchon aus privatrechtlichen Gründen 
mit einem offenen Grundftüd nicht auf die gleiche Linie geftellt werben, 
weil feine unrichtige Behandlung den benachbarten Wald immer im höchiten 
Grabe gefährde; noch viel weniger lönne er aus Rüdfichten des öffentlichen 
Recht? eine gleiche Stellung beanfpruchen, denn ber Wald fei der große Re 
ulator der Elimatifchen Verhältniſſe eines Landes, und beherriche insbe— 
— die Gewäſſer in dem Sinne, daß fie zum Segen ober Verderben ge: 
— Es Handle ſich Hier um eine große, gemeinſame, eidgenöſſiſche, vater: 
län I Angelegenheit, und ein bloßer cantonaler Standpunlkt fei daher 
unzuläffig. 


17. März. Beide Räthe der Bundesverfammlung bejchließen 
übereinftimmend: den Bundesrath einzuladen, entjprechend dem Re— 
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curje des Advocaten Morbdafini in Locarno, welcher Einführung einer 
gleichmäßigen Volfövertretung im Großen Rathe des Cantons Teffin 
verlangt (gegenwärtig ernennt jeder Kreis — abgefehen von feiner 
Bevölkerungszahl — drei Abgeordnete), beförderlich dafür zu forgen, 
daß die bezügliche Beltimmung der Zeffiner Kantonsverfaffung in 
Uebereinftimmung mit den Grundjäßen der Bunbesverfaffung gebracht 
werde, welche alle Schweizer vor dem Geſetze gleich erflärt und Feine 
Vorrechte des Ortes anerkennt. 

21. März. Stänberath: ertheilt der revidirten Verfaffung des 
Cantons Wallis feine Genehmigung nur unter dem vom Bundes- 
rath beantragten Vorbehalt: daß gewiffe, in ihr enthaltene Beftim- 
mungen nur im Sinne ber von der Bundesverfaffung garantirten 
Slaubens- und Gewiffensfreiheit, der freien Ausübung des Gottes- 
bienftes, der Feſtſtellung des Givilftandes durch bürgerliche Behörden 
und der ftantlichen Leitung de3 gefammten Primärunterricht? aus- 
zulegen und anzuwenden jeien. 

Landammann Dr. A. Keller von Aaran beantragt noch: das erfte 
Alinea de3 Artilels 2 ber Wallifer Berfaffung, „die römiſch-apoſtoliſch⸗ 
fatholiiche Religion ift die Staatäreligion”, von ber Bunbdesgarantie aus: 
zuichließen, weil diefer Sak im Widerſpruch mit dem zweiten Aline bes 
gleichen Artikels ftehe, welcher die Glaubens: und Gewifjensfreiheit gewähr: 
leiftet, indem ja das Glaubenägeiek der römiſch-latholiſchen Kirche, der Syl⸗ 
labus, dieſe freiheit ala Wahnſinn bezeichne und den Staat der Kirche 
unterorbne, welcher Antrag jedoch in Minderheit bleibt eben jo wie der An: 
trag des Wallifer Mitglieds Graven: dem beantragten Vorbehalt in Rüd: 
fiht auf ben quten Willen, welchen der Große Rath und das Boll von 
Wallis bei Ausführung ber neuen Vundesverfafſſung zeige, eine milbere Faſ— 
fung zu geben. 

24. März. (Solothurn) Das Obergericht weist die Ein- 
reden des Bijchof3 Lachat im Proceß gegen das Linder'ſche Legat 
mit großer Mehrheit ab. 

25. März. Nationalrath: ertheilt der revidirten Verfaflung 
bes Cantons Wallis die Garantie nur unter demfelben Vorbehalt 
wie der Bundesrath und der Ständerath. 

Beide Räthe: einigen fich fiber das eidgendffifche Forſtgeſetz 
wejentlich in der weiter gehenden Faſſung des Nationalrathee, 

Schluß der Bundesverſammlung. 

26. März. Bunbdesrath: ladet die Regierungen von Deutjch- 
land und Italien ein, die Lage der Gotthardbahn gemeinfam mit 
ihm zu berathen. 

Zu biefem Ende fchlägt er vor: es follen zunächſt von jedem ber 
Staaten Techniker (in beliebiger Zahl) entienbet werben, welche das von ber 
Gottharbbahn-Direction vorgelegte Hellwag'ſche Project ſammt Koſtenberech⸗ 
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nung eingehend an Ort und Stelle zu prüfen hätten; biejelben follen im 
der erften * des Monats Mai ihre Arbeit beginnen. Nach Beendung 
derſelben ſolle dann erſt eine zweite Conferenz zuſammentreten, welche die 
Schritte zu berathen hätte, die zur Weiterführung des Unternehmens zu 
thun ſeien. Gleichzeitig faßt der Bundesrath den Beſchluß, welcher darauf 
hinausgeht, der internationalen Commiſſion ſchon poſitive Vorſchläge machen 
zu können. „Zur Unterſuchung und Begutachtung der von der Direction 
der Gottharbbahn dem YBundesrath eingereichten neuen Pläne und Koften: 
voranschläge für die noch zu erftellenden Linien des Gotthardbbahnnekes, 
ferner zur Prüfung ber Koftenüberichreitung für die teifinifchen Thalbahnen, 
endlich zur Beleuchtung der Rentabilitätsfragen, wird eine bejondere Erper: 
tencommiffion ernannt, welche aus zwei Abtheilungen befteht, nämlich einer 
technifchen und einer Betriebsabtheilung, jede zu 7 Mitgliedern.“ 

27. März. (Neuenburg) Das Volk verwirft die ihm vom 
Großen Rathe vorgefchlagene Progreffivftener mit 7000 gegen 4000 
Stimmen. 

30. März. Für das Begehren, die Frage der Militärpflicht- 
erfaßfteuer der allgemeinen Volksabſtimmung zu unterwerfen, find 
70,000 Stimmen, ftatt bloß 30,000, wie fie das Geſetz fordert, ein— 
gegangen. Der Bundesrath jet daher die allgemeine Volksabſtim— 
mung darüber auf den 9. Juli an. 

31. März. (Graubünden.) Die vom Großen Rathe aus» 
gearbeitete revidirte Kantonsverfaſſung iſt in der allgemeinen Vollks— 
abjtimmung mit bedeutender Mehrheit vertvorfen worden. 

Außer den bereit? (28. Januar) erwähnten Punkten handelte es ſich 

namentlidy um eine feftere Zufammenfafjung der cantonalen Gewalten gegen: 
über ben faft jouveränen Gemeinden; von diefem Standpunkte aus jollten 
die Standescommiffion befeitigt, der ftete Wechjel in der Regierung abge: 
Ichafft und die Erecutivgewalt in die Hand einer nach dem Zepartemental: 
Iyftem organifirten Behörde mit fefter, zweijähriger Amtsdauer gelegt werben. 
So jehr auf der einen Seite anerkannt werden mußte, dab dieſe Neuerung 
unbedingt nothwendig fei, wenn ber Canton Graubünden fi aus feiner 
hergebrachten Zerfplitterung heraus» und zu einem Staatögebilde im heutigen 
Sinne des Wortes durcharbeiten wolle, jo wenig ließ ſich auf der anbern 
Seite verfennen, daß eine einheitlich organifirte Staatsregierung mit bem 
hiftorifchen Vollsbewußtſein in dem feit Jahrhunderten föderativ m. 
teten Bünbdnerlande in einen fcharfen Gegenſatz treten müſſe. Bon Alters 
er — ſich in den drei Bünden jede einzelne Gemeinde als felbft: 
errlich; der Begriff der Souveränetät ruhte in der Gemeinde unb bie ein- 
zelnen Gemeinden jchloffen fi nur im Wege von Verträgen mit beftimmt 
abgemefjenen Rechten und Pflichten zu den befannten drei Bünden und biefe 
drei Bünde zu dem Gefammtbund der gemeinen Lande zufammen. Der Ber: 
tragsgedanke beherrichte von jeher das bündneriſche Gemeinweſen und jo 
fcheint es wenigftena im Volksbewußtſein geblieben zu fein bis auf den heu— 
tigen Tag. 

8. April. (Teſſin.) Der Bunbesrath theilt der Regierung 
des Cantons den Beichluß beider Räthe der Bundesverfammlung 


vom 17. März mit. Er fordert diejelbe auf, jofort das Syſtem der 
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proportionalen Bolf’vertretung im Großen Rathe in Kraft treten 
zu laſſen; im Uebrigen möge an der bisherigen Kreiseintheilung feſt— 
gehalten werden. 

23. April. Das im vorigen Jahre von ber Bundesverſamm— 
lung bejchlofjene eidgenöſſiſche Banknotengefeg wird vom Volke in 
allgemeiner Abftimmung mit 120,000 gegen 70,000 Stimmen 
verworfen. 

28. April. Bundesrath: genehmigt auf Grund der von der 
altkatholifchen Synode der Schweiz aufgeftellten Verfaſſungsbeſtim— 
mung die von eben derjelben bejchlofjene Errichtung eines chrift- 
fatholifchen Bisthums. 

— Mpril. Die Staatsrechnung der Eidgenoflenfchaft von 
1875 ergibt ein Deficit von circa 800,000 Franken, was wejentlich 
dem nur theilweifen Gingange der Militärfteuer, welche pro 1875 
die Kantone noch ganz bezogen und die Hälfte davon an die Bun— 
descaſſe abliefern jollten (Rüdftand circa 300,000 Franken) und dem 
geringen Reinertrage der Poſten, der troß Wegfall der Entfchädigung 
an die Kantone nur 139,000 Franken beträgt, zuzufchreiben ift. 
Kann der Reinertrag der Poften wieder auf etwa 1,000,000 Franken 
und die Militärfteuer für den Bund auf 1,000,000 Franken gebracht 
werden, jo iſt das Gleichgewicht mehr als hergeftellt und der Bund 
kann wieder neue Öffentliche Werke unterjtüßen. Indeß ift das erftere 
ungewiß und Die leßtere jcheitert an der allgemeinen Abjtimmung 
des Volkes über das Geſetz. 

2. Mai. (Zeffin.) Großer Rath: die (ultramontane) Mehr: 
heit desjelben jchreitet zur Vornahme der conftitutionellen Wahlen, 
objchon die Liberale Oppofition gegen diefelbe protejtirt, da der be= 
jtehende Große Rath nicht mehr competent fei und die Wahlen nur 
von einer nach dem Prinzip der Proportionalität gewählten Behörde 
vorgenommen werden können. Die Oppofition enthält fich denn 
auch der Theilnahme am Wahlact. 

6. Mai. (Teffin.) Große Rath: die (ultramontane) Mehr- 
heit verwirft den Antrag ber (liberalen) Minderheit, fich dem Bun- 
desbeſchluß betr. proportionelle Wahlen des Großen Rathes fofort 
und einfach zu unterziehen und demgemäß die Kreife proviforifch zur 
Mahl von 114 Mitgliedern des Großen Rathes nach der letzten 
Bollazählung aufzurufen und will bie Frage durch ein Verfafjungs- 
geje erledigen, um fo den Entjcheid über die näheren Beitimmungen 
nicht aus der Hand zu geben. Das bejchloffene Verfaſſungsgeſetz 


410 Die Ihwei,. (Mai 7—15.) 


beftimmt nunmehr: proportionelle Großrathswahl; geheime gemeinbe- 
weife Abjtimmung. Die grundfäßliche Anwendung bleibt einem Ge 
jeße vorbehalten, ebenfo die Frage der Rectification der beftehenden 
Kreife. Die Volksabftimmuug über diefe Berfaflungsvorlage fol 
am 28. Mai ftattfinden. Zehn Tage darauf erfolgt die Procla- 
mirung des Abjtimmungsrefultates und, wenn das Project angenom- 
men iſt, ſofort das Ratificationsbegehren beim Bund. 14 Tage nad 
der Ratification tritt der bisherige Große Rath zujammen zur ge= 
fegeberifchen Anwendung des neuen Wahlſyſtems. 


7. Mai. (Glarus) Die Landagemeinde verwirft die ihr 
vom Landrathe vorgelegte revidirte Kantonsverfaflung. 


7. Mai. (St. Gallen.) Die allgemeine Erneuerungöwabl 
des Großen Rathes ergibt 98 Liberale gegen 63 Ultramontane. Die 
Liberalen gebieten aljo auch im neuen Großen Rathe wie im frü- 
beren nahezu über eine Zmweidrittelmehrheit. Das Reſultat ift dop— 
pelt twichtig, weil ein entgegengefektes unter Umftänden im Stände- 
rath den politischen Schwerpunft hätte verfchieben und eine grundfäß- 
liche Kluft zwischen beiden Näthen der Bundesverſammlung hätte 
öffnen können. 

9. Mai. (Teffin.) Die Regierung des Gantons weigert fich, 
die Bejchlüffe des Großen Nathes vom 6. d. Mts. auszuführen 
und bie (liberale) Minderheit des Großen Raths jelbit beſchließt, 
gegen bie Beichlüffe der Mehrheit an die Bundesverfammlung zu 
recurriren. 

15. Mai. (Bern) Ber Bundesrath Tehnt die Recurſe der 
Römifch-Katholifchen gegen das im vorigen Jahre von der Berner 
Regierung beantragte, vom Großen Rath beichloffene und vom Volke 
mit großer Mehrheit genehmigte Cultuspolizeigeſetz in einem ein« 
Täßlichen Entfcheide ab. Ueber die Auslegung dieſes Entjcheides er- 
hebt fich indeß Jofort eine Gontroverje von practifcher Bedeutung. 


An der That zeichnet ſich der bumdesräthliche Enticheid, namentlich 
Ziffer 3 desfelben, nicht durch übermäßige Klarheit aus. Während man 
don ber einen Seite annimmt, der Bundesrath habe nur jagen wollen, ber 
officielle Proteft der juraffiichen Priefter vom Februar 1873 genüge nicht 
zur Annahme einer fortdanernden Widerjeklichkeit, wer aber neuerdings auf 
Befragen erkläre, an jenem Protefie feftzuhalten, beweiſe damit ſelbſt jeine 
fortdauernde Miderfetlichkeit und falle jomit unter dad Werbot von $ 5 
Ziff. 2 des Berner Geſehes, Störung bed religidjen Friedens betreffend, — 
wird andererfeitö behauptet, der Bundesrath jei der Anficht, es feien neuer: 
liche thatſächliche Beweiſe einer fortdauernden Widerfeplichkeit gegen bie 
Stantordnung erforderlid, um bie Zuläffigfeit der Antvendung jener Ge: 
jepesbeftimmung zu begründen. Die leptere Anficht ift wohl zweifellos die 
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richtige; indem der Aundesrath eine „in pofitiver Meife* fortgeiehte Wiber: 
ui rang als nothwendig bezeichnet, hat er das einfache Feſthalten an dem 
früheren Protefte ala nicht ausreichend erflärt. Damit ıft aber der frag: 
Lichen Gejeeabeftimmung ein völlig anderer Sinn gegeben, ala welcher vom 
Geſetzgeber gewollt war; fie ift durch Interpretation gänzlich umgeformt. 
Daß der Yundesrath Hierzu berechtigt wäre, dürfte unzweifelhaft fein, daß 
aber dieje Interpretation Angeficht3 des MWortlautes des befannten Proteftes 
mit der Logik ſchwerlich in Kinklang gebracht werden kann, nicht minder. 
E oweit beginnen denn auch die jo vom Bundesrath in ihrer „Gultusfreiheit* 
geichühten Briefter ihre Gotteödienfte wieder in demonftrativer Weiſe und 
benützen beionders die Gräber, um ihren Klagen und ihrem Triumpf fchroffen 
Ausdruck zu geben. 

15. Mai. (Schaffhaufen.) Nachdem es drei frühere ver- 
worfen, nimmt das Volk des Gantons endlich den vierten ihm vor= 
gelegten Entwurf einer revidirten Gantonsverfafiung mit 5000 gegen 
1200 Stimmen an. 

16.—17. Mai. (Margau.) Großer Rath: hebt mit 81 gegen 
47 Stimmen die Nonnenflöfter Hermetichwyl und Gnabdenthal, ſo— 
wie da3 Et. Veronaftift Zurzach auf. Das Aufhebungsdecrct er- 
theilt übrigens den depoffedirten Nonnen Penfionen von 1600 Franken 
an abwärts bis auf 600 Franken; auch können diejelben jo Iange ' 
in den Klöftern bleiben, bis der Staat über die betreffenden Ge— 
bäulichkeiten in anderer Weife verfügt. 

18. Mai. (Solothurn) Der Gemeinderath von Dlten be= 
Ichließt, vom Großen Rath die Aufhebung des dortigen Kapuziner- 
kloſters zu verlangen. 

20. Mai. (St. Gallen.) Die katholiiche Kirchengemeinde 
ber Stadt St. Gallen bejchließt, ſich von der dortigen römiſch-ka— 
tholifchen Dompfarre zu trennen und eine chriftfatholifche Gemeinde 
zu bilden. 

24. Mai. (Bern.) Uın die wieder auftauchenden Agitationen 
der Römifch-Katholiichen im Jura und namentlich den Mißbrauch 
der Begräbniffe zu allerlei Demonftrationen zu verhindern, erläßt 
die Regierung eine Verordnung über die firchliche Begräbnißfeier 
in den Kirchengemeinden des Cantons. 

25. Mai. (Genf.) Nach einer öffentlichen Abrechnung des 
Stabtrathe8 von Genf über die braunfchweigifche Erbichaft find der 
Stadt Genf nad) Abzug aller Koften von berjelben im Ganzen 
16,564,660 Franken verblieben; disponibel find zur Stunde aber 
nur noch 2,420,515 Franken. Verausgabt wurden 6,938,750 Fr. für 
Schuldentilgung, 1,620,300 Fr. für Straßenbauten, 1,355,000 Fr. 
für ein Schlachthaus, 1,200,000 Fr. für ein Theater, 395,100 Br. 
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für zwei öffentliche Promenaden, 240,000 Fr. für ein Rathhaus, 
275,000 Fr. für einen Friedhof und 2,000,000 Fr. wurden dauernd 
bei Banken angelegt. 

27. Mai. Die deutfche Regierung hält bezüglich der critijchen 
Lage des Gotthardunternehmena zurüd, indem fie auf die Einladung 
des Bundesraths zu einer neuen internationalen Gonferenz aus- 
weichend antwortet, fie verzichte ihrerjeit3 auf Vertretung und ver— 
laſſe fich bezüglich Wahrung der allfeitigen Intereffen mit voller 
Beruhigung auf den jchweizerifchen Bundesrath. Deutjchland Hat 
offenbar wenig Luft, jeine Subvention zu erhöhen und Italien noch 


viel tveniger. 
5. Juni. Eröffnung ber Seſſion beider Räthe der Bundes— 


verſammlung. 

7. Juni. Die chriſtkatholiſche Nationalſynode der Schweiz 
tritt in Olten zuſammen, wählt den Pfarrer und Profeſſor Herzog 
in Bern zum Biſchof und faßt eine Reihe kirchlicher Reformbeſchlüſſe. 

Bezüglich des Bußſacraments wird beſchloſſen: a. Die erſt im 
Jahre 1216 von der abendländiſchen vierten Lateraniſchen Synode einge— 
führte Verpflichtung, wenigſtens einmal im Jahre zu beichten, wird nicht 
als verbindlich anerkannt. b. Jeder hat nach gewiſſenhafter Selbſtprüfung 
darüber zu entſcheiden, ob für ihn der Empfang des Bußſacraments vor der 
Kommunion nothwendig oder rathſam ſei. c. An Stelle der vor Austhei— 
lung ber Communion bisher üblichen lateinifchen Gebete („Confiteor‘‘ und 
„Misereatur‘‘) hat vor einer gemeinjamen Communionäfeier eine allgemeine 
Bußandacht zu treten, beftehend in der Gewiflenserforichung, dem Reuegebet 
und dem Losſprechungsgebet. Bezüglich des Colibats wird folgender Be: 
ſchluß gefaßt: „Die Fähigkeit zur Bekleidung geiftlicher Amtäftellen ift nicht 
davon abhängig, ob ber erlaube Priefter verheirathet oder unverheirathet 
it.“ Mit Vezug auf die Unionsbeftrebungen in Deutſchland wird 
beichloffen: „Die Nationaliynode der chriftlich-katholifchen Kirche der Schweiz 
erllärt: fie begrüßt die Betrebungen der altfatholiichen Kirche in Deutjch: 
land, eine Einigung mit den proteftantifchen, griechiichen und anglifanij 
Kirchen Herbeizuführen. ala ein großes, bereits vom Stifter der hriftli 
Religion vorauagejagtes, mithin im Willen der göttlichen Vorſehung ge: 
legenes Werk und wird nach Kräften für deffen Förderung und Vollendung 
ebenfall3 einftehen; fie anerkennt, um dieſe Ginigung practiſch und in Ueber— 
einftimmung mit den Principien der ungetheilten Kirche zu fördern, ala 
einzigen Herrn ber Kirche nur Jeſus Chriſtus, unter dem jie fich in Ver: 
bindung mit ihrem Episcopat, Prieftertgum und Diaconat autonom regiert, 
ala öcumeniſche d. h. allgemeine Goncilien nur jene fieben und aud dieſe 
in ihrem umverfälichten Terte, welche ala ſolche von der ungetheilten Kirche 
des Morgen: und Abendlandes angenommen jind, ala fatholiiche Moral nur 
bie Moral des Evangeliums, wie fie nach dem allgemeinen, bejtändigen und 
einftimmigen Zeugniß der chriftlichen Einzellirchen aufgefaßt wird, und ale 
tatholiſche Dizciplin und Liturgie nur die Disciplin und Liturgie, wie fie 
allgemein in der ungetheilten Kirche gefeiert wurden. Der Synobdalrath if 
beauftragt, diefe Erklärung ber Synodalrepräfentanz ber altfatholiichen Kirche 
Deutjchlands für fi und zu mweitern Handen zur Kenntniß zu bringen.“ 
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10. Juni. Nationalrath: Berathung des vom Bunbesrath 
vorgelegten Entwurfs eines eidgendffiichen Fabrikgeſetzes: Frage der 
Beitimmung eines Normalarbeitstagesg. Es wird ein folcher von 
11 refp. 10 Stunden beichlofien. 

Der beichloffene Artitel lautet wörtlih: „Art. 11. Die Dauer ber 
regelmäßigen Arbeit eines Tages darf in Anftalten mit geichlofjenen Räumen 
nicht mehr ala eilf Stunden, an den VBorabenden vor Sonn: und Feittagen 
nicht mehr ala zehn Stunden betragen und muß in die Zeit zwilchen 6 Ühr 
Morgens und 8 Uhr Abends verlegt werden. Bei gelunpheitsichädlichen und 
auch bei andern Gewerben, bei denen durch .. Einrichtungen oder 
vorfommendes Derfahren Gefundheit und Leben der Arbeiter durch eine täg— 
Liche eilfftündige Arbeitszeit gefährdet find, wird der Bundesrath diefel 
nach Bedürfnik reduciren, immerhin nur bis die Befeitigung der vorhans 
denen Gefundheitägefährde nechgewiejen ift. Zu einer ausnahmsweiſen Ber: 
längerung der Arbeitäzeit, welche von einzelnen Fabrilen verlangt wird, ift, 
fofern da3 Verlangen die Zeitdauer einer Woche nicht überfteigt, von den 
zuftändigen Bezirksbehörden, fonft aber von der Gantondregierung die Bes 
willigung einzuholen. Für das Mittageffen ift um die Mitte der Arbeits: 
zeit wenigſtens eine Stunde frei zu geben. Arbeitern, welche ihr Mittags» 
mahl mitbringen, oder daffelbe fich bringen laſſen, follen außerhalb ber ges 
wohnten Arbeitsräume angemefjene, im Winter geheizte Localitäten unent: 
geltlich zur Berfügung geftellt werden. Die Arbeitäftunden find nach ber 
Öffentlichen Uhr zu richten und der Ortsbehörde anzuzeigen.“ 

11. Juni. (Genf) Der Staatsrath faßt in Folge arger 
Aufhetzungen katholifcher Landgemeinden durch fremde römische Geift- 
liche den Beichluß, daß fremde katholische Geiftliche, welche kein Do— 
micil im Canton haben und in diefem predigen oder gottesdienftliche 
Berrichtungen ausüben wollen, bis zum 1. Januar 1877 einer vor« 


bergehenden Bewilligung des Staatsraths bedürfen. 


17. Juni. (Zeffin.) Der Bundesrath beſchließt, den Staats— 
rath von Zeffin einzuladen, von feinem Widerftand gegen den Be— 
ihluß des Großen Raths vom 6. Mai zu verzichten und die Volks— 
abftimmung vornehmen zu Iaffen. Der Große Rath jet darauf 
geftüßt diefe neuerdings auf den 19. November an. 

21. Juni. (Genf) Die Polizei läßt gegen den Proteft der 
römifch-fatholifchen Geiftlichen die Kirche und das Pfarrhaus von 
Berner durch einen Schloffer öffnen, um fie dem jüngft von der Ge— 
meinde gewählten chriftlich-fatholifchen Kirchenrath zu übergeben. 
Die Bevölkerung bleibt dabei ganz ruhig. 

22. Juni. (Freiburg) In Murten wird die 400jährige 
Grinnerungsfeier an die Schlacht gegen Karl den Kühnen durch Zus 
jammentwirfen der ganzen Schweiz auf's glanzvollite begangen. Den 
Mittelpunkt des Feſtes bildet ein großartiger Hijtorifcher Feſtzug. 
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30. Juni. (Wallis) Der Bau des Bahnabfchnitts Viöge- 
Commet der Simplonbahn ift durch Subvention des Staates und 
ber Gemeinden gefichert. Die Simplonbahngejellichaft will vorläufig 
über den Paß das Syftem Fell in Anwendung bringen und jchließt 
darüber mit der Rail-Gentral-Gompany in London einen Vertrag ab. 
Meberdieß wird mit der Schweizer Weſtbahn über eine Fufion unter- 
hanbelt. ' 


5. Juli. Beide Räthe der Bundesverſammlung jchließen ihre 
Eitungen, um erjt am 4. December wieder zufammenzutreten. Das 
eidgenöſſiſche Fabrikgefeg bleibt unerledigt, da der Ständerath es 
feinerjeit3 noch nicht in Berathung gezogen hat. 


9. Zuli. Das von beiden Räthen der Bundesverfammlung be= 
ſchloſſene Militärpflichterfabiteuergefeg wird vom Volke in allgemeiner 
Abſtimmung mit ca. 160,000 gegen ca. 140,000 Stimmen vertvorfen. 

Da aud) das Gejeß über die politische Etimmberechtigung der E chiweizer: 
bürger und das Banknotengeieg vom Volle vertvorfen worden find, jo find 
aljo bereit drei wichtige Geſehe jeit der Einführung der reinen Democratie 
in die eidgenöffiiche Geleßgebung gefallen und dem Tyabrifgejeg dürfte es, 
wie gefürchtet wird, Leicht ebenjo gehen. 

10. Juli. (Solothurn) Die cantonale Schulfynode be- 
Ichließt, den Katechismus des Erbifchofs Lachat aus den Schulen 
zu entfernen, indem fie fich auf Artikel 27 der neuen Bundesver— 
fafjung ftüßt, welcher wörtlich jagt: „Die öffentlichen Schulen jollen 
von den Angehörigen aller Belenntnifle ohne Beeinträchtigung ihrer 
Slaubend= und Gewiflensfreiheit bejucht werden können.“ 


8. Auguft. (St. Gallen.) Der Bilchof und die Ultramon- 
tanen agitiven lebhaft gegen ein neu eingeführtes Leſebuch für bie 
Ergänzungsichulen des Canton, weil es, für die Jugend beider Con— 
feffionen, nicht® gegen, aber auch nichts für die fpeciellen Anſchau— 
ungen irgend einer derjelben enthält und dringen auf eine Revifion 
besjelben. Der Erziehungsrath weist jedoch die diekfälligen Be— 
gehren einftimmig ab. Der Bilchof recurrirt an die Regierung. 

10. Auguft. Die Generalverfammlung der ſchweiz. Weit« 
bahngejellichaft genehmigt die Fuſion rejp. den Ankauf der Simplon- 
bahn mit 6159 gegen 2074 Stimmen. 

14. Auguft. Der Synodalrath der fchweiz. chriftfatholifchen 
Nationalkicche befchließt die Befeitigung bes Titels „bifchöfliche 
Gnaden;“ der Biſchof ſoll einfach mit „Herr Biſchof“ angeredet 
werden. 
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20. Auguft. (St. Gallen.) Die Ultramontanen bringen ein 
vom Großen Rathe beſchloſſenes Geje betr. Einführung des facul- 
tativen Volfäreferendums in der allgemeinen Bollsabftimmung dar— 
über zu Fall und erringen ſomit einen neuen partiellen Sieg. 

Das neue Gefek war genau nach der Norm des Bundesgeſehes betr. 
die Voltzabftimmung über Bundesgeleke und Bundesbeichlüffe vom 17. Juni 
1874 ausgearbeitet, dad ausdrüdlich beftimmt, da der Große Rath über bie 
Trage zu enticheiden habe, ob ein Beſchluß dringlich und deßhalb unter 
Ausſchluß de3 Referendums fofort zu vollziehen jei, oder ob im gegebenen 
Falle eine Dringlichkeit nicht vorliege und daher der Vollkscontrole der freie 
Zauf zu lafjen ki. Die Ultramontanen hatten dagegen verlangt, daß, über 
das verfaflungsmäßig normirte facultative Referendum Hinausgehend, bes 
ichloffen werde, e3 müſſe jeder Beichluß des Großen Rathes dem Referendum 
unterjtellt werben, jobald eine Zahl von mindeftend 50 Mitgliedern des 
Großen Rathes e3 verlangten. Sobald fie damit nicht durchgedrungen waren, 
arbeiteten fie an der Derwerfung des Gejehes durch das Volk, weil fie fürch— 
ten, e3 könnte einmal dem liberalen Großen Nathe einfallen, im Wege bes 
Beichluffes irgend ein Kloſter aufzuheben und diejen Beſchluß durch Dring» 
liherflärung der Bollsabjtimmung zu entziehen. 


11. September. (Solothurn.) Die Kirchgemeinde der Stabt 
Eolothurn lehnt den Antrag des Gemeinderathes, über die Frage 
der Wahl eines chrijtfatholifchen Geistlichen Beichluß zu faflen, even— 
tuell die Wahl eines folchen vorzunehmen, mit 329 gegen 322 Etim= 
men ab. Die Stadt Solothurn bleibt alfo vorerft römiſch-katholiſch. 


17. September. Feierliche Gonfecration des neuen Biſchofs 
(Herzog) der chriftkatholifchen Nationalkirche der Echweiz in Rhein- 
felden durch den altkatholifchen deutjchen Biſchof Reinkens. 


Der neue Biſchof erläht einen Hirtenbrief, in welchem er vorerft die 
Rechtmäßigkeit feiner Stellung eines fatholiichen Biſchofs an der Hand der 
Geichichte der alten Latholiichen Kirche darthut, deren Bilchöfe auch durch 
freie Wahl ber Priefter uud der Gemeinde gewählt wurden, ohne dab dem 
römischen Biſchof irgend ein Bellätigungsrecht eingeräumt war. Ber von 
ihm geleiftete Staatseid lautet: „Ich, Eduard Herzog, gelobe hiemit feierlich 
vor Gott, vor den Vertretern der chriftfatholiichen Synode der Schweiz und 
vor den Abgeordneten der eidgenöffiichen Stände, die mir als erwähltem und 
eonsecrirtem Biſchof der chriitfatholifchen Kirche der Schweiz obliegenden 
Pflichten gewiſſenhaft zu erfüllen, die VBerfaffung der chriftlatholiichen Kirche 
der Schweiz forgfältig und ala ein unbeicholtener Diener der Religion Jeſu 
Chriſti zu beobachten, bie Gejeke der Eidgenoffenfchaft und der Gantone in 
dem mir andertrauten Wirkungskreis in befter Treue zu befolgen und feiner 
geiftlichen oder weltlichen Behörde einen weiteren Treu-Eid zu fchwören!“ 
Der Staatzeid wird ihm vom Präfidenten de3 Synodalrath3 unter Anrufung 
der Delegirten der Gantondregierungen ald Zeugen abgenommen, welche dann 
ipäter diefen Act auf dem Rathhaufe durch ihre Unterſchrift beftätigen. 


19. September. (Thurgau) Große Rath: weist einen 
Recurs der römijch-fatholifchen Kirchgemeinde Frauenfeld, gegen einen 
Beihluß des dortigen Gemeinderaths, daß künftig die Beerdigungen 
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auf dem Gottesader in Oberkirch ohne Rüdficht auf die Confeſſion 
der Reihe nach ftattfinden follen und die Koften für die Erweiterung 
des Kirchhofes und deſſen Unterhaltung auf die beiden chriftlichen 
Gonfeffionen und allfällig weitere Genofjenjfchaften nach Maßgabe 
der Bevölkerungszahl und des fteuerbaren Vermögens zu zerlegen 
jeien, mit allen gegen 3 Stimmen ab. 

- 24. Eeptember. (Genf.) Großer Rath: genehmigt bie Ein- 
ziehung de8 Vermögens der in diefem Canton aufgehobenen reli- 
gidjen Genofjenfchaften und beauftragt den Staatärath mit der pro— 
viforifchen Verwaltung der eingezogenen Güter und Anordnung der 
nothwendigen Maßregeln, damit fie, gemäß ihrem urfprünglichen 
Zwed, auch ferner zu Zweden chrijtlicher Liebe und Wohlthätigkeit 
verwendet werden. 

— October. Gambetta bejucht in Begleitung des Direktors 
der Simplonbahngejellichaft, de geivefenen Bundesraths Gerefole, 
die projectirte Bahnanlage.. Die Freunde berjelben hoffen durch 
jeine Fürfprache auf eine eventuelle Fräftige Unterftügung von Seite 
Frankreichs. 

— October. Der ſogenannte katholiſche Piusverein betreibt 
die Gründung einer römiſch-katholiſchen, deutſch-franzöſiſchen Acade- 
mie, an welcher Philoſophie und Theologie, ſowie ein Theil der ju— 
ridiſchen Wiſſenſchaften gelehrt werden ſollen und die ihren Sitz in 
einem der kleinen Cantone hätte oder mit den Lehranſtalten in Frei— 
burg und Luzern verbunden werden könnte. 

11. October. (Bern.) Großer Rath: die Regierung beantragt 
bie Einverleibung der Fatholifchen Theile des Cantons in das neue 
chriſtkatholiſche ſchweizeriſche National-Bisthum. 

11. October. (Genf.) Großer Rath: der Staatsrath beantragt 
die Einverleibung der Fatholifchen Gemeinden des Gantons in das 
neue chrifttatholifche ſchweizeriſche National-Bisthum. 

15. October. (Teſſin.) Eine große (liberale) Volksverſamm— 
fung bejchließt, die von dem in feiner Mehrheit ultramontanen 
Großen Rathe, auf den 19. November angejegte allgemeine Volksab— 
ftimmung, betreffend das Berfajlungsgeje über die Wahlen zum 
Großen Rathe nicht anzuerkennen und den (liberalen) Staatsrath 
zu bitten, es möchte ein anderes Wahlgeſetz ausgearbeitet werden. 
Der Staatsrath willfährt diefem Wunſch und fchreibt auf den 
5. November Wahlen für einen neuen Großen Rath mit conftituiren- 
der Vollmacht aus. Wachjende Gährung. 
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22. October. (Teſſin.) Bon einem Schießen zurückkehrende 
ziberale werden in Stabio von einem Haufe aus meuchlings be= 
ſchoſſen. Zwei bleiben todt auf dem Plate, vier werben verwundet. 
Beide Parteien bewaffnen fich. 

23. October. (Teſſin.) Der Bundesrath ladet den Staats— 
rath ein, die von ihm auf den 5. November angejegten Großraths— 
wahlen zu verjchieben, ftellt für alle Fälle Truppen auf’3 Piket und 
Tchidt vorerft den Nationalrath Bavier aus Graubünden als eidge- 
nöſſiſchen Commilfär in den Canton Teffin. 

26. October. (Genf.) Teierliche Inftallation der neuen me— 
Dicinifchen Facultät, wodurch die bisherige Academie zu einer voll= 
ftändigen Univerfität (weſentlich nach deutſchem Mufter) wird und 
Einweihung des neuen mufterhaft eingerichteten Anatomiegebäudes 
im Plainpalais. 

— Schober. (Genf.) Lebhafte Agitation für die bevorftehende 
Zotalerneuerung de Großen Rathes. Die in den lebten Jahren 
ziemlich paffiven Independenten (Confervative) treten wieder auf den 
Plan und verbinden fih mit den alten Fazyanern und den Ultra= 
montanen, um wo möglich da3 gegenwärtige liberaleradicale Regiment 
Garteret zu jtürzen. 

Anfang November. Die 7 römifch-katholifchen Biſchöfe der 
Schweiz erlaflen an den neuen altfatholifchen Bilchof Herzog einen 
langen Abjagebrief aus der Feder des Bilchof3 Greith von Et. 
Gallen, urjprünglich eines entjchiedenen Gegners der Unfehlbarkeit, 
in welchen fie demjelben alle und jede bijchöfliche Eigenſchaft ab» 
ſprechen und von irgend einer Gemeinfchaft mit ihm nichts wiflen 
wollen. 

3. November. (Solothurn.) Die Schulcommiffion der Stadt 
Solothurn beichließt bezüglich des Religiongunterrichtg an den Volks— 
fchulen der Stabt: 


An den Schulen ber Stabt Solothurn wird ein allgemeiner chrift: 
licher und ein bejonderer confeifioneller Religionsunterricht ertheilt. Der 
allgemeine Religionsunterricht behandelt einen religids⸗ſittlichen Bildungsftoff, 
der allen in der Schule vertretenen chriftlichen Confeſſionen gemeinjam und 
von wahrhaft erzieheriichem Werthe ift. Jede Polemit und Kritik ber 
Glaubensanfichten der verjchiedenen religiöfen Genoſſenſchaften ausſchließend, 
00 er eine Pflanzftätte des Gemeinfinnes, des friedlichen Zuſammenlebens 

Gonfeffionen in Gemeinde und Staat werben. Der confeffionelle Reli: 
giondunterricht befaßt fich mit ben der betreffenden Gonfeifion als folcher 
eigenthümlichen Glaubens: und Lehrſätzen. Derjelbe darf fo wenig als ber 
allgemeine eine den andern Gonfeffionen feindjelige Richtung befolgen und 
ſoll den all a Zweck gleichfall3 im Auge behalten. Er 
unterliegt — ſowohl in Bezug auf das Lehrperſonal als auf den Lehr⸗ 
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plan und die Lehrmittel der Aufficht der Schulbehörben. Die katholiſchen 
Religionslehrer insbeſondere haben die ri abzugeben, daß fie den 
Religionsunterricht in einer den Beichlüfjen der —— vom 24. Ro: 
vember 1872 und den Ausführungsverordnungen der Schulcommiffion vom 
5. März 1873 nicht zumiderlaufenden Weiſe ertheilen wollen. Der allge 
meine Religiondunterricht wird vom ordentlichen Lehrperſonal, der confej: 
— von den von der Schulcommiſſion bezeichneten, der betreffenden Con— 
eifion angehörenden Geiftlichen erteilt. Dem allgemeinen Religionsunterricht 
werden wöchentlich für Claſſe I und II 1’. Stunden, für Glafje II 2 
Stunden und für Glafje IV, V und VI je 1 Stunde eingeräumt. Der con: 
feifionelle Unterricht kann mit Claſſe IV begonnen werden. Demjelben wird 
in Claſſe IV bis und mit VIII wöchentlih 1 Stunde eingeräumt, bie auf 
Ende eines Schulhalbtaged verlegt werden fol. Der Schuldirector wird 
beauftragt, in Verbindung mit ber Lehrerconferenz, rejp. dem betreffenden 
Lehrperfonal beförderlichſt einen nad Elafjen gegliederten Lehrplan ge: 
jammten Religiondunterricht3 zu entwerfen, die anzuwendenden Lehrmittel 
zu begutachten und beide, ſowie den Stundenplan der Schulcommiffion zur 
Genehmigung dorzulegen. Als Lehrer des confejfionellen Unterrichts werden 
bezeichnet: a. Be die Kinder Fatholijcher Eonfelfion bis zur Regulirung der 
Pfarrverhältniffe der Stadt Solothurn die HH. Profefior Joſeph Meier, 
Inftitutzvorfteher und Domcaplarn Traugott Probft in Solothurn. b. Für 
die Kinder reformirter Confeſſion der jeweilige Pfarrer ber reformirten 
Pfarrgemeinde Solotgurn. Nach Art. 49 der Bundesverfaffung fteht es dem 
Inhaber der väterlichen oder vormundichaftlichen Gewalt frei, die Kinder zu 
dem einen oder anderen oder auch zu feinem der genannten Religionslehrer 
zu ſchicken. 

4. November. (Wallis) Der Staatärath, der die Compe— 
tenz hat, je nach Bedürfniß das Programm oder die Unterrichtäzeit 
der Volksſchulen auszudehnen, ordnet angeficht? der fchlechten Prüf: 
ungsergebniffe der Wallifer Rekruten für jede Gemeinde mit einer 
Primarjchule die jofortige Einführung obligatorifcher Repetirjchulen, 
zu deren Bejuch alle der Schule entlaffenen Leute vom 15. bis 20. 
Altersjahre verpflichtet find, an. Die Schulzeit dauert vom 1. De- 
cember bis 1. April, im December, Januar und Februar mit we— 
nigjteng 2, nachher mit wenigjtens 4 wöchentlichen Stunden. Uns 
terrichtaftoff find die Mutterfprache (Lejen, Dictate, Aufſätze, Erzäh— 
len), Rechnen (mit |pecieller Erklärung de8 neuen Maß- und Ge- 
wichtsſyſtems), Gejchichte und Geographie der Schweiz, cantonale 
und eidgendffifche Verfaffung. Für die dadurch nöthig werdenden 
Mehrleiftungen an die Lehrer haben die Gemeinden aufzulommen. 

4. November. (St. Gallen.) Die Regierung bejchliekt, 
beim Großen Rathe darauf anzutragen, über die Protejtationen des 
Biſchofs und des Fatholifchen Adminiftrationsraths, ſowie zahlreicher 
römifch-fatholifcher Schulgemeinden gegen die obligatorifche Einfüh- 
rung des neuen Lejebuchs für die Volksſchulen des Cantons zur 
Tagesordnung überzugehn. 
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7. November, (Genf.) Regierung und Großer Rath aner- 
fennen den neuen altkatholifchen Biſchof Herzog als folchen. Der- 
jelbe Hat aljo fortan im Canton Genf allein bifchöfliche Befugniffe. 


12. November. (Genf) Allgemeine Neuwahl des Großen 
Rathes. Die herrjchende Liberal-radicale Partei erringt dabei einen 
volljtändigen Sieg. Die vereinigten oppofitionellen Glemente der 
Gonjervativen, der Ultramontanen und der Ultraradicalen werben 
faſt gänzlich aus dem Großen Rathe gedrängt, obgleich die Zahl 
der abgegebenen oppofitionellen Stimmzettel doch ca. 5000 gegen 
ca. 7000 der Regierungspartei beträgt. 


13. November. (St. Gallen.) Großer Rath: die Präfidenten- 
wahl fällt mit 85 gegen 44 Stimmen zu Gunften ber liberalen 
Partei; dieſe behauptet alfo auch im Großen Rath das entjchiedene 
Mebergewicht, während fich im Wolfe dag Uebergewicht in neuerer 
Zeit wiederholt auf die Seite der ultramontanen Partei ver= 
fchoben hat. 

18. November. (Zeffin.) Beide Parteien ſchicken Deputationen 
nach Bern, um fi mit dem Bundesrath über einen möglichen Aus— 
gleich zu vereinbaren, da ſonſt ein neuer, vielleicht blutiger Conflict 
zwijchen ihnen vorauszufehen ift und in Folge desjelben die Beſetz- 
ung des Cantons durch eidgendffiche Truppen. Ein folcher Vergleich 
fommt denn afch nach den Vorjchlägen des Bundesraths wirklich 
zu Stande. 


Nach denfelben werben die Liberalen fich nicht mehr der verfafjungs- 
mäßigen Einberufung de3 Großen Raths am 20. d. Mia. —— wäh: 
rend fich diejer auf Erledigung der dringendften Geſchäfte und den Erlaß 
einer neuen Wahlverordnnung beichränfen wird, welche in einem einzigen Ar: 
tifel bejtimmt, daß der Große Rath auf der Grundlage ber derzeitigen ſchweize⸗ 
rischen Gejammtbevölterung unter Beibehaltung ber feitherigen Wahlkreiſe 
mit geheimer Stimmabgabe in den Gemeinden ftattfinden fol. Dann, wenn 
dieje Verordnung von der Bundesverfammlung genehmigt fein wird — was 
ihon in der nächſten December:Sikung ru fann —, ſoll nad ihr jo: 
fort ein neuer Zeffiner Großer Rath; gewählt werben. 


20. November. (Teſſin.) Zufammentritt des Großen Rathes. 
Die Liberalen bleiben demfelben fern. Der Große Rath nimmt den 
mit dem Bundesrath abgejchloffenen Vergleich ſeinerſeits an. 

23. November. Die vom Bundesrat eingejeßte große Gott- 
hardeommiffion für Reconftruction des Gotthardbahn-Unternehmeng 
hat ihre Berathungen beendigt. 


Die Herftellung einer durchaus einfpurigen Berglinie wurde — 

vielmehr ſollen alle Strecken, deren ſpätere Verbreiterung mit allzugroßen 

Koſten verbunden wäre, ſofort mit zweiſpurigem Unterbau angelegt, jedoch 
11° 
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einftweilen nur mit einem Geleife verfehen werben. Ebenfo beichloß fie, von 
der Anwendung aller Specialiyfteıne, mögen fie heißen, wie Sie wollen, wie 
Syſtem Fell, Agudio u. ſ. w. abzuſehen. Wird nun das ganze Gotthard: 
bahnnetz nach dem im internationalen Bertrage vorgejehenen Project aus: 
geführt werden, jo ift das von Ober⸗-Ingenieur Hellwag berechnete Deficit 
von 102,000,000 Franken auf 71,829,000 Franken vermindert, und mit Weg: 
lafjung ber Linien Zug: Arth und Luzern-Immenſee auf 59,454,000 Franken. 
Was die auf der Sübdfeite des Gotthard liegenden Linien Bellinzona-Lugano 
und Gadanazzo:Pino betrifft, beſchloß man, da hierüber zunächſt Staliem zu 
beftim men hat, noch nicht? Endgültiges. Der Entjcheid, ob ftatt ber Linie 
Luzern⸗Flüelen eine ANAL DENE IE HUVe auf dem Vierwalbdftätter:See ein: 
zurichten jei, bleibt der internationalen Konferenz überlaffen. Der zu ge: 
wärtigende Jahresverfehr wurde auf 250,000 Perſonen und 400,000 Tonnen 
Güter, und der jährliche Ertrag auf 52,000 Franken per Kilometer, was für 
die 268 Kilometer Gejammtlänge im Ganzen eine Jahredeinnahme von 
13,936,000 Franken ausmacht, veranjchlagt, während die Betriebätoften, in= 
begriffen ben Rejervefonds, auf 26,000 Franken per Kilometer, aljo auf 50 
Procent der Einnahme teftgeieh wurden. Der jährliche Reinertrag würde 
fi) ſomit im Ganzen auf 6,968,000 Franken oder rund 7 Millionen Franten 
belaufen. Bei biefen 7 Millionen Reinertrag würden mit 5 Procent 140 
Millionen Franken zu verzinfen fein; im folge deſſen von dem ganzen Baus 
capital im Betrage von 259,000,000 Franken durch Subvention 119,000,000 
Franken gebedt werben müflen. Da nun davon ſchon 85,000,000 Franken 
(45,000,000 Franken von Italien, 20,000,000 Franken von Deutſchland 
und eben jo viel von ber weiz) votirt find, würden ag 34,000,000 
Franken zu bewilligen fein. 3 die Marimalfteigung der Bergbahn be— 
trifft, fo wurde diefe von der Gommilfion auf den höchften Stellen auf 25 
ocent, auf den mittleren auf 26 und auf den unteren auf 27 teftgeiepte 
ür die Monte-Genere:Linie wurden 20—21 Procent angenommen; für bi 
halbahnen etwa 10—12 Procent. Als fleinfter Krönungsradius wurden 
für kurze Bogen 280 Meter ala zuläffig erkannt, wenn dadurch mwejentliche 
Erſparniſſe erzielt werden; in der Regel follen aber ala Minimum 300 
Meter angenommen fein. Sollten fi die Mittel zu den von der bunbes- 
räthlichen Gommiffion beſchloſſenen Anlagen nicht finden, jo müßten weitere 
Einſchränkungen der internationalen Conferenz überlaffen bleiben. 


— November. (Aargau.) Großer Rath: läßt bei Berathung 
einer Revifion der Berfaffung die bisher durch diefelbe ausgejprochene 
Garantie der verfchiedenen Kirchen fallen. 

3. December. (Freiburg.) Allgemeine Neuwahl des Großen 
Rates. Die Ultramontanen behaupten ihr bisheriges Uebergewicht. 
Nur der Seebezirk wählt Tiberal. 

4. December. Eröffnung der Bundesverfammlung. 

10. December. (Bafelland.) Das Volk lehnt die ihm vom 
Landrathe vorgejchlagene Revifion der Berfaffung ab. 

19— 21. December. Ständerath: Berathung des Fabrikgeſetzes: 
mit 22 gegen 20 Stimmen wird dem Bejchluffe des Nationalrathes 
bezüglich Feſtſtellung des Normalarbeitstage® auf 11 Stunden bei- 
getreten. 
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23. December. Schluß der außerorbentlichen Seſſion ber 
Bundesverfammlung, nachdem beide Räthe fich über einige ab— 
weichende Bejchlüffe noch in Uebereinftimmung gefeßt. Namentlich 
hatte fi) im Nationalrath das Militärbudget mehrere auf 800,000 
Franken anzufchlagende Streichungen gefallen laſſen müffen, worüber 
in den Schlußfigungen mit dem Ständerath Hin und her gemarftet 
wurde. Wie man aus der bezüglichen Debatte erfehen founte, ver= 
ringert fich die Zahl der freunde der neuen Militärorganifation 
mehr und mehr. Dan findet, daß die erzielten Erfolge ben aufge- 
wandten Koften nicht entfprechen. 

28. December. (St. Gallen.) Großer Rath: geht mit 89 
gegen 60 Stimmen über die Protefte der Ultramontanen gegen bie 
obligatorifche Einführung des neuen Lefebuches als durchaus unbe» 
gründet zur Tagesordnung über. 


7. Belgien. 


1. Februar. Deputirtentammer: Budget des Innern. Ga 
entſpinnt fich eine politifche Debatte bezüglich der Intentionen bes 
Gabinet3 in der längjt in Frage ftehenden Angelegenheit einer Re— 


form der Bürgerwehr: 

Minifterpräfident Malou erflärt: da bie Abfichten der Regie- 
rung nicht über Verbeflerungen in der Bewaffnung und in Einzelheiten Der 
beftehenben DOrganifirung Hinauslaufen, und daß biejelbe den Borjchlägen 
ber Commiffion von 1870, wonach die Stärfe der Bürgerwehr auf 150,000 
Mann gebracht werben foll, feine folge zu geben gewillt fei; die 30,000 
Mann, aus denen jet bie Bürgerwehr beitehe, genügen, um als National 
referve für Feſtungs- und Garnifonsdienft gebraucht zu werben, beun von 
Felddienſten bürfe feine Rebe fein. Dagegen wird das Syſtem einer durch— 

reifenden Abänderung der Bürgerwehrordnung von 1848 und 1853 im 
inne ber Commiſſion von 1870 von Orts und anderen Mitgliedern ber 
Linken mit Entjchiedenheit verfochten und fich dabei auf die im Kriegsjahr 1870 
zu Tage getretenen Uebelftände geftügt. Minifter Malou reicht — fol⸗ 
ge Tagesordnung: Antrag ein: „Die Kammer, in Hebereinftimmung mit 

er bon der Regierung audgefprochenen Abficht, die Bewaffnung und Dr: 

—— der Bürgerwehr in der Weiſe zu verbeſſern, daß die Laſten der 

evölferung nicht vermehrt werden, geht zur Tagesordnung über.“ Sofort 
tritt Ort3 mit ———— Amendement in bie Quere: „und in der Weiſe, 
daß ber Armee die von dem Heerverfaſſungsgeſetze für unerläßlich erfannte 

Rejerve von 30,000 Mann gefichert bleibe.” Durch das nunmehr von 
Malou abgegebene Verſprechen: innerhalb ſechs Wochen ein Reformgejeh 
einzureichen, fallen indeß beide Anträge dahin. Dennoch rüdt Orts mit 
einem neuen hervor, wodurch die Kammer dieſes Verſprechen beſonders zu 
—— nehmen ſollte. Sein Antrag fällt indeſſen mit 56 Stimmen gegen 

7 und 6 Enthaltungen duch, und das Budget des Innern wird mit 58 
gegen 39 Stimmen bewilligt. 


13. Februar. Große clericale Demonstration in Mecheln. 


Alle katholifchen Vereine des Landes find dazu einberufen, und in 
größerer oder geringerer Zahl vertreten, auch die Häupter ber Partei find 
zugegen. Die Zahl der Anwejenden wird auf 12,000 geſchätzt. Das Ganze 
iſt eine Nahahmung der großen Kundgebungen, welche im vorigen Jahr 
von ber liberalen Partei in Antwerpen und Gent veranftaltet worden, und 
bat bdenjelben Vorwand, nämlich den neuen Stabtrath zu feiern, bei befien 
Wahl in Mecheln bie clericale Partei gefiegt Hat wie in Antwerpen und 
Gent die liberale. Auf die Berfammlung folgt ein Banlet von 450 Ge: 
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decken, wobei ber erfte Toaft dem Papft und erſt ber zweite dem König ge 
bracht wird. Bei der Abreife der Gäfte entfteht am Bahnhof eine Prügelei, 
wobei mehrere Perjonen arg mißhandelt werben. 

12. März — 8. April. Deputirtenfammer: Berathung eines 
Geſetzesentwurfs betr. die zu Ausübung der fogenannten Liberalen 
Profeffionen erforderlichen academifchen Prüfungen fo wie die Ein- 
richtung der damit zu beauftragenden Staatsjuries. Der Führer 
der Liberalen Partei, Froͤre Orban, trägt dagegen auf vollftändige 
Vreigebung jener Profeffionen an. Die Mehrheit feiner Partei ift 
mit dem Antrag, der unter den obwaltenden Umftänden nur den 
clericalen Lehranftalten zu Gute kommen wird, keineswegs einver= 
ftanden ; dagegen läßt die (ultramontane) Regierung ihre Vorlage 
ſofort fallen, um dem Antrag Frere Orban's beizutreten. Schließ— 
lich wird derjelbe mit 78 gegen 26 Stimmen (Frere Orban ver- 
mochte 18 Liberale Deputirte mit fich fortzureißen) angenommen. 


15. Mai. Senat: tritt dem Beichluffe der Deputirtenfammer 
betr. Abſchaffung der Staatsprüfungen und Freigebung der acade- 
mijchen Grade und der fogenannten liberalen Profeffionen mit 32 
gegen 15 Stimmen bei. Die ultranontane Rechte jtimmt dabei 
einjtimmig, von den Liberalen flimmen jedoch nur 4 dafür. 

In der Debatte tritt im Widerfpruch mit den Ausfagen feiner geg— 
nerifchen Vorredner ber were der Rechten, Baron d’Anethan, mit einer 
politiſchen Rebe auf, in welcher er da3 Thema abwidelt: „Die conftitutio: 
nellen Freiheiten haben tro Syllabus und Unfehlbarkeit feine aufrichtigeren 
Anhänger als die politiiden Männer der Rechten.“ Den Einwurf, daß 
legtere ſich wohl hüten, dieſelben ala natürliche Rechte zu betrachten, be» 
feitigt der ger ſchnippiſch mit der Neußerung: „Was liegt daran? 
Es genügt, dab wir fie acceptiren." Dieſe Worte bezeichnen den Stand: 
puntt des bermalen herrſchenden en: welches allerdings ftet3 con» 
ftitutionell fich gebahrt, aber die Gültigkeit der in der Verfafjung ausge: 
Iprochenen Principien eben nur als eine temporäre anerkennt. 

22. Mai. Die Provincialrathewahlen fallen jehr gemifcht au2. 
Die Liberalen gewinnen 32 Mitglieder, verlieren aber auch 17. In 
der Provincialvertretung von Antwerpen unterliegen die Glericalen 
völlig. 

25. Mai. Deputirtenfammer: das ultramontane Minifterium 
erleidet in der Frage der Mebereinfunft mit Holland von 1874 wegen 
Erweiterung de& Canals von Gent nach Terneuzen mit 42 gegen 58 
Stimmen eine kleine Schlappe. 


13. Juni. Die Wahlen zur Deputirtenfammer fallen anders 


aus, ala die Liberalen, die fchon zum voraus triumphirt hatten, 
erwartet. Die Elericalen verlieren nur 1 Stimme. In Antwerpen 
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fiegen mit Hülfe der Landbevölferung wieder die Glericalen. Die 
Majorität der Glericalen in der II. Kammer betrug bisher 14 Stim- 
men und wird künftig 12 betragen. Dieſes Reſultat erregt in meh: 
reren großen Städten ernftliche Unruhen, die indeß ziemlich Leicht ge- 
ftillt werden. Die Liberalen verlangen, daß die Vertretung ber 
großen Städte in den Kammern unabhängig gemacht werde von dem 
weniger unterrichteten und von feinen Geiftlichen wie am Gängel- 
bande geführten Landvolfe. 

26. Juni. Eröffnung einer internationalen Ausftelung für 
Gefundheitäpflege und Rettungswefen zu Brüflel. 

12. Juli. Der Gericht3hof von Lüttich |pricht gegenüber einer 
Klage des Biſchofs den Bürgermeifter der Stadt, welcher die Ab- 
haltung päpftlicher Jubiläumgproceffionen verboten hatte, um Unord- 
nungen zu vermeiden, frei und erklärt die Klage des Biſchofs für 
unbegründet. 

27. Auguft. Berfammlung des belgijch-holländifchen Con— 
greſſes für Sprach und Literaturfunde in Brüffel. Die holländijchen 
Gäſte werben vom Bürgermeijter der Stadt zwar in franzöfifcher 
Sprache, aber auf’3 freundlichite begrüßt. Abends wird ein flämi— 
ches Oratorium aufgeführt, dem auch der König und die Königin 
beimohnen. Auf die Einladung dazu Hatte der König gegen das 
Herfommen in flämifcher Sprache antworten laſſen. 

12. — 14. September. Auf die perfönliche Anregung des Kö— 
nigs und von ihm berufen tritt ein internationaler Congreß für bie 
Erforfhung Afrika’ zu Brüffel im kgl. Schloffe zuſammen. Es 
wird beſchloſſen, eine internationale denſelben Zweck verfolgende 
Gejellichaft zu gründen; das Grecutiv-Comite hat den König der 
Belgier zum Präfidenten. 

27. September bis 2. October. Zufammentritt eines inter« 
nationalen Congreſſes für Gefundheitspflege und Rettungsweſen in 
Brüffel. Die meiften europäiſchen Staaten betheiligen ſich an dem— 
felben. 

31. October. Der „liberale Bund“ Hält im Rathhaus zu 
Brüflel eine Generalverfammlung ab, um den Bericht feines Prä- 
fidenten, Abg. Bara, über die Unterfuchung entgegenzunehmen, welche 
von dem Comits über die Urfachen der am 18. Juni bei den Kammer: 
wahlen erlittenen Niederlage, jo wie über die Frage angejtellt wor: 
ben ift: durch welche Mittel die Stimmfreiheit der ländlichen Wähler 
vor den Bedrüdungen des Glerus gefichert werden könne. 
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An —— Rede ſchildert Bara die Gefahren, in welche die 
verfafſungsfeindliche Geſinnung des höheren Clerus die belgiſchen Staats: 
einrichtungen und die Sr ira des Landes —— verbreitet ſich To: 
dann über das von ber Geiſtlichkeit an dem unwiſſenden Landvolk geübte 
Einſchüchterungsſyſtem, das er in der Greta feiner Aeußerungen 
und Wirkungen recht lebendig darzulegen weiß, und jchließt mit der Aus: 
einanberfegung legiälativer Beftimmungen, wodurch im Intereſſe der Ehre 
und Würde des Landes der Wähler bei Abgabe feiner Stimme in ben vollen 
Befit feiner perfönlichen Freiheit gefeßt werden möge. Diefe Beftimmungen 
zielen dahin, das Geheimniß des Votums vor jeder Beeinträchtigung zu 
wahren, und eine darauf bezügliche Wunfchesäußerung an bie Legiälatur 
wird von ber Berfammlung nad) kurzer Debatte genehmigt. Bara’3 Rebe 
Toll in Zanfenden von Eremplaren vertheilt werden, und kann ala das offi: 
cielle Manifeft des belgifchen Liberalismus am Vorabend des am 14. be: 
ginnenden Landtages betrachtet werben. Sie ift ſchwungvoll, überzeugend 
und eine beherzigungstverthe Zeichnung der trüben Zuftände, in denen fich 
Belgien befindet. 

14. November. Zufammentritt der Kammern. Diefelben wer- 
den ohne Thronrede de Königs eröffnet, da das ultramontane Mi: 
nifterium die Adreßdebatten bei der aufgeregten Stimmung ber öffent» 


lichen Meinung vermeiden will. 


15. November. Deputirtenfammer: der Abg. Bara Tpricht 
fih gegen die Art und Weife aus, womit die fatholifche Partei bei 
den lebten Wahlen die Majorität erlangt hat. Der Minifterpräfident 
Malou erflärt fich, um den Sturm zu bejchwören, bereit, eine par- 
Yamentarifche Commiffion zur Erörterung der Trage niederzufeßen. 
Die Liberalen wollen jeboch zu einer folchen ihrerjeit3 nicht Hand 
bieten, worauf Malou droht, diefelbe ausſchließlich aus Mitgliedern 
der Rechten zufammen zu ſetzen. Die katholiſche Partei ift indeß 
mit dem Vorſchlage auch nicht zufrieden und unwillig darüber, daß 
ein Minifterium ihrer Farbe fich nicht dazu Herbeilaffen will, bie 
Wahlbezirke zu verkleinern und die Abjtimmung in die Gemeinden 
zu verlegen, was dem Glerus bie Herrichaft für alle Zukunft fichern 
würde. 


19.—23. November. Deputirtenfammer: Fortſetzung der De— 
batte über eine Wahlreform. Bara verlangt die Annullirung der 
Wahlen in Ppern, Brügge und Antwerpen, aber fein Antrag auf 
eine parlamentarifche Unterfuchung diefer Wahlen wird von der ge= 
fammten Rechten (62 St.) gegen die gefammte Linke (45 St.) ver- 
worfen. 


Das einzige practifche Ergebniß der Debatte iſt das ber Abſtimmung 
vorausgegangene Verſprechen des Cabinetschefs Malou, unter Rüdnahme 
feines anfängli Vorhaben? einer mit der Ausarbeitung eines Reform: 
gejeßes zu befa enben parlamentarifchen Commiſſion ein ſolches Gejeh nad 
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Derlauf einiger Wochen jelbft vorzulegen. Er werde fich dabei von dem 
Grundſatz leiten Iaffen, dak die Reform nicht das Intereſſe einer Partei, 
fondern die über dem Parteiintexrefje ftehende Wohlfahrt und Ehre des Vater: 


landes zu verfolgen Habe. 
5. December. Deputirtenfammer: der Minifterpräfident Malou 
erklärt, er hoffe, Ende Januar bereits feinen Gejehentwurf betreffs 


der Reform der Wahlgefehgebung auf den Tiſch des Haufes nieder- 
legen zu fönnen. 





8. Solland. 


7. Januar. Hr. Klerck, Chef der Abtheiluug „Eifenbahnen” 
im Minifterium des Innern, wird zum Kriegsminiſter ernannt, um 
zu verfuchen, ob nicht ein fähiger Civiliſt mehr erlange, als die vielen 
militärifchen Minifter, welche in leßterer Zeit aufeinander gefolgt find. 

1. März. An die Stelle des verftorbenen Generals Pel wird 
General Engel zum Obercommandanten der holländifchen Truppen 
gegen die Atfchinefen ernannt. 

16. März. Die Regierung weist den in Preußen abgeſetzten 
Biihof Martin von Paderborn aus. 

6. April. II. Kammer: nimmt, nachdem fich die Verhand- 
lungen darüber durch 23 Situngen Hingefchleppt haben, einen Ge— 
fegentwurf über die Umgeftaltung des höhern Unterrichtsweſens mit 
67 gegen 6 Stimmen an. 

Im Ganzen ift das Geſetz ein FFortfchritt ben beftehenden Zuftänden 
gegenüber, aber es hat doch auch jehr bedenkliche Seiten. Die drei beftehen- 
den Univerfitäten, von denen eine jedenfalls überflüffig ift, werden durch eine 
vierte in Amfterdam vermehrt. Die Regierung war gegen dieſe neue ilni: 
verfität, aber das Privatinterefie Amfterdams trägt den Sieg davon. Nach 
der Theorie: Trennung zwiſchen Kirche und Staat! hatte die Regierung in 
ihrem Entwurf die theologifche Facultät an ben Univerfitäten geftrichen. Sie 
hoffte auf die Unterftügung der Glericalen und der meiften Liberalen, täuſchte 
fi aber: nur bie äußerfien Parteien ftimmten für fi. Don ber Inter: 
ſuchungs-Commiſſion wird eine Facultät der Religionswiffenichaften vorge: 
ichlagen und ein Amendement angenommen, welches an die Stelle der alten 
theologijchen Facultät eine Facultät der — —— ſtellt, was alſo eigent⸗ 
Lich dasſelbe wäre, wenn man nicht die Dogmatik nud practiſche Theologie aus 
ben Unterrichtsfächern geftrichen hätte. Es foll alfo eine rein wiſſenſchaftli 
Theologie gebildet werden. Ob fich bderfelben wohl Jemand widmen wird, 
wenn er dadurch feine Auzficht auf eine Pfarritelle erhält? Und wahrſchein— 
li wird die veformirte Kirche jetzt ihre Predigerfeminare errichten, wie bie 
fatholifche Tan ja niemals eine theologifche Facultät an ben Univerfitäten 
hatte und ihre Priefter ausfchlieglich in Jeſuitenſeminarien erzog. Die 55 
wird dadurch in einen ſcharfen Gegenſatz zum Staat und zur Wiſſenſcha 
getrieben. — dem neuen Geſetze darf Jeder höheren Unterricht ertheilen, 
ohne daß ber Stant das Recht der Aufficht Hat; nur das jus promovendi 
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hat er fich vorbehalten. Aber auch von diefem Rechte Hat ex zu Gunften 
der Stadt Amfterdam Abftand genommen. In einem Punkt wird noch am 
Schluß ben Ultramontanen ein jehr wichtiges Zugeftändniß gemadt. Die 
Verfaſſung ftellt nämlich auch die privaten höheren Unterrichtsanftalten unter 
bie ftaatliche Oberaufficht. Die conjervative Regierung meinte aber bieier 
Beitimmung Genüge zu leiften, indem fie den Vorftänden der betreffenden 
Anftalten nur die Verpflichtung auferlegt, der Negierung ihre Berichte und 
Reglement3 mitzutheilen. Der liberale Abg. Jonckbloet beantragt jedoch 
bieje jcheinbare Staat3aufficht mittelft Ernennung von Inſpectoren für den 
habe Unterricht in eine wirkliche umzuwandeln. Obwohl ber Minifter 
i3 dahin jchon manche wichtige Principienfrage geopfert hat, befämpft er 
n bloß den betreffenden Antrag, fondern droht jelbit, den Entwurf, auf 
welchen die Kammer jchon 22 Sigungen verwendet hat, zurüdguzichen, falls 
ba3 Amendement genehmigt würde. Seine Warnung bleibt nicht Fruchtlos, 
denn eine Anzahl Liberaler trat den Gonfervativen und Ultramontanen bei, 
> verhalf fo der Anficht der Regierung mit 44 gegen 21 Stimmen zum 
iege. 

10. Mai. II. Kammer: die Regierung legt derjelben einen 
neuen Entwurf betr. die Regelung des niederländifchen Münzweſens 
vor: mit den Beginn des nächiten Jahres ſoll die alleinige Gold— 
währung eingeführt werden. 

12. Mai. I. Kammer: Beginn der Berathung über eine 


Novelle zum Miligzgeſetz. 

Diefelbe war bereit3 am 17. März v. J. von dem damaligen Kriegs— 
minifter Weibel eingebracht worden. Die Vorlage hat namentlich zum Zweck, 
dad Altergmarimum derjenigen, welche ala Stellvertreter in die Armee ein 
— zu werden verlangen, von 35 auf 25 Jahre herabzuſetzen und die 

tärke der jährlichen Aushebung zu erhöhen. Dieſelbe beträgt jetzt 11,500 
Mann. Kriegaminifter Weibel verlangte diefe Zahl aber auf 13,500 zu er: 
Höhen, und deſſen Nachfolger Enderlein theilte diefe Anficht. Der nunmeh— 
rige Kriegsminiſter Klerck änderte die Vorlage aber zur zwölften Stunde 
bahin ab, daß ba3 — Contingent 14,000 Mann betragen ſolle. Zus 
nächjt jedoch findet der Entwurf feinen einzigen VBertheidiger in ber gejeh- 
gebenden Berfammlung. . 

16. Juni. II. Kammer: der neue bürgerliche Kriegsminifter 
iſt Schließlich nicht glücklicher als feine militärifchen Vorgänger: bie 
Novelle zum Milizgefeg (Erhöhung der jährlichen Aughebung von 
11,500 auf 14,000 Mann) wird mit 43 gegen 31 Stimmen abge: 
Yehnt. Der Kriegaminifter gibt feine Entlaffung ein. 

17. Juni. Wie au einem amtlichen Verzeichniſſe hervorgeht, 
find jeit VBerfündigung der Kloftergefege in Preußen nicht weniger 
ala 28 Klöfter von dort nach der niederländifchen Provinz Limburg 
übergefiedelt, welche jomit in diefem Augenblid 67 Klöfter, auf eine 
Bevölkerung von 230,000 Seelen, zählt. 

27. Juli. Große Freimaurerverfammlung im Haag zur feier 
be3 50jährigen Jubiläums des nationalen Großmeifterd, Prinz 


Holland. (Aug. 22. — Sept. 16.) | 429 


Triedrich der Niederlande. Zu demfelben findet fich auch der Kron— 
prinz des deutjchen Reiches ein. Die Reden berühren ziemlich direct 
den Gulturfampf, indem 3. B. der deutſche Kronprinz äußert: 

„Die Nationalitäten hätten die Grenzen in’3 Leben gerufen; bie Frei— 
maurerei will Liebe, Duldjamteit und Freiheit ohne Unterfchied der Grenzen. 
E3 wäre ihm lieb, an dieſem für ihn unvergehlichen Tag gerade auf nieder: 
ländiſchem Boden das Wort führen zu können, um feine volle Mebereinftim: 
mung mit den Principien des Ordens ausſprechen zu können und bie Hoff: 
nung und den Wunſch auszudrüden, daß in dem Kampf für Volksentwick⸗ 
lung und Geiftesfreiheit 5 ſiegen möge.“ Dieſe Anſprache erregt einen 
unbeſchreiblichen Jubel und eine Begeiſterung, ſo intenſiv, ſo nachdauernd, 
ſo gewaltig, wie ſelten in einer niederländiſchen Verſammlung. 


22. Auguſt. Gelegentlich der 40jährigen Gründungsfeier des 
Metallkreuzes in Dordrecht bringt der conſervative Junker v. Molk 
einen Toaſt aus, der gewaltiges Aufſehen macht, und namentlich in 
conſervativen und hochconſervativen Kreiſen entſchiedenen Beifall 
findet: 

„Unter den auf die königliche Familie üblichen Toaſten ift einer, ber 
bis zur Stunde wie durch eine Art Mebereinkunft und aus einer gewiſſen 
Furcht mit Stillſchweigen übergangen worden ift, ber auf den Prinzen von 
Dranien. Wir, die unter den erften drei Wilhelm gedient, wir, die unter 
allen Berhältniffen treu und feit zu dem Haufe Oranien hielten, uns fteht 
e3 zu, bei dem Grinnerungäfefte einer — Vergangenheit ein Wort 
an denjenigen zu richten, der nach allen menſchlichen Berechnungen berufen 
iſt, eines Tages als Wilhelm IV. zu regieren. Ich ſage es frei heraus, die 
Nation hat in der letzten Zeit mit Leidweſen die vn und das Auf: 
treten des Prinzen wahrgenommen. Als erfter Unterifan des Königs, jo 
will es das Grumdgejeg, gefällt ſich Se. königliche Hoheit darin, in freitwil: 
liger Verbannung Paris zu feinem Aufenthaltsort zu nehmen und an den 
Ufern ber Seine und auf den Boulevards eine Zeit zu dvergeuden, welche 
bei feiner en großen geiftigen Begabung dem Dienfte des VBaterlandes 
und feinen Interefien gewidmet fein ſollte. Leeren wir dieſes Glas auf feine 
baldige Rückkehr ind Vaterland, damit wir wieder aus voller Bruft rufen 

fönnen: „E83 lebe der Prinz von Oranien!“ 


7. September. Der bürgerliche Kriegaminifter Klerck erhält 
die nachgefuchte Entlaffung und der König ernennt wieder einen 


Militär, den General Reyen, an feine Stelle. 

16. September. Schluß der Seſſion der Generalftaaten. Der 
Minifter des Innern verlieft die Schlußrebe: 

„Während Ihrer jetzt abgelaufenen Vereinigung wurde große Gorg: 
falt und viel Mühe auf verfchiedene öffentliche Angelegenheiten verwendet. 
Ih habe die angenehme Pflicht zu erfüllen, Ihnen dafür den Dan bes 
Königs zu bezeugen. Abgejehen von — 2 für die Verwaltung des 
Staates, feiner eoningen und überſeeiſchen Befigungen unumgäng ig se 
Geſetzen, wurde die Revifion der Gejeßbücher, mittelft Verminderung der 
Anzahl der Gerichtähöfe reſp. Verbefferung der Gerichtsordnung, fortgefekt. 
Die Regelung des höheren Unterrichts wurde zu Stande gebracht und bie 
Errichtung einer Stantzlandbaufchule gefichert. Das Geſetz, rückſichtlich der 
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Anlegung von Staatsbahnen bildet eine fefte Grundlage für den Bau meuer 
Verkehrsmittel. Das Votum der zweiten Hammer bezüglich des Milizgeſetzes 
veranlaßte die Räthe ber Krone, ihre Eollectiv:Entlaffung einzureichen. ch 
reiflicher und ernſter Ueberlegung der Verhältniſſe hat der König geruht, 
das Entlaſſungsgeſuch des Cabinets zu verweigern. Die Regierung gibt ſich 
ber Hoffnung hin, daß nächftend neue im Intereſſe der Landeövertheidigung 
ausgearbeitete Anträge zu einer Verftändigung führen werden.“ 


18. September. Eröffnung der neuen Seffion der Generalftaaten. 
Thronrede des Könige: 


„. . . Die faft vollendeten Zugänge zu unferen großen Sanbels: 
ftäbten (e8 find damit bie in Amfterdam und Rotterdam in der Anlegung 
begriffenen Ganäle und Centralbahnhöfe gemeint), die energiſche Fortſetzung 
ber Eijenbahnanlagen, die Fluß:Eorrectionen und die projectiren Ganalver: 
bindungen der norböftlichen Gegenden mit Deutihland werden nächiten? 
dem Handel und der Schifffahrt zu gute fommen. Die finanziellen Ber: 
hältniffe find günftig, die fortwährende Steigerung aller Einnahmen zeigt 
den Fortſchritt der Nation auf materiellem Gebiete. Auf der Weltausftellnng 
Nordamerica'3 werden bie KHunft, die Induſtrie und die Waflerbaufunft 
Niederlands ehrenvoll erwähnt. Die Marine und die Landarmee fahren 
fort, ihre wichtige Aufgabe zu erfüllen. Die Verſtärkung unſerer lebenden 
Streitkräfte nimmt fortwährend meine Aufmerkfamfeit in Anſpruch. In den 
überſeeiſchen Befigungen wird noch immer zur Befeftigung unjerer Macht 
im Norden Sumatra’3 eine außerordentliche Kraftentfaltung erheiſcht. Wenn 
auch diefer Kampf zahlreiche und koſtbare Menjchenleben fordert, jo erfüllen 
gleichwohl auch dort Flotte und Armee ſtets ausdauernd ihre Pfliht. In 
allen fonftigen Gegenden Indiens können die Verhältnifje als günftige be— 
zeichnet werden. In Java find große gemeinnüßige Bauten der rigen 
nahe oder werden vorbereitet; die lehten Spuren der Sclaverei find unter 
den Eingebornen ber Weftküfte Sumatra’s, und zwar in volllommenem Ein» 
vernehmen mit den Führern umd der Bevölkerung, bejeitigt. Die Zuftände 
in Weſt-Indien können nur allmählich verbejjert werden, die Wiederbelebung 
des Landbaue® muß durch Vermehrung der Arbeitskräfte erzielt werden. 
Wenn, wie ich Hoffe, die VBerwidlungen mit Venezuela nächflens gelöft 
werden, dann wird dieß Curacao zugute kommen. Meine Herren! War 
die nunmehr abgelaufene Geifion eine äußerjt thätige, jo rechne ich auch 
jegt auf ihren patriotifchen Eifer für die Erledigung manches wichtigen 
Gegenftandes. Zur Reviſion der Gejehbücher wird Ihre Mitwirkung von 
neuem in Anſpruch genommen werben; auch jollen Ihnen Anträge zur Ber: 
befferung ber militärischen Gerichtsordnung unterbreitet werden. Die Revi— 
fion des Wahlgejeges ift nöthig. Ein Gejekentwurf rücffichtlich des Primär: 
unterricht? wird Ihnen nächſtens vorgelegt werden. Die bereit3 eingereichten 
Anträge bezüglich des Eijenbahnbetriebs und der Nevifion der Quarantaine- 
Reglements bleiben Ihrer Aufmerkfamkeit empfohlen. Die Handelsinterefjen 
erheifchen endgültige Regelung de3 Münzweſens auch für Indien. Sowohl 
für Die bereit? eingebrachten ala für neue Anträge zur Verbefferung bes 
Steuerweſens wird Ihre Mitwirkung angerufen werden.“ 


— October. Die liberale Prejje verlangt in Folge von Con— 
fliten der Polizei mit den Wallfahrern in der Provinz Limburg, 


daß die vom Gejeß verbotenen religiöfen Kundgebungen außerhalb 
der Kirchen (Proceffionen) jchlechterdings unterfagt und gewiffe Aus— 
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nahmen zu Gunften der Fatholifchen Provinzen, mit welchen nur 
Mißbrauch getrieben werde, aufgehoben werden. 


24. October. II. Kammer: die Regierung bat im Hinblid 
auf eine zu erwartende internationale Löfung der Münzfrage ihre 
dießbezüglichen bisherigen Abfichten modificirt und fchlägt vor, die 
Gold- und Eilberwährung für die Niederlande gegenwärtig beizu= 
behalten, die weitere Ausprägung von Silbermünzen aber zu fufpen- 
diren. 

Anfang November. Die Folgen des Krieges mit Atſchin fangen 
an ſich fühlbar zu machen. 


Der Krieg hat bisher nach mittelmäßiger Schätzung hundert Millionen 
an Geld und zehntauſend Menſchenleben gekoſtet. In den indiſchen Caſſen 
iſt eine bedenkliche Ebbe eingetreten und von den großen Neberſchüſſen, auf 
welche das Syſtem ber niederländiſchen Finanzen ſich ſtühzte, iſt in ben 
nächſten Jahren keine Rede mehr, ſo daß der Staat über kurz oder lang 
ſeinen Credit in Anſpruch nehmen muß. Und noch iſt nicht das Ende dieſes 
ſo leichtſinnig angefangenen Krieges zu ermeſſen. Derſelbe iſt jetzt auf dem 
Puncte, wo man nicht mehr vorwärts kann und nicht rückwärts darf. Im 
Anfang verſuchte man, ſich in dem eroberten Kraton des Sultans zu be— 
feſtigen, um abzuwarten, bis die Atſchineſen um Frieden bitten würden. 
Dazu zeigten dieſe feine Luft und ließen den Holländern durch kühne Ueber— 
fälle feine Ruhe. Um dieſes zu verhindern, bemächtigte man fich der flachen 
Umgegend bis zum Gebirge. In dieſes hinein zu dringen, wagt man nicht, 
einestheila, weil man mit der Gegend vollftändig unbekannt ift, anderntheils, 
weil man jeßt jchon feine Macht genug Hat und fie auch nicht beichaffen 
fann, die Ebene bejeßt zu halten. Gibt man fie aber auf und zieht fich 
in den Kraton zurüd, dann würden die Atjchinefen, nach diefem Zeichen 
— ihrer Gegner, noch weniger zum Frieden geneigt ſein, als 

isher. 


24. November. II. Kammer: genehmigt die neue Münzvor— 
lage der Regierung, deren twejentlicher Inhalt in Folgendem befteht: 
Für Holland wird die Doppelwährung proviforifch beibehalten ; der 
Finanzminiſter ift ermächtigt, nach Umftänden Silber zu verkaufen 
und Gold anzufaufen. Für Niederländifch-Indien wird die Silber- 
und Gold-Währung eingeführt (von Goldmünzen nur 10 fl.-Stüde); 
die indifche Regierung darf fein Silber verkaufen, jedoch die Zu- 
lafjung ausländijcher tarifirter Stüde beſchränken. 

8. December. I. Kammer: die ultramontane Fraction greift 
den Yuftizminifter wegen ftrengerer Beobachtung der beftehenden Ge- 
fee gegen die Mißbräuche bes Proceffionswejena an, wird aber von 

demſelben feſt zurückgewieſen. 

18. December. I. Kammer: lehnt mit 16 gegen 11 Stimmen 
die Münggefegvorlage der Regierung für Holland ab und vertagt 
die Berathung derjenigen für Indien auf unbeftimmte Zeit. 
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22. December. II. Kammer: die Regierung legt derjelben einen 
Gejegentwurf über die Primärfchulen (Volksſchulen) vor; danach joll 
die Gonfeffionslofigfeit diefer Schulen aufrecht erhalten, jedoch modi— 
fieirt werden und eine Erhöhung der Lehrerbefoldungen eintreten. 

30. December. I. u. II. Kammer: verjtändigen fich doch noch 
bezüglich der Münzfrage, indem der Schlußtermin für Nevifion der 
bisherigen proviforifchen Beitimmungen bez. Regelung des Münz- 
wejen? vom 1. Januar 1877 bis zum 1. Januar 1878 verlängert 
wird. Die Differenz zwifchen beiden Kammern beftand vornehmlich 
darin, daß die I. Kammer dem Finanzminifter nicht die von dem— 
jelben beanfpruchte ganz discretionäre Befugniß zur Einjchmelzung 
und zum Berfaufe von Beträgen der vorhandenen Silbermünzen 
ertheilen wollte. 





9. Dänemark. 


Mitte Januar. Die Partei der Linken gewinnt immer mehr 
Boden. In einer Reihe von Städten findet die Neuwahl der Stabt- 
räthe ftatt. Diefe Poſten waren von jeher im völlig unbeftrittenen 
Beſitze der Partei der Rechten, jet aber geht eine erhebliche Zahl 
derjelben in die Hände der Partei der Linken über. 

Anfang Februar. Gelegentlich der Gandidatur eines Social- 
democraten für einen Sit im Reichstage ſetzt die Linke jo ſcharf ala 
nur möglich in’3 Licht, daß ihre Oppofition in Folkething gegen die 
Regierung mit den Zielen der Socialdemocraten ganz und gar nichts 
gemein babe. Bei der Probewahl erhält der Socialdemocrat feine 
einzige Stimme und ift genöthigt, feine Candidatur ganz zurückzu⸗ 
ziehen. 

8.—12. Februar. Folketding: Debatte über den Regierungs- 
entwurf betr. neue Befeftigungen namentlich Kopenhagend. Die Com- 
mijfion des Things hat demfelben einen andern entgegengejegt und 
diefer wird mit 53 gegen 40 Stimmen genehmigt, der Regierungs- 
entwurf damit alſo jtillfchtweigend befeitigt. Der Uebergang zur 
dritten Leſung aber wird mit 84 gegen 10 Stimmen bejchlofjen, auf 
welche letztere ala feine wirklichen Anhänger fich dad Minifterium noch 
allein verlaflen kann. 

In der Debatte erklärt fich die Regierung namentlich gegen ben An: 
trag ber Mehrheit betr. die Eintommenfteuer als Bedingung für außer: 
ordentliche Bertheidigungsausgaben, und fpricht den Wunſch aus, daß man 
bie frage der Einfommenfteuer beruhen lafjen möge, bis die verfügbaren 
Mittel unzureichend werden. Die Einnahmen und die fonftigen verfügbaren 
Mittel feien gegenwärtig völlig, ja mehr al3 ausreichend zur Dedung der 
geforderten außerorbentlichen Ausgaben. 

15. Februar. Folfething: nimmt einen von der Linken ein« 
gebrachten Gejegegentwurf betr. die Minifterderantwortlichkeit mit 
54 gegen 32 Stimmen an. 

Schulthess, Gurop. Bejchichtälalender. XVII. Band. 28 
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17. Februar. Folkething: nimmt den Entwurf der Linken in 
der Befeftigungsfrage auch in dritter Leſung und zwar diesmal mit 
70 gegen blos 10 (die eigentlich minifteriellen) Stimmen an. 

2. März. Landöthing: verwirft den vom Folkething geneh- 
migten Gefeßesentwurf über Minifterverantwortlichkeit jeinerfeits mit 
32 gegen 9 Stimmen. 

6. März. Folketding: lehnt den minifteriellen Heergefekent: 
wurf ab und nimmt dagegen einen andern von der Linken ausge 
gangenen Entwurf an, von dem hinwieder das Minifterium erklärt, 
daß es auf denfelben nicht eingehen könne. 

10. März. Folkething: beendigt die Berathung des Budgets. 
Der von der Regierung geforderte Credit für die Erbauung eines 
Panzerjchiffes wird abgelehnt. 

23. März. Landsthing: nimmt die vom Folkething verworfene 
Feſtungsvorlage jeinerjeit® mit 39 gegen 11 Stimmen an. 

27. März. Folkething: Tehnt die vom Landsthing im Budget 
befchlofjenen Aenderungen ſeinerſeits ab. 

30. März. Das Folkething wird durch ein fol. Decret auf: 
gelöst, welches erflärt: der König erachte es als unzuläffig, die Er- 
greifung der erforderlichen Bertheidigungsmaßregeln länger hinaus» 
zufchieben, weil eine Verftändigung zwifchen der Regierung und dem 
Folkething nicht habe erzielt werden können, indem das Folkething 
nicht nur die dringendften Maßregeln verworfen, jondern auch bie 
unndthige und nicht zur Sache gehörige Bedingung der Einfommen- 
jteuer geſtellt habe. 

25. April. Neuwahlen zum Folkething. Sieg der Linten. 
Das Refultat ift, daß diefelbe 14 neue Kreiſe gewonnen bat und 
nunmehr 71 Stimmen zählt; die gemäßigte und die eigentlich mini— 
fterielle Rechte find auf 28 Stimmen vermindert. 

15. Mai. Der neu gewählte Reichdtag wird von der Regie- 
rung ohne alle Yormalität eröffnet. 

18. Mai. Folkething: beichließt die Wahl eines Ausſchufſes, 
welcher mit der Regierung über eine andere, von ber Regierungs- 
vorlage abweichende Berhandlungsgrunblage in ber Befeftigungs- 
frage unterhandeln fol. Der Führer der Oppofition erklärt: die 
Gonjequenz der Neuwahlen verlange eine Aenderung des jeßigen 
Syſtems. Der Confeilspräfident Eftrup antwortet: das Minifterium 
würde zurüdtreten, wenn andere Männer im Stande wären, bie 
nothwendigen Bertheidigungsmaßregeln herbeizuführen. 
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23.—24. Juni. Folkething: lehnt die Befeftigungsvorlage 
der Regierung neuerdings mit der Erklärung, daß dad Things nach 
wie vor willig ei, eine Summe von etwa 30 Millionen Kronen zu 
Befeſtigungszwecken zu. verwenden, wenn von der Befeftigung Kopen— 
hagens durch neue Werke abgejehen werde, ab und befchließt über: 
dies mit 62 gegen 24 Stimmen folgendes Mißtrauensvotum gegen 
das Minifterium Eftrup: 

„Das Thing beichlicht die Erklärung: die in ben letzten Reichstags— 
ſeſſionen gewonnene Erfahrung beftätigt die Anjchauung, welche dad Thing 
ſchon früher ausgeſprochen hat, daß eine Regierung, welche ausjchließlich ein 
Ausdruck des Landathing ift und nicht ihre Stärke in einem Vertrauens— 
verhältnig zum Folkething jucht, außer Stande fei, die Löjung der Auf: 
gaben zu leiten, welche von der größten und eingreifendften Bedeutung für 
den Staat find.“ Für die Antragfteller dieſes Votums ſpricht Graf Hol: 
— — Das Votum ſei kein Mißtrauensvotum gegen die Per— 
onen der Regierung, ſondern gegen das beſtehende falſche Regierungsſyſtem. 
Dies müſſe entſchieden betont werden, um der Bildung einer anderen Re— 
Kerns, welche denjelben oder einen ähnlichen Character habe, vorzubeugen. 

er in dem Votum ausgeſprochene Proteft vichte fich gegen bie faliche Auf 
faffung der dänijchen Berfaffung von Seiten der Regierung. Es jet not: 
wendig, daß eine verfafjungsmäßige Regierung geichaffen werde, und Dies 
fage da3 Votum in der mildeſten Form, bie fich denten laffe. Nach dem 
Grafen Holftein:Ledreborg ſprechen J. AU. Hanjen und Juel. Xebterer be: 
rührt in feiner Rede die nordſchleswig'ſche Angelegenheit: Bon einem Mino: 
rität3-Minifterium könne man nur dann reden, wenn bdasjelbe eine Groß: 
that ausführe, die allgemeine VBegeifterung erwecke; das habe man in Preußen 
geſehen. o aber ſei das Feld, auf welchem eine derartige Großthat aus— 
geführt werden könne? Er wolle hier an die ſchleswig'ſche Angelegenheit 
erinnern. Es jeien einft bezügliche Verhandlungen gepflogen worden, aber 
wer trage die Schuld, daß diefelben abgebrochen? Hierüber ruhe ein Schleier. 
Man müfje fi wohl hüten, die Sache hinfterben zu laffen. In Südjütland 
(Schleswig) wohnten über 200,000 (9% der beften dänischen Landleute; dieſe 
äben den beften Anhalt für die Regulirung der Sache. Ein anderer hel: 
Inder Factor ſei das Gerechtigkeitägefühl des beutichen Volkes und der deut: 
chen Regierung, und endlich ein noch nicht erfüllter Vertrag. Diefe Mo: 
mente genügten, um ein Minifterium zu veranlaffen, Zag und Nacht für 
die Löfung jener Frage zu arbeiten. Ein Minifterium, dad etwas Derartiges 
ausführe, würbe fich bald eine Majorität verfchaffen und populär werben. 


Das Thing wird hierauf vom Gonfeilpräfidenten Ejtrup ohne 
weitere Erklärung gejchloffen. 

2. October. Eröffnung des Reichstags ohne Thronrede. So: 
wohl im FFoltething als im Landöthing werden die bisherigen Prä- 
fidenten wieder gewählt. Im erftern gehören diefelben der Oppo— 
fition, im leßtern der Partei der Regierung an. Die Stellung ber 
beiden Thinge zu einander bleibt alfo diefelbe wie bisher. 

9.—12. October. Folkething: Erfte Leſung des Budget für 
1877. Dasjelbe wird nach dreitägigen Debatten einem Ausſchuß 
von 15 Mitgliedern überwieſen. 

28 * 
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Aus der Debatte: Berg greift dad Minifterium heftig an und 
fordert dasjelbe | abzutreten aus Nüdfichten auf die innere und äußere 
Politik, jo wie auf die Dynaftie, da fein anderer Ausweg aus der vorhan: 
benen Criſe möglich ſei. Eftrup antwortet, dad Minifterium wolle gem 
abtreten, aber nicht vor Männern weichen, die einen Befejtigungsplan auf: 
geftellt, dem fie jelbft feinen Werth beilegen könnten. Das Folkething re 
präjentire nur einen Theil. des Volkes; die 2 jei zu erhaben, um als 
Gegenftand der Erörterung zu dienen. 3. 3. Hanjen: das Minifterium 
folle abtreten oder, das Folkething abermals auflöjen. Jucl betont dem 
conjervativen Character des Bauernftandes und verwahrt die Oppofition gegen 
ben Vorwurf, daß fie den Umfturz wolle. Graf Holſtein-Ledreborg: 
Die Regierung verleugne vollftändig die Verfaſſung, indem fie das Folke— 
thing gänzlich unbeachtet laſſe. Sie betrachte die Harmonie mit diefem — 
auf welche die Verfafjung gebaut ſei — als etwas Gleichgiltiged. Eben jo 

ehe e3 mit der Reformfrage: könnten feine Reformen durchgeführt werben, 
— ſei auch dieſes gleichgültig, Alles werde bei Seite geſetzl, nur ein Princip 
werde hervorgehoben: daß die Regierung Regierung bleibe. Die Regierung 
jei Alles, die Berfafjung Nebenſache, obgleich gerade diejenige Claſſe, welche 
die Regierung repräjentire (die Grunbbeftperclatfe) vor allen Anderen Nu 
aus diefer Berfaffung gezogen habe. Unter ſolchen Zuftänden leide nicht 
nur die Berfaffung, jondern auch das Land und deſſen Inſtitutionen. Das 
Dorgehen der Regierung wirke jhädlich nad) innen wie nad) auben, ed wirfe 
‚auch ſchädlich auf das Verhältniß des Volkes zur Dynaftie. Die Regierung 
befinde fich wohl, habe fie geſagt — ja, aber bei Schwindfüchtigen jei ein 
ſolches Wohlbefinden Häufig das Zeichen eines baldigen Todes. Dieſe Erifis 
müffe ein Ende haben. Möge man berjelben auf die eine oder andere Art 
ein Ende machen. Der Gonteilg-Präfident Eitrup erflärt, daß der Redner 
in feiner Erregung Ausdrüde gebraucht habe, die ihn jpäter verdrießen 
würden: er habe u. A. gelagt, daß die Regierung nicht in Webereinftimmung 
mit der Verfaſſung regiere; dieſes dürfe entweder nicht gejagt jein oder es 
hätte feinen verfafjungsmäßigen Ordnungsruf erhalten müſſen. Er (der 
Gonjeila:Präfident) betone, daß die Regierung in voller Mebereinftimmung mit 
ber Berfaffung regiere. Wenn Graf Holftein meine, daß dazu bie Ueberein— 
enge mit der Mehrheit des Tyolfethings gehöre, jo könne er diefe An— 
icht nicht theilen. 

13. October. Folkething: lehnt eine Vorlage der Regierung 
betr. Veränderungen im Zolltarif jchon bei der erſten Leſung mit 
60 gegen 24 Stimmen ab. 

— October. In der Öffentlichen Meinung des Landes ift er- 
jichtlich ein entfchiedener Umfchtwung der Anfchauungen über Deutjch- 
land und das deutfche Volk, jo wie über die Stellung Dänemarks 
zu Deutjchland eingetreten. 


Selbft einem nur oberflächlichen Beobachter kann dieje Thatfache nicht 
entgehen. Irgend ein äußerer Anlaß zu diefem Umſchwung, der fich ſogar 
bei öffentlichen Verfammlungen durch die Kundgebung des Wunſches einer 
näheren Berbindung zwiſchen Deutichland und Dänemark manifeftirt hat, 
läßt ſich nicht ——— ſondern es hat ſich derſelbe von innen heraus 
geltend gemacht. Pig ger erbittertfte, unverjönliche Widerfacher waren 
die Nationalliberalen, die ala Partei freilich jeden Einfluß verloren, deren 
Grundſätze aber früher ziemlich allgemein von der Nation anerfannt, auch 
jegt noch in gewiffen Kreiſen Geltung behalten haben und namentlich von 
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verjchiedenen Minifterien vertreten worden find. Ye mehr ſich aber die Be: 
völferung von der Herrichaft der Nationalliberalen Iosgemacdht Hat, bdefto 
mehr haben fich auch gefündere Anſchauungen über das Verhältniß Dänemarks 
zu Deutichland verbreitet. Es ift ganz offenbar, dab biefe beiden Dinge 
miteinander zujammenhängen. Es ift auch thatjächlich, dak die colofjalen 
Rüftungspläne, welche die Regierung im vorigen Jahr ausgeführt Haben 
wollte, zumeift durch eine ganz unmotivirte Sucht bor deutſchen lleber: 
griffen hervorgerufen waren — eine Furcht, von welcher der weitaus größte 
heil ber Bevölkerung nicht im mindeften angeftedt war. Es unterliegt 
nicht dem geringften Zweifel, daß, wenn früher oder jpäter dad Minifterium 
einem aus Oppofitiongmännern zuſammengeſetzten Gabinet Pla machen muß, 
alsbald von Kopenhagen aus Deutichland gegenüber Schritte werden gethan 
werden, welche zu erfennen geben, daß Dänemark durchaus nicht — wie 
man ihm dieß jet nachlagt — daran denkt, Allianzen mit Deutſchlands zu: 
fünftigen Feinden abzufchliegen. In der That kann e8 Dänemark nur zum 
Vortheil gereichen, wenn es in diefer Beziehung einmal zu vollftändiger 
Klarheit fommt, und wenn Deutſchland fich davon überzeugt halten barf, 
dat e3 an Dänemark unter allen Imftänden einen zuverläffigen Freund be: 
figt. Solange aber da3 nationalliberale Gebahren in den maßgebenden 
Kreiſen Dänemarks nicht auf F Hat, jo lang iſt freilich eine ſolche Klar: 
Heit nicht zu erreichen. Indeſſen mehren fich jeht die Anzeichen, daß bie 
Tage de3 Minifteriums gezählt find. 


14. November. Folkething: lehnt das ihm von der Regierung 
wiederum vorgelegte Wehrgejeg mit 66 gegen 22 und das fylotten- 
gejeg mit 61 gegen 9 Stimmen ab. 


Alle neueren bänifchen Geſehze enthalten die Beftimmung, daß fie, 
wenn fie fünf Jahre lang in Kraft geweſen, dem Reichdtage zur nochmaligen 
Prüfung und erforderlichen Abänderung vorzulegen feien. Diejes ift denn 
auch mit dem Pe] bon 1867, welches die Wehrordnung für Landheer und 
Marine eingeführt hat, 1872 gefchehen. Aber das Folkething verwarf ſofort 
bie Regierungsvorlage und ftellte ein eigenes Heergeleß auf, das ſic in einer 
ganz anderen Richtung bewegte. Die Regierung wollte den Kern des Heeres 
geſtärlt wiſſen; die vereinigte Linke des Folkethings ſuchte im Gegentheil 
dieſen Kern zu ſchwächen und bie feſte Ordnung des Heeres zu einem Miliz: 
ſyſtem zu Iodern. Da bie Regierung hierauf nicht eingehen konnte, unter: 
blieb die Revifion des Gejeßes von 1867. In den darauffolgenden Jahren 
wiederholte fich dafjelbe Spiel. Viermal ftellte die Regierung ihre Anträge, 
viermal jeßte das ange denjelben unannehmbare Vorfchläge entgegen, und 
in Heer und Marine blieb Alles beim Alten. In diefem (fünften) Jahre 
legte die Regierung das Geſetz zuerft dem Landsthing vor, und dieſes nahm 
es mit einigen unmejentlichen Veränderungen an. Dad Folkething aber 
weift e3 rundiweg ab, weil mit dem derzeitigen Minifterium gar nichts zu 
vereinbaren jei. 


6. December. Holkething: der Commiſſionsbericht über die 
Staatsrechenſchaft für das Budgetjahr 1874—75 beanftandet eine 
vom Gultusminifterium ohne Genehmigung des Reichdtages gemachte 
Ausgabe von zujammen 450,001 Kronen für das neue königliche 
Theater und will die damaligen Gultusminifter Hall und Worfaae 
für diefe Ausgabe verantwortlich machen. 
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15.—20. December. Folkething: Berathung des Budgets für | 
1877. Die Linke beantragt eine ganze Reihe für dag Minifterium 
jehr empfindlicher Abftriche. 

Die Linke will alle Bewilligungen zu außergewöhnlichen Bertbeibi- 
ungsanftalten veriveigern. Alles was zur Stärkung ber Kopenhagener Ser: 
fs, zum fchnellen Weiterbau bes —— —* und zum 

nfang eines neuen, zu gepanzerten Stanonenbooten und zu Torpedo— 

zeugen verlangt worden, will jene ftxeichen. Ferner beantragt die Mehrheit 
die Schließung des königlichen Theater? vom Ende dieſes Theaterjahres an, 
weil e3 in den lebten Jahren Unterbilanz gehabt hat, was eine natürliche 
Folge der durch den Einzug in das neue Theater nothwendig werdenden 
außerorbentlichen Ausgaben war. Doch will bie Linke das Theater mur 
ichließen, bis ein Minifter da ift, deſſen Händen fie die nöthigen Betriebs: 
mittel anvertrauen fann, d. 5. ein Minifter ihrer Farbe. Die Aufhebung 
einer Staatdanftalt, wie das — Theater, durch einen bloßen fyinanz- 
beichluß ift jelbftredend gegen alle conftitutionellen Regeln, weßhalb bie 
Minderheit gegen dieſes Anfinnen energiich proteftirt und herborhebt, daß 
die Schließung des Theaters bedeutende Opfer an Penfionen und Unterftüß- 
ungen bed Perjonala von dem Staat erheilche; ferner, daß e3 jchwierig fein 
würde, das Theater wieder in en zu feßen, nachdem alle Kräfte bes 
felben zerftreut fein würden, und endlich, daß die Schließung des Theaters 
ein Vertrauensbruch der Stadt Kopenhagen gegenüber ei, die einen bedeuten: 
den Zufchuß zu dem Neubau des Theaterd gegeben, und gegenüber den Pri— 
vaten, bie ig Ne Beiträge (200,000 Kronen) zu Decorationszweden ge- 
ſpendet. Die Bewilligung der Tiheuerungszulage der Beamten macht die 
Linke davon abhängig, daß diejelbe auch den Volksſchullehrern gewährt werde 
und zwar nicht durch ein bejonderes Geſetz, wie es die Regierung vorge: 
ichlagen, die Linke aber fogleich verworfen, ſondern durch eine Bewilligung 
in bem Budget und nad einem Modus, den die Linke angibt. Endlich hat 
bie Linke den Antrag geitellt, daß gewiffe, von dem jekigen Eultusminifter 
zu kirchlichen Zwecken gefammelte Gelder, die ben beftdotirten Pfarritellen 
entnommen find, unb den Zweck Haben, die niedrigften Prebigergehalte auf: 
zubeflern und die Theilung zu großer Pfarreien zu ————— für die 
Staatscafſſe eingezogen werden ſollen. An dieſe wichtigern Anträge ſchließt 
ſich eine Menge unerheblicher, die alle von dem eifrigen Beſtreben zeugen, 
das Miniſterium auf allen Puncten anzugreifen. Cine zum zweitenmal vor: 
gebrachte Forderung behufs Anfchaffung einer ———— für den König, 
der ſich jezt mit dem antiquirten Dampfer „Sleswig“ begnügen muß, wird 
auch dieſes Jahr verweigert, und zudem in der Form, daß man die Bewil— 
ligung „unter den beftehenden Verhältniſſen“ nicht gewähren wolle, ganz ala 
ob man Sr. Majeftät zu erkennen geben wollte, daß er das gewünſchte 
Schiff unter einem Minifterium der Linken leicht befommen könne. Die 
Univerfität joll geziwvungen werden, ihr Vermögen zu verzehren; denn man 
verlangt, daß fie eine, bei einer andern Stiftung behuf3 Anlegung eines 
neuen botanifchen Gartens gemachte Anleihe auf einmal zurüdbezahle, anftatt 
fie zu verzinfen. 


Die Anträge der Linken werden fajt alle mit etwa 60 gegen 
15—18 Stimmen angenommen: jo der Antrag betreffend eine den 
Beamten und Lehrern zu gewährende Theuerungszulage mit 67 
gegen 22 Stimmen (der Finanz-Miniſter hatte den Antrag, der nur 
die unteren Beamten berüdfichtigt, im voraus ala unannehmbar für 
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jede Regierung bezeichnet) und der Antrag betreffend Schließung 
des Theaters mit 69 gegen 23 Stimmen. Inzwiſchen fteht es von 
vornherein außer Zweifel, daß der Landäthing alle Abftriche des 
Folkethings einfach wieder herftellen wird. Dagegen iſt es ſehr 
fraglich, ob ſich das Gabinet gegenüber der energifchen Oppofition 
der Majorität des Folkethings, obgleich es vom König geftüßt wird, 
noch lange werde halten können, da die Oppofition gegen dafjelbe 
im Lande jelbjt in den lebten Jahren ftetig zugenommen hat. 


10. Schweden und Norwegen. 


19. Januar. (Schweden.) Eröffnung des Reichdtage. Thron- 


rede des Könige: 

„Meine Herren! Seit dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes über bie 
Nationalvertretung find neun Jahre verfloffen, und die erften Wahlen, welche 
nad) der Annahme dieſes Geſehes ftattfanden, find alle erneuert Heute, wo 
Sie ſich verfammelt finden, um die den Mandataren des jchwediichen Volles 
anvertrauten wichtigen Arbeiten fortzufeßen. Ih wünſche, daß Ihre Arbeiten 
die Wohlfahrt des Landes fördern mögen. le den Vereinigten König: 
reihen und allen auswärtigen Mächten beftehen die freundichaftlichften 
Derhältniffe.e Zum Zeugniß Hr Meinen Wunſch, unfere guten Beziehungen 
zu ben Nachbarländern noch mehr zu befeftigen, habe ich im vergangenen 
Sommer Bejuche in Dänemark, Deutichland und Rukland gemacht. In 
bem herzlichen Empfang, der Mir ſowohl von Seite der Herrfcher ala ber 
Bevölterungen zu Theil geworden ift, erblide Ich mit Freuden einen deut—⸗ 
lichen Beweis ber Achtung, welche die Bölfer der ſtandinaviſchen Halbinfel 
ben andern Nationen Europa einzuflößen verftanden haben. Indem wir 
nicht aufhören, zu zeigen, daß wir von jeder Abficht, die Rechte anderer zu 
verlegen, ebenfo entfernt ala entichloffen find, unjere Unabhängigkeit mit Ent: 
ſchiedenheit vertheidigen, werden wir am ſicherſten dieſe glückliche Lage 
bewahren. Der Entwurf einer neuen te welchen Ich 
bem letzten Neichdtag hatte vorlegen laſſen, ift damal3 nicht angenommen 
worden. Aber Ich würde Meine königliche Pflicht nicht zu erfüllen glauben, 
wenn Ich darauf verzichtete, das 4* ern, was zu unſerer * für eine 
wirkſame Vertheidigung unerläßlic ift. Ich Habe alſo die Abficht, Ahnen 
von neuem einen Entwurf auf denfelben Grundlagen zugleich mit bem Nach— 
weiß vorzulegen, wie die Laſt, allmälig auferlegt und gerecht vertHeilt, ohne 
Ueberjchreitung umferer Kräfte getragen werden kann. In der Hoffnung, 
daß die Zeit nicht fern ift, wo ein ſolcher Entwurf, von ber öffentlichen 
Meinung unterftüßt, angenommen werden wird, werde Ich Mich während 
ber gegenwärtigen Seſſion darauf beichränfen, Ihnen die Maßregeln vorzu: 
ichlagen, welche bie eng Drganifation der Landarmee erfordert, und 
die zu gleicher Zeit geeignet find, ben ey Ar einer neuen Organifation 
zu —— Um von der Marine, nach Maßgabe unſerer Mittel, eine 
kräftige Mitwirkung zur Vertheidigung unſerer Küſten erwarten zu können, 
werde Ich Ihnen, nach einem Plane, welcher fih ausführen läßt ohne be 
trächtliche Erhöhung des Aufwandes über die biefer Waffe gegenwärtig zu: 
gewiefenen Summen hinaus, Bertwilligungen anfinnen. Was die fo viel 
verhanbelte große Frage ber Sroantietisn der Berwaltung betrifft, 
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fo bin ber Anficht, daß der befte Weg eine befriedigende Löfung ber: 
felben herbeizuführen, ift — eine getrennte Prü | jedes Zweiges der Ver⸗ 
waltung vornehmen zu laflen. brend bes Berlauf3 der — en 
Seffion werde Jh Ihnen daher unter anderem Entwürfe in Bezug auf bie 
Juſtiz- und die Finanzverwaltung vorlegen. Organifationdentwürfe betreffs 
anderer Sipeige unjerer Verwaltung werden audgenrbeitet werden, unb bie 
ri Prüfung der Einzelheiten erforderlichen Arbeiten werben eifrig betrieben. 
ine gute Ernte hat die Arbeiten des Landmanns reichlich belohnt, und ver: 
mebrt die Hoffnung, daß die raſche Entwidlung unſerer Induſtrie ihren 
ununterbrocenen Fortgang nehmen kann. Sie theilen ohne Zweifel bie 
Gefühle, mit denen Ich heute zum erftenmal Hier Meinen älteften Sohn 
neben Mir jehe, welcher, nachdem er im lebten Frühjahr vor dem Reichstag 
fein Zaufgelübde erneuert, nunmehr nach altem Gebrauch feinen Huldigungs: 
und Zreue&id leiften muß. Mögen zwiichen Ihm und Ihnen ftet? Banbe 
ber Liebe und des Vertrauens beftehen! Inden Ich auf Ihre Arbeiten bie 
Segnungen des Allmächtigen herabrufe, erkläre Ich die —— Seſſion 
u eröffnet, und erneuere Ihnen, meine Herren, bie Verficherung Meiner 
oblgeneigtheit und Meines königlichen Wohlwollens.“ 

Nach der Thronrede wird alfo dem NReichdtag in diefem Jahr aus: 
nahmsweiſe fein neuer Heerplan vorgelegt werden, weil man zur Exfennt: 
niß gefommen zu fein fcheint, daß die Einführung einer einigermaßen 
zwedmäßigen Heerordnung in Schweden z. 3. beinahe ein Ding der Unmög: 
lichkeit ift, weil fich eben die vom König angerufene „öffentliche Meinung“ 
dagegen ftemmt. Ehe dieſe ſich einer Gerarbmung zuwendet, mit welcher 
auch die Regierung zufrieden fein kann, darüber können viele Jahre vergehen. 
Der Paffus in ber Zhronrede, der von der Einführung von Mahregeln 
ſpricht, welche den Uebergang von ber jehigen Heerordnung zu einer neuen 
vermitteln follen, fcheint ein Zeichen dafür zu fein, daß man dieſe nun vor: 
läufig aufgegeben hat. Was ben Plan zur Entwidlung ber Flotte betrifft, 
für weldden in ben nächften zwölf Yadren jährlich eine aukerorbentliche 
Summe von 4 Millionen Reichsmark verausgabt werben foll, jo ift ed von 
— auch nicht ſehr wahrſcheinlich, daß der Reichstag ſich darauf ein: 
afſen wird. 


Die Regierung legt dem Reichstag das Budget vor. 


In demielben ericheinen die Einnahmen (darunter 5,458,000 Kronen 
Ueberſchuß vom leßten Etatzjahr) und Ausgaben im Gleichgewicht mit ca. 
79 Millionen Kronen. Zu Staatseifenbahnbauten follen ca. 10 Millionen 
Kronen verausgabt und davon 9 Millionen durch eine Anleihe gedeckt werden. 
Außer dem Budget und den in der Thronrede angekündigten Vorlagen werben 
noch folgende aus ber vorigen Seffion herrührenden Anträge zur Verband: 
lung fommen: veränderte Organijation des Staatörathes, jo da ber Yuftiz: 
Minifter aufhört, eo ipso Staatäminifter zu fein, und der König ftatt defjen 
bag Recht erhält, irgend eine® von den 10 Mitgliedern bed Staatärathes 
zum Gonjeilspräfidenten (Staatminifter) zu ernennen; ferner eine veränderte 
Zufammenjegung des oberften Gerichtshofes, und endlich ein Zuſatz zum 
$ SO der Reichäverfaffung für den fall, daß die jog. eingetheilte Armee ab: 
geichafft werben jollte. 


20. Januar. (Norwegen.) Auch in Norwegen joll die Heeres- 
organifation verbefiert werben. 


Zu diefem Ende Hin mar das norwegiſche a u ſchon 
feit längerer Zeit mit der Ausarbeitung eines Wehrpflichtgeſetzes und eines 
Heerplanes beſchäftigt. Diefe Arbeit ift jet vollendet, jo daß die Vorſchläge 
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bem in nächiter Zeit zufammentretenden Stortding vorgelegt werben Lönmen. 
E3 wird mit Bezug auf die Mebungen der Armee der Vorichlag gemacht, je 
zwei Bataillone zu einem gemeinfchaftlichen Aushebungsbdiftrict zufammen: 
zufchließen, fo daß die Bataillone wechſelweiſe jedes Jahr Rekrutenjchule 
und Bataillondererciren mit voller Kriegsſtärke abhalten. Die Bataillon: 
übungen jollen 36 und die Refrutenichulen 90 Zage dauern. Die Rekruten: 
fchulen ber Bataillone würden auf diefe MWeife bis zu 500 Mann umfaffen, 
und jeder Soldat wird dann außer feiner Rekrutenſchule eine zwei jahre 
dauernde Bataillonsübung durchzumachen haben. Im Ganzen genommen 
jollen die Ausgaben für das Heerweſen innerhalb der bisherigen Grenzen 
gehalten werben. 

26. Januar. (Schweden.) I. Kammer: nimmt die Wahl 
ihrer Ausfchüffe vor. Das NRefultat Liefert den Beweis, daß bie 
fog. Yandmannspartei in der Kammer immer noch über die ent— 
Icheidende Mehrheit verfügt. 

Die Partei macht denn auch ihre Uebermacht in fo ausgebehntem 
Maße geltend, daß fie faft feinen einzigen Vertreter der Städte in die Aus: 
Ihüffe wählt. Bon der Abftimmung bei ben Ausfchußwahlen läßt fich un: 
gefähr auf die Stärke der beiden Sauplparteien ichließen. Bei der Wahl 
es Conſtitutions-Ausſchuſſes wurden 3. B. 175 Stimmen abgegeben, und 
zwar bon der Bauernpartei 110 und von der Gegenpartei 65 Gtimmen. 
Etwa 20 Mitglieder find abwejend, von welchen etwa die Hälfte zur Bauern: 
partei gerechnet werden kann. Diefe Partei verfügt demnach in der zweiten 
Kammer über etwa 120 Stimmen. In der erften Kammer verfügt die Partei 
über ungefähr 30 Stimmen. Außerdem fteht der Partei die Schonen’jche 
Gruppe, beren zn Führer der gegenwärtige Staatöminifter Frei herr 
de Geer war und als deren jeßiger Führer Etman betrachtet werden kann, 
ziemlich nahe. 

Graf Pofle, der langjährige Führer der Landmannspartei, 
wird dom König zum Präfidenten der II. Kammer ernannt. 

27. Januar. (Schweden.) II. Kammer: der Juftigminifter 
anerkennt in Beantwortung einer Interpellation ausdrüdlich das 
principielle Befchlußrecht des Reichätages bezüglich der ordentlichen 
Staatsausgaben. Ohne Mißbrauch der Macht könne jedoch ber 
Reichstag keine Ausgaben verteigern, die im Grundgefeh twurzeln. 

Anfang Februar. (Schweden) Wenn die Regierung die 
Frage ber Imgeftaltung des Landheers als ausfichtslos vorerft ruhen 
laſſen will, jo will fie dafür die Reorganifation der Marine um fo 
energifcher in die Hand nehmen. Denkichrift des Marineminifters. 

Daß eine Reorganifation der Flotte für Schweden ein Bedürfniß fei, 
fann nicht geleugnet werben, denn es befigt 3. 3. überhaupt gar nicht me 
etwas, dad man eine Flotte nennen Könnte, * ern außer einigen unbrau 
baren hölzernen Schraubenſchiffen nur ein paar ziemlich ſchwache Monitors und 
einige Kanonenboote, die — zum Küſtenſchutz paſſend und brauchbar 
ſein dr Die Denkſchrift des Marineminifter3 Frhrn. von Otter num, 
betreffend die Organifation ber Marine und die Baſis „einer nach unſeren 
Berhältnifien abgepaßten Seevertheibigung,“ rag ala Au ber 
ſchwediſchen Flotte; ben Feind von den wichtigften ſchwediſchen Häfen fern 
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zubalten, die Landung überwältigenber feindlicher Heeresmaſſen auf feinen 
FKüften zu erichiveren, wenn nicht zu hindern, die Gommunicationen bes 
Feindes — falls ihm die Landung gelungen ift — mit feinem eigenen Lande 
au erjchiveren, und endlich durch Operationen auf binnenlänbifchen Gewäflern 
zulammen mit ber Armee das Vorbringen des Feindes zu verhindern. Der 
Minifter meint, daß bie Erreichung diefer Zwede die Mittel des Lanbes 
nicht überfteigt, wenn man die bedeutenden Fortſchritte richtig benutze, welche 
feit einem Jahrzehnt die Wiffenfchaft auf dem Gebiete des Seekriegsweſens 
gemacht ee Der Minifter entwidelt darauf feine Anfihten über die Art 
und Weije eines feindlichen Angriffe und über die Möglichkeit denſelben 
zurüdzumeifen. Er kommt dabei zu dem Refultat, daß die Vertheigungsan- 
ftalten ber feften Puncte und der Scheeren ungenügend find, wenn fie nicht 
eine flotte zur Seite Haben, welche auf hoher See ben Feind beunruhigen 
fann und ıhm zur Aufiwendung fo großer und koſtſpieliger Mittel für bie 
Neberführung von Truppen zwingt, daß jchon dadurch fein Unternehmen jehr 

ewagt erjcheint, um jo mehr, als er feine Eicherheit Haben Tann, feine 
Bert ieiungn mit dem eigenen Lande nicht abgeichnitten zu ſehen. Die 
Bertheidungsmittel in den Scheeren follen, nach ber Anficht bes Minifters 
und abgejehen von den Minen und Minenfahrzeugen, jowie von der Be: 
feftigung der wichtigſten Puncte, aus kleineren mit ftarlem Geichüß verjehenen 


. Panzerbooten beftehen, bei denen es weniger auf die Echnelligkeit ankommt. 


Die Anzahl der Monitoren foll nicht vermehrt werden, dieſe Schiffaaattung 
vielmehr, wenn die jet vorhandenen nicht mehr brauchbar find, nicht ferner 
angewendet werben. a3 num bie für die offene Sce beftimmten Schiffe 
betrifft, jo müfjen diefelben ſowohl ſchnellſegelnd und leicht zu mandveriren 
fein, als eine möglichft große paſſive Widerftandäfraft befiken. Die Beftüd: 
ung Toll aus zwei „panzerbrechenden“ Geſchützen beftehen, die höchſtens jede 
dritte Minute einen Schuß machen. Außer biefen zwei Hauptgattungen 
müſſen fchnellfegelnde artilleriftiiche, aber ungepanzerte Kanonenboote vor: 
handen jein. Die Marine würde, wenn der Plan des Minifterd durchgeführt 
würde, au3 6 größeren Schiffen von ber obenerwähnten Art, 20 Panzer: 
booten, 4 Minenfahrzeugen, 20 ungepanzerten Kanonenbooten und 5 Neb: 
ungsſchiffen beflchen, wozu noch ein Chefsfahrzeug, eine Anzahl Eleinerer 
Minenboote, Prahme, und Tranzportichiffe, jowie die Minen lämen. Das 
Perfonal der Marinc würde 453 Dfficiere aller Grade, 608 Unterofficiere 
unb 8563 Gemeine umfaffen. Die jährlihe Summe, welche der Minifter 
für die fuccefiven Neubauten und ihre Erhaltung verlangt,. beträgt 3,500,000 
Kronen. Der vorjährige Reichstag bewilligte für das Jahr 1876 einen 
Betrag von 7,771,685.40 Kronen für die Marine; der Minifter macht fich 
nun in feinem Memorial anbeithig mit einem Jahresbudget von 8,260,000 
Kronen in ben Jahren 1877—1888 die vollftändige Durchführung feines 
Planes, alfo auch die Anichaffung des von ihm vorgefchlagenen Materials, 
zu bewerfftelligen. Zu gleicher Zeit gehen in Stodholm allerlei Gerüchte, 
die immerhin nicht ganz unbeachtet bleiben dürfen. In der jchwediichen 
Zeitung „Ryabayl Alletto* erjcheinen mehrere Leitartikel unter dem Titel 
„Bilder der Zufunft“, deren Autorfchaft allgemein dem König zugeichrieben 
wird. Dieje Artikel befürworten eine ftarfe —— der ſchwediſchen 
Marine und deuteten indirect auf die Herſtellung eines ſcandinaviſchen König: 
reiches, Dänemark mit inbegriffen, hin. In Stodholm bildet es zudem das 
allgemeine Geſpräch, daß der Fa während feines jüngften Beſuches in 
Berlin Borfchläge für eine ſolche Eventualität machte und allgemein wird 
behauptet, es fer nach Ausdrüden, welche von des Königs eigenen Lippen 
gefallen, höchſt augenicheinlich, daß diefer Beſuch einen jehr tiefen Eindrud 
auf ſein Gemüth zurüdgelafien Habe, 
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3. Februar. (Norwegen) Der König eröffnet in Perfon 
das norwegifche Storthing. Seine Thronrede gedenft zunächjt des 
Verhältniſſes zum Ausland, in derjelben Weile wie die Thronrede 
zur Eröffnung bes ſchwediſchen Reichstags, beipricht ſodann die nor« 
wegifchen Verhältniffe und erwähnt jchließlich die Vorlagen zur Er: 
höhung der Beamtengehalte, betveffs Zollreformen und der Abände- 
rung des MWehrpflichtgejeßes. 

7. Februar. (Schweden.) I. und II. Kammer: es werben 
zahlreiche Anträge auf Eifenbahnbauten mit Staatsunterftüßung ein= 
gebracht. Die in der erften Kammer eingebrachten allein würden 
über 28 Millionen Kronen, die in der zweiten Kammer eingebrach- 
ten noch mehr erfordern. 

12. Februar. (Echweden.) I. und II. Kammer: erledigen 
die fämmtlichen noch von den früheren Reichätagen her ſogenannten 
ruhenden Grundgejeßvorfchläge. Bon diefen ruft nur die Vorlage 
betreffend Ernennung eines Gonjeil-Präfidenten eine lebhaftere Dis— 
cuffion hervor, und findet ſchließlich in der erften Kammer mit 57 
gegen 46, in der zweiten Kammer mit 112 gegen 60 Gtimmen 
Annahıne. 

9. März. (Schweden) IT. Kammer: lehnt einen Antrag 
auf Ginführung der Givilehe mit großer Mehrheit ab. 

15. März. (Schweden.) II. Kammer: der fog. Staatsaus- 
Ihuß lehnt die Forderung der Regierung betreffend Heranbildung 
befjerer Unterofficiere ab. 


Da nämlich die Hoffnung auf eine baldige Durchführung einer neuen 
Armee:Organifation jo gut wie völlig geſchwunden ift und das Bedürfnik 
tüchtiger Unterofficiere fih immer ftärfer geltend macht, wollte die Heeres— 
leitung eine Anzahl geeigneter Perfönlichkeiten aus dem Mannichaftsftande 
ber eingetheilten Armee zu ciner längeren activen Dienftleiftung (die gegen: 
wärlig Außerft furz bemeffen ift) heranziehen, um fie auf diefe Weife practiich 
zum Gintritt in die Unterofficiersfcyulen (devem Curſus auch nur ein jehr 
kurzer ift) vorzubereiten. Die war gewiß ein ſehr beicheidener Wunſch und 
die Summe, Die zur Ausführung besjelben gefordert wurde, war auch eine 
— ſehr niedrige. Dennoch wird ſie von dem Staatsausſchuß 
geſtrichen. 


14. April. (Schweden.) II. Kammer: der Staatsausſchuß 
lehnt den Flottengründungsplan der Regierung höflich aber jehr be— 
ftimmt ab mit dem Beifügen: 


Don einer umfaffenden Ordnung des Vertheidigungsweſens zur See 
fönne erft dann die Rebe fein, wenn der vollftändige VBorjchlag zur Ordnung 
be3 Vertheidigungsweſens zu Lande zugleich auch vorliege, und man endlich 
eine genaue Kenntniß darüber Habe, zu welchen finanziellen Anftrengungen 
dad Land überhaupt im Stande fei, was erft möglich wäre, wenn ein voll: 
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ftändiger Plan zur Regulirung der Grundfteuern ausgearbeitet worden. An: 
zwiſchen könne fich der Ausſchuß nicht dazu verftehen, außerordentliche Geld: 
mittel für eine längere Zukunft zu bewilligen. Man müſſe fi) an die Be: 
bürfnifie für das nächftlommende Jahr Halten. 


24. April. (Schweden) I und I. Kammer: lehnen den 
Vlottengründungsplan der Regierung ab. In der II. Kammer wird 
derjelbe mit ftarfer Mehrheit vertvorfen, in der erften Kammer nur 
mit äußerft geringer Mehrheit angenommen, bei der gemeinjamen 
Abjtimmung beider Kammern aber mit einer Mehrheit von 70 
Stimmen abgelehnt, jo daß derjelbe Fürs erjte kaum wieder einge- 
bracht werden wird. 

25. April. (Schweden.) I. und II. Kammer: die Regier- 
ung unterliegt in der II. Kammer und in ber gemeinfamen Abftim» 
mung beider Kammern faſt mit allen ihren Forderungen auf außer: 


ordentliche Bewilligungen für Heer und Flotte. 

Ta die Regierung alle ihre Pläne für eine ziwedmäßigere Ordnung 
des Heerweſens hat jcheitern jehen müflen, war fie bemüht, wenigftens bie 
Uebungen der beftehenden Armee ausreichender zu machen als — Dazu 
war für dieſes Jahr die Summe von 337,500 Reichsmark verlangt worden, 
allein die zweite Kammer, two die Bauern: Partei eine Zweibrittelmehrheit 
bat, verwarf diejen Antrag, der indeſſen von der erften Kammer angenommen 
wurde. Nun läht e3 die Regierung zu einer gemeinfchaftlichen Abftimmung 
beider Kammern kommen, wobei fi) 156 Stimmen gegen und 153 für den 
Antrag ergaben, derjelbe alfo definitiv abgelehnt wird. Aehnlich ergeht e3 
einer Forderung von 156,000 Mark für Geſchütze zur m... der Feſtung 
Karläborg. Dieſe war von ber Ben Kammer auf 62,500 Mark herabge: 
ſeht worden, welcher Beichluß bei ber gemeinjchaftlichen Abftimmung mit 
184 gegen 133 Stimmen beftätigt wird. Dieje leßtere Abftimmung zeigt 
ungefähr das wirkliche Stärkeverhältuig der Parteien im ganzen Reichätag, 
nämlich das der Landmann-Partei in beiden Kammern einerfeit3 und das 
der Intelligenz: Partei der zweiten Kammer und der Regierungäpartei der 
erften Kammer andrerjeitd. Härter noch wird die Regierung beim Flotten⸗ 
budget getroffen. Hier hat die zweite Kammer fi mit 116 Stimmen gegen 
58 Für den Antrag des Staalsausſchuſſes erklärt, wonach ftatt 2,700,000 
Markt — wie die Regierung forderte] — nur 2,125,000 Mark für Neubauten 
in der Marine bewilligt werden jollten. Die erfte Kammer nahın den Regier: 
ungsantrag an, aber nur mit der Mehrheit einer rn aan Stimme (60 gegen 
59). Die gemeinfchaftliche Abftimmung ergibt wiederum Verwerfung 
größeren Summe und ber eigentliche Plan der Regieruug, die Grundlage 
zum Bau einer größeren fylotte zu legen, wird damit vereitelt. 


Anfang Mai. (Schweden.) I. und IL. Kammer: in der 
Frage der Eifenbahnen fiegt die Regierung in der II. Kammer und 
erleidet der Staatsausſchuß eine entjchiedene Niederlage. 

17. Mai. (Schweden.) Schluß des Reichdtagd ohne Thron- 
rede. Der Staatsminifter verlieft die kurze königliche Botjchaft. 


Die Regierung hatte nur Mittel für den Bau der vom Reichstag 
1873 bejchlofjenen Bahn, deren Zweck eine Verbindung der Nord: und 
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unter Benukung der Sundwall:Tordhammar: und der norwegiſchen Staat2- 
bahn von Drontheim zur Reichsgränze verlangt, dabei einem zufünftigen 
Reichstage überlaffend, die Richtung der von Hybo aus weiter nach Norden 
auszuftredenden Eifenbahn zu beftimmen. Der Ausſchuß dagegen meinte, 
die Richtung der norrländiihen Bahn jchon jetzt beftimmen zu jollen, dabei 
lediglich die Intereſſen Norrlande im Auge hHabend. Beide Kammern 
ſchließen ſich jedoch mit grober Majorität dem Negierungsvorichlage am. 
Noch auffallender ıft die Niederlage des Staatsausſchußes bei der Frage, 
welcher Betrag dem Staat behufs Unterftügung für Privatbahn-Unterneh- 
mungen zu bewilligen jei. Daß für diefelben von Seiten de3 Staates etwas 
gethan werben mühe, darüber twar die überwiegende Majorität wohl einig, 
und der Gtreit drehte fi) nur um die Höhe der zu bewilligenden Summen. 
Es waren Anträge um Staatzunterftügung auf zufammen über 40 Millionen 
Kronen ee Nur wenige Mitglieder der Sparjamfeitöpartei wollten 
von einer Bewilligung überhaupt nichts wiſſen; von dem übrigen Abgeord— 
neten waren einige der Anficht, daß 15 Millionen zu diefem Zweck anzujeßen 
jeien, während die Mehrzahl die Summe von 10 Millionen für ald voll 
fommen ausreichend erachtete. Der Staatsausſchuß hatte in feinem Gutachten 
15 Millionen für —— befürwortet, und nur 3 Mitglieder 
desſelben hatten ſich gegen dieſen Beſchluß verwahrt. Sowohl in der Erſten 
als auch in der Zweiten Kammer ſiegt der Vorſchlag, nur 10 Millionen zu 
bewilligen mit großer Majorität. 

23. Mai. (Norwegen.) Storthing: beſchließt die Aufnahme 
einer Eiſenbahn-Anleihe im Betrage von 24 Millionen Kronen. 
Diejelbe ſoll höchſtens mit 4'/s pCt. verzindt werden und die Tilg- 
ung bderjelben frühejtens in 30 und längſtens in 50 Jahren er— 
folgen. 

1. Juni. Morwegen.) Storthing: modificirt die von der 
Regierung geforderten Veränderungen im Wehrpflichtgejeb. 

Nach dem Wunſche der Regierung jollte die Stellvertretung, wodurch 
die Wehrpflichtigen fich vom Dienft in der Linie frei machen konnten, auf: 
gehoben und die Ausbildungszeit der Recruten, die jet nur zu 42 Tagen 
angejeßt ift, um 48 Tage verlängert werden; dafür jollten die Leute, wenn 

e nad) der Recrutenzeit beurlaubt werden, nicht wie jeßt in vier aufeinander 
olgenden Jahren zu einer 24tägigen Waffenübung einberufen werden, fon: 
ern fie follten nur einmal wieder eine ſolche Mebung von 36 Tagen durch: 
machen. Darauf wollte dad Storthing aber nicht eingehen; um indeß doc 
ettiva an bem Beftehenden zu ändern, wurbe bie Recrutenzeit auf 50 Tage 
feftgefegt, wozu dann noch 3 Waffenübungen zu je 30 Tagen fommen follen. 
Die Sache Im; wird dadurch wohl wenig verbeffert, benn eine militärijche 
Ausbildung läßt ſich in jo kurzer Zeit nicht erreichen. Indeß in Norivegen 
eht man nicht von dem Grundſatze aus, volllommen tüchtige Feldſoldalen 
en zu wollen, jondern davon, die Wehrpflicht den Landeskindern möglichft 
erträglich zu machen. 

13. Juni. Norwegen.) Schluß des Storthings durch könig— 
liche Botſchaft. Das Refultat der Sejfion ift im Ganzen ein höchit 
unbedeutendes. 

„Unſer Storthing, der nad) auswärtigen Begriffen äußerft wenig zu 
thun haben würde, befakt ſich mit einer . von Dingen, welche an an: 
deren Orten für Regierungsangelegenheiten gelten, und jo ift es denn mög« 
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lid), dab das Storthing 4. Monate beifammen war, ohne daß man ein 
irgendiwie nennenswerthes Rejultat der Berhandlungen aufzuteilen im Stande 
wäre. Die Verhandlungen jelbit hören fi) an oder lejen fich wie die Vers 
handlungen der Repräjentanten einer größeren Stadt, und es ift unmöglich, 
wenn man nicht gerade bei einer Angelegenheit beſonders intereffirt ift, feine 
Zangweile zu empfinden.“ 

16. Juni. (Schweden und Norwegen.) Der König erklärt 
den Kronprinzen, der mit diefem Tage fein 18te8 Lebensjahr zurüd- 
gelegt Hat, in verjammelter norwegischer und ſchwediſcher Bundes- 
rathafigung nach einer feierlichen Ansprache an denjelben für mündig. 

1. September. (Norwegen.) Beginn der Neuwahlen zum 
Storthing, welche erjt bis zum Spätherbft vollendet fein werden. 

— Sctober. (Norwegen) Der Ausfall der Neuwahlen des 
Storthingd Hat der Oppofition die große Majorität deſſelben ge— 
bracht. Die Stellung der Regierung wird in einer Reihe von Fragen 
jedenfall3 eine jehr jchwierige fein. 

Der wichtigfte Gegenftand de3 Streites zwijchen der Regierung und ber 
DOppofition betrifft die Frage: ob die Minifter an den Storthingsverhand: 
lungen Theil nehmen jollen oder nicht. Der eigentliche Brennpunct biejer 
Angelegenheit liegt darin, daß diefe —F leicht zur Erörterung der Natur 
des königlichen Vetos führen kann. Belanntlich ih dasfelbe ſuspenſiv: nun 
vertritt aber die Regierungspartei die Anficht, daß der König bei Aenderum: 
gen des Grundgejeges nothivendiger Weife ein abjolutes Veto Haben muß, 
weil ſonſt die Beitimmungen des $ 112 des Grundgejehes bedeutungslos 
gemacht werden könnten. &3 heißt nämlich dafelbft, daß Abänderungen ein: 
zelner Paragraphen dieſes Gejebes vorgenommen werden können, wenn bie 
Erfahrung ihre Nothiwendigkeit bargethan hat, dab aber feinerlei Verände— 
rung gemacht werden darf, welche gegen die Principien des Grundgejehes 

iten würden. Die Oppofition und fpeciell ber Führer derjelben, Sverdrup, 
in jeinem Organ Berbend Gang, erklärt da3 ndgejek dahin, daß ber 
König bei —————— Veränderungen überhaupt kein Veto habe, und 
dies gerade der Unterſchied — dem Grundgeſetz und anderen Ge: 
ſetzen. Wird die Sache auf die er getrieben, dann fteht die Entſcheidung 
dem „Reichögericht“ zu; bafjelbe befteht aus den Mitgliedern des Lagthings 
und denen des höchften Gerichtshofs. 


11. Rußland. 


16. Januar. Der bisherige diplomatijche Agent Rußlands 
beim heiligen Stuble, Legationgrath und Kammerherr Kapnift, wird 
nach Paris verjegt und an feine Stelle Fürſt Urufow ernannt. 

29. Zanuar. Die Regierung veröffentlicht das Budget für 
1876: Die ordentlichen Einnahmen find auf etwa 535 Millionen 
Rubel, die außerordlichen Einnahmen und die Umfaßeingänge auf 
35 Mill. Rubel, das Total der Einnahmen auf 570 Mill. Rubel 
veranjchlagt.e. Das Budget balancirt mit einem Ueberſchuſſe von 
86,000 Rubel, wobei 6 Millionen für den Ausfall an Steuern und 
Grtraordinaria bezeichnet find. Die Acciſe ift auf 5’ Mill. und 
die Zölle find auf 6 Mill. mehr ala im Jahre 1875 veranfchlagt. 

2.—10. Febr. Naflr-Eddin macht von Machram aus ver- 
gebliche Verſuche, die väterliche Herrichaft über Khokand wieder zu 
erringen. Die Khofander gelangen in den Wirren zwijchen ihm und 
Abdurrahman Autobatfcht zu dem Wunfche, am Ende lieber unter 


der Herrichaft der Ruſſen zu ftehen. 

In Machram, dem Aufenthaltsort bes Khans Nafir-Ebbin, erſchien 
eine Depulation aus Khokand, welche ihn zur Rüdkehr in die Hauptjtadt 
auffordert. Derjelbe reist um 2. Februar von Machram ab. Er zieht nicht 
in die Stabt Khofand ein, jondern bleibt vor ihren Mauern in dem Dorfe 
Naimantiche, wo er fi vom 4. bis zum 8. Februar aufhält. An letzterem 
Tage überfallen Er die Kiptſchalen und Kirgifen unter der Anführung von 
Abdullah: Bel, welchen der Ufurpator Yulat:Bek zum oberften Heerführer in 
Kholand ernannt Hatte. Naffr:Eddin wird geichlagen, verliert 200 Mann 
und entgeht jelbft nur mit Mühe der Gefangenichaft. Er rettet fich, indem 
er fich mit 1000 Reitern jchleunigft nach Machram unter ruſſiſchen Schub 
urüdzieht. Am 9. Februar jenden die Bewohner von Khokand, nachdem 
he ihrerfeitd die Kiptſchalen und Kirkifen geichlagen, abermald eine Depu: 
tation nad) Machram mit der Bitte, Naffr-Eddin möge noch einmal nad 
Khokand zurückehren. Der Khan verläßt Machram am 10. Februar. In— 
zwiſchen mwenbet ſich Abdullah:Bek, als er Naſſr-Eddin jchlug, brieflih an 
Abdurrahman:Autobaticht, der fich bereitö dem General Stobolew ergeben 
hat, und fordert ihn auf, General Stobolew zu befragen, wie man mit 
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Nafir-Eddin verfahren, ob man ihn in die Stadt Khofand laſſen folle ober 
nicht. Abdullah: Bel theilt dabei mit, daß alle Bewohner Khokands ohne 
Ausnahme unter der Herrichaft der Ruſſen zu ftehen wünschten. Gleichzeitig 
mit diejem Brief von Abdullah: Bet erhält General Stobelew einen zweiten 
Brief von Nafir-Eddin, in welchem diefer um Hülfe bittet. 


6. Februar. Ein Ukas des Kaiſers an den dirigirenden Senat 
befiehlt die Aufhebung der Stelle eines Generalgouverneurs von Liv— 
land, Ejthland und Kurland. 


„Nachdem wir für nothwendig befunden, die Stellung eine? General: 
Gouverneurs von Liv, Eſth- und Kurland eingehen zu laſſen, befehlen wir: 
1) Die Verwaltung des Gouvernement3 Liv-, Eſth- und Kurland nad) den 
Beitimmungen der allgemeinen Gouvernement3ordnung und der befonderen, 
für diefe Gouvernements erlafjenen Localgeſetze und Verordnungen zu regeln; 
2) die Kanzlei bei dem General:Gouverneur eingehen zu laffen, die laufenden 
Geichäftsangelegenheiten den Kanzleien der Gouverneure des Gouvernements 
zu übergeben, auf welche diejelben Bezug haben, die allgemeinen Angelegen: 
heiten aber dem Minifterium des Innern einzureichen; 3) die Vertheilung 
der nach den allgemeinen und Localgejeen dem General:Gouverneur zu: 
ftehenden Rechte zwiſchen den Gonverneuren und betreffenden Minifterien 
ben Peunee Miniftern zu überlaffen; 4) die Beamten, welche die Kanzlei 
des Genrral:Souverneurs bilden, jo wie auch diejenigen, welche für bejondere 
Aufträge bei dem General-Gouverneur angeftellt find, wegen Aufhebung bes 
General:Souderneurpoftend nach den allgemeinen Beitimmungen außer Etat 
zu jehen. Zur era. de3 Vorſtehenden wird der dirigirende Senat 
nicht unterlafjen, das Erforderliche zu verfügen.“ 


6. Februar. In Warfchau tritt die griechifch-unirte Gemeinde 
feierlich zur orthodoren Kirche über, wobei auch die bereit3 nach 
ruſſiſchem Ritus umgeftaltete Kirche als jolche im Beifein des Grar- 
chen Leontius eingeweiht wird. Die griechifch-unixte Kirche in Gon- 
greßpolen hört damit formell auf, während in Wirklichkeit diejelbe 
wohl noch viele Decennien ihre Befenner in Polen haben dürfte und 
fich das ruffiiche Element und ruffifcher Seift nur langſam bei den 
bisherigen Unirten einbürgern werden. 


16. Februar. Die Adelamarjchälle von Livland und Kurland 
find nach St. Petersburg gefommen, um gegen die Aufhebung der 
Stelle eines Generalgouverneurs der drei Oftjeeprovinzen beim Kaijer 
zu rvemonjtriren. Der Kaifer jucht fie zu beruhigen. 

Derjelbe hält folgende —— an fie: „Sie haben die Beweg⸗ 
gründe dieſer Aufhebung faljch verftanden und ausgelegt. Ich habe Ihnen 
damit einen Beweis Meines Vertrauens geben wollen. Weberall find in 
Rußland derartige Aemter aufgehoben, wo nicht entweder die große Ent: 
fernung oder politifche Erwägungen die Aufrechtgaltung derſelben noth: 
wendig machten. Steine diefer Erwägungen find in ihren —— zu⸗ 
treffend. Ich kenne die Treue und Liebe zur Ordnung in denſelben und 
bewahre Ihnen Meine unveränderte Liebe.“ Die Adelsmarſchälle ſprechen 
dem Kaiſer ihren Dank für die wohlwollenden Worte aus, die geeignet wären, 
alle durch dieſe Maßregel Hervorgerufenen Befürchtungen zu zeritreuen. Der 
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Kaifer erwiedert: „Diele Befürchtungen find ohne Grund; die Intereſſen 
Ihrer Provinzen find Mir ebenjo theuer wie die Meiner anderen Provinzen. 
Der Minifter des Innern wird Ihnen alles mittheilen, wa3 dazu bienen 
fan, den Plan durchzuführen. Ich bitte Sie, alles dieß ihren Auftrag: 
gebern mitzutheilen.“ 

20. Februar. Der Ufurpator Fulat-Beg ermordet im öft- 
lichen Khofand drei Brüder des andern Ujurpator? Abdurrhaman 
Autobatichi, der fich bereit3 den Auflen ergeben hat, und zieht fid 
dann mit feinen Dichigiten in die Altai-Berge zurüd. General 
Skobeleff ſchickt zu feiner Verfolgung den Oberften Meller-Sako— 
melski ab, ber ihn bei dem befejtigten und mit einer Gitadelle ver- 


fehenen Dorf einer Bergichlucht der Altai volljtändig jchlägt. 

Diefer neue Sieg der Ruffen zufammen mit den früheren Siegen bei 
Generals Stobeleff und anderer Abtheilungen macht einen großen Eindruck 
auf die ganze Bevölkerung des Chanats. Aus Margelan, Uſch, Usgent, aus 
Chokand ſelbſt und von allen größeren und einflußreicheren Kiptichafen- und 
ig eek sihige treffen nach und nad) Seputationen beim General Stobeleff 
in Andidichan ein, um ihre Unterwerfung zu erklären. Der Beg von Mar: 
gelan bringt 17 Geſchütze und die Equipage des Chan? nad Andidihan und 
übergibt fich zum Zeichen des Gehorfams dem General Skobeleff. Ebenda: 
ſelbſt erſcheinen Turſunkul, einer der Anführer der Haſawat, und die Nota— 
bilitäten der Stadt Margelan. „Die gefammte Bevölferung des Chanats 
Chofand, die jehhafte ſowohl ald die nomabdifirende, erklärt ihre vollkom— 
Pa Unterwürfigkeit und erwartet die Entichlieung über ihr Geihid vom 

aiſer.“ 

27. Februar. Der interimiſtiſche ruſſiſche Generalgouverneur 
von Turkeſtan, General Kolpakowsky, hält feinen Einzug in Chokand. 

Er wird am Stadtthor vom Gouverneur von Ferghanah, General 
Skobeleff, an der Spite der Garnifon und einer Deputation der Einwohner 
empfangen. Nach einer Beglückwünſchung der Truppen für ihre Haltung, 
wendet er fich am die Vertreter der Stadt und fünbigt ihnen die Vereinigung 
de3 Thales von Ferghanah mit Rußland an. Die Deputation beantwortet 
die Ansprache mit den Worten: „Gott will es! Allah ift groß!” 

Der Kiptichafenführer Abdurchaman Autobatjchi wird nad 
Orenburg trangportirt, Naffr:Eddin wird Faſchkend ala Aufenthalts: 
ort angewiefen. 

2. März. Ein Ufas des Kaiſers befichlt die Einverleibung 
des ganzen Chanats Chofand in das ruffifche Reich unter dem Namen 
Ferghanah-Gebiet. 

Der taiſerliche Befehl lautet: „1) das neuerdings vom dem ruſſiſchen 
Truppen bejeßte Zerritorium, ge bis zum vergangenen Jahr 1875 das 
Chanat Chofand bildete, in das Gebiet des ruffiichen Neiches einzuverleiben 
und das Gebiet Ferghan aus demjelben zu bilden; 2) dem Generalgouverneur 
von Zurfeftan zu überlaffen, die Abminiftration in diefem neuen Gebiet 
unter Berüdfichtigung der gegenwärtigen Lage und der Localverhältnifie in 
Form einer zeitweiligen Maßregel in der Weife zu organifiren, wie fie in 
den Gebieten Serawſchan und Amu Darja eingeführt war, Seiner Zeit ift 
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dieſe zeitweilige Berordnung zur allerhöchften Betätigung vorzulegen; 3) die 
FKoften der Verwaltung de3 neuen Gebiet? aus den von der Bevölkerung 
desjelben zu erwartenden Ginnahmen zu deden und der Rechnungsführung 
dieſelben Principien zu Grunde zu legen, wie fie für die Einnahmen der Ge: 
biete Amu Darja, Kuldſha und Serawichan beftanden.* 

Mit Chofand ſchließt Rußland bis auf weiteres die Reihe feiner Er: 
oberungen in Afien und fügt feinem dortigen Länderbefig einen — 
von ungefähr 1100 Quadrat-Meilen hinzu. Die nach der ruſſiſchen Dar— 
ſtellung ſtrategiſch bisher in der Luft ſchwebenden Grenzen haben nach Voll: 
zug der definitiven Beſitznahme des halbinſelförmig in die Turkeſtan'ſchen 
Länder einjchneidenden Chokand'ſchen Gebiet? eine Abrundung erfahren und 
an den Schneeketten der „Süd-Chokand'ſchen Gebirgszüge” (früheren Kaſchgar 
Daban) mit ihren 20,000 Fuß und höheren Pics eine natürliche und an: 
Icheinend allen Erforderniſſen entiprechende Schugmauer gefunden. Wie 
lange dieje jedoch der xuffiichen Sicherheit und Genügſamkeit fich ala aus— 
reichend erweiſen wird, it vorläufig nicht abzufehen. In jedem Falle twird 
die Nachbarſchaft Jalub Begs von Kaſchgar fich auch jenjeit3 der Berge in 
dem Grade gefährlich zeigen, je mehr die ruffiiche Gebirgäfunde in der Er: 
forjchung der Zu: und Uebergänge dieſer Naturveften ae machen 
wird. Die ruffiiche Etappe ijt bis unmittelbar an die Grenzen des neuen 
Reichs von Kaſchgar vorgeihoben, und Chodjent, Chofand, Andydjan und 
Margilan mit dem nördlicheren Namangan, die Perlen der Chofand’fchen 
Stäbdte, liegen auf dem Wege zur Nefidenz Jakub Begs und Br dem Wege 
nach Jarkent. Bequeme Straßen verbinden dieje bevölferten und jchönen 
Gebiete mit dem nahen Tajchkent, dem Site des Generalgouverneurs, einer: 
feit3 und mit Samarkand und Bochara andrerjeitd. Factiſch war Chofand 
längft ruffiich und der Chan eine Schattengröße, der jeine Befehle aus der 
faum eine Tagreife (30 Meilen) entfernten Gouvernementsfanzlei in Taſch— 
fent empfing, und nur noch die Freiheit beſaß, gänzlich unabhängig von 
fremdem Einfluß, jeine ungefähr 2,400,000 Mark betragenden Steuern ein: 
zutreiben und zu verbrauchen, d. h. er war abjolutes Oberhaupt im Innern 
und abjoluter Bafall nah Außen. Die Kataftrophe von Chokand wird fich 
auch bei dem Herrichergenofjen in Chiwa wiederholen, und der Emir von 
Bochara wird dieſes Geſchick der depofjedirten Chane auf die eine oder die 
andere Weife theilen. Rußland Täht fie gewähren, wenn fie fich zu Tode 
herrſchen, nachdem fie völlig unſchädlich gemacht worden find. Beide beivegen 
ſich in der Schlinge ihres Erben, von deſſen Gnade fie abhängen. Eine 
Dampfichifflinie auf dem Syr-Darja (blauen Strom) vermittelte bisher die 
Communication vom Aral:Sce bis Perowsk und von da bis Kaſalinsk; jet 
werden Dampfboote vielleicht den Reifenden nad) den Hauptftädten des jchönen 
Ferghanah-Thales tragen. Tas herrliche, von Gärten umfränzte und um: 
fangreiche (3 Meilen) Chofand mit feinen Hundert Mojcheen und wie ein 
Maftenwald im Hafen aufragenden Minarets, wird, wie das gleich große, 

(eich ſchöne und von föftlichen Früchten gefegnete Namangan, oder das eben: 
—* reizend gelegene und bedeutende Andydjan, eine ruſſiſche Stadt ſein, 
und alle zuſammen werden die Perlen der Turan'ſchen Städte vermehren. 
Ferghanah mit ſeinen genannten Städten ift der zweite Garten in Mittel: 
afien, wie Miankal oder Soghd der erfte. Seine Baumwollencultur, in erfter 
Linie zu nennen, ift nicht unbedeutend; fie würde und könnte aber produc: 
tiver fein, wenn mit europäifchen Fleiß oder amerikaniſchem Verſtändniß 
verfahren würde. Sowohl dieje Producte wie die vorzüglichiten Sübdfrüchte 
bilden einen nicht untvejentlichen BeftandtHeil des Chokand'ſcheu Handels 
mit den umliegenden Nachbarländern, wie namentlich” mit dem fibirijchen 
Städten und vor allen mit den bedeutenden europäifchen Grenzſtädten, wie 
29* 
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DOrenburg, Aftrahan u a. m. m politiicher Beziehung klann man dieſe 
Paradieſe Turan’s in einen Vergleich mit der Krim bringen. Beide Gebiet: 
theile find die Etappen zu nicht fernen Endzielen, beide haben ungefähr bie 
gleiche Bedeutung. 

Mitte März. Die europäifche Preſſe bringt Gerüchte von 
einer angeblichen Abficht des Kaiſers Alerander, zu Gunften des 
Großfürſten-Thronfolgers abzudanken. 


Ende März. Stand der Leibeigenſchaftaufhebungsfrage: ob— 
gleich bereits 15 Jahre ſeit dem Erlaß der großen Maßregel (3. März 
1861) verfloſſen ſind, ſo ſind doch immer noch ca. 2 Millionen 
Bauern in dem früheren Zuſtande der Leibeigenſchaft. 

Dieſe im höchſten Grade auffällige Erſcheinung wird erklärlich, wenn 
man die Beſtimmungen über den Loskauf ſich vergegenwärtigt, wonach die 
Emancipation der Bauern vor ſich gehen ſollte. Die Bauern erhielten von 
den Gutsbeſitzern einen gewiſſen Antheil Land, für welchen fie je nach Quali: 
tät des Bodens an lehtere eine Entſchädigungsſumme zu zahlen hatten. Die 
Ablöfung ſollte zufolge eines freiwilligen Uebereinkommens mit dem Guts— 
befiger ftattfinden. Falls eine Einigung zwiſchen den Bauern und Guts— 
befigern >. zu erzielen war, jo u die Ablöjungsfumme au3 dem 
16?/sfachen Betrage der früheren jährlichen Abgabe oder der in Geld berech- 
neten jährlichen Arbeitäleiftung (vulgo Frohndienft) beitehen. In vielen 
Gegenden ift das Land fo 8* taxirt worden, daß die Bauern keineswegs 
in der Lage find, neben den hohen Steuern die Pacht für den Gutsbefiger 
zu erfchwingen: fie find daher geziwungen, nach wie vor die Feſſeln der 
Zeibeigenfchaft zu tragen. Die abjolut größte Zahl von noch zeitweilig ver: 
pflichteten Bauern befindet fich in den Gouvernements: Smolenst, Rjäſan, 
Twer, Moskau, Poltawa, Tula, Tichernijew, Wladimir und Orel. 


11.—13. Mai. Kaiſer Alerander, auf dem Wege nach Bad 
Ems, in Berlin. Derſelbe ift von Fürft Gortſchakoff begleitet. Much 
Andrafiy trifft von Wien ein. Da die Ende December 1875 zwiſchen 
den drei Kaifermächten vereinbarte, Ende Januar übergebene und 
von allen Großmächten, England nicht ausgeſchloſſen, unterjtüßte 
Note an die Pforte zu einer Pacification der injurgirten türkischen 
Provinzen nicht geführt hat, jo wird von den drei Kaifermächten 
ein neuer Schritt gegenüber der Pforte vereinbart, das jog. Berliner 
Memorandum. Statt Dejterreich tritt damit Rußland an die Spitze 
der drei Mächte. Frankreich und Italien erklären ihre Zuftimmung 
zu dem Memorandum, England Iehnt die feinige dagegen ab und 
dad Memorandum wird in Folge davon nicht übergeben. 

28. Mai. Der ruffiiche General Tſchernajeff, aus Turkeſtan 
her bekannt, wird vom Yürften Milan von Serbien zum ferbifchen 
General ernannt und zum jerbifchen Oberfommandanten im Kriege 
gegen die Türkei defignirt. 

30, Mai. Die Regierung verbietet den weiteren Gebrauch der 
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Eleinruffiichen (ruthenifchen) Sprache in ber Literatur und fo weit 
ırıdglid) auch im gejelligen Leben: 
„Minifterium des Innern, Prekabtheilung. Geheim. Se. Maj. der 
Faiſer hat am 18./30. Mai [. J. Nachftehendes a. h. zu befehligen geruht: 
1) ohne jpecielle Erlaubniß der Gentral:Leitung in Preß-Angelegenheiten ift 
Die Einfuhr aller und jeder im Auslande gedrudten Werke und Brojchüren 
arr kleinruſſiſcher Sprache verboten; 2) das Druden und Herauögeben Klein: 
wuffifher Original:Arbeiten und Meberjegungen ift verboten. Geftattet ift 
Bloß das Drucken: a) biftorifcher Documente und Denkmäler, und b) ber 
Erzeugniffe der ſchönen Literatur, jedoch nur unter der Bedingung, daß beim 
Druden hiftoriicher Documente unbedingt die Orthographie des Originals ein: 
gehalten und in den Erzeugnifien der jchönen Literatur feine Abweichungen 
soon der herrichenden ruſſiſchen Orthographie zugelafjen werden. Auch dürlen 
Werke aus dem Gebiete der ſchönen Literatur ohne jpecielle Erlaubniß ber 
GentralsLeitung für auge nicht gedruckt werben; 3) theatra= 
Lifche Vorftellungen und Vorlejungen in kleinruſſiſcher Sprache, ſowie auch 
das Druden des kleinruſſiſchen Textes zu Eleinruffiichen mufitalifchen Noten 
find verboten. Der Leiter des Gentral:Pregbureaus: Grigorjeff.“ 


Die Maßregel ift viel bedeutfamer und characteriftifcher, als es auf 
den erjten Anblick jcheinen könnte. Durch dieſelbe ſoll das treue, unter 
Öfterreichifchen Aufpicien geborene rutheniſche Weltfind wieder erdroſſelt 
werben. Der Eleinruffiiche (ruthenifche) Stamm bildet bie Landbevölkerung 
im eigentlichen fogenannten Sleinrußland, in ben weftruffiichen Gouverne: 
ments Volhynien und Podolien, im größten Theile von Befjarabien und 
Südrußland, in einem Theile des Gouvernements Woroneſch, in Oftgalizien, 
Nordoft:Iingarn und jenfeit? des Don im Lande der tichernomorijchen 
(Schwarzmeer) Kofaten. Seine Kopfzahl beträgt 12 bis 15 Millionen. 
Das Lleinruffiiche Idiom ift von der großruffiichen Sprache weſentlich ver: 
fchieden. Der Kleinruſſe, vom Ruſſen verächtlid „Machol“ genannt und 
dieſen mit der ebenfall3 nicht jchmeichelhaft gemeinten Bezeichnung „Stacap“ 
regalirend, verjteht ihn, den Großruſſen, beiläufig Fi leicht, wie ein 
Schwabe einen Bauer aus der Umgegend von Drontheim in Norwegen. 
Trotzdem gilt in Rußland officiell die von Schafarik beliebte, an das bota- 
niſche Syftem von Linne erinnernde Glaffificirung der flavifchen Idiome, und 
nach diejer Eintheilung ijt das Großruſſiſche die Schriftiprache „aller Reuffen“, 
das Kleinruſſiſche aber blos eine Volkamundart berjelben. Nun beruht 
ber Unterjchieb ider Sprachen, außer ſehr bedeutenden grammatifaliichen 
und lexicaliſchen Verichiedenheiten, die wir hier unerörtert laſſen müſſen, 
Hauptjächlich auch auf dev Ausiprache, ſozuſagen auf der Klangfarbe ber 
Worte. Da aber das ruffiiche Alphabet beinahe für jeden Buchladen eine 
doppelte und fogar dreifache Lesart zuläßt, jo erfannen die Ruthenen, nad) 
dem Borgange ihres Schriftitelierd Kulisz, eine fogenannte phonetiſche Dr 
thographie, um ihr Idiom vor der Ruffificirung zu jchüßen. Diefe „Ku: 
liszowka“ ift es, gegen welche fich der oben angeführte Ukas richtet. Die 
höheren Glafjen des Hleinruffiichen Volles haben zwar die großruffiiche 
Schriftſprache volltommen inne, die Maſſe des Volkes aber verfteht nur jehr 
unzulänglich das großruffiiche Idiom, obwohl die ganze Elementar:-Schul: 
bildung in Kleinrußland vorzugs weiſe darauf gerichtet ift, den Kleinruſſen 
da3 Großruſſiſche beizubringen. Die Kleinruſſen befiken eine reiche und 
überaus Ichöne Volkältteratur, die inäbejondere in der jüngften Zeit auch in 
Mefteuropa allfeitige Anerkennung gefunden hat. Aus biefer Volksliteratur 
erblühte im neunzehnten Jahrhundert eine neue Kleinruffiiche Literatur don 
vorzugsweiſe belletriſtiſchem und poetiſchem Character. Auch dieſe junge 
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Kiteratur fand in Wefteuropa vielfache Aufmunterung. Gleichzeitig mit ber 
Bauern-Emancipation und der Begeifterung für die Vollsbildung, die da— 
mal3 alle Dentenden und Wohlgefinnten in Rußland ergriff, fam unter ben 
gebildeten Kleinruffen der Gedanke auf, auch dem Eleinruffiichen Volle durch 
die Herausgabe einer Ueberſetzung der Heiligen Schrift und durch populäre 
und —— kleinruſſiſche Werke aus der Unwiſſenheit herauszubelfen 
und daſſelbe an den Cultur-Errungenſchaften der Gegenwart theilnehmen zu 
lafien. Im Jahre 1862 tauchte fogar im ruſſiſchen Unterrihtäminifterium 
ber Gedanke auf, daß es jehr zweckmähig wäre, in Kleinrußland ben Ele 
mentar:Unterricht in kleinruſſiſcher Sprache beforgen zu laffen und die ein: 
flußreichiten ruffiichen Pädagogen (Uſchinskij, Wodomwofoff), ſowie die Werichte 
ber Lehrer in vielen Keinruffiicden Gouvernements ſprachen fich für bie Ein: 
führung ber kleinruſſiſchen Sprache in den Elementarjchulen und erft für 
eine ftufenweile Einführung der Großruffiihen Sprache aus. Aber die Ra: 
nique während der polnischen Inſurrection im Jahre 1863 erzeugte das 
Phantom eined Eleinruffiichen Separutismus und es erging in Folge beffen 
ſchon damals die drakoniſche Maßregel, daß in Zukunft das Erfcheinen 
fleineuffiicher Bücher, religiöfen, pädagogiichen und populär-wiſſenſchaftlichen 
Inhalts, gänzlich zu unterbleiben Habe. Dieſe finnlofe Maßregel, die nicht 
den zubal), ſondern Die air ber Literatur zum officiellen Tode verurtheilte, 
wurde jeboch im Laufe der Zeit vergeffen, und in den legten 4—5 Jahren 
tauchten an verjchiedenen Orten populär:wifjenichaftliche Bücher in klein— 
ruſſiſcher —— auf, die in der Maſſe des Volkes eine ſehr günſtige Auf— 
nahme und große eng fanden. Plößlich erjcheint nım die oben an— 
von Verordnung ohne die geringfte Motivirung. Heute von einem 
einruffiichen Separatismus zu reden, ift noch finnlofer, ala dies im Jahre 
1863 der Fall war. Wohl ift in ber lebten Zeit vom Eleinruffiichen So: 
cialismus die Rede, und im Auslande erichienen einige kleinruſſiſche jociali: 
ftiiche Broſchüren, aber in Rußland neigt fich die gejammte Jugend zum 
Socialismus, und e3 vergeht faft fein Monat, in welchem nicht eine jociali: 
ftiiche Broſchüre in Großruffiicder Sprache erjchiene. Conſequenterweiſe jollte 
alfo überhaupt jede Literatur in Rußland verboten werden. Was für Er: 
—— an die Entwicklung einer ſelbſtändigen Literatur in Kleinrußland 
gefnüpft werden, ift unbekannt. Aber dies muß ausdrücklich conitatirt 
werden, daß die gegenwärtig in Rußland erfcheinenden Publicationen durch: 
aus gleichartig find mit ähnlichen Publicationen in Deutſchland, Frankbreich, 
alien und Spanien, die in bayrifcher, plattdeuticher, provencalifcher, bre: 
tonifcher, ficilianifcher, piemontefifcher und cataloniſcher Mundart ericheinen. 
Im —— richtiges Urtheil über die Widerſinnigkeit und Gewalſamkeit der 
neuen Maßregel zu bilden, denfe man ſich einen Augenblick, daß in Deutſch⸗ 
land ein Theil der Schriften Fritz Reuter's verboten und der andere Theil 
erſt nach einer ſtrengen Cenſur im Berliner Preßbureau erlaubt würde. Doch 
die Verordnung der ruſſiſchen Regierung geht noch einen Schritt weiter: 
die Kriegserklärung erſtreckt ſich auch ar die Mufit und fogar auf bie 
Cafes chantants. Sie verfolgt in ihrem Haſſe kleinruſſiſche Texte in mufte 
caliſchen Gompofitionen, ſowie auch Vorlefungen und dramatiſche Vorftel: 
lungen in Eleineuffiicher Sprache. In ber ganzen Welt erfreuen fid bie 
Volkslieder gegenwärtig der größten Sympathie. Diefe können ihrer Natur 
nach blos in VBolfsdialecten verfaßt fein. In vielen Opern und Dramen werden 
Volkslieder gefungen. In Italien, insbefondere in Nord-Italien jchreiben 
mehrere begabte Schriftfteller ihre Dramen im Voltsdialecte. In allen 
uptftädten Europas eriftiren Theater, Cafes chantants, in benen drama: 
tifche Borftellungen im Volksdialect gegeben werden. Man denke ſich den 
Unfinn, daß durch einen allechöchften Befehl „Schulze und Müller“ verboten, 
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die voltsthümlichen Vorftellungen im Theater an der Wien ober der Pulcis 
rıello in Italien verboten würden! Und doch geichieht ganz etwas Aehn⸗ 
Liche3 in Rufland, wo kleinruſſiſche Lieder nicht nur in Kleinrußland gerne 
gehört und gelungen werden, jondern wo fogar in Moskau eine beſondere 
Schaufpielertruppe befteht, die fleinruffiiche Borftellungen gibt, wo ber 
Petersburger artiftiiche Club mit großem Erfolge kleinruſſiſche, jeit ſechzig 
Jahren auf dem Repertoire der ruffiichen Theater befindliche Operetten gibt, 
unter Anderm die Opperette ‚„Moſtal Tſchariwnyk“ („der geofmuifilße Baus: 


berer“), in welcher der geniale Moskauer Schaufpieler Schtichepfin feine 
beſte Rolle fand. 


13. Juni. General Kaufmann fehrt doch wieder nach Tur— 
fejtan zurüd und trifft an dieſem Tage in Taſchkend ein. 

28. Juni. In Gettinje (Montenegro) trifft noch bevor der 
Krieg nur erklärt ift, ein vom ruffiichen Slavencomits in Moskau 
geichicdter ruffiicher Sanitätzzug ein. 

30. Juni. Serbien erflärt der Pforte den Krieg, erläßt ein 
förmliches Kriegsmanifeſt und rüdt unter dem Oberbefehl des ruſ— 
fifchen Generals Tſchernajeff in das türkifche Gebiet ein. 

6. Juli. Fürft Gortſchakoff hat ſeine gewöhnliche Badecur in Wild» 
bad aufgegeben und ift beim Kaijer in Ems und Jugenheim geblieben. 

8. Juli. Zufammenkunft zwifchen dem Kaifer von Rußland 
und dem Kaiſer von Defterreich in Reichjtadt in Böhmen. Sener 
ift von Gortjchakoff, diefer von Andraſſy begleitet. Es erfolgt eine 
Art vorläufiger Verſtändigung zwiſchen beiden Mächten bezüglich der 
orientalifchen Frage. 

10. Juli. Der Kaifer trifft nach achtwöchiger Abwejenheit in 
Deutfchland wieder in St. Peteröburg ein. 

13. Juli. Durch Senats-Ukas wird das. in Folge der pol= 
niſchen Infurrection von 1863 in Warfchau eingejegte und bisher 
immer noch fungirende friegsgerichtliche Unterfuchungscomits aufges 
hoben und damit die letzte außerordentliche Maßregel jenes Jahres 
wieder bejeitigt. 

Gleichzeitig wird aber auch das neue ruffiiche Gerichtsver- 
fahren, wie e8 durch die Reform vom 20. November 1864 für das 
ganze übrige ruſſiſche Reich vorgefchrieben wurde, auch auf Polen 
oder das ſog. Generalgouvernement Warfchau ausgedehnt. Die 
neuen Gerichte und das neue Verfahren haben dabei nur einige, die 
bejonderen Verhältniſſe in Polen berüdfichtigende, aber gänzlich un— 
wejentliche Abänderungen von der allgemeinen Organifation, erhalten. 
Die Hauptfache ift, daß durch die Maßregel die ruſſiſche jtatt der polni= 
ichen Sprache ala allgemeine Gerichtsfprache eingeführt wird und daß 
über 1000 bisherige polnische Gerichtsbeamte, weil der ruffifchen Sprache 
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nicht hinreichend mächtig, mit Einem Schlage Amt und Brod verlieren. 
Die polnische Sprache wird immer mehr eingeengt, um fie fchließlic, 
wenn möglich, auf die Rolle eines bloßen Dialectes herabzudrüden. 

13. Juli. Der Erzbifchof von Moskau hält in voller Kirche 
eine feierliche Function für das Wohlergehen der Fürften Milan 
von Serbien und Nikita von Montenegro und ein Gebet um Ber- 
leihung des Sieges für die ferbifchen und montenegrinifchen Waffen 
wider die Türken. 

20. Juli. Die fog. Slavencomite’3 fchiden großartige Sen— 
dungen nach Serbien für die dortigen Kriegslazarethe. 

20. Juli. Der ruffiiche Gefandte in Konftantinopel, General 
Ignatieff, kommt in Urlaub nad St. Petersburg. 

7. Auguft. Bon Moskau geht der erjte große und zahlreiche 
Sanitätäzug nach Serbien ab. 

11. Auguft. Der Kaifer hält eine kriegeriſch lautende Rede, 
indem er 

beim Corpsmannöver in der Gegend von Krasnoe-Selo feinen älteften 
Gnfel, den am 18. Mai 1868 gebomen Groffürften Nikolai Alerandrowifch, 
in die Reihen des Pawlowsky'ſchen Garde-Regiments ftellt. Ter Sjährige 
Großfürſt ift in Felduniform mit Säbel und Revolver und führt als Fähm— 
rich den erften Zug ber Leib:Gompagnie.. Darauf ladet der Kaiſer Die 
jämmtlichen Officiere in fein Zelt und hält an fie in bewegter Stimmung eine 
herzliche Anſprache, in der er u. N. Sagt: Bis jekt Habe er ſeit Jahren das 
theure Blut feiner braven Pawslowsker jchonen können, bald aber vielleicht 
würde bie Zeit kommen, wo er auf ihre fo oft bewährte Tapferkeit rechnen 
müßte, in der Ueberzeugung, daß das Regiment wie früher feine Schuldig— 
feit thun würde. Die Worte werden von den Zruppen mit Begeifterung 
aufgenommen und mit lautem Hurrah beantwortet. 

31. Auguft.. Serbien bringt eine jechsprocentige Anleihe von 
12 Millionen zum Paricurs in Rußland unter. 

Zahlreiche und immer zahlreicher werdende ruſſiſche Freiwillig 
gehen nach Serbien, zuerft in der Form von Ganitätszügen, nach“ 
ber ganz offen als folche und mit ihren Waffen, zuerſt auf dem 
Wege durch Dejterreich, nachher über Rumänien. Die Regierung 
läßt fie vollftändig gewähren, angeblich weil e8 an geſetzlichen Be— 
ftimmungen fehlt, um derartige Zuzüge zu hindern. Die ruffifchen 
Slavencomite’3 werden nachgerade zu offenen Werbebureaur für die 
ferbifche Armee. 

Anfang September. Die ruffiichen Blätter find voll von an- 
geblichen türfifchen Umtrieben gegen Rußland in der Krim und an 
der afiatifchen Grenze. 

1.—12, September. Zufammentritt des dritten internationalen 


Drientaliftencongrefjeg in St. Petersburg. Der vierte Congreß foll in 


Rukland. (Sept. 1-17.) 457 


Florenz jtattfinden. Die fremden Gelehrten find mit ihrer Aufnahme 
Tomohl von Seite der ruffiichen Regierung ala von Seite der ruffifchen 
Gelehrten und der Bevölkerung der Hauptftabt überaus zufrieden. 

2. September. Der Kaiſer in Warfchau. Feldmarfchall v. Man- 
teuffel trifft in einer außerorbentlichen Miffton des deutfchen Kaiſers 
bei ihm ein. 

4. Eeptember. Die Serben, von den Türken gefchlagen, müſſen 
fich auf Alexinatz und Deligrad zurüdziehen. Die Mächte treten in 
Konſtantinopel in’s Mittel und unterhandeln mit der Pforte über 
einen Waffenftilljtand. Diefe lehnt einen folchen von bloß 4 Wochen 
ab und will fich zu einem folchen überhaupt nur verftehen, wenn 
man zuvor über die Präliminarien eines Friedensſchluſſes einig ge- 
worden wäre. Zu diefem Ende hin ftellt fie eine Anzahl Forderun- 
gen, die fie, übrigens nicht ald Ultimatum, der Discuffion der 
Mächte unterftellt. Rußland erklärt diefe Friedensbedingungen für 
ganz und gar unannehmbar und undiscutirbar. 

9. September. Der dem ruſſiſchen Geſandten in Konftantinopel, 
General Ignatieff, gewährte Urlaub wird verlängert, was unter den 
obwaltenden Umſtänden jehr auffällt. 

12. Eeptember. Ein Befehl des Kaiſers hebt die „eigene 
Kanzlei Sr. Maj. des Kaiſers für die Angelegenheiten des Czar— 
thums Polen,“ die dor gerade 10 Jahren das damalige „Staats- 
fecretariat des Czarthums Polen“ erjehte, auf. 

Der Zwed diefer Kanzlei war ein doppelter: 1) die Verwaltung bes 
im Ausnahmäzuftande befindlichen Polens unmittelbar von Seiten der Reiche» 
Gentralbehörden, und 2) die Einführung der nöthigen Verwaltungsreformen 
in Polen, um diefe Provinz de3 Reiches nach und nad) aus dem Ausnahme: 
zuftande zu befreien und den übrigen Provinzen gleichzuftellen. Mit der 
vor kurzem erfolgten Einführung der Serichtäreform in Polen ift dieſe Auf: 
gabe endgültig gelöst. Die Eriftenz des Czarthums Polen ift jomit zu 
Ende, das Czarthum ift die „Weichjelprovinz“ des ruffischen Neiches geworden. 

15. September. Fürft Milan von Serbien wird auf Betreiben 
des ruffiichen Obergeneral3 Tſchernajeff von der ferbifchen Armee 
zum König ausgerufen. 

16. September. Wiener Blätter wollen Bejtimmt wifjen, daß Un— 
terhandlungen Rußlands mit Rumänien bezüglich eines eventuellen 
Durchzugs ruffifcher Truppen durch Rumänien im Gange jeien. 

17. September. Dem Eaiferlichen Ukas, welcher die Aufhebung 
der faiferlichen Kanzlei für Polen verfügte, folgt ein anderer nach, 
der die Revifion der Diplome des polnischen Adels anordnet. 

In Folge deſſen werben nicht weniger ald 14,000 polnijche Schlad): 
zizen in den Bürgerftand verſetzt. Die fi mit Abdeld-Diplomen von polni: 
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ſchen Königen ausweiſen können, werben, wenn fie ſich um den Staat ver: 
dient gemacht haben, zu xuffiichen Edelleuten ernannt. Alle Polen, die als 
Beamte oder Dfficiere dem Staate dienen, bleiben Edelleute wie zubor, nur 
daf fie ruffiiche und feine polnische fein werden. Der polnifche Adel hört 
jomit zu eriftiren auf, und es bleibt nur der ruffiiche und der finnländifche 
zurüd. Die Rechte des ruſſiſchen Adels werden beträchtlich eingeichräntt; 
denfelben können alle ruſſiſchen Staatsbürger ohne Unterfchied der Religion 
und Nationalität erlangen, während der finnländifche nur Proteftanten zu: 
gänglich if. Wird ein Staatsbürger, ber nicht zur proteftantiichen Kirche 
gehört, geadelt, jo fann er nur xuffiiher Edelmann werden. Nächſt den 
Nuffen ıft der wnifiiche Adel am meiften unter ben Mohammedanern ver: 
treten, die Zahl der fatholifchen Adeligen beläuft fich nur auf einige Hunberte. 

27. September. Der Generaladjutant des Kaiſers, General 
Samarokoff, trifft mit einem Handſchreiben desfelben an den Kaiſer 
von Lefterreihh in Wien ein. Der Gzar jchlägt darin Defterreich 
eine Occupation Bulgariens durch ruffiiche, eine folche Bosniens 
durch üfterreichiiche Truppen und eine FFrlottendemonjtration Eng— 
lands vor, um die Pforte zu größerer Nachgiebigkeit zu zwingen. 
Oeſterreich lehnt jedoch die erjtere, England die letztere ab. 

Ende September. Die Durchzüge zahlreicher rufftfcher Frei: 
twilliger durch Rumänien nach Serbien haben den ganzen Monat 
September hindurch nie aufgehört. Unter denjelben befanden fich nad) 
den Berichten rumänifcher Blätter ganze Sotnien beivaffneter Koſaken. 
Dagegen mißlingt der Verſuch eines neuen jerbijchen Anlehens in 
Rußland. 

2. October. Der Kaiſer in Livadia. Derſelbe iſt vom Fürſten 
Gortſchakoff und der ganzen diplomatiſchen Suite, wie es auf feiner 
dießjährigen Reife in Deutichland der Fall war, begleitet. 

Der ruſſiſche Botfchafter in Konftantinopel, General Jgnatieff, 
Ichifft fich mit feiner Yyamikie in Yivadia ein, um endlich wieder auf 
feinen Poſten in Konjtantinopel zurüdzufehren. 

5. October. Der ruſſiſche Botichafter in Konjtantinopel, Ge— 
neral Ignatieff, wird auf der Nüdreife nach Konftantinopel wieder 
nach Yivadia zurücbeordert, two fich auch der Großfürft Thronfolger, 
der Kriegaminifter und der Finanzminiſter zu einer Gonferenz über 
die orientalische Frage einfinden. 

— October. Die bisher nur vorbereitenden Maßregeln ge: 
ftalten fich nachgerade zu förmlichen Kriegsrüftungen Ruklande. 

7. October. Der rumänische Minifterpräfident Bratianu 
fommt mit einer Miffion des Fürften Carol in Livadia an. 

10. October. Die Türkei verlangt in ihren Unterhandlungen 
mit den Mächten einen ſechsmonatlichen Waffenftillftand mit Serbien. 
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Rußland lehnt die Forderung entfchieden ab und auch die übrigen 
Großmächte dringen auf einen kürzeren Termin. 


17. October. Der ruffiiche Gejandte Ignatieff trifft wieder 
in Konftantinopel ein. 


— October. Die ganze europäifche Preffe ift der Meinung, 
daß Rußland einen Krieg mit der Türkei fucht und fich zu einem 
ſolchen rüjtet. Die ruffiichen Papiere fallen an der Londoner Börfe 
tiefer als ſelbſt im Krimkriege. 


30. Dctober. Serbien erliegt den türkifchen Waffen. Der 
Weg nach Belgrad fteht den letzteren fo ziemlich offen. Die Nieder: 
lage Serbiens wird von der öffentlichen Meinung in Rußland mit 
allem Grund für eine Niederlage Rußland's jelbjt angejehen. Der 
Rüdichlag ift ein überaus intenfiver. Die Bewegung droht dem 
Kaifer über den Kopf zu wachen. Er richtet daher telegraphiich 
ein Ultimatum bezüglich Serbiens an die Pforte. Der „Regierungs- 
Anzeiger“ berichtet darüber: 


„St. Petersburg, 18./30. October. Ee. Majeftät der Kaiſer hat heute 
am 18./30. October zu befehlen gerubt, dat ber Generaladjutant Ygnatieff 
ber hohen Pforte erkläre, daß, wenn fie nicht binnen einer zweitägigen Friſt 
einen Waffenftillftand von ſechs Wochen oder zwei Monaten annimmt und 
wenn fie nicht jofort Befehle zur Einftellung der militärischen Operatio: 
nen extheilt, der Botichafter Konftantinopel mit dem ganzen Perjonal der 
zus: verlafjen foll, und daß die diplomatischen Beziehungen abgebrochen 
werben.” 


31. October. Noch ehe Jgnatieff das ruffische Ultimatum der 
Pforte übergeben kann, hat diefelbe dem Drängen der Mächte bereits 
nachgegeben und Serbien einen faft ganz bedingungslofen zweimonat— 
lichen Waffenjtillftand zugejtanden. 


2. November. Der Kaifer verfichert dem englifchen Botjchafter 
Lord Loftus auf Ehrenwort, daß er nicht die Abficht habe, Kon: 
ftantinopel zu beſetzen und daß er ber Pforte gegenüber überhaupt 
an feinerlei Eroberung denfe, wenn er auch gendthigt fein könnte, 
die Bulgarei „vorläufig“ zu befegen. Der englifche Botjchafter be— 
richtet darüber an ſeine Regierung: 

Bericht über die Unterredbung zwijchen dem Kaiſer unb 
Lord A. Loftus: „Hall, 2. Nov. 1876. My Lord! Ich Hatte Heute in 
Livadia eine Audienz bei dem Kaifer von Rukland, wobei Se, Majeftät ge: 
ruhten, mid) mit gewohnter Güte und Herzlichkeit zu empfangen. Nach 
einigen gnädigen Fragen in Betreff meiner Familie ging Se. Majeſtät jofort 
zur orientaliichen Ijeage über. Se. Majeftät erflärte, er Habe am Morgen 
aus Konftantinopel eine Depefche erhalten, nach welcher die Annahme des 
Maffenftillftandes wahrjcheinlich fei, und lad mir eine andere Depeche vor, 
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bie berichtete, daß bereit3 von der Pforte an ihre Commandeure Befehle er: 
gangen ſeien, die Kriegsoperationen einzuftellen. Diejes, bemerkte Ee. Maj., 
fei jehr befriedigend. Auf meine Bemerkung, welch' plöglicder Wechjel zwi: 
chen dem Sonntag, an dem ich den Kanzler geliehen hatte, und dem jel: 
genden Tage, ald das Ultimatum an General Ignatieff abgelandt warb, 
ftattgefunden habe, fagte Se. Majeftät, Dieß fei durch die Nachricht von ber 
vollftändigen Niederlage des ferbijchen Heeres und durch feine Befürchtung, 
e3 fönnten darauf ähnliche Gräuelthaten folgen wie in der Bulgarei, ver: 
anlaßt worden. Se. Majeftät habe fich entichieden, ein Ultimatum zu ftellen, 
um weiteres unnützes Blutvergieken zu verhindern, und Steiner ſei bei dem 
Empfang dieſer Weifung erftaunter geweſen, als General Jgnatieff ſelbſt 
Se. Majeſtät drückte den ernitlichiten Wunſch aus, die Conferenz möchte mit 
dem mindeften Berzuge zulammentreten, und bon den verichiedenen Regie 
rungen möchten jofort Weifungen ergehen, um die Botichafter in Konftan: 
tinopel in Stand zu feßen, Togleich die nothtwendigen Friedenspräliminarien 
au berathen, indem ala Baſis die von Em. Lordichaft unterbreiteten Vor— 
ichläge genommen würden. Der Kailer warf dann mit großer Rube und 
Klarheit einen Rüdblid auf die Verhandlungen. Er erklärte, jeden Beweis 
feines Wunfches nach Frieden gegeben, alles in feiner Macht Liegende ge— 
than zu haben, um eine .friedlicde Löſung der Verwidlungen zu erreichen. 
Er habe Em. Lorbichaft vorhergehendes Gefuh um einen MWaffenftillftand 
von ſechs Wochen, den die Pforte verweigerte, unterjtüßt. Es folgte darauf 
eine bloße Einftellung der Feindſeligkeiten auf zehn Tage, die fi gänzlich 
illuforifch erwies. Ce. Majeftät betrachtete diefe Weigerung der Pforte einem 
Gejammt:Appell Europa’3 gegenüber ala eine den Mächten gegebene Obrfeige. 
Er habe geduldig wie aus dem Wunfche, ſich nicht von bem euro: 
päilchen Goncert zu trennen. Ew. Lordichaft unterbreiteten dann die zur 
Friedensbaſis beitimmten Vorſchläge. Auch diefen habe Se. Majeftät zuge: 
ftimmt, und gleichfalls Hätten die anderen Mächte eingewillig. Auf dieſe 
Vorſchläge habe die Pforte ausweichend geantwortet, indem fie ablehnte, ihre 
Annahme in der Form eines Protokolls zu übermitteln, und die Anfündi: 
gung machte, eine Reform in großem Mafftabe fei beabfichtigt, die ohne 
Unterfchied für das Reich im Ganzen beftimmt fei und über die Forderungen 
der Mächte fogar hinausgehe. Auf diefe Weigerung hätten Ew. Lordſchaft 
augleich mit einem ähnlichen Vorfchlage ber faiferlichen Regierung an die 
Pforte das Verlangen nach einem Waffenftillftand von nicht weniger als 
einem Monate geftellt, um die Mächte in Stand ſetzen zu können, Fyriedens: 
bedingungen zu berathen. Sr. Majeftät Regierung habe dieſes Verlangen 
in Verbindung mit den anderen Mächten unlerſtützt, und darauf habe die 
Pforte mit einem Gegenvorfchlage geantwortet und einen Waffenftillitand 
von fünf Monaten angeboten, der unter den Umſtänden und aus den von 
feiner Regierung bdargelegten Urfachen nicht befürwortet und den friegführen: 
ben Parteien empfohlen werden konnte. So, fagte Se. Majeftät, habe die 
Pforte durch eine Reihe von Manövern alle Verhuche des gefammten Euro: 
pa’3 zur Beendigung ded Krieges und zur Sicherung eines allgemeinen Frie— 
dens vereitelt. Ce. Mai fagte dann, wenn Europa gejonnen wäre, 
fi diejfe wiederholten Zurüdmweifungen Seiten? ber Pforte 
gefallen zu Lafien, fo könne doch er es nicht länger mit ber 
Ehre, der Würde oder den Intereſſen Rußlands vereinbaren. 
Er wünſche jehnlichit, fich nicht von dem europäiſchen Concerte zu trennen, 
aber ber jegige Stand der Dinge fei unerträglich und dürfe nicht länger 
fortdauern, und wäre Europa nicht bereit, mit Feſtigkeit und Thatkraft 
zu Handeln, jo müſſe er e3 allein thun. Dann fam Se. Majeftät 
mehr im Einzelnen auf feine Beziehungen zu England. Er bedaure, zu 
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ſehen, jagt er, daß in England noch ein eingebildeter Argwohn gegen 
die rujjiiche Politit und eine bejtändige Furcht vor ruffiichen Vordringen 
und Erobern vorhanden ſei. Er habe bei verjchiedenen Gelegenheiten die 
feierlichiten Verſicherungen gegeben, daß er feine Eroberung wünſche, daß er 
nach feiner Vergrößerung ziele, und daß er nicht den Eleinften Wunſch oder 
die minbdefte Abficht habe, Stonjtantinopel zu beſitzen. Alles, was über ein 
Teſtament Peter's des Großen und über die Ziele Katharina's 11. gefagt 
oder gejchrieben worden, jei Täuſchung und Hirngelpinnft; fie hätten mie: 
mals wirklich beftanden, und er betrachte die Eroberung Konftantinopela ala 
ein Unglüd für Rußland. E3 fei nicht die Rede davon, noch fei bei feinem 
Bater die Rede davon geweſen, der im Jahre 1828, ala fein fiegreiches Heer 
vier Tagemärjche von der türkijchen Hauptftadt geweſen, den Beweis geliefert 
habe. Se Majeftät verpfändete fein heilige Ehrenwort in ber 
ernfteften und feierlichften Weife, dab er nicht die Abficht habe, 
Konftantinopel zu erwerben, und daß, wenn bie Nothwendigkeit ihn zur 
Tue eines Theile der Bulgarei nöthigen Sollte, Dieſes nur dor 
läufig jein würde, bi3 Friede und die Sicherheit der chriftlichen Bevölke— 
rung gefeftigt jei. Se. Majeftät wandte fich hier zu dem der britiichen Re: 
gierung gemachten Borjchlag zurüd, dat Bosnien durch Defterreich, bie Bul⸗ 
arei durch Rukland beſetzt werden und vor Konftantinopel eine Flotten⸗ 
undgebung erfolgen jolle, wo, wie er jagte, Ihrer Majeftät Flotte die 
berrichende Macht geweſen fein würde. Diejed, meinte Se. Majeftät, follte 
ein genügender Beweis fein, daß Rukland feine Abficht auf Beſetzung jener 
Hauptftadt habe. Ce. Majeftät könne nicht begreifen, wenn beide Länder 
einen gemeinjchaftlichen Zweck — nämlich die Erhaltung des Friedens 
und die Verbeſſerung der Lage der Chriſten — und wenn er jeglichen Be— 
weis geliefert, daß er keinen Wunſch nach Eroberung oder —— 
habe, weßhalb dann nicht ein völliges Einvernehmen zwiſchen England un 
Rußland ſein ſollte, ein Einvernehmen auf Grund einer Friedenspolitik, 
welche in gleicher Weiſe den wechſelſeitigen Intereſſen der beiden Mächte 
und denen Europa's im Allgemeinen — ſein würde. „Abſichten“, 
ſagte Se. Majeftät, „werden Rußland beigelegt auf eine künftige Eroberung 
Indiens und den Befik SKonftantinopel3. Kann elwas abgeichmadter fein? 
Was das Erftere betrifft, jo ift e3 eine vollfommene Unmöglichkeit; was das 
Lebtere, jo wiederhole ih abermals die feierlichften Berjicherume 
gen, daß ich weder den Wunſch noch die Abjicht habe.“ Ee. Maje: 
ftät beflagte tief da3 in England an den Tag gelegte Mißtrauen gegen jeine 
Politit und die übeln — desſelben. Er erſuchte mich ernſilich, mein 
Aeußerſtes zu thun, dieſe Wolke von Argwohn und Mißtrauen gegen Ruf: 
land zu zerftreuen und trug mir auf, Ihrer Majeftät Regierung die feier: 
lichen Berficherungen, die er mix wiederholt Hatte, zu übermitteln. Ich ver: 
ficherte dem Kaifer, daß Ihrer Majeftät Regierung bie friedlichen Abfichten 
Sr. Majeftät völlig fenne und ſchätze. ch bemerkte, daß die vorgejchlagene 
Belegung türkifchen Gebietes in ber öffentlichen Meinung Englands eine 
Aenderung erzeugt und Beunruhigung hervorgerufen habe. ch drüdte die 
Hoffnung aus, dat die Annahme des Waffenftillftandes die Mächte nun in 
den Stand ſehen würde, eine befriedigende Beruhigung herzuftellen, und 
daß es dom weſentlicher Wichtigfeit wäre, dad europäiſche Concert aufrecht 
zu erhalten. Ich bemerkte, daß die Frage ber Be Her mir bie 
uptſchwierigkeit darzubieten jcheine, und daß, weil fie öfterreichifihe Inter: 
eſſen noch birecter betreffe, Acht gegeben werden müſſe, die Grenzen, welche 
von Defterreich angenommen werden könnten, nicht zu überfchreiten. ch 
fagte, dak in Bosnien und der Bulgarei eine große mohammedaniſche und 
fatholifche Bevöllerung fei, meiftens von der begüterten Klaſſe, und daß ihre 
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Sintereffen in Betracht zu ziehen feien. Ich erwähnte dann die angebliche 
Forderung Serbien? und Rumäniens, in unabhängige Königreiche verwan— 
delt zu werben. Solch eine Mafregel, bemerkte ich, würde der erſte Schritt 
zur Auflöjung des türkifchen Neiches in Europa fein. Die Geſchichte führe 
auf, daß in früheren Zeiten e3 ein Hönigreic) Böhmen, ein Königreich Ser— 
bien und ein Königreich Polen gegeben habe; fie alle ſeien verſchwunden, 
und ihre Auflöfung jei hauptjächlich durch innere Ziwiftigfeiten herbeigeführt 
worden. Wenn die Anjprüche Serbien? und Rumänien? nun zugelaften 
werden follten, jo würde Das die Herftellung fo vieler fleiner „Polen“ be- 
deuten, twelche Höchft wahricheinlich der republifanischen Staatsform zutreiben 
und dann weder dem Frieden noch der Sicherheit der benachbarten Staaten 
dienlich jein würden. Der Kaiſer fagte, ed ſei feine Rede davon, König— 
reiche Serbien und Rumänien zu errichten, und dab es eine Thorheit (une 
sottise) fein würde, e3 zu thun. Die Ausrufung Fürft Milan’s zum König 
fei eine That des Heeres geweſen, welche Se. Majeftät durchaus mißbilligt, 
in Folge Defien habe Se. Majeftät dem Fürſten Milan gerathen, das Haupt: 
quartier micht zu befuchen. babe indeß ein Telegramm des Fürſten em- 
pfangen, worin er fich entichuldigt, Er. Majeftät Nathe nicht gehorchen zu 
lönnen, da feine Pflicht gegen jein Land ihn zwinge, unter den gegenwär— 
tigen wibdrigen Verhältniffen zur Armee zu gehen. Gine Bezugnahme auf 
die Zahl der ruffiichen Freiwilligen in den ferbifchen Reihen bewog mich, 
zu bemerken, daß fie jehr weientlich zur Hervorrufung der fieberhaften Er— 
regung in Rußland beigetragen habe. Hierauf erwiderte Se. Majeftät, da 
er den Dfficieren erlaubt habe, zu gehen, vorausgeſetzt, daß fie den ruffiichen 
Dienft verließen, und er habe gehofft, .auf diefe Weile die Aufregung zu 
beruhigen („de jeter de l’eau froide“ war Sr. Majejtät Ausdrud). Se. 
Majeſtät fügte hinzu, daß ſehr viele ruſſiſche Officiere gefallen feien und daß 
die Begeifterung für die Serben ſich jehr abgekühlt habe. Der Kaiſer jagte 
dann, er wolle nun die allgemeinen Bemerkungen, die er gemacht, in die 
folgenden Puncte zufammenfaffen: 1) der Waffenftillftand, welcher, wie er 
hoffe, angenommen worden jei; 2) der unmittelbare Zufammentritt einer 
Gonferenz, deren Hauptzweck es jei, über die Einführung ſolcher Reformen 
in den drei Provinzen eine Einigung zu erzielen, welche die Intereſſen der 
chriftlichen Bevölferungen ſchützen und ihnen diejenige Autonomie gewähren 
würden, twelche für jenen Zweck erforderlich jei; und 3) daß die Pforte wirf: 
fame Garantien für Durchführung diejer Reformen gewähre. Der Kaiſer 
nahm dann Abjchied von mir in derfelben herzlichen und liebenswürdigen 
Meife, in der er mich empfangen.“ 
In einer folgenden Depeche aus Yalta, 4. November, theilt Lord 
A. Loftus mit, daß er Fürft Gortſchakow den Inhalt der vorhergehenden 
Depejche vom 2. mitgetheilt und daß Lehterer geäußert habe, fie gebe die 
Anschauungen bed Kaiſers, welche derſelbe ihm mitgetheilt, ſehr correct wieder. 
Auf Wunſch Gortſchakow's Habe er eine Abfchrift ber Depeiche, zur Vorlage 
ür den Kaiſer beftimmt, jenem ausgehändigt. Lord U. Loftus fährt dann 
ort: „Nur eine Aenderung war da, welche der Fürſt beantragte und welche 
ich auf feinen Wunſch vornahm. SHinfichtlich des ruffiichen Vorſchlags einer 
nl türtifchen Gebiet3 Hatte ich in dem urfprünglichen Tert anfgeführt, 
der Defterreich gemachte Vorſchlag fei geweien, „Bosnien und bie Herzego— 
mwina zu bejeßen“. Fürſt Gortichatow ſagte, der Vorfchlag an Defterreich 
jei nur geweſen, Bosnien zu beſetzen und nicht die erze owina; und Se. 
Durchlaucht erläuterte mir, der Beweggrund für Aus ja A der Herzego⸗ 
wina ſei geweſen, für den fall einer ejeßung durch dfterreiche und ruſſiſche 
Truppen eine neutrale Zone zwifchen beiden Heeren berzuftellen, um ber 
Möglichkeit von Reibungen zwijchen beiden vorzubeugen.“ 
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5. November. Der Kaifer mit dem Hofe verläßt Livadia 
wvieder, um nach Moskau und Et. Peteräburg zurüdzufehren. 

7. November. Gortjchafoff richtet eine Depeiche an den ruf- 
Filchen Botjchafter in London, Graf Schumwaloff, in welcher er feine 
Genugthuung darüber ausfpricht, daß Lord Derby in feiner Depeche 
vom 30. October die Bemühung deß ruffiichen Gabinets, im Ein- 
klang mit England zu wirken, anerfenne. Ferner begründet der 
Reichszanzler aus dem Mißerfolg der Diplomatie die Nothwendigfeit, 
Die Integrität der Türfei den Garantien unterzuordnen, die von der 
Humanität und für den Frieden Europas gefordert werden. Endlich 
weijt er nochmals die Annahme zurüd, daß Rußland Konftantinopel 
gegenüber Hintergedanfen hege. 


9. November. Drohender Ausfall Disraelis gegen Rußland 
in einem Zoajt beim Lordmajorsbanfett in London (©. England.) 


10. November. Der Kaiſer Hält in Moskau folgende offenbar 
friegerifche Ansprache an die Vertreter des Adels und der Stadtge- 
gemeinde. 


„Ic danke Ihnen für die Gefühle, welche Sie, mir ausdrüden wollten 
anläßlich der gegenwärtigen politifchen Verhältniſſe, welche jetzt mehr auf: 
eflärt find. Ich bin mit Vergnügen bereit, Ihre Adrefje anzunehmen. 
Es ift Ihnen bereit? befannt, daß die Türkei meinen Forderungen des jofor: 
tigen Abſchluſſes eines Waffenftillftandes und der unnühzen Mepelei in Ser: 
bien und Montenegro ein Ende zu machen, nachgegeben hat. Die Monte: 
negrimer zeigten fich in diefem ungleichen Stampfe wie immer ald wahre 
Helden. Bon den Serben fann man leider nicht Dafjelbe jagen, 
troß der Anwefenheit unjerer Freiwilligen in den ſerbiſchen 
Reihen, von welchen viele für die flaviſche Sade ihr Blut 
vergojien Haben. Ach weih, daß mit mir ganz Rußland den lebhafteiten 
Theil an den Leiden unjerer Glaubens» und Namensbrüder 
nimmt, für mich aber jind die wahren Intereſſen Rußland am 
theuerften. Ich möchte bis auf’3 Aeußerſte ruſſiſches Blut jchonen. Das 
ift der Grund, wehhalb ich geftrebt Habe und ftreben werde, auf friedliche 
Weiſe eine thatjächliche Verbeſſerung der Lage der Chriften im Orient zu 
erlangen. In den nächften Tagen beginnen in Gonjtantinopel die Verhand— 
lungen zwijchen den Vertretern der ſechs Großmächte wegen Beitimmung ber 
Friedensbedingungen. Mein heißefter Wunjch ift, daß wir zur allgemeinen 
Nebereinftimmung kommen. Falls e3 aber nicht dazu fommt und ich ſehen 
werde, daß wir nr Garantien, welche die Volführung Deſſen, was wir 
mit Recht von der Pforte verlangen können, nicht erlangen können, habe 
ich die feſte Abficht, fjelbftändig zu handeln. ch bin überzeugt, 
daf in diefem Falle ganz Rukland meinem ort Yolge leiften würde, wenn 
ich es forderte. Auch bin ich überzeugt, da osfau wie immer mit 
feinem Beifpiel vorangehen wird. Gott helfe uns unferen heiligen Beruf 
a 
on der Anfprache Liegen übrigens zwei Verfionen vor, die eine im 
„Solo3*, die andere im officiellen „Regierungsanzeiger“. Der welentliche Un: 
terjchied zwischen beiden befteht darin, daß nach der erften der Kaifer für den 
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Tall, daß auf ber in Ausficht genommenen Gonferenz feine Fordrungen für 
die flavifchen Chriften in der Türkei nicht erfüllt würden, unmittelbar mit 
dem „zu den Waffen Greifen“ gedroht hat, während die zweite ihm mur er: 
flären läßt, er werde dann „jelbftändig handeln“, überzeugt, ganz Rußlaud 
feinem Rufe folgen zu ſehen. Obgleich die Faflung des „Regierungsan- 
eiger3* ohne Zweifel ala die authentische, weil offictelle zu betrachten ift, 
dart man doch annehmen, daß bei ber mündlichen Anſprache das Wort „zu 
den Waffen greifen“ voirklich geiprochen worden ift, wie der nichtamtliche 
„Golos“ mittHeilt; denn ber Redacteur eines Privatblatte würde ſich bei 
der verlodenden Nähe Sibiriend wohl gehütet haben, in einer fo wichtigen 
Gonjunctur ein jo entjcheidendbes oder, um mit Lord Beaconsfield zu reden, 
ein fo „häßliches* Wort dem SKHaifer in den Mund zu legen, wenn biejer 
felbft es zurüdgehalten hätte Groß ift übrigens der Unterſchied zwiſchen 
beiden Lesarten ohnedieh nicht: die eine drüdt nur in dürren Worten aus, 
was die andere in eine etwas minder übellautende Formel gefleidet hat — 
der Sinn iſt durchaus derjelbe. 

10. November. Der Berwalter des römifch-fatholiichen Bis— 
thums und NRector des Seminars zu Echitomir, Kruſchinski, wird, 
weil er gewiſſe Beitimmungen bes Gejeßes über die fatholifchen Se— 
minarien von 1833 nicht ausgeführt hat und alle Aufforderungen 
dazu Seitens der Regierung erfolglos blieben, feines Amtes entjebt 
uud das Seminar gejchlofien. 

11. Noveniber. ° Ein Ukas des Kaiſers verordnete eine neue 
DO rganifation der Yandwehr (Oppoltjchenie). 

Das MWehrpflichtgefeß verpflichtet bekanntlich den ruffiichen Unterthau 
zum Militärdienft vom 21. bis zum 40. Lebensjahr. Der Artikel 5 dieſes 
Geſethzes verpflichtet zum Dienft in der Landwehr nad Austritt aus der Re: 
jerve. Die Landwehr wird nunmehr in 4 Heerbanne eingetheilt, von denen 
ein befonderer faiferlicher Befehl je nach Bedürfnik die Kontingente einzu: 
berufen hat, die Einberufung felbft lehnt fich an die Aushebung der Mann: 
Ichaften zum ftehenden Heer an. Die Landwehr zerfällt in Infanterie-Le— 
gionen, Gavallerie:&dcadronen und Marine-Equipagen. Die militäriiche Die: 
rarchie wird theild von den Landichaften erwählt, theild vom Kriegsminiſter 
und vom Kaifer ernannt. Die Landwehr wird dem ftehenden Heere einge: 
reiht in befonderen ZTruppentörpern, die unter den Rechten und Pflichten 
de3 übrigen Heeres ftehen werden. Borläufig ordnet diefer Ukas blos bie 
Form der Einberufung, ohne die Landwehr thatfächlich einzuberufen. Im 
Jahr 1854 Hat die ruffiiche Regierung dieje Landwehr bereitö in ausge: 
dehntem Make, wenn auch damals in anderer minder fefter Form, einberufen. 
Auch heut ift die Landwehr nur don geringer militärischer Tüchtigfeit, da 
da3 allgemeine Wehrpflichtgejeß noch zu jung ift, ala daß die Yandiwehr eine 
wirkliche militärische Schule Hätte durchmachen können. Die meilten Milizen 
haben vielmehr noch keinerlei — Schule durchgemacht, ſondern treten 
im Fall der Einberufung zum erſten Mal unter die Waffen, und könnten 
demnach höchſtens zur Vertheidigung im Lande gebraucht tverben. Zu dieſem 
fehr koſtbaren Mittel aber wirb man ſchwerlich anders —— als unter 
dem Druck ſehr gefährlicher Verhältniſſe. Immerhin aber deutet es auf den 
Ernſt der Lage, wenn man auch ſolche Eventualitäten ins Auge faßt. 


13. November. Der Kaifer befiehlt die Mobilifirung von 
6 Armeecorp8 der Eüdarmee. Die Stärke derjelben wird auf 
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195,291 Mann Infanterie, 26,788 Reiter und 624 Geſchütze be= 
rechnet. 

Der Reichskanzler Gortjchatoff richtet über den Schritt folgende 
Depejche an die Vertreter Rußlands im Auslande: 


„Die beilagenswerthen Ereigniffe, welche die Balkanhalbinſel bluten 
machen, haben Europa tief bewegt. Die Gabinette haben ſich vereinbart und 
für nothwendig erfannt, ein Ziel zu ſetzen diefer Sachlage zur Ehre ber 
Menichlichkeit und zur allgemeinen Ruhe. Sie haben dem Blutvergiehen 
Einhalt gethan, indem fie beiden Theilen einen Waffenftillftand auferlegten, 
und find übereingefommen, die Grundlagen feitzuftellen, auf denen der Friede 
hergeftellt werden ſoll, um der chriftlichen Bevölferung ernftliche Garantieen 

egen den unverbefjerlichen Mißbrauch der türkifchen Verwaltung darzubieten, 
AH gegen die zügelloje Willkür der türfifchen Beamten, und um Europa 
egen bie eriodilde Wiederkehr diejer blutigen Kriſen zu fichern. Das faifer: 
ie Gabinet Hat mit aller Anftrengung mitgewirkt zur Gerftellung des 
Concerts der Großmächte Angeficht? einer Frage, bei der die politifchen In— 
tereffen fich verwiichen müfjen gegenüber dem allgemeinen Intereſſe der Menjch: 
lichkeit und de3 europäifchen Friedens. Es wird nicht? verabſäumen, ſoweit 
ed von ihm abhängt, damit diefe Einigung zu einem ernftlichen und feiten 
Erfolge führe, den Forderungen des öffentlichen Gewiſſens und bes allge: 
meinen Friedens entiprechend. Während aber die Diplomatie jeit einem 
Jahre verhandelt, um die Mebereinftimmung des Willen? Europa’3 in bie 
That zu überjegen, Hat die Pforte Muße gehabt, aus den Tiefen Afien’s 
und Afrika's den Heerbann und das letzte Aufgebot der minbeft disciplinir: 
ten Kräfte des Islam aufzurufen, den mufelmanijchen Fanatismus zu er 
weden und unter dem Gewicht der Zahl die um ihre Eriftenz — 
chriſtliche Bevölkerung zu erdrücken. Die Urheber der ſchrecklichen gi eien, 
welche Europa empört haben, fahren fort, fich der Straflofigkeit zu erfreuen, 
und zur Stunde verbreitet und befeftigt ihr Beiſpiel dieſelben Acte der Ge: 
walt und der Barbarei in der ganzen Ausdehnung des ottomanischen Reiches 
und unter den Augen de3 entrüfteten Europa. Unter diejen Amftänden 
hat Se. Maj. der Kaiſer, feit entichloijen, für jeinen Theil mit 
allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln das durch das Concert 
der Großmädte vorgezeihnete Ziel zu verfolgen und zu er: 
reihen, e3 für — einen Theil ſeiner Armee zu 
mobiliſiren. ©e. kaiſ. Majeſtät will den Krieg nicht und wird Alles, 
wa3 möglich ift, thun, ihm zu vermeiden. Aber fie ift entfchloffen, nicht 
innezuhalten, jo lange die von dem gefammten Europa ala geredht, Human, 
nothwendig anerkannten Principien, denen das Öffentliche Gefühl fich mit 
der größten Energie angejchlofjen Hat, ihre vollftändige Ausführung nicht er: 
langt haben, bekräftigt durch wirfjame Garantien.” 


14. November. Das Urtheil in dem Proceß Strousberg geht 
dahin, daß diefer jelbft ing Ausland, Landau, Poljansty und Bo— 
rBiowaty nach Tomsk und Dloneß verbannt, Schumacher zu ein- 
‚monatlichem Gefängniß verurtheilt werden. 

15. November. Die Regierung erläßt ein Pferdeausfuhrverbot 
bezüglich der füdlichen und tweftlichen Grenzen des Reiche. 

17. November. Der ruffiiche Obercommandant der ferbijchen 
Armee, General Tſchernajeff, ift bei Hof gänzlich in Ungnade ge- 
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fallen und er erhält die Weifung, nicht nach Rußland zurüdzu: 
fehren. 


18. November. Eine kaiferliche Verordnung befiehlt eine An- 
leihe von 100 Millionen Rubel im Inlande zum Curs von 92 zu 
5 Procent und 1 Procent Amortifation. Die Eubjeription darauf 
wird am 24. November gejchloffen. Der Finanzminiſter richtet einen 
dringenden Apell an das Volk zur Betheiligung an diefer innern 
Anleihe. 


19. November. An der öfterreichifchen Gränze (Polen) werden 
unter dem Deckmantel innerer Sicherheit umfaſſende militärifche 
Maßnahmen getroffen; die mobilifirten polnifchen Soldaten werden 
fofort nach dem Süden transportirt und an die polniſchen Grängen 
nur ruffifche Truppen dislocirt. 


19. November. Fürſt Gortjchafoff richtet eine neue Depejche 
an den ruſſiſchen Botjchafter in London, Graf Schuwaloff, indem 
er die Uebereinftimmung und den Unterjchied zwilchen England und 
Rußland gegenüber der orientalifchen Frage darlegt und einen Rück— 
blit auf den bisherigen Verlauf derjelben vom ruſſiſchen Stand- 
punft aus wirft: 


ws. Die beiden Gabinette erfennen gleihmäßig die Nothwendig: 

feit an, den tens im Orient wieder herzuftellen und jenen Europa’3 zu 
bewahren, und zwar dadurch, daß dem beflagenswerthen Zuftande in der 
Türkei ein Ziel di werde. Lord Derby ftimmt mit und darin überein, 
daß, um zu einer feiten und dauerhaften Beruhigung zu gelangen, ed von 
Wichtigkeit ift, die Lage der chriftlichen Unterthanen des Sultans rg ernſt⸗ 
liche und praktiſche Reformen zu verbeſſern. Er räumt ſo wie wir die Un— 
zulänglichkeit von Reformen, die nur auf dem Papiere ſtehen, und die un— 
erläßliche Nothwendigkeit von Durchführungs-Bürgſchaften ein. Wir 
weichen nur in der Anſicht über die Wahl der Mittel, um dieſen ganz 
Europa gemeinfamen Zweck zu erreichen, von einander ab. Das Londoner 
Gabinet möchte diefe mit dem Buchſtaben von Gtipulationen in Einklang 
bringen, die zu anderen Zeiten, unter anderen Umſtänden, mit anderen 
Ideen geichloffen wurden, ohne bie jeitdem verfloffenen zwanzig Jahre und 
die peinliche Erfahrung, welche fie brachten, in Betracht zur ziehen. Diefe 
Erfahrung ee bis zur äußerſten Augenſcheinlichkeit er: 
wieſen, Daß die europäiſche Action in der Türkei ſich durch die 
Stipulationen vom Jahre 1856 zur Ohnmacht verurtheilt 
hat, und baß bie Pforte ji dieß zu Nute madt, um das für 
jie und ihre chriftlicden Unterthanen verberbliche, für den allgemeinen "ge 
verhängnißvolle, für die Gefühle der Menfchlichkeit und das Gewiſſen des 
hriftlicden Europa empörende Regiment zu verewigen, das fie jeit zwanzig 
Fahren mit dem Bewußtſein völliger Straflofigleit verfolgt. Zu wieder: 
holten Malen mußten die Großmäcdhte von jenen abjoluten Principien Um: 
ang nehmen, indem fie direct in bie Angelegenheiten ber Zürfei eingriffen, 

E namentlich in Syrien, in den vereinigten Fürſtenthümern, in bien 
und auf Kandia, und ihre Action hat nur theilweije und momentane Re 
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fultate erzielt. Aber die erften Urſachen des in Permanenz beftehenden und 

ch verallgemeinernden Uebels mußten unausweichlih früher ober fpäter zu 
den Folgen führen, auf welche das faijerliche Eabinet die Borausficht Europas 
feit zwanzig Jahren unabläffig gelenkt hat. — iſt das der That⸗ 
ſachen unwiderlegbar. Niemals hat ſich die Diplomatie mehr mit den orien- 
talijchen Fragen befaßt, ald während des abgelaufenen a a niemals ift 
Europa davon mehr aufgeregt, mehr in feiner Ruhe, in jeinen Intereſſen, 
in feiner Sicherheit geftört worden, ala jet. Niemald waren die Gewalt: 
thätigfeiten, mit welchen die Türken auf feine Bemühungen zur Berföhnung 
und Beruhigung geantwortet haben, unerträglicher und in größeren Ver: 
Hältniffen geübt; niemals haben fie augenfälliger die Tiefe und den unheil— 
baren Character des Uebels enthüllt, das an der Türkei zehrt und die Eicher: 
heit Europas in Gefahr bringt. Wenn die Großmächte etwas Ernſtes unter: 
nehmen und ſich nicht dev periodiſchen und ſich immer verichlimmernden 
Wiederkehr diefer gefährlichen Kriſe ausfegen wollen, jo f e3 unmöglich, 
daß fie in dem Soheme verharren, welches die Keime dazu fortbeftehen läßt 
und ihnen gejtattet, fi mit der unbeugfamen Logik der Thatfachen weiter 
zu entwideln. E3 ift nothwendig, aus biejem lee Girtel 
herauszukommen und zu erfennen, daß die Unabhängigkeit 
und Integrität der Türkei den burdh die Humanität, die Ge: 
fühle des hriftliden Europa und die allgemeine Ruhe gefor: 
dberten Garantien untergeordnet werden müſſen. Die Pforte hat 
zuerft die Verpflichtungen eingeichräntt, welche fie durch den Vertrag von 
1856 gegenüber ihren chriftlichen Unterihanen übernommen Hat. Europa 
hat das Recht und die Pflicht, ihr die — ———— en zu dik— 
tiren, unter denen allein es von ſeiner Seite der Erhaltung 
des durch jenen Vertrag geſchaffenen politiſchen Status quo 
zuſtimmen kann, und weil die Pforte unfähig iſt, dieſe Be— 
dingungen zu erfüllen, ſo hat Europa das Recht und die 
Pflicht, ſich an ihre Stelle zu ſetzen, inſoweit als es noth— 
wendig iſt, um die Ausführung derſelben ſicher zu ſtellen. 
Rußland kann weniger als irgend eine andere Macht ſich bewogen finden, 
die Erfahrungen mit Palliativmitteln, halben Maßregeln und illuſoriſchen 
Programmen zu erneuern, welche traurige Ergebnifje geliefert haben, bie 
Allen bekannt find, und melche auf feine eigene Ruhe und feine innere Wohl: 
fahrt zurückwirken. Wenn aber Rußland direct und lebhafter intereffirt ift, 
denfelben durch ernithafte Verbefjerungen und wirkſame Garantien eine Grenze 
zu feßen, jo betrachtet e3 diefe Frage darum nicht weniger als ein allgemeines 
Intereſſe, das den guten Willen aller Großmächte beanfprucht, um friedlich 
elöjt zu werden. 3 die perfönlichen Anjchauungen betrifft, welche die 

erfolgung dieſes Zieled mit fich bringt, fo iſt denfelben jeder exrclufive 
Hintergedante fremd; die pofitivften Verficherungen find in diejer Hinficht 
wiederholt von dem faiferlichen Cabinet abgegeben worden. Eure Excellenz 
wurden durch mein Schreiben vom 3. November formell beauftragt, die: 
jelben dem erften Staatsſecretär Ihrer brittiſchen Majeftät in den beftimm: 
teften Ausdrüden zu erneuern. Se. Maj. der Kaiſer Hat biefelben in Livadia 
dem Lord A. Loftu3 unter der Autorität feines fürftlichen Wortes wieder: 
Holt. Das Gabinet von London wird im diefer Hinficht keinen Zweifel 
hegen können, und wir hoffen, daß es nicht zögern werde, bie engliſche 
Nation durch die Veröffentlichung des Berichtes ſeines Bertreterd in den 
Stand zu ſetzen, daß fie fich die nämliche Ueberzeugung bilde. Eure Ercellenz 
ift ermächtigt, von diefer Depefche dem Lord Derby Abjchrift zu Laffen. Wir 
hoffen, daß ber erſte Staatäfecretär Ihrer brittifchen Majeftät in derſelben 
einen Beweis unſeres aufrichtigen Wunſches erblidlen wird, in Uebereinftim: 
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mung mit ber raten. von Großbrittannien zu handeln, damit die Prim: 
cipien, welche die beiden Länder gemeinjam als die Grundlagen ber 
Pacification de3 Orient? angenommen haben, nicht, wie früher, ein todter 
Buchftabe, ein unfruchtbares Programın bleiben, ohne Aufrichtigfeit und 
Wirkſamkeit, beftändig die Beziehungen der beiden Länder und den Frieden 
Europas mit Gefahren bedrohend, wie fie heute diejelben verwirren.* 


24. November. Die neue Anleihe von 100 Millionen Rubel 
wird nur jehr ſchwach, mit 123,590 Rubel, überzeichnet. 

25. November. Der „Regierungsanzeiger” veröffentlicht einen 
faiferlichen Ufas, wonad vom 1. (13.) Januar 1877 an bie Ent- 
richtung der Zollgebühren in Goldmünzen oder in Coupons garan= 
tirter Obligationen, welche auf ausländiſche Valuta lauten, zu er— 
folgen hat. Die Folge davon ijt eine jehr bedeutende Erhöhung der 
Zölle, die namentlich) auch Deutjchland trifft und daher dort große 
Unzufriedenheit erregt. 

27. November. Die Mobilifirung der 6 Armeecorps wird 
mit dieſem Tage als beendigt angejehen und der Oberbefehlshaber 
der Südarmee, Großfürft Nicolai Nicolajewitich, erhält den Befehl, 
fih nach Kifcheneff zu begeben, wo er vorerft fein Hauptquartier 
aufichlagen wird. 

4. December. Ein kaiferlicher Ukas trifft Beitimmungen bez. 
der Organifation der Verwaltung einzelner Provinzen im Kriegsfalle. 
Die mwichtigften Beſtimmungen diejes Ukaſes beziehen fich auf die 
Beſetzung fremden Gebietes. Falls die faiferliche Armee das Gebiet 
eines befreundeten Staates occupirt, jo verftändigt fie ſich mit der 
Behörde durch das Medium des der Armee beigegebenen Civil-Com— 
miſſärs. Occupirt jedoch die Faiferliche Armee eine feindliche Pro— 
vinz, jo ernennt der Commandant ber Armee für diefe Provinz 
einen General-Gouverneur, welcher jofort die Führung der Amts» 
geichäfte übernimmt. 

5. December. Der beutjche Reichskanzler legt im Reichstag 
feine Politit gegenüber Rußland einläßlich dar. (S. Deutjchland.) 

6. December. Der Oberbefehlshaber der Südarmee, Großfürft 
Nicolai Nicolajewitich trifft in Kifcheneff ein und übernimmt den 
Oberbefehl über diefelbe. 

8. December. eier des St. Georgsfeſtes. Deutſchland iſt 
dießmal bei der Feier nicht vertreten. 

18. December. Am Nicolaitage findet in St. Peteräburg vor 
der Kaſan'ſchen Kathedrale Seitens einer Anzahl Nibiliften eine 
regierungsfeindliche Demonftration ftatt. Es werden 21 Männer 
und 11 Frauen ergriffen und der Proce wird gegen fie eingeleitet. 
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20. December. Ungeachtet der Angabe der Regierung, daß 
die Hunderimillionen-Anleihe um etwa 23 Millionen überzeichnet 
worden jei, find die Zeichnungen voll berüdffichtigt worden. Das 
Finanz-Miniſterium will die zuerft gezeichneten 100 Millionen ganz 
angenommen und die darüber gezeichnete Summe nicht repartirt 
Haben. Sachverſtändige aus Börjenkreifen glauben daraus jchließen 
zu Dürfen, daß feine Ueberzeichnung ftattgefunden habe. Dieſe An— 
ficht fann richtig fein, ohne daß fie zu beweifen ift. Jedenfalls hat 
das Ergebnik den bei Auflegung der Anleihe gehegten Erwartungen 
nicht entſprochen. 

20. December. Die Vorconferenzen der Mächte in Konftan- 
tinopel werden gefchloffen. Ignatieff und Salisbury haben fich in 
derfelben einander möglichit genähert, um gemeinfame Befchlüffe aller 
Mächte zu Stande zu bringen, was denn auch erzielt wurde. Da— 
gegen- wird nunmehr jehr bezweifelt, daß die Pforte fich diefen Be— 
Tchlüffen unterziehen werde. (©. Piorte.) 

— December. Die wejteuropäijchen Zeitungen find voll von 
Berichten über die mobilifirte ruffiiche Südarmee, nach welchen die 
Mobilifirung große Schäden in der ruffifchen Kriegsverwaltung zu 

Zage gefördert hätte und die Südarmee noch auf ziemlich lange hinaus 
in feiner Weife befähigt wäre, die Krieg3operationen zu beginnen. 


12. Die ottomannifde forte. 


1. Januar. (Serbien.) Skupfchtina: der Kriegaminifter macht 
berjelben eine Vorlage betr. Bildung einer Reſerve. 

1. Januar. (Rumänien.) Eenat: der Eenator Batzcovanu 
ftellt das Verlangen, die Regierung möge den Artikel der Verfaffung, 
nach welchem der Souverain des Landes das Recht hat, Decoratio- 
nen zu verleihen, zur Anwendung bringen, indem fie eine hierauf 
bezügliche Vorlage mache. Diefem Verlangen jchließt fich der ganze 
Senat an und der Kriegaminifter Floreſcu antwortet: daß die Re— 
gierung dem dom Senat ausgedrüdten Wunfche Rechnung tragen 
und demnächit die verlangte Vorlage machen werde. Der Senator 
Deichlier ftellt hierauf dasjelbe Verlangen bezüglich Münzen mit 
dem Bildniß des Fürften und der Kriegaminifter jagt auch dießfalls 
eine Vorlage zu. Gegen beides hat die Pforte bisher nachdrücdlich 
proteftirt und es bis dahin auch wirklich hintangehalten. 

4. Januar. (Negypten.) Der Khedive trennt das Handels— 
minifterium für die Zukunft vom Minifterium des Auswärtigen und 
ernennt Rhageb Paſcha zum Handelsminifter. Nubar Pajcha, der 
bisherige Minifter des Auswärtigen und des Handels, die rechte 
Hand des Chedive, gibt feine Entlaffung, indem er erflärt, die Ver: 
einigung beider Minifterien fei unumgänglich nothwendig. Seine 
Demilfion wird angenommen und Sherif Paſcha zum Minijter des 
Auswärtigen ernannt. 

9. Januar. Der türkifche Botichafter in London verdffent- 
licht im Wortlaute die don der Pforte erlaffenen Weifungen über 
die Befugniffe des Erecutivrathes, welchen die Ausführung der unter 
dem 14. December 1875 vom Gultan angekündigten Reformen an: 
heimfällt. 
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Es wird im dieſen Weifungen beftimmt, daß ber Executivrath den 
Großweſſier zum Vorfigenden und die zeitigen Minifter ald Mitglieder ex 
officio Hat, ım übrigen aber aus einer hinreichenden Zahl ftändiger Mit: 

Lieder gewählt, aus den höchften Reichdwürdenträgern und fonftigen Staats» 
eamten, jowie aus dem Generalfecretär beftehen Tor. Ihm * die Be⸗ 
richte der Miniſter und Departements bezüglich der Ausführung der pro— 
clamirten Reformen zugehen und die Beantwortung ſtreitiger Fragen ſowohl 
als die Erlaſſung der für die Ausführung nöthigen Verfügungen anheims 
fallen. Die ftändigen Mitglieder des Executivraths ſollen ſich täglich ver: 
fammeln und ihre Aufgabe überwachen, dabei aber behufs gründlicher Auf: 
fiht und Unterfucdhung von einem Ausſchuß competenter Perſonen unterftüht 
werden. Vom Bolt erwählte Abgeordnete jollen ferner ermächtigt werben, 
der Pforte alle berechtigten Beichtwerden und der Gerechtigkeit und den Ge: 
boten des Sultans zutwiderlaufenden Handlungen zur Kenntniß zu bringen. 
Der Erecutivrath ift, neben der Ausführung der Reformen, auch noch — 
tragt, weitere Reformpläne zu ſtudieren, und der Pforte vorzulegen, un 
ſeine Befugniſſe ſollen nach Bedürfniß Erweiterungen erhalten. 


10. Januar. Frankreich und Italien haben der unter dem 
30. December 1875 von den drei Kaiſermächten vereinbarten Note 
(Andrafiy) an die Pforte ſofort ihre Zuſtimmung ertheilt. Nur Eng» 
fand Hat fich Bedenkzeit ausgebeten. Inzwiſchen proteftirt die Pforte 
bei allen Mächten zum Voraus gegen jede Schmälerung ihrer Sou— 
veränetät und erhebt Einfprache gegen jedwede Mittheilung irgend 
einer Gollectiv= oder ibdentifchen Note Seitend der Mächte. Oeſter— 
reich und Rukland erklären jedoch ſofort auf das Entjchiedenfte, daR 
der Pforte fchlechterdings nicht das Recht zuftehe, eine bloß die Er— 
haltung des europäischen Friedens bezwedende Mittheilung von vorn⸗ 
Herein zurückzuweiſen oder die Communication derfelben an irgend 
welche Vorbedingungen zu fnüpfen. Daraufhin verzichtet der Groß- 
vezier auf die anfangs erhobene Einfprache. 

10. Januar. (Serbien.) Der Verſuch einer Anleihe im 
Auslande ift gejcheitert. Die Regierung denft daher an eine fog. 
freiwillige Anleihe im Inlande. 

11. Januar. Die Banque ottomane macht befannt, daß fie 
am 13. Januar den fälligen Koupon der türkijchen Echuld einlöfen 
werde. Gin Schreiben des Großvezierd vom 9. Januar an die ge= 
nannte Bank conftatirt, daß der Staatsfchat die Zahlung des Ja— 
nuar-Goupon® durch Uebermittlung von 2 Millionen Pfund Gter- 
ling an die Bank gefichert Hat, welcher Betrag nicht bloß den be- 
ſonders hiefür bejtimmten Eingängen, ſondern auch anderweitigen 
Reichdeinnahmen entnommen worden iſt. Das Schreiben fügt Hin- 
zu, die Bank werde, damit fie fortan die in der Erflärung dom 
6. October 1875 fpecificirten Eingänge für den Coupons- und Amor— 
tifationgdienft garantiren könne, durch ein Irade ermächtigt, künftig 
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die gefammten Netto» Einnahmen aus der Adminiftration der in: 
directen Steuern zu übernehmen. Die Bank folle einen Delegirten 
beftimmen, welcher die Einnahmen und Ausgaben bei der Douane 
von Konftantinopel feſtſtelle. 


11. Januar. (Serbien.) Skupſchtina: nimmt gelegentlich 
der Budgetdebatte ſowohl gegen das frühere Miniſterium Marinovic 
al® gegen das jebige Kaljevic eine jehr feindjelige Stellung ein. 
Sener joll wegen Budgetüberjchreitung in Anflagezuftand verſetzt 
werben, diefem aber wird das Budget arg bejchnitten. 

14. Januar. Es werden Truppen nad) Kreta geichidt. Trotz 
der Geldverlegenheit rüftet iiberhaupt die Pforte, ſoweit fie es nur 
im Stanbe ift. 

15. Januar. Erlaß der Pforte, welcher gemäß der im Reform- 
ferman bes Sultans vom 14. December gegebenen Berjprechen bie 
Umwandlung ber Mebjiffi Temyiz in Appellhöfe (Divani Temyiz) 
für die Vilayet3 (Provinzen oder General-Statthalterichaften) an 
ordnet. Derjelbe fann als ein Beweis angejehen werden, daß bie 
Pforte dem diplomatifchen Drud auch weiterhin zuvorzukommen 
fucht und in ihrer jelbftändigen Einleitung von Reformen vorwärts 
ſchreiten will. 


Der Erlaß führt den Titel „Anmeifungen für die NWorfikenden ber 
Appellationsgerichte der Vilayets“ und hat folgenden Wortlaut: „Art. 1. 
An Gemäßheit der Beftimmungen des fürzlich veröffentlichten faijerlichen 
Fermans werben die Naibs (Richter) in den Haupiſtädten der Vilayets, 
welche bisher die Stellung von VBorfitenden der Medjiſſi Temyiz befleibet 
haben, hiermit zu Vorfigenden ber Appellhöfe (Divani Temyiz) der Vilayets 
ernannt. Art. 2. Sugleid mit der Prüfung ber Urtheile der Tribunale 
ber Chér'i, der Sandichats (Bezirke) und ber Kazas (Kreife), worüber ben 
CHer’i Bericht zu erftatten ift, Üollen die Naibs der Hauptftädte auch ferner, 
mit Ermädtigung feiner Hoheit des Scheich ül Jslam, die richterlichen Be: 
fugniffe ausüben, welche ihnen bereits früher don den Chér'i übertragen 
worden find. Art. 3. Die Appellhöfe jollen von den civil: und firafredht- 
lichen Gerichtäverhandlungen Kenntniß nehmen, welche dem Geſetze zufolge 
Statt finden. Ihre Befugniffe find durch das Seich beftimmt. Da die er: 
wähnten Gerichtshöfe auch von dem Wolfe gewählte Mitglieder in ihren 
Reihen zählen, jo follen die Naib3 während ihres Vorſitzes in diefen Höfen 
ausſchließlich dem Geje und den Beftimmungen bed Nizam gemäß handeln, 
unbejchabet der Befugniffe der Chéri, welche fie gefondert auszuüben haben. 
Art. 4. E3 wird den Appellhöfen obliegen, dem Geſetze gemäß und in Ber: 
folg mit den daran anſchließenden Beftimmungen bie cıvil: und ftraftecht: 
lichen Verhandlungen zu prüfen, welche nach Erledigung durch die Nizamye: 
Gerichtähöfe der andihats und Kazas ihnen zugewiejen werden, fofern bie 
betheiligten Parteien ein zweitinftanzliches Urtheil, dem Nizam gemäß, ver: 
fangen. Die Verhandlungen und Berathungen follen nad dem Ermeſſen 
der Mehrzahl oder der Geſammtheit der zur Dienftleiftung in diefen Höfen 
gewählten Mitglieder geführt werden. Art. 5. Es ift von ber größten Be 
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deutung, daß die gewifienhaftefte Sorgfalt und die ftrengfte Unparteilichkeit 
bei ber Leitung der ftrafrechtlichen Fälle beobachtet werde, welche vor bie 
Appellhöfe gebracht werden, und zwar bejonders mit Anwendung auf die 
Beftimmungen des Nizamgejeßes betreffend vorgebrachte Anklagen. Die Ge: 
fangenhaltung eines Angeklagten ohne Urtheil oder die Fällung eines Er: 
fenntniffed, welches eine —— Strafe verhängt, als der Verurtheilte dem 
beftehenden Geſetze nad} erlitten haben würde, wird dem Vorfikenden und den 
Mitgliedern des betreffenden Hofes die geſetzliche Verantwortlichkeit für folche 
Handlungen auferlegen. — Die Weijungen betreffend die Meojiffi Temyiz 
der Sandſchaks jollen demnächſt befonders abgefaht werden.” Der Art. 5 
flingt beinahe wie die Habeadcorpusacte, wenn er nur nicht fo unbeftimmt 
gehalten wäre. So nahe ftehen fich im Wortlaut eines der bindendflen eng» 
liſchen Gejeke und eine der elaftilchften Verordnungen ber Pforte! 

15. Januar. Die Botjchafter der Parifer VBertragsmächte be- 
ginnen bei der Pforte, jeder für fich, vorläufige Schritte zu thun, 
um das Reformproject Andraffy’3 der Aufmerkſamkeit des Sultans 
zu empfehlen. 

15. Januar. Ali Paſcha geht mit Gonjtant Effendi nach 
Moſtar ab, mit dem Auftrage, eine Verftändigung mit ben Häup— 
tern des herzegowiniſchen Aufftandes zu verjuchen. 

17. Januar. Die türkischen Reformen erleiden das Schidfal, 
welches vorauszufehen war. Der Bali (Statthalter) von Bosnien 
ſieht fich gezwungen, wegen offenen Mißvergnügens der muhamedani- 
chen Begs die Durchführung der Reformefjrade des Sultans vom 
14. December vor. Is. zu filtiren. Der Zehnt wird wieder ver— 
fteigert und die Pächter treiben denfelben nach Gutdünfen ein. Bon 
einer Berjtändigung mit den Infurgenten fann unter diefen Um— 
ftänden feine Rede fein. Im Gegentheil, die Unzufriedenheit ift 
wieder im Gteigen begriffen. 

18. Januar. England tritt der Andrafiy’schen Note an bie 
Piorte vom 30. December vor. Is. bei, doch unter ausdrüdlicher 
Referve bezüglich allfälliger weiterer Schritte gegen die Pforte. 

20. Januar. Die Pforte ſchickt außerordentliche Commifläre 
in alle Provinzen zur Ausführung ihres Reformäfermang und zur 
Ueberwachung der Provinzialvathsmahlen. 

24. Januar. (Rumänien.) II. Kammer: der Finangminifter 
legt derfelben einen Gejeßentwurf betr. Prägung von Landeamünzen 
mit dem Bildniß des Fürften vor und der Kriegsminiſter verlangt 
einen Credit von 5,600,000 2., um die rumänifche Armee in eine 
gewiſſe Kriegäbereitichaft zu ſetzen. 

27. Januar. (Serbien.) Skupſchtina: drüdt jelbft, aus 
eigener Jnitiative und faſt einſtimmig, den Wunſch nach baldiger 
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Schließung ihrer Sefftion aus. Die Regierung ift damit fehr ein- 
verftanden. 

31. Januar. Die Note Andraffy wird der Pforte zuerft von 
Defterreich, dann von Rußland und Deutichland officiell, aber in 
der jchonendften Weife mitgetheilt. Nach dem Wunfche der Pforte 
werden die vollen Einzelnheiten der Vorfchläge nur mündlich vorge: 
Iefen, hernach aber wird, wie vereinbart, vom Sultan felbft eine 
Abjchrift der Note nachgefuht. Die Vertreter der drei anderen 
Großmächte erklären, ihre Regierungen könnten, objchon fie nicht 
unmittelbar die Note vorlegten, nichts in derfelben finden, was gegen 
die Bedingungen des Pariſer Vertrags verftoße. 

— Januar. In Bulgarien, deffen von Natur friedliche Be— 
völferung den auch dort feierlich verfündeten Reformferman des 
Sultans vom 14. December dv. 9. ganz bejfonders mit größter Freude 
begrüßt Hatte, find alle Hoffnungen bereits ins Gegentheil umge: 
Ichlagen. Die rüdjtändigen Steuern follen nach einem Befehl aus 
Gonjtantinopel binnen 4 Wochen unbedingt eingeliefert werden und 
werden daher auf’3 rückſichtsloſeſte und willfürlichite eingetrieben. 
Die Meberzeugung wird wieder eine allgemeine, daß die Reformen 
lediglich auf dem Papier bleiben und nie ernjtlich wirden ausge— 
führt werden. Inzwiſchen wenden fich die Bulgaren mit einer Pe- 
tition an den Sultan, ihnen, glei” den muhamedanifchen Unter: 
thanen, das Tragen von Waffen und die Berechtigung zum Dienft 
in der Armee zu geftatten und außerdem die bulgarijche Sprache in 
der Verwaltung des Bilajet3 zur Geltung kommen zu Laffen. 

31. Januar. (Serbien.) Sfupfchtina: erklärt ſich in ge 
Heimer Sitzung damit einverftanden, wenn die Regierung eine Ans 
feihe don 2 Millionen Ducaten zum Gurje von 76 mit 7 p&t. Zinſen 
ſollte contrahiren können, wie fie e8 hofft. 

2. Sebruar. (Serbien) Sfupichtina: wird vom Fürſten 
auf unbeftimmte Zeit vertagt. Doch geht fie nicht auseinander, 
ohne zuvor einen Ausſchuß bejtellt zu haben, der auch während der 
Vertagung beifammen bleiben joll, „um das unerledigt gebliebene 
Gefegesmaterial zu ftudiren und zu fichten.“ 

Die Lage bleibt inzwischen eine unfichere und unbehagliche. In der 
öffentlichen Meinung Hat die Actionspartei entichieden die Oberhand. Der 
junge Fürft Milan ift nachgerade rathlos. Am 1. Sept. 1875 Hatte das 
Minifterium Riftic die Gejchäfte übernommen; die Skupſchtina, welche am 
9. Sept. eröffnet ward, brannte dor Friegerijcher Ungebuld; jeden Augenblid 


erwartete man bie ——— Serbien habe der Türkei den Krieg erklärt. 
Die Schredenälunde blieb indeh aus. Am 4. October erſchien Fürft Milan, 
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bem bie Verzweiflung Entichloffenheit verlieh, unter den Vollsvertretern unb 
feste einen fleinen frieblichen Staatäftreih in Scene. Ex jchilderte ber 
Sfupichtina feine ſchwierige Lage, forderte fie auf, ihm beizuftehen und fand 
williges Gehör. Riftic verfchwand vom Echauplake, am 8. October warb 
das iniſterium Kaljewich gebildet, welches ſich noch heute im Amte be— 
findet, und Milan konnte in Ruhe Hochzeit halten. Um die Flitterwochen 
ungeftört zu genießen, jchidte er am 29. October die Abgeordneten für vier 
Wochen nad) Haufe. Im folgenden Monat wurden allmälig bie an ber 
Grenze ftehenden Truppen zurücdgezogen, und die Gejahr eines Zuſammen— 
ftoßes mit der Türfei konnte, Dank der fortdauernden energijchen Einwirlung 
der fremden Mächte, für befeitigt gelten. Als bie Skupſchtina am 30. No: 
vember wieder zujammentrat, ſchien fie bedeutend abgekühlt und wendete ihre 
Aufmerkfamkeit zuerft finanziellen Fragen zu. Aber bald brach auch auf 
biefem Gebiet der Kampf mit der gemäßigten Regierung Haljevic aus und 
die Anſchauung ift allgemein, daß diejelbe fich nicht mehr allzulange werde 
halten können und jchließlich doch wieder einem Actionsminifterium NRiftic 
werbe weichen müfjen. 


6. Februar. Die Pforte theilt ihren Vertretern bei den ſechs 
Mächten und den ſechs Botjchaftern und Gefandten derjelben in 
Gonftantinopel ihre Entjcheidung über die Note Andrafiy’s in fol« 
gender Faſſung mit: „In Folge von Beiprechungen, welche zwijchen 
der hohen Pforte und den Botjchaftern der drei Nordmächte bezüglich 
der Beichwichtigung des Aufjtandes in der Herzegowina ftattgefun- 
den, hat die Regierung bejchloffen, den infurgirten Dijtricten die in 
den fünf Puncten der Note Andraſſy's erwähnten Reformen zu ge— 
währen.” 

7. Februar. (Serbien) Der englifhe Conſul White in 
Belgrad meldet feiner Regierung. daß Serbien unzweifelhaft fich für 
das Frühjahr zum Kriege vorbereite und der englifche Botfchafter 
in Gonftantinopel, Sir Elliot, berichtet ihr, daß Fürft Milan offen 
erklärt habe, er würde der Türfei den Krieg erklären, wenn Monte— 
negro eine Gebietderweiterung zugeftanden werde. Es tritt alfo 
Ichun jet die Eiferfucht zwijchen Serbien und Montenegro an den Tag. 
Milan betrachte es übrigen auch als casus belli, wenn Defterreich 
in Bosnien einrüde oder die aufftändifchen Provinzen unter einen 
chriftlichen Gouverneur geftellt oder autonom würden. Er perhorres- 
cire alfo jeden Ausweg, der nicht auf eine Vergrößerung Serbien 
hinausliefe. 

71. Februar. (Rumänien.) II. Kammer: nimmt die von 
der Regierung jelbjt auf 4 Millionen ermäßigte Vorlage für Kriegs— 
bereitichaft an. Der Kriegaminifter gibt wiederholt die Verficherung 
der friedfertigften Politit und ftrengften Neutralität. 

11. Februar. (Rumänien) Genat: ertheilt dem Unter: 
richtaminifter ein Tadelvotum. Das ganze Gabinet gibt jeine Ent: 
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lafjung. Der Senat bejchließt nun dem Minifterpräfidenten Gatarain 
ein Vertrauensvotum, worauf diefer eine Neubildung des Gabinetz 
bornimmt. 

12. Februar. Die Pforte erflärt fich neuerdings geneigt, bir 
in der Note Andraſſy geforderten Reformen zuzugeftehn, will jedoch 
den Punct bezüglich der Verwendung der directen Steuern der Pro: 
binzen amendirt wiflen, indem das Project ex abrupto in Bosnien 
und der Herzegowina Ausnahmsmaßregeln einführen würde. Die 
Pforte will nur zugeftehen, daß die für Arbeiten von öffentlicher 
Nüplichkeit in Bosnien und der Herzegowina beftimmte Summe er: 
höht werde. 

13. Februar. Die Pforte nimmt durch eine Note des Mi: 
nifters des Auswärtigen an den öfterreichiichen Botichafter in Gon- 
ftantinopel und durch eine Gircular-Depefche desjelben an ihre Ber: 
treter bei den Großmächten die Forderungen der Andrafiy’ichen Note 
bis auf eine förmlich an. 


1. Note an Defterreih: „Ich Habe die Ehre zu Ihrer Kenntniß zu 
bringen, daß die hohe Pforte mit Sorgfalt die Boanien und die Herzjego: 
wina betreffenden fünf Puncte geprüft hat, welche in der an die Vertreter 
Defterreich-Ungarns in London, Paris und Rom gerichteten und von Em. 
Grcellenz mir durch Verlefung mündlich mitgetheilten Depeiche Sr. Ercellen; 
des Grafen Andrafiy enthalten find. Da die hohe Pforte die Ueberzeugung 
erlangt hat, daß die Mächte, um allen Verwidlungen, die aus der Fortfetzung 
ber Unruhen in Bosnien und der Herzegowina entjtchen könnten, borzu: 
beugen, geneigt find, auf die infurgirten er mit allen ihnen zu Ge— 
bote ftehenden Mitteln eine die rajche Pacification der letzteren bezweckende 
und bewirkende moraliſche Preifion auszuüben, und da fie abermala einen 
Beweis ſowohl des Entgegenfommens gegen bie Rathſchläge der Mächte ala 
bes lebhaften Wunſches geben will, die Ordnung und die Wohlfahrt unter 
ihren verirrten Unterthanen wieder herzuftellen, r beeile ih mid, Ew. Er: 
cellenz don der von Sr. kaiſerlichen Majeftät dem Sultan in diefer Ange: 
legenheit gefaßten Reſolution Mittheilung zu machen. Nachdem bie Eaiferl. 
Regierung von ben eben erwähnten wohltwollenden Gefinnungen der Mächte 
Act genommen, hat fie mittelft einer Laiferlichen Jrade vom 15 Muharrem 
1293 bie — Durchführung von 4 Punkten der vorgeſchlagenen fünf 
in Bosnien und der Herzegowina angeordnet, und erflärt fie ſich entichlofien, 
biefe Puntte in ihrem vollem Umfang in diejen beiden Provinzen im Kraft 
treten zu laffen. Den hier in Abjchrift beigefchloffenen an die Vertreter 
Sr. Majeftät des Sultans bei den Großmächten gerichteten Weifungen wollen 
Ew. Excellenz —— daß der fünfte Punct durch eine Anordnung erſetzt 
worben ift, welche ſowohl den Bedürfniſſen diefer Provinzen, ala den Ab: 
fichten, welche den betreffenden Vorfchlag des Grafen Andrafiy hervorgerufen 
haben, in vollem Maß entjpricht.“ 

‚ „NH. Cixculardepeſche der Pforte an ihre Vertreter bei den Großmächlen: 
„Die Hohe Pforte * ſich darauf beſchränkt, ſich mit den fünf Puncten der 
Vorſchläge des Grafen zu beſchäftigen und dieſelben jorgfältiger fung zu 
unterziehen. Sie ift von ber feften und aufrichtigen.Abficht der Mächte an 
ber baldigen Pacification ber infurgirten Provinzen in wohlthätiger Weife 
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mitzutwirfen überzeugt und daher aufrichtig erfreut von ihren wohlwollenden 
Sefinnungen Act nehmen zu wollen. Sie hat endlich an der Offenheit und 
der Loyalität diefer Gefinnungen in Bezug auf und um fo weniger jemals 
einen Zweifel gehegt, als es ihr jelbft am Herzen lag, dieſe verirrten Völker: 
Ichaften auf den rechten Weg zu führen, um ihnen, gleich den übrigen Pro: 
vinzen des Kaijerreiches, die Vortheile der durch den jüngften fyerman vom 
12. Dezember eingeführten Wohlthaten zuzumwenden. In Sorge um die 
Wodhlfahrt aller feiner Unterthanen ohne Unterjchied und in der Abficht, mit 
Hoher und großherziger Initiative auf die infurgirten Provinzen ebenſowohl 
die bereit3 zugeftandenen Begünftigungen als die vom Grafen Andrafiy 
in loyaler geile angeregten Maßregeln auszudehnen, hat es Seiner Majeftät 
dem Sultan gefallen, indem er dieſe Mahregeln, als in ben Kreis feiner 
Souveränetätsrechte fallend und zugleich ala Ergänzung ber bereitö durch 
fein jüngftes erhabenes Reſcript kundgemachten Verbeſſerungen betrachtet, 
durch eine Irade vom 15. Muharrem 1293 die Durchführung der nad): 
ſtehenden Puncte anzuordnen, welche fid) aus den von der hohen Pforte an« 
genommenen ————— ergeben, und welche ausnahmslos in allen Ge: 
bieten Bosniens und der Herzegowina in Kraft zu treten haben werden. 
Dieje Ergänzungsformen find folgendermaßen zufammenzufaften: 1) Wolle 
und unbedingte Religionsfreiheit; 2) Aufhebung des Steuerverpachtungs— 
inftem3; 3) Beröcherans der agraren Lage der aderbauenden Bevölkerung; 
4) Einſetzun einer zu gleichen Theilen aus Muſelmännern und Richtmujel« 
männern ———— ri Localcommiſſion, um im allgemeinen die Aus: 
führung aller angeordneten Reformen zu überwachen. Wa3 den die Ber: 
wendung ber directen Steuern für die Bebürfniffe der Provinz ſelbſt betref: 
fendenden Punct des Vorſchlags des Grafen Andraffy anbelangt, jo macht 
die Hohe Pforte darauf aufmerffam, dab dieje Einrichtung mit dem allge: 
meinen Syitem unſerer Finanzverwaltung nicht in Einklang zu bringen 
wäre. ——— iſt Seine Majeſtät unſer erhabener Herr in den 
Geſinnungen Seiner Gnade und Seiner hohen Sorgfalt für die durch den 
Aufftand verwüfteten Provinzen willens, daß ıhre Lage von ber Regierung 
in Betracht gezogen werde, und hat daher die Auswerfung einer Summe 
angeordnet, deren Höhe auf Anordnung Sr. Majeftät nah Anhörung der 
MWünfche der abminiftrativen Berathungskörperichaften auf Grundlage der 
Localbedürfniſſe feftgeftellt werden wird. Diefe Summe wird eine Ergänzung 
ber bereit3 für die Herzegotwina und Bosnien zu Abe a Zweden be: 
ftimmten Eingänge bilden. Die Verwendung der betreffenden Fonds wird 
unter forgjältige EControle der im Sinne des fyermans vom 12. December 
einzufegenden Provinzialräthe geftellt werden. Em. Excellenz wird ni ve: 
ſentlich an diejen Ideengang ber h. Pforte, der una feinen fühlbaren Unter: 
ſchied zwiſchen dem Sa de der Frage und dem formellen Standpunct 
der Borichläge ded Grafen Andraſſy ei jcheint, zu Halten haben. 
Ich ſchließe dieſe Depeiche, indem ich auf Befehl Sr. Majeftät unſeres aller: 
gnädigiten Herrn erkläre, daß die faiferliche Regierung fe entichloffen iſt, 
dieſe ee in ihrem vollen Umfang in Vollzug zu ſehzen und jeden Ans 
griff auf diejelben abzuwehren. 
Der Sultan foll feine Einwilligung zu diefer Note nur wiberwillig 


er haben und erſt ala ber Großvezier Murad mit feiner Demiffion 
drohte. 


13. Febrnar. (Rumänien) Senat: bewilligt den von der 
Regierung geforderten Credit von 4 Millionen 2. für Kriegsbereit- 
Ihaft auch ſeinerſeits. Die Regierung erneuert ihre Verficherungen 
ftrengfter Neutralität und aufrichtiger Friedensliebe. 
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16. Februar. Zu Präfidenten der zur Regelung des fünften 
Punctes der Note Andrafiy’s, betreffend die Verwendung der directen 
Steuern zum Bejten der Provinzen, einzufegenden gemifchten Kom— 
miffion werben der ehemalige Botichafter Hayder Effendi für Bos— 
nien und der Albaneje Vaſſa Effendi für die Herzegowina ernannt. 

16. Februar. Die in der Euttorina verjammelten Inſur— 
gentenchef3 Iehnen die in der Note Andrafiy’3 geforderten und von 
der Pforte zugejtandenen Reformen ab, da ihnen feinerlei Garantie 
geboten ſei, daß dieſelben auch wirklich zur Ausführung gelangen 
würden, wenn fie ſich unterwürfen. 

17. Februar. Die Pforte erläßt ein Gejeß über den Erwerb 
von Grundeigenthum Geitens ihrer mujelmännijchen und chriftlichen 
Unterthanen, das, wenn ernjt und aufrichtig zur Geltung fommenbd, 
vielleicht den entjcheidenften Schritt zur Verwirklichung der, ſowohl 
der eigenen Initiative der Pforte entfprungenen, wie auch der von 
den europäilchen Mächten der Pforte angerathenen Reformen, be— 
zeichnen würde. Dasjelbe lautet: 

„Artikel 1. Die mufelmanifchen und nichtmufelmanifchen Unterthanen 
des Reiches werden ohne Unterjchied Aderland erwerben fönnen, eben ſolche 
au Pachthöfen oder zu Dörfern — Gründe, wenn fie Eigenthum des 
Staates oder der Vacoufs, im Wege der Verſteigerung, oder wenn ſie Pri— 
vaten gehören, im Wege der Uebertragung. In dem Falle, wo gewiſſe, dem 
Staate oder den Bacoufs gehörende Ländereien in Gemäßheit eines alten 
Herkommens an nichtmufelmanische Untertdanen des Reiches nicht übertragen 
werden könnten, twird dieſes Herkommen abgeichafft und die Beitimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes werden ohne Unterjchied in Anmendung gebradt 
werden. Art. 2. Die Hebertragung von Gründen und unbeweglichem Eigen: 
thum zwiſchen muſelmaniſchen und nichtmufelmanifchen Untertdanen wird, 
ben Beftimmungen des dieſen Gegenftand regelnden Geſetzes entiprechend, 
mit vollftändiger Gleichheit beiverkftelligt werden. Art. 3. Die muſelma— 
nifchen und nichtmujelmanifchen Landwirthe auf gewiſſen Pachthöfen werben 
bei der Erwerbung der verkäuflichen Gründe, fei e8 im Wege ber Verſteige— 
u jei es im Uebertragungswege Seitens der Privaten, das Vorzugsrecht 
genießen.“ 

13. Februar. Der Unterrichtsminiſter läßt den Generalftatt- 
haltern in den Provinzen die Weilung zugehen: in jedem Bilajet 
einen Oberjtudienrath einzujeßen, der im Verein mit dem zu bilden- 
den Bezirkzfchulrath die Anliegen und Erforderniffe, welche im mu» 
hamedaniſchen Schule und Bildungsweſen zu Tage treten, einer reif 
lichen und fürjorglichen Erwägung unterziehen ſoll. 

18. Februar. Die Confulardelegation in Moftar bemüht fich 
umjonft für das Zuftandebringen einer chriftlichen Notablenverfamm: 
lung in der Herzegowina, deren Mitwirkung, da die im Felde fte- 
henden Infurgentenführer diefelbe verfagt haben, zur Pacification 
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des Landes in Anſpruch genommen werben follte. Der Glaube, 
daß die Pforte wejentliche Reformen wirklich wolle und durchführen 
könne, fehlt gänzlich. 

19. Februar. Auch die bosnifchen Infurgentenführer lehnen die 
in der Note Andraſſy geforderten und von der Pforte zugeftandenen 
Reformen in einem Schreiben an die Injurgentenchef3 der Herzego- 
wina ab, da fie für deren wirkliche Ausführung auch nicht die min— 
deite Garantie hätten, indem fie jagen 

„In unferem Baterlande verhöhnt der Türke den neuejten Jrade, in: 
dem er fagt: „„Den Zucker gleich ift der fyerman, und wie jener zergeht, jo 
verſchwinden die Wirkungen bes leßteren. Eher werben die Kauris (Nicht: 


en in Stambul hHerrfchen, bevor bie Jrade in Bosnien Geltung 
erhält.“ * 


22. Yebruar. Ein Jrade des Sultans gewährt allgemeine 
Ammeftie den Infurgenten, welche innerhalb 4 Wochen in die Hei- 
math zurüdfehren. Die Regierung wird auf eigene Koften deren 
Häufer und Kirchen twiederaufbauen und ihnen Mittel zur Wieder: 
aufnahme der Arbeit gewähren. Die Grengbehörden werden den 
Inſurgenten die Maßnahmen mittheilen und die Rückkehr der Aus— 
gewanderten erleichtern. Die Maßregel bleibt gänzlich unfruchtbar: 
weder legen die Infurgenten die Waffen nieder noch fehren die Flücht— 
linge aus Dejterreich und Montenegro zurüd. ’ 

— Februar. Traurige Finanzlage. Nur der Eultan leidet 
darunter nicht, da vielfach die Eingänge an das Yinanzminijterium 
jofort von einem Adjutanten des Sultans für den Palaſt reclamirt 
werden. 

Dabei gehen die Beftellungen auf neue Panzerfchiffe, auf Strupp: 
Kanonen, auf neue Gewehre ungeftört fort, für Rechnung ber Givillifte, wie 
e3 heißt; aber die dafür zu Wr Ari Zahlungen werben auf dad Marines, 
reſp. Kriegaminifterium angewieſen; ja jelbjt die 60 Krupp-Kanonen, welche 
die Balide (Sultanin-Mutter) beftellt hatte, und das Geſchenk, welches fie 
dafür an Frau Krupp verabreichen ließ, wurden auf dad Artilleriedeparte: 
ment angetiefen. Die Truppen haben inzwijchen 10 Monate Eold zu for: 
dern und die Givilbeamten ein ganzes Jahr. früher waren einzelne Ver: 
waltungszweige, 3. B. die Mauth, das Handeldminifterium, die Verwaltung 
der frommen Stiftungen von biejer unregelmäßigen Gehaltszahlung ausge— 
nommen, ba E auf ihre eigenen Einkünfte angewiefen waren; jet aber ter: 
den auch dieſe ans Finanzminiſterium abgeführt, und Somit find jebt alle 
Beamten ohne Ausnahme auf den Hunger-Etat gejeht. 


26. Februar. Die Generalgouverneure der Provinzen werden 
vom Großvezier angewiefen, die Wahlen der Provinzialräthe jchleu- 
nigft vornehmen zu laffen. 

26. Februar. (Rumänien.) II. Kammer: die Regierung ver» 
langt die Ermächtigung zu einer Anleihe von 75 Millionen effectiv, 
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um damit das vorjährige Deficit von circa 30 Millionen zu decken 
und bie Eifenbahn von Plojeft nach Siebenbürgen gemäß einem Ver— 
trage mit Defterreich binnen 2’ Jahren bauen zu fönnen. Die 
finanzielle Lage Rumäniens ift feine jehr glänzende; doch hat es bis 
jet nur etwas über 200 Millionen wirkliche Staatsjchulden und 
befigt dagegen Staatsgüter, welche bisher um -21 Millionen jährlich 
verpachtet wurden und daher wohl einen Werth von circa 300 Mill. 
repräjentiren dürften. £ 

28. Februar. Rumänien.) II. Kammer: Debatte über das 
von der Regierung geforderte Anlehen von 75 Mill. &. Die Partei 
Ghika⸗Boeresco bricht endlich gegen das Minifterium Lascar Gatargiu 
108. Demeter Ghifa, der Präfident der Kammer, erflärt, daß bie 
Greditforderung viel zu hoch jei, daß er zu dem Minifterium fein 
Vertrauen habe und daß er jein Amt als Kammerpräſident niederlege. 


1. März. Gine Girculardepejche der Pforte theilt den Mächten 
jene Maßnahmen mit, telche die türkische Regierung zur Realifirung 
der Andrafiy’schen Reformvorfchläge getroffen habe: 


„. . . Die von ber Pforte entjendeten Commiſſäre find beauftragt, 
jofort nach ihrer Ankunft an die Pevölferung beider Provinzen einen Auf: 
ruf zu richten, in welchem alle jene Reformen aufgezählt werden jollen, mit 
deren Durchführung fie betraut find, ebenjo alle die Erleichterungen, die ber 
Eultan gewährt hat, damit die Pacification der Aufftändifchen, ſowie die 
Rückkehr der Flüchtlinge ermöglicht werde. Dann jollen die Gommifläre der 
Pforte ſofort die ftändiichen Ausſchüſſe ernennen, die mit der Gontrole und 
Beauffichtigung der neu ſyſtemiſirten Adminiftration betraut werden. Und 
die h. Pforte Hofft mit aller Beitimmtheit auf die frühefte Unterwerfung der 
Provinzen, nach welcher fie alle jene Vorkehrungen treffen wird, welche ähn: 
lihen Wirren für die Zufunft vorbeugen follen. Zu demjelben Zwede bat 
die Pforte einen befonderen Commifjär nach Bulgarien entjendet, damit die 
Klagen der dortigen Bewohner gegen die Kolonifirung der Tſcherkeſſen ge: 
hört werden, und einen vierten Commiſſär nach Erzerum, wo gleichfalld ad: 
miniftrative Mißbräuche vorgelommen find. Diejen beiden GCommifjären 
wurde zugleich aufgetragen, den fyerman vom 12. December auf Grund einer 
ihnen vom Großvezier perfönlich ertheilten Inftruction zu activiren... .* 


Zugleich erläßt der Großvezier neue Inſtructionen an die 
Gouverneure bezüglich der Adminiftration der Vilajets, namentlich 


Beltimmungen, daß alle ottomanischen Unterthanen, welcher Gejell: 
ſchaftsllaſſe fie auch angehören, vor dem Geſetze gleich find; daß es den Valis 
verboten ift, fich in die Wahl der Mitglieder oder in die Entjcheidungen ber 
Gerichte einzumifchen, außer in fällen, two bei Griminalproceiien jäumig 
verfahren wird; daß e8 ferner den Valis verboten ift, Taren und Gebühren 
zu erheben, welche durch faiferlichen Irade nicht vorgejchrieben wurden. 
Weitere Inftructionen jollen die Straßengejeßgebung und andere öffentliche 
Arbeiten regeln, wobei von dem Grundjake der Aufhebung der Frohndienſie 
ausgegangen wird. 
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1. März. (Rumänien) II Kammer: Wahl eined Kammer- 
präfidenten an die Stelle bes demiffionirenden Demeter Ghika. Die 
Regierung erflärt, daR fie eine Wiederwahl Ghika's für ein Mik- 
trauensvotum nehmen würde. Dennoch erhält derjelbe 37 Stimmen, 
gewählt indeß wird mit 68 Stimmen der Gandidat der Regierung. 
Nun erklärt aber auch der Vicepräfident Boeresco, feine Stelle nieder- 
legen zu wollen und tritt damit offen zur Oppofition über. 


2. März. Ein Manifeft der Führer der herzegowinifchen Auf- 
jtändifchen weist die türkischen Reformen zurüd und appellirt an 
Rußland als den Meſſias der jlavoferbifchen Freiheit. 


2. März. (Montenegro.) Der öfterreichiiche Statthalter 
von Dalmatien, F.M.L. Rodich, geht in bejonderer Miſſion nach 
Gettinje, um den Fürſten von Montenegro zu ftrengerer Beobach— 
tung der Neutralität gegenüber der Türkei zu vermögen. Der Fürft 
verſpricht es. 

4. März. (Rumänien.) Senat: auch in dieſem bricht der 
Sturm gegen das Miniſterium Cascar Catargiu los. Der Vice— 
präſident des Senats Oreſeu legt ſeine Stelle mit der einfachen Er— 
flärung nieder, daß er fein Vertrauen mehr in die Regierung habe. 
Seine Anhänger verlangen, daß die Demiffion nicht angenommen 
werde, die Regierung erklärt dagegen, daß fie die Nichtannahme für 
ein Mißtrauensvotum anjehen würde. Dennoch wird die Demilfion 
mit 39 gegen 10 Stimmen nicht angenommen und damit alfo ein 
Mißtrauensvotum gegen das ganze Gabinet ausgelprochen. 

5. März. Der öfterreichifche Statthalter von Dalmatien, 
F.M.L. Rodich, unterhandelt in Ragufa umfonft mit Infurgenten- 
chef der Herzegowina, um fie zur Niederlegung der Waffen zu ver: 
mögen. 


Die Führer des Aufftandes beharren auf Ablehnung der Reformen, 
und erklären: fie würden die Waffen niederlegen, wenn die Türfei aus ber 
Herzegowina ihre 40 Bataillone zurüdzöge, oder den bewaffneten Inſur— 
genten erlaube mit den Begs zu unterhandeln, oder wenn Defterreich oder 
eine andere Macht bewaffnet einfchreiten würde. Roditſch bezeichnet die An- 
nahme dieſer Forderungen als unmöglich, und fügt bei: Defterreich werde 
ftricte Neutralität und ftrenge Bewachung der Grenze aufrechthalten und 
Ende Mr aufhören, die Flüchtlinge au8 der Herzegowina zu unterftüßen. 


5. März. (Aegypten) Der von der englifchen Regierung 
nad) Aegypten behufs genauer Feſtſtellung der dortigen Finanzlage 
gefandte Mr. Cave Hat feine Miffion beendigt und einen ausführ- 
lihen Bericht forwohl über die bisherige Verwaltung Aegyptens ala 
practifche Vorfchläge behufs Wiederherftellung des Gredites en. 

Schulthess, Gurop. Gefchichtötalender. XVII. Bb. 
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ausgearbeitet. Cave kehrt nach England zurüd und wird in Cairo 
durch Mr. Rivers Wilfon abgelöst, der die ägyptiiche Finanzlage 
gleichfall3 prüfen ſoll, um fich dann erjt zu entjcheiden, ob er fich der 
Aufgabe unterziehen wolle, im Dienjt des Khedive die thatjächliche 
Leitung der ägyptiſchen Finanzverwaltung zu übernehmen. Der 
ägyptifchen Finanzlage wäre indeß nur zu helfen, wenn, neben größe- 
rer Sparjamfeit und gewifienbafterer Verwaltung, die ganze Schulden= 
mafje confolidirt und, unter irgend welcher Garantie, auf etwa 7 °» 
Zinfen herabgefeßt werden könnte. Dieje Garantie will aber Eng- 
land nicht übernehmen. 


7. März. Die Pforte wünjcht eine Cooperation Defterreichs, 
um „die Öfterreich-türkifche Grenze von den Herumlungernden In— 
Jurgentenbanden, welche fajt nur noch aus einer Handvoll bankerotter 
ausländifcher Freiwilliger bejtänden“, zu jäubern. Oeſterreich Täßt 
fih indeß dazu nicht herbei. 

12. März. (Rumänien) I. Kammer: bewilligt jtatt der 
geforderten 30 Millionen behufs Dedung des Deficit3 nur ein pro= 
viforijches Anlehen von 16 Millionen und ftatt des geforderten Eiſen— 
bahnanlehens von 45 Millionen nur 42's Millionen, deren Curs 
fie auf 80 feſtſtellt. Die Regieruug ift damit einverftanden und hofft, 
die Bewilligung auch im Senat durchzubringen. 


13. März. (Rumänien) Cenat: lehnt die von der Re— 
gierung geforderte Dringlichkeitserflärung für die ermäßigte An- 
lehensforderung mit 29 gegen 25 Stimmen ab. 


14. März. Die bosnifchen Flüchtlinge lehnen in einem Schrei- 
ben, das eine Deputation derjelben dem öfterreichifchen Comman— 
direnden in Groatien überreicht, die türfifchen Reformen und die 
Rückkehr in ihre Heimath ab: 

„. . . . Es gibt nichts in jener Note (Andrafiy's), was der allmächtige 
Sultan in feinen Hatti-Humajums und Fermans nicht bereit3 gewährt Hätte, 
und zwar zum Nuben der Raja. Aufzuzählen alle bisherigen Verſprechun— 
gen und ihren Werth zu erhärten, wäre wohl überflüſſig. E3 ift ein ver: 
gebliches Bemühen, zu vereinen, was durch die Natur unvereinbar erfcheint. 
Und lönnten jelbjt Kreuz und Halbmond ſich vertragen, jei es zum Schaden 
des einen oder des andern, jo würden dazu viel Arbeit und Zeit nothwendig 
fein. Die Erfahrung lehrt und, daß die Verſprechungen des allmächtigen 
Sultans ſelbſt in Friedenszeiten ſich nicht verwirklichen ließen. Am aller— 
wenigſten kann es jetzt geſchehen, wo die Leiden und Unbilden auf beiden 
Seiten ihren — erreicht Haben. Wir bemöthigen eine raſche und 
entjchiedene Hülfe von Seiten der Großmächte, mit einer andern ift una 
nicht gedient. Sind die Mächte nicht in der Lage eine folche Hülfe ung zu 
gewähren, jo mögen fie ung unſerm Schickſal überlaffen. .. .“ 
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16. März. (Rumänien) Die Regierung loſt den Senat 
auf und ordnet fofortige Neuwahlen an. 

U. Kammer: genehmigt die Vorlage der Regierung betreffend 
Prägung von Münzen mit dem Bildniß des Landesfürften, ohne fich 
weiter um den bisherigen Einfpruch der Pforte zu befümmern. Schluß 
Der Selfion in folge der Auflöfung des Senats. 

18. März. (Serbien) Die Vertreter der Mächte machen 
Dem Yirften Milan dringende Vorftellungen bezüglih Wahrung der 
Preutralität. Auch Rußland hat ſich dem Schritte beigejellt. 

Die Regierung fchreibt eine Zwangsanleihe von 12 Millionen 
Ter. zu 8 Procent Zinſen aus. Diefelbe ift von einer „Anweiſung 
für die Gemeindeausſchüſſe in Betreff der Repartirung des Staatö- 
anlehens“ begleitet, welche im Wejentlichen bejagt : 

„Der Gemeinde: Ausfhup wird die Vertheilung der Anlehens:lleber: 
nahme vornehmen. Die Belaftung der Bürger wi nur nah Maßgabe 
iHrer Dermögensverhältniffe vorgenommen werden. Wer fich überbürdet 

ühlt, fann fi mit einer Klage an ben Finanzminiſter wenden, ber über 
iejelbe zu entfcheiden haben wird. Die Repartirung erfolgt erft dann, wenn 


bie auf die Gemeinde entfallende Quote durch freiwillige Anmeldungen nicht 
gebedt werden kann.“ 


20. März. Aus Bosnien treten neuerdings ca. 700 Flücht- 
linge nach Groatien über. 

21. März. (Serbien.) Der Hriegsminifter fordert die Mi- 
lizen auf, fich zu fortiger Dienftleiftung bereit zu halten. 

22. März. Mukhtar Pafcha verhandelt mit den bo8nifchen 
und berzegowinifchen Infurgenten über eine Waffenruhe, damit 
während derfelben die außerordentliche Gommilfion der Pforte mit 
den Infurgentenführern weitere Unterhandlungen pflegen könne. 

Die an diefem Tage jowohl in Bosnien als in der Herzego— 
wina erfolgende Verlefung de Fermans, tvelcher im Namen des 
Sultans alle früher zu Gunjten beider Bevölferungen erlaflenen 
Verfügungen bejtätigt und die neuen Reformen, in Folge der Note 
Andraſſy, auseinanderjeht, erregt bei den türfijchen Einwohnern Miß— 
vergnügen und läßt die chriftlichen völlig gleichgültig. 

26. März. Alle Unterhandlungen mit den Infurgenten in 
Bosnien und in der Herzegowina, um die von der Pforte auf die 
Note Andrafiy zugefagten Reformen durchzuführen oder doch wenig- 
ftens in Angriff zu nehmen und zu diefem Ende Hin einen Waffen- 
ftillftand oder doch eine Waffenruhe zu Stande zu bringen, müſſen 
als definitiv gefcheitert betrachtet werden. Die Infurgenten und die 
chriftlichen Bevölferungen glauben durchaus nicht an den Ernſt der 

3l* 
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Türken bezüglich der verjprochenen Reformen, und der Waffenftill- 
jtand fcheitert an den Bedingungen, unter welchen die Türken allein 
ihn augeftehen wollen, während die Infurgenten denjelben für abjolut 
unannehmbar erklären. 


Was die Türken gewähren wollen, ift folgendes: 1. Die Flüchtlinge 
fönnen binnen vier Wochen, vom 24.d. M. an.gezählt, zurüdfehren. 2. Die 
Flüchtlinge werden mit dem Bedarf an Getreide bis zum Herbſt betheilt. 
3. Der Wiederaufbau ihrer Häufer erfolgt auf Koſten der Regierung. 4. Die 
Zurücgefehrten werden vom Zehent 1 Jahr lang und von anderen Abgaben 
2 Hahre Hindurch befreit. 5. Eine General:Amneftie wird für alle binnen 4 
Wochen Zurücgelehrten erlaffen. 6. Wer trotz alldem nicht zurüdfehrt, deffen 
Güter werden confiscirt. Außerdem verficherten ihre Bevollmächtigten, dab es 
die erſte Sorge des Pfortencommifjärs fein werde, die Agas, welche fih in den 
Beſitz chriftlicher Wohnhäufer gefeht haben, zu depoffediren und zur Gutmach- 
ung des angerichteten Schadens zu verhalten. Auf dieje Weile hoffe man 
auch einen Befſitzwechſel ah bei dem die Raja nad und nad 
dazu fäme, bie bisher in Pacht Grundfiüde ala freies Eigenthum 
zu erwerben. Dad zum Aufbau der zerftörten Hütten nothwendige Bauholz 
wollte die Pforte von Fiume Zommen laſſen. Die Pforte habe ferner bie 
Ernennung eine Mudirs in Popovo angeordnet, welches Amt einem bo®: 
niſchen Chriften angeboten wurde, ber es jedoch „aus Familienrüdfichten“ 
ablehnte. Man of indeß, al3bald einen geeigneten Erfagmann, gleichfalls 
hriftlicher Religion, zu finden. Ferner jei Vaſſa mit der Organifirung eines 
eigenen Corps don Panduren betraut, die, mit 9 fl. monatlicher Bejoldung, 
über die Sicherheit der rücklehrenden Flüchtlinge zu wachen hätten. Zu 
bemjelben Zwede jollten veguläre Truppen in der Nähe und außerhalb der 
riftlichen Niederlafjungen campirt werden. Jeder heimfehrende Flüchtling 
ſoll per Tag eine halbe Oka Getreide erhalten und diefe Unterftühung bis 
zur Ernte fortdauern, zu welchem Zwecke die Pforte drei Millionen Piafter 
(300,000 de De. W.) zu verwenden beabſichtige. Dagegen wollte fich 
Mukhtar Paſcha nicht zu einem förmlichen Waffenftillftande und nad) langen 
Verhandlungen nur zu einem paffiven Verhalten feitend der türkiſchen Trup- 
pen berbeilaffen, deffen Dauer von den Umftänden abhänge, jedoch nur unter 
der Bedingung, daß die Infurgenten die Berproviantirung von Nitfich rubig 
vornehmen ließen. Die Infurgenten erflärten jedoch diefe VBerprodiantirung 
der bereit3 hart von ihnen bedrängten Feſtung für abjolut unannehmbar, 
da dieſe frage für den Fortgang ber Inſurrection geradezu enticheidend jei 
und fie diefe Verproviantirung nicht 4 Wochen lang verhindert hätten, um 
fie nun während der MWaffenruhe zuzugeben. 

28. März. Der Specialcommiffar der Pforte erläßt von Ra— 
gufa aus doch noch folgende Ammeftieproclamation für die Kerze 
gowina, die aber völlig erfolglos bleibt: 

„Proclamation. Se. Majeftät der Sultan haben allergnäbdigft geruht 
zu befeblen, daß für die Inſurgenten in ber Herzegowina eine allgemeine 
Amneftie veröffentlicht werden foll, welche ihnen ——— innerhalb vier 
Wochen, vom 24. ds. an gerechnet, die Waffen niederzulegen und in ihre 
Dörfer zurüdzufehren. Die Regierung St. faiferlichen Majeſtät bringt dieſen 
Befehl zur — Kenntniß, damit alle, welche ſich fügen, nicht nur 
die genannte Gnade genießen, ſondern auch des Zehnts für ein Jahr und 
der anderen geſetzmäßigen Steuern für zwei Jahre enthoben ſein werden. 
Alle diejenigen aber, welche ſich nicht fügen und welche nicht in der oben 
genannten Zeit in ihre Häuſer zurücklehren, ſollen nicht nur don ber kaiſer— 
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lichen Gnade und Großmuth ausgeichloffen bleiben, fonbern es follen auch 
ihre Länder und Güter confiscirt und öffentlich verkauft werden. Der Erlös 
hievon wird am diejenigen vertheilt, welche den Befehlen Sr. Majeftät Folge 
leiften und in ihre Dörfer zurückkehren.“ 


29. März. Die Pforte erflärt durch einen Erlaß, daß bie 
Auszahlung der am 1. April fälligen Coupons der Staatsſchuld 
auf den 1. Juli verfchoben werden müfle, daß indeß den Staats— 
aläubigern 6 Procent Verzugszinſen vergütet werden würden. 

30. März. (Serbien.) Ein fürftliches Decret ftellt die Bil- 
dung des Generalftabs fejt und ein anderes vervollftändigt die Orga— 
nifation des Volksheeres. 

31. März. Der öfterreichiiche Statthalter von Dalmatien 
Rodich und Mukhtar Pafcha verjtändigen fich in Ragufa über einen 
neuen und legten Berjuch, die Infurgenten von Bosnien und der 
Herzegowina zur Niederlegung der Waffen zu vermögen. Oeſter— 
reichifche und ſogar montenegrinifche Parlamentäre gehen in die Lager 
der Injurgenten ab, um ihnen die Annahme des Waffenftillftandes 
anzurathen. Allein auch diefer legte Verſuch bleibt völlig wirkungslos. 

1. April. Die Finanznoth der Pforte ift jo groß, daß momen= 
tan nicht einmal den Botjchaftern ihr Gehalt ausbezahlt werden 
fann. 

— April. (Aegypten) Die Lage der Ägyptifchen Truppen 
in Abiffinien ift nachgerade eine jehr ſchwierige und gefährdete ge- 
worden. Nachichübe erjcheinen trog der Finanzklemme als unver- 
meidlich. 

4.—5. April. Der öſterreichiſche Statthalter von Dalmatien, 
Rodich, verhandelt doch noch einmal in der Guttorina mit einer 
zahlreichen Verfammlung herzegowina’fcher Inſurgentenchefs. Auf: 
treten eines angeblichen Agenten des Fürften Gortſchakoff. Die In— 
furgenten übergeben ihre Forderungen dem General Rodich jchrift- 
lich. Derjelbe erflärt jedoch die meijten derfelben für unausführbar 
und unmöglich, Jo daß auch diefer Pacificationsverfuch reſultatlos 
bleibt. 


Es finden ſich gesen 40 Sinjurgentenführer ein, die von etwa 50 bes 
waffneten Inſurgenten begleitet find. Am 4. verhandeln diejelben ausſchließ— 
lich unter fi. Gegen Abend trifft bei ihnen ein ruffiicher Agent, Namens 
Bozidar Weflelipky, ein und introducirt ſich bei den Infurgentenführern ala 
mit Bollmachten des Fürſten Gortichafoff ausgerüfte:, um ihnen die Mei: 
nung und den Rath der ruffiichen Regierung mitzutheilen. Die Infurgenten 
find auf dieſe Eröffnungen im höchſten Grade geipannt und fordern den 
ruſſiſchen Bevollmächtigten auf, unverzüglich zu jagen, was ber Czar meine. 
nt erflärt n due den verfammelten Inſurgentenchefs, daß der Ezar 
ihnen im ernftefter Weiſe anrathe, Frieden zu machen und die vom Sultan 
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ertirften Reformen guttwillig anzunehmen. Die Inſurgentenchefs find über 
diefe Mittheilungen anfänglich etwas verftimmt, exflären aber jchließlich, 
dab fie diefelben zum Gegenftande einer noch im Laufe ber Nacht abzuhal- 
tenden Berathung machen würden. Am Morgen be 5. verfländigen fie fich 
ichliehlich über folgende Forderungen reſp. Bedingungen, bie fie dem General 
— ſchriftlich einhändigen, damit er fie der Pforte und den Mächten 
übermittle: 

1) Das herzegowiniſch-chriſtliche Voll muß wenigſtens ein Dritttbeil 
bes Bodens zu eigen befommen, nicht allein, weil derjelbe gegen Recht und 
Gejeg mit Gewalt in Befig und Nutznießung der Türken ift, jondern auch 
darum, weil ohne jo viel Eigenbefit das herzegomwinischchriftliche Volk außer 
Stanbe ift, zu leben, und es darum vorziebt, lieber zu Grunde zu geben. 
als zu einem Dafein zurüdzufehren, in welchem fein Leben möglie ift. 
2) Die Türkei muß für immer aus der Herzegowina ihre Armee entfernen 
und nur fo viel im Lande belafjen, ala zu Garnifonen vonnöthen it, und 
bie nur in —— Orten: Moftar, Stolac, Trebinje, Nikſic, Plevlje, Yoca. 
3) Die Türkei baue allen chriftlichen Familien die eingeäfcherten Häufer und 
Kirchen auf und gebe ihnen wenigitens für ein Jahr Lebenamittel und bie 
Geräthe für Landbau, und follen die chriftlichen Familien gar feine Abgaben 
zahlen drei Jahre hindurch, vom Tage der Rüdfehr an — 4) Das 
herze gowiniſch⸗chriſtliche Voll wird die Wafſen nicht niederlegen, jo lange 
nicht zuerſt alle Mohamedaner ſie abgelegt haben und bis die verſprochenen 
Reformen vollends durchgeführt find. 5) wird verlangt, daß, falls das ganze 
berzegowinifch: chriftliche Volk zurückkehrt, feine Führer über die Ausführung 
der Reformen mit den Behörden verhandeln, unb daß fie inegeſammt eine 
Gonflitution („uprava‘‘) jchaffen, welche entiprechenb wäre bem Sinne bes 
Reformprojectd des Grafen Andrafiy; daß diefe Reformen alljogleich eingeführt 
werden, auch in jenen Gejchlechtern („plemena“, Familien, Gemeinden) ganz 
Bosnien und Herzegowinas, welche noch nicht aufftändiich find. 6) Daß 
das Geld, welches die Pforte beftimmen würbe für das herzegowinifchchrift: 
liche Bolf, nicht in die Hände ber türfijchen Beamten fällt, fondern unter 
die unmittelbare Aufficht einer europäifchen Commiſſion geftellt wird, bie 
es zum Wiederaufbau der Kirchen unb Häufer fowie zur Anſchaffung ber 

ausgeräthe veriwenden und vor ber Rüdfehr der geflüchteten Familien einige 

uptmagazine mit allem Nothwendigem errichten fol. 7) Daß in den ſechs 

arnijongorten die Regierungen Defterreicha und Rußlands je einen Agenten 
beftellen, welche darüber zu wachen haben, daß die Reformen volllommen 
ausgeführt werben. 

Diefe Forderungen erfcheinen allerdings größeren Theild als abjolut 
nicht durchführbar. Die Errichtung von Kornmagazinen ließe ſich hören, 
vorausgeſetzt, daß der Sultan das hiefür nöthige Geld hätte. Wer aber bie 
türkifche Bevölkerung entwaffnen foll, der Mann müßte exit entbedt werden. 
Und doch wollen die Inſurgenten erſt nach erfolgter Waffenablieferung der 
muhamedanijchen Bevölkerung die ihrigen niederlegen. Noch unmöglicher ift 
dad Verlangen, den Beg3 einen Dritttheil ihres Grundbefites zu Gunften 
ber Rajas zu entziehen. Man müßte den Begs ihren Grundbefik erft neh: 
men und das könnte nur mit Gewalt geichehen. Das Ende wäre wohl, daf 
an bie Stelle einer chriftlichen Revolution eine muhamedanifche träte. 


Nachdem die Unterhandlungen gefcheitert, geht der ruſſiſche 
Agent Wefleligfy zu den AInfurgenten über, welche ihn bevollmäch- 
tigen, ihre Sache in Wien und Et. Peteröburg zu verfechten. Weſſe— 
litzky erklärt, er Habe die Miffion, die ihm Fürft Gortichatoff an- 
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vertraut, vollftändig erfüllt und es ftehe deßhalb feiner Annahme 
Der Pertretung der Inſurgenten nichts im Wege. Derjelbe gebt 
Dann auch zunächit nach Wien, dann im Mai nach Berlin. Nach: 
her Hört man nicht3 mehr von ihm. 


4. April. (Negypten.) Der Bericht Cave's an die engliſche 
Regierung wird wenigſtens zum Theil veröffentlicht. 


Cave beginnt mit der Auseinanderjegung: „Der — Stand der 
Finanzen Aegyptens iſt ber Combination zweier entgegengejeßter Urſachen 
zu zuſchreiben. Es mag von Aegypten geſagt werden, daß es ſich in einem 
Uebergangszuſtande befinde, und es leidet in Folge der Mängel des Syſtems, 
ars dem e3 heraustritt, ſowol ala durch jene bed Syſtems, in welches e3 
einzutreten verſucht: Unehrlichkeit, — und Extravaganz des 
Orients, wie ſolche ſeinen Suzerän an den Abgrund des Ruins gebracht 
haben, und zu gleicher Zeit durch die rieſigen Ausgaben, welche durch über— 
eilte und unüberlegte Verſuche, die Givilifation des Weſtens zu aboptiren, 
vderuriaht wurden. IUngeheure Summen wurden für unfruchtbare Werfe 
nach der Manier de3 Orients? und für fruchtbare Werke, faljch oder zu zeitig 
ausgeführt, verausgabt. Der Khedive hat augenscheinlich verfucht, mit be: 
Ichränften Einkünften im Laufe weniger Jahre Werke auszuführen, die über 
einen weit längeren Zeitraum hätten vertheilt werden follen, und welche die 
SHilfsquellen viel reicherer Staatsſchätze auf die Probe ftellen würden.“ Nach 
dieſer Einleitung verbreitet fich der Bericht über die hauptſächlichſten Quellen 
der Staatäeinkünfte und deren Verwaltung und fährt dann fort: „Diefe ftatiti- 
fchen Daten zeigen, daß das Land unter feinem jehigen Herrſcher in jeder 
Weiſe Fortichritte gemacht hat. Doc würden die Ausgaben troß ihrer 
Größe nicht an ſich die jeige Kriſis eg haben; dieſelbe mag vielmehr 
faft —— den ruinirenden Bedingungen der Anleihen beigemeſſen werden, 
die für dringende Bedürfniſſe, die in einigen Fällen Urſachen zuzuſchreiben 
find, über welche der Khedive wenig Eontrole hatte, aufgenommen wurben.... 
Da jede Sicherheit von wirklichem Werthe verpfändet ift, und ba ohne die 
Mittel zur Dedung der jchwebenden Schuld eine jehr ernftliche Krifis in 
den finanziellen Angelegenheiten Aegyptens ftattfinden muß, welche für die 
Intereſſen der Bondöbefiger feiner verichiedenen Anleihen verhängnikvoll fein 
dürfte, jo würde augenfcheinlich der thunlichite Modus zur Abwendung ber 
Gefahr fein, für die Zwecke einer Conjolidirung die Anleihen von 1860 und 
1373 fowie die Bonds der ſchwebenden Schuld aufzufaufen. Dadurch würden 
Die nunmehr verpfändelen Einkünfte befreit werden und ala Sicherheiten für 
eine neue, zu einem mäßigen Zinsfake zu emittirende Anleihe disponibel 
fein. Der Erfolg eines derartigen Planes hängt indeß von einer weſent— 
lichen Bedingung ab, nämlich daß von dem Khedive eine Perfon, die all: 
gemeine? Vertrauen einflößt, wie 3. B. ber von Ihrer Majeftät Regierung 
auögejendete und' im Dienfte Sr. Hoheit getrelene in Agent, an bie 
Spike eines Control:Departement3 geftellt wird, welches gewiſſe zu definirende, 
aber die Landſteuer und Mulabala umſchließende Zweige der Einkünfte direct 
vom Steuereinnehmer empfangen und eine allgemeine Aufficht über die Zwi— 
ichenfälle und Erhebung der Steuern ausüben follte....“ ner ſchlägt 
der Bericht die Gonvertirung ber gefammten ägyptilchen uld in eine 
fiebenpercentige vor, wodurch ſich ein Ueberſchuß von über zwei Millionen 
Pfund Sterling herauäftellen würde. Aus verfchiedenen Galculationen folgert 
dann der Bericht, dab die Hilfsquellen a. wenn fie gehörig vers 
waltet würden, zur Dedung feiner Verbindlichteiten ausreichen, daß aber, 


488 Die ottomannifge Vferle. (April 7—12.) 


ba alle feine disponiblen Activen für die Laften ber eriftirenden Anleihen 
verpfänbet feien, irgend eine neue Gombination nothwendig ſei, um bie 
gegenwärtige brüdende jchwebende Schuld zu einer mäßigen Zinsrate zu 
fundiren. „Die jährliche Laſt des ägyptiichen Volls,“ jchliekt der Bericht. 
„ift eine ſchwere und hat fich vergrößert, aber die Macht, fie zu deden, das 
beißt der durch feine Ausfuhr angebeutete MWohlftand feines Landes Hat fich 
in weit bebeutenderem Grade vergrößert. Auch darf man nicht vergeffen. 
daß dieſe ars Laft nicht allein einen Amortilationgfonds für die Zilgumg 
der © 2 fondern aud ein fehr großes Verhältnik von dem, was wir 
Rocal-Befteuerung nennen follten, umfaßt. Sie umfaßt auch die Koften von 
vielem befien, was in diefem Lande (England) durch Privat:IInternehmen ge- 
ſchieht, wie z. B. Eifenbahnen, Ganäle, Häfen, Dods u. |. w., außerdem bie 
Pacht von dem Staate gehörigen Ländereien und die Rüdzahlung von Bor: 
ſchüſſen während Perioden des Mangels und ber Viehſeuche. Wir entnehmen 
aller ber Information, die wir zu erlangen im Stande waren, dab Aegypten 
wol fähig ift, die geſammte Bürde feiner ya Schuld zu einer vernünf: 
tigen Zinsrate zu tragen, aber es kann nicht fortfahren, ſchwebende Schulden 
zu 25 Procent zu prolongiren und neue Anleihen zu 12 oder 13 Procent 
Zinfen aufzunehmen, um biefe Anhängjel feiner Schuld, welche feinem 
Staatsſäckel nicht einen einzigen Piafter einbringen, zu beden.“ 

Da nun die englifche Regierung nicht Luft hat, die von Cape 
angedeutete Garantie zu übernehmen, jo haben fich fowol in London 
als namentlich in Paris Gonfortien von großen Bankier und Geld— 
inftituten gebildet, um dem Khedive mit einigen hundert Millionen 
Francs wenigſtens aus der ärgften und dringenditen Verlegenheit 
zu helfen, natürlich aber nicht im Intereſſe Aegyptens, fondern lediglich 
in ihrem eigenen, d. h. wieder zu onerojfen Bedingungen. Die Fran— 
zofen find mit ihren Vorſchlägen zuerjt auf dem Platz. Der Khedive 
lehnt diefelben zu ihrem großen Aerger, wovon die Parifer Preſſe 
wiederhallt, ab, entjchloffen, Fieber dem Beijpiele jeines Sugeräns zu 
folgen und die Zinjenzahlung der Staatsfchuld zu fuspendiren, als 
auf dem bisherigen Wege weiter zu gehen. 

7. April. (Negypten.) Der Khedive bejchließt wirklich, die 
Ausbezahlung der im April und Mai fälligen Coupons der Staats— 
Schuld zu juspendiren. 

8. April. Die Pforte befiehlt, alle Muhamedaner in Bosnien 
zu bewaffnen. 

9. April. (Megypten.) Unruhen in Mlerandria in Tyolge 
der Nichtbezahlung der Coupons der Staatsſchuld und der fog. Daira- 
bonds, d. 5. der Zinfen der Privatichuld des Khedive. Um fie zu 
ftillen, werden die leßteren am Ende doc ausbezahlt. 

12. April. Die in Bosnien und der Herzegowina feit einiger 
Zeit, während der Unterhandlungen durch Vermittlung Defterreichs, 
thatjächlich eingetretene Waffenruhe Hört auf. Die türkifche Feſtung 
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Prikfich ift inzwischen nicht verproviantirt und erjcheint im höchiten 
&rade gefährdet. Die Infurgenten haben überall wieder zu den 
FBaffen gegriffen. Die auf Grund der Note Andrafjy und der von 
ihr geforderten und von der Pforte zugeftandenen Reformen betriebene 
Paacification ift endgültig gefcheitert. Die Dinge ftehen wieder gerade 
Da, wo fie vor der Note Andrafiy ftanden. 

12. April. (Rumänien.) Das Minifterium Gatargiu tft in 
den Senatswahlen vollftändig unterlegen und gibt in Folge davon 
feine Entlaffung ein. 

13. April. Der öfterreichiiche Statthalter von Dalmatien, 
General Rodich, erläßt eine neue Aufforderung an die Flüchtlinge 
aus Bosnien und der Herzegowina, in ihre Heimath zurüdzufehren. 
Diefelben wollen aber nicht und Defterreich will doch nicht Gewalt 
anwenden. Die den flüchtigen Familien von Defterreich gewährte 
Unterftüßung, einen Augenblick fuspendirt, wird ihnen ſchließlich 
Doch wieder bezahlt. 

14.— 18. April. Muktar Pafcha unternimmt es, mit feinen 
Zruppen die bedrängte Feſtung Nikfich zu verproviantiren. Die In— 
furgenten halten jedoch den Duga-Paß, den er pafliren muß, ſtark 
befeßt und es kommt in demfelben zu mehrtägigen hartnädigen 
Kämpfen. Schließlich gelingt es Mufhtar Paſcha nicht, ſelbſt bis 
nach Nikfich vorzudringen und nur, demfelben Proviant für höch— 
ſtens einige Wochen zufommen zu lafjen. 

Mitte April. Die Pforte Hat den April-Coupon gar nicht 
ausbezahlt, auch nicht die im vorigen Jahre noch verfprochene Hälfte 
derfelben. In Folge des Kriegs in Europa und der Hungersnoth 
in Afien gehen die Steuern troß alles Druds nur langfam und mit 
großen Rüdjtänden ein. Was eingeht, muß für den Krieg ver: 
wendet werden, die Beamten bleiben unbezahlt und fangen nach: 
gerade an, in Konftantinopel lärmend zu bemonftriren, zuerjt die 
Arfenalarbeiter, dann die Chodſchas oder Schulmeifter, endlich die 
Softad oder Studenten. Troßdem fährt der Sultan fort, einen 
Theil der wenigen Eingänge aus den Provinzen für die Bedürfnifle 
des Hofes in Beichlag zu nehmen. Zum erjtenmal taucht das Ge- 
richt auf, daß eine getwaltfame Abjegung des Sultans unter folchen 
Umftänden nicht zu den Unmöglichkeiten gehören dürfte. 

17. April. (Rumänien) Der Fürft nimmt die Entlaffung 
des Cabinets Catargiu an und bildet ein neues unter dem Vorſitze 
bes Generals Floreſcu. 
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19. April. (Serbien.) Cerbien tritt der Genfer Convention 
bei. Die Kriegsrüftungen nehmen ihren Fortgang; doch Haben bie 
12 Millionen Fr. Zwangsanleihe nicht ausgereicht, um allen Bedürf- 
niffen zu genügen. Das Minifterium Kaljevic ift bereit, zurüdzu- 
treten. Der Fürft unterhandelt daher mit Gruic, dem Haupt der 
Actionspartei. Die Unterhandlungen führen jedoch vorerft noch zu 
feinem Biele. 

22. April. Der Sultan befiehlt, in Albanien eine große 
Truppenzahl zufammenzuziehen behufs Ueberwachung reſp. Bedro— 
hung Montenegros, indem jeit der Wiederaufnahme der Feindſelig— 
feiten und namentlich feit dem Mißerfolg Mufhtar Pajchas im Duga- 
paß zahlreiche Freiwillige aus Montenegro den herzegowinifchen In— 
furgenten zugezogen find. Dasfelbe findet von Serbien aus zu den 
bo3nifchen Infurgenten ftatt. Die Pforte vermehrt daher nach Mög- 
lichkeit die Zahl ihrer Truppen bei Nifch zur Bedrohung Serbiens 

25. April. Die Mächte remonftriren in Konftantinopel gegen 
die Plane der Türkei bezüglich Montenegro’3 und Serbien’s, welche 
nur geeignet wären, die Vermittlung zu erfchweren, auf Grund iden- 
tiſcher Inſtructionen. Dießmal hat Rußland die Snitiative durch 
Beiprehung mit den in St. Peteräburg beglaubigten Botjchaftern 
ergriffen. Die Pforte verfichert, daß fie feine feindjeligen Abfichten 
gegen Montenegro hege und daß ihre Maßregeln in Albanien ledig— 
lich defenfiver Natur feien. 

27. April. (Rumänien) Zufammentritt beider Kammern. 
PVerlefung einer Botſchaft des Fürften. In feiner Programmrebde 
erklärt fich der neue Minifterpräfident General Floreſeu neuerdings 
für Aufrechthaltung ftrieter Neutralität. Im Senat hat die Oppo— 
fition die Majorität. 

23.— 29. April. Mukhtar Pafcha unternimmt von Ghako aus 
einen neuen Zug zur Verproviantirung von Nicfih. Er gelanat, 
obwohl nicht ohne Kämpfe mit den Infurgenten, glüdlich durch den 
Dugapak und nach Nicfich, kann es aber doch wieder nut auf 
einige Wochen verprodiantiren. 

Ende April. In Bulgarien circulirt eine Petition an den 
Sultan für Errichtung conftitutioneller Inftitutionen und die Um— 
wandlung der Provinz in ein Königreich als integrirenden Theil 
ber Türkei. 

Die Petition verlangt: 1) Bulgarien ſoll fortan ein eigenes König: 


reich bilden. 2) Der Sultan ift „König der Bulgaren.“ 3) Bulgarien er: 
hält eine Repräfentativ-Verfaffung und eine eigene aus Ghriften und Mu: 
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Hammebanern gebildete Regierung, bie der nationalen Vertretung und ber 
Krone verantwortlich ift. 4) Die nationale Vertretung wird in Ruftichud 
tagen. 5) Die Gentralregierung in Konftantinopel behält nach wie vor bie 
Zeitung des Kriegsweſens und der auäwärtigen Angelegenheiten. 


4. Mai. Ausbruch des Aufftandes in Bulgarien. Bildung 
einer geheimen Nationalregierung, die ein Manifeſt „an die bulgarifche 
Nation” erläßt und überallhin verbreitet. Der Aufftand dehnt fich 
Tofort bis zum Rhodopegebirge aus und nimmt eine ernftere Geftalt 
an. Die Pforte fendet alsbald alle verfügbaren Truppen mittelft 
der Eifenbahn nach Adrianopel. 


An dem (wahrjcheinlich in Bufareft, jeit langem dem Dt, ber bul⸗ 
garifchen Unzufriedenen, gedrudten) Manifeft der geheimen bulgariichen „Nas 
tionalregierung”“ fordert diefe Alles auf, zu den Waffen zu greifen, da bie 
Stunde der Erlöfung geichlagen habe. Jene, welche zu alt find, um am 
Kampfe fich zu betheiligen, follen durch Gelbopfer nach Maßgabe ihrer Ver: 
mögens:Verhältniffe zum Triumphe ber großen Sache beitragen. Es wird 
Jedermann, namentlid aber die „Tſchorbaziés“ (Drtäältefte), welche ftet3 
den Türlen ergeben waren, gewarnt, Spiondienfte dem Feinde zu verrichten, 
da ein jeder Verräther ausnahmelos und ohne Gnade und Barmberzigfeit 
dem Tode verfalle.. Die National:Regierung erklärt, Mittel zu befigen, die 
Zobdesurtheile zu vollftreden. Die Geldipenden müſſen denjenigen Perfonen 
audgefolgt werben, welche ſich ald zur Einhebung autorifirt legitimiren 
werden. Der Aufruf ordnet die Schließung aller Schulen an, da die Lehrer 
ſowohl wie bie älteren Schüler einer heiligeren Pflicht zu genügen haben. 
Die wenigen im Lande wohnenden Muhamedaner werben aufgefordert, fich 
ruhig zu verhalten, im welchem Falle ihnen eine unbehelligte Exiſtenz ge: 
währleiſtet wird. Das Manifeft circulirt in zahlreichen Exemplaren im 
ganzen Bilayet. 

5. Mai. Der Kriegaminifter Derwiſch Paſcha, der biäher 
darauf gedrungen hat, Serbien und Montenegro, weil diefe doch bie 
eigentlichen Stüßpuncte der Inſurrection in Bosnien und ber Her- 
jegowina wären, offen den Krieg zu erklären und weil ihm der Groß— 
vezier Mahmud Paſcha die Mbficht zutraut, im Stillen an feinem 
Sturze zu arbeiten, wird abgefeßt und ftatt feiner Abdul Kerim 
Paſcha, ein preußifcher Renegat, zum Kriegaminifter ernannt. 

5. Mai. (Serbien.) Fürft Milan ladet NRiftic, das Haupt 
der Actionspartei, neuerdings ein, mit feinen freunden Stefticha und 
Gruic bie Verhandlungen wegen Neubildung des Gabinet3 wieder 
aufzunehmen. Das neue Gabinet fommt zu Stande: Gtevca Prä- 
fident und Bautenminifter, Riftic Vicepräfident und Aeußeres, Gruic 
Juſtiz, Nicotil Krieg; der Fürft unterzeichnet die Ernennungsdecrete. 

6. Mai. In Folge von Streitigkeiten wegen eines angeblich 
oder wirklich zum Islam gezwungenen Bulgarenmäbchens brechen 
in Salonichi ernfte Unruhen aus. Der Gouverneur, der Plakcom= 


manbant und der Befehlshaber des im Hafen Tiegenden türfijchen 
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Kriegafchifies verfäumen alle Vorfichtsmaßregeln: der deutjche und 
der franzöfiiche Gonful werden von dem türkischen Pöpel ermordet. 

6. Mai. (Serbien.) Das neue Minifterium Riftic gibt, 
faum daß feine Ernennung veröffentlicht ift, ſchon wieder feine Ent: 
laſſung, wie behauptet wird, in Folge einer Unterredung des ruffifchen 
Conſuls mit dem Fürften, dem jener ein Handfchreiben des Kaiſers 
Aleranders überreicht haben foll, welches er jchon feit geraumer Zeit 
in Händen hatte, mit der Weifung, e3 zu überreichen, jobald ein 
omladiniſtiſches Minifterium gebildet werden jollte. 

7. Mai. (Serbien.) Gewaltige Aufregung in Belgrad. Die 
Ernennung des Minifteriums Riſtie wird erneuert. Die öffentliche 
Meinung fieht darin ein Zeichen, daß der Krieg gegen die Türkei 
eine beſchloſſene Sache ſei. 

7. Mai. (Aegypten) Der Chedive crläßt zwei Decrete, 
durch welche die Staatsjchulden und die Schulden der Daira (Pri— 
vatfchulden des Chedive), die jchwebende Schuld des Staats und der 
Daira in eine allgemeine Schuld unificirt werden, deren Titres und 
Dbligationen 7 Prozent Zinfen von dem Nominalcapitale tragen 
und in 65 Jahren amortifirbar fein follen und ferner als Garantie 
für die Gläubiger eine Staatsfchuldentilgungscaffe mit ausländijchen 
Gommiflarien errichtet werden ſoll. 

Das legtere Decret lautet wörtlih: „Inden Wir definitive und op: 
portune Mahregeln ergreifen wollen, um zu der Unification der verſchiedenen 
Schulden des Staates und jener der Daira Sanieh, ſowie zu einer Reduction 
der aus diefen Schulden — — übermäßigen Laſten zu gelangen, 
und indem Wir einen feierlichen Beweis unferer feften Abficht geben wollen, 
ben einjchlägigen Intereffen alle Garantien zu fichern; haben Wir die Er: 
richtung einer mit dem regelmäßigen Dienſte der Öffentlichen Schuld betrauten 
Specialcafje und die Ernennung ausländifcher Commifjäre in die Direction 
beichloffen, welche auf er Verlangen von ben reipectiven Regierungen als 
tauglicde Beamte werden bezeichnet iwerden, um den Poften auszufüllen, zu 
dem fie von Uns in ber Eigenjchaft von ägyptiichen Beamten unter folgenden 
Bedingungen werden ernannt werden. Es wird eine Staatsfchuldencafie er: 
richtet, die mit der Empfangnahme der für den Dienft der Interefjen nöthigen 
Gelder, mit der Amortifirung der Schuld und damit betraut wird, dieſe 
Gelder ausfchliehlich zu diefem Zwecke zu verwenden. An dieſe Caſſe müſſen 
die gu Verzinfung und Tilgung der Schuld beftimmten Einnahmen von 
den betreffenden Beamten oder Sperialverwaltungen direct abgeführt werden. 
Wenn die Eingänge ber für bie Schuld beftimmten Einnahmen zur Bezah: 
lung der Semeftralrate nicht ausreichen follten, jo wird die Specialcaffe ber 
Öffentlichen Schuld durch den Finanzminifter vom Staatsfchahe die zur Er: 
gänzung erforderliche Summe verlangen. Der Staatöfcha wird derſelben 
diefe Summe 14 Tage vor der Verfallzeit auszahlen. Die Schritte, welche 
die Gafje und für fie ihre Directoren im Namen und Intereffe der größten: 
theils ausländiichen Glänbiger gegen die durch ben Finanzminifter repräfen: 
tirte Verwaltung rüdfichtlich des der befagten Gafje anvertrauten Schutzes 


Die ottomannifhe Jforle. (Mai 8.) 493 


ber Schuldgarantien zu machen haben werben, werben bei ben neuen "Ge: 
richt3höfen gemacht werben, die im Einvernehmen mit den Mächten in Aegypten 
eingelegt wurben. Die zur Leitung der Eperialcafje der öffentlichen Schuld 
bezeichneten Gommifjäre werden von Uns auf fünf Jahre ernannt und werben 
ir Cairo ihren Sit haben. Diejelben werden Einem unter ihnen die Fune— 
tionen des Präfidenten übertragen fönnen, ber hievon ben Tyinanzminifter 
benadrichtigen wird. Die Caſſe wird feinerlei Gelder, mögen dieſe disponibel 
Jein oder nicht, zu Gredit:, Handels-, induftriellen oder anderen Operationen 
verwenden können. Die Regierung wird ohne mit Majorität gefaßten Be: 
Tchluß der die öffentliche Schuldcafte leitenden Commiſſäre rücfichtlich keiner 
der für die Schuld beftimmten Steuern Aenderungen eintreten laſſen können, 
bie eine Verminderung de3 Grtraged einer ſolchen Steuer zur folge haben 
fönnen. Indeſſen wird die Regierung eine oder mehrere dieſer Steuern ver- 
pacdhten können, wofern der Pachtertrag mindeftend ein gleiche Erträgniß 
Tichert, wie früher, jowie auch Handelöverträge mit geänderten Zollgebühren 
abjchließen können. Die Regierung verpflichtet ſich, weder irgendivelche 
Schatzbons, noch neue Titred zu emittiren und feinerlei anderes Anlehen, 
welcher Beichaffenheit dieſes auch fei, zu contrahiren. Diefelbe Verpflichtung 
wird auch im Namen der Daira Sanieh eingegangen. Wenn fich jedoch die 
Regierung aus Gründen nationaler Dringlichkeit bemüßigt finden follte, den 
Gredit in Anfpruch zu nehmen, jo könnte fie Dieß innerhalb der Grenzen 
des ftrieten Bedürfniffes thun ohne Antaftung ber für die Eafje der öffent: 
lichen Schuld beftimmten Einkünfte und ohne irgend eine Abweichung von 
ihrer Einzahlung und Beſtimmung. Die Anleihen, jo ausnahmsöweiſe fie 
auch find, können nur nach übereinftimmenber Anficht der Commiſſäre und 
ber Gajflendirertoren abgeichloffen werben.“ 

Die „Times“ urtheilen über die Mabregel von vorn herein nicht 
günflig: „Der Chedive war wohlberathen, ala er die Umwandlung ber äghp: 
tiſchen Schuld jelbft in die Hand nahm. Etwas mußte geichehen. Wir 

tchten nur, daß der Plan, fo trefflich er in der Anlage ift, in der Aus: 
ührung zufammenbrechen wird. Es ift dieß ſehr bedauerlich, allein die 
Wahrheit muß gejagt werden, daß die Sache am verfehrten Ende angegriffen 
worden ift. Die erfte Hauptfache ift: Feſtſtellung ber ägyptifchen Staatzein: 
fünfte und der Verwaltungsausgaben. Der Ueberſchuß Pole alsdann pro 
rata zur Befriedigung ber Ansprüche der Gläubiger verwandt werben, deren 
Forderungen zu ſolchem Zwecke conjolidirt worben wären. Statt deſſen hat 
man mit der Gonfolidirung begonnen und Zahlung von 7 Procent Zinjen 
feftgefett, auch einen Tilgungsfonds geftiftet und die Frage: ob der Reft für 
die Koſten der Verwaltung Hinreicht, dem Zufall überlaffen. E3 ift faft 
gewiß, daß der Ueberſchuß dazu nicht ausreichen wird. Die Wiederherftell: 
ung des ägyptiſchen Gredit3 iſt mehr ts al3 etwas Anderes. 
Eine Berftändigung auf Grundlage von 5 Procent Zinfen, welche von der 
Melt ala zuverläffig angenommen würde, müßte bie rar mehr in 
die Höhe ſchnellen, al3 die Verheißung von 9 Procent, fall letztere feinen 
Glauben fände. Der Gave’jche Bericht veranlakte una zu der Annahme, 
dat nach Abrechnung der Verwaltungskoſten ein für 7 Procent Zinfen zu: 
langender Ueberſchuß bleiben werde. — indeſſen, wo wir wiſſen, daß 
die conſolidirte Schuld ſich auf 91 Millionen Pfd. St. belaufen wird, muß 
dieſe Annahme berichtigt werden. Es mag vielleicht genug vorhanden ſein 
um 6 Procent zu gi en, allein vom Tilgungsfonds —* wenigſtens auf 
eine Zeit keine Rede ſein.“ 


8. Mai. Deutſchland und Frankreich verlangen ſtrenge Unter- 
ſuchung und eclatante Genugthuung für den Conſulnmord in Salo— 
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nicht. Die Botichafter fämmtlicher Mächte in Eonftantinopel unter: 
jtüßen da8 Begehren. Die Pforte jagt es zu. Alle Großmächte 
ſchicken Kriegsichiffe in den Hafen von Salonidhi. In Conftantinopel 
bemächtigt fich der chriftlichen Bevölkerung in Folge des Gonfuln- 
mords in Calonichi eine wahre Panique. 


9. Mai. (Rumänien) In Folge der Oppofition bei 
Senats gibt dag Gabinet Florefcu feine Entlaffung und der Fürſt 
bildet ein neues weiter nach links: Monolachi Coſtachi Präfident, 
Gogalniceanu Aeußeres, Verneſcu Unterricht, Johann Bratiano, Fi: 
nanzen. 


10. Mai. Der Eonfulnmord in Salonichi und der Ausbruch 
des Aufſtandes auch in Bulgarien bringen endlich die allgemeine 
Unzufriedenheit in Gonftantinopel über die heillofe Wirthſchaft des 
Sultans Abdul Aziz zum Ausbruch. Eine Demonftration von 
20— 25,000 Softas (Studenten) erziwingt den Sturz des Großveziers 
Mahumed Paſchas und des bisherigen Scheich ul Islam. 


Morgen? zeitig verſammeln fich * 20,000 - 25,000 Softas 
aus allen Stadtquartieren in der großen Moſchee Sultans Suleiman, ver: 
richten ihr Gebet, und geloben durch einen Eid, feſt zuſammenzuhalten, keine 
unſauberen Elemente aus dem Pöbel unter ſich zuzulaſſen und ſich jeder 
Gewaltthätigkeit, gegen wen es auch ſei, zu enthalten. In größter Ordnung 
mit militärischer Disciplin, jedes fremde Element ftreng zurückweiſend, be: 
wegen fie fich hierauf in einem Zuge nach der Pforte; ein Adjutant des 
Sultans kommt ihmen entgegen, um ihre Wünfche zu vernehmen. „Wir 
wollen nichts; aber die jegige Regierung taugt nichts; man vertröftet uns 
mit leeren Hoffnungen, und die Sachlage wird von Tag zu Tag ſchlechter.“ 
„Wen foll denn Se. Maj. zum Großweifier und zum Scheich ül Islam er: 
nennen?" „Das ift nicht unfere Sache, das ift das ausſchließende Vorrecht 
Sr. Majeftät. Aber die jehige Verwaltung taugt nichts.“ Unterdeſſen hat 
bereit3 ein anderer Adjutant des Sultans dem Großweſſier an der Pforte 
das Staatäfiegel abgenommen und ſich entfernt. Ihm folgt unmittelbar der 
Großiweifier, der fi) zu Fuß nach feinem Wagen begibt, die Vorhänge des 
Magen? zuzieht, um nicht gejehen zu werden, und fo ſich nach dem Strand 
verfügt, um in fein Boot zu fteigen. Die Straße bis zum Landungsplatze 
ift mit Softad gedrängt voll bejegt, aber niemand äußert auch nur einen 
Laut. Beim Einfteigen in fein Boot ruft man ihm bloß ein Jucha nach. Fine 
Bekanntmachung zeigt an, dab am folgenden Tag gegen 11 Uhr Vormittags 
die Ernennung des neuen Großweſſiers und des neuen Scheih ül Islam 
ftattfinden folle, zu welchem Ende an biefem Tage, einem fyreitage, au?: 
nahınaweife die hohe Pforte geöffnet fein werde. 


10. Mai. Beginn der militärischen Operationen gegen die 
bulgarifchen Infurgenten. Die Zahl der Aufftändifchen wird zwar 
nur zu etwa 8000 Köpfen angegeben; allein es ift fein Zweifel, 
daß die Inſurrection von langer Hand vorbereitet war und daß 
ganz Bulgarien unterminirt ift. Die Zahl der in den legten Tagen 
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zufammengezogenen türkifchen Truppen ift eine jehr bedeutende und 
die Zürfen, die feinen Augenblid verfennen, was für fie in Bul— 
garien auf dem Spiele fteht, wollen der Bewegung jchnell und um 
jeden Preis ein Ende machen. | 


— Mai. Die englifche und franzöfifche Preſſe Tprechen fich 
überwiegend zu Gunften der Autonomie und zwar nicht bloß einer 
adminiſtrativen, ſondern einer politifchen Autonomie der chriftlichen 
oder doch überwiegend chriftlichen Provinzen der Türkei aus. Defter- 
reich und die öfterreichifche Prefie wollen jedoch von einer politifchen 
Autonomie diefer Provinzen abjolut nichts wiffen: denn ein großer 
ſlaviſcher Staat in der Türkei wäre für Defterreich eine große Gefahr, 
fleinere autonome Staaten aber wären lediglich Werkzeuge in ber 
Hand Rußlands. 


10. Mai. (Rumänien) Das neue Minifterium Cogal⸗ 
nitjcheanusBernefcu (oder eigentlich Bratiano) Iegt beiden Kammern 
fein Programm vor, indem es vor allem die größte Sparjamteit 
und eine durchaus friedliche auswärtige Politik verheißt, ferner 
größeren Echuß für die rumänifche Induftrie fordert und ſchließlich 
eine Reform der Heeresorganifation in Ausficht ftellt. 

Senat: Bratiano legt demſelben das von der II. Kammer 
bereits votirte Anleihegefeg vor, al8 den Angelpunkt der Lage; denn 
erjt, wenn dasjelbe vom Cenat angenommen jein wird, kann die 
Il. Kammer aufgelöst werben. 


11. Mai. Der Sultan ernennt Mehemed Rujchdi Paſcha an 
die Stelle Mahmud Paſchas zum Großvezier und dem energifchen 
Avni Paſcha zum Kriegsminifter. Auch an die Stelle des abgejeh- 
ten Scheich ül Islam wird ein anderer ernannt, der mit der ein- 
getretenen Bewegung jympathifirt. In Konftantinopel wird in— 
zwifchen eine ziemlich jtrenge Präventivcenjur eingeführt. 

11. Mai. Beginn der Unterfuchung wegen des Conſulmords 
in Salonichi unter Aufficht von Delegirten der deutjchen und der 
frangöfifchen Botfchaft in Konftantinopel. Es werden zahlreiche Ver— 
baftungen vorgenommen. 


12. Mai. Der ruffiche Botjchafter in Konftantinopel, General 
Ignatieff, ruft die Vertreter fämmtlicher Mächte zu einer Conferenz 
zufammen, um Maßnahmen zu ihrem eigenen Schuße jowie zum 
Schuß der Chriften in Konftantinopel zu berathen. Er jelbit jet 
feinen Palaft in förmlichen Vertheidigungszuftand und umgibt fich 
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mit bewaffneten Montenegrinern ꝛc. Andere Botjchafter finden indeß 
die Gefahr gar nicht jo drohend. 

12. Mai. (Serbien) Der ruffifche General Tſchernajeff 
infpieirt im NAuftrage des Fürften Milan die Feſtungen und die 
Truppen. 

13. Mai. Da die Note Andrafiy zu einer Pacification der 
infurgirten türfifchen Provinzen nicht geführt, die Injurrection fich 
vielmehr nun auch auf Bulgarien ausgedehnt hat, jo benüßen die 
drei Raifermächte die Durchreife des ruffiichen Kaiſers durch Berlin, 
um fich durch ihre Kanzler, Gortſchakoff, Andrafiy und Bismard 
über einen weiteren Echritt bezüglich der Türfei zu berathen. Etatt 
Andraſſy tritt dabei nunmehr Gortjchatoff mehr in den Vordergrund, 
Die drei Mächte einigen fich über ein Memorandum, dem auch Eng- 
land, Frankreich und Italien beizutreten eingeladen werden. Dasfelbe 
lautet: 

Memorandum: Die beunruhigenden Nachrichten, welche fort und 
fort aus der Zürfei einlaufen, begründen hinreichend den Wunſch der 
Mächte, ihr Einvernehmen noch feiter zu knüpfen. Die drei faijerlichen Höfe 
erachten fich für berufen, nach — Uebereinkommen unter der Mit— 
hülfe der übrigen chriſtlichen Mächte, den Gefahren, welche dieſe politiſche 
Lage im Gefolge Haben könnte, zu fteuern. Nach der Meinung ber brei 
Kaifermächte erfordert die zeittweilige Lage der Türkei eine Doppelte Reihe 
von Maßxegelnz zuförderjt ericheint es ala ar — Pflicht Euro⸗ 
pas, ähnlichen Dorkommniffen, wie fie fih in Salonidi ereignet haben 
und wie fie in jüngjter Zeit au in Smyrna und Sonftantinopel auszu: 
brechen drohten, vorzubeugen. Zu diefem Ende müßten die Großmächte fich 
über die nöthigen Schritte verftändigen, um allenthalben, wo Leben und 
Eigenthum ihrer Bürger oder auch der chriftlichen Untertdanen der Türkei 
gefährdet eriheint, zum Schutze derſelben handelnd aufzutreten. Diejer 
Zweck würde durch die Entjendung von Kriegafchiffen nady den bedrohten 
zen und durch die gemeinfame Ausgabe ſolcher Weifungen an die 

chiffsbefehlshaber erreicht werden, welche dahin zielen würden, im Noth: 
falle ein gemeinjames bewaffnetes Vorgehen zur Aufrechterhaltung der Orb: 
nung und der Ruhe zu ermöglichen. Tropdem wird dieſes Ziel nur unvoll: 
kommen erreicht werden können, jo lange nicht der Ausgangspunct aller 
Unruhen mit ber Beruhigung Bosniens und der — ——— 
wina erſtickt iſt. Dieſer Gedanke war die Urſache, welche die Großmächte 
zur Abſendung der Depeſche vom 30. December veranlaßte, in welcher, ohne 
den politifchen Status quo anzutaften, eine Berbefjerung der Lage der Her: 
zegowiner und Bosnialen von der Pforte verlangt wurde. Die Pforte er: 
twiderte auf jene Rathichläge der Mächte, da fie bet entichlofjen jei, die ge— 
forderten Reformen durchzuführen. Daraus ergab ſich nun die moraliſche 
Pflicht für die chriftlichen Staaten Europas, die Ausführung diefer Verſpre— 
chungen zu überwachen und energiich darauf zu beitehen, daß auch die Auf: 
ftändifchen und Flüchtlinge durch Aufgeben des Kampfes, beziehentlich Rüd: 
fehr im ihre Heimath das Friedenswerk unterjtüßten. Dieſes — 
obzwar von allen Parteien angenommen, hat indeffen im Berlauf feiner 
Durhführung ein doppeltes Fiasco erlitten. Die Aufftändifchen glaubten 
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nach den Erfahrungen der Vergangenheit, fich nicht ohne pofitive Schutzmaß⸗ 
regeln der Mächte an die Pforte ausliefern zu dürfen, und letztere erklärte 
ihrerjeitd, daß die Durchführung einer politifchen und ——ã—— — Neu⸗ 
geſtaltung des Landes thatſächlich unmöglich ſei, ſo lange bewaffnete Banden 
das Land durchſtreiften und die Flüchtlinge ſich nicht zur Rückkehr in die 
imath entſchließen könnten. Inzwiſchen ſind die Feindſeligkeiten aufs 
eue ausgebrochen und die Aufregung, welche der nunmehr ſchon achtmonatliche 
Kampf im Gefolge hatte, hat ſich bereits auch anderen Provinzen der Türkei 
mitgetheilt. Die muſelmänniſche Bevölkerung mußte daraus ſchließen, daß die 
Pforte nur nothgedrungen in Folge der eindringlichen Vorſtellungen der 
Mächte jene Reformen verheißen habe, in Wahrheit aber durchaus nicht ge— 
neigt jei, diefelben in Wirkjamkeit treten zu laffen. Hieraus ergab fich eine 
Erregung der politiichen Leidenschaften, welche die traurigen Begebnifje von 
Salonidyi im Gefolge Hatte, demnächſt auch an anderen Orten ber Türkei 
bie Leidenſchaflen entflammte und zweifellos nicht wenig bie Haltung Bos— 
niend und der Herzegowina beeinflußte. Es ift ganz natürlich, da die 
Epriften der aufftändigen Provinzen Bedenken tragen, fi) dem durch einen 
bartnädigen Kampf erbitterten Feinde gutwillig auszuliefern, nachdem fie 
gejehen haben, wie man im einer friedlichen Stabt am hellen lichten Tage 
unter den Augen der ohnmächtigen Behörde felbit die Vertreter zweier aus: 
wärtigen Nationen um's Leben brachte. Wenn diefe Lage länger fortdauerte, 
fo würde man in dem gejammten Umkreis des türkifchen Reiches den Auf: 
ruhr entbrennen jehen und die guten Abfichten der europäiſchen Mächte 
würden wieder vollftändig vereitelt werden. Es ift demgemäß eine Sache 
der äußerfien Nothwendigfeit, gewifle Garantien feftzuftellen, welche 
die Ausführung der don ber Pforte verheißenen Reformen zu fichern geeignet 
“find. Der erfte Schritt in dieſer Hinficht würde der jein, daß die verbün— 
beten Mächte mit der ganzen Autorität, welche der einftimmigen Forderung 
Europas innewohnt, darauf beftehen, daß ein zweimonatlider Waffen: 
tillftand in’ Werk trete. Dieſer Waffenftillftand würde zweierlei Zwecken 
ienen, einmal tönnte man innerhalb diejer Zeit auf die Aufftändifchen in 
dem Sinne der Niederlegung der Waffen, auf die Flüchtlinge in dem Sinne 
ber Rückkehr in bie —* wirfen, und andererſeils würde die Pforte Zeit 
aben, zu zeigen, daß es ihr mit der Durchführung der verheigenen Reformen 
nft jei. chließlich könnte diefer Waffenjtillftand auch eine directe 
Berftändigung zwiſchen der Pforte und den Bertretern ber 
Aufftändiichen auf Grundlage der von lehteren ausgeſprochenen Wünſche 
anbahnen. Diefe Ausgangspunfte der zu eröffnenden Ber: 
hbandlungen würden folgende fein: 1) Die Materialien zum Wieder: 
aufbau ihrer Häufer und Kirchen werden den zurückehrenden Aufftändifchen 
von ber Pforte geliefert werben, ebenjo die nöthigen Lebensmittel, bis bie 
Aufftändifchen wieder im Stande fein würden, fich biejelben durch eigene 
Arbeit zu beichaffen. 2) Ueber die VertHeilung dieſer Subfiftenzmittel wie 
über die Durchführung der Reformen würde der türkiſche Commiſſar fich 
mit der in ber Depeiche vom 30. December erwähnten gemischten Commiſſion 
zu verftändigen haben, einer Commiſſion, die unter dem Vorſitze eines chrift: 
lichen Herzegowinerd nach dem Mahftab der Kopfzahl Vertreter der beiden 
Religionen vereinigen und jofort nach Beginn des MWaffenftillftandes in's 
Leben treten würde. 3) Um jeden blutigen Zufammenftoß hinfürder zu ver: 
meiden, würde in Sonftantinopel der Freundfchaftliche Rathichlag gegeben 
werden, bie türkifchen Streitkräfte, bi3 die Aufregung ber Gemüther fich ge: 
legt habe, an gewifjen, näher zu vereinbarenden PBuntten zufammenzuziehen. 
4) Die Chriften würden gleicher Weife wie die Mufelmänner in Waffen 
bleiben. 5) Die Eonfuln und Vertreter der Mächte würden bie Durchfüh: 
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zung der Reformen im Allgemeinen und die Rückkehr ber Flüchtlinge im 
Belonderen überwachen. Wenn ber dringende und wohlgemeinte Wunſch ber 
Mächte zu Gunften des MWaffenfrillftandes eine Berftändigung in dieſem 
Sinne, die Rüdlchr der Flüchtlinge und die Wahl einer gemilchten Com: 
miffion im Gefolge haben follte, jo würde ein wejentlicher Schritt zur Be: 
rubigung ber nr nr Provinzen geichehen fein. Sollte aber bie 
Friſt des Waffenftillftandes verlaufen, ohne daß ein joldes 
Ergebniß erzielt worden wäre, fo würden die drei faijerliden 
— nach gemeinſamer Berftändigung ihrem diplomatiiden 
Vorgehen wirtjamere Mafregeln hinzuzufügen haben, wie 
fie im Intereſſe des Allgemeinen und zur Bermeidbung bei 
MWeitergreifend der Empörung geboten erjdeinen.“ 

13. Mai. (Rumänien) Senat: ftimmt der II. Sammer 
bezüglich des Anleihegefeßes d. 5. der Ausgabe von 16 Millionen 
Schatzbons bei. 

14. Mai. Der Sultan läßt den älteften Sohn des verjtorbenen 
Sultans Abdul Medichid, Mehemet Murad Gffendi und feine 5 
Brüder (d. 5. die zunächſt zur Thronfolge Berufenen) verhaften und 
in eine bejtimmte Abtheilung des Palaftes bringen, wo fie jcharf 
überwacht werden follen. 

15. Mai. Die Injurgenten in Bulgarien werden von den 
Türken auf mehreren Punkten gejchlagen. Diejelben ziehen fich in 
die gebirgigen Theile des Balkans zurüd, wohin ihnen die Türken 
nicht leicht folgen fünnen. 

16. Mai. (Rumänien) Die Regierung vertagt den Eenat 
und [ögt die II. Kammer auf, für welche Neuwahlen angeordnet 
werden. 

17. Mai. (Serbien.) Außer Tſchernajeff treffen noch ans 
dere ruſſiſche Officiere in Belgrad ein, um im ferbifche Dienfte zu 
treten. Sie erhalten wenigſtens die Zuficherung, nicht lange auf 
ihre Verwendung warten zu müjlen. 

18. Mai. Die beiden in Salonichi ermordeten Gonjuln wer— 
den feierlich beerdigt. Die fremden Kriegsſchiffe find dabei im Hafen 
in Schlachtordnung aufgejtellt und der Xeichenzug wird von 2000 
Dann fremder Truppen begleitet. 

19. Mai. Midhat Paſcha und Namyk Pajcha werden vom 
Sultan zu Miniftern ohne Portefeuille ernannt. 

Raſchid Paſcha, der Minifter des Auswärtigen, erflärt den 
Vertretern der Mächte jehr bejtimmt, daß die Pforte niemals direct 
mit den Infurgenten über einen Waffenftilljtand unterhandeln werbe, 
weil dies einer Anerkennung derfelben als Eriegführender Macht 
gleichfäme und daß fie wohl eine Garantie der den Infurgenten 
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gegebenen Verſprechen zulafien könnte, aber niemals in der Form 
ber Zulafjung einer Aufficht oder Gontrole. „Es ift gut zu wiſſen, 
daß wir in diefem Puncte unerjchütterlich find.“ 


20. Mai. Frankreich und Italien haben ihren Beitritt zum 
Berliner Memorandum ohne Bedenken Jofort erflärt, England da— 
gegen lehnt ihn nach einigen Bedenken ab: „Sämmtliche Mächte 
feien darüber einig gewejen, daß die Note des Grafen Andrafiy weit 
genug ging und daß e3 ein Eingriff in die Souveränetät der Pforte 
und eine wirkliche Ungerechtigkeit wäre, weiter zu gehen.“ Zugleich 
ſchickt England feine Mittelmeerflotte in die Befifa-Bai ganz in die 
Nähe von Konftantinopel. Diefelbe ift viel ftärfer, al3 die von den 
anderen Großmächten nach Salonichi geſchickten Escadren. Officiell 
beabſichtigt indeß England mit derſelben nichts als den Schutz ſeiner 
Nationalen gegenüber den in Konſtantinopel bereits erfolgten, theils 
ſich ſichtlich vorbereitenden Ereigniſſen. Die grundſätzlichen Ruſſen— 
feinde aber betrachten die Maßregel als einen entſchloſſenen Schach— 
zug gegen Rußland, das einen Handſtreich auf Konſtantinopel ge— 
plant habe. Die ganze Situation verändert ſich durch das Ein— 
greifen England's. In Oeſterreich thut ſich eine ſtarke Strömung 
auf, welche ſich mit Leidenſchaft gegen die angeblichen oder wirklichen 
Abſichten und Plane Rußlands und die, für Oeſterreich gefährlichen, 
Aſpirationen der Slaven in der Türkei erklärt, eine Sprengung 
des Dreikaiſerbundes vorausſieht und einer Allianz zwiſchen England, 
Oeſterreich und der Pforte gegen Rußland und die Slaven das 
Wort redet. 

22. Mai. Die von den Softas zum Ausdruck gebrachte Be— 
wegung ber Geiſter hat ſich in Konſtantinopel keineswegs gelegt. 
Der Sultan verläßt den Palaſt nicht mehr und empfängt Niemanden. 

23. Mai. (Serbien.) Erlaſſe des Fürſten befehlen ein Mora— 
torium für alle Zahlungen auf 3 Monate und verhängen auf eben 
ſo lange eine Präventivcenſur über die Preſſe. Serbien treibt ent— 
ſchieden dem Kriege zu. 

23. Mai. Der große Miniſterrath, dem alle Miniſter mit 
und ohne Portefeuille beiwohnen, erklärt auf den Antrag der drei 
leitenden Miniſter, des Großveziers, Midhat Paſcha's und Huſſein 
Avni Paſcha's, die Forderungen des Berliner Memorandums für 
durchaus unannehmbar: beſonders findet die Forderung des Waffen— 
ſtillſtandes den lebhafteſten Widerſpruch. Der Miniſter des Aus— 
wärtigen, Raſchid Paſcha, wird beauftragt, dieſen Entſchluß der 
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Regierung fofort auf telegraphiſchem Wege zur Kenntniß ſämmt⸗ 
licher Vertreter der Türkei im Auslande zu bringen. Als eine end- 
gültige Ablehnung Tann der Schritt allerdings deßhalb noch nicht 
gelten, weil da8 Memorandum big jet noch_gar nicht amtlich über- 
reicht ift. 

23. Mai. (Negypten.) Der neue europäijche Appellhof er: 
klärt fich in einem Proceß gegen die Daira-Berwaltung und verur= 
theilt diefelbe zur Zahlung troß der neuen Decrete des Khedive bez. 
Eiftirung der Zahlungen. Der Khedive läßt gegen dieje Bejchrän- 
fung feiner Souveränetätsrechte proteftiren. 

25. Mai. Der Aufftand in Bulgarien hat fi) entjchieden 
über den größeren Theil des Landes ausgebreitet, vermag ſich aber 
in den ebeneren Gegenden gegen die türkiſchen Truppen nicht zu 
halten. Die Infurgenten werden in mehreren größeren Zufammen= 
treffen gejchlagen und genöthigt, ich zu zerjtreuen oder in die un— 
zugänglichen Theile des Balkans zurüdzuziehen. Der türfifche Ge— 
neralifiimus Abdul Kerim Paſcha glaubt feiner Regierung bereits 
melden zu können, daß der Aufjtand in den lebten Züge Liege. 

28. Mai. (Serbien.) Der Fürjt ernennt den ruſſiſchen Ge- 
neral Tſchernajeff zum General in der jerbifchen Armee. 

30. Mai. Der Sultan Abdul Aziz wird nicht durch eine 
Volks- oder Palajt-Revolution, jondern durch eine Art Minifter- 
Revolution mit Einftimmung des Scheich ul Islam entthront und 
durch den älteften Sohn feine® Vorgängers Abdul Medjchid, den 
berechtigten Thronfolger Murad Effendi, ald Sultan Murad V. er- 
feßt. Der entthronte Sultan und die Gultanin Valide werden in 
ficheren Gewahrfam nach dem Palaft Tophane gebracht. Das Volt 
bleibt ruhig und ift damit augenfcheinlich einverjtanden. Die Seele 
bes Minifteriums und der Ummälzung, das Triumvirat Rufchdi 
Paſcha, Midhat Paſcha und Hufjein Avni Pafcha, nehmen die Zügel 
des Regiments in die Hand. 

Gerade an diefem Tage gedachten die Botjchafter der Mächte, 
ber Pforte da3 Berliner Memorandum zu überreichen, was nun 
überhaupt unterbleibt. 

31. Mai. (Serbien) zahlt feinen an dieſem Tage fälligen 
Tribut der Pforte nicht. 

1. Juni. Gin faiferlicher Reform-Hat zeigt den Thronwechſel 
an und verfündigt ein Reformprogramm. Dasfelbe lautet: 


„Mein erlauchter Vezier Mehemed Ruſchdi Paſcha! Durch die Gnade 
be3 Höchften und die einftimmigen Wünfche aller Unferer Unterthanen haben 
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Wir den Thron Unſerer erhabenen Vorfahren beſtiegen. Mit Rückſicht auf 
Eure Fähigkeiten und Euren bewieſenen Eifer ſetzen Wir Euch in Eure Func— 
tionen als Großvezier wieder ein, indem Wir gleichzeitig alle anderen Mi: 
nifter und Beamten in ihren Aemtern beftätigen. Es iſt öffentlich befannt, 
Daß die ſchwierige Lage, in welcher fich feit einiger Zeit die inneren und 
äußeren Angelegenheiten der Regierung befinden, in ber öffentlichen Meinung 
ein gewiſſes Miktrauen erzeugt, ein Borurtheil über das Mobiliar: und Im— 
mobliar:Bermögen geichaffen und alle Arten von Beunruhigung verurfacht 
Hat. Um vor Allem diefem Stand der Dinge ein Ende zu machen, ift es 
unabmweisbar, einen geeigneten Weg einzufchlagen, um Ruhe, Glüdjeligteit, 
moralijches und materielles Wohlergehen und das Heil des Landes und aller 
Unferer Unterthanen fiherzuftellen. Dieſes Ziel ift nur zu — wenn 
das adminiſtrative Regime des Reiches auf weile und ſolide Baſen geſtellt 
wird. Auch Unſere Gedanken und Abſichten richten ſich beſtändig auf dieſen 
Gegenſtand. Demzufolge und in ſtricter Aus hie ber Borkehriften des 
Cheri (Religionsgeſetzes) muß die allgemeine Verwaltung des Reiches auf 
folide, der Natur der Dinge und ber Fähigkeit der Bevölkerung entiprechende 
Geſetze bafirt werden. Alle Unfere Unterthanen ohne Ausnahme werden volle 
und ganze Freiheit geniehen. Unſere Minifter werden fich verftändigen, um 
ben Modus und die beften Baſen eines fihern und ftetigen Grundjaßes zu 
fuchen, welcher FFortichritte jeder Art herbeiführen und die Eintracht der 
Gedanken und Abfichten verwirklichen könnte hinfichtlich der Liebe und Ber: 
theidigung des Baterlandes, der Regierung und der Nation. Die Minifter 
werden mir jodann das Refultat ihrer Berathungen unterbreiten. In Ans 
betradht dieſes Grundgedankens ift e3 nothwendig, allmählig mit ber Orga: 
nilation des Staatsrathes, der Minifterien der YJuftiz, des öffentlichen Unter« 
richte und anderer Zweige ber Adminiftration vorzugehen. Einer der Haupt: 
gründe, welche Verwirrung in die Stantägefchäfte gebracht haben, ift die 
Finanzfrage. Inden die Reorganifation berjelben in Ausficht genommen 
wird, ift es unerläßlich, die Fyinanzgebarung mit Bürgfchaften zu umgeben, 
b. h. fie einer firengen Gontrole zu untertverfen, und mit einem Syfteme 
in Berbindung zu bringen, welches allgemeines Bertrauen einflößt ; dieſes foll 
zunächſt jede un außerhalb der Boranichläge des Budget? verhüten. 
Um dieſe Mafregel zu unterftüßen, ordnen Wir eine Reduction Unferer Eivil- 
lifte um jechzigtaufend Beutel an, ebenfo, daß bem Staatsjchake bie Ber: 
waltung und die Einkünfte der Kohlenbergwerke von Heraflea, anderer = 
werfe und gewiſſer Fabriken — werben, die bisher zu Unſerer Civil⸗ 
liſte gehört haben. Man wird gleichzeitig Sorge tragen müſſen, um die 
—— des Gleichgewichts in den Finanzen zu erleichtern, indem Ver: 
efferungen und Eriparungen aller Art in den anderen Zweigen ber Ber: 
waltung eingeführt werden. Endlich ift e8 Unſer fefter Wille, daß man 
alle mit den befreundeten Mächten abgefchloffenen Verträge halte und baf 
man fich bemühe, immer mehr und mehr die Bande ber Freundſchaft un 
be8 guten Einvernehmen? zu befeftigen, welche zwiſchen Unferer Eaiferlichen 
Regierung und den anderen Staaten beftehen. Möge der Allmächtige Unfere 
Bemühungen mit Erfolg krönen.“ . 


1. Juni. (Negypten.) Der Khedive anerkennt ben in Kon— 
ftantinopel erfolgten Thronwechſel, was zuerft etwas bezweifelt war, 
rückhaltlos. 


3. Juni. (Serbien) anerkennt vorläufig den in Konſtanti— 
nopel eingetretenen Thronwechſel auch feinerfeits. 
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4. Juni. Der Sultan Abdul Aziz entleibt ſich, wie officiell 
behauptet wird, jelbft mit einer Scheere. Andere behaupten dagegen, 
derjelbe jei gewaltfam erdroſſelt worden. 

5. Juni. Der neue Sultan ernennt Midhat Pafcha, das 
Haupt der türkischen Neformpartei, zum Präfidenten des Staatsraths. 


6. Juni. Beginn der Minifterberathungen über den Erlaß 
einer Art Verfaſſung und zwar mit conftitutionellen Einrichtungen 
für das ganze türkifche Reich. 

7. Juni. Der neue Sultan erläßt für die Inſurgenten in 
Bosnien und der Herzegowina eine Amneftie und eine ſechswöchige 
Waffenruhe, während welcher die Türken indeß ihre Truppen zu con« 
centriren und das bedrohte Nikfich zu verproviantiren gedenken. Der 
Erlaß ift in Form einer Inftruction für die türkifchen Commiſſäre 
in Boönien und ber Herzegowina gehalten und Tautet: 

4 Gommifjär! Se. f. Maj. der Sultan, unfer erhabener und 
geliebter Herr, hat feine gerechte und regenerirende Regierung mit einer glän— 
zenden Maßregel eröffnen wollen, welche feine Gefinnungen des Wohlwollens 
und Hoher Fürſorge für feine Völker bekräftigt. Der Sultan Murad V. hat 
vor Allem feine Augen auf feine verirrten Unterthanen don Bosnien und 
der Herzegowina gerichtet und hat die Gnade, allen Aufftändiichen eine ganze 
und volle Amneftie zu gewähren. Eine Friſt von ſechs Wochen, beginnend 
mit der Veröffentlichung diefer Depeiche durch Sie, ift ihnen gewährt, damit 
fie ihre Unterwerfung erklären, nad Hauſe zurüdfchren und der Localbe— 
hörde ihre Beſchwerden und Wünſche — welche den Befehl 
erhalten hat, mit Gerechtigkeit und Wohlwollen Gehör zu leihen und alle 
Maßregeln zu treffen, um die Wohlfahrt der Familien zu fichern, die noch 
nicht heimgefehrt find. Der Ober-Commandant ift gleichzeitig von biejer all« 
gemeinen Amneftie unterrichtet worden, damit er aller Orten die militärischen 
Operationen twährend der ſechs Wochen einftelle und den Aufftändiichen es 
fomit möglich mache, fich in aller Sicherheit mit den Behörden in Verbin: 
bung zu eben, um fich zu unterwerfen. Es ift wohlverjtanden, daß die Ber 
wegungen, die zur Verproviantirung von Nikſic nöthig find, von dieſer Unter: 
brechung ber Operationen ausgeichloffen bleiben. Sie werden demnach nady 
—— dieſer Depeſche ſich beeilen, den Inhalt derſelben im Namen Sr. k. 
M. des Sultans, unſeres erhabenen Herrn, allen Bewohnern von Bosnien und 
der Herzegowina durch eine bejondere Proclamation, die in türkifcher Spra 
abgefaßt Ne muß, befannt zu machen, damit die Unglüdlichen, die im 6 
lange = ihres häuslichen Heerdes beraubt find, ein: für allemal wiſſen, 
dat unjer großmüthiger Herricher bereit ift, ihnen die Arme zu öffnen, das 
Vergangene in tiefe Vergefjenheit zu begraben und fie reichlich die Wohl» 
thaten feiner Regierung genießen zu lafjen.* 


2 Gleichzeitig gibt die Pforte den Vertretern der Mächte gegen- 
über ihrer Erwartung Ausdrud, daß die Mächte ihrer Jnitiative zu 
ben ausgedehnteften Reformen Zeit laffen und ihr nicht vorgreifen 

würden. 
9. Juni. Die Softas, deren man jebt nicht mehr bedarf, 
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werden durch einen Erlaß des Echeich ul Islam zur Ruhe ver- 
tiefen: 

„Es ift zu meiner Keuntniß gelangt, daß im jüngfter Zeit mehrere 
tadelnswerthe Dinge unter den Lalebeh’3 (Studierenden) fich zugetragen 
haben. Es gibt zwar in allen Gejellichaftsclaffen unwiſſende und pflichtver: 
geflene Leute; allein die Softas, welche den Stand der Studierenden bilden 
und folglidy den der Gelehrten, und welche die Vorſchriften der Religion 
kennen, dürfen fich feine ungeziemenden und tadelnswerthen Handlungen er: 
Tauben. Demzufolge habe ich für nöthig befunden, zur Darnachachtüng zu 
verfügen, wie folgt: Die Lalebeh's haben ſich Hinfüro ausſchließlich mit ihren 
Vorleſungen zu befhäftigen und nicht ihre Zeit in Gafehäufern und auf 
Öffentlichen Plähen mit Zriktratipiel und Damenipiel und anderen Beluftis 
gungen zu vergeuden, welche ihnen das Religionsgefeh verbietet; fie jollen 
e3 unterlaflen, bewaffnet und in Rotten ——— mit Einem Worte, 
fie dürfen ſich nichts zu Schulden kommen laſſen, was der guten Sitte und 
der muſelmaniſchen Moral widerfpricht. Tiefer Mahnung Zumibderhandelnde 
wird die Verantivortung für ihr Benehmen treffen. Eigene vom Scheit ül 
Islam ernannte Auffeher werden die Polizei üben und die Widerfpenftigen 
Behufs Beſtrafung verhaften laſſen.“ 

9. Juni. (Serbien.) Die Pforte verlangt vom Fürſten 
Milan Aufflärungen über die Rüftungen Serbiens, übrigens nicht 
in drohendem Tone: 

„Die Derficherungen, welche Eure Hoheit gegeben, hatten alle Be: 
fürchtungen befeitigt, welche die bedeutenden Nüftungen Serbiend herborge: 
rufen. Sntdeffen werben biefe Rüftungen noch immer in großem Maßftabe 
fortgejeßt, und die jerbifche Armee ift bereit, ins Feld zu rüden. 
Die Pforte kann, gegenüber dem Stande der Dinge, welcher der Ruhe in 
den Provinzen —— förderlich iſt, als Seitens ber Serben unter: 
nommene Streifzüge die Aufregung vermehren, nicht gleichgiltig verharren. 
Der Sultan hat in Erwägung der Lage und ausgehend von der Abſicht, die 
guten Beziehungen der Pforte zu der fürſtlichen Regierung ungetrübt auf: 
recht zn erhalten, mich beauftragt, -officiell Eure Hoheit um offene und 
genaue, birecte Aufflärungen über den Grund und das beſtimmte 
Ziel der erwähnten Rüftungen zu erjuchen.“ 


Serbien antwortet mit der Verficherung, daß e3 nichts gegen 
die Integrität des ottomanifchen Reiches zu unternehmen gebente; 
überdieß wird es "feine freundfchaftlichen Gefühle noch durch einen 
Epecial-Gejandten befräftigen lafjen. Die Pforte begnügt fich mit 
diefer Erflärung. 

9—15. Juni. Die General-Verfammmlung der Inſel Kandia, 
von der fich jedoch das mufelmanifche Element ferne Hält, beräth 
und befchließt eingreifendere Abänderungen des organifchen Statutes 
und jchiet, um die Bewilligung dazu zu erhalten, ein ausführliches 
Memorandum nach KHonftantinopel. 


Folgendes find die fyorderungen ber General:Berfammlung, wie fie 
am Schluße be3 Memorandums im ſechzehn Puncten entwidelt werben: 
1. Entgegen der bisherigen Gepflogenheit, wonach immer ein Türle zum 
Gouverneur ber Infel ernannt wurde, foll derjelbe in Zukunft immer dem 
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griechifchen Stamme angehören. Das fteht nicht im Widerſpruche mit dem 
gegenwärtigen organischen Statute, denn biejes enthält feine Beſtimmung 
darüber, ob ber Vali ein Grieche fein joll oder ein Mufelman. 2. Die Re 
ierungabeamten ſowohl ala die Municipalbeamten follen nach Mahgabe des 
Bevölterungsverhäftniffes den Chriften ebenfo entnommen werden, ala den 
Türken. 3. Diele Beamten müſſen aber unter allen Umftänden auf Kreta 
a oder hier heimathäberechtigt fein. 4. Alle öffentlichen Documente 
ie Acte der Adminiftration ſowohl als die richterlichen Uxtheile, find ebenſo 
in griechiicher ala im türkifcher Sprache audzuftellen. 5. Die Chriften 
werben zur Polizei, zur Gendarmerie und zu den —— Beſatzungẽ⸗ 
truppen der Inſel zugelaſſen. Alle dieſe drei militäriſchen Körperſchaften 
find gleichfalls genau nach Maßgabe der Bevölkerungs-Verhältniſſe aus 
Chriſten und Muſelmanen zuſammenzuſetzen. 6. Die Tribunale find unter 
eine beſondere Ueberwachung zu ſtellen, und es iſt auf eine Verbeſſerung des 
Gerichtsweſens hinzuarbeiten. Die geiſtlichen Richter dürfen ſich mit Ange— 
legenheiten des Civilrechtes nicht mehr beſchäftigen. Es werden beſondere 
Notariate eingeſetzt, welche die Eigenthumstitel, die Hypotheken u. dgl. m. 
zu regeln haben. 7. Die Gemeinden werden nach dem Grundſatze der Te: 
centralifation und der volllommen unabhängigen Municipal:Berwaltung 
eingerichtet. 8. Die Generals:Berfammlung überwacht die Gebahrung jener 
Öffentlichen Gafie, die zur Hebung der Landwirthichaft und zum Zwecke ber 
Durchführung öffentlicher Arbeiten gegründet werden ſoll. 9. Aus den jähr- 
lichen Einkünften der Inſel wird eine Summe beftimmt, die zur Beltreitung 
ber Koften für öffentliche Bauten zu verwenden ift. 10. Es dürfen feine 
anderen Steuern andgejchrieben werden, als diejenigen, welche jchon das 
gegenwärtige organijche Statut aufzählt. Die Regierung darf die Steuern 
in feiner andern form einheben, ald in der vom Statute vorgejchriebenen. 
11. Auf die Hebung des öffentlichen Unterrichts ift hinzuwirlen. Buch: 
brudereien und Gefellichaften zu Literarifchen Zwecken dürfen errichtet werden. 
12. Die Beihaffung der nothiwendigen Gommunicationsmittel wird jofort in 
Angriff genommen, und die Häfen der Inſel werden verbeflert, beziehungs- 
weite erweitert. 13. Die Frage der öffentlichen Schuld ift ehethunlichſt zu 
löſen. 14. Die bisher übliche Landesverweiſung von Gonvertiten Hört auf. 
15. Anordnungen und Beichlüffe der chriftlichen Kirchenbehörden müſſen ge— 
achtet und in ihrer Anwendung gefördert werden. 16. Die Beſchränkungen, 
benen bisher die Errichtungen und die Renovirung kirchlicher Bauten unter: 
lagen, haben zu entfallen. Als erfter chriftlicher Gouverneur für die Juſel 
wird, wenn auch nicht im Memorandum felbft, der ig Gregor Ypſilanti, 
welcher gegenwärtig das fleine griechifche Königreih am Wiener Hofe res 
präfentirt, gefordert. 

10. Juni. Ein Rundfchreiben des Großveziers unterrichtet bie 
Gouverneure der Provinzen, daß gegenwärtig die Geſetze, welche die 
Grundlage des neuen Regierungsfyftens bilden follen, nach den im 
Hat de3 Sultans auögefprochenen Principien berathen werden. Die 
Pforte fordert die Gouverneure auf, fich aller Schritte auf Grund 
der unter der letzten Regierung erlafjenen Verordnungen zu enthalten, 
welche jetzt abgefchafft find. 

Diefe Verordnungen, heißt es in dem Runbjchreiben, wurben übereilt 
etroffen und folgten Grundjäßen, deren Anwendung ſchwere Mebelftände mit 


ich bringen würde. Der Erlaß jcheint das Beftreben anzudeuten, Alle® von 
ber Zafel der Geichichte zu fegen, was ber Pforte vom Auslande ber auf: 
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gebrungen wurde, aber zugleich von ber Abficht, aus eigenftem Entichluffe 
heraus die große Landesreform ind Werk zu jepen. 

In diefen Beftrebungen wird bie Pforte von dem englischen Botichafter 
aufs en fte re = „Die Rolle, welche unter dem gefallenen Regime 
General Ignatieff geipielt, Hat feit der Thronbefteigung Murada V. Eir 
2. Elliot übernommen. Der Botichafter Englands ift der Mann be3 

ages und beherricht die Lage. Was jeht im Rathe ber Pforte beichloffen 
und ausgeführt wird, geichieht nicht zum geringften Theile unter feinem 
Impulſe und feiner Ueberwachung.“ 

13. Juni. Es ift bereit3 außer Zweifel, daß die Berathungen 
des Minifteriums über eine Verfaffung nicht fo fchnell zu einem 
Refultate führen werden. 

„Die Streihungen an dem urſprünglichen Midhal'ſchen Entwurfe find 
fo auägiebig ausgefallen, daß eigentlich gar nicht mehr viel zu berathen 
übrig bleibt; aber ſelbſt dieſes wenige ftöht auf hartnädige Cppofition, gibt 
zu taujenderlei Einwendungen Anlah, dab Sitzung um Sitzung verftreicht, 
obne daf dag Reformwerk in irgend bemerkenswerther Weife vorwärts fchritte, 
Man gibt fich einem flarfen Irrthum hin, wenn man glaubt, die volle Gleich: 
ftellung der Ehriften mit den Mohamedanern ftehe auf dem Programme ber 
Aungtürfen. Das ift Midhat Paſcha's ureigenfte Idee, und Midhat Paſcha 
jelbft fann ſich faum einer Täuſchung darüber Hingeben, da3 der Gleich: 
ftellungagedanfe unter der mohamedaniichen Bevölkerung nicht Hunbert 
Anhänger zählt. So jehr auch Jungtürken und Alttürken in ihren An: 
Ichauungen jonft auseinander gehen mögen, barin, daß daß mohamedanifche 
Element das herrſchende bleiben müffe, ftimmen fie doch vollkommen überein. 
Sie fagen bad zwar nicht rund heraus, verfichern im Gegentheil, daß fie den 
EhHriften bdiejelben Rechte zuerkennen, deren fich die Mohamedaner erfreuen, 
aber fie fügen Hinzu, daß e3 zu diefem Ende feiner Reformen bebürfte, denn 
bie Gleichberechtigung beftehe ja jchon längft und ber Hatifcherif von Gül: 
hane habe fie ebenjo zum Ausdrucke gebracht, wie der Hati-Humayum vom 
1856 — aber gerade dieſe Argumentation zeigt deutlich genug, wie es 
Jungtürken und Alttürfen in der Gleichberechtigungsfrage nur um ben 
äußeren Schein zu thun ift.“ 

14. Juni. Der Aufftand in Bulgarien kann als unterdrüdt 
angefehen werben, wenn ſich auch noch einzelne Infurgentenhaufen 
in ben ungugänglichen Theilen des Balfans herumtreiben. Die 
Unterdrüdung geſchah aber auf die graufamfte Weife, Taufende von 
Unfchuldigen wurden Hingemorbet, Hunderte von bulgarifchen Dörfern 
eingeäjchert. 

14. Juni. (Serbien) bietet die zweite Meilizclaffe, circa 
42,000 Mann, auf und beginnt die Bildung von Freiſchaaren. 

15. Zuni. Ein circaffiicher Fanatiker Namens Haflan dringt 
in den verfammelten Minifterrath ein und tödtet den Kriegsminiſter 
Huflein Avni Paſcha und den Minifter des Aeußern und verwundet 
den Marineminifter. Er wird ergriffen und ohne langen Proceß 
aufgehängt. 

16. Das von dem türfifchen Kriegsgerichte erlafjene Urtheil 
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bezüglich des Gonfulnmordes in Ealonichi, da3 den Gonverneur mur 
zu einjähriger Amtafufpenfion und die drei am meiften ſchuldigen 
Dffiziere nur zu fünfundvierzigtägiger Haft verurtheilt, wird auf 
das Begehren Deutjchlands und Frankreich caffirt und eine neue 
Unterfuchung angeordnet. 

20. Juni. Der neue Sultan Murad V. wird von allen 
Mächten anerkannt. 

20. Juni. Mukthar Paſcha unternimmt einen nenen Zug und 
verproviantirt Nikfich, ohne Inſurgenten zu begegnen. 

23. Juni. (Rumänien) Die Neuwahl der II. Hammer 
ilt faſt ausfchließlich Tiberal ausgefallen. 

24. Juni. (Serbien) Die in der Türkei angefündigte 
Miſſion Chriſtie's unterbleibt, Die Kriegspartei hat unbedingt die 
Dberhand gewonnen. 

27. Juni. (Herzegomwina.) Die Jnfurgenten erffären ben 
Fürften von Montenegro zu ihrem Fürften. 

28. Juni. GBosnien.) Die Infurgenten erklären den Fürften 
Milan ala ihren Fürſten. 

28. Juni. (Serbien) richtet an die Pforte eine Art Ulti- 
matum, tworin die Bereinigung Bosniend mit Serbien unter der 
Oberherrſchaft der Pforte gefordert wird. 

28. Juni. Rumänien.) Die Regierung richtet an die Pforte 
und die ſechs garantirenden Mächte des Parifer Vertrags ein Me— 
moire, worin ältere Anfprüche Rumäniens in feinen Beziehungen 
zur Türkei formulirt werden und deren Befriedigung im Intereſſe 
des Friedens und eines freundnachbarlichen Zufammenlebens verlangt 


wird. 

Da3 Memoire führt ben Titel: „Denkichrift über die Fragen, beren 
Löfung von enticheidendem Einfluß auf die Beziehungen Rumäniens zur 
hohen Pforte ift“ und enthält folgende fieben Yyorderungen: 1) Anerfennung 
des biftorifchen Namen® Rumänien. Seit der Thronbefteigung des Fürſten 
Karl von Hohenzollern, die zufammenfällt mit der Gonftitution von 1866, 
haben bie vereinigten Fürſtenthümer Walachei und Moldau fi) den Namen 
Numänien gnefeplich beigelegt, ben fie früher im eigenen Sprachgebrauche 
immer hatten. Diefer Name ift von Deutichland, Oeſterreich-Ungarn und 
den meiften Mächten factifch anerfannt. Nur die Türkei macht Schwierig: 
keiten. Im Memoire werden darüber Einzelheiten feit 1873 angeführt, bie 
das türfifche Verfahren allerdings mehr im Lichte überflüffiger Chilane er: 
ſcheinen laſſen. 2) Aufnahme ded Agenten Rumänien? in SKonftantinopel 
in das biplomatifche Corps, welche ihm bei der hohen Pforte verweigert 
wird, troß Artikel 9 der Parijer Convention von 1858. Zarüber we 
gleichfalld mehrere Incidenzfälle angeführt. 3) Gerichtftand der rumänifchen 
Unterthanen, die fich vorübergehend oder dauernd in ber Türkei aufhalten. 
Es wird verlangt, daß bie Hohe Pforte die rumäniichen Unterthanen, welche 
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fich zeitweife in der Türkei aufhalten, unter der Gerichtsbarkeit des rumänis 
chen diplomatifchen Agenten in Gonftantinopel beläßt und nicht, wie an 
mehreren Beifpielen gezeigt wird, fie ala birecte Untertdanen behandelt. 
4) Berlegungen des rumänischen Zerritorium® und die Nothwendigleit, 
Grenzregulirungen bezüglich der Donauinfeln eintreten zu laſſen. Die Pa: 
riſer Gonferenz hatte fih (im Protocoll vom 6. Januar 1857) nur über die 
Inſeln im Donaudelta ausgeſprochen, hinfichtlich der übrigen Donauinſeln 
iſt die Grenze zwiſchen Rumänien und der Türkei fortwährend Streitigkeiten 
unterworfen, deren definitive Beſeitigung durch feſte Grenzregulirung vers 
langt wird. 5) Nothwendigleit, Handeldauslieferungs:, Poft: und Telegraphen⸗ 
Verträge jelbjtändig abichließen zu lönnen. Die Türkei weigert fich fort: 
toährend, jolche Conventionen mit Rumänien abzufchließen, obgleich Rumä: 
nien fie mit allen anderen Staaten jelbjtändig und 3. B. bie allgemeine 
Poftconvention an der Eeite des türkiſchen Delegirten verhandelt und unter: 
zeichnet hat. Eine Handeldconvention mit der Türkel ift um jo nöthiger, 
ala es von jeher eine Zollgrenze zwiichen Rumänien und der Türfei gibt 
und man bie gegenfeitige Waarenverzollung doch irgendwie gejeplich firiren 
muß. 6) Anerfennung der rumänischen Päfle in ber Türfei, wo fie bisher 
burch türfifche erieht werben mußten. 7) Grenzberichtigungen im Donau: 
belta. Gin Protocoll der Parifer Convention vom 6. Januar 1857 Hatte, 
entgegen dem Artikel 21 bed Parifer Vertrages von 1856, die Inſeln und 
das gejammte Donaudelta der Zürfei zugewieſen. Es werben die Unzugäng- 
Lichfeiten angeführt, die fi) daraus ergeben und eine neue Grenzregulirung 
verlangt. 

29. Juni. (Serbien.) Der Fürft geht zur Armee ab. 

30. Juni. Deutjchland und Frankreich proteftiren auch gegen 
das von einem zweiten Kriegägerichte bez. des Gonfulnmordes in 
Salonichi ausgeſprochene Urtheil. 

— Juni. Die türkiſchen Henker in Bulgarien werden von 
der Pforte ſtatt beſtraft vielmehr belohnt. 

Schefket Paſcha, welcher dad Dorf Bazardjik verbrannte und nahezu 
alle defien Einwohner unter mehr ala üblich empörenden Umftänden nieder: 
metzeln ließ, ift zu einer hohen Stellung im Palaft des Sultans avancitt. 
Achmed Aga, Hauptmann einer Compagnie Baſchi-Bozuks, der Philippopolis 
niederbrennen wollte und daran nur durch das energiiche Vorgehen bes 
Gouverneurs, der ſeitdem abgejegt worden, verhindert wurde und der 8000 
Menichen in Batak hinſchlachten ließ und 200 Frauen und Kinder in ber 
Echule lebendig verbrannte, ift zum Paſcha befördert und ınit jener exqui— 
fiten Verachtung europäifcher Forderungen nach Gerechtigkeit, welche den 
Drientalen auszeichnet, noch überbie zu einem Mitgliede der Gommilfion 
ernannt worden, die niedergefeht wurde, um die Baſchi-Bozuls anzuflagen 
und zu beftrafen. „Die Urſache ift ar und einfach. Diefe Männer führten 
bie Wünjche und Abfichten, wenn nicht die beftimmten Befehle der Regierung 
aus. Gie thaten ihre Pflicht und find belohnt worden.” 


30. Juni. (Serbien) Der Fürft erläßt eine Kriegspro— 
clamation „an mein theures Volk.“ Diejelbe ift ein jehr weitläufiges 
Actenftüd, das dahin ſchließt: 

„Brüder! wenn wir nach ſolchen feindfeligen Schritten und Abfichten 


ber Zürfei auch ferner auf dem Wege der Zurüdhaltung blieben, würde 
unjere Mäbigung ala Schwäche, unfer Schweigen ala Furcht gelten, welche 
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nicht würdig ift der Nachlommenichaft der Duſchans und der Milofche. 
Aft aber auch der Krieg zwiſchen der jerbiichen Nation und der ottomanischen 
Pforte unausweichlich, jo habe ich doch nad) Konftantinopel eine Borftellung 
geichickt, in welcher ich dad Mittel angab, welches geeignet ift, die Aufftän: 
diſchen im Oriente zufriedenzuftellen, Serbien aber aus jener jchiveren Lage 
zu befreien, in welche ed ohne feine Schuld gerathen ift. Ich verlangte die 
Entfernung der türkiſchen Armee jammt allen wilden Horden von unierer 
Grenze, und erklärte der faiferlichen Regierung. daf die ferbifche Armee im 
Namen der gejelichen Selbftvertheidigung, im Namen der Humanität unb 
der brüderlichen Gefühle, welche und an die leidenden Brüder fefleln, in bie 
infurgirten Provinzen einmarichiren werde, um den Frieden Herzuftellen und 
um eine Ordnung auf den Grundlagen bed Rechtes und der Gleichheit ohne 
Rückſicht auf die Religion der Einwohner herzuftellen. An der Pforte ift 
e3 nun, ihr folgenjchweres Wort auszufpredhen und dem Blutvergießen ein 
Ende zu machen. Eerben! Soldaten! Wir gehen nicht in den Krieg, vom 
Rachegefühlen geleitet, jondern aus einer ſich uns und unjeren Brüdern im 
Oſten aufdrängenden Nothwendigkeit, ſowie von ben Bebürfnifien des allge: 
meinen Friedens angeipornt. .. Indem Ihr die Grenze überjchreitet, dürft 
Ahr nicht vergefien, daß wir dem Principe der Integrität des ottomanischen 
Kaiferreiches infolange treu bleiben, ald una der Widerſtand der kaiſerlichen 
Armee nicht zivingen würde, dem Waffenglüde den Ausgang unferer heiligen 
Eadje anzuvertrauen. Vergeſſet feinen Augenblid, da in den Ländern, 
wohin wir fommen, Eure Brüder wohnen, welche Euch mit offenen Armen 
ala ihre Retter empfangen werden. 63 gibt auch allerdings dort Solche, 
die durch die Religion und ſchon lange entfremdet wurden, aber auch dieſe 
find der Sprache und dem Blute nach unfere leiblichen Brüder. Sollten fie 
die Waffen gegen Euch erheben, fo fchlagt ihnen dieſelben aus der Hand, ift 
Dieß aber geichehen, dann jchonet fie, fowie alle anderen Gegner und be: 
Ihüßet ihr Leben, ihre Familien, ihr Eigenthum und ihren Glauben. Un: 
fere Bewegung ift eine rein nationale. Diefelbe ſchließt alle Ele: 
mente be3 Tecinten Umfturzes und des religiöjen Fanatismus 
aus. Wir find nicht die Träger der Revolution der Flammen und der Ber: 
—— ſondern des Rechtes, der Ordnung und Sicherheit. Echonet bie 
Ausländer und erweift ihnen jene Gaftfreundichaft, welche bie Serben aus: 
zeichnet, achtet die Grenzen der benahbarten Monarchie und gebt feinen Grund 
zur Unzufriedenheit der k. k. Regierung, welche ſich ein Recht auf unſere 
Dankbarkeit erivorben hat, indem fie Taufende hilflofer Bosnier und Herze—⸗ 
gowiner in ihren Schuß nahm und Diefelben vor Hunger und Kälte ſchützte. 
Brüder! Voll Zuverfiht in Euren Patriotigmus und Eure kriegeriſchen 
Tugenden werde ich mit Euch und an Eurer Spike marichiren, unb mit 
und find die tapferen Brüder Montenegriner und ihr ritterlicher Führer, 
mein Bruber, der Fürſt Nicota, mit uns find unfere wundervollen Gelben, 
bie Herzegowiner und die vielgeprüften Dulder, die Bosſsnier. Unſere 
tüchtigen Brüder, die Bulgaren, warten auf uns, und von den glorreichen 
Hellenen können wir erwarten, daß die Entel des Themiftofles und Bozzaris 
nicht lange von dem SKampfplaße fih ferne halten werden. Gehen wir 
alfo vorwärts, meine edlen Helden, gehen wir im Namen des allmädhti 
Gottes, des für alle Völker gerechten Baterd, gehen wir im Namen 
Rechtes, der Freiheit und dev Bildung!” 

— Juni. Die Zuftände auf der Inſel Kandia nehmen einen 
bedrohlichen Character an. Die General-Berfammlung geht mit 
dem Gouverneur unzufrieden auseinander, Die Pforte ſchickt Trup- 


pen nach der Inſel. 
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Der Gouverneur hatte anfangs, um Zeit zu gewinnen, ben Chriften 
bie Berfiherung gegeben, er werde ihre Forderungen bei ber Regierung 
unterftüßen; plößlich jedoch warf er die Maske ab und ordnete bie Auftöfung 
der Notabeln:Berfammlung an, als dieje die Abberufung dreier Functionäre 
verlangte, welche ſich ftet? als Gegner der verlangten Neformen bervorgethan 
Hatten, und nachdem fie fich getweigert, die Ernennung der fFunctionäre, die 
ihr dem organiichen — gemäß —— vorzunehmen, bevor die Regierung 
nicht die vorgeſchlagenen Modificationen bewilligt hat. Die chriſtlichen Mitglie— 
ber der Verſammlung gehen, der Gewalt weichend, auseinander, unterzeichnen 
jedoch vorher einen energiichen Proteft, der mit, folgender Erklärung ſchließt: 
„Wenn Ew. Ercellenz darauf beftchen, daß wir die neuen Wahlen vorneh: 
men, wenn Sie die bereits juspendirten Functionäre in ihrem Amte belafjen 
und die Berfammlung auflöfen wollen, jo erflären wir, daß wir, den biäher 
befolgten gejeglichen Principien getreu, zu unſeren — zurücklehren und 
dort in grauſamer Bangigleit die Zuſtimmung zu den von uns vorgeſchla— 
genen Reformen erwarten werden, indem wir jenen die ganze Verantwort⸗— 
Lichfeit überlaflen, die e3 verfuchen werden, die gerechten Erwartungen dieſes 
chriftlichen Volkes, deſſen getreue Dollmetſcher wir find, zu täufchen.“ Die 
türfifche Regierung ſchickt einftweilen Truppen und ſechs Dampfer nad 
Gandia, welche in den bortigen Gemwäflern kreuzen. 

1. Juli. Der an diefem Tage fällige Coupon der Staat?» 
ſchuld wird von der Pforte wiederum nicht bezahlt, auch nicht zu 
der verjprochenen Hälfte. 

1. Juli. Die Montenegriner überjchreiten im Süden, bie 
Eerben auf neun verfchiedenen Puncten thatjächlich die türkifche 
Gränze. 

Die jerbifche Armee ift in 4 verjchiedene Armeecorps einges 
theilt: die Hauptarmee (ca. 37,000 Dann), fteht an der Morawa 
unter dem rujffiichen General Zjchernajeff, die Drina-Armee im 
Weſten unter Oberft Ranko Alimpits, die Ibar-Armee im Süd— 
ojten unter General Zach, die Timok-Armee im Dften unter Oberft 
Leſchjanin. Die drei leteren Armeecorps zählen jedes ca. 11,000 
Mann. 


Die Stärke der ihnen entgegenjtehenden türkijchen Streitkräfte 
wird wie folgt angegeben ; in den verjchangten Lagern von Widdin, 
Niſch und Novibazar find feit geraumer Zeit 3 Armeecorps in der 
Stärke von beiläufig 98,000 Mann vereinigt ; bei Podgoritza in Nord» 
albanien ftehen gegen 11,000 Mann zur Beobachtung Dtontenegro’s. 
Die Truppen in Bosnien und der Herzegowina werden auf 32,000 
Mann berechnet, und außerdem zählt man gegen 20,000 Mann 
Rejerven, im Ganzen alfo eine Truppenmacht von annähernd 112,000 
Streitern. Gleichzeitig mit der jerbijch-montenegrinifchen Kriegser- 
Härung werden indefjen aus allen Theilen des Reiche® Truppen 
nach den Nordprovinzen beordert, meiſt über Salonichi und von 
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dort mit der Eifenbahn bis zu deren gegenwärtiger Endftation Mitro— 
wita. Der Oberbejehlähaber Abdul Kerim bleibt fürs Erjte noch 
zur DOrganifation der Truppenzüge in Konftantinopel; Osman und 
Fasli Paſcha commandiren am Timok bei Widdin; Achmed Gyub, 
Hafiz und Mehemed Ali Paſcha an der Morava bei Niſch; Salih— 
Zei Pafcha an der Drina ; Achıned Mukhtar und Dichelaladdi Pafcha 
in Bosnien und Jbrahim Bey am Eee von Ecutari. 


2. Juli. Die Kriegämanifefte der Fürſten Milan und Nikita 
werden in Belgrad und Gettinje feierlich verlejen. 


2. Zuli. (Serbien.) General Tſchernajeff erläßt folgende 
Proclamation an die Völker des Balkans: 


„Zu den Waffen, freiheitliebende Söhne des Baltan! Wir fämpfen 
nicht aus unedlen Motiven, jondern um die heilige Idee des Slaven— 
thums, die nicht, wie es unſere Feinde behaupten, die Herrſchſucht und 
Präpotenz in allen Welttheilen in fich ſchließt, jondern die dee der Gleich⸗ 
berechtigung des Menſchengeſchlechtes. Wir kämpfen für die goldene Frei— 
heit, deren ſich alle Volker Europas — uns ausgeſchloſſen — bis jetzt er: 
freuen: wir kämpfen für das orthodoxe Krenz, an welchem der Welterlöſer 
fiegend ftarb; wir lämpfen für unſer Haus und unſern Herd, für unſere 
mweinenden Mütter, Töchter und Gattinnen, wir kämpfen für die Civilijation. 
Zu den Waffen aljo — wer fi Mann fühlt, wer fein Weib ift! Zu ben 
Waffen! Erhebet euh! ... Der Finger Gottes zeigt euch den Weg bes 
Ruhmes. Wir werden wicht unterliegen, und follte und das wandelbare 
Glück verlajien, jo wird diejer heilige Boden mit dem theuern 
Blute des ruffiihen Brudervolfes getränkt, und diefe Berge und 
Schluchten werden zum — vom Waffengeklirr und Kanonendonner 
erdröhnen. Wenn alle Bruderländer auf dem Wahlplaß unterliegen werden, 
dann möge ber Feind an ihre Leichen Ketten jchmieden. Wenn wir aber, 
was ich in troftvollfter Zuverficht annehme, fiegen, jo werben wir im euro: 
päifchen Völker-Concerte jene Stelle einnehmen, die uns der jegige günftige 
De bietet. Es Iebe die freiheit! Es lebe die Eintracht der Bölter 
es Balkan!“ 


2. Juli. 250 Softas werden gewaltſam aus Konſtantinopel 
weggeſchafft. 

3. Juli. Die officielle Kriegserklärung Serbiens und Mon— 
tenegros an die Türkei wird in Konftantinopel von den beiderjeitigen 
Vertretern derjelben überreicht. 

General Tſchernajeff läßt den Oberſten Ivanovich auf dem 
Iinfen Ufer der Morava bei Euppovac die Grenze überfchreiten, 
während er ſelbſt auf dem rechten Ufer, Niſch umgehend, vorrüdt. 
Am gleichen Tage nehmen die Serben die Verjchanzungen von Ba— 
bina Glava, während fie auf dem linken Ufer bei Urlub oder Pro— 
foplje zurüdgeiviefen werden. Tſchernajeff's Vorpoſten dringen bis 
At Palanfa auf der Straße nach Pirot vor. 
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Alimpits mit der Drina-Armee dringt in Bosnien ein, kämpft 
aber in den nächjten Tagen ohne Erfolg vor dem feften Belina, 
nachdem er fich zuerjt des noch auf dem rechten Drinaufer gelegenen 
Klein-Zwornids bemächtigt hat. 


Am Timok überjchreiten zuerft die Türken die Grenze und 
rüden bis Eaitjchar vor, ohne dasſelbe jedoch nehmen zu können. 


Auch die Montenegriner überfchreiten mit ihren ca. 8000 Mann 
bie Grenze und rüden in die Herzegowina ein. 


5. Juli. Antwort der Türkei auf das Kriegsmanifeft und 
die Kriegserklärung Serbiens: 


.. ... Als Unterzeichnerin de3 Parifer Vertrages, der die Stellung 
der Vaſallen-Fürſtenthümer gegenüber dem fjuzeränen Hofe regelt, hat die 
Hohe Plorte e3 für ihre Pflicht erachtet, bis zum Aeuperften und im ge: 
wifienhaftefter Weife jenen internationalen Act zu xeipectiren. Auch tritt 
fie erft jet aus dem Grenzen dev Mäßigung, innerhalb welcher fie fich ge: 
halten, heraus, da fie gewaltthätig angegriffen wird. Durch ihre Eröffnung 
der Feindſeligleiten ift die ferbijche Regierung ipso facto der Vortheile vers 
luftig gegangen, welche ihr aus den Privilegien und Jmmunitäten erwuchjen, 
die ihr durch die Hohe Pforte verliehen und durch den Parifer Vertrag feier: 
lich verbürgt worden waren. Ber Fürft von Serbien und der Fürft don 
Montenegro haben in halsſtarriger Verblendung die Rathichläge Europas 
von ſich gewiejen und allen ihren Zujagen, all ihren Berpflidhtungen ge: 
waltjam zuwidergehandelt; fie wollten die Enticheidung der Waffen a 
und müfjen nun von dem Ausgange diejed unfinnigen Kampfes dad Schick— 
jal erwarten, das fie fich jelbjt bereitet haben. Ganz Europa wird uns bie 
Gerechligkeit widerfahren lajjen, anzuerkennen, daß wir die Mäßigung bis 
an ihre äußerften Grenzen getrieben haben.“ 


6. Zuli. Das ſerbiſche Armeecorps unter General Zach 
überjchreitet die Ibar, verjucht aber umjonft Novibazar zu nehmen, 
wo e3 vielmehr jo ziemlich eine Niederlage erleidet. Damit iſt der 
Verſuch, den jchinalen, aber gebirgigen und unmwegfamen Lanbdftrich 
zwifchen Serbien und Montenegro zu beſetzen und dadurch den Türken 
den Zuzug nach Bosnien unbedingt abzujchneiden, für's Erfte ge- 
Icheitert. 


9. Zuli. (Aegypten) jchidt dem Sultan ca. 10,000 Dann 
zu Hülfe gegegen die Serben. 

10. Zuli. (Rumänien) I. Kammer: da alle Berfuche, 
die von den Kammern votirten Anlehen im Auslande zu 10—12 
Procent zu effectuiren, gejcheitert find, jo ermächtigt die Hammer 
die Regierung, diefelben „unbejchräntt, zu den bejtmöglichen Be— 
dingungen“ zu erheben und erteilt damit dem Minifterium Bratiano 
ein gewichtiges Vertrauensvotum. 
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10. Zuli. Der Sultan erläßt an feine afiatifchen Provinzen 
folgende Proclamation, durch die er alle Mujelmänner aufruft, ſich 
zu bewafinen und der Regierung beizuftehen gegen die „Feinde des 
Neiches, der Religion und der Nation“: 

„Seine kaiferliche Majeftät bietet feine erhabenften Grüße feinem Volke, 
welches wiſſen muß, daß feit einiger Zeit Feinde durch alle Art böjer Ma: 
növer im Innern und von Außen die Trennung und den Ruin des Reiches 
herbeizuführen fuchen, was Gott verhindern wolle. Die Feinde des Reiches 
und der Religion, indem fie mehr und mehr ihre ſchlechten Abfichten an bem 
Tag legten, haben ſich fchlieklich offen empört gegen uns Mufelmänner, in: 
dem fie unfere Städte angriffen. Um die Exiftenz nnjeres Reiches, der Re: 
ligion und Nation zu vertheidigen, ift es die Pflicht jedes Mujelmannz, 
I zu bewaffnen. Indem die im Felde ftehende Armee durch die Wirkun 

es Nürgerkrieged geprüft worden ift, muß die Reſerve zu Hülfe gerufen 
werden, damit die Sträfte der vereinten Mufelmänner über unfere Feinde 
triumphiren. Seine Majeftät befchließt alfo, daß man alle Eoldaten der 
Reſerve (Redifs), welche noch ihren Herd beiwachen, auffordere, fich zur be: 
waffnen. Sie jollen aljo unter bie er gerufen werden, Uniformen und 
Waffen erhalten und die formirten Bataillone fo bald ala möglich gegen 
das Meer an die Landungspläße geichicdt werben, die ihnen dom Kriegs— 
minifterium bezeichnet find. Seine Majeftät befiehlt Allen (Bolt und Wor: 
gejetten), diefen Befehl augenblidlich, eifrig und energifch auszuführen.“ 

10. Zuli. Die Pforte erklärt, dem Berlangen der rumänifchen 
Regierung, daß die Donau neutral bleibe, entjprechen zu wollen, 
unter der Bedingung, daß von Eeiten Rumänien? die Bildung be- 
waffneter Banden und die Lieferung von Waffen an die Aufſtändi— 
fchen verhindert -werde. Außerdem hat Eerbien erklärt, die Inſel— 
feftung Adafale, welche von Rumänien verproviantirt wird, nicht 
angreifen zu wollen. 

12. Juli. Die Londoner Daily News veröffentlichen einen 
Bericht vom 30. Juni Über die Gräuelthaten der Türken in Bul- 
garien und geben damit den erjten Anftoß zu einem Umfchwung 
ber Öffentlichen Meinung in England gegen eine Unterftüßung der 
Türkei. 

15. Juli. Die Türken ergreifen die Offenſive gegen die Serben 
unter Tſchernajeff bei Ak Palanka. 

15. Juli. (Rumänien.) II. Kammer: 80 Mitglieder tragen 
darauf an, die Mitglieder der legten Minifterien in Anflagezuftand 
zu verjeßen. 

16. Juli. (Rumänien.) II. Kammer: Angeſichts der im- 
mer bedrohlicher fich geftaltenden Kriegägefahr bringt der Kriegs— 
minifter in der Hammer eine Vorlage über die Mobilifirung der 
activen Armee, ſowie über die Einberufung eines Theile der Re— 
jerven ein. Die Regierung erllärt, daß dieſes Verlangen nicht ein 
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Aufgeben, jondern nur „eine ſtärkere Nccentuirung der bisherigen 
Neutralität Rumäniens bedeute.“ 

Gleichzeitig läßt jedoch die rumänifche Regierung eine Note 
in Konftantinopel überreichen, worin als Entſchädigung für bie 
Dpfer, welche der Krieg an der Grenze Rumänien auferlege, das 
Recht verlangt wird, mit dem Auslande jelbjtändige Verträge ab» 
zufchließen. Ferner verlangt die rumänijche Regierung die Auf— 
bebung der Zahlung des Tributs, und die Abtretung der Sulina— 
Mündungen mit Rüdficht auf die commerciellen Intereffen Ru— 
mãniens. 


17. Juli. Der Entwurf einer Verfaſſung, ſeit dem Anfang 
Juni in Berathung, wird nunmehr dem großen Pfortenrath vorge— 
legt und von dieſem vorerſt „im Princip“ genehmigt. Die Debatte 
darüber ſoll der Großvezier mit folgender Rede eröffnet haben: 


„Mit der Erfahrung, die ich mir durch meinen langen und aufmerk— 

famen Eifer in öffentlichen Angelegenheiten erivorben Habe, fühle ich mich 
ebrängt, mich mit Ihnen ohne Rückhalt über die Lage des Reiches zu bes 

prechen. Es werben beiläufig zwanzig Jahre jein — Einige unter Jhnen 

bürften mir das bezeugen können — al3 Rußland vor und und vor dem 
erftaunten Europa mit feindlichen Tendenzen und mit der Souveränetät der 
Sultane unverträglichen Forderungen erichien; damals hatten una alle Mächte 
angerathen, mit Beicheidenheit vorzugehen; fie haben uns gedrängt, un? 
mit Rußland zu verftändigen, ihm, wenn nöthig, jogar einige Eonceffionen 
zu maden; fie haben una beichworen, die Relationen nicht zu verichlimmern, 
unſer Möglichfte bei den Verhandlungen zu thun, um den Bruch und den 
Krieg zu vermeiden; denn wir würden, jo jagten fie, ohne Allianz und 
ohne jeglichen Beiftand bleiben. as rin find uns, wie Sie fi) erinnern, 
ala die Pforte Rußland den Krieg erklärt hatte, drei Mächte zu Hülfe ges 
fommen, und eine vierte hatte ihre moralifche Autorität für uns eingefeßt. 
Unfere damaligen Staatömänner fonnten mit a vorausſehen, daß 
die Dinge jo fommen würben, weil das europäifche Gleichgewicht überhaupt 
und die Situation Rußland's insbefondere Europa die Pflicht und auch 
da3 Intereſſe auferlegten, ung zu ftüßen. Heute find wir in einer minder 
günftigen Lage. Wir wagten bis zum letzten Augenblide zu hoffen, die 
Autorität Europa’ würde den Ausbruch des Krieges Hintanhalten; das war 
eine eitle Hoffnung, denn feine Macht, nicht eine einzige, Hat für uns 
die Freundſchaft und das ntereffe bewahrt, das fie zu anderen Zeiten für 
und hatte. Wenn wenigftens Eine von ihnen, eine einzige, ſich mit unjerer 
Politik befreunden hätte wollen oder fünnen! Leider aber ift fein Gabinet 
in feiner eigenen Politik frei, benn wir haben uns die Sympathie ber 
Bölfer entfremdet; feit zwanzig Jahren ift die Türkei allen ihren Iulagen 
und Verpflichtungen untreu geworden; fie hat die Erwartung ihrer Völker, 
das Bertrauen der fremden Bölfer, die Geduld ihrer Diplomaten getäufcht. 
So fah fie fich Heute aller Hilfsmittel, allen finanziellen Credits, allen mo» 
ralifchen Vertrauens beraubt, und wir können angeſichts der jetzigen critis 
ſchen Verhältniſſe jegt nur auf und felber und auf dem göttlichen Beiftand 
zählen. Gott weiß ea, mit welcher ei t ich allen Schwierigkeiten ent= 
gegentrat; meine Tage und Nächte Habe ich dafür geopfert, es kommt mir 
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gemäß meinem Alter und meiner Erfahrung zu, Sie über die Wahrheit auf: 
zuflären. Sie müffen mit der Ueberzeugung von unferer äußerfien Schwäche 
und unferer abloluten Iſolirung die Angelegenheiten in Erwägung ziehen 
und Ihre Beichließungen regeln. Berzichten wir auf jede eitle Hoffnung 
fremder Hülfe, hoffen wir nicht, unferen Feinden durch den Wpparat unferer 
Stärke imponiren zu wollen, fondern opfern wir und, durchdrungen von 
unferer verdienten Iſolirung und überzeugt von unferer Schwäche, die under 
Merk ift, mit Leib und Seele, um da3 Reich von dem Unglüd zu retten, 
da3 von allen Seiten bedrohlich ift.“ 

18. Juli. Die Türken nehmen gegen die Serben unter Tſcher— 
najeff Babina Glava wieder ein. Diejelben werden aus ihren Ver— 
ſchanzungen herausgeworfen. Tſchernajeff muß mit der jerbijchen 
Hauptarmee zurüdgehen und das türfifche Gebiet wieder vollftändig 
räumen. 

An demjelben Tage wird Oberft Lefchjanin von den Türken 
am Timok gefchlagen. 

18. Zuli. Die Pforte endet eine Specialcommilfion nach Bul⸗ 
garien behufs Unterfuchung und Beftrafung der bei Unterdrüdung 
des dortigen Aufjtandes vorgefallenen Gräuel. 

19. Zuli. (Rumänien.) II. Kammer: die Regierung zieht 
ihre Mobilifirungsvorlage vom 16. d8. zurüd. 

20. Juli. Aus Rußland treffen großartige Sendungen für 
bie ſerbiſchen Kriegsſpitäler ein. 

20. Juli. (Negypten) Da der Khebive fich weigert, ein 
zu feinen Ungunften ausgefallenes civilrechtliche Urtheil des im 
vorigen Jahr auf feinen eigenen Wunfch eingejegten internationalen 
Gerichtshofes vollftreden zu laſſen, jo jtellt der letztere ſeine Func— 
tionen vorerſt gänzlich ein. 

21. Juli. Die türkfifche Botjchaft in Wien läßt das Gericht, 
daß der neue Sultan Murad an Geiftesftörung leide, energisch 
bementiren. Die Nachricht ift indeß vollfommen begründet und 
zwar leidet der Sultan daran, wie die türkische Regierung Tpäter 
officiell eingefteht und conftatirt, ſchon feit dem zehnten Tage nad) 
feiner Thronbefteigung, weßhalb auch die Feierlichteit der Säbel— 

umgürtung (Krönung) bis heute noch nicht hat ftattfinden können. 
; 21. Juli. Der ruffifche Botſchafter in Konftantinopel, Gen. 
Ignatiew, geht in Urlaub nach St. Peteräburg. 

22. Juli. Der Botjchaftsfecretär der englifchen Botjchaft in 
Konftantinopel von der englifchen Regierung beauftragt, über bie 
türkifchen Gräuel in Bulgarien an Ort und Stelle genaue und 
fichere Daten zu ſammeln, berichtet ihr aus Philippopel: 
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„. + + Die Srregulären, welche in dieſer Provinz Gräuel verübt haben, 
find meist Zicherkeffen und Zigeuner. Was die Anzahl der Getödteten bes 
trifft, jo darf ich faum darüber jprechen, ehe ich die Ortichaften befucht habe; 
aber ich halte jet dafür, daß ungefähr 12,000 Bulgaren zu Grunde ges 
gangen find. Die Menge der getödteten Türken ift ebenjo ſchwer zu er: 
mitteln; die Behörden jprechen von 1000, aber nach meinen Nachrichten ift 
Dad eine arge Mebertreibung. Die Hälfte der obigen Zahl wird richtiger 
fein ; indeh leidet e3 feinen Zweifel, daß mancher derjelben mit großer Grau: 
ſamkeit hingemegelt wurde. Einige jechzig Dörfer find ganz oder theilmweije 
niedergebrannt worden, der größte Theil derjelben von ben Baſchibozuks, 
einige wenige, ungefähr zehn, von den Aufftändifchen. Große Echeuflich- 
feiten habe ich vernommen, die beim Einzuge von etwa 400 Gefangenen aus 
Zatar-Bazardichid in PhHilippopel vorgefallen fein follen. Diejelben waren 
durch Stunden mit ſchweren Ketten ameinandergefejlelt, und wenn fie vor 
Grmüdung auf dem Marſche umfanten, jo wurden fie wie eine Heerde Vieh 
von den Zaptiehd vorwärts getrieben, die ohne Mitleid ihre Gewehrkolben 
brauchten, während bie Tſcherkeſſen mit Peitichen auf fie einhieben.“ 

22. Zuli. (Negypten.) Der internationale Gerichtshof in 


Kairo nimmt feine Arbeiten doch wieder auf. 


23. Juli. Mukhtar Pafcha fchlägt die Montenegriner bei Ko— 
rito und verfolgt fie mit geringer Vorſicht. 

24. Juli. Die Pforte lehnt die Begehren Rumänien? dom 
16. ds. Mt3., vorläufig indeß bloß noch mündlich, größtentheil® ab. 

25. Juli. Der von Anfang de3 Krieges an zum Obergeneral 
gegen Serbien ernannte Abdul Kerim Pajcha trifft endlich auf dem 
Kriegsſchauplatze ein. 

25. Juli. Der Gouverneur don Salonichi muß jchließlich 
doch mit einem Jahr Gefängniß bejtraft werden. 

26. Zuli. Die Pforte beichließt in ihrer Finanznoth die Aus— 
gabe von 2 Mill. Pfd. Sterling Papiergeld mit Zwangskurs. 

27. Zuli. Kadri Bey geht als außerordentlicher Pforten- 
commiffär nach Kandia. Die Pforte lehnt die Begehren der kan— 
biotifchen Generalverfammlung ab. 

28. Zuli. Die Montenegriner erringen bei Vrbitza einen 
eclatanten Sieg über die Türken unter Mufhtar Paſcha. Diefer 
muß nach Trebinje fliehen. Osman Pafcha wird von den Montene— 
grinern gefangen. 

28. Juli. Die türkische Armee unter Abdul Kerim Pajcha 
überjchreitet die ferbijche Grenze. 


29.30. Zuli. Der türkiſche Oberbefehlahaber hat feine Vor⸗ 


bereitungen nunmehr vollendet: 
33* 
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Ganz Serbien ift jet von Widdin bis nach Zwornik durch einen 
eifernen Ring der Armee de3 Sultans eingefaht, und ftehen in erfter Linie 
55—60,000 Mann unter dem Seraskier Abdul:Sterim von Widdin bis 
Novibazar, 20,000 Mann unter dem Muſchir Du ein von bort bi3 Wifche- 
grad und mindejtend 50,000 Mann unter dem Muſchir Mufhtar von Wifcher 
grab über Zwornik bis nad) Belina, fo daß 130—135,000 Mann die erfte 
Linie gegen Serbien bilden, während 18— 20,000 Mann bei Podgorika gegen 
die Gzernagora beftimmt find. Die Garnifonen von Widdin, Ruftichuf, 
Zwornik, Moftar und Serajeivo betragen außerdem 12—16,000 Mann 
Rebif zweiten Aufgebots und dann viele ältere Artileriften von den Feſtungs⸗ 
Artillerie-Bataillonen. Um aber dieſen Operationsarmeen erfter Linie ſtets 
bie —— Reſerven zu geben, und den Corps, welche der meiſten Ver— 
flärkung bedürfen, ſolche in ſchnellſter und ausgedehnteſter Weiſe zuzuführen, 
wird jehtt noch eine große Reſerve-Armee, deren Stärke auf 90—100,000 
Mann berechnet wird, mit dem Hauptquartier in Sofia gebildet. 

Heftige Treffen zwijchen Türken und Serben auf der ganzen 
Linie. Die Serben find überall entjchieden im Nachtheil. 

31. Zuli. (Rumänien) I. Kammer: bejchließt mit 98 
gegen 1 Stimme, die Mitglieder des legten Minifteriums in Ans 
Hagezuftand zu feßen. 

Die Regierung bringt eine Borlage ein betr. die Umwandlung 
ber bisherigen Kopfjteuer in eine Vermögensſteuer. 

— Juli. Der von der Pforte nach Bulgarien gefandie außer: 
ordentliche Commiſſär Edib Effendi erftattet feinen Bericht über die 
Unterdrüdung des dortigen Aufjtandes, in dem er die gejchehenen 
Gräuel theil® ganz läugnet, theils möglichſt zu bejchönigen fucht. 
Die Öffentlihe Meinung Europas, namentlich diejenige Englands, 
läßt fich aber dadurch nicht Sand in die Augen jtreuen. 

2. Auguft. Die Türken dringen verwüftend und verheerend 
in Serbien ein. Die ferbifche Bevölkerung flieht mafjenhaft vor den 
eindringenden Türken zurüd. 

3. Auguft. Rumänien.) Beide Kammern haben fich definitiv 
über das Geſetz geeinigt, welches dag Münzgefe von 1867 dahin 
abänbert, daß die Landesmünzen in Zukunft ohne weitere Rückſicht 
auf den Einjpruch der Pforte mit dem Bildniß des Landesfürften 
geprägt werden follen. 

4. Auguft. Die Regierung verbietet der Preffe in Konſtan— 
tinopel die Beſprechung der in Berathung befindlichen Verfaffung. 
Das ganze Berfafjungsproject ift wenigftens für den Augenblid offen= 
bar wieder bei Seite gejchoben. 

4.—5. Auguft. (Rumänien.) Der Minifterpräf. Jepureano 
und Ber conjervative Theil des Cabinets, mit der von ber Mehrheit 
ber II. Kammer ‚betriebenen Anklage der letzten (confervativen) Res 
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gierungen nicht einverftanden, gibt feine Entlaffung. Joan Bratiano 
wird mit der Neubildung des Minifteriums beauftragt und ſetzt das— 
Telbe nunmehr ausſchließlich aus der Liberalsradicalen Partei zu— 
ſJammen. 


5. Auguſt. Die türkiſche Armee erſtürmt Knjaſchewatz. 

6. Auguſt. Die Pforte bezahlt die von Deutſchland und Frank— 
reich geforderte Entſchädigung an die Familien der in Salonichi er- 
mordeten beiden Gonfuln. Die Angelegenheit ift damit erledigt. 


7. Auguft. Die Serben werden gezwungen, Eaitfchar zu 
räumen, das von den Türken bejeßt wird. 


9. Auguft. Fürſt Milan von Serbien ernennt den Ruffen 
Zichernajeff zum Obercommandanten der vereinigten Morawa- und 
Zimof-Armee. 


10. Auguft. Die Softas proteftiren in einem Schreiben an 
Midhat Pajcha gegen die von diefem in feinem Derfaffungsproject 
beabfichtigte Gleichftellung der Muhamedaner und Ehriften: 


„Hoheit! In der Verſammlung, in welcher eine Gonftitution und 
eine Nationalvertretung vorgejchlagen wurde, glaubte Zia Bey biefen Vor: 
ſchlag zu unterftüßen, indem er einen Koran-Vers citirte, welcher lautet: 
Thut fein Böfes, und We immer dad Gute.“ Unſerer Meberzeugung nad) 
wäre e3 richtiger, dafür folgenden Vers zu ſehen: „Seid Brüder in ber: 
felben Race.” Wir wollen noch einen andern Vers citiren, welcher Tautet: 
„Wer nur einen Theil des Korans anfieht und nicht den andern Theil an« 
fieht, verdient in dieſem Leben elend zu fein und im jenem Leben beftraft zu 
werben.“ Wir jehen feinen Grund, weßhalb wir eine Gonftitution oder 
eine Nationalverfammlung bedürfen, und eine folche Einrichtung können wir 
auf feinen Fall zugeben. Wir haben die Chriſten unterworfen und das 
Land mit dem Schwert erobert, und wir wollen mit ihnen die Verwaltung 
be3 Reiches nicht theilen, noch fie an ber Leitung ber Regierungsgeſchäfte 
teilnehmen laffen. Man bat die Gleichheit ber Chriften mit ben Mufel: 
männern becretirt; das ift ein Decret des Sultans, worüber viele Bemerf: 
ungen zu machen wären, die wir jedoch nicht machen. Was aber bie Theil- 
nahme der Chriften an ber Regierung betrifft, jo ift das eine Unmöglichkeit; 
wir müflen e3 laut erklären. Andere Länder, z. B. Rußland, England und 

rankreich, Laffen ihre muhamebanifchen Unterthanen, Zataren, Hindus, 

raber, an der Regierung nicht theilmehmen; was andere nicht thun und 
auch nicht zu thun verpflichtet find, das bürfen wir auch nicht thun, und 
fein Mei, feine —— in der ganzen Welt kann uns zwingen es zu 
thun. Wenn unſere Angelegenheiten f lecht —* ſo wird Gott, der uns 
bisher geleitet hat, und aus unſeren Verlegenheiten herausziehen, wie er 
uns ſchon fonft durch feine Güte und Allmacht herausgezogen hat; und wenn 
bie Sperrung des Hafens von Klek und hindert, unferen Truppen in ber 
Herzegowina und in Bosnien Hülfe zu fchiden, jo werden wir ſchon einen 
andern Weg finden, um fie ihnen zu ſchicken. Wir find in biefem Augen⸗ 
blid wie ein von den Winden und Wellen umhergeworfenes Schiff; es muß 
nad) feinem wahren Hafen fegeln, und in feinem anderen Hafen als in 
feinem Beftimmungshafen Zuflucht juchen.” 


18 Bie ottomannifhe Yforle. (Aug. 10 -15.) 


10. Auguft. Die Türken nehmen die Höhen bei Javar urd 
werfen die ferbifche Ibar-Armee zurüd. 

10. Auguft. (Rumänien.) II. Kammer: bewilligt 20,000 £. 
zur Unterftüßung der zahlreichen ferbifchen Flüchtlinge, die fich in 
Folge ber letzten Ereigniffe auf dem türkiſch-ſerbiſchen Kriegsichau- 
plahe nach Rumänien gerettet haben. 

12. Auguft. Fürft Milan von Serbien fehrt von der Armee 
wieder nach Belgrad zurüd. Der gegen die Türken unternommene 
Krieg ift offenbar gefcheitert. Ein großer Theil des jerbiichen Volkes 
wünſcht Einleitung von Friedensunterhandlungen. 

13. Auguft. Der ſerbiſche Minifterrath verhandelt über Die 
Frage, ob und wie Friedensunterhandlungen einzuleiten jeien. Fürft 
Milan ſetzt fich behufs ihrer Vermittlung mit den Gonfuln der 
Großmächte in Contact. 

14. Auguft. Der Sultan erläßt ein Amneftiedecret für Bul- 
garien. Dasſelbe lautet im Wejentlichen: 

Der Sultan, bewogen durch väterliche Fürforge und hohe Milde, be- 
willigt volle gänzliche Amneſtie allen bei dem bulgarifchen Aufftande Com— 
promittirten, deren Proceß noch nicht beendigt it. Ausgenommen find bie 
bereit3 Verurtheilten und Diejenigen, welche wegen yührung und Organis 
fation des Aufftandes noch in Unterjuchung ftehen. Alle übrigen Berhafteten 
werden gegen Gaution freigelaffen und ferner Niemand mehr zur Unter: 
ſuchung gegogen ober verhaftet; demnach werben alle gerichtlichen ——* 
aufhören. Gleichzeitig werden a die auferorbentlichen Gerichte für die 


Vorunterfuchung befeitigt und die UrtHeilafprüche über Individuen aus ben 
bezeichneten Ausnahmelategorien den ordentlichen Gerichten überwieſen. 


14. Augufl. (Serbien) Die Fürftin fommt mit einem 
Prinzen nieder. Die Czar nimmt die Pathenftelle bei demjelben an. 

15. Auguft. Die Pforte befchließt eine gründliche Reorgani— 
fation des Staatsraths. 


Ueber Veranlaffung und Zwed biefer Maßregel wird Folgendes an- 
pers „E3 joll im Staatärath eine Rechtsſection errichtet werben, in welcher 
ie gegen Staatöwürdenträger anhängig gemachten Proceſſe verhandelt werden 
follen. Die Chriſten werden fortan im Staatsrath im Verhältniß zur chrift: 
lichen und mohammedaniſchen Einmwohnerzagl der einzelnen Provinzen ver: 
treten fein. Schon jept find zwei Mei Katholiken, ein Haffunift und 
und ein Antic-Haffunft, in den Staatörath aufgenommen worden. Durch 
bie Zulafjung des erfteren hat die Pforte implicite officiell die Berechtigung 
ftenz der uniften anerfannt, welche biäher nur — wurden. 

Es ſcheint: die osmaniſche Regierung habe, angeſichts der zahlloſen Schwierig: 
feiten, die ſich der Bildung einer Nationalverſammlung entgegenftellen — 
biejelbe ift vorläufig wenigſtens verſchoben — den Staatsrath numeriſch ver» 
ftärft und mit weiter reichenden Bollmachten auägeftattet. Es wird Nie: 
manden unbelannt fein, daß, troß der guten Abfichten der Regierung, ber 
Staatsrath bis jeht das refugium peccatorum ber hohen, zur Diapofition 
geftellten Würdenträger war, und daß er dem Großweſſier in allen Angelegen: 
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heiten blinden, ja ſtlaviſchen Gehorfam Ieiftete. Midhat Paſcha, Präfident 
des Staatsraths, hat, nachdem er die Erfahrung machen mu ke, baf jeine 
reformatoriichen Beftrebungen am Widerftande der reactionären Partei ges 
ſcheitert find, in Erwartung beflerer Tage vorläufig die Reform des Staals— 
rathes veranlaßt.” 

15. Auguft. Der nad) Kandia gefandte außerordentliche Come 
miffar der Pforte trifft wieder in Stambul ein. Die Gährung auf 
ber Inſel dauert fort. Hobart Paſcha geht mit der türkifchen Flotte 
ab, um in den candiatifchen Gewäflern zu kreuzen. 

16. Auguft. Die Pforte fendet Blaque Bey, den Director 
be3 Prekbureaus, und Yovantſcho Effendi, einen Bulgaren und Mit» 
glied des Staatärathes, nach Philippopel mit dem Auftrag, den 
Klagen der Bulgaren auf den Grund zu jehen. „In Wirklichkeit 
bejteht die Miffion Beider darin, der von der amerikanifchen Gefandt- 
ichaft über die bulgarijchen Gräuelthaten eingeleiteten Unterfuchung 
zuvorzulommen und ben Eltern der geraubten Kinder, fei es durch 
Bertheilung von Geld, ſei es durch Zurüderftattung der Kinder, 
wenn ed noch möglich ift, diefe aufzufinden, den Mund zu ftopfen.“ 

17. Auguft. In Folge der eifrigen Bemühungen des eng— 
liſchen Botſchafters, Sir Henry Elliot, für eine Annäherung des 
Großveziers und Midhat Paſcha wird eine Commiſſion eingefeht, 
welche mit der Ausarbeitung eines Programms für die in der all« 
gemeinen Landeöverwaltlung einzuführenden Reformen beauftragt 
it. Die Commiffion befteht aus 5 Mohammedanern und 3 Chrijten, 
ihr Präfident ift Server Pafcha, der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 

18. Auguft. Die angebotenen guten Dienfte Englands behufs 
einer Einjtellung des Krieges, werden jowohl von der Türkei als 
von Eerbien abgelehnt. Auch in Serbien hat die Kriegspartei fchließ- 
lich doch die Oberhand behalten. 

19.— 27. Auguft. Die Türken beginnen den Angriff auf 
Alexinatz. Nach neuntägiger Schlacht muß jedoch Abdul Kerim von 
der Erftürmung der Feitung Abftand nehmen und fich mit dem Beſitz 
einer Anzahl ftrategifch immerhin bedeutender Stellungen zu beiden 
Seiten der Morawa begnügen. 

24. Auguft. England erneuert fein Dermittlungsanerbieten 
Namens ber Garantiemächte bei Serbien. Dasjelbe nimmt es nun 
mehr dankend an und antwortet auf das Verlangen Englands 


— 

Hoheit der dur von Serbien hat die Herren Vertreter ber 
PIE zufammenberufen und ihnen erllärt, daß bie ferbifche Regie: 
zung fich ben Wünfchen der genannten Mächte fügen wolle und in bem 


520 Die ottomannifhe Pforte. (Aug. 25—31.) 


Wunſche, die guten Beziehungen zwiſchen ber hohen Pforte und dem Fürſten⸗ 
thum wieder hergeftellt zu fehen, um ihre guten Dienfte zur Herbeiführung 
der Einftellung der fyeindfeligkeiten erfuche. Se. Hoheit der Tyürft fügt Hinzu, 
daß ex es ala eine Gewifjenzpflicht betrachte, zugleich die guten Dienjte der 
Mächte zur Einftellung der Tyeindfeligkeiten zwijchen ber Hohen Prorte und 
Montenegro nachzuſuchen, da bei nur theilweijer Einftellung- die Erreichung 
des in’3 Auge gefahten Zieled nicht zu erwarten fein würde.” 


Dagegen will die Pforte ihrerjeit3 von einem Waffenftillitand 
nichts wiffen, ohne gleichzeitige Unterzeichnung von Friedensprälimi— 
narien, während e8 Serbien zunächſt nur um einen Waffenftillftand 
zu thun ift. 

25. Auguft. Sultan Murad ift nachgerade abjolut regierungs- 
unfähig geworden und befümmert fi um die Regierung ganz und 
gar nicht. Der Pfortenrath bejchließt daher, die fürmliche Abjegung 
Murad’3 und die Erjegung desjelben durch jeinen Bruder Abdul 
Hamid noch vor dem Ramazanfefte vorzunehmen. 

26. Auguft. Die Mächte protejtiren bei der Pforte gegen Die 
weitere Verwendung irregulärer Truppen in dem Kriege mit Serbien. 
Die Pforte läßt fich wenigſtens zu eindringlicher Inftruction an ihre 
Heerführer bezüglich einer menjchlicheren Kriegführung herbei. 

26. Auguft. Die Pforte beginnt das von ihr in der Höbe 
von 2 Mill. Pfd. Sterling bejchlofjene Papiergeld auszugeben. 

26. Auguft. Der Ausschuß der ſerbiſchen Skupſchtina be- 
Ichließt Adreffen an den Fürften Milan, an General Tjchernajeff 
und an Rußland. Diejelben verrathen eine noch wenig friedliebende 
Stimmung. 

27. Auguſt. Montenegro ſucht die Vermittlung Deflerreichs 
und Rußlands gegenüber der Türkei nach. 

30. Auguft. Die Nachläffigkeit der Türfen hat e8 den Serben 
ermöglicht, ihre Verſchanzungen um Alexinatz vorzufchieben und die 
Türken vom rechten Morawaufer wieder ganz zu vertreiben. 

31. Auguft. Sultan Murad V. wird vom Scheich ul Islam 
bed Thrones entjeßt. Sein Bruder Abdul Hamid wird als Sultan 


anerkannt. 

Der Fevta (Erlaß) des Scheich ul Islam lautet: „Frage: Wenn ber 
Herricher der Gläubigen fi im Zuftande der Geiftegabwejenheit befindet, 
welcher ihn verhindert, die Leitung der Angelegenheiten des Staat? und ber 
Religion zu führen, und wenn die von dem Geſetz des Gheri feſtgeſetzte Friſt 
bon zwei und einem halben Monat verftrichen ift, ohne daß eine Heilung 
eingetreten wäre, darf man ben Kranken durch feinen gejeglichen Nachfolger 
erjegen? Ya oder Nein? Antwort: das Gejek jagt Ja. Der Scheich:üll: 
Islam, Hairullah.“ f 

Die Pforte richtet Über ben neuen Thronwechſel folgende Mittheilung 
an ihre Vertreter im Auslande: „Da bie ſchwere Krankheit, welche ben Sultan 
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Murad ſeit dem zehnten Zage feiner Thronbefteigung befallen und feitdem 
ftet3 zugenommen hat, ihn in die offenbare Unmöglichkeit verjegt hat, die 

ügel der Regierung länger in ge zu behalten, fo ift Kraft Fevta des 
Si ul Islam in Gemäßheit der Geleke, welche die Ausübuug der E ou: 
veränetät im türfifchen Reiche regeln, Sultan Abdul Hamid II. zum Kaiſer 
ber Türkei ausgerufen worden.“ 


— Auguft. Serbien fließt in Rußland eine Anleihe ab im Be- 
trag von 3,750,000 Rubeln in 250,000 Obligationen a 15 Rubel, mit 
6 Procent verzindlich und binnen 23% Jahren Heimzuzahlen. Die 
Anleihe wird von der St. Peteröburger internationalen Handels— 
bant, der Wolgasfama Kommerzbant und der ruffiichen Bank für 
den auswärtigen Handel al pari provifionzfrei übernommen. ine 
Subſcription findet nicht ftatt: auch von der Einführung dieſer 
Titres an der Börje ift Umgang genommen worden; dagegen wer: 
den die Anleiheftüde bei den bezeichneten Banken und bei noch eini= 
gen größeren Banfhäufern al pari einzeln verkauft. 

1. September. Der neue Sultan Abdul Hamid nimmt bie 
Huldigung (Selamlik) in der Ejub Mofchee entgegen. Die feierliche 
Schwertumgürtung (Krönung), die bei Murad immer verjchoben 
wurde und jchließlic” ganz unterbleiben mußte, foll jo bald wie 
möglich ftattfinden. 

1. September. Eine Conferenz der Botjchafter bei Sir Henry 
Elliot einigt fich darüber, eine Einftellung der Feindjeligfeiten nach- 
drüdlich von der Pforte zu begehren. Diefelbe bleibt jedoch dazu 
wenig geneigt ohne vorherige oder doch gleichzeitige Vereinbarung 
von Triedenspräliminarien. Der Entwurf von folchen wird ben 
Vertretern der Mächte von der, Pforte vertraulich mitgetheilt, doch 
nicht ala Ultimatum, fondern bloß ala Object weiterer Verband 
lungen. 

1. September. Neue Schlacht bei Alexinatz. Die Serben 
müfjen fi auf Alerinag und Deligrad zurüdziehen, doch bleiben 
beide in ihren Händen und e8 gelingt Abdul Kerim nicht, fich Ale— 
rinaß’3 zu bemächtigen. 

Mukhtar Pafcha, der fich von feiner Niederlage vom 28. Juli 
wieder erholt und geftärkt Hat, rüdt in das montenegrinijche Gebiet 
von Grahowo ein, ohne indeß große Fortfchritte zu machen. 

2. September. Der Zuzug der Ruſſen nach Eerbien wird 
immer zahlreicher und geht jetzt ausſchließlich durch Rumänien. 
Derfelbe nimmt nachgerade Berhältniffe an, die mit der feindlichen 
Stellung Rußland's gegenüber der Türkei unvereinbar find und allen 
Regeln des Völkerrechts geradezu Hohn fprechen.. 


or 
(9 
100) 
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4. September. Die Mächte erflären fich bereit, über die von 
ber Pforte vorgefchlagenen Friedenspräliminarien mit Serbien in 
Unterhandlungen zu treten, verlangen aber zu diefem Behuf in erfter 
Linie einen vierwöchigen Waffenftillftand. Die Pforte lehnt das Be- 
gehren ihrerſeits ab; vorerft jedoch nur mündlich. 


7. September. Feierliche Säbelumgürtung (Krönung) bes 
Eultans Abdul Hamid. 


10. Eeptember. Der Sultan Abdul Hamid erläßt feinen erften 
Hat, in dem er fich entjchieden für durchgreifende Reformen in ber 
Berfaffung und in der Verwaltung des Reiches ausjpricht. Derfelbe 
lautet: 


„Indem ich das feſte Vertrauen hege, daß Gott alle meine Bemü- 
bungen und Beftrebungen —— und fördere, ſind meine Wünſche dahin 
gerichtet, daß die Grundlagen der Macht unſeres Reiches verſtärkt und die 
Freiheit, das Wohlergehen, die Ruhe und die Rechte unſerer Unterthanen 
ohne Ausnahme geſichert werden, und ich erwarte und hoffe, daß alle Mi— 
nifter und Beamten unſeres Staates mich bei dieſen Bejtrebungen unter: 
fügen werden. Es ift Jedermann befannt, daß im gegenwärtigen Augen: 
blick unſer Staatsweſen an Echwierigfeiten und Bebenklichleiten jeder Art 
leidet; von welcher Seite aber man auch dieje Lage betrachtet, wird ſich er- 
geben, daf die verjchiedenen Urſachen derjelben fich in einem einzigen Punkte 
vereinigen, nämlich dad die verichiedenen Geſetze und Verordnungen, welche 
ſich * die Beſtimmungen unſeres heiligen Geſetzes (Scheri) gründen, 
weder richtig noch vollſtändig ausgeführt wurden und daß in der Leitung 
ber Staatögejchäfte Jedermann nad Willkür und Belieben handelte; die Un— 
ordnung in der Verwaltung ber Civil: und Tyinanzangelegenheiten hat jeit 
einiger Zeit in einem ſolchem Grabe zugenommen, dab der Credit unſeres 
— —— im Publikum völlig zerſtört iſt, dab die . die Rechte 

x Unterthanen nicht zu gewährleiften vermochten, und dab die Induſtrie, 
ber Handel und der Aderbau unjerer Staaten, die Quellen und Grundlagen 
ber Lebensfähigkeit eines Staates, nicht gedeihen konnten; mit einem Wort, 
bie Cultur unſeres Landes, die perfönliche Freiheit unferer Unterthanen ohne 
Ausnahme, die öffentliche Ruhe und das allgemeine Wohl konnten, was und 
wie man ed auch anfangen mochte, nicht Beitand haben und waren allen 
Arten von Wechfelfällen ausgeſetzt, weil die Gejehe und Verordnungen im: 
mer verändert und niemals conjequent ausgeführt wurden und jo alfo im: 
mer ihren Zweck verfehlten. Der erfte Zweck aller zu ergreifenden Map 
regeln muß der fein, baf die Gefehe und Verordnungen das allgemeine Wohl 
be3 Etaates ſichern. Es ift daher nothiwendig, daß ſowohl die beftehenden Ge- 
ſetze ala die Gefeße, welche in Zukunft, den Beftimmungen unſeres Heiligen Ge: 
fees gemäß, zu erlaſſen find, ohne Ausnahme Wort für Wort und vollftänbig 
ausgeführt werben; und damit bafür, jowie für die Verwaltung der Staats» 
einnahmen und Ausgaben nad den Anfäßen des Budgetd, eine genügende 
Eicherheit und Bürgichaft gewährt werde, ift e8 nothiwendig, daß ein Ge 
neralrath (Medihlig-i Umumi) organifirt werde, deſſen Mitglieder ans 
Perſonen beftehen, welche wegen ihrer Leiftungen des öffentlichen Vertrauens 
würdig find, und deſſen Einrichtung den Gebräuchen und Bebürfnifien un: 
ſeres Reiches entipricht. Die Minifter werden dieſen Gegenftand —— 
erörtern und überlegen und mir das Reſultat ihrer Beſchlüſſe zur Hmis 
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gund vorlegen. Zu den Urfachen, welche die Ausführung ber Gefehe ber 
Dingen, gehört auch, daß fünftighin die dem öffentlichen Wohl jo nachtheilige 
BVerleihung von Staatzämtern an unfähige Perfonen und die jo häufig ohne 
allen geiegmähigen Grund vorgenommenen Beamtenwechſel befeitigt werden, 
wand daß don jeht an zu allen Aemtern nur taugliche Perfonen ernannt und 
fein Beamter ohne hinreichenden Grund abgejegt werden dürfe, ſowie daß 
alle vom Minifter an bis zu den geringften Beamten hinab für ihre Amt3« 
Führung und für die Erfüllung der ihnen auferlegten Pflichten verantwort: 
Lich feien. Es ift daher erforderlich, daß diejer wichtige Punct Gegenftand 
einer feiten Verordnung werde. Es ift befannt, daß der materielle und ins 
tellectuelle Fortjchritt der europäifchen Völker durch Wiſſenſchaft und Kunft 
erreicht wurde. Gott fei gelobt und gedankt, allen Klaſſen unferer Unter: 
thanen fehlt e8 nicht an Fähigkeit und Geſchick, und da ich die Verbreitung 
der Kenntniſſe für ungemein wichtig und dringend eradhte, jo ift es nöthig, 
daß bie bafür erforderlichen Summen ohne Zeitverluft aufgebracht werden. 
Die Verwaltung der Givilangelegenheiten, ber Finanzen und ber Polizei in 
ben Provinzen fteht mit den von der Gentralregierung zu ergreifenden Map: 
regeln im engften Zufammenhang; es ift alſo nöthig, daß auch in biefer 
Beziehung zu Reformen und Verbefferungen geichritten werde. Zu den Aufs 
ftänben, welche voriges Jahr in der Herzegowina und in Bosnien von Un— 
zuhftiftern angezettelt wurden, ift jet auch noch ber ſerbiſche Aufitand ges 
fommen. Das auf beiden Seiten vergoffene Blut ift dad Blut der Kinder 
eines und beafelben Vaterlandes; dieſes Blutvergieken gereicht und zur Außer: 
fien Betrübniß, und es ift mein Wunsch, daß diefem beflagendwerthen Zuftande 
thunlichft bald durch zweckdienliche Mahregeln ein Ende gemacht werde. Ich 
beftätige hiemit alle Verträge, welche mit ben befreundeten Staaten abge: 
fchloffen find, und es wird mein aufrichtiges Beftreben fein, diejelben aus: 
zuführen und die freundichaftlichen Verbindungen zu vermehren und zu er: 
weitern. Gott möge alle unjere Bemühungen mit Erfolg krönen!“ 


10. September. (Rumänien) Der Minifterpräfident Bra- 
tiano geht nach Siebenbürgen, um den Kaiſer von Dejterreich im 
Namen Rumäniens zu begrüßen. 

11. September. Das Namenzfeft des Kaifer® von Rußland 
wird in Belgrad von Regierung und Bolt dazu benüßt, um bie 
Dankbarkeit Serbiend für die von Rußland kommende Hülfe zum 
Ausdrud zu bringen. 

11. September. Die Türken machen einen vergeblichen Ber: 
ſuch, das rechte Morawaufer wieder in ihre Gewalt zu bringen. 

12. September. (Aegypten) ſchickt neuerdings Truppen nach 
Abiſſinien, wo feine Angelegenheiten ziemlich jchlecht ſtehen. 

14. September. Die Pforte theilt den Vertretern der Mächte 
officiell ihre Friedenzbedingungen bez. Serbiens mit. 

Die Friedensbedingungen find in einem Memoire enthalten, twelches, 
bevor e3 zur Definirung der Friedenspuncte jelbft gelangt, nad) Characteris 
firung ded Vorgehens ber jerbijchen Regierung die Gründe auseinanderfeßt, 
aus welchen der Pforte ein Eingehen auf einen Waffenftillftand unmöglich 
u fein fcheint, und aus welchen fie vorzieht, einen definitiven Frieden zu 
—28 Die Friedensbedingungen ſelbſt lauten wie folgt: 1) Die mit 
ber jerbifchen Fuͤrſtenwürde Deffeidete Perfon wird ſich in die Hauptfiabt 
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zu begeben haben, um dem Sultan ihre Huldigung barzubringen. 2) Bir 
vier Feſtungen, deren Obhut dem Fürften von Serbien durch den Tyermaz 
von 1283 anvertraut war, und deren Befit der faiferlien Regierung ab 
antiquo —— iſt, werden beſetzt werden wie in der Vergangenheit, und 
man wird ſich in dieſem Punkte genau nach den Beſtimmungen des 

foll3 vom 8. September 1862 benehmen. 3) Die Milizen werden abgeicdhafft. 
Die Zahl der zur Aufrechthaltung ber Ordnung im Innern bes Fyürften: 
thumes nothwendigen Militärmadt wird 10,000 Mann mit 2 erien 
nicht überfteigen. 4) Den Beitimmungen des Fermans von 1249 gemäh 
wird Serbien gehalten fein, die Einwohner aus den Nachbarprovinzen, welche 
bahin auswandern follten, in ihre Heimath zurüczufenden, und mit Aus 
nahme der ab antiquo in Serbien beftandenen Feſtungen werden alle jpäter 
errichteten Feſtungen vollftändig bemolirt werben müſſen. 5) Wenn Ser: 
bien nicht im Stande ift, die Kriegsentſchädigung, deren Betrag feftgeftellt 
werben twird, zu bezahlen, jo wird der gegenwärtige Tribut um die Zinſen 
be3 die Kriegsentſchädigung repräfentirenden Betrages erhöht werden. 6) Die 
ottomaniſche u wird das Recht Haben, bie Eilenbahnlinie, welche 
Belgrad mit der nad) Nifch führenden Bahn verbinden fol, bauen unb burd 
ihre Agenten oder eine ottomanifche Gefellichaft ihrer Wahl betreiben zu 
lafien. In den Bemerkungen, welche das Memoire an diefe Bedingungen 
weiter knüpft, erklärt die Pforte, das Ziel nicht überfchritten zu haben, das 
fie fich geießt hat. In dem Wunfche, jedem Verdachte eines Hintergedankens 
zu entgehen, und um einen Beweis ifre Bertrauend in dad Vermittlung: 
werk der Mächte zu geben, erklärt die Pforte, nachdem fie Dasjenige aus: 
einanbergefeßt, was nach ihrer Anficht nur die gerechte und nothwendige 
Eonjequenz betreffenden Sachlage vom Gefichtäpuncte des Rechtes wäre, 
fi wegen der aufgezählten ſechs — ganz auf das erleuchtete Ir: 
theil ber ſechs vermittelnden Mächte zu verlaffen. Sie überläßt ihnen ganz 
bie Sorge, bie Gründe zu erwägen, welche dieſe ſechs Bebingungen als Mittel 
bictirt haben, der Wiederkehr der gegenwärtigen Galamitäten zu begegnen. 
Was Montenegro betrifft, wird man fi) an den Status quo ante halten. 
Sobalb die Mächte ihr Urtheil über die Friedensbedingungen abgegeben 
haben werden, wird die Pforte in vierundzwanzig Stunden den Befehl zur 
Einftellung ber Feindſeligkeiten ertheilen. 


14. September. Der jerbijche Minifterrath lehnt die ihm ver- 
traulich mitgetheilten FFriedensbedingungen der Pforte einftimmig ab. 


15.—16. September. Pronunciamento der jerbifchen Armee 
auf Anregung des ruffiichen Obercommandanten, indem fie ben Für— 
ften Milan zum König von Serbien proclamirt: 


„Aerinaß, 17. Sept. Die unter meinem Befehle ftehenden drei Di: 
vifionen ſandten am 15. jpät Nachmittags Deputationen zu mir, welche mir 
eröffneten, daß fie nicht nur für die Vereinigung und Befreiung ber fer 
bifchen Länder kämpfen, fondern auch für die Integrität des heutigen Ser: 
bien troß ber forderungen ber nn Die Armee erflärte durch die De: 
putationen, daß fie den Fürften Milan zum König von Serbien proclamire. 
Am folgenden Tage, 16. September, 11 Uhr Vormittags, wurde Diek der 
gefammten Armee unter Kanonenfalven feierlich proclamirt. Tſchernajeff.“ 
Auf Verlangen ber Armee ſendet Tichernajeff ein Bataillon nach Belgrad, 
welches mündlich bie Wunſche bes Militärd dem Fürſten berichten fol. 
Gleichzeitig wird dieſes Bataillon ala Leibgarde des Königs Milan Obres 
novics beftimmt. 
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15. September. Montenegro verlangt von den Vertretern ber 
Mrächte eine Regulirung der türkifch-montenegrinifchen Grenze 

bei Veli- und Malo:Brdo (dem jogenannten „Eleinen und großen 
Berg”) etwa in der Weile, dab die Hinter diefen Bergen fich ausbreitende 
Ebene an Montenegro falle, indem es die abjolute Nothiwendigkeit geltend 
macht, für die Einwohner der Brdas einen Weibeplaß zu erlangen, wodurch 
die bisherige Deranlafjung alter Zwiftigkeiten ziwifchen der Pforte und dem 
Fürſtenthume beſeitigt würde. Der zweite Anſpruch Montenegro's wäre 
auf die Erlangung eines Hafens gerichtet; derſelbe hat aber zur Zeit keine 
Ausſicht, da das Loſungswort der Diplomatie der Status quo ante iſt. Das 
gegen jcheint die Grenz:Berichtigung mehr Ausfichten zu haben, da man in 
Konftantinopel freiwillig fich erboten hat, dieſe chroniſche Frage in entgegens 
fommender Weile auszutragen, obgleich” Montenegro zur Zeit feinen Fuß 
breit türkifchen Bodens mehr bejegt Hält. 


16. September. Obgleich über die Friedensbedingungen noch 
feinerlei Einigung ftattgefunden hat, jo läßt fich die Pforte doch zu 
einer 10tägigen Waffenruhe vom 16. biß zum 25. September her— 
bei. Gerbien und Montenegro erklären ſich damit einverftanden. 

16. September. Die Pforte macht ihren Vertretern im Aus— 
Lande folgende Mittheilung bezüglich einer neuen Unterfuchung der 
Vorgänge in Bulgarien: 


„Sie faiferliche Regierung Hat in der Wbficht, bis zu den äußerſten 
Grenzen die Sorgfalt darzuthun, mit der fie von Anfang am bejtrebt ges 
weſen ift, die Dinge in Bulgarien in vollite Klarheit zu ſetzen, und um 


eben Schatten eines Zweifel an der Wahrheit ihrer Informationen zu bes 
—— den Beſchluß gefaßt, eine nochmalige Unterſuchung über die Vor— 
änge in Bulgarien durch eine neue Commiſſion vornehmen zu laſſen. Der 

. in dieſer Commiſſion iſt dem früheren Handelsminiſter Sadullah Bey 
übertragen, und derſelben gehören außer Muſelmännern auch Griechen, Bul⸗ 
garen und Armenier al3 Mitglieder an. Die Commilfion Hat fich bereit3 
nach — begeben. Dieſelbe bietet für die Unparteilichkeit und Gerech— 
tigkeit * — alle nur gewünſchten re Alle Schuldigen 
werben jofort an Ort und Stelle ftreng beftraft werden.“ 


18. September. (Rumänien) Bei den mit diefem Tage 
beginnenden Herbftübungen des Militär werden Truppenconcentra= 
tionen abfichtlich vermieden, um feinerlei Grund zu Befürchtungen 
und Argwohn zu geben. 

20. September. Die Durchzüge bewaffneter ruffifcher Frei— 
williger nach Serbien gejtalten fich auf den rumänischen Eifenbahnen 
immer großartiger. 

20. September. Der armenijche Patriarch in Konftantinopel 
und die zahlreichen dort anjäffigen Armenier bejchweren fich beim 
Großvezier über die zahlreichen Acte der Gewaltthätigkeit, die Er— 
preffungen und DBerationen, welche die Nation der Armenier in ben 
legten Zeiten im Innern von Anatolien Seitens der Redifs und der 


N 


526 Die ottomannifge Pforte. (Sept. 21—22.) 


mufelmanifchen Bevölkerung jener Gegenden habe über fich ergehen 
laffen müfjen und formuliren ihre Wünjche und Forderungen im 


folgenden fieben Puncten : 

1) Regelung bed Befirechtes jener ausgedehnten Länderbefipe im 
Innern des Landes, auf welche, obſchon fie Privateigentgum der Bewohner 
find, bald von dem Vacouf und bald von ben Bey’3 der betreffenden Ort: 
Ihaften ein Anspruch erhoben wird. 2) Aufhören der von ben Dere-Bey’ 
(Thalgrundbefigern) auf die Ruralbevölferung im Innern des Landes ans 
geübten Autorität. 3) Entjendung einer vom Patriarchale zu ernennenben 
Commiſfion, welche beauftragt werben joll, die Urſachen der Klagen der Ar: 
menier im Innern des Landes zu prüfen. 4) Regelung des Kirchen: und 
Kloſtereigenthums. 5) Annahme eines Erlaffes, nach welddem ein noch nicht 
21jähriger Armenier zum Webertritte zur mohamedanifchen Religion wicht 
zugelafjen werden kann. 6) Ernennung einer Commiſſion durch das Patri- 
archiat, welche berechtigt fein wird, ihren Sit in der Abtheilung der hoben 
Pforte für Eultusangelegenheiten zu nehmen. 7 Zulaffung der Beugenkchaft 
der Ehriften bei den Gerichten im Innern des Landes. 

Die Armenier gehörten bisher, wie die Bulgaren, zu ben ruhigften 
und friedlichiten Einwohnern des türkiichen Reiches. 

21. September. (Serbien.) Alle jerbijchen Kreisftäbte haben 
fih dem Pronunciamento der Armee bezüglich Annahme bes Königs: 
titel3 angeſchloſſen. Fürft Milan ftimmt demfelben jeinerjeits weder 
zu, noch lehnt er es beftimmt ab. Oeſterreich erklärt, daß es ben 
Titel niemals anerkennen würde. 

22. September. Die Vertreter der Mächte unterhandeln unter 
fih und mit Serbien über die Bedingungen eines zwifchen der Pforte 
und Serbien Montenegro abzujchließenden Friedens. Diefelben follen 
jedoch der Pforte erft mitgetheilt werden, wenn Serbien fi) damit 
einverftanden erklärt haben wird. England fpielt dabei jo ziemlich 
bie leitende Rolle. 

22. Eeptember. Der englifche Botſchaftsſecretär Baring be— 
gibt fich neuerdings nach Philippopel, um die türkifche Unterjuch- 
ungscommilfion in Bulgarien zu überwachen. 

22. Ceptember. (Serbien.) Die ANctionspartei in Serbien 
und die ruffiichen Freiwilligen find mit dem Princip der Mächte 
für die Bedingungen der Wiederherjtellung bes Friedens, den status 
quo ante für Serbien von der Pforte zu fordern, ganz und gar nicht 


einverjtanden. 

Ein Schreiben des Oberften Montecerbo, Generalſtabschef Tichernajeffa, 
erklärt dießfalls: „Der status quo für Serbien und Localreformen in den 
en rovinzen würde der Todesſtoß für Serbien fein. Das ferbijche 

olt iſt in Berzweiflung zu ſehen, daß die öffentliche Meinung in Rußland 
und zumal in England durch die auflöjende Thätigkeit der Diplomatie des— 
avouirt werde. Der unter folhen Bedingungen unterzeichnete Friede wäre 
verderblich für den Orient, und der Kampf zwijchen Chrijten und Türken 
wäre nur binausgejchoben.“ 
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23. (Serbien.) Der ſerbiſche Skupſchtina-Ausſchuß beſchließt 
Tolgende Rejolution : 


„Der permanente Ausſchuß nimmt mit —— Freude das nationale 
Werk der Praclamirung des Fürſten Milan Obrenovics zum erſten König 
von Serbien zur Kenntniß und erſucht die hohe Regierung, dasſelbe jobald 
ala möglich zur Thatfache zu machen. Die Türkei hat durch ihre Friedens— 
forderungen den Parijer Vertrag gebrochen, weßhalb weder die jerbiiche Re— 
gierung noch die Sfupichtina wie immer geartete internationale Verbind— 
Lichfeiten abhalten können, dieſen Wunſch des Volkes auf die feierlichite Weile 
zur Ausführung zu bringen.“ Die jerbifche Regierung nimmt diefen Act 
des Scupſchtina-Ausſchuſſes „mit Befriedigung“ entgegen. 


25. September. (Serbien.) Aus den ruffischen Freiwilligen 
ijt bereit3 eine eigene Brigade formirt und eine zweite in der For— 
mation begriffen. 


26. September. Der engliiche Botjchafter Elliot theilt der 
Pforte die von feiner Regierung in einer Inftructiongdepefche Derby’s 
formulirten und von den übrigen Mächten im Allgemeinen gebil- 


Ligten Friedensbedingungen vorerft vertraulich” mit. Die Pforte 
antwortet ausweichend. 


Die Inftructionsdepeiche Derby’3 an Elliot lautet: „Die türfifchen 
ge ericheinen unzuläjfig (inadmissible); daher wollen 
ie ala Bafi3 einer Vereinbarung Folgendes vorjchlagen: 1) Den unver: 
änderten Status quo für Serbien und Montenegro. 2) Gleichzeitig unter« 
eichnet die Pforte ein zwifchen ihr und den jeh3 Mächten ge» 
Phtoffenes Protocoll, worin fie für Bosnien und die Herzegowina ein 
Syſtem localer adminiftrativer Autonomie zu Schaffen verjpricht, unter welcher 
Benennung verſtanden werden ſoll ein Syſtem ſolcher Local-Inſtitutionen, 
die der Bevölkerung eine Controle über ihre eigenen Local-Veamten und 
Garantie gegen Ausübung willkürlicher Autorität gewähren. Es iſt feine 
Rede von der Bildung tributärer Staaten. 3) Gleichartige Garantien gegen 
Mikverwaltung werden auch für die Bulgarei vorgejehen (provided). Die 
genauen Detaild biefer Garantien werden einer fpäteren Erörterung vor⸗ 
behalten. Sie werden beifügen, daß man erivartet, die in Folge der aus: 
ewechlelten Noten vom 30. December und 13. Februar bereit? zugejtandenen 
— ſollen in dieſen Einrichtungen für Bosnien und die Herzegowina 
einbegriffen fein und, ſoweit dies möglich, auch auf die Bulgarei ausgedehnt 
werden. Wir bezweifeln nicht, daß die übrigen Mächte diefe Inſtruction, 
die Sie beauftragt find, zum Ausdrude zu bringen, unterftüßen werben. 
Sie fünnten, Herr Botfchafter, nicht ernft genug die Dringlichkeit 
der Situation ber Pforte gegenüber ebenjo betonen, wie bie Bortheile, die 
aua| einer rafchen und bereitwilligen Annahme unjerer Propofitionen für 
bie Pforte erwachſen mühten. Auch wollen Sie conftatiren, daß die Fort⸗ 
bauer ber freindjeligleiten während der Verhandlungen mit den Mächten 
jelbftverftändlich nicht zuläffig find, und daß al ſogleich eine Veinbarung 
(arrangement) wegen eines formellen Waffenftillitandes getroffen 
werden müßte.“ 


26. September. (Serbien.) Der ruffiiche Conſul in Bel— 
grad ſpricht ich gegen die Aunahme des Königstitel® durch den 
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Fürften Milan aus. In Montenegro ift der Fürft darüber aud 
ſeinerſeits jehr ungehalten. 

26. September. Die Pforte hat fich bereit erflärt, die mit 
dem 25. ds. Mts. zu Ende gegangenen Waffenruhe um 6 Tage zu 
verlängern. Die jerbijche Regierung lehnt dies in einer Mittheilung 
Riſtie's an die Mächte ihrerſeits ab und erklärt, fi nur auf einen 
regelrechten Waffenjtillftand einlaffen zu können. Die Yeinbdjelig- 
feiten beginnen daher mit diefem Tage wieder. 

26. September. Lord Derby richtet an den brittifchen Bot— 
Ichafter in Gonjtantinopel eine jehr energifche Depeche bezüglich 
Bulgarien? und ber ftrafwürdigen Läffigkeit der türkiſchen Re— 


gierung. 

Lord Derby bedauert Angeficht? des vollen Baring’schen Berichtes zu 
finden, daß die in den vorläufigen Berichten rege gemachten Befürchtungen 
über Verbrechen vom ſchlimmſten Character ſich in ihrer vollften Ausdehnung 
beftätigt haben. Obſchon, bemerkt er, einige ber veröffentlichten Geichichten 
fih als unrichtig erwiejen haben, jo fann doch darüber fein Zweifel ob: 
walten, daß das Verfahren des Paſcha, der den Befehl zur allgemeinen Be: 
waffnung der Mohamedaner ertheilte, zur Anfammlung von Räuber: umd 
Mörderbanden führte, welche unter dem Vorwande, den Aufftand zu unter: 
drüden, fich der „abicheulichften Verbrechen jchuldig machten, — die 
Seiten der Geſchichte in dieſem Jahrhundert befleckt haben.“ Der Miniſter 
erklärt ferner, es ſei von den Provinzialbehörden nicht nur die ſträflichſte 
Unthaätigkeit entwickelt, ſondern auch wenig oder gar nichts gethan worden, 
um Erſatz zu leiſten. Nur etwa 20 der Mörder von Männern, Weibern 
und Kindern ſeien beſtraft, keine ernſtlichen Anſtrengungen ſeien gemacht 
worden, den Leiden des Volkes Abhilfe zu leiſten und für ſeine Sicherheit 
in der folge zu ſorgen, und fort und fort noch ſeien in Folge der Ohn— 
macht oder Fahrläſſigkeit der Pforte Gewaltthätigkeiten zu beflagen. Es 
wird im Weiteren der „gerechten Entrüjtung“ gedacht, welche biefe Vorgänge 
in Großbritannien und in der That in ganz Europa wach gerufen, und er: 
Härt, die Pforte könne ſich unmöglich gegen bie öffentliche HReinung in an: 
beren Ländern gleichgültig zeigen. Was die Unterzeichner des Parifer Vertrages 
betrifft, jo könnten diejelben nicht gegen die Leiden des Landvolfes in Bulgarien 
unter ſolchen Ausbrüchen der Rachſucht und Graufamteit kalt bleiben, und eine 
der allernaͤchſten Bedingungen für die Erledigung der jhwebenden Fragen müffe 
im veichlichen Erſatz und Garantien für die Sicherheit der Leidenden beftehen. 
Allerdings bemerkt der Minifter, der Autorität der Pforte jcheine Trotz ge: 
boten worden zu fein und ber türkiſchen Regierung fei die Wahrheit vorent: 
halten worden, benn unter feinen Umftänden fei es anzunehmen, daß bie 
—* vorbedachterweiſe Beamte befördert und ausgezeichnet habe, deren 

andlungen das türkiſche Reich mit Schmach und Schande bededt, allein 
er ſpricht die Pforte darum doch nicht von der Verantwortlichkeit frei. Und 
bamit dem Sultan die Anfichten der britiſchen Regierung dringend an’ 
Herz gelcat werden, wird der Botjchafter angewieſen, eine perjönliche Aubdienz 
vom Sultan zu berlangen nnd den Baring’ichen Bericht im Mejentlichen 
zu feiner Kenntniß zu ugs und ihm bie Namen ber Hauptjächlich in 
iefem Bericht angezeigten Beamten zu nennen. Sir Henry Elliot wird 
ferner angewiejen, Entſchädigung und Gerechtigkeit zu forben, auf den jo: 
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fortigen Wiederaufbau von Käufern und Kirchen und auf die Gewährung 
von Unterjtügung für die Gewerbthätigfeit und für die Bebürfnifje ber in 
Armuth gerathenen Perfonen, ferner auch auf die Zurüderftattung der 80 
Weiber, welche entführt worden waren, zu dringen und barauf zu beftehen, 
daß ein abichredendes Beifpiel mit Denjenigen gemacht werde, welche bie 
oft erwähnten Schandthaten duldeten und an benjelben Antheil nahmen, 
und daß man Diejenigen, welche unter einer faljchen Anficht über ihr Ver: 
halten ausgezeichnet oder befördert worden waren, begradire.. Damit aber 
dieje Anfichten zur Geltung gebracht werden können, jchlägt Lord Derby als 
vorläufige Maßregel vor, einftweilen die betreffenden Bezirke unter einen 
tüchtigen und energifchen Commiſſär zu ftellen, der entweder jelbjt Chriſt 
wäre oder vertrauendmwürdige chriftliche Rathgeber um fich Habe. 

27. September. Die Pforte wirft fich, den Friedensbeding— 
ungen Englands und der Mächte gegenüber, auf das Verfaffungs- 
project zurüd. Sie bejchließt die Errichtung eine® aus 30 Mufel- 
männern und 30 Chriſten bejtehenden Reformrathes, der fich mit 
den von den Mächten geforderten Reformen zu bejchäftigen hat. 
Sie will felbjt die Jnitiative der Reformen ergreifen und fie für 
da3 ganze Reich in Ausführung bringen. Dagegen lehnt fie in 
einer vertraulichen Mittheilung an die Mächte diefe Ausführung für 
nur 3 Provinzen ab, um auf diefe Weije jeder Controle der Mächte 
rejp. jeder Garantie der Reformen durch die Mächte zu entgehen. Die 
Lage der Dinge wird dadurch eine jehr ernite. 

30. September. Die Stimmung der Griechen in Theſſalien 
und Epirus ijt eine ſehr aufgeregte, da fich die Diploinatie nur um 
die Slaven des türfifchen Reiches, nicht aber auch um fie und ihre 
Lage, ihre Bejchtverden und ihre Wünſche zu kümmern fcheine. In 
Athen bildet fich ein theſſaliſches Actiongcomite, um die griechifche 
Regierung dafür zu intereffiren und zu Schritten für die griechifche 
Bevölkerung in der Türkei zu bewegen. 

30. September. Die jerbijche Armee unter Tjchernajeff macht 
heftige Angriffe auf die türfifche Armee am linken Ufer der Mo— 
rawa. Diejelben find indeß fruchtlos. Doch begnügen fich die 
apathijchen Türken mit der Abweifung diefer Angriffe. 

Anfang October. (Aegypten.) Der Finanzminifter, bisher 
finanziell die rechte Hand des Chedive und das gefügige Werkzeug 
jeiner GErpreffungen, wird plößlich abgejeßt, verhaftet und nad) 
Dberägypten verbannt. Auf dem Wege dahin ftirbt er, d. h. wird 
er erdroffelt. Cein großes Vermögen wird vom Chedive eingezogen. 
Prinz Haflan wird an feine Stelle zum Finanzminifter ernannt. 

2. October. Der ruffifche Kaifer verfammelt in Livadia außer 
den Reichskanzler auch den Großfürften-Thronfolger, den Botjchafter 
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in Gonftantinopel, General Ignatieff und ſeine wichtigjten Miniſter. 
Auch Deutichland, Defterreich und England jchiden ihre Botjchafter 
dahin. Ignatieff kehrt darauf nach Conftantinopel zurüd. 

2. October. Der große Pfortenrath bejchließt neuerdings, die 
Zufage von Reformen, jpeciell für Bosnien, die Herzegowina und 
Bulgarien und ebenfo die Unterzeichnung eines die Türkei gegemüber 
den Mächten bindenden Protocoll3 abzulehnen; die für das ganze 
Reich zu erlaffende Verfaflung foll auch für jene Provinzen und 
den Mächten gegenüber genügen. Die Stimmung der muſelmäni— 
chen Bevölkerung zumal in Stambul ijt eine jehr gereizte und bie 
Ulemas benüßen den Ramazan, ter eben gefeiert wird, die politischen 
und religiöfen Gefühle der Mufelmänner noch mehr aufzuftacheln. 
Der Kampf gegen Serbien und die flavifchen Inſurgenten und bie 
Unterftüßung derjelben durch ruffiiche Zuzüge ift für einen großen 
Theil der Mohamedaner factijch bereit? ein Glaubenskrieg, gleichwie 
auf der andern Seite die Slavencomites fich alle Mühe gaben, die 
Öffentliche Meinung in Rußland für den Glaubensfrieg zu gewinnen 
und aufzuftacheln. 

3. October. Rußland ladet die Mächte durch eine Gircular: 
bepejche ein, der Pforte einen zweimonatlichen Waffenftillftand auf: 
äzuerlegen (imposer), um den Mächten Zeit zu lafjen, fich über 
weitere Schritte zu verjtändigen. 

3. October. (Serbien.) Die Regierung ernennt einen Rufjen 
zum Stadteommandanten von Belgrad. 

4. October. Nazif Paſcha läßt den Einwohnern des bosniſchen 
Vilajets verkündigen, daß die Steuern für 1 Jahr erlaffen, für fer: 
nere 2 Jahre bedeutend herabgejegt werden, daß die Regierung die 
Gemeindeverwaltung in die Hände des Volkes Iegen und nächitens 
eine Verfammlung von Optimaten einberufen werbe, welche die 
dringlichften Bedürfniffe der Regierung zu bezeichnen haben werden, 
und endlich, daß die Kriegafteuer nicht länger eingehoben werden joll. 

5. October. Als Zuzüge zu den Gerben erjcheinen an der 
Gränzge von Rumänien nachgerade ganze Sotnien Koſaken mit 
Pferden und Munition und werden auch mit einigen Borfichtsmaß- 
regeln von den rumänijchen Eifenbahnen an die jerbijche Grenze be- 
fördert. 

6. October. Die Bertreter Rußlands im Auslande führen 
übereinftimmend eine auffallend friedfertige Sprache: ihre Außein- 
anderfegungen drehen ſich um die Nothwendigfeit, daß die Pforte 
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Garantien für die Ausführung der verheißenen Reformen geben 
müfle. Die Mächte ihrerjeit3 find darüber einig, daß zuerft ein 
MWaffenftillftand von längerer Dauer nöthigenfall3 durch eine ſtarke 
Preifion auf die Pforte zu erzielen ſei und daß dann erft über bie 
Garantiefrage verhandelt werden könne. Der englifche Gejanbte 
führt gegenüber der Pforte bezüglich des Waffenftillftands eine 
ziemlich drohende Sprache. 

7. October. (Rumänien) Der Minifterpräfident Bratiano 
geht nach Livadia, um den Kaiſer von Rußland zu begrüßen. 

8. October. Die Montenegriner greifen die türkiſchen Truppen 
unter Mukthar Paſcha an und zwingen biefelben mit empfindlichen 
Verlufte über die montenegrinifche Gränze zurückzugehen. 

8. Sctober. (Rumänien.) Ein Decret des Fürften befiehlt, 
daß das ftehende Heer mit den Referven und der Territorialarmee 
zu divifionaweifen Waffenübungen zufammentreten ſoll; dem Kriegs— 
minifter wird zu dieſem Zwecke ein Gredit von 200,000 Xei be= 
willigt. 

10. October. Die Pforte befchließt, den von den Mächten 
vorgeichlagenen ſechswöchigen Waffenftillftand abzulehnen, dagegen 
fih zu einem folchen bis zum 15. März 1877 bereit zu erklären. 
Die Demarcationzlinie ſoll auf Grundlage des derzeitigen Befih- 
ſtandes fejtgejtellt werben, doch wäre die türfifche Regierung bereit, 
ihre Pofitionen auf jerbijchem Gebiete zu räumen, falls man fich 
von jerbifcher Eeite verpflichten würde, diefelben nicht 34, bejegen. 

12. October. Die Pforte überreicht den Mächten ihren for= 
mellen Vorſchlag eines Waffenftillftandes bis zum 15. März 1877 
und zugleich eine zweite Note, in welcher ausfchließlich die Reform- 
frage behandelt wird. 


Dieſes Actenftüd ift ein Abriß der beichlofjenen Reformen, welche 
unfehlbar während bes —— * Waffenſtillſtandes ins Leben treten 
ſollen. Es iſt darin von der Verfaſſung und den Befugniſſen der Depu— 
tirtensffammer (Medjliss mebouchan) und des Herrenhauſes (Medjliss ayan), 
von ber Aenderung des Bilajet:Gejepes im Geifte der allgemeinen Decentras 
lifation, don der Bildung der Provincial:Verwaltungsräthe und von ber 
Reorganifirung der Polizei die Rede, zu welch letzterer die Chriften in den 
von einer gemijchten Bevölkerung bewohnten Provinzen in gleicher Zahl mit 
ben Mohamedanern zugelaffen werden ſollen. Das Actenftüd ift mit fol 
gendem Pafjus eingeleitet: „Als getreuer Ausdruck des jouveränen Willens 
bat der unmittelbar nach der Thronbefteigung promulgirte Hat die Mängel 
der Vergangenheit gekennzeichnet und darauf hingewieſen, daß die * 
führenden Reformen den Zweck haben müſſen, die eigenmächtige Gewalt der 
Adminiſttations-Beamten zu beſeitigen und den Mißbräuchen vorzubeugen. 
Dieſes Beftreben ift bereits auf dem Wege ber Realifirung, und die faijer: 
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liche Regierung iſt glüdli, heute die Mahregeln mittheilen zu können. 
welche, entiprechend dieſem Gedanten, decretirt wurden. Als Rejultat der: 
felben mwohlwollenden Fürſorge, welche vor 20 Hahren die Neformen veran- 
laßte, deren hoher Werth von ganz Europa anerfannt wurde, entiprecden 
diejelben volllommen den Wünſchen der befreundeten und alliirten Mächte 
der hohen Pforte. Sie befißen benjelben Character der Spontaneität und 
Unabhängigkeit, welcher durch jenen feierlichen Act, der noch heute die Lage 
im Orient vegelt, bekundet wurde.“ 

14. October. Defterreich, England und Frankreich, ſchließlich 
auch Italien, nehmen den von der Türkei vorgefchlagenen Waffen- 
ftillftand bis zum 15. März an, Rußland lehnt ihn dagegen ab. 
An Serbien räth der General Tichernajeff von jedem Waffenftillftand 
ab, die Regierung dagegen erklärt fich bereit, zu einem ſechswöchigen 
die Hand zu bieten. 

17. October. Der ruffiiche Botſchafter, General Ignatieff, 
trifft endlich wieder in Gonjtantinopel ein. 

17. October. (Rumänien.) Der officidfe „Romanul“ bereitet 
die Öffentliche Meinung jehr deutlich für den eventuellen Fall eines 
Krieges zwiſchen Rußland und der Türkei auf eine Cooperation mit 
Rußland, auf jehr vortheilhafte Bedingungen Hin, vor. 

19.—23. October. Abdul Kerim Paſcha ergreift mit der tür= 
filchen Armee wieder die Offenfive gegen die Eerben: tägliche 
hartnädige Kämpfe zwiſchen beiden Armeen. Am 23. October 
Abends jtürmen die Türken gegen die Höhen von Djunis, dem 
Schlüſſel zu der Straße nach Krujchewah. | 

20. Dctober. Serbien ruft alle Waffenfähigen des Landes 
vom 17, bis zum 60. Jahre unter die Waffen. 

21. October. Die Montenegriner nehmen die türkifche Feſtung 
Medun durch Gapitulation. 

21. October. Der ruffiiche Botjchafter Ignatieff betont in 
einer Berfammlung der Botjchafter die Nothwendigfeit, die aufge: 
regte Stimmung Rußlands dadurch zu beruhigen, daß die Pforte 
gendthigt wird, gewiſſe unumgängliche Conceffionen zuzugeftehen. 
Rußland bejtehe erjtens auf einem ſechswöchentlichen Waffenftill- 
jtand, zweitens auf der Autonomie Bosnieng, der Herzegowina und 
Bulgarieng, drittens auf Garantien. Der erjte Punct müfje une 
verzüglich erlangt werden. Betreff3 der beiden andern würde es 
einer Conferenz, worin die Türfei nicht vertreten, zuftehen, die Be— 
deutung der Worte Autonomie und Garantien feftzuftellen. 

27. October. Die Etimmung in Serbien ift in Folge des 
Ausgangs der Kämpfe vom 19. bis 23. ds. Mis., durch welche Ale 
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zinab und Deligrad ſchwer bedroht find, jehr gedrüdt: alle Blätter 
rufen nach ruffiicher Hülfe. 

28. October. Die Türken beginnen das Bombardement vorn 
Alexinatz und Deligrad mit 4 Krupp'ſchen 24-Pfündern. 

30. October. Die Türken erftürmen Djunis. Der Erfolg ift 
entſcheidend: die ferbifche Linie ift durchbrochen, die Straße nach 
Krufchewaß jteht den Türfen offen, Alexinatz und Deligrad, die beiden 
Kernpunkte der ferbifchen Defenfive, find im höchften Grade bedroht. 


30. October. Die Pforte, von allen Mächten gedrängt, erflärt 
endlich, einen zweimonatlichen Waffenjtillftand annehmen zu wollen 
mit zwei Verlängerungäftiften von je 6 Wochen, fall3 die Friedens— 
unterhandlungen es nothwendig machen jollten. 

Der ruffifche Generalconful v. Kartſow in Belgrad fendet in der 
Nacht eine Depeche nach Livadia ab, worin er Namens des Fürſten 
Milan bittet, daß Ignatieff entweder ſofort einen ſechswöchentlichen 
Maffenftillftand erwirken oder ruffiiche Intervention eintreten möge. 

Der ruffiiche Botjchafter in Konftantinopel wird dom Kaifer 
Directe angewieſen, von der Pforte binnen 24 Stunden die Annahme 
eines jechawöchentlichen Waffenftillftandes und die Einftellung der 
Teindfeligfeiten zu verlangen, widrigenfalls aber die diplomatijchen 
Beziehungen abzubrechen und SKonftantinopel mit dem gefammten 
Botichaftsperfonal zu verlaffen (©. Rußland). 

Die Pforte verweist einfach darauf, daß fie den zweimonatlichen 
MWaffenftillftand fchon angenommen Habe. Dabei bleibt e8 denn auch. 


30. October. England richtet eine Depeche an jeinen Bot— 
Ichafter in St. Peteräburg, welche einen eingehenden Rückblick auf 
die Bemühungen der englifchen Regierung zu Gunften des Friedens 
enthält und die Politif und Haltung Englands in den einzelnen 
Phajen der Verhandlungen erläutert. 


Man kann jagen, daß Lord Beaconsfield's Tifchrede einen Auszug 
aus diefer Depefche darftellt und die letztere enthält daher nur in den Einzels 
heiten manches Neue. Im erften Theile wird berichtet, wie Serbien von dem 
erhaltenen Wink Gebrauch machte und die Vertreter ber Großmächte um ihre 

riedensvermittlung erjuchte. Die öfterreichiiche Regierung war gegen den 
danken einer Eollectivnote an die Pforte und jo wurden in Konftantinopel 
von den Botichaftern bejondere Schritte zu Gunften des Friedens gethan. 
Die Pforte theilte darauf ihre befannten Bedingungen unter dem Bemerfen 
mit, daf fie diejelben dem Gutdünken und ber Enticheidung der Mächte an: 
heimftelle. Da die türkische Regierung einem Waffenftillftande abgeneigt, da= 
egen bereit tvar, über den Frieden zu verhandeln, jo tHeilte ihr das eng: 
iſche Gabinet feine VBorjchläge mit, nachdem ber ruffiiche Botſchafter vorher 
von denfelben Kenntniß erhalten hatte. Der öfterreichiichen Regierung wurde 





534 Bie ottomannifge orte. (Oct. 30.) 


auf ihre Einwände ausdrücklich erklärt, bie Verwaltungsautonomie, von wel: 
cher in den Borichlägen die Rede ift (bezüglich Bosniens und ber Herzego- 
wina), laufe durchaus nicht auf Gründung eines neuen Vafallenftaates hinaus. 
Am 21. September wurde Sir Henry Elliot angewiejen, diefe Borichläge 
der Pforte zu unterbreiten und am 25. leiftete er nach Beiprehung mit 
feinen Collegen diefer Weifung Folge. Serbien brachte jedoch die Verhand— 
lungen zum Bruche und die fyeindfeligkeiten wurden fortgeicht. Die eng: 
liſche Regierung nahm übrigens Veranlaffung, in Belgrad erflären zu laſſen, 
Serbien habe die weitere Unterſtüßung Englands verſcherzt. Wie es fcheint, 
fam es bei dieſer Gelegenheit auch zu Erörterungen — England und 
Rußland, denn Graf Schuwaloff erklärte in Downing Street ausdrücklich, 
die ruffiiche Regierung habe Serbien von Erneuerung des Kampfes abge 
rathen. Sie könne indefjen nicht mehr thun, da fie ihrerfeit® einen vegel» 
äbigen MWaffenftillitand verlangt habe. Mittlerweile wurde auch bekannt, 
aß die Pforte entichieden gegen die Unterzeichnung eined Protofolla, ent: 
haltend die Reformderheigungen für bie aufftändifcpen Zandestheile, ſotwie 
gegen den Ausdruck Localautonomie für diefe Reformen geweſen ſei. Am 
26. September machte Graf Schumaloff fodann den Vorichlag der Occupa— 
tion durch Öfterreichifche und ruſſiſche Truppen mit gleichzeitiger Demonftra: 
tion der vereinigten FFlotten der Mächte im Bosporus. Bon der Occupation 
war die Peteräburger Regierung bereit abzujehen, falls England die Fylotten- 
demonftration ala hinreichend eradjte. General Sumaroloff madte in Wien 
ben gleichen Vorſchlag. Am 3. October wurde im Geſpräche dem Grafen 
Schumaloff der Borichlag gemacht, falld die Pforte auf die Vorjchläge der 
Mächte ungünftig erwidere, folle man auf die urjprüngliche Forderung eines 
MWaffenftillftandes zurücfallen. Darauf erfolgte aus Livadia ber telegraphifche 
Gegenvorichlag eines MWaffenftillftandes von ſechs Wochen und Lord Derby 
theilte dem Grafen Schumwaloff nad Berathung mit jeinen Gollegen mit, 
das engliiche Gabinet Habe jich entichloffen, einen Waffenftillftand von nicht 
weniger ala 4 Wochen zu unterftüßen. Gleichzeitig wurde ber Plan zur 
Deeupation und FFlottendemonftration als ai Mr bezeichnet. Eir 

enry Elliot wurde nunmehr am 5. October angewiejen, ber Pforte für den 

I der Ablehnung ber Friedensvorſchläge ben Waffenſtillſtand in ber eng— 
iſchen Ken zur Genehmigung vorzulegen und zu erklären, nach Abſchluß 
bes MWaffenftillitandes jolle fofort eine Konferenz zufammentreten. Für den 
all, daß dieſer Vorichlag ebenfalld abgewiejen werben follte, wurbe ber 
Botichafter angewiefen, habe er unverzüglich Konftantinopel zu verlaffen, 
da es alddann hoffnungslos fei, bie Pforte vom Verderben zu retten. Gleich: 
eitig wurde den Mächten von ben Vorſchlägen zu Waffenftillftand und Con: 
* Kunde gegeben. Der erſtere fand einſtimmig Anklang. Was ben 
Conferenzgedanken anbelangt, jo erjuchte die öfterreichtiche Regierung in eimer 
vom Grafen Beuft überreichten Depeiche (dat. 9. October) um Auskunft über 
Zulaffung ber Pforte, Ort, Zufammentunft und Programm ber Gonferenz 
und machte ihre Antwort don der Auskunft abhängig. Lord Derby erhielt 
bezüglich Zulaffung der Pforte feine Antwort vor, bis er die Anfichten der 
übrigen Mächte vernommen habe. Wegen des Verſammlungsortes ertheilte 
er bie gleiche Antwort, äußerte fich aber perfönlich zu Gunften Konftantis 
nopeld. Eine Gonferenz der Minifter der verfchiedenen Staaten, die eine 
Zeitlang dauern könnte, hielt Lord Derby für unrathfam. Bezüglich der 
Nothwendigkeit, vorher dad Programm feftzuftellen, war er mit dem Grafen 
Andraffy ganz einig. Rukland war gegen Zulaffung der Türkei. Wie aus 
dem Fortgang der Depefche erhellt, wurden in einer Depeſche vom 11. Oc: 
tober an den engliſchen Botjchafter in Peteräburg wegen des Durchzuges 
ber ruſſiſchen Freiwilligen durch Rumänien Borftellungen bezüglich der Ver: 
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Legenheiten veranlaft, welche Rumänien und Serbien daraus erwachſen und 
bezüglich der großen Erbitterung, welche in der Türkei darüber entftehen 
müfle. Schon früher war im Gelpräche mit dem Grafen Schuwaloff dieſes 
Gegenstandes gedacht worden. Die Türkei ſchlug am 12. Dctober den ech: 
monatlichen Waffenftillftand vor und Lord Derby legte dem ruſſiſchen wie 
dem öflterreichiichen Botichafter in London, ſowie den Regierungen der Groß: 
mächte die Dringlichkeit der Unterftübung diejes Vorjchlages an's Herz. Gleich: 
zeitig wirkte er in Belgrad und Montenegro in gleicyer Richtung. Der 
Tuffilge Botichafter, der Zweifel über die Annahme des Vorichlages in Lis 
vadia äußerte, erhielt die Warnung, bei aller nationalen Entrüftung über 
bie türkiſchen Graufamfeiten würde bie — in England ſofort um: 
ichlagen, falls das engliiche Volk Konftantinopel bedroht fehen follte. Mit 
Recht oder Unrecht würde e3 in Ablehnung des MWaffenftillftandes Seitens 
Rußland's den Vorſatz zur Betheiligung am Kriege erbliden. Die fran: 
zöfiiche und die öfterreichifche Regierung war für den Waffenftillftand. Lebtere 
wollte Waffenftillftand und Conferenz getrennt ſehen. Rußland beftand in 
einem Zelegramm des Fürſten Gortichafoff aus Livadien vom 11. auf einen 
Waffenftillftand von 6 oder 4 Wochen. Italien war gegen einen langen 
Waffenſtillſtand. Unter diefen Umftänden appellirte England durch den 
beutichen Botichafter an die Berliner Regierung und ließ anfragen, ob fie 
bie Möglichkeit jehe, den drohenden Bruch zwiſchen Rußland und der Pforte 
abzuwenden. Fürſt Bismarck's Antwort, die unter dem 19. mitgetheilt 
wurde, lautete dahin, die deutſche Regierung halte den Waffenftillftand von 
6 Monaten für annehmbar, fühle ſich aber nicht berechtigt, im ihrer gegen: 
mwärtigen Pofition einen Drud auf andere Mächte auszuüben. Vielleicht 
biete ein Waffenftillftand von 6 Wochen bie Löfung. Unter diefen Umftän: 
ben hielt die englifche Regierung weitere Bemühungen für nutzlos und zog 
fih von ben Verhandlungen zurüd, indem fie in vorftehender Depeiche ihren 
Standpunct klarlegt. 


Die Depefche wird inzwilchen in ihrem Schluffe dadurch über- 
Holt, daß die Pforte an demjelben Tage endlich in den zweimonat- 
lichen Waffenftillftand einwilligt. 

31. October. Einige Hundert Baſchibozuks durchreiten mit 


verhängtem Zügel die Straßen von Alerinab und finden basjelbe 
vollftändig von den Serben geräumt. 


1. November. Das von den Serben ebenfalls verlaflene Deli- 
grad wird von ottomannifchen Truppen beſetzt. Die Türken er- 
ftürmen auch die vor Kruſchewatz gelegenen Höhen und ſchießen die 
Stadt jelbft in Brand. 


Anfang November. Die Blätter veröffentlichen eine Analyfe 
de3 von der türkifchen Regierung vorbereiteten und in zahlreichen 
Berathungen vorläufig genehmigten Entwurfs einer Verfaffung für 
das türkifche Reich und eines Wahlgejeges für die Fünftige zweite 
Kammer. 

Anfang November. Rußland beantragt eine Conferenz der 
am türkifchen Hofe accreditirten Gefandten der Großmächte ohne Bei- 
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ziehung eines türkifchen Bevollmächtigten, doch ſolle die ottomannifche 
Regierung über jede einzelne Phafe der Berathungen in Kenntniß 
gefet werden, jo daß eine fortlaufende Fühlung mit der Pforte 
unterhalten werden würde. 

1. Rovember. (Serbien) acceptirt den zweimonatlichen Waffen 
ftillftand und die gegenfeitigen Anzeigen davon werden zwiſchen 
Zichernajeff und Abdul-Kerim ausgetaufcht. Beide Armeen bleiben 
in ihren am 1. d8. eingenommenen Pofitionen ftehen. Den Serben 
bleibt ſowohl Krufchewat als Deligrad, zwei Orte, welche ohne den 
Maffenftillftand wahrjcheinlich verloren gegangen wären. Nur jen— 
feit3 der jerbifchen Morama befitt die ferbifche Armee noch zwei 
wohlbefeftigte Linien. 

2. November. Der Kaijer von Rußland verfichert dem eng= 
liſchen Botfchafter in Livadia unter Berpfändnng feines Ehrenworts, 
daß Rußland feinerlei Abfichten auf Konftantinopel hege und dag 
er der Türfei gegenüber überhaupt an feine Eroberung denfe, wenn 
er auch gendthigt fein könnte, Bulgarien „vorläufig“ zu bejeßen. 
(S. Rußland.) 


2. November. (Montenegro.) Der zweimonatliche Waffen 
ftillftand wird von der Pforte auch auf Montenegro ausgedehnt 
und dom Yürft Nikita acceptirt. Derjelbe fommt übrigens bier 
hauptfächlich den Türken zu Gute. Nicfih, Spuz und Podgoriza 
bleiben jedoch von den Montenegrinern blodirt. 

2. November. (Rumänien.) Gröffnung einer außerordent= 
lichen Seſſion beider Kammern. Fürft Carol ſpricht fich in feiner 
Thronrede entjchieden für Aufrechthaltung der Neutralität aus. 

3. November. (Negypten.) Der Engländer Göjchen und der 
Franzoſe Youbert legen dem Khedive Namens feiner englifchen und 
franzöfiichen Gläubiger ein von ihnen ausgearbeitetes Project behufs 
Regelung jeiner Schulden vor. 


Dasſelbe jeht die Staatsſchuld durch Trennung der Daira und Ber: 
padhtung der Eijenbahnen auf 59 Millionen herab, auch follen die Zinſen 
der Meliorationd: Bonds auf 15 Procent hHerabgefeht werben. Das Project 
hält die urjprünglichen Bedingungen ber drei Kleinen Anlehen unverfehrt 
aufrecht, aber amortifirt fie ſchon zu SO und reducirt die Zinſen der 59 
Millionen bis 1885 auf 6 Procent. An diefem Jahre foll dann die Schuld 
auf 34 Millionen rebucirt und die Zinfen wieder auf 7 Procent geſtellt 
werden. Das Project empfiehlt ala Hauptgarantie zwei englifch-franzöfiiche 
Beumte dem Finanzminifterium, die vom Minifter unabhängig find und 
General:Einnehmer im ganzen Lande ernennen werden. 


4. November. Die Gejandten der Mächte verftändigen fich 
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darüber, daß die Regelung der Demarcationelinie gegenüber Eerbien 
und Montenegro fremden Dfficieren, zunächit den Militär-Attache’8 
übertragen werden joll und verhandeln über die Demarcationslinie 
felbit, die im Detail viele Schwierigkeiten bietet. Dann erſt kann 
das Gonferenzproject ernjtlich von ihnen in die Hand genommen 
werben. 

7. November. Die Pforte bejchließt die Errichtung eines 
ftatiftilchen Bureaus. 

8. November. Der engliiche Botjchafter legt der Pforte die 
englijchen Gonferenzvorfchläge vor. Die Conferenz wird in Konftan= 
tinopel abgehalten unter Theilnahme aller Mächte einjchließlich der 
Zürkei. Jede Macht wird durch zwei Bevollmächtigte vertreten. 
Die Conferenz hat drei Grundlagen: erſtens die Unabhängigkeit und 
Sintegrität der Türkei; zweiten? die Erklärung aller Mächte, daß 
feine eine Gebietövergrößerung ſuchen, noch einen ausſchließlichen 
Einfluß, noch auch commercielle Zugeftändniffe in der Türkei an- 
jtreben wolle; bdrittend werden den Gonferenz-:Berhandlungen zur 
Pacification der aufjtändiichen Provinzen die englifchen fchon früher 
durch Elliot überreichten Vorſchläge zu Grunde gelegt. Die Vorjchläge 
find indeß ſo gefaßt, daß fowohl Rußland als die Türkei in der 
Lage find, Gegenvorfchläge zu machen. Die Antwort der Pforte er- 
folgt erit, jobald die Erwiederungen der Großmächte eingegangen find. 
Man glaubt jedoch, daß die Mächte ihre Meinungsäußerung ver- 
fchieben werben, bis fie über die bezüglichen Anfchauungen Rußlands 
ſich vergewiflert haben. 

8. November. (Serbien.) Zjchernajeff legt den Oberbefehl 
über die jerbifche Armee nieder; der Serbe Hovatovic übernimmt 
benjelben. 

9. November. Der engliiche Premierminifter Disraeli hält 
am Londoner Lordmayorsbankette einen geradezu drohenden Toaſt 
gegen Rußland. (S. England.) 

10. November. (Rumänien.) II. Kammer: bejchließt mit 
74 gegen 4 Stimmen, die Referven auf unbejtimmte Zeit unter der 
Sahne zu behalten. 

10. November. Der Kaifer von Rußland beantwortet eine 
Adrefie der Etadt Moskau in entjchieden Friegeriichem Sinne zu 
Gunften der „Navifchen Sache“ dahin, daß er, „wenn Garantien 
von der Pforte nicht zu erlangen fein follten, die feſte Wbficht habe, 
jelbjtändig zu Handeln.“ (S. Rußland.) 
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13. November. Der Kaiſer von Rußland befiehlt die Mobili- 
firung von 6 Armeecorps wider die Türfei. Der Reichafanzler be= 
gründet die Maßregel in einem Rundjchreiben an die Vertreter Ruß— 
lands im Auslande (©. Rußland.) 

14. November. Um Geld für die Kriensrüftungen gegenüber 
Rußland zu machen, befchließt die Pforte die Ausgabe einer neuen 
Eerie von Papiergeld. 

14. November. (Aegypten) Der Khedive erklärt fi mit 
dem Project Göfchen-$oubert einverftanden. 


Die engliichen Blätter bauen aber darauf noch feine ſanguiniſchen 
Hoffnungen. Iſt es ihm, meinen fie, Ernft, es zu halten, jo muß ber zu 
ernennende Obercontroleur die Competenz haben, ſämmtliche Einnehmer in 
den Provinzen — aus Ausländern — zu ernennen und jo da3 ganze Finanz— 
weſen beö Landes der ägyptiſchen ut aus der Hand zu nehmen, d. 5 
e3 wird dasjenige Verfahren eingejchlagen, dem fich ein Bankerotter zu unter: 
ziehen hat, der feine Güter durch einen von dem „Court of Chancery“ er- 
nannten Einnehmer zu Gunften der Gläubiger muß verwalten laffen. Ein 
folches Arrangement ift aber für den hochftrebenden Khedive wohl faum ans 
nehmbar für die Dauer. 


15. November. Alle Mächte haben fich mit dem Gonferenz= 
projecte Englands einverftanden erklärt. Rußland verlangt jedoch 
von vornherein Garantien dafür, daß das von der Gonferenz Be— 
Ichloffene von der Pforte auch wirklich ausgeführt werde. 

15. November. (Rumänien) Finanznoth: die Regierung 
muß die Zahlung der Gehalte an die Beamten einftellen; nur das 
Militär, das ca. 2 Mill. 2. per Monat erfordert, kann noch be= 
zahlt werden. 

16. November. Nachdem von jämmtlichen Mächten, mit Aus— 
nahme der Türkei, die Betheiligung an der Gonferenz zugeſagt worden 
war, erklärt Graf Derby in einer ſehr entichieden gehaltenen Rote, 
welche die Bedenken und Einwendungen der Pforte theils widerlegt, 
theil3 zurücdmweist, der osmanijchen Regierung, daß eine Gonferenz 
das einzige Mittel fei, zum Frieden zu gelangen. Rußland läßt 
feinen Einspruch gegen eine Theilnahme der Türkei an der Gonferenz 
feinerjeit3 fallen und will fi mit Worconferenzen der Mächte be— 
gnügen, von denen die Türkei ausgeſchloſſen wäre. 

16. November. (Rumänien.) Die Regierung befchließt, bei 
Jämmtlichen Großmächten, mit Ausnahme Rußlands, telegraphifch 
anzufragen, wie ſich Rumänien zu verhalten habe, falls die ruffifche 
Regierung das Verlangen ftellen jollte, mit einer Armee in Rumänien 
ein= bezw. durchzumarſchiren. Gleichzeitig wird befchloffen, auf das 
eventuelle Verlangen Rußlands, Rumänien mit einer Armee zu 
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paffiren, nicht eher zu antworten, als bis auf die rumänifche An— 
frage bei den übrigen garantirenden Mächten ein befinitiver Beſcheid 
erfolgt ſei. Bei diejer Gelegenheit hätten bie europäischen Mächte 
es alſo in der Hand, gegen den Ausbruch des Krieges einen ein= 
ftimmigen formellen Proteft zu erheben. Die Mächte ziehen e8 jedoch 
vor, die Anfrage Rumäniens ganz unbeantwortet zu Lafjen. 

18. November. Der Große Rath ber Pforte beichliekt, fich 
bei den Gonferenzen in SKonftantinopel doch zu betheiligen. Der 
Sultan beftätigt den Befchluß und läßt die Notification davon ben 
Botichaftern zugehen. Midhat Paſcha wird zum erjten, Edhem 
Paſcha zum zweiten Gonferenzbevollmächtigten ernannt. 

18. November. (Rumänien) Die von beiden Kammern 
beichlofiene Eifenbahnanleihe von 42 Millionen ift in Wefteuropa 
geſcheitert. 

18. November. (Serbien.) Der gew. (conſervative) Miniſter 
Marinovic wird in beſonderer Miſſion nach St. Petersburg geſchickt. 

21. November. Der Großvezier Ruſchdi Paſcha erklärt, daß 
die türkiſche Verfaſſung jedenfalls noch vor dem Beginn der Con— 
ferenz werde feſtgeſtellt und veröffentlicht werden. 

21. November. Die Pforte bequemt ſich endlich dazu, gegen 
Schefket Paſcha, anerkannt den Hauptſchuldigen an den bulgariſchen 
Gräueln, eine Specialunterſuchung einzuleiten. Dieſelbe iſt indeß 
doch nicht ernſtlich gemeint: Schefket Paſcha wird ſchließlich ſpäter 
doch freigeſprochen. 

22. November. Die damit betraute Commiſſion beendigt ihre 
Berathungen über den Entwurf einer Verfaſſung, ſtellt denſelben feſt 
und überreicht ihn dem Großvezier. 

22. November. (Rumänien.) Beide Kammern betonen in 
ihren Antwortsadreſſen auf die Thronrede des Fürften die Aufrecht- 
haltung der Neutralität. 

I. Kammer: votirt 4 Mill. 2. für die Ausrüftung des Heeres. 

25. November. Der Sultan betont in einer Audienz des eng— 
liſchen Botſchafters den guten Willen, „den er gezeigt habe, indem 
er eine Verfaffung für das ganze Reich ausarbeiten laſſe. 


Menn die Mächte und ihre Vertreter auf der Conferenz biefer von 
ihm verliehenen Gonftitution nicht die nöthige Beachtung ſchenkten, jo müſſe 
er, der Sultan, im Bornhinein alle Beranttwortlichkeit für die etwaigen 
Folgen zurückweiſen, welche aus einem jo ablehnenden Verhalten fich zu 
entwideln vermöchten. Jedenfalls müſſe er erklären, ie. er fich heute und 
jederzeit allen Maßnahmen auf das Entjchiedenfte wiberjeßen werde, welche 
keiner Souveränetät au nur den geringften Abbruch thun könnten. In 
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feiner Meife könne er fich dazu entichließen, wie man ihm anfinne, gemwiiie 
Provinzen feined Reiches vor anderen Provinzen durch be: 
ſondere Zugeftändnifje zu bevorzugen, und wenn man fortfahre, 
ihm Gonceifionen zuzumuthen, die feine Würde verleken, fo werde er ſich 
genöthigt ſehen, an die Treue und die Ergebenheit ſeiner Unterthanen zu appel> 
liren, die ihn in diefem Falle gewiß nicht im Stiche laffen würden. 

Damit ift die Unmöglichfeit einer Verftändigung über die Reformen 
unb bie Garantiefrage gegeben. Wenn daher Rußland ſich den Schein gibt, 
gelindere Saiten aufzuziehen, jo geichiegt e3 nur, um auch diplomatijch alles 
„Unrecht* auf die Pforte zu mwälzen und England jeden Borwand zu be 
nehmen, die türfifche „Halsſtarrigkeit“ zu unterftügen. 

26. November. (Megypten.) Eröffnung der jog. Delegirten- 
verſammlung. 

27. November. (Rumänien.) I. und II Kammer: Präſi— 
dentenwahlen. Diejelben fallen in der II. Kammer im Einne der 
Regierung, im Senat dagegen gegen die Regierung aus. 

28. November. Berathung des Pfortenrath3 über den defini— 
tiven Verfaffungsentwurf. Der Großvezier Ruſchdi Paſcha macht 
gegen denjelben “allerlei Einwendungen. Es tritt in Folge davon 
eine Art Minifterkrifis ein. 

30. November. Antwort der Pforte auf die Mobilifirungs- 
bepeiche Rußlands vom 13. November (f. Rufland), welche dahin 
ging, die volle und außjchließliche Verantwortlichkeit für die gegen 
mwärtige Lage der Dinge der Türkei zuzumälzen. Die Pforte be— 
jtreitet dieß auf's nachdrüdlichfte. Rußland antwortet darauf nicht. 

1.—3. December. Der Pfortenrath fährt fort, den Berfaffungs- 
entwurf zu berathen. Derfelbe muß fich verfchiedene wejentliche Be— 
Ichneidungen gefallen laſſen. 

5. December. Der außerordentliche Bevollmächtigte Englands 
für die bevorftehenden Gonferenzen der Mächte, Lord Saliabury, 
trifft in Konftantinopel ein, nachdem er vorher Paris, Berlin und 
Wien berührt Hatte, um fich über die Dispofitionen der Mächte zu 
vergewiſſern. 

6. December. Der ruſſiſche Großfürſt Nicolai Nicolajewitſch, 
der Bruder des Kaiſers, übernimmt in Kiſcheneff den Oberbefehl über 
die mobiliſirte ruſſiſche Südarmee gegen die Türkei. 

6. December. (Serbien.) Das öſterreichiſche Poſtſchiff „Ra- 
detzky,“ welches bulgarifche Flüchtlinge unter polizeilicher Mitwirkung 
nach Galaß bringen follte, wird von der jerbifchen Polizei unter= 
ſucht und die Flüchtlinge twerden gewaltfam befreit. Oeſterreich ver— 
langt für das Attentat energifch Genugthuung und fchiet zu dieſem 
Ende hin zwei Donaumonitors nach Semlin. 
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T. December. Der nordamerifanijche Diplomat Echuyler und 
feine Gefährten find aus Bulgarien zurüdgefehrt, nachdem fie con» 
jtatirt haben, daß der in dem Berichte Saadullah Bey’3 gemeldete 
Wiederaufbau der abgebrannten Häufer lediglich darin beteht, daß 
die vom Brande verfchont gebliebenen Umfangsmauern nothdürfe 
tig mit Latten oder Brettern bededt find; daß ſolche elende Vor— 
richtungen bei der jegigen Jahreszeit den Bewohnern fein genügen 
des Obdach darbieten, begreift man, und fo ijt es fein Wunder, 
daß jebt Fieber und Typhus überall herrichen; auch die Mijfion 
der Lady Strangford gewähre feine ausreichende Hülfe, da ihre Ber 
wegungen viel zu langjam jeien. 

12. December. Beginn der Vorconferenzen der Mächte mit 
Ausfchluß der Türkei und unter dem Vorſitze Ignatieff's. Vorerſt 
einigt man fich darüber, mit den Friedenzpräliminarien für Monte— 
negro und Eerbien zu beginnen, dann zur Frage der Reformen für 
Bosnien und die Herzegowina zu jchreiten, weiche Rußland auch 
auf Bulgarien ausgedehnt wifjen will, um, nachdem diefer Punkt 
erledigt jein wird, zur Frage der Garantie für die Reformen über- 
zugehen, und, wenn man fich über all diejes geeinigt haben wird, 
das auf diefer Einigung beruhende Programm in der Hauptcon= 
ferenz der Pforte vorzulegen. 

16. December. Chgleich die neue Verfaffung noch nicht feitge- 
ſtellt ift, jo ertheilt die Pforte den Provinzjtatthaltern doch bereits 
den Befehl, die Vorbereitungen für die Wahl der Abgeordneten 
zur künftigen II. Hammer zu treffen. 

19. December. (Serbien) gewährt Dejterreich die geforderte 
Satizfaction für die Radebfy-Affaire, indem e3 die Nüdfehr der 57 
Bulgaren auf das öfterreichifche Schiff verfügt. An demfelben Tage 
erfolgt indeß ein neues jerbijches Attentat gegen den öfterreichijchen 
Donaumonitor Maros, indem von der Belgrader Feltung ohne alle 
Provocation ſcharfe Schüffe auf denfelben abgefeuert werden. Der 
dfterreichiiche Generalconful Fürſt Wrede verlangt dafür drohend 
eclatante Genugthuung, wozu fich die jerbijche Regierung auch augen 
blidlich bereit erklärt. 

20. December. Schluß der Vorconferenzen der Mächte. Ruß 
land Hat dabei jo viel wie möglich nachgegeben, um zu einer ge= 
meinfamen Grundlage für die Gonferenzen Seitens aller Mächte zu 
gelangen und der Vertreter Englands ijt ihm dabei jo viel wie nur 
immer möglich, entgegengefommen. 
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Die Bevollmächtigten gelangten in benjelben, wenn nicht zu eimer 
Dereinbarung, jo doch zu einer allgemeinen Berjiändigung bezüglich ber 
Grundlagen, über welche fie zu beratben hatten. Die weniger bedeutenden 
Puncte wurden ohne jonderliche Schwierigkeit erledigt. Die forderungen ber 
Mächte, weldye in der Konferenz der Pforte vorgelegt werden jollen, ent- 
Iprechen faft unverändert dem ruffiichen Programm: religiöje und politifche 
Gleichſiellung der Ehriften in Bulgarien, Bosnien und Herzegowina, neue 
Anordnung in der Beiteuerung und dad Recht der Chriften, in der ottoma= 
niſchen Armee zu dienen. Bulgarien ſoll in zwei Provinzen getheilt werben, 
welche zwiſchen Sophia und PhHilippopel ſich fait ganz nördlih und füdlich 
hinziehen und ein beträchtliche® Stück nad) Rumelien hinein erjtreden 
würden. Das Bilajet von Sophia würde dadurch ganz chriftliche Provinz 
werden. Zur Ueberwachung der von den Mächten beichloffenen und von 
ber Pforte eventuell zugeflandenen Reformen foll eine internationale Com: 
milfion niedergejeßt werden. Am meisten Schwierigkeit machte jelbftverftändlich 
bie Frage der Garantien. Rußland beitand allerdings nicht auf der Noth: 
wendigfeit der Occupation durch feine eigenen Truppen, und Italien war 
mit dem Vorſchlage zur Hand, Rumänien die Aufgabe anheimzugeben, wäh- 
rend der Vorſchlag, belgiiche Truppen zu verwenden, durch franzöfiicde Bor: 
ftellungen angeregt wurde. Man empfand übrigens, daß dad Gebiet eines 
Suzeränd faum der Dccupation durch einen Bafallen unterworfen werden 
fönne, und der rumänifche Plan wurde deßhalb aufgegeben. Der Vorſchlag, 
Belgien einzuladen, die Sache zu übernehmen, bot ebenfalls jehr augenfällige 
Schwierigkeiten. Daher fam es denn, daß der Gedanke zur Erörterung ge— 
bracht wurde, eine bewaffnete Abtheilung zu verwenden, die nicht den Cha— 
racter einer Armee befihe, ſondern nur der europäifchen Commilfion, welche 
die Durchführung und die Wirkungen der Reformen zu überwachen Gaben 
würde, ala Derfung dienen follte.e Es wurde angenommen, daß dieje Streit: 
macht in feinem Falle 6000 Mann zu überfteigen brauche und dab dieſe 
Truppen von einem Lande wie Belgien nicht als Soldaten, jondern lediglich 
als Freiwillige zu erlangen jeien. Die Bevollmächtigten wurden jchließlich 
über diejen Plan im Umriß einig, weil, wenn Diejes nicht geichehen wäre, 
die Nothivendigkeit der Trennung vorgelegen hätte. Denn da Rußland feine 
eigene Deccupationsforderung aufgegeben Hatte, würden Diejenigen, welche 
Sjntervention in jeder Gejtalt und Form abgewielen Hatten, die ſchwere 
Derantwortlichkeit auf fich geladen haben, daß durch fie der Krieg be: 
ichleunigt worden wäre, und zwar che die Türken felbft Gelegenheit gehabt, 
ihre Meinung über die Sache zu äußern. Um daher den Krieg zu vermei— 
ben, der jofort gefolgt wäre, wenn England nach den großen von General 
Ignatieff gemachten Zugeftändniffen ſich von ber —— zurückgezogen 
hätte, hat ſich der Marquis von Salisbury zu Bedingungen herbeigelafjen, 
welche wenigitend für den Augenblid den Frieden Europa’ und die Ein: 
tracht der Bevollmächtigten fichern. 


22. December. Der Pfortenrath bejchließt, die erft unter- 
drückten Artikel wieder in die neue Verfaſſung aufzunehmen und 
ftellt diefe endgültig feft. Der Großvezier Rufchdi Paſcha, der da= 
mit nicht einverftanden ift, erhält feine Entlafjung und wird durch 
Mithad Paſcha, der Seele des ganzen BVerfafiungsprojectes, erſetzt. 

23. December. feierliche Verkündigung der neuen Verfaffung 
in Gonftantinopel und in den Provinzen. Der Sultan richtet da= 
rüber einen Hat an den Großvezier Mithad Pajcha und den Mi« 
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nifter des Auswärtigen. Savfet Pafcha ſcizzirt in einem Runde 
jchreiben an die türkifchen Gefandten im Auslande die Grundzüge 
der neuen Berfaflung. 


Hat de3 Sultan an Mithad Paſcha: „Die Macht unferes 
Reiches befand fich einft im Niedergange. Die Schuld daran trugen nicht 
die auswärtigen ragen, jondern weil man in der Verwaltung der innern 
Angelegenheiten vom geraden Wege abgewichen war und die Bande, welche 
das Bertrauen ber Unterthanen mit der Kegierungdgewalt verfnüpfen, ge: 
lodert waren. Mein erhabener Vater, der verftorbene Sultan Abdul 
Medichid, Hatte deßhalb ala ein Reformprincip den Tanſimat octroyirt, 
welcher, den geheiligten Beſtimmungen des Cheri entiprechend, Leben, Güter 
und Wohlfein Allen gewährleiftete. Durch die heilſame Wirkung bed Tan— 
fimat fonnte ber Staat bisher ſich auf dem Wege der Sicherheit erhalten, 
und wir find in den Stand geſetzt, da3 Werk diefer Eonftitutian heute zu 

ründen und zu proclamiren, welche da3 Rejultat der dort frei aufgeftellten 
Sdeen und Meinungen ift. — An diefem glüdlidhen Tage muß ich mit 
ganz beionderer Verehrung meines erhabenen Vaters gedenten, der mit ges 
zechtem Titel ald der Regenerator des Reiches betrachtet werben kann. ch 
zweifle nicht, daß er ſelbſt die conftitutionelle Aera inaugurirt hätte, in 
welche wir heute einzutreten im Begriffe find, wenn Zeit und Gründung 
be3 Zanfimat mit den Bedürfniffen unferer Tage zufammengetroffen wären; 
nun aber ift es unfere Regierung, welcher die Vorſehung die Sorge aufbe- 
wahrt hatte, jene glüdliche Umformirung zu vollenden, welche die hödhite 
Garantie für das Wohlſein unferer Völker ift. Jch danke dem Himmel, daß 
ih als Werkzeug dazu berufen bin. — Es war augenfceinlich, daß das 
Princip unferer Regierung. unvereinbar geworden mit den allmälig in unfere 
innere Verwaltung eingefüßtten Uenderungen und mit der wachjenden GEnts 
widlung unjerer auswärtigen Beziehungen. Unfer innigjter Wunſch ift e3, 
für immer alle Feſſeln verjchwinden zu machen, welche die Nation und das 
Land verhindern, nach Dienlichkeit die natürlichen Hilfsquellen auszunüpen, 
welche fie befißen, und endlich unjere Unterthanen in Beſitz der Rechte ges 
fett zu jehen, welche einer civilifirten Geſellſchaft zugehören, fie verſchmelzen 
zu jehen in demjelben Gedanken des Tyortichrittes, der Bereinigung und ber 
Eintradht. Zu diefem Zwecke war ed nothwendig, ein heilfames, regelmäßiges 
Regime einzuführen, die underäußerlichen Rechte der Regierungsgewalt durch 
BDermeidung aller Fehler und Mikbräuche, welche die Frucht ungejeplicher 
ndlungen, das heißt der Willfürherrichaft eines oder mehrerer Individuen 
ud, ficherzuftellen, den verjchiedenen Mitgliedern der Gemeinjchaften, welche 
unfere Selellicaft bilden, die gleichen Rechte zu bewilligen, die gleichen 
Pflichten aufzuerlegen und fie in die Lage zu verfeken, gleichmäßig ber 
Wohlthaten der Freiheit, der Gerechtigkeit und ber Gleichheit theilhaftig zu 
werden. Died waren bie einzigen Mittel, um alle Intereffen ficher zu 
Yan und zu beſchützen. — Aus diefen wichtigen Grundjäßen ergab fich die 
othivendigfeit eined anderen ungemein let Werkes. Es gilt, unfer 
Staatöreht mit einem beliberatidvsconjtitutionellen Syſtem in 
Verbindung zu bringen. Deßhalb Hatten wir in einem bei unjerer Thron: 
befteigung verfündeten Hat die Errihtung eines Parlamente? als 
dringlich erklärt. Eine bejondere, aus den höchiten Würdenträgern, Ulemas 
und Beamten des Reiches gebildete Commiſſion hatte forgjältig die Grund» 
lagen unferer Verfaffung ausgearbeitet, die Hierauf von unjerem Staatsrathe 
eprüft und genehmigt wurde. Diejed Grundgejek beftätigt die Vorrechte 
De Souveräng, die bürgerliche und politifche Gleichheit der Ottomanen vor 
dem Gefehe, die Berantwortlichkeit und die Befugniffe der Minifter und 
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Beamten, das Controlrecht des Parlaments, die völlige Unabhängigkeit ber 
Gerichte, das thatjächliche Gleichgetvicht des Budgets, endlich die adıninijtra= 
tive Decentralifation in den Provinzen unter Vorbehalt der enticheidendert 
Action und der Bollmachten der Gentralregirung. Alle dieſe Principien, welche 
den Beitimmungen des Cheri wie unjeren Fähigkeiten und Beitrebungerz 
entiprechen, ftehen auch, unjerem höchften Wunſche gemäß, im Ginflang mit 
dem edlen Gedanken, das Glück und das Wohlergehen Aller zu fichern. Im 
Vertrauen auf die göttliche Gnade und die Fürſprache de3 Propheten übergebe 
ich deinen Händen diefe Verfaſſung, nachdem ich derjelben meine hohe kaiſer— 
lie Sanction ertheilt habe. Mit Gottes Beiltand foll diefelbe jofort im 
allen Theilen unſeres Reiches in Bollzug gejeßt werden. Dehhalb ift es 
mein feſter Entichluß, daß du diefelbe promulgiren und von dem heutigerz 
Tage ab deren Beitimmungen zur Ausführung bringen laſſeſt. Zu wirft 
ebenjo die jchleunigften und wirkjamften Mafregeln ergreifen, um das Stu— 
dium und die Ausarbeitung der in dieſem Acte erwähnten Geſetze und Bor= 
fchriften vornehmen zu laſſen. Möge der Allerhöcjite den Bemühungen 
aller jener, welche für die Wohlfahrt des Reiches und ber Nation arbeiten, 
Erfolg verleihen.“ 

Gircularbepeihe Savfet Paſcha's über die neue türfijche 
Verfaſſung: „Die von Sr. kaiſerlichen Majeftät dem Sultan feinen Böl- 
fern verliehene Gonftitution wurde heute auf der Hohen Pforte unter 
großer Freierlichkeit, in Anweſenheit der Minifter, jämmtlicher Staatswürden= 
träger, der religidjen Autoritäten und inmitten einer Herzugeftrömten be= 
geilterten Bolfämenge verfündet. Die Hauptgrundzüge diejer Ber: 
fafjung find folgende: Untheilbarfeit de3 ottomanijchen Reiches; der 
Sultan, als oberfter Khulif und Beherricher aller ottomaniichen Unter: 
thanen, ijt unvderantwortlich und unverleglich; ſeine Prärogative find jene 
ber conftitutionellen Herricher des Occidents; die Untertanen des Reiches 
werden unterjchiedslog Dttomanen genannt; ihre perjönliche Freiheit ift 
underlekbar und durch die Geſetze verbürgt. Der Islam ift die Staat: 
religion; ed wird jedoch die freie Ausübung aller anerfannten Glauben?: 
befenninifje gewährleiftet, jowie die religiöfen Privilegien der Kirchengemein⸗— 
Ichaften aufrechterhalten bleiben; in der Berfaffung ift feine Beitimmung 
enthalten, welche den jtaatlichen Inſtitutionen einen theocratiichen Character 
aufprägen würde. Freiheit der Preſſe, Verfammlungsredt, Peti— 
tionsrecht für alle Ottomanen bei den Kammern, Unterrichtäfreiheit, Gleich» 
heit aller Ottomanen vor dem Geſetze, gleiche Rechte und gleiche Pflichten 
gegen das Land, Zulaffung zu allen öffentlichen Aemtern ohne Unterſchied 
ber Religion, gleichmäßige DVertheilung der Steuern und Abgaben, Garantie 
be3 Eigenthums; Niemand kann feinem gefeglichen Richter entzogen werden. 
Der Minifterrath beräth unter dem Vorſitze des Großvezierd; jeder Mi— 
nifter ift für bie Sührung ber Geſchäfte feines Departements verantwortlich; 
bie Deputirten-Ktammer kann begehren, daß die Minifter in Anklageitand 
verjeßt werden; ein oberfter Gerichtshof wird errichtet, um fie abzuurtheilen; 
im fyalle eine? dem Minifterium feindjeligen Botums der Deputirten-Kam— 
mer in einer twichtigen Frage wechjelt der Sultan die Minifter oder Löft die 
Kammer auf; die Minifter können den Situngen ber beiden Kammern bei: 
wohnen und darin das Wort ergreifen; e3 fünnen an fie Sinterpellationen 
gerichtet werden. Die nach Maßgabe der durch das Geſetz feftgeitellten Bedin: 
gungen ernannten Öffentlichen Würdenträger können ohne gejeglichen und 
berechtigten Grund nicht abberufen werden; die Derantmwortlichkeit der Func— 
tionäre wird durch geſetzwidrige Befehle, welche fie etwa von einem Vorgeſetzten 
empfangen Hätten, nicht aufgehoben. Die General: Berfammlung ber 
Dttomanen bejteht and zwei Sfammern, ben Senat und ber Deputirten: 
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Kammer, welde am 1. November jedes Jahres zufammentreten und deren 
Seſſion vier Monate dauert. Bei Eröffnung jeder Seffion wird eine Bot: 
ſchaft bes Sultans an die beiden Kammern gerichtet; die Mitglieder der 
beiden Kammern find frei in ihren Abftimmungen und der Abgabe ihrer 
Meinungen; das imperative Mandat ift nicht zuläffig; die Geſetzes-Initiative 
gebührt in erſter Linie dem Minifterium, dann den Slammern in Form 
eines Vorſchlages; die Geſetze werden zuerft der Genehmigung der Deputirten, 
dann dem Senat, ſchließlich der faiferlichen Sanction unterbreitet. Auf 
hunderttauſend Einwohner entfüllt ein Deputirter. Die Wahl findet mittelft 
geheimen Scrutiniums ftatt; dad BDeputirten: Mandat ift unvereinbar mit 
öffentlichen Functionen; die allgemeinen Deputirtenwahlen finden alle vier 
Jahre ftatt; die Abgeordneten find wiederwählbar; im falle der Kammer: 
auflöjung finden die allgemeinen Wahlen jtatt, und die neue Kammer tritt 
ſechs Monate nad dem Auflöfungstage zufammen. Die Sikungen der De: 
putirten:$ammer find öffentlich; die Deputirten können während der Dauer 
einer Seſſion ohne Ermächtigung der Kammer weder verhaftet noch gericht» 
lich verfolgt werden. Die Kammer votirt die Gejehe nach Artikeln und dag 
Budget nad Gapiteln. Die Richter find unabjetbar. Die Gerichts: 
fitungen finden öffentlich ftatt. Die Vertheidigung ift frei; die Urtheile 
können veröffentlicht werden; in die Handhabung der Gerechtigkeit ift feine 
Einmiſchung geftattet; die Befugniffe der Gerichte werden genau umjchrieben 
werden. Ausnahmägerichte und-Commiſſionen find unterfagt. Eine Staats— 
antwaltichaft wird errichtet. Der Gerichtshof, welcher zur Aburtheilung 
über die Minifter, die Mitglieder de3 Caſſationshofes und die des Mer: 
brechen der Majeftätsbeleidigung oder eines Attentat3 gegen ben Staat an: 
geflagten Perfonen zu berufen ift, twird aus den höchſten Spigen der Juftiz 
und Verwaltung zujammengejeßt. Keine Steuer kann ander? ala fraft 
eines Geſetzes eingeführt oder erhoben werden. Das Budgetgeſetz wird zu 
Beginn einer jeden Seſſion und nur für Ein Jahr votirt. Der definitive 
Budget-Rechnungsabſchluß für da3 abgelaufene Jahr wird der Deputirten- 
Kammer in Gejeßesform unterbreitet. Der Nehnungshof richtet jedes 
Jahr an die Deputirten:ffammer einen Bericht über die finanzielle Gebah— 
rung und alle drei Monate an ben Sultan eine Darlegung des Etandes 
ber Finanzen. Die Mitglieder des Rechnungshofes find unabjeßbar. Eine 
Amtsentſetzung kann nur auf Beichluß der Deputirtensftammer ftattfinden. 
Die Provinzial:Berwaltung wird auf Grundlage der breiteften Decentralis 
fation erfolgen. Die gewählten Generalräihe berathen und überwachen bie 
Angelegenheiten der Provinz; jeder Canton wird einen von jeder der 
verichiedenen Gemeinjchaften zur Verwaltung feiner eigenen Angelegenheiten 
newählten Rath Haben. Die Gemeinden werben durch gewählte Municipals 
räthe verwaltet. Der Elementar-Unterricht ift obligatoriſch. Die 
Auslegung der Geſetze fteht, je nach deren Natur, dem Caſſationshofe, dem 
Etaatsrathe oder dem Senate zu. Die Verfaffung fann nur auf Smitiative 
des Minifteriumsd oder einer der beiden Kammern und nur durch ein Votum 
beider Kammern, welches mit der Majorität von zwei Dritteln der Stimmen 
abgegeben und vom Sultan genehmigt wird, abgeändert werben. Diejes 
große Ereigniß ijt danach angethan, das Land zu vegeneriren und die glüd: 
lichften Ergebnifje für alle Völkerſchaften der Türkei herbeizuführen.“ 


23. December. Beginn der Eonferenzen der Mächte, nunmehr 
unter Theilnahme der Pforte. Die Bejchlüffe der Vorconferenz werden 
der Pforte vorgelegt. Diefelbe behält fich ihre Antwort dvorerft vor. 

25. December. (Rumänien.) II. Kammer: Berathung bes 
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Budgets für 1877. In demfelben find die Einnahmen mit 80,437,172 
Lei, die Ausgaben mit 86,291,617 Lei präliminirt. Zroß der Ab— 
ftriche, welche die Budget-Commiſſion vorgenommen hat und welche 
fo bedeutend find, daß die Verwaltung mehrerer Minifterien neu or— 
ganifirt twerden muß, ergibt fich jomit noch immer ein Deficit von 
beinahe 6 Millionen. Auch dieſes Deficit ift noch viel zu niedrig 
berechnet, da weder die Zinſen der jchwebenden Echuld noch bie 
Binfen ber Eiſenbahn-Anleihe, twelche doch gemacht werden muß, um 
die Eifenbahn-Unternehmer Crawley und Comp. zu bezahlen, in Be— 
rüdfichtigung genommen find. 


26. December. (Rumänien.) Nachdem der Senat nach län= 
gerem Widerftande endlich auch jeinerjeit3 der Anklage gegen die ge- 
wejenen Minifter beigeftimmt bat, werden diefelben dem Gerichte 
zwangsweiſe vorgeführt. Diejelben erklären indeß, nicht antworten 
zu wollen, da fie die Competenz des Gerichtes bejtreiten. 


27. December. Der Großvezier Mithad Pafcha will auch die 
Bankerotterflärung der Türkei von 1875 wieder rüdgängig machen. 
Er erläßt darüber an die Ottomanbank folgendes Schreiben: 


„Die Türkei, indem fie das conjtitutionelle Regime inaugurirte, mußte 
natürlicherweife ſich vor Allem damit beichäftigen, ihre Gejeße mit den Prin- 
cipien diefer neuen Inftitution in Einklang zu bringen. Das Gejek vom 
6. October 1875, das in die Finanzverwaltung des Reiches eine große Ver: 
wirrung brachte, indem es deffen Gredit erjchütterte und das öffentliche Ge— 
fühl der Gerechtigkeit und Loyalität verlegte, muß daher ſchon von Heute 
an als gänzlich abgejchafft betrachtet werden. Die Regierung behält ſich 
vor, den Kammern, gleich nach ihrem Zufammentritte und nachdem fie jchon 
früher ihren Gläubigern davon Mittheilung gemacht haben wird, ein neues 
Geſehz zu unterbreiten, das geeignet fein wird, den se a ihrer öffentlichen 
Schuld die befte, ihren Interefjen und Rechten zufagende Garantie zu geben 
und fo die Ehre des Neiches zu beſchützen.“ 


27. December. Der Eultan empfängt Lord Galisbury in 
langer Audienz. 


Salisbury will dem Sultan die Gefahren begreiflicd machen, welche 
im Falle einer categorijchen Ablehnung der Eonferenzvorjchläge für die Türkei 
entftehen müßten. Zroß der feiten Sprache, die er bei diefem Anlafje führt, 
entfernt ex fich doch nicht von der vermittelnden Rolle, welche er zwiſchen 
Rußland und der Pforte übernommen hat. Er vermeidet e3 auch, Erflä: 
zungen zu geben, aus welchen hervorgehen könnte, daß England fich bei der 
Durchführung des von der Gonferenz beſchloſſenen Programms folidarifch 
mit Rußland erachte. Der Sultan erwiedert jedoch auf alle Bemerkungen 
Salisbury's, daß er in Folge ber verfündeten Gonftitution nicht mehr das 
Recht habe, über dad Schickſal der infurgirten Provinzen, welche einen un: 
zertrennlichen Theil des Reiches bilden, zu verfügen. Salisbury foll Hierauf 
erwiedert haben, daß England im alle einer Ablehnung der Pforte die 
Türkei N überlaffen wuürde. 
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28. December. Zweite Gonferenz der Mächte. Die Pforte 
iiberreicht derjelben ihre Gegenbemerfungen auf die Forderungen der 
Borconferenz, die im MWefentlichen ablehnend lauten. Namentlich 
verjagt diejelbe folgenden 5 Puncten ihre Zuftimmung: 1) aus— 
Ichließliche Ernennung chriftlicher Gouverneure, 2) Errichtung einer 
gemifchten Miliz, 3) internationale Ueberwachungscommiffion, 4) Re= 
vifion der türfifchen Grenzen, 5) Umwandlung des Zehnts in eine 
Grundſteuer. 

28. December. Die engliſche Flotte verläßt auf Befehl Lord 
Salisbury's die Beſika-Bai und geht nach Athen, ausgeſprochener 
Maſſen, um der Pforte ſo zu ſagen handgreiflich zu zeigen, daß ſie 
auf den Beiſtand Englands nicht zählen dürfe, wenn ſie den For— 
derungen der Conferenz in Konſtantinopel Wiederſtand leiſten werde. 

30. December. Der mit dem 1. Januar ablaufende Waffen—⸗ 
ftillftand mit Serbien und Montenegro wird durch Vermittlung der 
Mächte auf zwei weitere Monate verlängert. 

— December. Die wefteuropäifchen Zeitungen find voll von 
Berichten über die ruſſiſche Südarmee, nach welcher die Mobilifi= 
rung große Schäden in der ruffiichen SKriegsverwaltung zu Tage 
gefördert hätte und die ruffiiche Südarmee jedenfalls noch auf ziem- 
lich lange hinaus in feinerlei Weile befähigt wäre, die Kriegsope— 
rationen zu beginnen. 
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13. Griechenland. 


4. Januar. Kammer: genehmigt das ihr mit Rüdficht auf 
die beabfichtigte längere Reife des Königspaares an die europäilchen 
Höfe vom Minifterium Kumunduros vorgelegte Regentichaftsgeleh 
-mit 80 gegen 45 Stimmen (der Parteien Trikupis und Deligeorgis.) 

Die Kammer beichließt ferner ınit 74 gegen 14 Stimmen, da3 
frühere Minifterium Bulgaris nicht bloß wegen Anmaßung ber ge- 
jeßgebenden Gewalt und Fälfchung der Sitzungsprotocolle der Kam— 
mer, fondern auch wegen Uebergriffen bei den 1874er Wahlen zur 
Kammer anzuflagen. 

16. Februar. Beginn des Procefies gegen die beiden ehe— 
maligen, der Simonie angellagten Minifter. 

12. April. Urtheil in dem Simonieprocefje gegen die beiden 
ehemaligen Minifter: 

Alle Angeklagten werden ber Beſtechung ſchuldig erklärt und zu fol 
genden Strafen verurtheilt: der ehemalige Cultusminiſter Balaffopulos zu 
einjährigem Gefängnik, Berluft der bürgerlichen Rechte auf drei Jahre, Un: 
fähigkeit auf weitere drei Jahre, ein Staatgamt zu befleiden, und Zurüd: 
zahlung von 56,200 Drachmen, die er von den vier Bilchöfen erhalten zu 
haben überführt ift; der ehemalige Auftigminifter Nitolopulos, der Schwieger: 
fohn von Bulgaris, zu zehnmonatlicher Gefängnißftrafe; die drei Biſchöfe 
(der vierte ift Schon vor mehreren Monaten geftorben) zur Bezahlung des 
Doppelten der Summe, die fie zu der Beltechung des Gultusminifter® an: 
gewendet zu haben überführt find, nämlich der Biſchof von Meffenien 
zu 20,000 Drachmen, der Biſchof von Patrad zu 22,400 und ber von 
Gephalonien zu 50,000 Drachmen Geldftrafe.. Won den Unterhändlern wird 
ber ehemalige Friedensrichter Oekonomopulos zu 4 Monaten und ber Ad— 
vocat Charitafig zu 2 Monaten Gefängnißftrafe verurtheilt, der Gymnafial: 
birector Patrid aber freigefprochen. Bon der Anklage der Erpreffung werden 
die Minifter freigefprodyen. Die Koften des Proceſſes müffen alle Berur: 
theilten zufammen tragen. Die Strafgelder, im Ganzen 148,600 Drachmen, 
werden den Armencafjer zu Gute kommen. Nach Verkündigung des Urtheilg 
werden bie Minifter und die beiden Unterhändler in das Gefängnik abge: 
führt, wo fie in eigens zu dieſem Zwecke eingerichteten Zimmern ihre Haft 
abbüßen follen. 
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22. April. Die ganze königliche Familie tritt eine Yängere 
Reife an, um die verfchiedenen europäifchen Höfe zu befuchen. 

30. April. Die 5. Synode bejchließt, die Erzbifchöfe von 
Patras, Kephalonien und Meflenien, die dom Specialgerichtöhofe 
der Eimonie [huldig erfannt worden find, auf drei Jahre zu ſus— 
pendiren und nach Ablauf diejer Friſt wieder in ihre Stellungen 
einzufeßen. Diejer Beichluß ruft große Entrüftung gegen die Synode 
Hervor. Die öffentliche Meinung verlangt entjchieden die Degra— 
dation ber drei unwürdigen Kirchenväter. 

1. Mai. Beginn des Procefies gegen das ehemalige Mini« 
fterium Bulgaris. 

— Mai. Bis jeht war die Haltung des Landes gegenüber 
den flavifchen Inſurgenten Bosnien und der Herzegowina eine jehr 
gleichgültige und diejenige der Regierung eine correct neutrale. Nun 
aber beginnt die Stimmung ſich allmälig, aber fichtlich zu ändern: 


bei einer allfälligen Theilung der Türkei will Griechenland nicht 
leer ausgehen. 


Anf. Juli. Das Minifterium fpricht dem König telegraphiich 
den Wunſch aus, mit Rüdficht auf die orientalifche Verwidlung feine 
Rückkehr nad) Athen zu bejchleunigen. 

— Juli. Die Vorgänge in der Türkei fangen an, die öffent- 
liche Meinung des Landes mehr als bisher zu bejchäftigen und zu 
beunrubigen. Die Aufmerkfamkeit bderjelben richtet ſich dabei na— 
mentlich auch auf den gegenwärtigen Zuftand der Armee. 


Die Organifation der griechifchen Armee ift von allen Parteien bes 
Landes ala mangelhaft erfannt. Der letzte Gabinetächef Trifupis, der davon 
gleichfalld durchdrungen war, ließ auf Grundlage der im deutſch-franzöſiſchen 
Kriege gemachten Erfahrungen und unter Anlehnung an das preußiſche 
Heeriyftem einen Reorganifationsplan ausarbeiten, welcher wenige Tage vor 
feinem Sturze der Deputirtenfammer vorgelegt wurde. Der jehige Premier: 
minifter Kumunduros nahm diefen Plan, welcher die allgemeine Wehrpflicht 
obligatorisch macht und die Stellvertretung. reip. den Freikauf, befeitigt, jo: 
fort auf und überwied ihn zur Prüfung und Umarbeitung einer Gommiffion 
höherer Militärs, welche nach wenigen Wochen die geitellte Aufgabe er: 
fedigte. Die Ausführung der beabfichtigten Reorganijation wurde jedoch 
durch die anhaltende Berhlußunfäigteit ber Kammer vereitelt. Um nicht 
ein weiteres Jahr nutzlos verjtreichen zu laffen, beſchloß Kumunduros, ber 
auf die Zuftimmung der Deputirten fiher rechnen fonnte, die Einberufung 
der Nationalgarde vorzunehmen, wobei fich die vollftändige Unbrauchbarkeit 
der bisherigen militärifchen Einrichtungen ganz eclatant erwies. Es fehlte 
ſogar an dem Allernothiwenbdigften, nämlich den Gewehren, um bie National: 
garbe überhaupt nur ausrüften zu können. Der Kriegaminifter befahl daher 
von ben in beutfchen Arfenalen zum Kauf geftellten ausrangirten, reſp. im 
legten Krieg erbeuteten, Gewehren eine beftimmte Anzahl zu erwerben, was 
vor Zurzem durch ben Anlauf von 12,500 Gewehren gefchehen ift. Der 
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Kauf wurde durch die in Brüſſel permanent ftationirte Commiſſion griechiicher 
DOfficiere vermittelt, welche theild mit der Berichterftattung über alle von 
den europäischen Armeen adoptirten Neuerungen theild mit Meberwachung 
der Anfertigung neuer Gewehre für die helleniſche Armee in ben belgifchen 
MWaffenfabriten betraut ift. Der lektere Theil ihres Auftrags jchreitet nur 
langiam vorwärt?, da bie betreffenden fyabrifen mit anderweitigen großartigen 
Lieferungen für die Hauptarmeen Europas beichäftigt find, und ſich ber Ans 
fertigung ber vortrefflichen, aber etwas complicirten Gewehre für bie Bel: 
lenifche Armee, welche nach dem von einem griechiichen Officier erfundenen 
Syſtem conftruirt find, nur in beſchränktem Maße widmen können. 

Ende Juli. Der König richtet von London aus ein Schreiben 
an den Minifterpräfidenten, worin er feiner Meberzeugung Ausdruck 
leiht, daß es das Belte wäre, wenn Griechenland vorläufig feine 
Rüftungen vornähme, vielmehr in voller und aufrichtiger Neutralität 
wie bisher verharrte. 

Mitte Auguft. Der von Greta ber bekannte Oberft Koronäos 
wird von der Regierung mit der Reorganijation der Nationalgarde 
beauftragt. Die Regierung geht ernftlich mit der Einführung der all= 
gemeinen Wehrpflicht um; da aber dazu wenigftens drei Jahre nöthig 
find, jo foll zunächit die Nationalgarde zu einer Landwehr umge 
bildet werden. Die jungen Leute von 20—30 Jahren werben auf 
ca. 65,000 Mann gejchäßt, die binnen wenigen Monaten in eine 
mobile Nationalgarde organifirt werden fünnten. 

2. September. Die Regierung proteftirt in Gonftantinopel 
gegen bie in der Ausführung begriffene Anfiedelung von Tſcherkefſen 
in Theflalien und dringt auf die enbliche Löſung der fogenannten 
Indigenatäfrage. 

Anfang Sctober. In Athen und mehreren anderen Städten 
finden Boltsverfammlungen jtatt und bilden fich Actionsmeetings, 
um die Regierung aufsufordern, ohne die geringfte Verzögerung 
alles zur Berftärfung und Vollendung der Miltärmacht Griechen- 
lands Erforderliche ins Werk zu ſetzen und dabei auf die Opfer- 
willigfeit „nicht nur des Königreich®, Jondern deg ganzen helfenifchen 
Stammes“ zu zählen. 

Mitte October. Berfchiedene Städte des Landes beginnen 
freiwillige Beiträge zu ſammeln und notiren verhältnißmäßig an- 
fehnliche Summen, um die Regierung in der Verftärfung der Mi— 
litärkraft des Landes zu unterftüßen. Auch die Griechen im Aus- 
lande beweifen fich wieder ſehr freigebig. 

Mitte October. Die Regierung richtet nicht blos an bie 
Pforte ein langes Memorandum wegen der fortgejegten Anfieblung 
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Der Zicherkeflen in Macedonien und Theflalien, fondern auch ein 
rıoch längeres Actenſtück an alle Garantiemächte. 


In diefem Documente weift es an ber Hand hiftorifcher Behelfe bie 
Rechte der griechiſchen Nation und die Anrechte berjelben auf die Bevölker— 
ung in ben türkifchen Grenzprovingen nad); es benützt dieſen Anlaß, jede 
einjeitige Löſung der orientaliichen Frage zurüczumeifen und beruft fich auf 
Die zahlreichen in Griechenland ftattgefundenen Volksverſammlungen als den 
unumtoundenen Ausdrud der Nation, ihre Rechte und Ansprüche mit allen 
Dpfern ſchützen zu wollen. Das Actenſtück jchließt mit dem Bekenntniſſe, 
ber Unfähigkeit jeder griechifchen Negierung, fich heute gegen den Strom des 
Volkswillens zu ftemmen und macht Europa für alle weiteren Eventuali: 
täten verantwortlich. 


19. Oct. Kammer: die Regierung legt ihr drei Geſetzentwürfe 
por, für welche fie die Dringlichkeit verlangt. In dem erſten forbert 
die Regierung eine Anleihe von 50 Millionen Francs zum Ankauf 
von Kriegämaterial und Kriegafchiffen und von 10 Millionen Fres. 
für andere Bedürfniffe der Armee. In dem zweiten wird die all- 
gemeine Dienftpflicht in der Armee und in dem dritten die Berech- 
tigung gefordert, fofort die erſte Claſſe einzuberufen. 

Der Minifterpräfident Kumunduros bemerkt dazu, dab die Nation 
endgiltig wählen müſſe zwiſchen friedlicher Arbeit auf der Scholle oder noth: 
wendigen Opfern; er appellirt an bie Eintracht, indem er Hinzufügt, daf 
bie befte Vorbereitung die allgemeine Eooporation fei; er werde bem König 
raten, ein Minifterium aus allen Parteien zu bilden. Die a der Worte 
fei vorüber, die Nation müſſe handeln; Diejenigen würden die Berantwortung 
auf fich laden, welche der Eintracht Hinderniffe in den Weg legen follten. 
— Die Nede wird mit allgemeiner Zuftimmung aufgenommen. Patriotiſche 
Spenden fließen von allen Seiten zu. 

23. October. Der König reift von Wien, wo er die Ankunft 
des Kaiſers erwarten wollte, nach Empfang von Depefchen aus 
St. Petersburg und Livadia plößlich ab, um über Trieft und Brin— 
diſi nach Athen zurüdzufehren. 

29. October. Eine energifche engliiche Note an Griechenland 
fpricht die beftimmte Erwartung aus, dasſelbe werde ſeinerſeits nicht 
zur Erſchwerung der Lage im Drient beitragen. 

7. November. Der König trifft von feiner Tour in Europa 
wieder in Athen ein, wo ihm von der Bevölkerung ein großartiger 
Empfang bereitet wird. 

11. November. Kammer: der Minifter des Auswärtigen, 
Kontostavlos, gibt derjelben folgende Erklärung: 


„Unfer biaheriges Verhalten, zeigt, wie wir weiter handeln werben, 
wenn die Nationalvertretung una auf unferm Poften läßt. Wir haben eine 
friedliche Politik verfolgt und werden dabei verharren, wenn nicht die Er: 
eigniffe felbft una eine andere Richtung aufnöthigen. Weil aber voraus: 
fihtlich das Leptere ber Fall fein wird, treffen wir militärifche Vorbereit⸗ 
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ungen, nicht als Zeichen friegeriicher Abfichten, fondern ala Vorfichtsmak- 
regeln. Indeſſen erwarten wir, dat Europa, geleitet von ber Gerechtigkeit 
und zum Zweck eine dauerhaften Friedens im Orient, wirkſame und ge: 
eignete Schritte zur Erreichung dieſes Doppelzieles unternehmen und und da— 
mit das Verharren in ber Richtung erleichtern tocrde, die wir vom vom: 
herein und vorgezeichnet und feftaehalten haben, zu deren weiterer Beob— 
achtung wir aber eine moralifche Stüße bedürfen. In Wahrheit würde ich 
ber Offenheit ermangeln, wenn ich zu verhehlen ſuchte, daß fortgeſetzte 
Unthätigfeit, wo e3 fih um die Zukunft der unterjochten Griechen handelt, 
faum denkbar, ja unmöglich für dad Königreich Griechenland fein würde. 
Was jene und die freien Griechen verbindet, ift nicht allein die Gemeinſam— 
feit der Abftammung, Sprade, Sitten und nationalen Traditionen, es ift 
in noch höherem Grade das Bewußtſein der großen Verpflichtung, die das 
freie Hellenenthum allen Griechen jchuldet; denn die Freiheit des griechtichen 
Königreiches iſt nur durch die gemeinfamen Anftrengungen aller Griechen er: 
rungen worden, und feine Macht der Erde könnte Griechenland zur Ruhe und 
Unthätigkeit zwingen Angeficht3 der zum Nachtheil der unterjochten Griechen 
begangenen Ungerechtigkeiten.“ 

17. November. Kammer: erflärt fich einftimmig für die Noth- 
wendigfeit umfaflender NRüftungen und ertheilt dem Minifterium 
Kumunduros ein Bertrauensvotum, indem fie einen Antrag der 
Dppofition, die Ausrüftungsprojecte der Regierung für unzulänglich 
zu erklären, mit 88 gegen 75 Stimmen ablehnt; die Minifter und 
19 andere Deputirte enthalten fic; der Abſtimmung. 

23. November. Kammer: nimmt in erjter Lefung die Gejeb- 
vorlagen betreff3 außerordentlicher Rüftungen und der militärifchen 
Drganifirung von 200,000 Dann (Linie, Landwehr und Bürger- 
wehr) an. 

30. November. Kammer: lehnt das von der Regierung vor= 
geichlagene Steuerproject behufs Ausführung der bejchloffenen Rüft- 
ungen mit 79 gegen 78 Stimmen und 2 Enthaltungen ab. 

— November. Die Hetärieen leben unter der griechifchen Be— 
völferung der Türkei überall wieder auf. 

3. December. Der außerordentliche Staatsgerichtshof Tpricht 
-die Mitglieder des ehem. Gabinet3 Bulgaria frei, fügt jedoch dem 
Urtheil den Ausdrud ftrengen Tadels gegen bdiejelben bei. 

5. December. Kammer: die Regierung bleibt bei einer wieder⸗ 
holten Abftimmung über den Gejeßesentwurf wegen der Steuerauf: 
lage mit 81 gegen 82 Stimmen in der Minderheit. Das Gabinet 
Komunduros gibt definitiv feine Entlafjung ein. Der König bildet 
ein neue Minifterium aus der Oppofition unter dem Borfite von 
Deligeorgis. 

10. December. Kammer: ertheilt dem neuen Mtinifterium 
Deligeorgis mit 88 gegen 59 Stimmen ein Mißtrauensvotum. 


Griechenland. (Dec. 13 —19.) 553 


13. December. Komunburos bildet nunmehr wieder ein Ca— 
binet au3 feinen Anhängern. 

15. December. Kammer: nachdem Komunduros auf feinen 
Vorlagen betreff3 der Rüftungsmaßregeln bejtanden, aber eingewilligt 
Hat, diefelben zur Prüfung einer Commiſſion zu überweifen, nimmt 
die Kammer diefen Antrag mit 101 gegen 57 Stimmen der Partei 
Deligeorgis an. Die Partei Zaimis-Trifupis-Delijannis ſtimmt mit 
dem Minijterium. Somit ift die Krifis beigelegt. 

19. December. Kammer: bewilligt eine Anleihe von 10 Mill. 
Drachmen für Augrüftung zunächſt von 120,000 Mann und geneh- 
migt ein Minifterverantiortlichkeitsgejeh. 


IV. 


Außerenropäifhe Staaten. 


— — — — 
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Bereinigte Staaten von Nordamerika. 


11.—13. Januar. Repräfentantenhaus: ein Antrag der demo« 
eratifchen Partei, denjenigen Theilnehmern der Rebellion, die noch 
nicht wieder in den Genuß aller Rechte eingejeßt worden find, voll« 
ftändige Amneftie zu ertheilen, erhält nur 172 gegen 97 Stimmen, 
alſo nicht die erforderliche Zweidrittelmehrbeit. 

17. Januar. Repräfentantenhaus: lehnt einen Antrag auf 
Wiederaufhebung des Gejehes betr. Wiederaufnahme der Baarzah« 
fung ab. Für den Antrag ftimmen hauptſächlich die Democraten. 

18. Januar, Repräfentantenhaus: 22,626 mormonijche Frauen 
und Mädchen richten an dasſelbe eine Petition zu Gunften der 
Polygamie. 

25. Januar. Repräfentantenhaus: eine Vorlage der Regierung 
für Bewilligung eines Eredit3 von 11,: Millionen Dollars zur Be— 
ftreitung der Koften für die bevorftehende Weltausftellung in Phila= 
delphia wird mit 146 gegen 130 Stimmen nunmehr doch genehmigt. 

2. Februar. NRepräfentantenhaus: verwirft ein beantragtes 
Amendement zur VBerfaffung, dahin gehend, daß ein Präfident der 
Republit nach Ablauf feiner Amtsdauer nicht wieder folle gewählt 
werden dürfen, mit 114 gegen 106 Stimmen. 

14. Februar. Repräfentantenhaus: verwirft einen Antrag, 
nach welchem der Echabjecretär alle nötigen Vollmachten erhalten 
follte, um in einer bejtimmten Friſt die Baarzahlungen wieder auf: 
zunehmen, mit 137 gegen 86 Stimmen. 

15. Februar. Repräfentantenhaus: ein Bericht des Schatz⸗ 
fecretärd Briftow bejagt, daß die 1Oprocentige Erhöhung des Zolles 
gewifjer Einfuhrartifel im vorigen Jahre eine Abnahme der Einfuhr 
und einen factifchen Fiscalverluft verurfacht habe. 
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23. Februar. Die republifanifche Convention von Witconfin 
ſpricht fich gegen eine nochmalige Wahl Grant’3 zum Präfibenten 
ber Republif aus. 

2. März. Repräfentantenhaus: der Kriegafecretär Belknap 
wird wegen Beftechlichkeit in Anflagezuftand geſetzt. Derjelbe gibt 
fofort feine Entlaffung ein, die von Grant auch angenommen wird. 

6. März. Grant entläßt den bisherigen Geſandten in London, 
Schent, wegen Betheiligung an einem anerkannt ſchwindelhaften 
Actienunternehmen und ernennt Tana an feine Etelle. 

8. März. Senat: lehnt die Zulaffung eined Negers als 
Senator mit 32 gegen 29 Etimmen ab. 

11. März. Repräfentantenhaus und Senat: nehmen überein» 
ftimmend den Ditrict Neu-Merico als Staat in bie Union auf. 

14. März. Repräfentantenhaus: lehnt eine von der republita- 
nifchen Partei eingebrachte Motion ab, in welcher ausgefprochen 
werden follte, daß die Vereinigten Staaten eine Nation und nicht 
eine Gonföderation feien. Das Haus nimmt im Gegentheil einen 
von democratijcher Seite eingebrachten Antrag mit 150 gegen 42 
Stimmen an, welcher erklärt, 1) daß die Vereinigten Staaten eine 
Föderativ-Union bilden, deren Regierung mit den in der Verfaffung 
vorgejehenen Gewalten befleidet jei; 2) daß die locale Regierung 
der verjchiedenen Staaten für die Erhaltung der Freiheiten nöthig 
fei; 3) daß die dem ewigen Bunde feindliche jecceffioniftifche Tendenz 
jeit dem lebten Kriege als nicht mehr beftehend zu betrachten jei. 

15. März. Senat: Jet mit 26 gegen 20 Stimmen den Ge: 
halt des Präfidenten der Republit von 50,000 auf den früheren 
Betrag von 25,000 Dollars herab. Die Abftimmung über die 
Frage erfolgt nicht nach der Parteifarbe. Das Repräfentantenhaus 
ftimmt dem Befchluffe bei. 

30. März. Repräſentantenhaus: ſetzt mit 141 gegen 61 
Stimmen (Abftimmung nach Parteien) die Dfficierögagen herab. 
Nach der angenommenen Bill erhält ein General künftig 10,000 
Dollars, ein General-Lieutenant 8000 Dollars, ein General-Mtajor 
6000 Dollars, ein Brigadier 5000 Dollars, ein Oberft 3500 Doll., 
ein Oberjt-Lieutenant 3000 Dollars, ein Major 2500 Dollars, 
ein Gapitän 1800 Dollars (beritten 2000 Dollars), Abdjutant 1800 
Dollars, Quartiermeifter 1800 Dollars, Premier-Lieutenant 1500 
Dollars (beritten 1600 Dollars), Second-Lieutenant 1200 Dollars 
(beritten 1500 Dollars). Ein Abgeordneter macht den Borjchlag 
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den Namen der Bill zu ändern, und fie als Bill zur Beitrafung 
der Armee für die tapferen Dienfte, welche fie zur Erhaltung der 
Union geleiftet, zu bezeichnen — ein Antrag, der natürlich abgelehnt 
wird. Die Gehalte der Congreßmitglieder werden auf 4500 Dollars 
feſtgeſetzt. 

5. April. Senat: lehnt die Ernennung Dana's zum Ges 
ſandten in Yondon ab. 

12. April. Repräfentantenhaus und Senat: haben fich über 
die Erjeßung der Eleinen Papiergeldzeichen durch Silberjcheidemünge 
verjtändigt. 

19. April. Präfident Grant legt gegen den Bejchluß beider 
Häufer, den Gehalt des Präfidenten der Republit wieder auf den 
früheren Betrag von 25,000 Dollars herabzufeßen, jein Veto ein. 

10. Mai. Feierliche Eröffnung der Welt-Induftrieausftellung 
in Philadelphia. 

12. Juni. Repräfentantenhaus und Eenat: fafjen überein- 
ftimmende Reſolutionen, durch welche der Präfident erfucht wird, 
Unterhandlungen behufs Abänderung des Vertrages mit China an— 
zufnüpfen, um die Ginmwanderung der Chinefen, befonders in Gali= 
fornien, zu bejchränfen. 

16. Juni. Nationalconvent der republifanifchen Partei in 
Gineinnati. Diefelbe ftellt den Gouverneur Hayes von Ohio, jedoch 
erjt im fiebenten Wahlgange, ald den Gandidaten ber Partei für die 
am 3. November Ifd. 38. jtattfindende Wahl eines Präfidenten der 
Republit auf und genehmigt eine Plattform (Parteiprogramm), 
worin 


die Gleichheit der politiichen Nechte aufrecht erhalten, bie zur uns 
verzüglichen Wiederaufnahme der Baarzahlung nöthige Geſetzgebung ger 
fordert und gegen die eigenmächtige Aufitellung von Präfidentichafts:Gandi» 
daten Seiten? einzelner Gongrektnitglieder Verwahrung eingelegt wird. 
Ferner wird verlangt ſtrenge Gontrole aller Beamten; Berfaffungsänderungen 
gegen die Bewilligung von Fonds für Serten:Schulen ; eingehende Prüfung 
der chinefiichen Einwanberungdfrage durch ben Gonguef; Unterdrüdung ber 
zu mee: Beſchränkung reſp. Aufhören weiterer Landbewilligungen an 
iſenbahnen; Feſtſtellung von ben Bebürfniffen der Arbeit zer) wi sohn 
und das Eigenthum fichernden Tarifen; endlich eine auf Berföhnung ber 
alten Gegentähe und des Haders gerichtete innere Politik. 


17. Juni. Das Oberbundesgericht erklärt die bejchräntenden 
Ginwanderungsgejeße des Staates Californien (eine Entjcheidung ber 
„Supreme Court“ diefes Staates umftoßend) für null und nichtig, 
weil diefe Geſetze gegen das alleinige Recht des Congreſſes, den 
Handelsverlehr mit dem Auslande zu regeln, verſtoßen. 
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21. Juni. Differenz; mit England über die Auslegung bes | 
zwifchen beiden bejtehenden Auslieferungsvertrages. Präfident Grant 
richtet darüber an beide Häufer des Congreſſes eine Botjchaft, wo— 
rin er erflärt: daß er bie feitend Englands erfolgte Freilaffung des 
betreffenden von England reclamirten Individuums als einen Bruch 
bes Außslieferungsvertrags betrachte, und e& demgemäß mit der Würde 
Amerikas für unvereinbar halte, fernerhin Auslieferung eines Ylücht- 
lings zu verlangen oder zu bewilligen. Er werde es nicht thun, 
außer auf formellen Wunjch des Congreſſes. 

24. Juni. Repräſentantenhaus und Senat: verjtändigen fich 
über ein Geſetz zum Echuße des Etimmrechts der Neger. 

27—30. Juni. Nationalconvent der democratiichen Partei 
in St. Louis. Diejelbe wählt den Gouverneur Tilden von Newport 
zu ihrem Präfidentjchaftscandidaten. In der Plattform (Partei: 
programm) twerden 

Reformen im Regierung und Berwaltung für dringend nothwendig 
erklärt; ferner wird dad Vertrauen auf volle Aufrechterhaltung der Gon: 
ftitution —— * vollftändige Trennung der Kirche vom Staat, Laien: 
unterricht und Aufhebung des nn er welcher die Wiederaufnahme 
der Baarzahlungen im Jahre 1879 feitgejeßt, gefordert; die Wiederaufnahme 
der Baarzahlungen werde nur durch weile Sparſamkeit auf allen Gebieten 
bed Staatälebend erreicht. Schließlich ſpricht ſich das Programm gegen 
Schußzolltarife aus. 

4. Juli. Das Hundertjährige Jubiläum der Gründung ber 
Republit wird in allen Theilen des Landes aufs Iebhaftejte und 
glänzendfte gefeiert. Der deutjche Kaijer und mehrere andere Sou— 
veräne Europas richten bei diefer Gelegenheit Glückwunſchſchreiben 
an den Präfidenten der Nepublif. 

Auch der democratiiche Verein zu Frankfurt a. M. wollte die Gele: 
enheit zu einer Kundgebung an das amerikanische Bolt benügen und wandte 
ich zur Weiterbeförderung der Adrefle an den Generalconjul der Vereinigten 
Staaten in Frankfurt. Diejer erfannte jedoch in derjelben mehr eine Par: 
teidemonftration als einen Glückwunſch und lehnt das Begehren ab, was 
ber amerifanijche Gefandte in Berlin ſeinerſeits beftätigt. 

10. Zuli. Der republicanifche Gandidat für die Präfidenten- 
würde, Gouverneur Hayes von Ohio, erflärt fich in einem Echreiben 
bereit, die Gandidatur anzunehmen, und faßt zugleich, indem er den 
Beichlüffen der Convention von Gincinnati feine Billigung ertheilt, 
fein Programm in folgenden Sätzen zufammen: 

er verſpreche eine durchgreifende Reform ber Givilverwaltung, befür: 
worte die Unzuläffigkeit einer wiederholten Wahl einer und derfelben Perſon 
zum Präfidenten der Union, beftehe auf Wiederaufnahme der Baarzahlungen, 
welche für die Wohlfahrt des Landes nothiwendig jei. Der Süden be: 
bürfe des Friedens; er werde fich bemühen, Die haft des Geſetzes und 
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bie Anerkennung des gleichen Nechtes für alle Herzuftellen, indem er gleich: 
mäßig die Jntereffen der weißen und ber ſchwarzen Bevölferung beichüpe 
und den Unterſchied zwijchen Süden und Norden auägleiche. 


1. Auguft. Senat: Ende der Unterfuchung gegen den gewe— 
fenen Minifter Belknap wegen Beftechlichkeit: 35 gegen 25 Stimmen 
erklären ihn für ſchuldig. Da aljo feine Zweidrittelmehrheit vor— 
Liegt, ift er freigefprochen. 

5. Auguft. Repräfentantenhaus: nimmt mit 106 Stimmen 
(98 Democraten und 8 Republicanern) gegen 86 Stimmen (60 Re= 
publicaner und 26 Democraten) eine Bill an, durch welche der Ar— 
tifel de3 Gefehes, welcher den 1. Januar 1879 für die Wiederauf- 
nahme der Baarzahlungen fejtgejeßt hatte, wieder aufgehoben wird. 
Doc foll eine Commiſſion niedergejegt werden, behufs Prüfung der 
allgemeinen Lage, um die Wiederaufnahme der Baarzahlungen zu 
erleichtern. Der Senat tritt dem Bejchluffe jedoch nicht bei. 


Das Haus genehmigt ein Amendement zur Verfaffung, welcher 
die Verwendung Öffentlicher Mittel zu Gunften einzelner kirchlicher 
Secten (tworunter namentlich die römiſch-katholiſche Kirche gemeint 
ift) unterfagt. Der Senat lehnt jedoch feinen Beitritt zu dem Be— 


ſchluſſe ab. 

5. Auguft. Der democratifche Kandidat für die Präfidenten- 
würde, Gouverneur Tilden von Newyorf, tritt erſt jet mit jeinem 
Programm hervor und erklärt, die Candidatur anzunehmen. Sein 
Programm läßt fich dahin zufammenfaffen: 

Das Programm ber democratiſchen Eonvention von Saint Louis bes 
zeichne genau alles, was dem Lande Noth thue. Tilden ſpricht fich ins— 
bejondere für Neformen bezüglich der Staatsausgaben und vollftändige 
Verſöhnung mit den Sübftanten aus, erklärt ſich gegen jebe beichleunigie 
Wiederaufnahme der Baarzahlungen und beichuldigt die Republicaner, daß 
fie durch das Geſetz von 1875 die Regierung verpflichteten, die Baarzahl: 
ungen wieder aufzunehmen, ohne weitere Vorbereitungen zu treffen. Tilden 
hält den allmähligen Mebergang zur Wiederaufnahme der Baarzahlungen 
für angezeigt und fpricht ſich gegen bie wiederholte Wahl eined und des—⸗ 
felben —* nten aus. 


14. Auguſt. Repräſentantenhaus: hat das Budget für 1877 
ſtark beſchnitten und zwar um nicht weniger ala 30 Millionen 
Dollars. 

15. Auguft. Gongreß: vertagt fich biß zum 4. December. 

18. Auguft. In Folge Gewaltthätigfeiten im Staate Alabama 
(das fog. Hamburger Meflacre einer großen Anzahl Neger) erläßt 
der Kriegsfecretär einen Befehl an General Sherman, fämmtliche 
disponible Truppen erforderlichen Falls den Localbehörden behufs 
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Schutz der ſchwarzen Wähler gegen jede Einfchüchterung zur Ber: 
fügung zu jtellen. Die Democraten fürchten, e8 möchte dieß nur 
ein Vorwand fein, um in den Güdflaaten mit Hülfe der Truppen 
regierungsfreundliche d. 5. republifanifche Wahlen durchzuſetzen. 

2. September. Unruhen zwifchen Weißen und Schwarzen in 
Louiſiana. 

21. September. Unruhen zwiſchen Weißen und Schwarzen in 
Süd⸗Carolina. 

— September. Beginn der eigentlichen Agitation für die 
Mahl eines Präfidenten der Republik. Die Ausfichten ſtellen ſich 
bereit3 für die Democraten günftiger, ald man noch vor kurzem 
glaubte annehmen zu ſollen und jchon jett erfcheint e8 allen Be 
rechnungen zufolge als jehr wahrjcheinlich, daß der Entjcheid zwi: 
ichen Hayes (Republ.) und Zilden (Democr.) ſchließlich nur von 
wenigen Stimmen abhängen werde. 

16. October. Neue Zufammenftöße zwifchen Weißen und Ne 
gern in Sübd-Carolina in Folge der Aufregung wegen ber bevor: 
ftehenden Wahlen. 

18. October. Präfident Grant ſchickt weitere Truppen nad 
Sübd-Carolina. Zugleich erläßt er eine Sommation an die Echüßen- 
club8 der dortigen Weißen, binnen 3 Tagen auseinander zu gehen. 

23. October. Die Wahlen in Süd-Carolina fallen zweifelhaft 
aus. Jede Partei behauptet, die Majorität zu befiten. 

— October. Schluß der Weltausftellung in Philadelphia. 


" Sie endet geradezu glänzend. Die ZTotalfrequenz berechnet fich auf 
über 8'/; Mill. eine Anzahl, welche bejonders darum jo erftaumnlich ift, weil 
bie Geſchäftszeilen fich noch immer nicht gebeflert haben und weil die Aus: 
ftellung mit vollen 99 pGt. ihrer Bejucher auf das Inland ——— war, 
während Paris und London nicht nur wirkliche internationale Ausſtellungen 
waren, ſondern auch internationale Beſucher hatten. Vergleichen wir den 
Beſuch der londoner und pariſer Ausſtellung mit dem der philabelphier und 
laſſen wir die wiener unberückſichtigt, da fie unter ben möglichſt ungünſtig— 
ften Berhältniffen abgehalten wurde, jo ergibt fi, in Anbetracht des Aus: 
bleibens ausländifcher Befucher, für die philadelphier Ausftellung ein großer 
Mehrbeſuch. Dieſes Verhältniß geftaltet fich aber für die amerikaniſche Aus⸗ 
ftellung noch um Bieled günftiger, wenn man die Ausftellungsftädte und 
deren Bewohnerzahlen mit einander vergleicht. Philadelphia hatte im Jahre 
1870 eine Bevölkerung von 676,022 Seelen und bürfte deren heute über 
800,000 Haben. Dagegen Hatte Paris 1874 zwei und London 1862 über 
brei Millionen Einwohner, und beide bilden das Gentrinn von Ländern mit 
einer Bevölferungsdichtigkeit, wie fie fein einziger Staat in ber Union aud 
nur annähernd aufzuweilen bat. Und während hinter Philadelphia auf 
Entfernungen, wie fie Europa nicht kennt, etwa 45 Millionen Amerikaner 
wohnen, bildeten London und Paris nahezu Mittelpuncte für eine fünffache 
Anzahl ungleich näher anfäffigen Europäer. Alle dieſe jehr ſchwer in's Ge⸗ 
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wicht fallende Unterfchiede find zu Gunften der europäischen Ausftellungs: 
ftädte, und troßdem betrug die Gejammtzahl der Iondoner Bejucher 1862 
nur 6,211,103 und ber parijer im Jahre 1867 nur 8,805,969, wobei für 
Paris auch noch ber Umſtand zu berüdfichtigen ift, daß feine Auäftellung 
volle 60 Zage länger geöffnet var, ala die philadelphier. Man wird aus 
diefen Thatſachen getroft den Schluß ziehen tönnen, daß das amerifanijche 
Bolt in feinen Maften ag beweglicher und reijeluftiger ift, als irgend eine 
Nation der alten Welt; daß jein mittleres Bildungsbebürfnig und jein Trieb, 
alles ihm erreichbare Sehenäwerthe auch wirklich zu ſehen, größer ift, ala in 
Europa, und daß, ſelbſt der noch immer nicht gehobenen üblen Zeiten uns 
geachtet, im amerikaniſchen Mittelftande mehr disponibles Geld ftedt und 
eine größere Unternehmungsluft Herrfcht, ala in den alten Bevölferungen 
Europa’3s. Man hat berechnet, daß das amerifanifche Volt nahezu Hundert 
Millionen Dollard ausgegeben hat, um die MWeltauäftellung zu vollenden 
und zu beſuchen. Das iſt eine ftolze Summe! Eine Fülle von Belehrung, 
Anregung und Aufihtwung aller Art ift dafür erfauft worden. Und mit 
Recht kann man da3 Unternehmen ala einen Glanzpunct in der amerifani: 
ſchen Geichichte bezeichnen. 


7. November. Wahl der Wahlmänner (Electoren) zut Wahl 
bes neuen Präfidenten in allen 38 Staaten der Union. 


Die Wahl Hat dießmal eine ganz bejondere Bedeutung, ba, ganz ab» 
geliehen von dem Gegenſatz ber beiden großen Parteien der Republitaner und 
der Democraten, die beide augenblicklich faſt gleich ftark zu fein jcheinen und 
von denen jeder daher auf den Sieg mit Zuverficht zählt, eine Reihe von 
tief eingreifenden Fragen durch den Ausgang der Wahl entichieden werden joll. 

Die Seit Jahrzehnten eingerifjene Gorruption in der Verwaltung hat 
bereit3 bis zur Intervention der Gerichte geführt, und wenn die Echuldigen 
auch nicht ereilt wurden, jo ift die frage einer Reform der Verwaltung 
an Haupt und Gliedern doc) auf die Tagesordnung gejeßt, um nicht mehr 
davon zu verjchwinden, bis fie eine befriedigende lung gefunden. Seit 
12 Jahren ift die Bevölkerung der Vereinigten Staaten in folge der herr: 
chenden Papiergeldwirthichaft eine Beute der New-Yorker Goldfpecu: 
lanten, und die legteren haben bis in die neuefte Zeit einen ſolchen Einfluß 
im Congreß zu — gewußt, daß die Vereinigten Staaten das einzige 
in ber Weltgeſchichte vorkommende Beiſpiel eines Landes geliefert haben, 
welches, obgleich jeit Beendigung des Bürgerkriegs im Stande feine Valuta 
raſch und ficher mit den eigenen Mitteln wiederherzuſtellen, es vorzog, fich 
ein Jahrzehnt lang den fortwährenden Schwankungen bed Goldagio’3 und 
ben damit verknüpften Gejchäftsverluften der großen Mehrheit auszuſetzen, 
zum Nutzen und Frommen eines Kleinen Streifes von Börjenjpeculanten. 
Statt nach Beendigung des Bürgerfrieged die Ueberſchüſſe der Staatsein— 
nahmen zur Ginlöfung der unverzinslichen Echuld in Geftalt von rund 
400 Millionen Dollard Staatspapiergeld (Greenbacks) zu gebrauchen, ver: 
wendeten die Regierung und der Goncreß der Bereinigten Staaten bieje 
Mittel zum Rückkauf verzinslicher Unionsfchulden. Da von diejen Bonds 
bis jet für 700 Millionen Dollars eingelöst find, jo hätte das Staats- 
papiergeld längft aus dem Verkehr entfernt und die Zahlungen in tlingender 
Münze wiederhergeftellt tverden können, ohne zu einer auswärtigen Anleihe 
ſchreilen zu müſſen. Erſt vor anderthalb Jahren Hat fich der Congreß er: 
mannt und die Wiederherftellung der Metallgeldzahlungen auf den 1. Jan. 
1879 feftgefeßt. Bei der Präfidentenwagl Handelt es fi num darum: nicht 
bloß daß ein Mann gefunden werde, welcher geneigt ift, dieſen Beſchluß 
auszuführen, jondern auch die geeigneten Mittel dazu anzumenden. lleber: 
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die kommt e3 nicht auf den Mann allein an, fondern auch auf die Partei, 
und ob diejelbe gewillt ift, ihren Gandidaten in diefer Aufgabe ernjthaft zu 
unterftügen. Dieß ift nur von der republicaniichen Partei zu erwarten; 
benn die democratijche hat, um ihre Reihen künftlich zu verftärfen, ein Com: 
promiß mit den —— d. h. ben Anhängern ber Zettelwirthſchaft 
ober richtiger ber Vermehrung des Papiergeldes, abgeſchloſſen. Da indeß die 
democratifche Partei andrerjeit3 den Freihandel auf ihre Fahne gepflanzt 
bat, und die republicanifche fich defhalb nothgedrungen um den Beiftand 
der Schußzöllmer bewirbt, jo beiteht eine ganz unnatürliche Parteigrup- 
pirung; denn eigentlich follten Freihändler und Hartgeldzahler den Proter: 
tioniften und Inflationiften gegenüberftehen. Da ferner der Präfident zu: 
glei die Macht befitt, jämmtliche Unionsbeamten ein: und abzuſetzen, und 
iefe Befugniß gewohnheitämäßig von jedem Präfidenten zu Gunften jeiner 
Anhänger geübt zu werden pflegt, jo laun man ermefien, weldde Summe 
von Intereſſen bei einer Präfidentenwahl in Gährung kommt, wenn es ſich 
dazu noch um die Exiſtenz von hundertiauſend Beamten Hanbelt. 


Die Organifation der Wahlhandlung ift folgende. Am 7. November 
verfammeln fich die Wähler jedes Staat? in ihren MWahlbezirten, um eine 
Anzahl von Wahlmännern zu wählen, welche gleich ift ber Zahl von Se— 
natoren und Abgeordneten des Repräjentantenhaufes, zu welcher ber be: 
treffende Staat im Congreß berechtigt ift. Diefe durch Mehrheitsvotum ber 
Wähler ernannten Wahlmänner begeben fich darauf in die Hauptftädte ihrer 
Staaten und geben ihre Stimme für ben Präfidenten und den Wicepräfi- 
benten ab. Am Anfang bes Jahres 1877 werden ihre Stimmzettel durch 
ben Gongreß gezählt und beglaubigt. Die Candidaten, auf welche die Mehr: 
heit der Stimmen fämmtlicher Se gefallen ift, werden als Präfident 
und Bicepräfident ausgerufen, und fie legen am 4. März 1877 ihren Amts: 
eid ab. Die Republicaner aber empfehlen ala Präfidenten Rutherford B. 

yes aus Ohio, ald Bicepräfidenten William U. Wheeler aus New-York, 
die Democraten ald Präfidenten ben Gouverneur don New: Hort Samuel 
%. Tilden und ald BVicepräfidenten Thomas A. Hendricks aus Indiana, 
Das Herrichende Syftem der Präfidentenwahl Hatte es früher mit ſich ge 
bracht, daß bie Parteien ihr Augenmerk gar nicht darauf richteten, bie 
würdigiten und tüchtigften Präfidentichaftscanbdidaten —— ſondern 
ſolche, bei denen man auf möglichſt wenige Gegner unter der großen Menge 
zechnen konnte. Die ift der Grund, warum jo häufig ganz — Männer 
auf den Präfidentjchaftsftuhl kamen. Dießmal ift zum Theil, Dant ber 
jehr nüglichen Agitation des Deutichen Karl urz, ein rühmlicher F 
ſchritt wahrzunehmen, indem beiderſeits wirklich namhafte und erfahrene 

änner als Gandidaten aufgeftellt werden. Der Kampf ſchwebt alfo zwiſchen 

yes und Tilden und es ıft vorerſt noch zweifelhaft, iwer von beiden den 

ieg davon tragen wird. Vor 4 Jahren haben zwar die Republicaner einen 
glänzenden Sieg bavongetragen, aber ſchon 2 Jahre darauf hatten die De 
mocraten bei den Gongrekwahlen wieder dad Oberwafjer erlangt. Zählt 
man nach dem Verhältniß des Ausfalls diejer Wahlen die Stimmen zu: 
fammen, jo würden die Republifaner in den 38 Staaten nur 158, die De: 
mocraten aber 211 Wahlmänner zufammenbringen. Seit 1874 ift aber 
wieder eine Reaction zu Gunften der Republicaner eingetreten, jo daß bie 
Chancen für diejelben wieder befjer geworben find. 


Das Wahlrefultat ift, daß dasſelbe für 35 von den 38 Staaten 
der Union ziemlich feit fteht, dagegen in dreien, Süd-Carolina, 
Luiſiana und Florida ftreitig ift, jo daß jede Partei die Mehrheit 


Vereinigte Staaten von Mordamerikn. (Dec. 4.) 505 


der abgegebenen Stimmen für fich in Anfpruch nimmt, worüber bie 
in jedem Staat aufgeftellte Commilfion für Berification und Zäh— 
fung der abgegebenen Stimmen, die fog. Kontrolcommiffion, zu ent= 
fcheiden Hat. Nun Hängt aber die Entjcheidung über das Reſultat 
ber Präfidentenwahl dießmal ganz davon ab, ob die drei Staaten 
für Hayes oder für Tilden gezählt werden. Denn von 35 Staaten 
haben 18 mit insgeſammt 166 Gtimmen unzweifelhaft für ben 
republifanifchen Candidaten Hayes gejtimmt, während der democra= 
tifche Präfidentfchaftscandidat Tilden in 17 Staaten mit zufammen 
184 Stimmen die Mehrheit erhielt. Unentjchieden ift das Ergebniß 
noch in Süd-Carolina, Luifiana und Florida mit zufammen 19 
Stimmen. Da nun 185 Stimmen zur Mehrheit gehören, jo müßte 
Hayes alle drei Staaten für fich haben, um zu fiegen, während 
Tilden's Wahl durch die Entjcheidung eines einzigen diefer Staaten 
im democratifchen Einne entjchieden ift. 

Die Präfidentenwahl:Angelegenheit verhält fih in den Staaten, in 
benen fie noch zweifelhaft ift, wie Folgt: Sowohl bie Democraten als bie 
Republicaner fuchen auf die Wahlbureaur, welche die Stimmen zu zählen 
haben, in der Art einzutwirken, daß fie diejelben beftimmen wollen, die der 
einen reſp. der anderen Partei ungünftigen Wahlen in ihren Berichten als 
geſetzwidrig d. 5. als durch Beitehung oder Einſchüchterung erzielt darzu⸗ 
ftellen. Durch diefe Manöver wird die Wahlberichterftattung Gerbft verzögert. 

In Folge der gleichzeitig mit der Präfidentenwahl in einer 
Reihe von Staaten ftattgehabten Wahlen für beide Häufer des Con— 
greſſes fteht feft, daß die Democraten im Repräjentantenhaus eine 
Mehrheit von ca. 20, die Republikaner bagegen im Senat eine folche 
von ca. 9 Stimmen haben werden. 

In Süb:Carolina und in Rouifiana find übrigen auch bie Staats» 
wahlen d. h. die Wehl des Gouverneurs biefer beiden Staaten ftreitig und 
ftehen fi alfo in dieſen Staaten zwei Gouverneure, ein vepublicanifcher 
und ein democratiicher, gegenüber, von benen jeder rechtmäßig von einer 
Mehrheit gewählt zu fein behauptet. 

4. December. Zufammentritt des Congrefſes. Jahresbotſchaft 
bes Präfidenten Grant: 

Im Eingang wird unter Hinweis auf feine politijche Unerfahrenheit 
bei Beginn feiner Regierung vom Präfidenten eingeräumt, daß er in fyolge 
irriger Beurtheilung unter fchiwierigen Berhältnifien manche Fehler gemacht 
babe. Andererſeits hebt er indeffen au roor, daß innerhalb 7 Jahren 
die Steuern um 300,000,000 Doll., die Staatsjchulden um 435 Mill. Doll. 
und bie jährlichen Zinjen um 30,000,000 Doll. vermindert wurden. lei 
zeitig bob ſich die Handelsbilanz, die auf 100,000,000 Doll. zum Rad): 
theil der Union gejunten war, bis fie heute 120,000,000 Doll. zu Gunften 
ber Vereinigten Staaten fteht und aller Grund vorliegt, weitere Aufbefle: 
rungen zu erwarten. Es wird fomit feinerlei Schwierigkeiten haben, 
das Berjprechen, zur Aufnahme ber Baarzahlungen überzugehen, zu Idjen. 
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Im Weiteren wird aufgeftellt, daß die Wirren mit ben Imbianern, mit 
Ausnahıne der ſchwarzen Hügel, wo bie Habſucht der Meißen Feindſelig— 
feiten verurfacht, aufgehört haben. Es wird mit Befriedigung der guten 
auswärtigen Beziehungen und ihrer Förderung durch die Ausstellung in 
Philadelphia gedacht und empfohlen, die Ausgabenverringerung für die bi: 
plomatifche Vertretung im Ausland als fchädliche Sparjamteitsmahregel rüd: 
gängig zu machen. Für die Audlieferungsfrage (mit England) wird eine 
befondere Botichaft in Ausficht geftellt. Zur Verhütung von Betrug find 
Derbefferungen in den Naturalifationsgefegen vorgefchlagen worden. Die 
Vereinigten Staaten Haben immer das Recht ber Erpatriation in rei 
und nach langem Sträuben haben die auswärtigen Mächte dasſelbe eben: 
fall3 anerfannt. Man ift es ihmen ſchuldig, dasfelbe genau feftzuftellen, 
und e3 find Geſetze erforderli, um den Standpunct amerıfanifcher Bürger, 
der geborenen ſowohl wie der naturalifirten, feftzufeßen. Das Kriegsmini— 
fterium bedarf eined Zuſchlages von 6,000,000 Zoll. zu ben heutigen Gelb: 
bewilligungen. Die Ausftellung in Philadelphia ift nach jeder Richtung er: 
folgreich verlaufen. „Die Aufmerkſamkeit des Congreſſes“ — heißt e8 am 
Schluſſe — „Tann nicht ernftlich genug auf die Nothwenbigkeit gelenkt wer: 
ben, weitere Sicherheitsichranfen um die Methode der Präfidentenwahl felbft, 
tie der Wahlerklärung zu ziehen. Unter dem heutigen Syftem find feine 
Mittel geboten, die Wahl in irgend einem Staate zu beftreiten. Ein Ab: 
hilfamittel für diefe Lage der Dinge mag zum Theil in der Aufflärung der 
Mähler und der Zwangsunterhaltung der freien Schulen gefunden werben. 
Die Wegnahme der Wahlberechtigung von allen Denjenigen, bie nicht eng— 
liſch leſen und jchreiben können, nach einer feitgejegten Probezeit für ein- 
heimijche twie im Auslande geborne Bürger, würbe meine herzliche Billigung 
finden. Es jollte indeflen dieſe Beftimmung auf die Heute im Beſitz bes 
Wahlrechts befindlichen Perjonen nicht angewandt werben.“ 

Der Finanzmi niſter befürwortet in feinem Bericht an ben Eon: 
greß die Zahlung der Staatsſchuld in Gold. Die Verbindlichkeit, am 1. Ja: 
nuar 1879 zur Baarzahlung überzugehen, betrachtet er ala feftftehend. Die 
Einnahmen” des laufenden Sinanziadres werben von ihm auf 226,695,875 
Doll. angefchlagen und die Anſchläge der Ausgaben mit 237,628,753 Doll. 
gegenüberftellt.. Die Einnahmen des nächften Jahres berechnet er auf 
270,050,000 Zoll. und die Audgaben auf 243,350,000 Doll. Bon ber 
neuen 4'/sprocentigen Anleihe find 35,647,500 Toll. auögegeben. Silber: 
münzen find im Betrage von 22,090,712 Doll. ausgegeben worben. Der 
Minifter Schlägt vor, diefe Sunme auf 80,000,000 Boll. zu bringen. 


7. December. Beide Häufer des Gongrefies ſetzen Comité's 
für Prüfung der ftreitigen Präfidentenwahlen in Süd-Carolina, 
Ruifiana und Florida nieder. 

13. December. Senat: verwirft einen Antrag, die Zählung 
ber bei der Präfidentenwahl in den einzelnen Staaten abgegebenen 
Stimmen bem oberjten Gerichtshof zu überlaflen. 

19. December. Beide Häufer des Congreſſes befchließen, eine 
gemeinfame Commiffion niederzufegen, mit dem Auftrage, einen Ge— 
ſetzesentwurf vorzubereiten betr. Regelung rejp. Entfcheidung über 
die Wahlftimmen bei der Wahl des Unionspräfidenten. 


Aeberſicht 
der politiſchen Entwichlung des Jahres 1876. 


— — — 


Schon im Jahr 1875 war der Gegenſatz zwiſchen Frankreich Frank. 
und Deutichland, der feit dem Ausgange des beutfch-frangöfifchen zent. 
Krieges, Europa in einer gewiſſen beftändigen Spannung gehalten Land. 
Hatte, wejentlich zurücdgetreten.. Im Jahr 1876 ift dieß noch mehr 
der Tall geweien. Nicht daß Frankreich jeinerjeit3 fich dabei be— 
rubigt hätte, die neue Machtftellung des deutfchen Reiches in Europa 
und feine eigene zu demjelben als eine endgültige anzufehn. In 
Deutjchland felbft gab und gibt man fich darüber am allerwenigften 
irgend welcher gefährlichen Selbfttäufchung Hin. Frankreich hat in 
feinem Sinn nimmermehr darauf verzichtet, Eljfaß-Lothringen mit 
Met und Straßburg gelegentlich den Deutjchen wieder zu entreißen 
und fi) wieder zum tonangebenden Staate in Europa emporzu= 
ſchwingen. Aber es hat nachgerade doch erfannt, daß das jedenfalls 
fo Leicht nicht fein wird, daß es fich dazu vorerft längere Zeit ſam— 
meln und daß die Gelegenheit dazu nicht bei den Haaren herbei— 
gezogen, fondern ruhig abgewartet werden muß. Daß fie aber dann 
zumal von den Franzoſen begierig ergriffen werden wird, iſt außer 
Zweifel; Deutjchland weiß e8 und ift darauf gefaßt; inzwiſchen aber 
ift es eine der erften Aufgaben der deutjchen auswärtigen Politik, 
dafür zu forgen, daß dieſe Gelegenheit Frankreich wicht jo bald zu 
Theil werde. Wiederholt konnte fich denn auch die öffentliche Mei— 
nung Deutjchlands überzeugen, daß die Reichsregierung dieje Lage ber 
ziemlich Dinge keinen Augenblid aus den Augen verliert, und wenn fo 
alle Parteien in Deutfchland darüber einig find, daß fie dem Fürften 
Bismard, To lange er an der Spitze der Gejchäfte fteht, die Leitung 
der auswärtigen Politif des Reich! jo zu jagen mit unbedingtem 
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Vertrauen überlaffen können, fo geichieht es nicht zum minbeften 
eben mit Rüdficht auf das Verhältniß zu Frankreich. 

Das Yahr 1876 Hat dem Reichskanzler diefe Aufgabe aller- 
dings in ſehr erheblichem Maße erleichtert. Frankreich ift mit dem— 
felben in eine neue Phafe feiner innern Entwidlung eingetreten, die 
ber äußerften Vorficht bedarf, wenn fie zu einem guten Ende geführt 
werden fol. Die ohnmächtigen Verfuche der verjchiedenen monarchi— 
Ichen Parteien, die bei ihrem innern geradezu unverföhnlichem Zivie- 
ſpalt zu einem Erfolge nicht führen konnten, machten mit dem Ans 
fange des Jahres 1876 endlich der definitiven Einrichtung der re= 
publifanifchen Verfaſſung, die ja thatfächlich ſchon feit 1870 be— 
ftanden Hatte, Pla. In den mittlern und untern Schichten ber 
Nation Herricht offenbar ein tiefes Bedürfniß nach Frieden und 
Ruhe und diejelben jcheinen fich allmälig davon überzeugt zu haben, 
daß die Republik nicht nothwendig gleichbedeutend ift mit Umfturz, 
daß im Gegentheil die Legitimiften, Orleaniften, Bonapartiften und 
Glericalen es find, welche nach einer gründlichen Ummwälzung aller 
politifcehen und jocialen Zuftände begierig die Gemüther nicht zur 
Ruhe laſſen fommen, während die Republif, wofern fie nach den Jdeen 
des Herren Thiers eine confervative wäre, den wirklich bejtehenden 
Zuftänden, wie fie fich jeit 50 Jahren auf dem fo vielfach durch- 
wühlten Boden allmälig herausgebildet haben, am beften entjpreche. 
Die im Februar 1876 ftattgefundenen allgemeinen Wahlen zur neuen 
Deputirtenfammer haben e3 als unzweifelhaft herausgeftellt, daß die 
entfchiedene Mehrheit der frangöfifchen Nation bereit und entjchlofien 
‚ ift, einen ehrlichen Verfuch mit der Republif zu machen. Frankreich 
bejaß ſeitdem eine entfchiedenen vepublifanifche Regierung. Ob der 
Verſuch jchließlich gelingen wird, ijt freilich eine andere Frage. Die 
Antwort hängt davon ab, ob bie republifanifchen Parteien alle 
Ueberftürzungen werden vermeiden und die eigentlich radicalen Ele— 
mente in ihrem eigenen Schooße im Zaume halten können. So ganz 
leicht wird das jedenfalls nicht fein, obgleich Gambetta, das Haupt 
. ber äußerften Linken, dieſe Lage volllommen einfieht und man von 
ihm fcheint jagen zu dürfen, daß er viel vergefien und viel gelernt 
hat. Zum Theil erleichtert, zum Theil erfchtvert, ward ihre Aufgabe der 
neuen Regierung dadurch, daB die reactionären Parteien, auf ben 
Genat gejtüßt, in dene fie über eine Majorität von freilich nur wenigen 
Stimmen gebieten, jener mit großer Zähigfeit alle nur möglichen 
Schwierigkeiten bereiten und dadurch zwar auf der einen Geite alle 


Ueberſicht der politifhen Entwihlung des Iahres 1876. 569 


gemäßigten republifanifchen Elemente zwingen, feft zufammenzubalten, 
auf der andern Seite aber auch und zwar zum Theil abfichtlich 
reizen und leicht zu unvorfichtigen Schritten veranlaffen könnten. Bis 
jet haben fie fich dazu noch nicht verleiten laſſen und fcheint es, 
daß die Republik bei unferen weftlichen Nachbarn fich allmälig feit 
begründet. Aber wenn nicht Alles trügt, bedarf e3 dazu noch auf 
Jahre hinaus der größten Vorficht und einer Eelbftbeherrichung, 
die jonft nicht gerade im franzöfifchen Nationalcharacter liegt. Jeden⸗ 
falls bildete die Befeſtigung der republifanifchen Zuftände in 
Hrankreich ein Intereſſe Deutichlande. Denn e8 zwingt biefe Lage 
ber Dinge die am Ruder befindliche Partei, nach außen wie 
nach innen Ruhe zu halten und ſich auf fich jelbft zu be— 
Schränken, während jeder Prätendent, wenn ein folcher burch 
irgend welche Berkettung der Umftände wirklich zur Gewalt kom— 
men jollte, fi nur dadurch zu Halten vermöchte, daß er einen 
verzweifelten Verfuch machen würde, das alte ſog. Preftige Frank: 
reich8 wieder herzuftellen und daher faft gezwungen wäre, Händel 
mit Deutfchland geradezu zu ſuchen. Borerft hat indeß keiner diefer 
Prätendenten irgend Ausficht und ift die franzöfifche Regierung be- 
müht, mit Deutfchland wenigften® leidlich gute Beziehungen zu 
pflegen und in allen europäifchen Fragen eine zurüdhaltende und mög- 
lichſt neutrale Stellung zu beobachten. Das war und ift denn auch 
namentlich gegenüber der orientalifchen Frage ber Fall und wenn 
e3 gelingen follte, den endlich ausgebrochenen Krieg zwifchen Ruß» 
land und der Türkei auf die Dauer zu localifiren db. h. ohne einen 
allgemeinen Krieg zu einem gewiflen Abfchluffe zu bringen, jo bürfte 
e3 nicht zum wenigften dem neuen Verhältniß Deutjchlands und Fran» 
reich® zu verdanken fein, indem das neue beutjche Reich durch feine 
überwiegende Machtftellung in der Lage und bei der umfichtigen Po— 
litik des Reichskanzlers auch gewillt ift, Rußland zwar gewähren 
zu laſſen, aber doch nur bis auf einen gewiflen Punct, den es nicht 
überfchreiten darf, ohne ganz Europa in die Schranken zu rufen, 
Frankreich aber durch feine neue Lage gehindert ift, fich vorzeitig 
und von einjeitigem Standpunkte aus einzumijchen und die Action 
Deutſchlands feinerfeit3 zu durchkreuzen. 

Wäre die Lage Deutjchlands und Frankreichs noch biefelbe Die 
wie zur Zeit des Krimkriegs und bis zum Jahr 1870, fo hätte eg 
Gang der Dinge in der Türkei höchſt wahrfcheinlich ſchon im Laufe zroge. 
des Jahres 1876 zum Striege geführt, fei es num, daß Frankreich 
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mit Rußland gemeinfame Sache gemacht hätte, ſei ed, daB es dem: 
felben neuerdings mit den Waffen in der Hand entgegen getreten 
wäre. So dagegen fiel es zunächſt wenigftens den verbündeten drei 
nordiichen KHaifermächten Rußland, Oeſterreich und Deutjchland zu, 
eine Löfung der Trage zu verfuchen, die ihnen freilich nicht gelang. 
Jene Allianz Hatte, wie befannt, zunächſt eine Spibe gegen Frank— 
reich und that Deutfchland in den erften Jahren nach dem Kriege 
auch in der That jehr gute Dienfte, indem fie allen Hoffnungen und 
Speculationen der Franzoſen auf eine Allianz mit Rußland gegen 
Deutichland vorerft einen Riegel ſchob; für Rußland aber war das 
Dreifaiferbündniß, wie fich nunmehr zeigte, doch noch mehr gegen 
die Türkei gerichtet gemeint. Bor dem Krimkriege hatte Kaijer 
Nicolaus von Rußland ein Einverftändnig mit England gefucht, um 
dem Leben bes franfen Mannes mit einem Mal ein Ende zu machen. 
Der Plan erwies ſich aber als eine verhängnißvolle Täuſchung. 
Rußland bezahlte fie mit dem Berluft feiner bis dahin überwiegenden 
Gtellung in Europa, die nunmehr Frankreich und Napoleon III. zu= 
fiel, und mußte vorerft auf alle feine Pläne wider die Türkei ver- 
zichten, da es fich vielmehr jelber erjt wieder zu fammeln hatte. Bis 
zum deutjch-franzöfifchen Kriege aber war diejer Prozeß vollendet. 
Rußland benüßte die erfte Gelegenheit, um fich mit Hülfe Deutjch- 
Yands, dem es in jenem Kriege allerdings die wefentlichiten Dienfte 
leiftete, die freiheit des jchwarzen Meere wieder zu erringen. Doch 
das genügte ihm nicht, e8 genügte ihm auch nicht, daß es die nächjten 
Jahre dazu verwandte, in Mittelafien aufzuräumen und die turkeſtani— 
ſchen Chanate theils feinem Reiche geradezu einzuverleiben, theils wenig- 
ſtens von feiner Herrichaft abhängig zu machen und fo feine Macht bis 
an die Grenzen Afgbaniftang vorzufchieben. Seine Blide blieben fort- 
während auf bie weiten Gebiete der fichtlich abfterbenden Türkei in 
Europa und in Afien gerichtet. Obgleich nun aber die Anjchau- 
ungen ber Öffentlichen Meinung Englands und damit auch die Gtel- 
lung der englifchen Regierung zur Pforte jeit dem Krimkriege eine 
wejentlich andere geworben ift, jo jcheint Rußland doch die Idee, fich 
mit England über eine Theilung der Türkei zu verftändigen, gänzlich 
aufgegeben zu haben. Wenn eine fürmliche Theilung überhaupt nicht 
zu erreichen wäre, fo dachte es, fich auch mit einer weiteren Schwä- 
chung der Türkei zu begnügen und dazu follte ihm die Verbindung 
mit Deutfchland und mit Defterreich verhelfen. Die Gelegenheit 
ſchien günftig. Die Pforte hatte die Frift, welche ihr der Ausgang 
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des Krimfrieges gewährte, in feiner Weife benüßt. Die chriftlichen 
Bevölkerungen der europäifchen Türkei hatten alle Urfache jehr un— 
Zufrieden zu fein: der Sultan und die Regierung hatten ihnen die 
Tchönften Berfprechungen gemacht, aber in keiner Weife gehalten und 
das muhamedanifche Staatswejen jelbjt ging durch die Art und 
Weiſe, wie europäifche Einrichtungen und Zuftände auf dasjelbe ge- 
pfropft werden follten, fichtlich nicht einer Wiederbelebung und Kräf: 
tigung, jondern im Gegentheil einem von Tage zu Tage mehr her- 
vortretenden, geradezu reißenden Berfalle entgegen. Die unfinnige 
Verſchwendung des Sultans Abdul Aziz trug dazu nicht wenig 
bei. Noch zur Zeit des Krimkrieges hatte die Türkei jo zu fagen 
feine Staatäfchulden ; innerhalb 20 Jahren aber brachte fie eine 
ſolche Schuldenlaft zufammen, daß ihre regelmäßigen Einkünfte nicht 
viel weiter reichten, al3 die Zinfen der Staatsſchuld zu decken, jo 
daß die Befoldung ber Beamten, die Löhnung der Truppen nicht 
mehr au&bezahlt werden konnten und allmälig um viele Monate in 
den NRüdftand kamen, weßhalb ſchon im Jahre 1875 ein halber 
Staatöbanferott erflärt werden mußte, der feither thatjächlich zu 
einem bolljtändigen geworden iſt. Ein folcher Zuftand mußte für 
Rußland allerdings verlodend fein, durch einen neuen Stoß dem 
ganzen morfchen Gebäude der türkifchen Herrichaft in Europa eine 
weitere Grichütterung beizubringen, bis e8 endlich zu Boden fallen 
müfle. Die Anfänge dieſes Wiederauftauchens der orientalifchen 
Frage waren indeß nicht jehr auffallend. Um die Mitte des Jahres 
1875 brachen in der Herzegowina und in Bosnien Infurrectionen der 
bortigen Rajahs aus, welchen die Pforte in ihrer apathifchen Trägbeit, 
und wohl auc aus Mangel an Geld, das eine Berftärfung der dor= 
tigen Garniſonen erfordert hätte, nicht jogleich wehrte und beren fie, 
ala fie es endlich verfuchte, in Folge ber unglünftigen geographi- 
chen Berhältniffe nicht mehr Herr zu werben vermochte Es iſt 
unzweifelhaft, daß die erfte Urjache diefer Inſurrectionen in den 
überaus traurigen Verhältniffen zu juchen if, unter denen die 
dortigen Rajahs ſchmachten: unter dem Drud der Staatöfteuerpächter 
unb den wo möglich noch ärgeren ihrer Grundheren, der Begs, war 
ihre Lage in der That eine vielfach geradezu unerträgliche und es 
brauchte feiner Aufftachelung von außen, um fie zum Widerftand 
und zur Empörung zu drängen. Cine folche Aufftachelung von 
außen fam aber allerdings fofort dazu. Montenegro hat ſchon 
Yängft feine Augen auf die Herzegowina, Serbien bie feinigen auf 
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Bosnien gerichtet und von beiden erhielten denn auch die Aufftän- 
diſchen fofort Zuzüge, ohne daß es bie Pforte hätte hindern können. 
Hinter biefen beiden aber ftand Rußland. Dabei muß aber von 
vornherein zwiſchen dem officiellen und dem nicht officiellen Rußland 
unterfchieden werden. Die panflaviftifche Strömung und die Agita- 
tion ber panflaviftifchen Partei läuft in Rußland neben der regel- 
mäßigen Thätigfeit der Regierung her und beide gehen bald Hand 
in Hand, bald aber durchkreugzen fie fich auch wieder und bilden einen 
nicht zu verfennenden entjchiedenen Gegenfaß: die ruffiiche Regier- 
ung bedient fich eben des Panflaviamus, wo und jo weit er ihr 
paßt, verfennt aber auch feineswegd die Gefahr, die ihr gerade 
von dieſer Seite her vielfach und jehr ernftlich droht. Die untern 
Drgane der Regierung werden unter diefen Umftänden wohl häufig 
nicht bloß von ihren Vorgefeßten geleitet, jondern daneben auch von 
der panflaviftiichen Agitation beeinflußt, theil® mit theila ohne 
Wiſſen der Regierung. So fcheinen die ruffifchen Gonfularagenten 
nach Actenſtücken, die in den lebten Jahren zum Vorſchein gekommen 
find und allem Anfehn nach authentifch fein dürften, fchon feit dem 
Krimfriege in der Türkei gewühlt und die endlich in der Herzego— 
wina und in Bosnien ausgebrochene Inſurrection wenigften® mit- 
vorbereitet zu haben. Wie weit die ruffiihe Regierung darum 
wußte, muß dahin geftellt bleiben. Worerft blieb fie im Hinter: 
grund und konnte e8 um fo eher, ala zunächft nicht Rußland, fon- 
dern Defterreich von jenen Infurrectionen in Mitleidenfchaft gezogen 
wurde, in jo fern, als bald Flüchtlinge aus jenen beiden Provinzen 
zu Zaufenden nad Dalmatien und nach Groatien famen und bie 
Unterftügung nicht bloß der dortigen Bevölkerung, jondern auch ber 
Öfterreichiichen Behörden in Anfpruch nahmen. Es mußte etwas ge- 
ichehen und fobald es außer Zweifel war, daß die türkifche Regier- 
ung außer Stand ſei, die Ruhe gewaltfam wieder herzuftellen, fiel 
es den verbündeten drei Oftmächten gewiffermaßen von felbft zu, 
zwifchen den Inſurgenten und der Pforte vermittelnd einzutreten; 
die übrigen Mächte waren damit einverftanden, da ihnen allen, fei es 
nun wirklich, fei e8 bloß angeblich, darum zu thun war, die ſo— 
genannte orientalifche Frage mit allen ihren Gefahren für die Rube 
und ben Frieden des gefammten Europa nicht wieder aufleben zu Laffen. 
Dieß war jedenfalls der Gedanke und das eifrige Streben Defter- 
reich®, das darin von Deutſchland Tebhaft unterftüht wurde und 
dem auch Rußland nicht zu wiederftreben jchien. Unter den brei 
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Oſtmächten trat denn auch Oeſterreich in ben Vordergrund und 
nahm die Vermittlung in die Hand, Rußland war damit jeinerjeits 
einverjtanden. Dejterrrich® Bemühen aber ging feinen Intereſſen 
gemäß dahin, den chriftlichen Bevölferungen ber beiden türkischen 
Provinzen von der Pforte gewifje, dringend nothwendige Zugejtänd- 
niffe und damit wenigjtens eine menjchenwürdige Griftenz zu er= 
wirken, dagegen autonomen Gelüften derjelben entgegen zu treten 
und jo eine Pacification zu erzielen, die den Inſurgenten erlaubt 
hätte, die Waffen niederzulegen und den Ylüchtlingen in ihre Hei— 
math zurüdzufehren, ohne den Nechten der Pforte als eines jelbit- 
jftändigen Staates zu nahe zu treten. Zu diefem Ende hin formu- 
lirte Dejterreich eine Note an die Pforte, welche die nothwendigften 
Zugeftändnifje derjelben an die beiden Provinzen detaillirt aufzählte 
und über welche fich die drei Oftmächte bis Ende 1875 verjtändigten, 
fo daß fie auch ben übrigen brei Großmächten behufs ihres Bei- 
tritt? und ihrer Unterftüßung vorgelegt werden fonnte. Alle drei, 
auch England, erklärten ihre Zuftimmung und die Note wurde der 
Pforte Ende Januar 1876 übergeben und von allen Großmächten 
nachdrüdlich bei derjelben befürwortet. Die Pforte war durch die 
Sinfurrection und durch die Theilnahme, welche diejelbe bei ben 
Mächten gefunden, ihrerſeits allerdings aus ihrer bisherigen Nach- 
läjfigfeit und trägen Ruhe aufgefchredt worden. und jeßt gerne bereit, 
etwas für die bedrohten Provinzen zu thun. Die Intervention der 
Mächte ſah fie freilich jehr ungern und machte einen Augenblid 
fogar Miene, fie abzulehnen. Jedoch war es für Oeſterreich nicht 
allzuſchwer, ihr den richtigen Standpunct beizubringen und jo ent— 
ſchloß fie fich denn alsbald, fich einfach zu fügen und dem einftim= 
migen Begehren der Mächte gegenüber alle Forderungen der fog. 
Note Andraſſy jchon in den erften Tagen des Februars ohne Rüde 
halt zuaugeftehn. Oeſterreich aber fiel eg nun anheim, die Inſur— 
genten und die Ylüchtlinge ihrerjeit? zur Annahme der ihnen ge= 
machten Zugejtändniffe zu bewegen und durch das europäifche Con= 
fularcorps in Moftar in demfelben Sinne auf die ruhig gebliebene 
Bevölkerung Bosnien? und der Herzegowina einzuwirken. Oeſterreich 
unterzog fich auch diefer Aufgabe mit großem Eifer und mit noch 
größerer Geduld, indem es zugleich in Gettinje und Belgrad bemüht 
war, Montenegro und Serbien von einer weiteren Unterftüßung ber 
Sinfurreetion abzuhalten; leider jedoch ohne Erfolg. Die Unterhand« 
lungen Defterreich mit leßteren dauerten während der ganzen Monate 
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Februar, März und April fort und fcheiterten am Ende daran, daß 
die AInfurgenten und die Flüchtlinge ſchließlich aufs Beſtimmteſte 
erklärten, nur dann die Waffen niederzulegen und in ihre Heimath 
jurüdfehren zu wollen, wenn ihnen von den Mächten genügende Ga- 
rantie gegeben werde, daß die Pforte ihre Verfprechungen auch twirf: 
lich halten werde, während jelbjt die ruhig gebliebene Bevölkerung 
auch ihrerjeits jenen Verjprechungen der Pforte nicht den mindeſten 
Werth beilegte und ganz gleichgültig blieb. Eine Garantie aber, 
die nichts anderes getvejen wäre, als ein Verſuch, die Pforte in aller 
Form unter die gemeinfame Bormundichaft der europäiſchen Mächte 
zu Stellen, konnte Dejterreich nicht geben und jo lagen die Dinge 
Ende April 1876 genau da wieder, wo fie Ende ded Jahres 1875 
gelegen hatten. Die Feindjeligkeiten, die während der Unterhand- 
Iungen gerubt Hatten, wurden beiderjeit? wieder mit Nachdrud 
aufgenommen und die Lage blieb dadurch gekennzeichnet, daß die 
türkiſche Feſtung Nikfich, die jchon vorher von den Inſurgenten cer- 
nirt worden war, in höchſter Gefahr jchtwebte, wegen Mangels an 
Lebensmitteln capituliren zu müſſen. Faſt zu berjelben Zeit fam 
über die Pforte eine neue noch größere Gefahr, indem am 4. Mai 
auch in Bulgarien eine jchon feit längerer Zeit durch Flüchtlinge 
von Rumänien aus vorbereitete Inſurection ausbrach, jo daß 
ihre Herrichaft im größeren Theil ihrer europäifchen Befigungen 
nördlich des Balkans und über denfelben hinaus gefährdet erjchien. 
Nur die griechischen Elemente in Macedonien, Thracien und Albanien 
blieben auffallender Weiſe noch ruhig, weil fich Griechenland felbit, 
durch den übeln Ausgang des Gretijchen Aufjtandes zu Ende des 
vorigen Jahrzehents gewihigt, der ſtrengſten Zurüdhaltung umd 
Neutralität befliß. Sollte auch bdieje® noch — was nahe genug 
lag — in die Bewwegung eintreten und feine Stammesgenofjen in 
der Türkei in derjelben Weiſe unterjtüßen, wie e8 von Eeite Ser: 
biend und Montenegro für die ihrigen geſchah, jo mußte die 
Flamme der Empörung alabald die ganze europäilche Türkei er: 
greifen. 

Unter diefen Umftänden konnten fich die Mächte und zunächft 
die drei Oftmächte unmöglich dabei beruhigen, daß der erjte Verjuch 
einer Pacification und die ebenfo wohlmeinenden als gemäßigten 
Borjchläge Defterreich® zu einem Ziele nicht geführt hatten, und nun⸗ 
mehr die Hände in den Schooß legend, die Dinge gehen laſſen, wie 
fie weiterhin konnten und mochten. Es hätte das nicht® anderes 
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bedeutet, als bewußt und abfichtlich, langſam aber ficher dem vollen 
MWiederausbruch der orientalifchen Frage zutreiben zu wollen. Davon 
fonnte doch feine Rede jein. Die eben damals erwartete Ankunft des 
Kaiſers von Rußland in Berlin, auf feiner alljährlichen Reife zur 
Babecur in Emd, ward vielmehr dazu benußt, die Frage neuerdings 
zwijchen den leitenden Dlinijtern der drei Oftmächte zu erörtern, zu 
welchem Ende hin fich auf den 11. Mai auch Graf Andrafiy von 
Wien in Berlin einfand. Nachdem die ziverfentiprechenden, aber 
allerdings fajt zu jeher gemäßigten Vorſchläge Defterreich®, die fich 
ängftlich gehütet hatten, den fouveränen Rechten der Pforte gegen- 
über ihren aufftändifchen Untertanen nahe zu treten, daran ge= 
jcheitert waren, daß Tehtere und zwar nicht ohne Grund, den bloßen 
Berfprechungen der Pforte nach ihren bisherigen Erfahrungen feinen 
Glauben jchenkten, wofern ihnen nicht von Seite der Mächte eine 
gewifle Garantie gegeben würde, daß das Verſprochene auch wirklich 
gehalten und ausgeführt werde, jo mußte dieje Frage der Garan- 
tieen von den Mächten nunmehr ernftlich in Erwägung gezogen werben. 
Da indeß Defterreich von ſich aus nicht weiter gehen zu dürfen 
für angemefjen erachtete, jo trat nunmehr unter den drei Oftmächten 
Rußland mehr in den Vordergrund, was übrigens ſchon der Fall 
gewejen war, ala die Türkei im April Miene gemacht hatte, gegen 
Montenegro, den fpeciellen Schützling Rußlands, energijcher vorzu= 
gehen, wovon fie auch wirklich zurüdgebracht wurde. Oeſterreich bot 
auch jeinerjeit3 zu einem weitergehenden Cchritte gegenüber der 
Pforte die Hand und fo famen denn die drei verbündeten Mächte 
am 13. Mai in Berlin überein, ein Memorandum an die Pforte 
zu richten, in welchem ausdrücklich anerfannt und ausgeſprochen 
wurde, daß e3 nach Lage der Dinge eine Sache der äußerjten Noth- 
wendigfeit geworden fei, gewiſſe Garantien fejtzuftellen, welche bie 
wirkliche Ausführung der von der Pforte verheißenen Reformen zu 
fihern geeignet wären. Diefe Garantien wurden indeß in dem 
Memorandum nicht näher präcifirt, ſondern follten es erſt werben 
vermittelft einer directen Berftändigung zwijchen der Regierung des 
Sultans und den Infurgenten, zu welchem Ende bin der Abjchluß 
eines zweimonatlichen Waffenftillftandes vorgejchlagen wurde. Dabei 
wurde aber ausgejprochen, daß die türkifchen Streitfräfte, bis bie 
Aufregung der Gemüther fich gelegt haben würde, fich an gewiſſen 
näher zu vereinbarenden Puncten zufammen zu ziehen, aljo auf dieje 
zu bejchränfen hätten und daß den Chriſten inzwijchen das Recht 
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eingeräumt werde, in gleicher Weije wie die Mufelmänner in Waffen 
zu bleiben, was beides für die Pforte allerdings nicht unbedenklich 
fein fonnte. Endlich wurde zum Schluß jehr beftimmt ausgeſpro⸗ 
chen, daß „wenn auch dieſe Frift ohne Nefultat verftreichen follte, 
die drei Faiferlichen Höfe nach gemeinfamer Berftändigung ihrem 
diplomatiſchen Vorgehen wirkſamere Maßregeln hinzuzufügen haben 
würden, wie fie im Intereſſe des Allgemeinen und zur Vermeidung 
bes MWeitergreifena der Empörung geboten erfcheinen könnten.“ Cine 
Andeutung, was unter diefen weiteren „wirkſamen Maßregeln“ von 
den drei Mächten verftanden werden möchte, fand fich in dem Acten- 
jtüde nicht. So wie es war, follte e8 indeß ben andern drei Groß- 
mächten mitgetheilt und follten biefelben zum Beitritt und zur Un- 
terftüung desfelben in Conftantinopel eingeladen werden. Es jcheint, 
daß die drei Oſtmächte, auch Defterreich feft darauf zählten, daß 
dieß, wie bei der Note Andraſſy vom 31. December 1875, einen 
Anftand Haben werde. In der That erklärten fich auch Frankreich 
und Stalien Jofort und ohne irgend twelches Bedenken damit einver- 
ftanden. England jedoch nahm fich Bedenkzeit, um feinen Beitritt 
dießmal Tchließlich abzulehnen. 


— Dieſer Schritt Englands war unter den obwaltenden Umftän- 
drgden von den weiteſttragenden folgen. Denn inzwiſchen war in 


Sultans Gonftantinopel ſelbſt eine tiefgreifende Veränderung und zwar allem 


Abdul 
Aziz. 


Anſchein nach nicht ohne das Vorwiſſen und die Unterſtützung Eng- 
lands eingetreten. Die oben angebeutete, offenbar näher und näher 
rüdende Gefahr hatte endlich die Öffentliche Meinung felbft der 
trägen Türfei aus ihrer Ruhe aufgeſchreckt. Es ift geradezu undenkbar, 
daß nicht Tängft bei allen Einfichtigen eine dumpfe Gährung über 
die Regierungsweife des Sultans follte Pla gegriffen haben. 
Abdul Aziz, obwohl nicht ohne Intelligenz, hatte die guten Vor— 
jäße feiner erjten Regierungsjahre längjt vergefjen und regierte nach 
Willkür nicht nur, fondern geradezu nach Laune: feine Minifter 
und die höchjten Beamten der Provinzen wechjelte er jo zu jagen 
alle 14 Tage, ohne daß dafür zureichende Gründe, oft überhaupt 
nur ein Grund erfannt werden mochte, und feine VBerfchwendung für 
ben Hof fannte feine Gränzen, jo daß er Schulden auf Schulden 
häufte, bis der Staat banferott war, während er im Uebrigen bie 
Dinge achtlos gehen ließ, wie fie konnten und mochten. Nur Ein 
Gedanke jcheint ihn beharrlich beichäfligt zu haben und zog fich wie 
ein rother Faden durch feine ganze Regierungszeit: er wünjchte die 
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Succeſſionsordnung des Reichs abzuändern und gegen das Herkom— 
min die Thronfolge feinem Neffen zu entziehen und feinem eigenen 
Sohne zuzuwenden. Es fcheint faft, ald ob ihm gerade diefer Plan, 
obgleich er von Anfang an wenig Ausficht hatte zu gelingen, fchließ- 
Lich verhängnißvoll geworden ſei. Eben weil fein Wunfch in der 
Öffentlichen Meinung feines Volkes wenig Anklang fand, juchte er 
daher nach Unterjtüßung von außen und es ift mindefteng nicht uns 
wahrjcheinlich, daß Rußland ich geneigt zeigte, dem Plane des Eul- 
tans Vorſchub zu leiften, wodurch dieſer hinwieder betwogen wurde, 
ben alten Mahmud Pafcha, der für einen Anhänger Rußlands galt, 
zu feinem Großvezier zu machen und gegen alle jeine zahlreichen 
Gegner und Neider an diefem Poften zu Halten. Ein Anhänger 
Rußlands an der Spite der Regierung erfchien aber Vielen unter 
ben obwaltenden Umftänden geradezu als ein Verrath des Landes. 
Es iſt begreiflich, wenn die immer drohender nahende Gefahr eines 
allgemeinen Aufftandes ſämmtlicher chriftlicher Unterthanen des Sul- 
tan3 in der europäifchen Türkei auch den Fyanatiamus der Moslims 
anfachte, der nachgerade fat eingejchlafen zu fein jchien. Ganz uns 
erwartet brach derfelbe in Ealonichi in den erften Tagen des Mai 
in hellen Flammen aus: Streitigkeiten zwifchen Chriften und Türken 
wegen eine angeblich oder wirklich zum Islam übergetretenen Bul= 
garenmädchens führten zu ernten Unruhen, in denen der franzöfiſche 
und der deutjche Conſul vom türfifchen Pöbel ermordet wurden. 
Der Vorfall machte ein ungeheures Auffehn, die Chriften fingen 
überall, wo fie in der Minderheit waren, an, für ihr Leben zu fürchten, 
jelbft in Eonftantinopel that der ruſſiſche Gefandte, General Ignatieff, 
dergleichen, ala ob er fich nicht mehr für ficher hielte und ver- 
Ichanzte fich förmlich in fein Botjchaftshotel; Frankreich und Deutjch- 
land verlangten jelbftverftändlich eclatante Genugthuung und der Pforte 
ftand eine neue Demüthigung ganz unausweichlich bevor. Diefer 
Borfall und der Ausbruch des bulgarifchen Aufjtandes, die faſt zu= 
ſammen fielen, brachte denn endlich die allgemeine Unzufriedenheit 
in Gonftantinopel über die heilloſe Wirtbichaft des Sultans zum 
Ausbruch. Die Softad oder Studenten aller Art machten fich zu 
Sprechern derſelben. Ihrer 25,000 thaten fich zufammen und zogen 
am 10. Mai, übrigens ohne Gewaltthätigfeiten, ohne Unordnung 
und ohne Lärm, in langen ernjtem Zuge zur Pforte und verlangten 
mit unwiderftehlichem Nachdrud die Abſetzung des Großvezierd und 
des Scheich ul Islam. Der Sultan gab jeinerjeits ne nach, 
Sähulthess, Europ. Geſchichtstaleüder. XVIL. Band. 
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bezeichnete einen neuen Scheich ul Islam und ernannte Rufchdi 
Paſcha an die Etelle Mahmuds zum Großvezier. Allein nachdem 
der Stein einmal ins Rollen gelommen war, blieb es dabei nicht 
ftehen; der Sultan jelbft erfannte gar wohl, daß die Bewegung in 
letter Linie ihm jelber gelte und fürchtete nicht ohne Grund, daß fie ent- 
weder von jeinem Neffen, dem gejeßlichen Thronfolger und jeinen Brü- 
bern ausgehe, oder daß diefe von den Unzufriedenen gegen ihn würben 
gebraucht werden. Er ließ diefelben daher in Gewahrjam bringen 
und fcharf bewachen, während er jelbjt fich in feine Gemächer ein— 
ſchloß und den Palaft nicht mehr verließ. Der Schlag fam aber 
doch, von wo und wie er ihn ohne Zweifel nicht erwartet hatte. Am 
30. Mai jprach fein eigener Minifterrath unter Zuftimmung bes 
Scheich ul Islam einftimmig feine Entfegung aus und anerkannte 
ben gejeglichen Thronfolger als Murad V. als feinen Nachfolger. 
Die ganze Thronummwälzung war durchaus unblutig: nur Abdul 
Aziz jelbft wurde das Opfer derjelben : er entleibte fich wenige Tage 
nachher, wie offiziell angegeben wurde, ſelbſt, wahrjcheinlicher aber 
ift es, daß er gewaltſam erdroffelt wurde, um allen jpäteren 
Gefahren zum Boraus zu begegnen. Der neue Sultan Murad V. 
wurde inzwijchen ohne alle Schwierigkeiten jowohl vom Lande ala 
von den Mächten als ſolcher anerfannt, aber jchon nach 10 Tagen, 
wie jpäter offiziel zugeftanden wurde, zeigten ſich an ihm die erſten 
Anfänge eines Gemüthsleidens, das ſich raſch entwidelte und ihn 
Ion nach wenigen Monaten regierungsunfähig machte. Zunächſt 
blieb da3 geheim und regierte mit oder ohne jeine ſpecielle Zuftim- 
mung oder Ermächtigung das Minifterium, namentlich die brei 
bervorragendften Mitglieder desſelben, Ruſchdi der Großvezier, 
Midhat das Haupt der Reformer und Huffain Avni der energifche 
Kriegaminifter., 

Ihre Aufgabe war Feine leichte. Don allen Eeiten ftarrten 
ihnen und bem Reiche die jchwerften Gefahren entgegen, von innen 
wie von außen. Es läßt fich nicht leugnen, daß fie denjelben jofort 
einmüthig und energijch entgegen zu treten verfuchten. Nach Buls 
garien wurden ohne Verzug alle nur irgendwie verfügbaren Truppen 
geworfen, um den Aufitand, die augenblicklich unzweifelhaft größte 
und dringenfte Gefahr, rajch und um jeden Preis zu unterdrüden. 
Dem Berliner Memorandum Gortjchatoffs gegenüber aber, das indeß 
ber Pforte noch nicht übergeben, deſſen Inhalt aber befannt geworden 
war, erflärte der große Minifterrath jchon am 23. Mai, daß er 
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nimmermebr in einen Waffenftillftand und in Unterhandlungen mit 
den Rebellen eintreten und daß die Pforte fich niemals dazu herbeilaffen 
werde, Garantien für die Ausführung der von ihr freiwillig zuge— 
ftandenen Reformen zu leiften, welche ihrer Souveränetät zu nahe 
treten würden. 

So wohlbegründet die Maiereigniffe in Conftantinopel waren, Sngland 
jo überrajchten fie doch nicht nur die öffentliche Meinung im übrigen — 
Europa, ſondern es ſoll das ſogar bezüglich des ruſſiſchen Geſandten, 
General Ignatieff, der Fall geweſen ſein, während dagegen behauptet 
wird, daß der engliſche Geſandte, Sir Henry Elliot, darum nicht 
nur gewußt, ſondern dazu ſogar mit Rath und That Unterſtützung 
geliehen habe; ob mit Recht oder Unrecht, muß dahin geſtellt bleiben. 
So viel ift jedoch ſicher, daß der Einfluß, der bisher ſowohl beim Sul⸗ 
tan Abdul Aziz ala bei feinem Großvezier Mahmud Paſcha dominirt 
Hatte, bei Murad V. und feinem Großvezier Rujchdi Pajcha dem 
englifchen weichen mußte. Die ganze Lage der Dinge war überhaupt 
mit Einem Schlage eine ganz andere geworden. Gerade an dem 
Tage, an welchem Sultan Abdul Aziz des Thrones entjeßt wurde, 
hatte da8 Berliner Memorandum der drei Kaijermächte der Pforte 
überreicht werden follen. Das unterblieb nun wenigſtens zunächft 
und bald überhaupt. Nicht nur ftand es bereit feſt, daß die neue 
Regierung entjehloffen fei, die wefentlichften Forderungen besfelben 
entjchieden abzulehnen, jondern fie glaubte dafür auch einen genügend 
ficheren Rüdhalt gewonnen zu haben. England Hatte, gegen Er— 
warten der Oftmächte dem Mlemorandunt feine Zuftimmung verfagt, 
und ala die ſämmtlichen übrigen Großmächte in Folge der Ereigniſſe in 
Salonichi je einige Kriegsſchiffe in die türkifchen Gewäſſer behufs 
eines allfällig nöthig werdenden Schutzes ihrer Nationalen ab— 
ſchickten, ſandte England gleich eine ganze Flotte dahin und beorderte 
fie, in ber Befifa-Bay, in unmittelbarjter Nähe Conſtantinopels, vor 
Anker zu gehen. Offiziell gab zwar England dafür feinen anderen 
Zweck an, als die anderen Mächte. Allein alle Welt und in erfter 
Linie die Pforte jelbit, erkannte darin einen ebenſo offenen ala weit- 
tragenden Schachzug Englands gegen Rußland. 

Und das war e8 auch, obwohl es bezweifelt werden kann, ob 
die englifche Regierung und ihr Leiter, Disraeli, der ganzen Trag= 
weite de3 Schritte auch vollftändig bewußt waren. Es mag, wie 
ſchon angedeutet zugegeben worden, daß Rußland möglicher Weije 
unmittelbar oder mittelbar durch die neu verlangte panſlaviſtiſche 
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Partei die Infurrection in der Herzegowina und in Bosnien bon 
allem Anfang an, was bei der traurigen Lage der Rajahs in diejen 
Provinzen und ihren nur zu ſehr begründeten Bejchwerden unter 
allen Umftänden leicht war, hervorgerufen oder doch nachher unter 
der Hand begünftigt habe; immerhin Tann nicht verfannt werden, 
baß es biß zum Berliner Memorandum und biß zu den Mlaiereig- 
niffen in Gonftantinopel mit den beiden andern Oftmächten Hand 
in Hand gina und daß feine möglichen Plane eben jo lange in Defter- 
reich, deſſen Interefien in der Türkei denjenigen Rußlands vielfach 
directe entgegen gejeßt find, nothwendig einen ftarten Zügel finden 
mußten. Auf dem Papier war und ift die Pforte zu allen nur 
möglichen Zugeftändniffen zu Gunften der wahrhaft jammerwürdigen 
Lage ber chriftlicheu Rajahs geneigt und bereit, aber alle ihre Ver— 
Iprechungen find abjolut werthlos, wenn fie nicht dazu gezwungen 
wird, fie auch wirklich auszuführen. Sie muß unausweichlich bis 
auf einen gewiſſen Grad thatfächlich und ausgefprochener Maßen 
unter die Vormundſchaft Europas geftellt werden, oder es bleibt 
nicht3 anderes übrig, als fie ihrem Schickſal zu überlaflen, mit an- 
deren Worten Rußland, foweit feine Macht reichen wird, Preis zu 
geben. Das letzte Ziel Rußlands aber ifl und kann fein anderes 
fein, al® die Türken fchließlich wieder ganz aus Europa zurüd: 
zuwerfen und jeinen Einfluß, jo weit möglich, unmittelbar, jo weit 
und fo Yange dieß aber noch nicht möglich fein Jollte, wenigjtens 
mittelbar bis an den Bosporus audzudehnen und das ſchwarze 
Meer zu einem ruffiichen Binnenmeer zu machen. Freiwillig werden 
die Türken felbftverftändlich Guropa niemals räumen, freiwillig 
werden fie den chriftlichen Bevölferungen ihrer Provinzen auch nie 
mal3 die wirkliche Gleichberechtigung mit ihnen felbft zugeftehen. Sie 
fönnen e8 unmöglich bei der abjoluten Berquidung ihrer politischen 
und religiöfen Anjchauungen und Grundfähe, ſelbſt wenn fie es 
wollten. Sie fünnen und werden es nur thun, wenn fie dazu ge— 
zwungen werden und unter einem fortwährenden Drude ftehen. Eine 
friedliche Löſung der orientalifchen Frage wäre daher nur denkbar, 
wenn die europäifchen Mächte fich darüber verftändigen könnten, 
mit der einen Hand bie Türken zu den dringendften und unerläß- 
lichten Reformen, die eine allmälige Erziehung der jlavifchen Völker— 
Ichaften der europäifchen Türkei zu voller Selbitjtändigfeit ermög« 
lichten, zu zwingen, mit der andern Hand aber Rußland zu hindern, 
die ganze Frucht aller Bemühungen Europas in feinem ausfchließ: 
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lichen Intereſſe auszubeuten. Das eine wäre jo fchwierig wie das 
andere. Am allerjchwierigften aber wäre e3, die europäifchen Mächte 
zu einem jolchen Einverftändniß zu bringen, das auch nur einige 
Dauer verſpräche. Ohne ein folches Einverftändniß aller Mächte 
gegenüber Rußlands noch mehr ala gegenüber der Türkei, bleibt wohl 
nicht anderes übrig, ald im Einverftändniß und unter Mitwirkung 
Rußlands felber zu verfuchen, wie weit e8 möglich fein werde, die 
Pforte, halb freiwillig, halb gezwungen zu Zugeftändnifien an die Ra— 
jahs zu vermögen, um wenigftens Rußland davon abzuhalten, die Frage 
allein und durch das Mittel der Gewalt in die Hand zu nehmen. 
Das war e3 denn auch, was bie drei Oftmächte bis zum Mai 1876 
verjuchten und was ihnen vielleicht bi zu einem gewiſſen Grad ge= 
lungen wäre, wenn die übrigen Großmächte fie wie bis dahin unter- 
jtüßt, ihnen wenigjtens nicht hemmend in den Weg getreten wären. 
Durch das plößliche Auftreten Englands aber zu Gunften der Türkei 
und gegen Rußland wurde der Verfuch der Oftmächte zum Echeitern 
gebracht und die orientalifche Frage jelbft, d.h. der Kampf der Mächte 
über die Erbjchaft der Türkei, heraufbeichworen. Ob England da— 
burch feine eigenen Intereſſen gefördert oder gejchädigt hat, wird erft 
die Zukunft lehren. Inzwiſchen hat der weitere Verlauf der orien= 
talifchen Fyrage bis zum Schluffe des Jahres 1876 jedenfalls erwieſen, 
daß dieſes Auftreten Englands im Mai d. %. ein voreilige® und 
wenig überlegte® war: der Friede Europas wurde dadurch ſchwer ge= 
Ichädigt und nicht minder wurden es die Intereffen der chriftlichen 
Bevölkerungen ber ZTürfei, für welche doch England ftet3 einige 
Sympathie und einiges Wohlmwollen an den Tag gelegt hat, wenn 
auch folche freilich feinen eigenen Intereſſen, ſobald diefe ins Spiel 
fommen, rafch und ohne Bedenken geopfert werben. 

So viel ift ficher, daß Rukland, das bei dem anerkannt frieb- Rußland 
fertigen Character des Kaiſers Alerander bisher bezüglich der tür— 
fifchen Wirren nur mit ben beiden anderen Großmächten vorgegangen 
war und feine Abficht verrathen hatte, die ganze orientalifche Frage 
aufzurühren, erft durch den provocirenden Echritt Englands veran« 
laßt wurde, zu derjelben eine andere Stellung als bisher einzuneh- 
men. Bis dahin waren feine Augen neben der Türkei namentlich 
auf Mittelafien und auf Polen gerichtet. Eeine Politit in Mittel» 
afien fand gerade damals allerdings eine Art Abſchluß. Am 27. 
Februar 1876 zogen feine Truppen fiegreich in Chofand ein und 
am 2. März befahl ein Ukas des Kaiſers die Einverleibung des 
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ganzen Chanats in das ruffiiche Reich unter dem Namen Fergha— 
niftan. Damit jchloß es vorerft feine Eroberungen in Mittelafien 
und fügte feinem Länderbefig einen Zuwachs von ungefähr 1100 
Duadratmeilen Hinzu, während die fürmliche Einverleibung auch 
der übrigen Chanate Turkeſtans offenbar nur eine Frage der Zeit 
und Gelegenheit ift. Gleichzeitig ging es nivellirend und unificirend 
im Weſten des Reiches vor, indem der Kaiſer am 6. Februar die 
Stelle eines Generalgouverneurs der Ditjeeprovinzen ganz aufhob und 
damit einen weiteren Schritt that, diefe Provinzen auch des legten 
Scheins einer gewillen Selbitjtändigfeit und Eigenart zu entkleiden 
und mehr und mehr zu ruffificiren. Dasjelbe Syftem wurde auch 
gegenüber dem ehemaligen Polen fortgejeßt, wo die griechijch-unirte 
Kirche völlig befeitigt und mit der orthodorsruffiichen verfchmolzen, 
bald darauf auch das ruffilche Gerichtsverfahren und damit die ruffifche 
Sprache ala die offizielle Sprache der jämmtlichen Gerichte ein- 
geführt wurde. Das ehemalige Czaarthum Polen ward damit 
auch thatjächlih immer mehr in das ruffiiche Weichjelgouvernement 
verwandelt und die polnifche Sprache um einen gewaltigen Schritt 
weiter eingeengt, um fie, wenn möglich, jchließlich in die Stellung 
eine bloßen Dialectes herabzudrüden. Am bedenflichiten aber viel- 
Veicht trat diefe unificirende und nivellirende Tendenz der innern Po— 
litik Rußlands im Jahre 1876 darin zu Tage, daß e8 Ende Mai 
fogar ben weiteren Gebrauch der Eleinruffiichen oder ruthenifchen 
Sprache in der Literatur und jo weit möglich ſelbſt im gejelligen 
Leben verbot, eine Maßregel, die, ganz abgejehen von ihrer Gewalt 
famfeit und Gehäffigfeit, auch an fich viel bedeutender und charac= 
teriftifcher ift, ala es auf den erjten Blick fcheinen mochte, da der 
Heinruffifche oder ruthenifche Stamm in Rußland eine Bevölkerung 
von nicht weniger ala zwölf bis fünfzehn Millionen Seelen um: 
faßt. So leicht wird die Durchführung dev Maßregel jelbft den 
in ihren Mitteln nicht gerade ferupulöjen ruffiichen Beamten 
jedenfall nicht werden. Auch die Aufhebung der Yeibeigenfchaft, 
die große Maßregel des Kaiſers Alexander, ijt eine noch keineswegs 
gelöjte Frage, indem nach einem offiziellen Ausweis vom März 1876 
doch immer noch etwa 2 Millionen Bauern in dem Zuftande ber 
Leibeigenſchaft geblieben find und wohl auch noch längere Zeit darin 
bleiben werden, zumal wenn durch den Krieg die Finanzen des ruffi- 
fchen Staat3 und die wirthichaftlichen Verhältnifje bes Volkes neuer- 
dings ſchwer in Anfpruch genommen werden. Man darf nicht 
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glauben, daß Rußland bis zur Mitte des Jahres 1874 einen Krieg 
nit der ottomannifchen Pforte gefucht Habe, zumal die Dinge in 
der Zürfei für feine Pläne von felbft und ganz ohne fein Zuthun 
reiften. In einer wejentlich anderen Lage befand fich bagegen Defter- 
reih. Während Rußland fi) mit den türfifchen Wirren nad) 
Belieben beichäftigen konnte oder auch nicht, wurde Oeſterreich 
Durch diefelben von Anfang an in jehr empfindliche Mitleidenfchaft Peter- 
gezogen und konnte fich gar nicht die Frage vorlegen, ob es tid 
wollte oder nicht wollte. Außerdem hätte ja Oeſterreich alle 
Urfache gehabt, ſich auf fich Telbjt zu befchränten. Der im Jahre 
1867 zwiſchen den beiden Reichshälften gejchloffene Ausgleich follte 
nämlich in diefem Jahre erneuert werden und es zeigte fich ſo— 
fort, daß bie Verftändigung darüber keineswegs jo glatt ablaufen 
werde, wie es für die Gefammtmonardhie wünſchbar geweſen 
wäre. Die Unterhandlungen zwifchen den beiden Regierungen wur— 
den in den erften Zagen des Januar in Peſth eröffnet. Sie 
blieben jedoch zumächft gänzlich erfolglos, da die Ungarn mit den 
weitejtgehenden Forderungen bervortraten und offenbar darauf aus— 
gingen, ihr Defizit durch den neuen Ausgleich auf Koften Defterreichs 
zu deden, immerhin ohne darum auf irgend welchen Vortheil ihrer 
politifchen Stellung innerhalb der Gefammtmonarchie verzichten zu 
wollen. Selbjtverjtändlich hatte Defterreich dazu ſeinerſeits ganz 
und gar feine Luſt und ber Reichsrath gerieth denn auch, fobald 
die Forderungen der Ungarn befannt wurden, in große Aufs 
regung: alle Parteien waren jedoch ohne langes Bedenken darüber 
einig, daß Defterreich zu Gunften der Gefammtmonarchie fchon jebt 
mehr als genug belaftet fei und daß es fich eine noch größere Be— 
Yaftung nicht gefallen laſſen könne und nicht gefallen laſſen werbe. 
Erft im April wurden die Ausgleichdconferenzen in Wien wieder 
aufgenommen und führten nur darum zu einem wenigſtens vor— 
läufigen Refultate, weil die Ungarn fich inzwifchen doch überzeugt 
hatten, daß fie in allen weſentlichen Punkten ihrerjeit3 nachgeben 
müßten, wenn fie nicht die Frage der Perfonalunion, die, obgleich 
von einer Partei unter ihnen mit Eifer gehegt und verfolgt, doch 
in Wahrheit am allerwenigften im Intereſſe Ungarns Tiegt, der 
dfterreichifchen Reichahälfte mit Gewalt zu ernftefter Erwägung auf- 
brängen wollten. Die Stellung des Regiments Tisza wurbe dadurch 
in Ungarn allerdings nicht gerade gefräftigt. Aber eben die orien- 
talifhe Frage und die Schwierigkeiten und Gefahren, welche fie 
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Oeſterreich-Ungarn bereitete, macht es beiden Reichähälften klar, daß 
ein Ausweg gefunden und ein neuer Ausgleich gejchlofien werben 
müffe, wenn die Monarchie diefen Gefahren gewachfen fein ſoll. 
— Viel weniger, unmittelbar eigentlich gar nicht, war Deutjch- 
Rei, Fand von der orientalifchen Frage berührt. Seine Aufgabe konnte 
im Grunde nur darin beftehen, für eine Beflerung in den Zuftänden 
der türkiſchen Rajahs mitzuwirken, namentlic” aber feine Sorge 
darauf zu richten, daß die wiberftreitenden Intereſſen Rußlands und 
Defterreich® nicht etwa zu Differenzen und Gonflicten führten, und 
jo nach Kräften die Erhaltung des Tyriedend zu wahren. Bis zu 
den Maiereigniffen in Konftantinopel gelang ihm das auch voll» 
ftändig und es war daher um jo mehr in der Lage, alle feine Kräfte 
feinen eigenen Aufgaben im Innern zu widmen, wa® um jo wün— 
fchenswerther war, ala der Ausbau des neuen deutjchen Reichs noch 
lange nicht vollendet ift und dad Zuſammenwachſen und der gegen- 
feitige Ausgleich der Intereſſen der verjchiedenen Glieder des Reiche 
zu einem mehr oder weniger organischen Ganzen jelbftverftändlich 
eine ruhige, wo möglich nicht durch auswärtige Angelegenheiten ge= 
ftörte Entwidlung gebieterifch erfordern wird. Wie jehr das der 
Hall it, trat gleich zu Anfange des Jahres 1876 recht deutlich zu 
Tage. Nachdem zwei Verfuche, ein allgemeines Eifenbahngefe zu 
Stande zu bringen, welches jämmtliche Staats- und Privatbahnen 
Deutichlands der Oberaufficht des Reich in wirffamer Weife unter: 
jtellt hätte, an dem Widerftande der Mittelftaaten, namentlich Sachſens, 
geicheitert waren, Hatte der Reichskanzler gegen Ende des vorbergehen- 
den Jahres die dee hingeworfen, fämmtliche Bahnen allmälig für 
das Reich zu erwerben. Damit ftach er aber erjt recht in ein Wes— 
penneft. Waren die Mittelflaaten ſchon wenig geneigt, fich auch nur 
ein mehr oder weniger ſtrammes Gifenbahngefeß gefallen zu laſſen, 
fo konnten fie ſich natürlich noch weniger mit dem Gedanken be— 
freunden, ihre Staatäbahnen ganz dem Reiche zu überlaflen und da— 
mit neuerdings auf ein werthvolles Stüd ihrer früheren Souveränetät 
zu verzichten und jahen fich darin auch von ihren Bolfsvertretungen 
unterftüßt. Die Frage kam jchon in den erjteh Monaten des Jahres 
1876 in den zweiten Kammern von Bayern, Sachjen und Württem— 
berg zur Sprache und die Aufnahme, welche die betreffenden, ent= 
ichieden ablehnenden Erklärungen der Regierungen in denjelben fanden, 
ließ fofort feinen Zweifel darüber, daß die Idee des Reichskanzlers 
jedenfalla einem mannigfaltigen, lebhaften und zähen Widerftande 
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begegnen werde. Denn auch innerhalb der nationalgefinnten Par— 
teien waren die Anfichten über die Frage jehr getheilt und nicht zu 
üiberfehende ftarfe Strömungen fprachen ſich ſchon jeßt entſchieden 
gegen den Plan aus und zwar aus rein volfswirthichaftlichen Be— 
weggründen. Daß aber die fog. reichsfeindlichen Parteien d. h. 
Diejenigen, welche von vorn herein jeder Stärkung des Reichs und 
der Reichdgewalt gründfätzlich widerftreben, die ultramontane und 
bie focial-democratifche Partei, dem Plane auf's heftigfte entgegen 
treten würden, verjtand fich ganz von jelbit. Eine Folge diefer Lage 
war, daß die Mittelftaaten auf den naheliegenden Gedanken kamen, 
die auf ihrem Gebiet liegenden Privatbahnen für den Staat zu er- 
werben und fich jo gewiffermaßen zu arrondiren, um dem Reichs— 
eifenbahnproject dejto fräftiger entgegen treten zu können. Der Reichs— 
fanzler ließ fich indeß dadurch in feinem Plane nicht beirren. Schon 
am 8. Januar 1876 jchlug er dem preußifchen Staatsminifterium vor, 
vom Landtage die Ermächtigung zu Unterhandlungen mit dem Reiche 
über die Abtretung ſämmtlicher preußifcher Staatsbahnen an das— 
felbe zu verlangen. Das preußijche Staatsminifterium erflärte fich 
damit einftimmig einverftanden und die Borlage gelangte am 25. März 
an da3 preußifche Abgeordnetenhaus. Die Motive desfelben brachten 
zuerft eine einläßliche Darlegung der unläugbaren großen Mängel 
des bejtehenden Eiſenbahnweſens und deuteten jchließlich in ſehr ver- 
ftändlicher Weife an, wohin es führen müßte oder doch könnte, wenn 
Preußen auch feinerjeit? auf das Syſtem der Mittelftaaten zurüd- 
gehen und nur feine Intereſſen zu Rathe ziehen würde, d. h. daß 
es, ſobald es wollte, jo ziemlich in der Lage wäre, das gefammte 
deutfche Eifenbahnwejen zu beherrichen, ein Gefichtspuntt, der aller- 
dings jehr geeignet war, die Mittelftaaten zum Nachdenken zu ver= 
anlaffen und die allzugroße jouveräne Hite derjelben, namentlich 
Sachſens, wejentlich abzufühlen. Beide Häufer des preußifchen Land 
tages gewährten ihre Zuftimmung zu der Vorlage der Regierung, 
die inzwifchen fich) damit zufrieden gab und im Xaufe des Jahres 
1876 feinen weiteren Echritt mehr in dieſer Beziehung that, jo 
daß es mehr oder weniger zweifelhaft blieb, ob der Reichskanzler 
gewillt ift, feinen Plan einer Erwerbung der deutfchen Staatsbahnen 
für das Reich jeht ſchon und troß alles Widerftrebens weiter zu 
verfolgen, oder ob es ihm möglicher Weife zunächft nur darum zu 
thun ift, den Widerftand gegen die Vereinbarung eines den gemein- 
ſamen Intereſſen aller Theile der Nation entfprechenden, genügend 
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ftrammen Eifenbahngefeßes zu erzwingen. Das lektere dürfte er fi 
nachgerade bereits gefichert haben, da jelbjt ber ſächſiſche Particu- 
larismus eingejehen zu haben jcheint, daß er jo weit nachgeben muß, 
wenn er nicht dem Reichseiſenbahnproject jelbft am fräftigften in 
die Hände arbeiten will. Will der Reichskanzler aber das Reichs— 
eifenbabnproject jelbft ernfthaft aufnehmen, jo darf er fich jeben- 
fall auf große Schwierigkeiten gefaßt machen. Indeß ift es ja 
eben nicht feine Art, Dinge, die Zeit erfordern und wohl überlegt 
fein wollen, zu überftürzen. Das zeigte fich auch wieder, als der 
Reichdtag nach Neujahr wieder zufammen trat, um die nicht er- 
ledigten Tractanden der Seffion von 1875 völlig zu Ende zu bringen. 
Namentlic” war noch eine Reihe jchwieriger und von vorne herein 
jehr beftrittener Punkte der Novelle zum Strafgefeße zu erledigen. 
Die Regierung jehte dabei zwar einige derjelben wie den jog. Duchesne- 
Paragraphen, den ſog. Arnim- Paragraphen und in der dritten Leſung 
auch noch den verjtärften Kanzelparagraphen mit nicht allaugroßer 
Majorität durch, dagegen wurde eine Reihe anderer, welche bie dis— 
cretionäre Gewalt der Regierung gegenüber der Prefje und dem Ber- 
eindwejen namentlich bezüglich der focialiftifch-democratiichen Agi— 
tation ftärfen follten, theils einftimmig, theils wenigftens fat ein— 
ftimmig abgelehnt. Der Reichskanzler fügte fich mit guter Art in 
einer einläßlichen Auseinanderjegung in dieſes Schickſal feiner Bor- 
lage, das ihn keineswegs überrafcht habe, indem er erflärte, daß 
die Regierung das Recht in Anfpruch nehmen müfle, auch folche 
Vorlagen einzubringen, von denen fie vorausfehe, daß fie verworfen 
werden würden, um gewiſſe Uebeljtände und ragen wenigſtens zur 
Sprache zu bringen und immer wieder anzuregen, auch wenn fich 
die Discuffion derjelben Jahre lang hinziehen follte, und fo von 
einem Reichstag an den andern zu appelliren, bis fich die Ueber— 
zeugung, fei es der Regierung fei es bes Reichstags, geändert haben 
würde. Damit jchloß ber Reichdtag feine Arbeiten, um erft im 
Spätherbft wieder zufammenzutreten und inzwijchen den Landtagen 
der Einzeljtaaten Pla zu machen. In einigen deutſchen Staaten 
waren die Berathungen und Beſchlüſſe derjelben von vorwiegender 
preußen. Bedeutung, wie namentlich in Preußen und in Bayern. In Preußen 
machte die Regierung dem Landtage eine Reihe von tiefeingreifenden 
Vorlagen, wie, außer ber ſchon erwähnten frage über Die eventuelle 
Abtretung der Staatsbahnen an das Reich, jolche über die offizielle 
Gejchäftsiprache der Behörden, über ein Staatsgejeß zu einer vom 
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Kaiſer im Einverjtändniß mit den Vertretern der evangelifchen Kirche 
ohne Zuziehung des Landtags erlaffenen Generalfynodalordnung, über 
eine neue Städteordnung, die Vorbedingungen zum Eintritt in den 
Höhern Verwaltungsdienft und endlich über die Staatäaufficht bei 
der Bermögensverwaltung katholiſcher Diöcefen. Alle gelangten 
zwiſchen der Regierung und den beiden Käufern des Landtags zur 
Vereinbarung, nur bezüglich der Städteordnung fonnten fich die 
beider Häufer nicht verjtändigen, jo daß die Vorlage fiel. Won be= 
Tonbderer Bedeutung war die Annahme der Borlage über die Gejchäfts- 
fprache der Behörden, indem dadurch die deutſche Sprache ala .die 
offizielle Sprache auch für die polnischen Landestheile Preußens, 
namentlich Poſen, anerkannt wurde, wodurch da3 polnische Element 
eine neue ſchwere Einbuße erlitt und die allmälige Germanijirung 
Poſens einen weiteren gewichtigen Schritt vorwärts that. Die Vor- 
‚lage über die Auffichtsrechte des Staates aber bei der Bermögensver- 
waltung fatholifcher Didcefen jchloß die Reihe der Vorlagen, welche 
die Regierung jeit 1873 dem Landtag hatte zugehen Yaffen, um bie 
gejetlichen Mittel zu gewinnen, deren fie zur Wahrung der Rechte 
de Staats gegenüber der römiſch-katholiſchen Kirche bedurfte. 
Darauf geftüßt, fuhr dann auch die Regierung fort, während des 
ganzen Jahres 1876 im ſog. Eulturfampf wie bisher vorfichtig 
und bejonnen, aber energisch und feſt gegen die veralteten An 
fprüche, twie gegen die neuen Anmaßungen Roms vorzugehen, ohne 
deßhalb den religidjen Bedürfniffen der katholiſchen Bevölkerung 
zu nahe zu treten. Trotz alles Eifers der Hierarchie und troß aller 
Umtriebe der ſog. Hebcapläne jcheint diefe denn auch allmälig fich 
zu überzeugen, daß es fich in dem ganzen Kampfe nicht um eine 
religiöfe, fondern rein um eine Machtfrage handelt und der ultra= 
montane Andrang hat fichtlih und ſehr mefentlich abgenommen, 
wenn auch noch Jahre darüber vergehen werden, big die unaufhalt- 
fam fortfchreitende Volksbildung ihre doch immerhin nur langfamen 
Wirkungen völlig zu Tage gelegt Haben und die Kirche fich ge— 
zwungen jehen wird, auf ihre weltlichen Machtgelüfte zu verzichten 
und ſich auf ihr wahres Gebiet zurüdzuziehen und ſich darauf zu 
bejchränfen, two ihr dann die kräftigſte Unterftügung des Staates, 
fo weit fie deffen wirklich bedarf, nicht fehlen wird. Inzwiſchen Liegt 
es im Intereſſe der Staatögewalt und wird auch offenbar mehr und 
mehr von ihr als jolches erkannt, nach unten möglichſt temporifirend 
und jchonend, nach oben dagegen defto entjchlofjfener und feiter vor⸗ 
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zugehen. Die Differenzen mit und in den Gemeinden haben benn 
auch wefentlich abgenommen. Dagegen zeigte die preußifche Regie- 
rung gegenüber den Bijchöfen und dem Unweſen der geiftlichen Semi— 
narien aller Art keinerlei Schwäche. Eine Reihe der Ießteren wurden 
twieder, weil fie fich dem Geſetze nicht fügen wollten, einfach ge— 
Ichloffen und ebenfo wurden im Laufe des Jahres der Bilchof von 
Münfter und der Erzbifchof von Cöln durch den königlichen Gerichte- 
hof für firchliche Angelegenheiten ihrer Stellen entjeßt. Auch dieſe 
bifchöflichen Stühle bleiben vorerft unerledigt und ebenfo auch der 


biſchöfliche Stuhl von Trier, two der Bilchof mit Tod abging. Augen= 


Bahern. 


ſcheinlich werden nach und nach alle biſchöflichen Stühle in Preußen 
verwaist ſein, ſicherlich zum größeren Nachtheil der Kirche, als 
de3 Staates, der in diefem Fall ganz gewiß warten kann. Wäh— 
rend aber in Preußen der Staat zu den Anmaßungen der römischen 
Kurie und ihren Organen eine grundjäßlich feſte Stellung genom— 
men bat und fejthält, ift das in Bayern allerdings nicht ebenfo der 
Fall und konnte e8 auch kaum, wenn die Regierung nicht einem 
ſchweren Gonflict mit der Volkövertretung, in welcher die ultramon= 
tane Partei augenblidlich über eine fleine Mehrheit verfügte und 
mit dem Kerne der Monarchie, den altbayerifchen Provinzen, ent= 
gegen gehen wollte. Dazu fonnte fie fich nicht entjchließen und 309 
es dor, die DOffenfive auch weiterhin der ultramontanen Partei zu 
überlafjen. Dieſe hatte e8 denn auch wirklich ſchon im vorigen 
Jahre verjucht, in einem ziemlich energifchen Anlauf das Minifterium 
Luß-Pfreßfchner über den Haufen zu werfen, war aber an bem ent= 
Ichiedenen Widerjtande des Königs gejcheitert. In der Seſſion von 
1876 erneuerte fie zwar ihre Angriffe, diejelben waren aber jchon 
viel ſchwächer und der Erfolg noch viel geringer. Im vorigen Jahr 
war dem Minifterium von der Fleinen ultramontanen Mehrheit der 
II. Sammer ein Mißtrauensvotum ertheilt -worden in der Abficht 
und in der Hoffnung, e8 dadurch zu ftürgen. Das Mißtrauens- 
votum wurde num zwar auch in diefer Seffion erneuert, aber 
ohne daran practifche Folgen zu fnüpfen, gewiffermaßen alfo nur 
ein platonijches Miktrauensvotum und ebenfowenig twagte es die 
Partei, dem Minifterium das Budget geradezu zu verweigern ober 
auch nur ſyſtematiſch vom ultramontanen Standpunkt aus zu be 
ſchneiden; fie begnügte fich vielmehr mit einzelnen Kleinen boshaften 
Abſtrichen, die für das Ganze nicht in Betracht fommen. Ein Ber: 
ſuch ihres Führers Jörg, ein neues Wahlgeſetz, das den Ultramon⸗ 
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tanen auf lange hinaus eine fichere Majorität verjchaffen follte, 
durchzufegen, fand jelbjtverftändlich nicht die Unterftüßung der libe— 
ralen Minorität der Kammer und ohne dieje nicht die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit. Noch empfindlicher aber für die ultramontane 
Partei ging ein anderer Verſuch aus, eine Reihe Liberaler Wahlen 
in überwiegend fatholifchen Städten zu caffiren. Solcher Wahlen 
wurden nach und nach nicht weniger als 16 und zwar aus Grün— 
den, die als zureichend durchaus nicht angejehen werden konnten, 
cajfirt, aber bei der Neuwahl gelang es den Ultramontanen doch 
nicht, auch nur einen einzigen Gandidaten ihrer Richtung jtatt eines 
Liberalen durchzubringen; die caffirten Liberalen wurden vielmehr 
fämmtlich wieder gewählt und zwar faſt überall mit noch größeren 
Majoritäten als früher. Diefer totale Mikerfolg oder doch Nicht- 
erfolg der ultramontanen Partei der Kammer hatte aber für die 
Partei noch die weitere jchlimme Yolge, daß Spaltungen in ihr 
felbjt eintraten, die nach und nach zu einem förmlichen Bruch aus» 
einanderflafften, indem Sigl immer rüdfichtslojer gegen Jörg auf- 
trat, bis er jchließlic” daran ging, eine entjchieden „katholiſche“ 
Partei unter feiner Führung der „bayerijch-patriotiichen“ Jörgs 
entgegen zu jegen. Inzwiſchen iſt es im höchſten Grade unwahr- 
fcheinlich, daß es diefer neuen extrematijch-fatholifchen „Volks— 
partei” jemals gelingen werde, das Ruber in Bayern in ihre Hände 
zu bekommen. 

Die Ausfichten der ultramontanen Partei in Deutſchland find Frant- 
überhaupt jehr trübe, jo lange das neue bdeutfche Reich. aufrecht "9 
bleibt; daß e8 ihr aber ohne einen allgemeinen Umfturz gelingen 
fönnte, dieſes wieder über den Haufen zu werfen, daran iſt wahrlich 
nicht zu denken. Eine weſentlich andere ift dagegen ihre Stellung 
in Frankreich. Nach langen Schwankungen zwifchen der republifani= 
fchen und den vereinigten monarchifchen Parteien war Frankreich 
im Jahre 1875 dahin gelangt, die ſeit 1871 thatjächlich bejtehende 
republifanifche als die definitive Staatsform des Landes anerfannt 
zu ſehen. Das Land konnte doch nicht ewig in einem Provijorium 
verbleiben und nachdem der einzige ernfthafte Verſuch, die Monarchie 
unter dem Scepter des legitimiftifchen Prätendenten, des Grafen 
von Chambord, wieder herzuftellen, von diefem felber zu all ge— 
bracht worden war, blieb nichts anders übrig, als fich mit den that» 
fächlichen Zuftänden auszuföhnen und die Republif zu einer defini— 
tiven zu machen oder aber den Bonapartiamus wieder Fuß fallen 
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zu laffen und allmälig zur Majorität anjchwellen zu jehen. Dazu 
fonnten fich die andern monarchiſchen Parteien doch nicht entichließen 
und jo gelang es benn endlich, ihnen die Zuftimmung zur defini- 
tiven Republik gewiflermaßen zu entreißen. Für jo ganz definitiv 
betrachteten freilich die monarchiſchen Parteien die Republif auch jebt 
noch nicht: fie Hofften in erjter Linie, auch unter den neuen Kam— 
mern die Regierung in ihren Händen zu behalten und in zweiter 
Linie darauf, daß fich früher oder jpäter doch noch eine Gelegenheit dar: 
bieten könnte, die Republif wieder zu bejeitigen und die Monarchie 
wieder berzuftellen. Darin jedoch täufchten fie fich: die Wahlen zum 
neuen Senat im Januar 1876 fielen für fie wenigftens nicht günftig 
genug und diejenigen zu der neuen Deputirtenfammer im Februar 
fielen entfchieben gegen fie aus. Die Nation, das Volk in feinen 
weiteren und zahlreicheren Schichten, durch den ebenfo rajchen als 
überwältigenden Ausgang des jo leichtfinnig mit Deutjchland unter: 
nommenen Krieges in dem biäherigen Wahne, jo zu jagen von 
Gottes- und Rechtswegen das Lebergewicht in Europa anjprechen zu 
fönnen, gebrochen, verlangte vor allem nach Ruhe und Erholung 
und wollte von einer neuen Veränderung, einer neuen Ummwälzung, 
deren es jeit bald Hundert Jahren nun genug und mehr als gemug 
durchgemacht hatte, nichts wiſſen. Die Lage der Dinge hatte ſich 
ebendarum gewiffermaßen in ihr gerades Gegentheil gegen biäher 
umgewendet. Geit dem erjten Napoleon waren es die republifani- 
chen Ideen und Berfuche geweſen, welche die beitehenden Zuftände 
negirten und das Land fortwährend mit der Ausficht beunrubigten, 
an einem jchönen Morgen der Oberfte zu unterft und der Unterfte 
zu oberft gelehrt und fich einer ganz ungewiffen Zukunft entgegen 
geführt zu jehen. Seht dagegen war die Republit der thatjächlich 
bejtehende Zuftand und wenn dieſer Zuftand auch manches zu wün—⸗ 
chen übrig ließ, fo Hatte fich die Mafje doch allmälig in denfelben 
eingelebt und befand fich bei demfelben wenigſtens leiblich gut, wäh- 
rend im Gegentheil jet die monarchilchen Parteien e8 waren, bie, 
zudem noch unter fich uneinig, dieſe Zuftände negirten und das Land 
einer ganz anderen Zukunft entgegen führen wollten, die e8 fich 
nicht Far und bejtimmt vorftellen konnte und der e8 eben darum 
vielfach das größte Mißtrauen entgegen ſetzte. Das entjchied zu 
Bunften der Republif. Die monarchifchen Parteien ſahen fich durch 
die Wahlen zu den beiden neuen Kammern in ber Deputirtentammer 
zu einer abjolut ohnmächtigen Minderheit verurtheilt, während fie 
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im Senat höchſtens darauf hoffen konnten, im günftigften Falle über 
eine unfichere und jedenfall nur wenige Stimmen betragende Ma— 
jorität zu verfügen. Der Präfident des bisherigen Minifteriung, 
Hr. Buffet, der im legten Augenblid alles angeipannt hatte, um, 
ganz wie unter dem Kaiferreich, antirepublifanifche Wahlen zu er= 
zwingen, war jelbft in feinen Gandidaturen für den Senat wie für 
die Deputirtenfammer auf’3 eclatantefte durchgefallen und es blieb 
ihm daher nicht? anderes übrig, ala feine Entlaffung zu nehmen. 
War dad jchon ein herber Echlag für die ſog. alten Parteien, fo 
wurde er dadurch noch härter und jchwerer, daß die verjchiedenen 
republifanijchen Parteien in der neuen Lage, die fi) nunmehr vor ihnen 
aufthat, zum erften Mal gejchloffen und einig unter fi) auftraten und 
fich rafjch über ein Programm verjtändigten, das in erfter Linie ein ein— 
heitliches, aufrichtig republifanifches Minifterium, im weiteren aber 
eine bdurchgreifende Purification unter den höheren Beamten des 
Staates, die jeit dem Sturze des Hrn. Thierd von Broglie, Buffet 
und ihren Gefinnungsgenofjen ſyſtematiſch aus möglichſt entjchiedenen 
Gegnern der republifanifchen Staatsform ergänzt worden waren, 
und jchließlich die Abjchaffung oder doch wejentliche Beſchränkung 
des ſog. fatholifchen Univerfitätsgefeges verlangte. Man muß zu— 
geftehen, daß die Lage des Marjchall-Präfidenten Diac Mahon diefer 
Sachlage und dieſen Bewegungen gegenüber eine jchwierige war. 
Nach dem Sturze de Hrn. Thierd von der antirepublifanijchen 
Majorität der Nationalverfammlung auf den Schild gehoben, hatte 
er fi) two nicht ala ihr Werkzeug, wie fie felbjt, doch ala ihr Ver— 
trauensmann angejehen und fich in feinem Gewiflen als verpflichtet 
angejeben, in ihrem Sinne zu regieren, immerhin aber mit der Ein— 
Ichränfung, daß fie auch feine Intereſſen vefpectirten. Und darin 
gingen er und die Majorität der Nationalverfammlung im Grunde 
von Anfang an außeinander. Die monarchijchen Parteien betrach- 
teten ihn im legten Grunde nur als eine Art Lüdenbüßer, bis e3 
ihnen gelingen würde, ihn durch einen Monarchen zu erjegen, der 
Marjchall wollte dagegen Präfident der Republik fein und bleiben, 
zum mindeften bis feine Amtsdauer abgelaufen fein werde, möglicher 
Weiſe auch noch auf eine weitere Amtsdauer, welches letztere ihm 
hinwieder nicht die monarchifchen Parteien, wohl aber die republi= 
kaniſche Partei ala möglich in Ausficht ftelltee Der Menjch Hat 
eben jeine menjchlichen Schwächen und wird vielfach mehr durch die 
BDerhältniffe beftimmt als daß er fie beftimmt. Es ging Mac Mahon 
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ähnlich wie Hrn. Thierd: er begann fich mit der Republik auszu— 
jöhnen, wenn auch und mit Recht wie Hr. Thiers nur mit der ſog. 
confervativen, nicht etwa mit einer radicalen und utopiftifchen, wie 
fie der äußerften Linken vorfchweben mochte. Zunächſt gab er Hrn. 
Buffet, der ganz unmöglich geworden war, den Abjchied und recon- 
ftruixte das Minifterium zwar nicht einheitlich, aber doch überwiegend 
liberal und republifanisch, jedoch ausjchließlich aus Mitgliedern des 
linken Gentrums, obgleich jeit den Neuwahlen nicht diejes, jondern 
die eigentliche Linke die ftärkjte der drei liberalen Gruppen war und 
jelbft von der äußerften Linken her Ganıbetta in der neuen Hammer 
durch feine Mäßigung nicht minder ala durch feine Entjchiedenheit 
eine höchſt einflußreiche Stellung einnahm. Immerhin konnte die 
liberale Partei mit dem neuen Minifterium zufrieden fein, da die 
drei einflußreichiten Mitalieder desjelben, Dufaure ald Präfident, 
Ricard als Minifter des Innern und Waddington als Unterrichtö- 
minifter entjchiedene Liberale und zugleich entjchiedene Republikaner 
waren. Auch der zweiten Forderung der neuen liberalen Majorität 
wurde infofern ein Genüge geleiftet, ala wenigſtens eine Anzahl 
der am meiften compromittirten Präfecten abberufen und damit für 
die allerdings höchſt dringende ‘PBurification des höheren Beamten 
thums wenigftens ein Anfang, wenn auch vorerſt nur ein jehr be= 
icheidener Anfang gemacht ward. Der dritten Forderung aber 
entfprach der neue Unterrichtsminifter Waddington, indem er ber 
Deputirtenfammer fofort die Beſchränkung der neuen Tatholifchen 
Univerfitäten vorjchlug, jo weit, daß denſelben wenigſtens die Er— 
tbeilung der akademiſchen Grade wieder entzogen werden jJollte. 
Hätte die Liberale und republifanifche Partei auch im Senate über 
eine zuverläffige, wenn auch noch jo Kleine Majorität geboten, 
jo hätte Frankreich, weile Mäßigung vorausgejegt, der Zukunft mit 
einer feit lange ungewohnten Ruhe und Zuverficht entgegen jehen 
bürfen. Allein das war nicht der Fall. War die Majorität im 
Senate ſchon von Anfang an zweifelhaft, jo neigte fich diejelbe in 
Folge mehrerer Todesfälle jchnell auf die conjervative Seite, wenn 
auch nur mit 2 oder 3 Gtimmen; genug, daß es Broglie ge— 
lang, eine folche zufammen zu bringen und zufammen zu halten. 
Dabei jtellte fich jedoch bald heraus, daß das alle die verjchiedenen 
conjervativen oder reactionären Fractionen verbindende Element das 
clericale war, während eben diejes Element auffallender Weile bei 
ben Deputirtenwahlen eine totale Niederlage erlitten und nur ganz 
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wenige ihrer Gandidaten durchgebracht Hatte, die große Mehrheit 
der zweiten Sammer dagegen ganz entfchieden anticlerical und 
antiultramontan gefinnt war. Die natürliche Folge davon war, 
Daß fich aläbald ein mehr oder weniger fchroffer Gegenfaß zwiſchen 
dem Senat und der Deputirtenfammer herausftellte, der die Stellung 
des Minifteriums ſehr erjchwerte und einer ruhigen Entwidelung des 
Zandes auf der num einmal thatfächlich und verfafjungsmäßig ge— 
gebenen Grundlage im Wege ftand. Der Gegenſatz zwiſchen den 
beiden Kammern trat am jchroffften zu Tage, als die Deputirten- 
tammer in den erjten Tagen des Juni die Regierungsvorlage wegen 
Wiederbeſchränkung der fatholifchen Univerfitäten mit der gewaltigen 
Majorität von 388 gegen 128 genehmigte, der Senat dagegen mit 
einer Mehrheit von freilich nur 5 Stimmen (144 gegen 139) feiner 
ſeits ablehnte. Der Unterrichtsminifter Waddington verlor indeR da— 
Durch den Muth nicht. Mit großer Energie machte er fich vielmehr 
daran, das franzöfifche öffentliche Unterrichtswefen, das höhere jr “ 
wohl ala das eigentliche Volksſchulweſen, zu heben und damit den 
clericalen Beſtrebungen und Intereſſen den wirkfamften Damm ent= 
gegen zu jeßen, wobei ihm für die Univerfitäten unzweifelhaft viel- 
fach die deutjchen Hochjichulen als Mufter vorjchwebten und er für 
das Volksſchulweſen ala fein letztes Ziel geradezu die Ginführung 
der allgemeinen Schulpflicht in Ausficht ſtellte. Die clericale Par: 
tei gerieth darüber begreiflicher Weife in große Unruhe und große 
Aufregung, die Deputirtentammer aber genehmigte feine dießfälligen 
Budgetvorſchläge durchweg mit großer Majorität. Die Hierarchie 
und die clericale Partei ſahen dieſe Bemühung für energifche Hebung 
und Förderung des ftaatlichen, weltlichen Unterrichts felbjtverftänd- 
lich nicht gern, aber es ließ fich dagegen direct nicht wohl etwas 
machen. Um fo mehr hofften fie darauf, den Senat in einen immer 
ichärferen Gegenfag gegen die Deputirtenfammer Hineinzuführen, um 
fo bei guter Gelegenheit dem ganzen republifanifchen Spuf, wie fie 
meinten, wieder ein jähes Ende zu bereiten, obgleich fich nicht ver— 
fennen ließ, daß dieß jelbft für die intrigante Gewandtheit der 
Broglies und Buffet? Fein Leichtes Ding fein dürfte. 

Viel günftiger hatten fich inzwifchen für die Glericalen undspanien 
Ultramontanen die Zuflände in Spanien geftaltet. Zwar mußten 
fie e8 zunächſt erleben, daß ihrem ausgefprochenen Vorkämpfer Don 
Carlos und dem Bürgerkrieg, den derjelbe nur allyulange in Navarra 
und den baskiſchen Provinzen unterhalten hatte, ein jähes _ ges 
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macht wurde. Nachdem der junge König Alfons fi) im Laufe des 
Jahres 1875 in Madrid und dem übrigen, immerhin weitaus größe: 
ren Theile Epaniens hinreichend feftgefeßt zu Haben glaubte und 
ben carliftifchen Aufitand wenigjtens in Gatalonien und Arragonien 
überwunden und auf die Nordprovinzen zurüdgedrängt Hatte, be= 
Ihloß er, die conftitutionelle Verfaſſung wieder herzuftellen und 
gleichzeitig einen emergifchen Verſuch zu machen, die Garlijten in 
ihrem Hauptfiße anzugreifen und two möglich mit Einem Cchlage 
zur Niederlegung der Waffen zu zwingen, Das gelang denn aud 
mit faft überrajchender Schnelligkeit. Am 25. Januar 1876 begannen 
die Operationen der Föniglichen Truppen gegen die Stellungen der 
Armee des Prätendenten, am 15. Februar eröffnete König Alfons 
die Cortes in Madrid, eilte jchon am folgenden Tage zu feinen 
Truppen gegen Don Carlos und jchon am 19. Februar mußte fich 
Gjtella, die Gentralfeftung der Aufftändifchen, auf Gnade und Un- 
gnabe ergeben: am 28. Februar trat Don Carlos jelbjt nach yrant- 
reich über, von two er fich nach England begab. Dem Bürgerkrieg, 
ber eine Reihe von Jahren Spanien gejpalten Hatte, war damit ein 
Ende gemacht. König Alfons zog triumphirend in Madrid ein und 
fonnte fi nunmehr ganz dem innern Ausbau der wieder hergeitell- 
ten Monarchie widmen. Der junge König war dabei von den beiten 
Abfichten erfüllt, Spanien allmälig auf diejelbe Höhe, auf der er 
die übrigen europäifchen Staaten fah, emporzubringen. Ob es ihm 
gelingen wird, ift eine andere Frage. Denn es liegt auf der Hand, 
daß dieß nur möglich ift, wenn nicht nur das eine revolutionäre, 
radicale und communijtifche, jondern auch das andere reactionäre 
und abjolutijtiiche Extrem mit ftarfer Hand niedergehalten wird, 
Das erftere war nun freilich der Fall, aber indem fein Minifter- 
präfident Ganovas del Gajtillo, dem er unbedingtes Vertrauen zu 
ſchenken jcheint, fich gegen das revolutionäre Ertrem auf alle reac- 
tionären Elemente des Landes ftüßen zu müflen glaubte, führte er 
ein Regierungsſyſtem ein, das wenig Gutes verjpricht und eine Ge- 
währ jeiner Dauer wie einer ruhigen Entwidelung Spaniens, deren 
eö doch jo jehr bedürfte, wahrlich nicht bietet. In feinen breiteren 
Schichten ift das jpanifche Volk für eine conjtitutionelle Berfaffung 
offenbar noch nicht reif. Seit eine folche befteht, entjprach der 
Ausfall der Wahlen zu den Gortes ihrer großen Mehrheit nad 
immer den Wünjchen der jeweils bejtehenden Regierung, mochte dieje 
nun eine radicale, liberale oder veactionäre fein und es ergab ſich 
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daraus deutlich, daß das Refultat der Wahlen wejentlich die Folge 
eines. unmiderjtehlichen Drucks der Regierung gewejen war. Die 
meijt Feine Oppofition ſah ſich daher regelmäßig von vorneherein 
jeder Ausſicht beraubt, irgend einen Einfluß auszuüben und zog e8 
daher früher oder jpäter vor, fich der Antheilnahme an den Ver— 
handlungen mehr oder weniger ganz zu enthalten und dieſe aus— 
Ichließlich der herrjchenden Partei zu überlafjen, in der ausgeſprochenen 
Abficht, dadurch in diefer ſelbſt perjönliche Rivalitäten und fchließ- 
lich Spaltungen bervorzurufen, was auch meift bald der Fall war 
und der Oppofition dann wieder Augfichten eröffnete. Auch bei 
den Wahlen im Jahre 1876 trat die alte Erfcheinung wieder ein: 
die Oppofition erjchien in dem neuen Gortes ſehr ſchwach, offenbar 
in gat feinem Berhältniß zu ihrer wirklichen numerifchen Stärke. 
Canovas del Gajtillo Hatte daher vorerft freie Hand. Der von 
ihm vorgelegte VBerfafjunggentwurf fand nur fehr geringen Wider: 
ftand. Bis gegen Ende Juni Hatten beide Kammern benfelben 
durchberathen und angenommen. Nur ein einziger Artikel desjelben 
rief lebhafte Debatten hervor, der elfte, welcher den Nicht-Katholiken 
eine zwar ſehr beſchränkte Duldung äuficherte, aber doch verfaſſungs— 
mäßig zuficherte und damit die jog. Glaubenseinheit, d. h. die Aus— 
jchließlichkeit und Intoleranz der römijch-fatholifchen Kirche durch» 
brach. Ganovas glaubte foweit doch den modernen Ideen entgegen 
fommen und fich den Gejebgebungen aller übriger Staaten an die 
Ceite ftellen und der unzweifelhaft weit überwiegenden Mehrheit der 
Öffentlichen Meinung Europas unterwerfen zu follen. Der Artikel 
wurde jchließlich auch in beiden Kammern mit großen Majoritäten 
angenommen, obgleich der Papft in einem eigenen Breve an den 
Erzbiſchof von Toledo, dem die Hierarchie umfonjt die weiteſte Ver— 
breitung gab, proteſtirte. Allein es zeigte fich bald, daß der Artikel 
der Verfaffung eitel Schein war und daß es Ganovad um nichts 
anderes zu thun geweſen war, als Europa Eand in die Augen zu 
ftreuen. Das Land fiel alsbald wieder dem unbedingten Einfluß 
des römijchen Clerus anheim und was die Bilchöfe unter folchen 
Umftänden wagen zu können glaubten, trat in der offenen Verfol— 
gung zu Tage, welche der Bifchof von Menorca gegen die Proteftan- 
ten einleitete, während die Regierung die Augen zudrüdte und die 
ärgften Unduldfamkeiten gar noch bejchönigte und durch ihre unteren 
Organe unterftüßte, alles um fich die Unterftüung des Papftes, der 
Hierarchie und bes bigotten Theil der Bevölkerung für den wieder 
38 * 
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aufgerichteten Thron zu ſichern. Wie weit diefer Zweck erreicht 
ward, wird die Zukunft lehren. Inzwiſchen aber ijt es klar, dab 
für Spanien auf diefem Wege an einen wirklichen, joliden Auf: 
ſchwung nicht zu denfen ift: der Kirchliche Abſolutismus war es ja 
vornänlich, der es jeit den Zeiten der Reformation jo tief herab— 
gebracht Hat, und zudem fteht es ala Thatjache feit, daß kirchlicher 
und politifcher Abjolutismus jederzeit Hand in Hand gehen und einer 
nach dem andern als einer Stübe für fich ſucht. Spanien iſt viel 
zu fchwach, um nach außen irgend eine Rolle zu jpielen und im 
Innern mögen die gegenwärtigen Parteizuftände ohne einen bejon= 
deren Anftoß vielleicht auf eine Reihe von Jahren Hin aushalten. 
Allein es ift zu fürchten, daß das Teuer noch lebhaft unter der 

Aſcheglimme und die außfchließliche Politit des Hrn. Canova's iſt 
ganz geeignet, demfelben immer neue Elemente in die Arme zu 
treiben. Auf die Dauer wird fich felbjt Spanien das Syſtem ber 
römischen Curie nicht gefallen laſſen: nachgerade hat die Nation doch 
auch wie alle andern das Bebürfniß nach einer gewiflen geiftigen 
Freiheit und dieſes Bedürfniß dürfte ſich früher oder jpäter durch 
einen neuen gewaltjamen Ausbruch geltend machen, wenn ihm der 
legale und natürliche Weg dazu von den augenblidlichen Gewalt- 
habern verlegt oder abgejchnitten wird. 

Italien. Merkwürdiger Weiſe iſt auch in Italien das Parlament nicht 
der wirkliche Ausdruck des Volkswillens trotz ſeiner freien Verfaſſung. 
Aber in Italien iſt dieß nicht ebenſo wie in Spanien die Folge 
einer Fälſchung der Wahlen durch die Regierung. Der Grund Liegt 
vielmehr darin, daß die Glericalgefinnten auf Anordnung der päpft- 
lichen Eurie fich bisher an feinen Wahlen betbeiligten. Co ver: 
Ichieden nun auch der Character der Staliener in Bezug auf reli« 
giöfe ud Firchliche Dinge von demjenigen der Spanier ift und wie 
wenig Verſtändniß auch der Staliener für den büfteren Glaubens» 
eifer des Spanier? hat, da er fich zumal in den höheren Schichten der 
Geſellſchaft in religiöfer Beziehung vielmehr ziemlich indifferent ver- 
hält und damit begnügt, fich der Kirche gegenüber rein äußerlich ab» 
zufinden, jo wäre es doch ganz unbegreiflich, wenn das alte tief ge— 
wurzelte römiſche PapftthHum dem jungen Königreiche Italien gegen 
über, deffen Aufrichtung allerdings ftarke neue Intereffen ſchuf, aber 
auch zahlreiche und einflußreiche alte verlegte, nicht immerhin noch 
über eine ftarfe Partei jo ziemlich in allen Theilen des Landes ge— 
böte, Das ift denn auch wirklich anerfannter Maßen der Fall und 
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man rechnet, daß ungefähr zwei Yünftheile der gefammten Bevöl— 
ferung clerical gefinnt fein mögen, während die übrigen drei Fünf— 
theile auf Seite de3 Staat? gegen die Curie ftänden. Der bisherige 
Grundſatz der Kirche aber, daß ihre Anhänger fi an politischen 
Wahlen gar nicht betheiligen follten, entjpricht nicht nur den An— 
Ichauungen derfelben, die geradezu Alles oder gar Nichts für fich in 
Anſpruch nimmt, jondern geht wohl auch von ähnlichen Erwäg— 
ungen aus, wie fie in Spanien längft an der Tagesordnung find. 
Die Ertreme berühren fi) eben. Säßen im italienifchen Parla- 
mente zwei Fünftel entfchiedene Glericale oder Ultramontane, fo wäre 
die Liberale Majorität gezwungen, feſt zujammen zu halten und 
fleinere Unterfchiede oder perſönliches Coterieweſen bei Seite zu fehen, 
um nur dem Andrange der abjoluten Gegner des Staats, wie er 
ift, Widerftand Leiften zu können. Aber eben das weiß die römifche 
Curie jo gut wie die fpanifchen Revolutionäre. In Abweſenheit 
einer principiellen, mächtigen Oppofition, jpielen perjönliche Rüdfich- 
ten und individuelle Intereſſen im italienifchen Parlament feit der 
Errichtung des Königreich eine Rolle, die dem Lande nicht zum 
Heile gereicht. Seit 1860 war zwar fortwährend die ſog. Conforterie, 
eine Art nationalliberale Partei, am Ruder gewefen, aber auch fie 
nur unter bejtändigen Wechfel der Perjönlichkeiten, ohne daß immer 
zureichende fachliche Gründe erfichtlich waren, warum die eine durch 
die andere erfeßt werden mußte. Noch zu Anfange des Jahres 1876 
Ichien das Gabinet Minghetti, das diefer Partei oder diefem Partei- 
conglomerate angehörte, über eine anſehnliche Mehrheit in der zweiten 
Kammer zu gebieten und noch beim Zujammentritt berjelben ſetzte 
e3 feinen Gandidaten für das Präfidium des Haufe mit 172 gegen 
108 Stimmen, alfo mit einer Majorität von faſt zwei Drittheilen 
durch. Aber troßdem war der Zufammenhalt ihrer verjchiedenen 
Fractionen ein ſehr unficherer und zweifelhafter; die Linte - hatte 
ichon feit einem Jahre große Anftrengungen gemacht, regierungs— 
fähig zu werden und auch einmal an's Ruder zu kommen, und ala 
die tosfanifche Fraction Peruzzi ihr die Hand bot, erlitt dag Mini» 
fterium Minghetti nicht vierzehn Tage nach jenem Siege mit 181 
gegen 242 Stimmen eine jo empfindliche Niederlage, daß es fofort 
feine Entlafjung nahm und nun zum erjten Mal feit dem Beftehen 
des Königreichs die Linke zur Herrichaft gelangte: Depretis, ihr bis- 
heriger Führer, übernahn das Präfidium des Minifterrathes und 
die finanzen, der Neapolitaner Baron Nicotera das Innere. Die 
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bisher herrjchende Partei ergab fich mit guter Art in ihr Schidfal, 
zumal fie ihre Verdrängung vom Ruder nur für eine momentane 
und keineswegs für eine definitive anjah. Denn nachdem fich Die 
Parteien wieder etwas gefammelt und reorganifirt hatten, ergab es 
fih, daß die neue Regierung vorerjt über nicht viel mehr als bie 
Hälfte der zweiten Kammer gebot und im Senat, der freilich nicht 
ſtark in’3 Gewicht fiel, nicht einmal über die Hälfte. Troßdem ging 
fie mit großer Zuverficht vor: fie bejeßte die Präfectenftellen ganz 
in ihrem Sinne neu, wechjelte auch die wichtigiten Gejanbtichafta- 
poften im Auslande und jchloß Verträge mit den großen Eifenbahn= 
compagnien Nord» und Süditaliens ab, wodurch jämmtliche Eijen- 
bahnen des Landes in das Eigenthum des Staates übergehen jollten, 
. wobei fie übrigens nur da® Werk ihrer VBorgängerin fortjegte und 
vollendete, aljo auch von dieſer Seite feinen Widerftand zu gewär— 
tigen hatte. Die unterlegene Partei erfannte übrigens bald, daß 
ihr das GSteuerruder nicht nur momentan, Jondern auf längere Zeit 
aus der Hand gefallen war und als das Minifterium der Linken 
im Herbſt 1876 zu einer Kammerauflöfung und Neuwahlen jchritt, 
erlitt fie eine jo totale Niederlage, wie fie in der That doch faum 
hatte vorausgejehen twerden fönnen: von 500 Wahlen fiel faum der 
fünfte Theil auf ihre Seite und eine Reihe ihrer bisher einfluß- 
reichjten Häupter blieben auf dem Plate. Als jehr radical erwies 
ſich die Linke, jobald fie einmal zur Regierung geworden war, nicht: 
im Gegentheil, fie ging gegen Ausjchreitungen ihrer eigenen Ans 
hänger alsbald energifcher und rückſichtsloſer vor, als jelbit die alte 
Gonjorterie. Die Stellung zum Auslande veränderte fich durch den 
Umſchwung nicht wejentlih. Deutjchland hat durch denfelben be- 
züglich feiner freundjchaftlichen Beziehungen mit Italien jedenfalls 
nichts eingebüßt. Einen Augenblid allerdings jchienen fie bedroht, 
als Stalien ein Gelüjte verrieth, die Wirren in der Türkei und die 
mögliche Eventualität eines ruſſiſch-türkiſchen Krieges durch einen 
engeren Anjchluß an Rußland zu neuen Annerionen zu benütßen, 
wobei es wejentlich nur auf Trieſt und Wälfchtyrol abgejehen fein 
fonnte. Als aber die deutſche Preſſe die Jtaliener ſofort darüber 
nicht im Unflaren ließ, daß fie auf diefem Wege nicht bloß den 
öfterreichifchen, jondern auch den verbündeten Waffen Deutſchlands 
begegnen würden, zogen die flugen Jtaliener die ausgejtredten Fühl— 
hörner alabald wieder zurüd, ob auf die Dauer oder nur vorläufig, 
muß dahin gejtellt bleiben. 
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Die orientalifche Frage jelbft aber vertwidelte fich um die Mitte Die 
bes Jahres 1876 mehr und mehr und trat allmälig in ein act 
Stadium ein. Die Thronentjegung und nachfolgende Erdroffelung Frage. 
de3 Sultans Abdul Aziz war an fich ein Greigniß, wie e8 uns in 
der Gejchichte orientalifcher Reiche ja häufig entgegen tritt. Aber 
unter den gegenwärtigen Umſtänden konnte e8 nicht ohne tiefgreifende 
Folgen bleiben, da es ganz geeignet war, die Türkei noch tiefer in 
den Strudel europätfcher Strömungen hineinzureißen. Der erfte Er- 
laß be8 neuen Sultans verfpracdh, nicht nur auf der Bahn der Re— 
formen zu beharren und weiter zu fchreiten, ſondern warf fogar die 
Idee einer Berfafjung in die ohnehin aufgeregte Öffentliche Meinung 
des Landes. Zu gleicher Zeit war das Ereigniß nicht bazu ange- 
than, die Infurgenten in Boßnien und der Herzegowina, die den 
Reformverfprechungen der Türken auch nicht den geringiten Werth 
beimaßen, zu fchreden, vielmehr eher dazu, fie zu neuen Anftreng» 
ungen zu ermuntern. Und dazu kam noch der bulgarifche Aufftand, 
den zwar die Türken mit Aufiwendung aller Kräfte jofort nieder- 
geichlagen und rajch völlig unterdrücdt hatten, aber in einem Meer 
von Blut und Trümmern, auf die denkbar graufamfte Art und 
Weiſe. Und gerade jet war der Vermittlung der Mächte und 
namentlich der drei Oftmächte der Arm dadurch gehemmt worben, 
daß England jeinen Beitritt zu dem von ihnen vereinbarten Ber- 
Iiner Memorandum verfagt und durch die Abſendung einer ganzen 
Flotte in die Befifabay in die unmittelbare Nähe von Konftantinopel 
nicht nur eine drohende Stellung gegen Rußland, fondern auch eine 
entjchieden ſchützende Stellung gegenüber der Türkei eingenommen 
hatte. Wie es jcheint, war Rußland jeinerfeit? vom Sturze bes 
mehr oder weniger ruſſiſch gefinnten Großveziers Mahmud Pafcha 
und von der barauf folgenden Enthronung des Sultans jelbft völlig 
überrafcht worden, während England und der englijche Gejandte in 
Konjtantinopel um die Bewegung gewußt und feine Hand im Spiele 
gehabt haben follen, was freilich dahingeftellt bleiben muß. Soviel 
ift jedoch ficher, daß der bisherige Einfluß des ruffiichen Gefandten 
in Folge der beiden Greigniffe auf den englifchen Gejandten über- 
ging und die Türken ſich gegen die Torderungen der Mächte fortan 
auf die Unterftügung Englands glaubten fteifen zu können. Das 
entfchiedene Auftreten und Eingreifen Englands in die feimende 
orientalifche Frage Hatte aber noch eine andere folge: der biäher 
mehr oder weniger gebundene Rufjenhaß wurde dadurch in ganz 
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Europa frei und machte fich alfobald entjchieden geltend. Die Ueber- 
reichung des Berliner Memorandums an die Pfortenregierung, die 
gerade an dem Tage hätte erfolgen follen, an welchem der Sultan 
von feinen Miniftern entthront wurde, mußte nun zunächit unter- 
bleiben unb bald war davon gar nicht mehr die Rede. Die Action der 
drei Oftmächte trat entjchieden in den Hintergrund und die Türfen 
freunde und Ruffenhafler in Wien jprachen jchon von einer Auflöjung 
jener Allianz und von einer neuen zwilchen Dejterreih und England 
gegen Rußland und für die Türkei. In den maßgebenden Kreijen 
Wien's war davon freilich noch feine Rede, aber foviel läßt fich nicht 
läugnen, daß die Nebereinftimmung der Mächte dadurch geiprengt und 
neuen Gombinationen Thür und Thor geöffnet wurde, jedenfall aber 
einer Pacification der aufjtändifchen türkifchen Provinzen das größte 
Hinderniß bereitet wurde, da die Türkei jebt, wo fie England Hinter 
fich jah, weniger als je geneigt war, die unumgänglich nothwendigen 
Reformen nicht bloß zu verjprechen, fondern auch wirklich auszu— 
führen. Lag das in der bewußten Abficht Englands? Es ift nicht 
wahrfcheinlih. Obgleich die englifche Regierung dem Parlament 
gegenüber jeither wiederholt erflärt hat, daß fie da3 Berliner Memo- 
randum nicht habe unterftühen können, wenn fie nicht zu Zwangs— 
maßregeln gegen die Türkei habe Hand bieten und damit zu einem 
Kriege gegen dieje habe mithelfen wollen, jo darf, wenn die ganze 
feitherige Entwidlung der Dinge im Orient in Erwägung gezogen 
wird, doch entjchieden behauptet werden, daß der damalige Schritt 
Englands ein nicht hinreichend überlegter und darum ſelbſt vom 
Standpunkte Englands aus ein entjchiedener Mißgriff war, der für 
Europa jehr verhängnißvoll geworden ift. Das Berliner Memoran- 
dum ging allerdings einen Schritt weiter ala die Note Andrafiy 
und war ein Elaborat Gortjchafoffs. Mißtrauen mag daher ganz 
am Platz gewefen fein. Aber jchon der Note Andrafiy hatte Eng- 
Iand feinerjeit3 nur unter dem ausdrüdlichen Vorbehalt beigeftimmt, 
daß es dadurch zu weiteren Schritten gegenüber der Türkei fich nicht 
verpflichtet halten wolle. Was hinderte es, einer Unterftühung bes 
Memorandum denfelben Vorbehalt beizufügen? England bat feit- 
dem wiederholt einer ganzen Reihe von Forderungen an die Pforte 
beigeftinnmt, Die viel weiter gingen, als die Forderungen des Ber- 
liner Memorandums, um einen europäifchen Krieg zu vermeiden 
und die Türfei zu den abjolut erforderlichen Eonceffionen wo mög- 
lich moralifch zu zwingen. Dennoch verjagte es damals dem Ber: 
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liner Memorandum feine Unterftügung und zwar unter Umftänden, 
die das gerade Gegentheil einer Unterftüßung zur Folge haben muß— 
ten, indem fie die Türkei in ihrem Widerftreben gegen andere als 
bloß papierene Berfprechungen beftärkten. Die Conjequenzen blieben 
nicht aus. Die mehr oder weniger neutralen Mächte wurben in 
ihren humanen Beftrebungen, den chriftlichen Unterthanen der Türkei 
zu befjerem Zuftande zu verhelfen, ohne doch der Eouveränetät der , 
Türkei zu nahe zu treten und dieſes wanfende Reich jelbit in Frage 
zu ftellen, gelähmt, Rußland aber zog fich, tief verlegt und, damals 
noch ohne alle Roth, in verlegender Weife provozirt, zurüd, um von nun 
an ohne Rüdficht auf die übrigen Mächte nur feine eigenen Intereſſen 
zu Rathe zu ziehen. Rußlands Stellung zu der ganzen orientali= 
chen Frage wurde von diefem Momente an eine ganz andere ala 
bisher. Doc trat das nur allmälig zu Tage, wie dieß der Lage 
Europa3 und Rußlands jelber und überdieß dem Charakter des 
Kaiſers Alerander entſprach. 

In Konſtantinopel ließen ſich die Dinge zwar ganz leidlich 
an; man fühlte, daß etwas geſchehen müſſe und der neue Sultan 
war vollkommen bereit, zu Allem Hand zu bieten. Unter dem Ein— 
fluffe Midhat Paſcha's wurde die Berathung einer fürmlichen Ver— 
faflung für das ganze Reich fofort in Angriff genommen. Allein 
Die Frage war feine leichte, vielmehr eine jo ſchwere und faft jo 
unmögliche, wie die Duadratur des Cirkels, unter allen Um— 
ftänden eine langausſehende. Die Türken aber hatten nun wenig- 
ftend neue Gründe, fich gegen alles Drängen zu wehren und die 
Dinge möglichit auf die lange Bank zu fchieben, obgleich e& auf der 
Hand lag, daß rafche Entjchlüffe nothwendig waren, wenn fich ihre 
Lage nicht von Tage zu Tage verfchlimmern follte Es iſt That- 
fache, daß die Inſurrection bisher zunächjt in der Herzegowina von 
Montenegro, in Bosnien von Serbien und in Bulgarien von Rus 
mänien aus geplant, gefchürt und unterjtüßt worden war. Dennoch 
war e3 den unabläffigen Einwirkungen dev Mächte, namentlich Defter- 
reich®, bisher gelungen, diefe Vaſallenſtaaten der Türkei von einem 
offenen und bdirecten Eingreifen zurüd zu halten. Auch Rußland 
hatte dazu, gleichviel ob ganz aufrichtig oder nicht, mitgewirkt. Jetzt 
aber, da ihm England durch feine Weigerung, dem Berliner Memo 
randum Gortſchakoff's beizutreten und durch die Abfendung einer 
Flotte in die türkifchen Gewäfler, worin alle Welt eine Demonſtra— 
tion zu Gunften der Türkei gegen die Forderungen ihrer chriftlichen 
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Unterthanen und der Mächte jah, den Handſchuh hingeworfen, hatte 
Rußland fein Intereſſe mehr, die Bafallenftaaten der Türkei im 
Zaume zu halten. Wenn es ſich nun damit begnügt hätte, ben 
Dingen ihren Lauf zu laſſen, jo würde man dagegen nicht allzuviel 
einwenden können. Aber es begnügte fich damit nicht und von dieſem 
Momente an begann fi) die Waage des Unrecht? auf die Eeite 
Rußlands zu neigen. 
Montenegro war von Anfang an ein bloßes Werkzeug in ber 
Hand Rußlands, aber auch Serbien war viel zu ſchwach, um es 
wagen zu dürfen, gegen die Türkei einen offenen Kampf zu wagen, 
jo lange es nicht der Billigung, eventuell der Unterftügung Ruß» 
fands verfichert war. Es fcheint, daß ihm jene nunmehr zu Theil 
geworden jei. Schon während des ganzen Winter? hatte Serbien 
gerüftet und eben dadurch auch die Pforte zu Truppenanfammiungen 
an jeiner Gränze gezwungen, auf eine directe Interpellation ber 
Pforte aber fedt geantwortet, daß es nur Vorfichtsmaßregeln treffe, 
jedoch nicht daran denke, den Frieden zu brechen. Jetzt begann es, 
offener aufzutreten: um die Mitte Juni bot es feine zweite Miliz« 
claffe, ca. 42,000 Mann, auf und fing an Freiſchaaren zu. bilden, 
während Montenegro feinerjeit3 längſt bereit war, jeden Augenblid 
in’3 Feld zu rüden. Da kam ein ruffiicher General Namens cher: 
najeff, der fich im Kriege Rußlands gegen die turkeftanifchen Chanate 
einen gewifien Namen gemacht hatte, augenblidlich aber nicht mehr 
in activen ruffiichen Dienten ftand, nad) Belgrad. Der Fürft ließ 
durch ihn die ferbifchen Truppen und Feſtungen infpiciren und er- 
nannte ihn gleich darauf zum General in der jerbifchen Armee. Ger: 
bien und Montenegro waren gegen Ende Juni zum Xosichlagen 
bereit und hatten fich unter einander über ein gemeinfamed Vorgehen 
verftändigt. Am 28. Juni richtete Serbien eine Art Ultimatum 
an die Pforte, indem e3 geradezu die Bereinigung Bosniend mit 
Serbien unter der Oberherrſchaft der Türkei verlangte, während 
Montenegro feinerjeits die Herzegowina für fich in Anſpruch nahm. 
Wie jehr aber die Inſurrection in biejen beiden Provinzen ſchon 
bisher von Serbien und Montenegro aus gehalten worden war, er- 
gab fich fofort daraus, daß die Führer derfelben in der Herzegowina 
alsbald ohne Bedenken den Fürften von Montenegro zu ihrem 
Fürſten austiefen und diejenigen Bosniens dasfelbe bezüglich des 
Fürſten von Eerbien thaten. Daß die Pforte auf diefe Annerionen 
nicht eingehen würde, verftand fich von felbjt und Fürft Milan von 
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Serbien erließ daher fchon am 30. Juni ein förmliches Kriegs— 
manifejt an jein Boll. Schon am folgenden Tage überjchritten die 
Truppen der beiden Bafallenfürften ihre Gränzen, die Serben auf 
neun verjchiedenen Punkten, und ihr Hauptcorpa unter dem ruſſi— 
ſchen General Tſchernajeff rüdte auffallender Weife nicht in Bosnien, 
fondern in Bulgarien ein, was man wohl nicht ohne Grund einem 
ruffischen Winke zufchrieb. Der ruffifche Obergeneral begleitete den Ein- 
marſch in das türkiſche Gebiet mit einem Tagsbefehl an die „Völker des 
Balkan“, der viel von der „heiligen Idee des Slaventhums“ ſprach 
und eventuell geradezu die „Hülfe des ruffiichen Bruderftammes“ ver- 
bieß. Die Türken waren auf ein jo jchnelles Losbrechen und, zumal 
von diejer Seite her nicht gefaßt. Die jerbifche Armee rückte daher 
bei der Feſtung Niſch vorbei ziemlich ungehindert bis Ak Palanfa 
vor, two fie jedoch jtehen blieb, da die gehoffte Unterjtügung Seitens 
der bulgarifchen Bevölkerung völlig ausblieb. Erſt Mitte Juli be= 
gannen die Türken unter Abdul Kerim Paſcha ihre Operationen 
gegen die Serben, namentlich gegen das Corps Tſchernajeffs, das 
nun don überlegenen Streitkräften in wenigen Tagen zurüdgetrieben 
und gezwungen wurde, das türfijche Gebiet wieder zu räumen. Noch 
vor Ende Juli überjchritten die Türken ihrerjeits die jerbifche Grenze. 
Die Serben waren ſomit hier und gleichzeitig auch auf allen anderen 
Puncten in die Defenfive zurücgeworfen. Auch die Montenegriner 
wurden beim erjten Zujammenftoß mit den Türken von dieſen ge= 
fchlagen, aber hierauf jo unvorfichtig verfolgt, daß die letztern 
Tchließlich eine entjcheidende Niederlage erlitten, der Oberbefehlshaber 
eilig bi3 nach Trebinje zurüc fliehen mußte und einer feiner Generäle, 
Daman Paſcha, jogar in Gefangenjchaft der Montenegriner gerieth. 
Die Türken drangen verheerend in Serbien ein, erjtürmten am 
5. Auguft Hujafchewa und drangen auch auf mehreren anderen 
Punkten fiegreicy vor. Die Erhebung Serbiend mußte bereits ala 
definitiv gefcheitert gelten; Fürft Milan fehrte von der Armee in 
feine Hauptjtadt zurüd und jeßte fich ſogleich mit den Gonjuln in 
Berbindung, um Friedendunterhandlungen einzuleiten. Ohne kräftige 
und offene Unterftüßung, auf welche Serbien doch von Anfang an 
von feiner Seite hatte rechnen können, war fein Beginnen eigentlich 
ein unfinniges und unüberlegtes Unternehmen gewejen ; allein konnte 
Serbien gegen die ganze Macht der Türkei doch unmöglich aufkom— 
men. Aber die Serben find an fich unzweifelhaft ein Eriegerijches 
und tapferes Volk und nachdem einmal die Kriegspartei im Lande 
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die Oberhand gewonnen hatte, ließen fie fich nicht vom erften Miß- 
gejchiet überwältigen. Die Kriegspartei behielt vorerft die Ober: 
hand und die FFriedengunterhandlungen wurden wieder abgebrochen, 
zumal die Türken ihrerjeits begreiflicher Weife noch keineswegs ge- 
neigt waren, zu folchen die Hand zu bieten. Der Krieg nahm jeinen 
Fortgang und die Serben hatten Gelegenheit, ihre Tapferkeit zu be— 
weifen. Neun Tage lang, vom 19. bis zum 27. Auguft wurde 
zwijchen beiden Heeren an der Morama geftritten, ohne daß es 
Abdul Kerim gelungen wäre, die jerbifche Feſtung Alerina zu er« 
ftürmen. England bot die Vermittelung an und Serbien nahm die- 
jelbe nunmehr gerne an, un einen Wafjenftillftand zu erlangen; die 
Pforte ging jedoch darauf nur unter der Bedingung ein, daß gleich- 
zeitig über Friedenspräliminarien eine Ginigung erfolge, was hin— 
twieder den Serben nicht dienen Fonnte, da jene unter den gegenwär- 
tigen Umftänden unmöglich vortheilhaft hätten ausfallen können. Die 
Eerben fanden auch alsdald durch die Nachläffigkeit und Trägbeit 
der Türfen Gelegenheit, ihre Verſchanzungen um Alerinag wieder 
vorzufchieben und die Türken twieder vom ganzen rechten Moramwaufer 
zu vertreiben. Gleichzeitig trat die ruffilche Hülfe unverhüllter ala 
bisher für fie ein. Von Anfang des Krieges an war zwar den 
Serben das Wohlwollen Rußlands an den Tag gelegt worden, nicht 
zwar offen und direct von Eeite der ruffischen Regierung, jondern 
von Seiten der privaten ruſſiſchen Slavercomites und in der Form 
von Sanitätszügen. Diefe Züge gingen Anfangs über Defterreich 
nach Serbien, jpäter aber durch Rumänien und während e8 zuerft 
mehr oder weniger wirkliche Sanitätszüge waren, wurden es allgemach 
entjchieden Zuzüge von Freiwilligen, Anfangs immerhin noch unter 
dem äußern Schein von Sanitätszügen, jpäter jedoch auch ganz ohne 
ſolchen Schein, indem ruffifche Dfficiere, beurlaubte Soldaten und 
Freiwillige, endlich ganze Sotnien Koſaken mit Pferden und Waffen 
über Bukareſt in Serbien eintrafen. Die Gefammtzahl wirb ver: 
Ichieden angegeben und ſchwankt zwijchen 4 bis 14,000 Dann aller 
MWaffengattungen. Die ruffiiche Regierung ließ Alles, wenn e8 auch 
nicht geradezu von ihr ausging, doch gefchehen, indem fie behauptete, 
daß ihr Fein Geſetz zu Gebote ftehe, es zu verhindern. Indeß hätte 
die ruffiiche Regierung diefe Thätigkeit der Slavencomites doch Leicht 
verhindern können, wenn fie mit bderjelben nicht einverftanden ge= 
wejen wäre, obgleich zugegeben werden fann, daß der Krieg in ber 
Zürfei die öffentliche Meinung in Rußland jelbjt in eine hohe Auf- 
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regung verjeßt Hatte, welche die Regierung fchonen mußte und bie 
hinwieder lebhaft und nachhaltig auf fie zurüdwirkte. Die Ein- 
miſchung Rußlands in den Krieg der Türkei mit ihren aufrühreri- 
Ichen Bafallen war aber allerding® dabei nur mehr durch einen 
äußerit dünnen Schleier verhüllt. Die Mächte ließen fich es ge- 
fallen, feine einzige erhob dagegen Remonjtrationen, auch England 
nicht. Der drohenden Haltung Rußlands gegenüber jtellten fie fich 
vielmehr auf die Seite Serbiens und eine Gonferenz der Botjchafter 
in Gonftantinopel beſchloß am 1. September von ber Pforte die 
Einftellung weiterer Teindjeligkeiten energifch zu verlangen. Die 
Pforte ging indeß beharrlich nicht darauf ein und theilte den 
Mächten officiell ihre Bedingungen für einen Friedensſchluß mit, 
welche der jerbifche Minifterratd einjtimmig verwarf, Rußland 
aber für ganz und gar unannehmbar und undiscutirbar erklärte. 
Den Serben jchwoll der Kamm fchon jo jehr, daß der rujfilche 
Dbergeneral Tſchernajeff es Mitte September wagte, den Fürſten 
Milan durch feine Armee zum König von Serbien außrufen zu 
Lafjen, womit freilich die ruſſiſche Regierung nicht einverjtanden war, 
während Dejterreich entichieden erklärte, daß es diefen Titel nie und 
nimmer anerfennen werde. Die Mächte blieben allem dem gegen= 
über bemüht, Serbien einen Frieden auf der Grundlage des status 
quo ante zu erzielen und Rußlands Haltung bezüglich der Türkei 
wurde eine immer drohendere. Gegen Ende September jchlug es 
Defterreich ein ruffifche Occupation Bulgariens und eine öfterreichijche 
Bosnien, verbunden mit einer ylottendemonftration Englands 
vor. Oeſterreich und England lehnten jedoch die ihnen zugedachte 
Rolle ab. Immerhin ließ fich nicht verfennen, je dDrohender Rußland 
gegenüber der Türkei auftrat, dejto zurüdhaltender wurde England. 
Dazu wirkten freilich die einheimijchen Berhältniffe Englands ſehr England 
wejentlich bei. Das unerwartete, energiſche und herausfordernde und bie 
Auftreten Englands gelegentlich des Berliner Memorandums ftand in ala 
zwei Beziehungen auf jehr ſchwachen Füßen. Einmal nämlich Tann 
England ohne die Allianz einer großen Landmacht an einen Krieg 
mit Rußland doch nicht wohl denken und eine jolche fehlte ihm da— 
mal? und auch in der Folge, da die dÖjterreichijche Regierung vor 
der Hand nicht daran dachte, fich von der Allianz der drei Oſt— 
mächte zu trennen und fich in einen Krieg mit Rußland zu ftürgen; 
und dann Hatte fi) die Öffentliche Meinung bezüglich der Türkei 
in England jelbjt jeit dem Krimmkriege ganz gewaltig geändert; 
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in weiten reifen twar, zumal nach bem von ihr gemachten Staats- 
banferott, die Pforte als nicht mehr haltbar aufgegeben, wenn e3 
auch mehr ala bedenklich erichien, diejelbe nun fofort der ruffiichen 
Ländergier Preis zu geben. Als daher Ende Juni eines der großen 
Londoner Blätter detaillirte Schilderungen von der jchauderhaften 
Art und Weile brachte, twie der bulgarifche Aufftand im vorhergehen= 
den Monate von den Türken unterdrüdt worden fei, fchlugen die— 
jelben in einer ganz unerwarteten gewaltigen Weife ein und bie 
liberalen Parteien, die durch ihre Uneinigfeit im Parlament offenbar 
auf längere Zeit in die Minderheit gerathen waren, ergriffen daher 
die Gelegenheit begierig, der Toryregierung und ihren friegerifchen 
Gelüjten Schwierigkeiten in den Weg zu legen. Es wurden alsbald 
ſog. Entrüftungsmeetings über die bulgarifchen Gräuel veranftaltet 
und vom Juli bi8 Ende Ceptember fanden nach und nach nicht 
weniger ald 268 jolcher Meetings in den verjchiedenen Theilen des 
Landes ſtatt. Gladftone ftellte fich jelbjt an die Spiße der Beweg- 
ung und entwidelte dabei eine ebenfo umfaflende als unermübdliche 
Thätigkeit, jchoß aber anerkannter Maſſen über das Ziel hinaus, 
indem er geradezu ein Zujammengehen mit Rußland wider die 
Türkei forderte und die Vertreibung der Türkei aus Europa in 
Ausſicht ſtellte. Trotzdem mußte aber die Bewegung durch ihre 
Ausdehnung und durch ihre Intenfität auf die Regierung einen Ein 
druck machen und zwang fie fichtlich, ihre Türfenfreundlichkeit zu 
einer nur ſehr bedingten herabzuftimmen und ihrer Feindſeligkeit 
gegen Rußland Zügel anzulegen. Das einjeitige Vorgehen Englands 
wie beim Berliner Memorandum hätte dasjelbe beim Mangel einer 
continentalen Allianz unzweifelhaft ganz ifolirt und um das zu 
vermeiden, mußte England mit den übrigen Mächten wieder Füh— 
lung juchen. Es war dies um jo nothivendiger, als Rußland fich 
durch das erjte Auftreten Englands nicht hatte einjchüchtern Laflen, 
jondern offenbar vielmehr gereizt worden war, nunmehr auch jeiner- 
jeit3 entjchiedener vorzugehn. Englands Politik bezüglich der orien- 
talifchen Frage war daher ungefähr jeit Mitte des Jahres bis zu Ende 
desjelben eine ganz andere, al der Mai in Ausficht gejtellt hatte ; 
ftatt Rußland herauszufordern und der Türkei feinen Echuß ange— 
beihen zu laſſen, war e8 nunmehr im Berein mit den übrigen Groß— 
mächten eifrig bemüht, die Türkei zu möglichftem Nachgeben gegen- 
über den Forderungen Rußlands moralifch zu zwingen und jo Ruß 
land in Güte von einem neuen Kriege wider die Pforte zurüdzu« 
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halten, wenn es auch nach wie vor darauf beharrte, daß es im ent= 
gegengejegten Fall nur feine Intereſſen zu Rate ziehen und namentlich 
Gonftantinopel nie und nimmer in die Hände der Ruſſen fallen 
laſſen würde. Zunächjt handelte e& fi) darum, den jerbijch-türfi- 
ichen Krieg beizulegen und zu diefem Ende Hin drüdte England 
nicht nur ein Auge bezüglich der mittelbaren Beteiligung Rußlands 
an demjelben zu, jondern jtellte fich jogar an die Spitze der Mächte, 
um Eerbien einen Friedenzjchluß auf der Grundlage des status 
quo ante zu verfchaffen, obgleich ein folcher für die Pforte eine 
handgreifliche Unbilligkeit war. Dieſe wehrte fi denn auch 
mit allen Kräften gegen den von Eerbien und in jeinem Intereſſe 
von den Mächten geforderten Waffenftillftand, der nur im Intereſſe 
Serbiens lag, aber ganz und gar nicht in dem der fiegreichen Türkei 
Liegen konnte. Am Ende wollte fie fich zu einem jolchen von jechs 
Monaten verjtehen, womit die Mächte einverjtanden gewefen wären, 
was aber Serbien jelbjt und Rußland ablehnten. Die Angelegen- 
heit 309 fi in die Länge und bie Türken waren jchließlich ge 
zwungen, die Entjcheidung neuerdings in der Gewalt der Waffen zu 
fuchen. Am 19. October ergriffen fie wieder die Offenfive, er= 
ftürmten die verjchangten Höhen von Djunis und bombardirten Ale— 
zinaß und Deligrad, die beiden Hauptfeftungen der Cerben. Beide 
mußten fallen und die volljtändige Niederlage Serbiens war eine 
bereit3 nicht mehr zweifelhafte, da den Türken dannzumal der Weg 
nach Belgrad offen gejtanden hätte. Gerade in diefem Augenblide, 
am 30. October, gab die Türkei dem Drängen der Mächte nach und 
gejtand Eerbien einen zweimonatlichen Waffenftillftand zu, auffallen= 
der Weife, denn ein in demjelben Moment erfolgter drohender Drud 
Rußlands fam zu fpät: die Pforte Hatte ichon nachgegeben und es 
blieb ihr dadurch wenigftens diefe Demüthigung erjpart. 

Gine folche wäre Rußland gerade in diefem Moment aller-Rubland 
dings jehr erwünfcht gewejen. Die Yreiwilligenzuzüge aus Ruß— 
and nach Serbien, die von den Slavencomites ins Werk gejeßt und 
von ber ruffiichen Regierung geduldet wurden, hatten die öffentliche 
Meinung in Rußland in eine gewaltige Bewegung gebracht. Der 
jerbifch-türtifche Krieg war dadurch bis auf einen gewifjen Grad zu 
einem ferbifch-ruffifch-türkifchen geworden, zumal ja auch ein Ruſſe 
an der Spitze der ſerbiſchen Armee ftand. Die Rückwirkung konnte 
nicht ausbleiben. Als die Serben Ende September zur Bertheidigung 
ihres Landes gezwungen und bereit ſehr ins Gebränge gefommen 


608 Heberfiht der yolitifgen Entwicklung des Fahres 1876. 


waren, fchlug, wie bereit3 erwähnt, Rußland die Beſetzung Bul- 
gariens durch ruffische und Bosniens durch Öfterreichiiche Truppen 
vor, verbunden mit einer ylottendemonftration Englands, allein um: 
fonft. Rußland Hat damals augenjcheinlich bereit3 den feſten 
Entſchluß gefaßt, ſeinerſeits in die türkifchen Dinge einzugreifen. 
Der Kaifer befand ſich in Livadia in der Krim. Hier verfammelte 
er Anfangs October den Großfürjten Thronfolger, den Botjchafter 
in Gonftantinopel, General Ignatieff, und feine wichtigften Mi- 
nifter zu einer außerordentlichen Conferenz um fich, und Die Lage 
erschien jo kritiſch, daß auch England, Defterreihh und Deutſch— 
land ihre Botjchafter anwieſen, fich nach Livadia zu verfügen. 
Don bier aus jchlug Rußland den übrigen Mächten vor, der Türkei 
einen zweimonatlichen Waffenftillftand mit Serbien fürmlih aufzu- 
erlegen, um den Mächten Zeit zu laflen, fich über weitere Schritte 
zu verjtändigen und traf gleichzeitig Maßregeln, die faft ala förm— 
liche Kriegsrüftungen angejehen werden mußten. Die Mächte fuhren 
indeß fort, ausjchließlich gütliche Mittel anzuwenden, um die Pforte 
zu einem alljeitig annehmbaren Waffenjtillftand mit Serbien zu ver: 
mögen und Rußland mußte fich vorerjt darein jchiden. Als aber 
Serbien Ende October von den Türken gejchlagen zu Boden lag 
und ter Fürſt von Serbien am 30. October einen wahren Hülfe— 
ſchrei an den Kaiſer richtete, faßte diefer einen Entſchluß, der leicht 
ichon damals zum Kriege hätte führen können. Die Niederlage der 
Serben nicht ohne Grund auch als eine Niederlage Rußland be— 
trachtend, ertheilte er von Lividia aus feinem Botjchafter in Gon= 
ftantinopel telegrapbijch den Auftrag, der Pforte ein fürmliches Ul- 
timatum zu jtellen, binnen zwei Tagen Serbien ben geforderten 
zweimonatlichen Waffenftillftand zuzugeftehen oder aber mit feinem 
ganzen Botjchaftsperfonal abzureifen. Glücklicher Weiſe Hatte die 
Pforte, als Ignatieff diejeg Ultimatum überreichte, ohne davon 
noch eine Ahnung zu Haben, demjelben jchon entjprochen. Aber 
Rußland hatte ſich damit weit vorgewagt und fowohl die Pforte 
als die Mächte mußten nun, woran fie mit Rußland waren und 
daß dieſes auf dem Sprunge ſei, mit der Türfei zu brechen und ihr 
den Krieg anzufündigen. Die öffentliche Meinung in ganz Europa 
war davon überzeugt und die ruffiichen Papiere fielen an der Lon— 
doner Börje tiefer als jelbjt während des Krimmkrieges. 
Das war für Rußland allerdings nicht gerade ermunternd. 
Denn wenn auch jeine Finanzlage nicht eine jo ſchlimme ift, wie die 
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jenige ber Pforte, jo ift fie doch auch feine glänzende und es mußte 
fich jagen, daß 3. 3. eine Kriegsanleihe im Auslande jehr ſchwer 
zu fontrahiren jein würde. Es ließ fich jedoch dadurch nicht be= 
irren. Am 2. November erklärte der Kaifer dem englifchen Bot» 
Ichafter in Livadia, daß er allerdings fich gendthigt jehen könnte, 
Bulgarien zu bejeßen, aber nur „vorläufig“ und daß er nicht daran 
bene, feine Hand nach Eonftantinopel auszuftreden, für welche letz— 
tere Behauptung er auf's feierlichite fein Ehrenwort verpfändete. 
Es jcheint nicht, daß England dadurch vollfommen fich beruhigt 
fühlte. Jedoch jo weit war es doch jchon, daß es, weit entfernt, einen 
ſolchen Schritt jofort für einen Kriegsfall zu erflären, fich dadurch 
vielmehr nur veranlaßt fand, feinen Drud auf die Pforte zu ver— 
doppeln, damit diefe den ruffiichen Forderungen joweit entgegen 
fomme, um einen Krieg zu vermeiden. Rußland aber erfah daraus, 
daß England jedenfalls nicht zum Sriege bereit ſei und ging ent= 
fchloffen weiter auf bem Wege, den es einmal betreten hatte. Am 
9. November hielt zwar der englifche Premier Disraeli am Lord— 
majorabanfett in der Guildhall zu London eine Tifchrede, die für 
Rußland wieder ſehr provocirend Tautete, indem er laut erklärte, 
daß e3 in Europa fein Land gebe, das für einen Krieg fo weit vor— 
bereitet jei, wie England, daß feine Hülfsquellen geradezu uner= 
jchöpfliche feien und daß, wenn es fich einmal auf einen Krieg 
einlaffe, es denjelben nicht eher endigen würde, ala bis Gerechtigteit 
geübt fein werde. Die Antwort Rußlands erfolgte jo zu jagen 
a temp. Schon am folgenden Tage traf Kaiſer Alerander 
auf dem Rückwege von Livadia in Moskau ein, nahm eine Adreffe 
des Adels und des Gemeinderath3 ber Stabt entgegen und beant« 
wortete fie mit einer entjchieden Friegerifchen Anſprache, die dahin 
ſchloß, daß „er die feſte Abficht habe, felbftitändig zu handeln, wo— 
ferne es nicht möglich fein würde, folche Garantien von der Türkei 
zu erlangen, welche die Ausführung deffen, was Rußland von ber 
Pforte verlangen könne, ficherten.“ Und fchon am 13. desſelben 
Monats befahl der Kaifer die Mobilifirung von 6 Armeecorps in 
Südrußland, zu deren Oberbefehlöhaber etwas fpäter der Großfürft 
Nicolaus, Bruder des Kaiferd, ernannt wurde, und diefer nahm fein 
Hauptquarteer in Kifchenew nahe der rumänifch-türkifchen Gränze. 
Faſt gleichzeitig wurde ein Anlehen von 100 Mill. Rubel im Inlande 
ausgefchrieben und zwar gezeichnet, aber doch nur um 23 Mill. über- 
zeichnet, wa® auf die Regierung allerdings etwas deprimirend wirken 
Schulzhess, Gurop. Geſchichtslalender. XVII. Band. 39 
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mußte. Aus allem dem ging hervor, daß Rußland troß aller fried- 
lichen Neigungen de3 Kaiſers, jeine Entjchlüffe endgültig gefaßt habe 
und daß es den Krieg wolle, der, wie es jelber die Sache darftellte, 
ein unvermeidlicher fei. 

Unterdejjen gaben fich die Vertreter der Mächte in Conſtanti— 
nopel alle Mühe, den Frieden zu erhalten und auf die Pforte einen 
immer jtärferen Drud auszuüben, um fie zu ſolchen Gonceffionen 
zu bewegen, welche Rußland genügten und es veranlafien Fünnten, 
das Schwert wieder in die Scheide zu fteden. Die Mächte einigten 
fih darüber, in Gonftantinopel Gonferenzen zu eröffnen, um in erfter 
Linie einen Friedensſchluß zwifchen Serbien und der Pforte zu 
Stande zu bringen und dann über jolde Maßregeln zu berathen, 
welche geeignet wären, auch Bosnien, die Herzegowina und Bulgarien 
zu befriedigen und dauernd zu pacificiren. Die Pforte, die nach 
Rußland’ Willen von diejen Conferenzen ganz ausgeſchloſſen werden 
follte, um bderjelben die Bejchlüffe nachher einfach aufzulegen, was es 
jedoch nicht durchſetzte, bot zu einer Betheiligung ihrerſeits an diejen 
Gonferenzen nur ungerne die Hand. Am 12. December begannen 
die Vorconferenzen uud dauerten biß zum 20. gl. M. Die jämmt- 
lichen Mächte, England, das in der Perſon des Mlinijters Lord 
Salisbury feinem Botjchafter noch einen Specialbevollmächtigten 
beigegeben Hatte, nicht ausgejchloffen, jondern faft eher noch voran, 
thaten ihr möglichjtes, den Forderungen Rußlands zu entjprechen, 
und auf die Pforte zu drüden. Es wurde eine Reihe von uner— 
läßlichen Reformen zu Gunjten der drei Provinzen, Bosnien, Herze—⸗ 
gowina und Bulgarien formulirt und leßteren beigefügt, daß fie 
überdieß von der Pforte chrijtlichen Statthaltern zur Verwaltung 
zu übergeben und ein Corps von 6000 europäifcher nicht-türkifcher 
Truppen in denſelben aufzuftellen fei, welche bei der Durchfüh— 
rung ber Reformen verwendet und denen die Polizei in jenen 
Provinzen anvertraut werden ſollte. Die Pforte zeigte ſich don 
Anfang an wenig geneigt, Jolchen Yorderungen zu entjprechen, und 
fich dergeftalt augenjcheinlich unter europäifche Vormundjchaft ge— 
jet zu jehen. Um dieſer Ausficht zu entgehen, Hatte fie jchon 
jeit einiger Zeit das Midhat’jche Project einer Verfafjung für das 
ganze Reich wieder aufgenommen und fo bejchleunigt, daß dasjelbe 
zugleich mit dem Schluß der Vorconferenzen und dem Beginn ber 
eigentlichen Conferenzen verfündigt werben fonnte, am 23. Dec. 1876. 
Dieſe Berfaflung bot ihr den Vorwand, zu erklären, daß fie jenen 


Meberfiht der politifgen Entwichlung des Iahres 1876. 611 


drei Provinzen unmöglich befondere Inftitutionen gewähren könne, 
ohne damit alle anderen zu benachtheiligen, daß diefelben aber 
ja in Zukunft derjelben weitgehenden Nechte und Freiheiten ge- 
nießen würden, wie diefe und, daß fie nach PVerfündigung der 
Verfaſſung nicht das Necht habe, irgend welche weitere Zugeftänd- 
niffe zu machen, ohne die Einwilligung der beiden durch diejelbe ge— 
Ichaffenen Kammern. Troßdem wurden die Conferenzen der Mächte 
am 23. December eröffnet und die Beſchlüſſe der Vorconferenzen der 
Pforte in der erften Conferenz officiell mitgetheilt. Diejelbe nahm 
fie vorerjt einfach zur Kenntniß, gab aber jchon in der zweiten Con— 
ferenz eine Erklärung ab, die virtuell eine entfchiedene Ablehnung in 
fich ſchloß. Die Gonferenz ſetzte ihre Arbeiten dennoch fort: der 
Schluß derjelben fällt erjt in® Jahr 1877. Allein ſchon Ende 1876 
war es außer allem Zweifel, daß dieſelben fchlieklich, auch wenn 
ſich die Mächte unter fich definitiv verftändigen würden, zu feinem 
Rejultat führen könnten, Nachdem Rußland einmal mobilifirt und 
eine Armee an den Grenzen der Türkei zufammengezogen hatte, Tag 
e3 auf der Hand, daß es den Krieg mit der Pforte geradezu fuchte 
und darauf nur dann noch im lebten Moment verzichten könnte 
und würde, wenn die Türkei allen feinen Forderungen entjpreche 
und fich vollftändig demüthigte. Aus der ganzen Handlungsweife 
ber Türfei aber ging hervor, daß fie entjchloffen war, dieß nicht zu 
thun und es troß ihrer bedrängten Lage doch lieber auf einen Krieg 
werde ankommen lafjen, obgleich fie ohne einen europäifchen Alli— 
irten Rußland von vornherein militärisch entfchieden nicht ge— 
wachfen ift. 

Indeß Hoffte fie wohl, daß mit der Zeit ein folcher Alliirter Rubland 
oder folche Alliirte fich finden würden. In den Gonferenzen der — 
Mächte iſt zwar ſchließlich eine Einigung zu Stande gekommen, 
aber im Grunde war dieſelbe doch mehr eine bloß äußerliche. In 
Wahrheit beobachteten ſich alle unter einander mit dem größten Miß— 
trauen. Obgleich jene Einigung nur durch die Nachgiebigkeit Eng» 
lands gegen Rußland ermöglicht wurde, wobei England, was wohl 
zu beachten ift, viel weiter ging, ala ihm durch das von ihm fo 
brüst abgelehnte Berliner Memorandum zugemuthet worden war, 
jo war und blieb England doch eventuell der entjchiedenfte und mäch- 
tigfte Gegner Rußlands und die englifche Regierung konnte troß ber 
von ihren politifchen Gegnern in England jelbft durch die jog. bul— 
garifchen Entrüftungsmeetings eingeleiteten Agitation ziemlich ftcher 
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barauf rechnen, die entjchieden überwiegende Mehrheit ber öffent- 
lichen Meinung ihres Landes Hinter fich zu fehen, wenn fie fich früher 
oder ſpäter veranlaßt jehen würde, Rußland den Krieg zu erklären, 
um die brittifchen Intereffen zu wahren. Der letztere Zuſatz ift 
ſehr weſentlich. Denn jo viel war durch jene Agitation immer: 
hin erzielt worden, daß England ausgeſprochener Maflen einen 
allfälligen Krieg mit Rußland nur in feinem eigenen Jnterefje, nicht 
aber in demjenigen der von allen Seiten aufgegebenen Türkei führen 
würde; mit andern Worten: England werde Rußland zu hindern 
fuchen, der Türkei den ZTodesftoß zu verjegen; wenn aber dieß nicht 
mehr möglich fein follte, auch feinerjeit3 zuzugreifen und allenfalls 
Gonftantinopel mit dem Zugange zum Schwarzen Meere, Aegypten 
mit dem Suezkanal, vielleicht auch Greta bejeßen und eventuell be 
halten. Was es vorerjt noch zurüdhielt, gegen Rußland jchärfer 
aufzutreten, war der bereit3 berührte Mangel einer Allianz, als 
welche namentlich und vor allem nur Defterreich in? Auge gefaßt 
wurde. Defterreich hatte jedoch vor der Hand ganz und gar feine 
Luft, es jeinerjeit zum Kriege zu treiben, weder flir noch gegen 
Rußland und feine Bemühungen, die Pforte zu genügenden Refor- 
men im Intereſſe der Rajahs zu vermögen und dadurch eine fried- 
liche Pacification der europäifchen Provinzen derjelben zu erzielen, 
waren jedenfall die zwedmäßigften und aufrichtigften. Allein feine 
Stellung war eine überaus ſchwierige. Am Hofe war eine einfluß- 
reiche Partei, die mit diejen friedlichen Bemühungen Andrafiy’3 nicht 
einverstanden war und fort und fort für ein Eriegerifches Zufammen- 
gehen mit Rußland und eine vorläufige Belegung Bosniens wirkte, 
ohne alle Rüdficht auf die Folgen eines folchen Schritte oder aber 
mit Zielen, die allerdings nicht diejenigen Andraſſy's und auch nicht 
diejenigen der öffentlichen Meinung diesſeits wie jenjeits der Leitha 
waren. Aber auch die letztere war nichts weniger als einig. In 
Peſt ſchwärmte man förmlich für die braven Türken, während man 
in Prag, Agram ıc. alle Hoffnungen auf Rußland ſetzte und jeben 
feiner Schritte zu Gunften der ſlaviſchen Sache mit unverhohlenem 
Beifall begleitete. Beide Theile zu befriedigen, ift geradezu unmög- 
lich, die Öfterreichifch-ungarifche Regierung betonte es daher ben De- 
legationen gegenüber und jo oft fich nur eine Gelegenheit dazu dar⸗ 
bot, daß fie zunächſt allem aufgeboten Habe und auch fernerhin auf« 
bieten werde, der Monarchie den Frieden zu erhalten, und daß fie 
fi) übrigens nur von Öfterreichiichen Intereſſen werde leiten laſſen; 
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worin jedoch diefe Intereſſen beftehen, wurde nicht gefagt und wäre 
auch ziemlich fehtwierig, zum voraus zu fagen. Jedenfalls war 
Defterreich entfchloffen, fo lange als nur immer möglich, zurückzu— 
halten und jo jpät wie nur immer möglich zu Eriegerifchen Maß— 
regeln zu greifen, wenn ſolche abfolut nicht weiter zu vermeiden 
fein jollten. Doch machte e3 gegen Ende des Jahres im Stillen bie 
nöthigen Vorbereitungen, um, wenn es die Lage erfordern follte, 
feine Streitkräfte rafch und in impofanter Anzahl mobilifiren zu 
fönnen. Es ift möglich, daß es ebenfo vorläufig und im Stillen 
Fühlung mit England fuchte, aber es ift gewiß, daß es alles ver- 
mied, was Rußland hätte mißfallen können ; officiell wurde noch 
immer an dem Dreifaiferbunde fetgehalten, obgleich berfelbe nach- 
gerade faft zu einer bloßen Fiction herabgeſunken war. 

Was Defterreich vornämlich bewog, die bisherigen freund- 
Ichaftlichen Beziehungen zu Rußland aufrecht zu halten und weiter 
zu pflegen, war die Rüdficht auf die Haltung Deutſchlands gegen- 
über Rußland und gegenüber Defterreich. Deutjchland ift an ber 
Löfung der orientalifchen Lage nicht direct betheiligt. Seine Auf: 
aabe war e8 daher, vorerft jederzeit und nach allen Seiten für die 
Erhaltung des Friedens zu wirken und das that es auch mit Eifer 
und Nachdruck, indem e3 namentlich die fich vielfach twiederftreitenden 
Intereſſen Rußlands und Defterreich auszugleichen bemühl war. 
Sollte aber der Friede nicht aufrecht erhalten werben können, Jo 
war e3 klar, daß bis auf einen gewiflen Grab bie Enticheidung in 
feiner Hand Tag, wenn es fich auf die Seite Rußlands oder auf 
biejenige Englands und Defterreich® ſchlug. Darüber ſprach fich der 
Reichskanzler zu Anfang December mit gewohnter Offenheit aus, 
indem er erflärte, daß, wenn ber Krieg zwifchen der Türkei und 
Rußland nicht follte abgewendet werden können, feine Politit dahin 
gehen würde, Rußland vorerft gewähren zu laſſen und ihm die volle 
Neutralität Deutjchlands zu Gute fommen zu laſſen, um den Krieg 
zu localifiren ; wenn aber auch dieß ſich ala unmöglich erweifen und 
Defterreich durch die Bedrohung irgend eines für dasſelbe vitalen 
Intereſſes in den Krieg hineingezogen werden follte, für dieſes mit 
der ganzen Macht Deutfchlands einzutreten. Diefe Darlegungen 
fanden die allgemeine Zuftimmung aller Parteien und es trat neuer- 
dings zu Tage, daß Deutfchland, und zwar die Regierungen nicht 
minder als die politifchen Parteien, die Leitung feiner auswärtigen 
Politif dem Reichskanzler mit unbedingtem Vertrauen überläßt. 


Deutſch⸗ 
land. 
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Auch im Innern machte die Confolidirung des deutſchen Reiche 
in der zweiten Hälfte des %. 1876 einen gewaltigen Schritt weiter, 
indem die großen Juſtizgeſetze über eine gemeinfame Gerichtsordnung 
und einen gemeinfamen Givilproceß, Griminalproceß und eine Gon- 
cursordnung, an denen lange gearbeitet worden war, noch vor 
Ende des Jahres zu Stande kamen. Doch erfolgte die Einigung 
darüber nicht ohne Schtwierigfeiten, die denn auch bewirkten, daß 
das Jahr für Deutfchland mit einem fehr bedauerliden Mißton 
endete. Ende October trat der Reichdtag wieder zufammen und ber 
Hauptgegenftand jeiner Berathungen war ein Beichluß über jene 
Juſtizgeſetzgebungsentwürfe, wie fie aus den VBerathungen ber von 
ihm niedergejeten großen Commiſſion hervorgegangen waren. Die 
urfprünglichen Entwürfe des Bundesrath3 hatten in diejfer Commiſſion 
allerdings zahlreiche und zum Theil tief eingreifende Modificationen 
erfahren und der Bundesrath erhob Anfangs gegen eine ganze Reihe 
diefer Modificationen Einwendung. Es wurbe darüber einige Zeit 
hin und her verhandelt und durch gegenfeitiges Nachgeben wurde 
der größte Theil dieſer Differenzen außgeglichen und befeitigt, bis 
auf 17 Buncte, welche dev Bundesrath Für durchaus unannehmbar 
erklärte. Konnte man fich nicht über diefe Puncte verftändigen, To 
fiel das ganze Werk und damit die mühevolle, gewiflenhafte Arbeit 
mehrerer Jahre. Das war doch ganz undenkbar. Der Reichstag 
gab fich daher, wie es ſcheint, der Hoffnung Hin, daß die Reichs— 
regierung und der Bundesrath jchlieklich doch auch noch in diejen 
Punkten nachgeben würden und noch in der zweiten Leſung wurden 
fie nach den Anträgen der Juſtizcommiſſion mit großer Mehrheit 
aufrecht erhalten. Die dritte Lefung mußte entfcheiden. Da gingen 
die Fortſchrittspartei und die nationalliberale Partei, die zufammen 
allein jchon über eine Mehrheit des Reichstags verfügten und die 
bisher feſt zufammen gehalten hatten, auseinander : jene wollte nicht 
nachgeben und e3 darauf ankommen laffen, in Wahrheit den Re— 
gierungen eine Art moralijcher Gewalt anthun, während die national= 
liberale Partei diefe Tactif verwarf und fich zu einem Compromiß 
herbei ließ, der ihr ein billiger jchien. Der Compromiß wurde auch 
vom Reichötage und zwar fogar mit größerer Mehrheit gebilligt und 
angenommen, als man vermuthet hatte: die Entwürfe wurden dadurch 
Geſetze und es kam ein Werk zu Stande, das für die allmälige 
Bildung einer nationalen Einheit nach allgemeinem Urtheil von 
der allergrößten Bedeutung ift. Die Fortjchrittöpartei aber fühlte 
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fich durch das Vorgehen der Nationalliberalen tief verlegt und 
während bisher diefe beiden Parteien namentlich auch bezüglich der 
für die erften Tage des Januar 1877 vor der Thüre ftehenden all- 
gemeinen Reichdtagswahlen Hand in Hand gegangen waren, trat 
jeßt ein Bruch zwifchen beiden ein, der beiden Parteien bei diejen 
Mahlen fehr zum Nachtheil gereichte, namentlich aber, gegen ihre 
fefte Ertwartung, der Fortichrittspartei. Die letztere ift feither über- 
haupt in ein Schwanfen gerathen, dag mit Rückſicht auf die focial- 
democratifche Bewegung ſelbſt nicht einmal im Intereſſe der Reichs— 
regierung fein bürfte, wenn dieſe e8 auch ausgeſprochener Maßen 
gern Jah, daß durch den Bruch der beiden Liberalen Parteien die con= 
fervativen Fractionen in bie Lage kämen, vielfach ein Gewicht in 
die Wagfchale zu werfen, wie e& ihnen bisher nicht vergönnt geweſen 
war. Weſentlich änderte fich jedoch das Verhältniß der Parteien 
durch die allgemeinen Neuwahlen um das Ende be Jahres 1876 
und zu Anfang des Jahres 1877 weder in Preußen noch im Reiche, 
wodurch eine Stätigfeit der Entwidlung verbürgt wird, wie fie 
jedem aufrichtigen freunde des Reichs erwünfcht fein muß, und 
jelbft denen erwünscht fein follte, die nicht mit allen Beftrebungen 
ber Majorität beider Vertretungskörper einverftanden find und na= 
mentlich eine conjervativere Haltung beider anftreben. 

Wie werthvoll diefe Stetigfeit für Deutjchland ift, zeigt ung Irant- 
jeder Blick nach Frankreich, wo die conferbative Republik ihres Lebens — 
nicht froh werden konnte, obgleich ſich in den Wahlen zu Anfang des 
Jahres die entſchiedene Mehrheit für ſie erklärt hatte und es auf 
der Hand lag, daß eine irgend wie geſicherte Entwickelung auf einer 
andern Grundlage geradezu unmöglich ſei, wenn das Land nicht 
wieder dem Bonapartismus anheimfallen ſollte. Aber die alten 
Parteien ließen dem Land feine Ruhe. Zwar betrug die kleine Ma— 
jorität, welche fie allmälig bis um die Mitte des Jahres durch 
alferlei glüdliche Zufälle im Senat errungen hatten, nur ganz wenige 
Stimmen, aber e8 war doch eine Majorität, welche zu Conflicten 
zwifchen den beiden Kammern führen konnte, und außerdem ver- 
trauten fie auf ihre zahlreichen Anhänger, welche die Kampfesregie⸗ 
rungen Broglie ıc. jeit dem Sturze ded Herrn Thierd in alle Beam- 
tungen Hineinzubringen gewußt hatten, um der Regierung Schtwierig- 
feiten zwiſchen die Füße zu werfen, und hofften weiterhin nicht ohne 
Grund auf das Mohlwollen des Marfchall-Präfidenten, der, politifch 
jehr unbedeutend und fehr befchräntt, um fo mehr auf feinen. An« 
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Ihauungen und Meinungen beharrt, von feiner Etellung ala Prä- 
fident der Republik eine jehr hohe Meinung bat und auf ben feine 
nicht= republifanifche Umgebung, zumal die Marfchallin, eine fehr 
bigotte Dame, einen großen Einfluß ausübt. Das Refultat der Kam— 
merwahlen im Januar und Februar war indeß troß aller Anftreng- 
ungen feiner Regierung, ein fo entfchiedenes und unzweideutiges ge- 
weien, daß Mac Mahon nicht umhin gekonnt hatte, das Minifterium 
Buffet fallen zu laſſen und fich feine Rathgeber zunächft wenigftena aus 
dem Linken Centrum unter dem Präfidium des zwar ungweideutig repub= 
likaniſchen aber dabei fehr conjervativen und fogar einigermaflen clerical 
gefärbten Dufaure zu wählen. Das neue Minifterium hatte, wie be- 
reit3 erwähnt, mit großen Schwierigkeiten zu fämpfen. Indeß wäre 
e3 noch zu verjchmerzen gewejen, daß der Senat eine Anzahl feiner 
Vorlagen wie 3. B. diejenige betr. Wiederbeſchränkung bes jog. kath. 
Univerfitätswefeng, und ebenfo eine Anzahl von Beichlüffen der De- 
putirtenfammer wie 3. B. folche betreffend Bejchränfung der Militär- 
almojeniere und betr. endliche Abfchließung der Procefje gegen Theil- 
nehmer am Gommuneaufjtand von 1871 und die Neuwahl fämmt- 
licher Gemeinderäthe ablehnte, wenn der Marjchall-Präfident feinen 
Miniftern wenigftenz freie Hand gelaflen hätte, mit den Greaturen 
der Rampfesregierung in den höheren Beamtenkreifen, den Präfecten,.. 
Unterpräfecten, Generalprocuratoren ıc. gründlich aufzuräumen. Es 
geichah zwar einiges in diefer Richtung und mußte etwas gejchehen, 
da es don der Öffentlichen Meinung und der Mehrheit der Depu- 
tirtenfammer allzu laut und allzu entjchieden gefordert wurde, aber 
lange nicht genug, um innerhalb der Verwaltung eine einheitliche 
und übereinftimmende, gleichmäßige Action zu fichern. Der Mar— 
Ichall-Bröfident oder vielmehr feine Umgebung wußte dafür zu for- 
gen, daß immer noch gewifjermafjen Gadres innerhalb der Beamten 
förper übrig blieben, an die dereinft angelnüpft werden könnte, wenn 
es früher oder fpäter möglich erjcheinen follte, die Regierung wieder 
ben Broglies, Yourtous, Buffet? 20. in die Hände zu fpielen. 
Zunächſt war dazu freilich wenig Ausficht und als die zahlreichen 
Schwierigkeiten, welche ihm fortwährend von allen Eeiten entgegen 
ftanden, Dufaure endlich zu Anfang Dezember betvogen, jeine 
Entlafjung zu nehmen, war für den Marfchall noch feine Möglich- 
keit erfichtlich, eine Wendung eintreten zu laſſen. Er beſann fich 
zwar etwas lange, aber jchließlich entfprach er doch den Wünfchen 
der großen Mehrheit der Deputirtenfammer, indem er zum Nachfolger 
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Dufaures Jules Simon ernannte, der fogar nicht mehr dem Linken 

Gentrum, fondern der eigentlichen Linken angehörte. Jules Simon 
war ein entjchiedener Republikaner, aber ein gewandter und in feinen 
Hormen jehr verträglicher Mann und eben dadurch hoffte er, den 
Präfidenten und die Majorität der Kammer gleichmäßig befriedigen 
und dadurch beide einander allmälig näher bringen zu fönnen. 
Ebendarum verfäumte er es, fich, wie die Kammermehrheit gewünſcht 
und ihm gerathen Hatte, ala Haupt eines verfaflungamäßig der 
Kammer verantwortlichen Minifteriums gegen alle Eingriffe des un« 
verantwortlichen Präfidenten der Republik ficher zu ftellen und eben- 
fo, fich bezüglich durchgreifender Veränderungen im höheren Beamten 
perfonal freie Hand zu bedingen. Er begegnete daher fofort den= 
felben Schwierigkeiten und Hinderniffen, wie fein Vorgänger Dufaure, 
demjelben geheimen Widerwillen bes Präfibenten und denjelben Machi- 
nationen der Umgebung besfelben, nur in noch verftärkttem Maße 
als Dufaure, weil er entjchiedener liberal dachte als diefer und na— 
mentlich den clericalen Tendenzen von Anfang an fchärfer ala diefer 
entgegentrat. Es ſollte das jpäter für ihn und das Land verhäng- 
nißvoll werden. Vorerſt hoffte die republicanifche Majorität ber 
Kammer noch das Beite, zumal es feititand, daß die Republif mit 
jedem Monat, den fie weiter bejtand und zwar in aller Ruhe weiter 
beftand, erfichtlich in der Öffentlichen Meinung breitere und feftere 
Wurzeln ſchlug. Nach außen und namentlich in der orientalifchen 
Frage beobachtete die Regierung im Einverftändniß mit der Kammer 
möglichfte Neutralität und das Verhältniß zu Deutjchland geftaltete 
ſich unter der Herrfchaft der Republit immer mehr und mehr zu 
einem wenigſtens leiblichen. Jedenfalls hatte Deutjchland Feine 
Urfache, e8 ungern zu jehen, daß die confervativ-republifanifchen 
Elemente in Frankreich endlich an's Ruder gelommen waren, und 
wenn fie fich auch fernerhin würden am Ruder erhalten können. Ein 
Umſchlag nach der Seite der Legitimiften, Orleaniften, Bonapartiften 
und Glericalen lag und liegt in feiner Weife im Interefle Deutjch- 
lands und im Intereſſe eines auch nur mehr oder weniger befriedi= 
genden Verhältnifjes zwifchen Deutjchland und Frankreich. Es dürfte 
im Gegentheil eher jcheinen, daß es im Intereſſe Deutſchlands 
liegen möchte, die allmälige Befeftigung einer conjervativen Republik 
vielmehr zu begünftigen, eben weil ein freundliches Verhältniß faft 
nur mit ihr denkbar, jedenfalls mit ihr noch eher denkbar ift, ala 
mit irgend einer monarchifchen Geftaltung Frankreich. Und warum - 
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ſollte dieß nicht thunlich fein? Steht doc) die Monarchie in Deutſch 
land feit der Aufrichtung des deutſchen Reiches fefter als je, twährend 
zugleich von der jekigen Republik Frankreich eine Propaganda wenig— 
ften3 auf lange hinaus nicht Teicht zu befürchten ift, und haben doch 
beide einen und denfelben gemeinfamen Feind, die Macht des Ultra— 
montaniamus, zu deſſen Abwehr vielleicht mit der Zeit eines des 
andern nicht wird entbehren können. 

Jialien. In Italien eröffnete der König im November das, wie ſchon 
erwähnt, neugewählte Parlament. In feiner Thronrede erwähnte 
derjelbe mit Befriedigung, daß das Gleichgewicht der Einnahmen 
und Ausgaben im Budget für 1877 wenn auch noch nicht voll— 
ftändig, doch naheru erreicht fei. Außerdem kündigte diejfelbe eine 
Borlage betreffend Beſtrafung eine Mißbrauchs der Amtsgewalt 
Seitens des Glerus gegenüber dem Staate und eine folche betreffend 
Hebung des Volksſchulweſens an. Auch in Stalien, wie in yranf- 
reich und England, fucht man allmälig fich dem Princip der allge— 
meinen Schulpflicht zu nähern, wenn auch überall noch große Echiwie- 
tigfeiten zu überwinden fein werden, ehe man wirklich dahin gelangt. 

SpanienIn Spanien ftieß bie von der Regierung vorgelchlagene und von 
beiden Kammern genehmigte Bejchränkung der biäherigen Fueros von 

- Navarra und der bastifchen Provinzen auf unerwartete Hinderniffe. 
Diefe Fueros find doppelter Natur. Emmal nämlich ficherten fie jenen 
Provinzen eine ſehr weit gehende Autonomie für ihre innern Ange 
legenheiten und dann befreien fie diefelben gegenüber den ſämmtlichen 
andern Provinzen des Neichd vom Dienſt im Heere und befchränfen 
ihre Theilnahme an den allg. Etaatslaften auf ein Minimum. Die 
Beichlüffe der Cortes num bezogen fich Iedialich auf die letztere Seite 
der Fueros und dazu Waren fie ohne Zweifel volltommen berechtigt: 
diefe Vorrechte hatten jene Provinzen durch den carliftiichen Aufftand 
mit Fug und Recht verwirkt. Die Durchführung der Beſchlüſſe ftiek 
jedoch auf den MWiderftand nicht bloß der carliftifchen, Jondern auch 
ber liberalen Elemente der Bevölkerung und konnte daher bi8 Ende 
1876 nicht vollftändig bewirkt werben. 

Schweiz. Die Entwidlung der Schweiz, Belgiens und Hollands bot im 
%. 1876 nur wenig hervorragende Characterzüge dar. In der Schweiz 
gerieth da8 große Unternehmen einer Durchbohrung ded Gotthard 
und der Herftelung eines ununterbrochenen Schienenwegs zur Ver— 
bindung Deutfchlandse und Italiens um die Mitte des Jahres in 

» eine ſchwete Criſis, da es fich zeigte, daß die dem Unternehmen zu 
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Grunde gelegten Voranjchläge um nicht weniger ala 100 Millonen 

zu tief gegriffen worden waren. Deutjchland und Italien zeigten 

fich wenig geneigt, die von ihnen gewährten Eubfidien in fo großem 
Maße zu erhöhen. Dennoch ift es nicht wahrfcheinlich, daß das ge— 
waltige Werk daran fcheitere; wohl aber wird es ſtark bejchnitten 
werben müſſen, um wenigſtens den Hauptjtrang desſelben füdlich und 
nördlich bis zum St. Gotthard und durch diefen ungefchmälert er- 
ftellen zu können. In Belgien erhielt fich die clericale Partei auch Belgien 
nach den Neuwahlen, die in diefem Jahre ftattfanden, am Ruber, 

dba fie durch diefelben in der Deputirtenfammer nur einen einzigen 

Sit verlor, wodurch ihre Majorität von 14 auf 12 Stimmen her- 
abfanf. Doch fteht dag Minifterium Malou fichtlich nicht mehr 
ganz feit. Allein fo lange die liberale Partei es nicht wagt, dem 
falfchen Princip, das die Kirche dem Staate auch in weltlichen Dingen 
verfafjungsmäßig gleichitellt, entjchieden zu Leibe zu gehn, ift an 

eine tefentliche Aenderung der Lage kaum zu denken. Holland Holland. 
aber fing an, bie Folgen feines etwas unbedacht unternommenen 
Krieged mit ben Atchinefen zu fpüren und boch fcheint noch fein 
Ende diejed Krieges abzufehen zu fein. 

Bedeutſamer erfcheint die Übrigens fchon feit einer Reihe don Scanbi- 
Jahren eingetretene democratifche Bewegung in den drei ſcandinavi— —— 
chen Reichen. Im ſchwediſchen Reichstag, im norwegiſchen Storthing * 
und im däniſchen Neichdtag behauptet die ſog. Landmannspartei 
gegen die Regierungen entjchieden die Majorität. In Schweden fielen 
durch fie auch im Jahre 1876 alle Berfuche der Regierung, eine den 
Bedürfniffen der Zeit entfprechende Reorganifation des Landheer und 
der Flotte mwenigftend anzubahnen. Früher oder jpäter muß und 
wird hier ohne Zweifel das Miliziyftem Pla greifen, mit dem fich 
indeß vorerjt die Regierung noch nicht befreunden und begnügen will. 

In Norwegen handelt e3 fich weniger um militärifche, ald um con- - 
jtitutionelle Streitpuncte. In beiden ift indeß der Gegenſatz zwi— 
chen den Regierungen und den Volksvertretungen fein geradezu feind= 
feliger. Dagegen ift dieß in Dänemark allerdings und in fteigenden 
Grade der Fall. Die Differenzpuncte waren übrigens im Jahr 1876 
wejentlich ganz diejelben wie im Jahre vorher: die Frage der Be— 
feftigung Copenhagen und das Budget. Im Folkething hat die 
Dppofition der ſog. Bauernpartei da3 durch eine vom König ver— 
fuchte Auflöfung und Neüwahlen nur noch verftärkte Uebergewicht, 
während die Regierung fich auf das Vertrauen des Königs und bie 
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Majorität des Landathings ftüßt, Der Conflict ift bis Ende 1876 
ein jo jchroffer getvorden, daß tiefer greifende Folgen in Ausficht 
ftehen, wenn der König fich nicht dazu entfchließt, das bisherige Mi- 
nifterium zu verabſchieden und ein neues der Majorität des Follhe— 
things zu entnehmen, was er übrigens allem Anfchein nach gar wohl 
thun fönnte, ohne die wirklichen Intereſſen des Landes zu gefährden. 

In die lehten Monate des J. 1876 fällt fchließlich noch ein 
Greigniß, dad in feinen Folgen viele andere, die viel mehr Lärm made 
ten, überragte und für die Folge entfchieden verhängnißvoll werden 
fann. Im November ftarb der Iafigjährige Garbinal-Staatsfecretär 
des Papftes, Antonelli, und im December auch fein bisheriger General- 
vicar, Gardinal Patrizi. Beide waren verhältnigmäßig noch gemäßigte 
Männer, die mit ber entjchieden jefuitifchen Umgebung des Papftes 
nicht durchaus übereinjtimmten und die ultramontane Wucht vielfach 
noch etwas zurüdhielten. Der Papſt erſetzte den erfteren durch feinen 
bisherigen Nuntius in Madrid, Gardinal Simeoni, und den Ießteren 
durch den Gardinal Monaco La Baletta. Beide gehören der ent= 
chiedenen Zefuitenpartei an und die erjten Monate des Jahres 1877 
haben bereits gezeigt, daß man ſich auf eine veränderte, wejentlich 
verichärfte Politik Roms und auf ein entfchiedene® Borgehen von diefer 
Seite gefaßt machen darf, ja auf eine Wendung, die an Tragweite 
der Verwicklung ber vrientalifchen Frage geradezu an die Seite zu 
jtellen fein möchte. 


Kegifter. 


Neben ber Seitenzahl find bie a 7 er bie Monatötage mit arabifchen 


Aegypten: S. 470—547. 
Actenftüde: IV 4 (Bericht Cave über bie Sinanzlage) ©. 487, V 7 (De 
= = Khedive über die Staatsſchulden und feine Privatichulden) 
. 492. 


Baden: S. 35— 232: III 3 (Budget), 4 (Reichseifenbahnfrage), IV 6 (Al⸗ 
tramontaniämus), 12 (Altfatholiten), V 3 (paritätifche Ka re. 
VI 2 (Ultramontane), 13 (paritätifche Volksſchulen), 15 (General« 
iynode), 22 (parit. Volksſchulen, Erwerbfteuer), 25 (Gehaltsaufbeſſer⸗ 
ung ber Geiftlichen), IX 21 (Holly entlaffen), X 31 (Genexaliynode, 
Rede de3 Großherzogs) (paritätiiche Schulen), XII 31 (paritätifche 
Volksſchulen). 

Bayern: S. 35—232: I 31 (Nuntius), II 4 (Militärdienftpflicht), 21 (pro⸗ 
viforifche Steuerbewilligung), 25 (ultramontane Mehrheit der I. 
Sammer; NReichseifenbahnfrage; Beamtengehalte), III 3 (Landtags: 
wahlgejeg) (Miktrauendvotum), 7 (Landtagswahlgefeg), 11 (Beamten: 
gehalte), 24 (Schulmwejen), 29 (Budgettämpfe), 30 (Budget), IV 2 
Vale Volksvereine), 29 (Budget des Auswärtigen), 30 (Altfatholis 
en), V 3 (Wahlcaffationen), 6 (ebenfo), 12 (fgl. Cabinetöfecretär), 
14 (Ultramontane und Sozialiften), 18 (Wahlcaffationen), 22 (Agra: 
rierpartei), 23 (Militärcredit), 31 (Biichof Haneberg }), VI 4 (Kunfts 
gewerbeauäftellung), 19 (Landtagswahlgejeh), 26 (Staatbahnen), 28 
(Landtagswahlgejeh), VII 5 (Wahlcaffationen), 13 (Etat des Gultus: 
miniſteriums), 19 (Wahlcaffationen), 22 (Theuerungszulage), 23 (Forſt⸗ 
ichule), 25 (Militärcredit), 27 (Budget) (Wahlcaflationen), 28 (die: 
jelben), 29 (Schluß des Landtags, Erklärung der liberalen Partei), 
VIII 13 (Richard Wagner), 31 (Refultat der Landtagsſeſſion) IX 17 
(Bilchofsernennungen), 24 (lib. Proteftanten), X 2 (Simultanjchulen), 
12 (Ultramontane), 15 (Wahlen zur Generaliynode) (Ultramontane), 
27 (lib. Proteftanten), XI 10 (Landtagswahlen), 17 (die Biſchofser⸗ 
nennungen), 23 (Spaltung ber Ulttamontanen), XIII (Küraffiere). 

Belgien: S. 422—426. 


Curie, die päpftlide: S. 397— 402. 
Actenftüde: IX 26 (Erlaß betr. Wahlen zur italienifchen Deputirtenlam: 
mer) S. 400; XII 21 (Breve an ben Biſchof von Rottenburg) S. 401, 
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Dänemark: S. 433—439. 


Deutſches Reich: S. 35—232: I S (Juſtixcommiſſion), 12 (dief.) (dief ), 17 
(Ausgrabungen bei Troja), 18 (NeichBeilenbahnfrage), 19 ( Zufammen: 
tritt des Reichstags), 20 (Juſtizcommiſſion), 22 (Reicheifenbahnfrage), 
24 (Strafrechtänovelle), 25 (Reichsbudget), 26 (Gardinal Hohenloke), 
27 (Strafrechtänovelle), 28 (dief.), 29 (dief.), 31 (Militäriſches). 

II 2 (Pferdeausfuhrverbot), 7 (Strafgeiegnovelle, Rede Bismarcks), 
8 (Hilfäkafjengeieß), 10 (Schluß des Neichitage), 10 (Fürſtbiſchof v. 
Breslau), 12 (Juftizcommiffion), 16 (AJuftizeommijfion), 17 (Graf 
Harry Arnim), 19 (Gr. Stolberg Botichafter), 20 (Altkatholiciamus), 
29 (Reichseifenbahnfrage). 

III 9 (Graf Harry Arnim), 11 (China), 18 (Defterreich), 22 (Ge: 
burtstag des Kaijerd), 27 (Reichshaushalt), 30 (China). 

IV ı (Gejundheit3amt), 3 (Bundesrath), 7 (Verhältnig zu Ruß— 
land), 8 (Reichseijenbahnfrage), 20 (Ertönig von Hannover), 25 (Ei« 
ſenbahnweſen), 26 (Reichseijenbadnfrage), 27 (Bisthum Münfter), 28 
(Lauenburg), 29 (Reichteifenbahnfrage). 

V 10 (Hofmann, Präf. des Reichskanzleramts), 22 (Panzerge: 
ſchwader), 26 (Altkatholifen), 31 (Flugichrift Reinkens). 

VI I (Mobilmahungsplan), 6 (Allg. Lehrertag), 7 (Hoffmann 
und Bülow, preuß. Staatsminifter) (Altktatholiten), 13 (Sozialdemo: 
traten), 15 (Unterftaatäfecretäre), 30 (Meltinduftrieauäftellung in 
Philadelphia). 

VII 3 (Juftizgejeßgebung, Referat Miguel), 10 (Aufruf zur Bil: 
dung einer deutjch-conjervativen Partei), 11 (Kaifer und Bismard in 
Würzburg), 19 (Zufammenktunft des Kaiſers mit dem Kaiſer von 
Defterreih), 31 (Sozialdemocratie). 

VII 1 (Deutich:conferv. Partei), 13 (Wahlagitation), 18 (Herbit: 
mandver), 20 (Journaliftentag), 22 (Genofjenichaftäweien), 24 (Eon: 
greß der fozialdemocr. Partei), 28 (Juriftentag), 29 (Proteitantentag). 

IX 2 (Miffion Manteuffel), 7 (Rechenichaftäbericht ber national: 
liberalen Partei) (Schußzöllner), 10 (kath. Vereine Deutichlande), 19 
(Organifation des Reichskanzleramtes), 21 (KHaifer in Stuttgart), 23 
(AltkatHoliten), 25 (Kaifer im Eljah) Geſellſchaft für internationales 
Recht), 26 (Schutzzöllner), 27 (Kaiſer in Canſtatt). 

X 5 (Graf Harry Arnim), 10 (Schubzöllner), 26 (Drientalifche 
Frage), 30 (Eröffnung des Reichstags, Thronrede), 31 (Bunbdesrath 
bez. Juſtizgeſetze). 

XI 1 (Suftizgefee) (Eifenzölle), 2 (Diätenfrage) rer 
bes Reichsſstags) (NReichdeifenbahngejeß), 3 (Büreaumahlen des Reiche: 
tag3) (Finanzlage), 6 (oriental. Frage), 7 (Juſtizgeſehe) (Neichsjuftize 
amt), 8 (Unterhandlung betr. Yuftizgefebe), 15 (Juſtizgeſetze). 21 
— — 27 Worlage betr. Ausgleichszollſätze), 30 (Reichstags: 
wabhlen). 

XII 1 (Zifchrede Bismarcks über die orient. Frage), 2 (Juſtizge⸗ 
jeße), 4 (Parifer Induftrienuaftellung), 5 (Rede Bismarcks über die 
orient. Frage), 9 (elfälfiiches Budget), 11 (Yuftizgefeke), 12 (diei.), 
12 (Retorfionszölle), 14 (Eifenbahngütertarif), 15 Sg (Juftiz: 
gejeße), 18 (dief.), 19 (Retorfionszöller, 22 (Juftizgejeke), 22 (Schluß 
des Reichstags, at Paten 22 (Frortichrittöpartei), 24 (nationallib, 
Partei), 25 (FFortichrittspartei), 26 (Yuftizgefeke), 23 (nationallib, 
Partei), 29 (Ernennungen), 31 (Wahlagitation), 
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Elſaß⸗Lothringen: S. 35— 232: II 16 (Bifchof von Etrakburg), III 29 
Grabifchof von freiburg), V 10 (Gei.:Entw. bez. Landesausſchuß), 
17 (Landesausſchuß), VI 1 (neue Landesgejekgebung), VIII 21 (Be: 
zirkätage), X 20 (Programm der Autonomijten), XII 31 (Meb). 


Franfreih: S. 312—373. 

Actenftüde: I 13 (Wahlmanifeft Mac Mahons) S. 313; III 14 (Pro: 
gramm des Minifteriumsd Dufaure) ©. 324; IV 22 (Programm be3 
Unterrichtäminifterd® Wabddington) S. 336; V 29 (Motive zur Bor: 
lage betr. ein neues Gemeindegefeg) S. 44; VI 14 (Programm 
Waddingtons) S. 345; VI 16 (NRundjchreiben Waddingtond) ©. 346 ; 
VI 28 (Schreiben Mac Mahons über die Communeunterfuchungen) 
©. 349; XII 14 (Programm de3 Minifteriums Jules Simon) ©. 371. 


Griehenland: S. 548—553. 

Großbrittannien: S. 287—311. 

Actenftücde: II 8 (TIhronrede der Königin) S. 237; IV 28 (Proclamation 
betr. Annahıne de3 Kaiſertitels) ©. 294. 


Heſſen: S. 35—232: III 5 (Reichdeifenbagnfrage), 11 (Eifenbahnen), 12 
(Biſchof von Mainz), 21 (Eifenbahnen), V 31 (Kirchenfteuerfrage): 
VI 27 (Reichseijenbahnfrage), IX 9 (Kulturlampf), X 25 (Reichs, 
eijenbahnfrage), 31 (Bewegung in der proteft. Kirche), XI 18 (dieſ.), 
29 (Reichdeilenbahnfrage), XII 6 (Landesſynode). 

Holland: S. 427— 432. 

Actenftüde: IX 16 (Thronrede) ©. 429; IX 18 (Thronrede) S. 430. 


Italien: S. 374-— 396. 

Actenftüde: UI 6 (Thronrede bed Königd) S. 377; III 15 (Decret zu 
Schließung ber päpftlichen Univerfität) S. 379; VII 20 (Gefepent: 
wurf über die Beltrafung von Eultusdienern wegen Ueberichreitung 
ihrer Amtsbefuguniſſe) S.337; XI 20 (Thronrede des Königs) ©. 393. 


Lippe Detmold: ©. 35— 232: 131 (Einberufung des Laudiags), II5 (Wahl: 
gejegentwurf), III 15 (Landtagswahlen), V 11 (Eröffnung bed Land: 
tags), 17 (Zandtagswahlgeje), XI 1 (Ende des BVerfafjungäftreites), 
XI 13 (Eröffnung de3 Landtags, Throntede). 


Medlenburg: S. 35—232: 18 (Landtag), III 9 (Landtag), XI15 (Landtag). 


Deflerreihelingarn: S. 233—261. 

Actenjtüde: II 9 (Erklärung der clericalen Mehrheit des Tyroler Land: 
tags und Gegenerflärung der liberalen Minderheit) S. 240; V 15 
(Aniprache des Kaiſers an die Delegationen) S. 246. 


Oldenburg: S. 35— 232: II 19 (Landtag), IV 20 (Landtagswahlen), V 6 
(Landtag) 16 (derj.). 


Pforte, ottomanifche: S. 470—547. 

Actenftüde: I 15 (Erlaß betr. Errichtung von Appellhöfen) S. 472; II 13 
(Note an Defterreih und Girculardepeiche betr. die jogen. Note Ans 
drafiy) ©. 476; II 17 GEeſetz betr, Erwerb von Grundeigenthum) 
©. 478; IH 1 (Gireulardepeiche betr. Ausführung der Forderungen 
ber Note Andrajiy) S. 480; III 14 (Erklärung der bosniichen Flücht: 
linge) ©. 482; IV 4 (forderungen der Iniurgenten der Herzegowina) 
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©. 485; V 13 (Berliner Memorandum) S. 496; VI 1 (Hat und 
Reformprogramm Murad Vr) S. 500; VI 7 (Amneftieerlah für Pos 
nien und die Herzegowina) ©. 502; VI9 (fForberungen ber Kretenier) 
©. 503; VII 5 (Antwort der Pforte auf die Sriegserflärung Ser: 
biens) ©. 511; VII 10 (Proclam bed Sultans an die afiatiichen 
Mufelmänner) ©. 512; VII 17 (Rebe des Großvezierd Ruſchdi Paſcha 
über das Verfaſſungsproject) S. 513; VII 10 (Proteft der Softas 
gegen eine Gleichftellung der Chriften und Mufelmänner) ©. 517; 
IX 10 (Antrittö:Hat des Sultans Abdul Hamid) ©. 522; IX %0 
(Forderungen der Armenier) ©. 525; IX 26 Veh ngland3 
bez. Serbien) ©. 527; IX. 26 (Depeiche England bez. der bulgari: 
hen Gräuel) ©. 528; X 12 (türfifche Depeiche betr. die Reform: 
age) ©. 531; X 30 (englifche Depefche über die Politit Englands 
in der orient. Drage) ©. 533; XI 23 (Hat des Eultans und Eir 
culardepeſche über die neue Berfaffung) ©. 543. 
Portugal: S. 265— 266. 


Preußen: S. 35-232: I 3 u. 4. (Provinziallandtage), 6 (Ultramontanes), 
8 (frage der Abtretung der Eijenbahnen an das Reich), 8 (Mainzer 
Berein deutjcher Katholiken), 9 (kirchl. Collectenweſen), 12 (Erzbiſchof 
von Köln) (General:Synodal:Ordnung), 14 (deutiche Rechtichreibung), 
15 (Altlatholifen), 15 (Ultramontanes), 16 (Eröffnung des Land: 
tags, Thronrede), 17 (Ultramontanes), 13 (Budget für 1576), 19 
(Gele entwurf betr. Geichäftäipradhe), 20 —— —— 

21 (Budget), 22 (Gen.Synod.Ordnung), 256urheſſen), 29 (biſchoͤf⸗ 

liche Vermögensverwaltung), 31 (Gulturtampf) (Hilfetaffenwefen) 

(Suceurfalpfarreien). 

11 2 (Lauenburg), 3 (Erzbiſchof von Pofen) (Broſchüre Reichen: 
fperger), 12 (hannov. Synode) (meftfäl. Stäbdtetag), 13 (Agrarpartei, 
Programm), 14 (evangeliſche Kirchenverfaffung), 15 (ländliche Fort: 
bildungsfchulen), 16 — 17 Germödgensverwaltung kathol. 
Diöceſen), 18 (Lauenburg) (Dispoſitionsfonds) (Erlaß bez. Ertheilung 
des kath. Religionsunterrichts) (Sperrgeſetz), 20 (Frage der Ausdeh— 
nung ber neuen Kreis- und Provinzialordnung) (Gründerſchwindel) 
et von Münfter) (Erzbiichof von Pofen), 23 (allgem. Unter: 
** en) (Gründerfchwindel), 26 (Synodalordnung), 28 (Weihbiſchof 
von Pojen). 

II 1 (Gamphaufen), 6 (kirchl. Vereinsweſen) (Biſchof von Paber: 
born), 7 (Bijchof von Münfter), 8 (derj.), 9 (Biichof von Limburg), 
10 (Städteordnung, Sperrgejeß), 11 (Erklärung Falls betr. Ausglei 
mit Rom), 12 Giſchof Ketteler), 13 (Eultusbudget), 14 (Weihbiſcho 
von ze (Dermögendverwaltung kath. Didcefen) (Geichäftäiprache 
der Behörden), 18 (Bilchof von Paderborn) (Städteorbnung), 20 
(NReichzeifenbahnfrage) (Lauenburg) (Budget), 25 (Reichteifenbahnvor: 
lage), 27 (Staatshaushalt, Lauenburg), 28 (Knabenjeminar Pabder: 
born), 29 (Gründerichwindel). 

IV 1 (Bistum Münfter), 5 (Lauenburg) (Altkatholiken), 8 (Bis: 
thum Münfter, Bistum Breslau), 13 (Bisthum Münfter), 18 (Bir 
ſchof dv. Limburg, Biich. v. Hildesheim), 25 (Delbrüd), 27 (Schweiz) 
(Graf Harry Arnim) (Juftizgefeßgebung), 30 (Reichteifenbahnfrage) 
(Flottenweſen) (Parteiagitation). 

V 1 (Berliner kathol. Vereine), 2 (Norbichleswiger) Reichseiſen⸗ 
babnfrage), 3 (Berliner Zeughaus), 4 Vera 9 (ieh, 
11 (Bermögensverivaltung katholiſcher Diöcefen), 12 (Altkatholiten), 
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15 (Papftjubiläum) (Vermögensverwaltung kath. Diöcefen), 16 (Ge: 
ihäftsipradhe der Behörden), 17 (Eifenbahnen), 18 (Lauenburg) 
(Reichseijenbabnfrage, Rede Bismarcks), 20 (Sperrgeſetz) (Geichäfts: 
ſprache ber Behörden), 22 (Vermögensverwaltung kath. Didcejen), 24 
(Bistum Münfter) (Gejeßentwurf betr. höhern Verwaltungsdienit), 
26 (Unterfuchungshaft) (Synagogengemeinden) (Städteordnung), 27 
(Agrarier), 29 (Städteordnung) (Synodalgeſetz) (Biichof von Trier }). 

VI 7 (Hofmann und Bülow preuß. Staatsminifter), 3 (Bisthum 
Breslau), 10 (Erzbiſchof von Köln), 11 (Städteordnung), 16 (Si: 
multanichulen) (Bapftjubiläum), 17 (höherer Verwaltungsdienft), 19 
(Geichäftsiprache der Behörden), 21 (höherer Verwaltungsdienft), 22 
(Städteordnung), 23 (Eijenbahnen) (Hoffmann und Bülow preuß. 
Staatsminister) (höh. Verwaltungsdienit), 24 (Städteordnung), 27 
(Sompetenzgefeß, Städteordnung), 28 (Erzbiichof von Köln), 29 (Com: 
petenzgejeg, Städteordnung), 30 (Schluß des Landtags) (missio ca- 
nonica der Schullehrer). 

VII 6 (Erzbiſchof von Köln), 9 (Erzbiichof von Poſen), 13 (Mar: 
pingen), 17 (Erzbiſchof von Köln), 19 (die deutjcheconfervative Par: 
tei), 31 (Erzbiichof von Poſen). 

VIII 13 (Wahlagitation). 

IX 7 (Synodalordnung f. Naſſau), 15 (Bistdum le 18 
(Marpingen) (VBermögensverwwaltung kath. Diöcefen), 23 (Erzbiſchof 
bon Pojen), 25 (Gejchäftsiprache der Behörden), 26 (Stellung der 
Parteien), 27 (Provinziallandtag von Hannover). 

X 4 (Ulteamontanismus), 10 (deutiche Sprache in Poſen), 14 
(Auflöfung des Abg.-Haufes), 19 (Biihof von Limburg) (Finanz: 
lage), 21 (Biſchof von Münfter), 27 (Landtagswahlen) (Marpingen). 

XI 5 (Marpingen). 

XI 7 (Biſchof von Münſter). 


Rußland: ©. 448 —469. 

u 11 6 (Ufas betr. Aufhebung des Generalgubernat3 der Oft: 
eeprovinzen) S. 469; V 30 (Verbot der kleinruſſiſchen oder ruthe: 
niſchen Sprache) ©. 452; IX 2 (Bericht über eine Unterredung des 
Kaiſers mit dem engliichen Bot rn ©. 459; X 10 (Aniprache 
de3 Kaiſers in Mostau) S. 463; 13 (Depefche Gortichatoffs bez. 
der Mobilifirung gegen die a 465; XI 19 (Depeiche Gort⸗ 
Ihatoff3 an England betr. die Differenzen zwiſchen Rußland und 
England bez. der oriental. Frage) ©. 466. 

Rumänien: S. 470—547. 

Actenftüde: (Memoire über |. Beziehungen zur Pforte) S. 506. 


Sachſen: S. 35-232: 19 (Sozialdemokraten), II 5 (Reichseifenbahnfrage), 
24 (Entihädigung der Geiftlihen) (Sozialdemokraten), 26 (Reiche: 
eifenbahnfrage), 29 (Univerfität Leipzig), III 3 (Reichdeifenbahnfrage), 
5 (Schulwejen), 8 (Reichseifenbahnfrage), 29 (diefelbe), 30 (Vorlage 
betr. Oberauffichtsrecht über die fath. Kirche), IV 2 (Gejandtichafts: 
frage), 8 (Reichgeifenbahnfrage), 10 (Eiſenbahnweſen), 22 (Entichädi- 
gung der Geiftlichen), V 1 Eiſenbahnen), 6 (ebenfo), 10: (ebenfo), 
12 (ebenfo), 18 (ebenfo), 23 aa 25 (Hoheitsrechte des Staats 
bez. der fath. Kirche), 31 (Eifenbahnen) (Untverfität Leipzig), VI 1 
(Eifenbahnen), 20 (Reichdeifenbahnfrage), 23 (Eijenbahnen), 24 (Kö⸗ 
nig), 28 (Zandesiynode), 29 (Gejeh bez. Hoheitärechte des Staats über 
die fath. Kirche), XI 1 (Minifter v. Frieſen). 
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Schweden ar He 

—— 119 N 3 —— S. 440; II 1 (Dentichrift über 
die zn . 442. 

Schweiz: S. 403— 421. 

—5 VI 10: Fabrikgeſetz (Normalarbeitstag) ©. 413. 

Serbien: S. 470—547. 

Actenftüde: VI 30 (Krie 3manifeft bes Fürſten an fein Voll) S. 507; 
VI 2 a A Gihernajeffs) ©. 510. 

Spanien: S. 267-—2 

Actenftüde: II * ae der Regierung über Cuba) ©. 268; 
II 15 (Throntede des Könige) ©. 269; U 15 (Erlaß bes Biichofs 
von Menorca gegen die Proteftanten) ©. 271; II 15 (Urtheil bes 
eiftlihen Gerichtshofs von Gadir) ©. 272; II 30 (Breve bes Papſis 
Mir Wiedereinführung ber ſog. Slaubenseinheit) ©. 274; IX > 9 
peiche Ganovas über die Verfolgung der Proteftanten) &. 2 
(Rundjchreiben des Biſchofs don Menorca) S. 281. 


Vereinigte Staaten von NRorbamerifa: S. 557—567. 
Actenſtücke: (Botichaft Grant?) S. 565. 


Weimar: S. 35—232: III 6 (Reichdeifenbahnfrage), 21 (Kammervermögen), 
VI 14 (provif. Kicchengeleh). 

BWeltpofiverein: S. 403. 

Württemberg: S. 35—232: I 6 (Volfapartei), TI 20 (Givilehe), III 30 
(Reichgeifenbahnfrage), 31 (Alttatholiken), IV 1 (Gejandtichaftäfrage), 
V 24 (Bildung eines Staatöminifteriums), VI 25 (Minifterverant: 
wortlichkeit), 27 (Landtag), VII 2 (Volkspartei), 12 (Staatäminifte 
rium), 21 (Berwaltungsrechtäpflege), XI 4 (Schluß bes Landtags, 
Thronrede), XII 13 (allg. Landtagswahlen). 
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